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Allgemeine  Lehren. 

§  1.  Elnleitiins:.  Der  tidliegende  Unterschied  der  VölkergnippKU  t>chiiftit 
den  Gedanken  der  Einheit  des  Menschengeschlechts')  nicht  ans.  Diese  Er- 
kenntnis ist  das  Ergebnis  der  Qesamtentwicklmig  der  Menschheit,  soweit  wir 
diese  mit  den  uns  heute  zur  Verfügung  stehenden  wisseuschafUicli^  BBhr 
mittdnstt  Überblicken  vermögen.  Für  das  Rechtsleben  haben  Reclitsgeschichte 
und  vergleichende  Ee<  lit>\visseiiscliaft  innerhalb  der  wiclitig^sten  Gebiete  des 
sozialen  Lebens  gleichartige  Verhältnisse  nnd  Normen  und  mit  diesen  eine  ge- 
wisse Gleichartigkeit  wirksamer  Ursachen  der  Rechtsbilduug  nachgewiesen. 
Das  Bewu&taein  der  Einheit  des  Henacbengeschleohts  ist  allerdings  erst  das 
Ergebnis  der  höheren  Stufe  menschlicher  Enltarentwielilung;  die  Entwicklung 
selbst  vollzieht  sich  aber  zunächst  (namentlich  in  primitiven  Verhältnissen) 
ausschließlich  innerluilb  der  durch  anthropologische,  etlmische  und  ethische 
Eicfeiischaften  charakterisierten  (^rnppenbiidungen,  und  zwar  in  dem  Mai5e, 
daü  sich  das  gesamte  Leben  der  Einzelnen  wie  auch  das  soziale  T^ben  in  dem 
nationalen  Leben  ersehspft.  So  ist  alle  Rechts-  md  StastiA)ildang  ursprüng- 
lich ansschiielUicb,  auf  den  hObereai  Stufen  der  Entwkitlung  vorwiegend  das 
Werk  der  sozialethischen  Betätigung  des  nationalen  Geistes:  alle 
staatliche  Organisation  eis(  liö|)ft  sich  in  der  Ordnung  der  Gemeininteressen 
der  Augehörisren  einer  bestimmten  Xation  —  ein  Kriterium,  das  nocli  für  das 
staatliche  Leben  der  Hauptvölker  des  klassii>chen  .Altertums  niaügebend  war. 
Dei'  aissdilleflicb  nationalen  Rechts-  nnd  Staatsbildung  entsprach  eine  gegen- 
seitige Lioliemng  der  Nationen  —  ein  Zustand  der  Selbstgenügsamkeit 
Diese  Selbstgenügsamkeit  —  Autarkie  —  bildet  im  klassischen  Altertum  für 
die  Betrachtung  des  8t4iats  und  dessen  wissenschaftliche  Erkenntnis  geradezu 
das  wesentliche  Merkmal,  wodurch  sieh  der  Staat  von  anderen  Formen  sozialen 
Lebens  unterscheidet  Dieser  Anschauung  entsprach  die  Überzeugung,  dali 
d«r  Staat  die  ToUkommenste  Form  menschlichen  Gemeiniebens  bildet  und  dem 
Einseinen  wie  der  Nation  im  Ganzen  die  Befriedigung  der  materiellen  und 
geistigen  Bedtti-fhisse  zu  gewährleisten  vermag.   Innerhalb  dieser  Anschau- 


1)  Laurent,  HiMtoii-c  du  droit  des  gcns  1  p.  VIII:  L'histuirc  du  ciruiC  des  Ifens  dod* 
XQuatre  1«  genre  tannuUn  »'avan^ant  ve»  an  aveiur  de  paix  et  d'unit^:'. 
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ungen  über  Wesen  und  Aufgabe  des  Staates  konnte  der  Uedaiike  friedlicher 
GeneiitteilUiit  mit  udami  Staaten  als  des  Mittels  notwendiger  Ergänzung 
der  eigenen  PersSnliclikeit  im  Bereicli  des  indiTidneUen  wie  des  soiialen 

Daseins  nicht  zur  Geltnng  kommen.  Dieser  Zustand  der  Selbstgenügsamkeit 
and  l8olicrTiTi<^  konnte  nur  fn  lanpre  andauern,  als  das  natii'ii:i1r'  l  ohen  aiit 
allen  Gebieten  des  materiellen  und  tr*  istigeii  Daseins  die  Bedinfrunj^cn  der  Be- 
friedigung betreffender  Interessen  zu  bieten  vermochte.  Jener  belbstgenügsam- 
keit  war  aber  bei  allen  einer  höheren  Entwiddnng  entgegenstrelienden  Völkern 
in  dem  engherzigen  nationalen  Prinzip  ihres  politischen  Daseins  eine  natttrliche 
Gi  t  iize  gezogen,  die  sich  auf  den  höheren  Stufen  der  Entwicklung  des  nationalen 
Lehens  sofort  von  selbst  geltend  machen  mußte.  In  dem  Maße,  als  die  T.ehensver- 
hältnisse  der  einzelnen  Nationen  eine  absolute  nationale  hn.  tenitoriale  Ab- 
schließung  nicht  mehr  vertragen,  wird  allmählich  der  Gedanke  in  das  nationale 
Bewnfitsein  aufgenommen,  daft  die  Koexistenz  der  Staaten  und  Völker  nicht 
nur  Konflikte  anfWeist,  sondern  aneh  fHedliehe  Beziehungen  mit  sich  bringt, 
deren  Pflege  anfanglich  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Nutzens  stattfinden  mag, 
aber  allmählieli  zu  der  Ühcrzenj^funs:  fiilirt,  daß  die  konstante  Erhaltung 
solcher  nützlicher  Beziehungen  auf  eine  dauernde  Grundlage  hinweist, 
auf  welcher  jene  Pflege  ihre  sicherste  Förderung  finden  kann.  Die  Bildung 
dieser  Überzeugung  ist  von  der  Erkenntnis  begleitet,  daO  ein  solch«  Zustand 
wesentlich  an  die  Voraussetzung  der  gegenseitigen  Anerkennung  der  gleichen 
Rechtssubjektivität  und  sohin  des  gleichen  Rechts  der  im  Verkehr  stehenden 
Völker  geknüpft  ist.  Mögen  daher  immerhin  in  alteK  i  Zeit  (selbst  liei  feind- 
licher Bertihi  unjr  dei  Völker)  unter  dem  KinlluL)  religiöser  Anschauungen  *) 
und  dem  Zwange  der  Notwendigkeit  gewisi>e  Anforderungen  humaner  Sitte 
sich  Geltung  verschafft  haben,  mögen  auch  mancherlei  Verhältnisse  durch 
Vertr&ge^j  ihre  Regelung  gefiinden  haben,  so  fehlte  es  doch  an  jener  not> 
wendigen  Voraussetzung  dauernden  friedlichen  und  rechtlich  gefest  irrten  Ver- 
kehrs, nämlich  der  Anerkennung  der  rechtlichen  Gleichheit  der  Völker,  die 
selbst  wieder  in  letzter  Reihe  hestimnit  ist  durch  die  unbedingte  (von  der 
Angehörigkeit  an  ein  bestimmtes  Staatswesen,  eine  bestimmte  Nation  und 

1)  Vpl.  T.nnrrnf.  Histoirc  «In  ihnit  des  gcns  I  p.  37,  53,  104,  1S3,  302,  411,  435. 

2)  So  hatten  die  Römer  mit  unabbäagigeo  äta«t«n  mancherlei  Verträge  Friedeuü-, 
FreoDdaehalt»*,  AUimor,  HoBpitaliOtBTBrtril^  —  foedeni  aequa  nnd  non  ««qua  —  geadihMsen. 
Vgl.  Marquardt,  nnmischo  Staats\  erw  altiiii;,'- 1  S.  24;  Mommsen,  AbriU  dcft  römischen 
Htaatsrecbts  ä.  2'Jl  ff.,  der  b«xQgiicli  der  ewigen  Bündnisverträge,  von  doneu  in  dem  nationalen 
Stidtebond  Latfams  die  rBintaehe  Entwiekidng  ausgeht,  darauf  anfmerinam  macht,  d:iS  aie  nur 
nominell  international  sind,  „da  in  der  mmiijdien  Handhabung  mit  diT  Kwigkcit  die  Uaab- 
hängigkeit  rechtlich  verknüpft  ist,  der  also  mit  Kom  verbiindttf  .s'tnat  damit  dt^m  freien 
Vertragiärecht  entsagt  und  im  Wehrrecht  beschränkt  wird  .  .  .  Ein  iritcruatiuiiulicilit  in  dum 
heutigen  Sinne,  dauernde  Fe^'täetzungen  nicht  kriegarecfatlicher  Art  swiscben  2wei  Staaten 
formell  gleicher  Souveränität  hat  die  rniuisilic  Staatsordnung  nicht  cntwirkclt"  -  Vgl.  auch 
Barboyrac,  Iliatuirc  de«  anciens  trait<!'8  depui»  le»  tcmps  les  plus  recul^  ju^qu'ä  TEiu- 
peraur  Onilcaiagne  (p.  t'-474),  d«r  dio  venebiedeuen  GegeuttiDde  dor  V5lk«rvertrige  im 
Altertum  auf  Grund  eines  reichen  ^^(■!lichtHchen  Materials  nachweist.  —  Ditso.s  Material 
faad  ia  neuerer  Zeit  namentlich  durch  die  £rforacliung  der  Inskriptionen  eine  wesentliche 
V«nnelining. 
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Konfession  unabliaugige)  Anerkeiiiiuiig  der  Rechtssubjektivitüt  des  Menschen. 
Dieser  Wandel  der  Anschauungen  vollzog  sich  aber  erst  seit  deiu  Aultteten 
des  GhiisteDUuns  in  der  Gesdiiobte  der  Yftlker  nnd  beschrftnkte  sicii  aaf  den 
Verkehr  jener  YSlker,  deren  geistiges  nnd  nttiiehes  Leben  von  dea*  (dirtetlkhen 
Weltanschauung  erfüllt  war.  Indessen  könnt«  sich  die  Idee  eines  die  Staaten 
umfassenden  Re(;hts  anch  in  der  christlichen  Epoche  doch  erst  Geltung  ver- 
schaffen, als  die  iiiiUelalterlif^li*'  Anscliaiiim«?  von  der  Herrschaft  des  rüiiiisch- 
deatschen  Kaiserluuis  iiad  der  Kirche  Uber  die  Staaleu  der  Christenheit  dem 
modernen  8taat^;edanken  nnd  der  BUdnng  selbsttadiger,  Ton  keiner  aber- 
geordneten  Antoritftt  abhlogigen  Staaten  überwanden  war. 

So  wurde  allmählich  die  Grundlage  geschaffen,  auf  der  die  vielgestaltigen 
Lebensbeziehungen  der  VOlker  und  ihrer  Angehörig-en  unter  einander  einer 
stabilen  Ordnung-  zn^änfjlich  werden  können.  Die  suzialeii  Verhältnisse  (mii 
die  es  sich  auch  in  den  Beziehungen  der  Volker  unter  einander  handelt) 
drängen  nach  üner  stabilen  Ordnung  >);  diese  kann  aber  nnr  durah  das  Seeht 
gesehaffen  nnd  erhalten  werden.  Die  Regeln  des  Becbts  legen  den  Beteiligten 
aam  Zwecke  der  Schaffung  nnd  Erhaltung  der  Ordnung  einen  Zwang  auf, 
ohne  den  eben  jede  Ordnung  undenkbar  ist.  Innerhalb  der  in  allen  Einzel- 
heiten ausirebildeten  Reeht.sordnun^;  der  zivilisierten  Volkei  bildet  dm  Recht 
die  Öciaauke  egoistischer  und  wiiikürliober  Geltendmachung  der  Interessen 
der  Einselpersönliidikeit  Im  Staate  kann  diese  Besehrftnknng  der  Elnzel- 
persOnliehkeit  im  Interesse  der  allgemeinen  Ordnnng  nnd  des  dureb  diese  ge- 
gewährleisteten Schutzes  der  Einzelperson  durch  eine  höchste,  alle  gleichmäßig 
beherrschende  Autorität  auch  praktisch  annähernd  dnrcligeführt  werden.  Da 
die  Hcirschergewalt,  die  in  dt-r  fre^etzliclit-n  Ordnung  des  Gemeinwesens  ilue 
Grundlage  hat  und  dieser  Ordnung  auch  die  Machtmittel  eutuimmi,  durch 
Entfaltung  dieser  Machtmittel  die  Oeltung  des  Rechts  gewährleistet,  so  stellt 
sie  sich  für  die  abstrakte  Betrachtung  als  Bedingung  d«r  rechtUehen  Ordnung 
dar;  hiemach  konnte  es  den  Anschein  gewinnen,  als  ob  jegliche  rechtliche 
Ordnnnjr  menschlicher  Genieinverliältnisse  nur  möglich  wilie  unter  dt-r  Voraus- 
setzung der  Existenz  einer  zentialen.  mit  den  nötigen  Maolituiitteln  aus- 
gestatteten Autorität,  welcher  der  wesentlichste  Auteil  an  der  Schaffung  und 
Handhabung  des  Beohts  isnkommt  Erwägt  man  indessen,  dafi  alle  Rechts- 
ordnung in  einer  Beschränkung  des  Willens  der  Beteiligten  gipfelt,  die  nor- 
male Grundlage  der  Herrschaft  des  Rechts  aber  nicht  in  der  Machtentfaltung 
der  obersten  Autorität,  sondern  in  der  Selbst It es clirfinku n;^  der  Beteiligten 
zu  suchen  ist,  so  ergibt  sich,  daß  eine  reclit liehe  Ordnung  von  sozialen  Ver- 
hältnissen auch  durch  die  Beteiligten  selbst  hergestellt  und  erhalten 
werden  kann,  die  Rechtsbildnng  daher  nicht  ausschließHch  an  den  Bestand 
einer  obersten  Herrschergewalt  geknQpft  sein  muß^.  Jene  Sdbstbesehränkung 

t)  Ubi  socieUts  ibi  jus  est.  Vgl.  Ucfftcr,  Daa  europäische  Vöikeneclit  (8.  Aull. 
hettagt  Ton  Geffeken)  (  2. 

2)  Die  entgegengesetzte  Anschmnijp  gewinnt  man  auf  Grund  der  VerhältiiiHüc  in  ver» 
fassangsiDSßi^'  or/^anisierten  Gemeinwesen  der  höheren  Stufen  sta^itlioher  Eutwickiang.  In- 
dcssoD  das  mcnschlisGbe  Gcmcinlcbcu  beginnt  in  aeiuen  primitiven  Verhiltoisacn  nlcbt  mit 
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die  in  leUt«t-  Reihe  zur  Herrsohaft  von  Kegeln  f&hrt,  denen  die  Beteiligten 
nicht  bloß  die  Bedeatnng  einer  Sltt«  oder  «inw  Muiflie  der  Eligiieit  nnd 
Zvednnftftigkeit  beimessen,  sondern  die  als  Becbtsregeln  Anerkennung  Ünden, 
ergibt  sich  aus  der  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  der  sozialen  Gemeinsebaft 
selbst  und  deren  Funktion  als  Mittd  der  Befriedigang  legitimer  Interesse  der 
Angehörigen  dieser  Gemeinschaft. 

Nun  läßt  die  Geschichte  der  Volker  and  Staaten  deutlich  erkennen,  daß 
sowohl  die  großen,  von  weittragenden  Folgen  begleiteten  Vorgänge,  wie  aaeh 
die  konstanten  Beadehnngen  der  Völker  auf  den  yerscbiedenen  Gebieten  des 
materiellen  und  geistigen  Lebens,  in  stetig  fortschreitender  Entwiidclnng  den 
Gedanken  der  Gemeinschaft  und  Einheit  der  Völker  und  Staaten  (wenigstens 
im  Bereich  der  Herrschaft  gleichartiger  Weltansclianun^;)  ziiin  Aiusdruck 
bringen.  Die  fortschreitende  Kultur  schafft  immer  neue  Bezieimngen  der 
Völker  und  Staaten;  die  gegenseitige  Isolierung  wii*d  unmöglich;  der  nationale 
Egoismus  weiebt  den  Forderangen  der  immer  mehr  in  den  Tordergmnd 
tretenden  Macbt  der  internationalen  Gemeinschaft  Die  Tatsaehe  dieser 
Gemeinschaft  erweist  sich  mächtiger  als  das  mit  der  formellen  Selbständigkeit 
gegfpbene  Gefühl  der  TTnahhängigkeit  von  frentri»»!-  Hilfe  und  Mitwirkung. 
So  »ItHiigt  die  iMacht  der  Tatsachen  nnd  prakiisclien  Lebensverhältnisse  zu 
einem  gegenseitigen  Verhalten  der  Staaten  und  Völker,  welches  in  ähnlicher 
Weise  wie  in  den  Anfingen  der  nationaloi  Beebtsordneng  Ton  der  formell 
spontanioi  Besdirftnknng  der  Freibeit  bestimmt  wiM.  Die  Selbetbeaehfinknng^ 
welche  die  Staaten  in  ihrem  Verkehr  sich  auferlegen,  wird  von  ihnen  als 
eine  durch  die  Natur  der  pi^aktischen  VerhiütTiisse  und  Zustände  p-epebene 
Notwendigkeit  anerkannt.  Alshald  frelanert  bei  den  V^ölkero  die  Überzeugung 
zur  Geltung,  daß  die  npontane  und  positive  Förderung  der  internationalen  Be- 
ziebnngen  einen  mächtigen  Faktor  in  der  Realisierung  der  nationalen  Staats- 
aufgaben  selbst  bildet  Wihrend  in  primitiTen  Verhältnissen  nnd  in  ftlteren 
Epochen  die  eifersüchtige  Bedachtnahme  auf  das  eigene  Interesse  zur  Iso- 
li^^nmc:  der  Völker  fiilirte,  eröffnet  das  innd"?-nH  f^ffentliclie  LebtTi  fIpTn  fre- 
sunden  Egoismus  der  Volker  ein  durch  territoriale  Grenzen  uiciiL  eingeengtes 
Gebiet  der  Wirksamkeit,  auf  welciiem  die  reichen  internationalen  Bedin- 
gungen des  Gemeinwohls  der  Ydlker  in  den  Dienst  des  Nationalwobls  gestellt 
werden  können.  Die  trennenden  Oegens&tze  unter  den  Vslkem  mOgen  v<m 
Zeit  zu  Zeit  noch  so  sehr  in  den  Tordergrund  treten  und  die  Quelle  von 
Streitföllen  bilden,  deren  T>nsnn{r  nur  mit  dem  Anftpbxt  der  ganzen  Volks- 
kraft herbeicefiihrt  werden  kann,  es  möi^en  wohl  auch  Epochen  eintreten,  in 
denen  die  spontane  internationale  Wirksamkeit  der  Staaten  durch  eigenartige 


iSMot  Mf  die  2SwMke  d«r  Rechtmrdiiinig  in  nni«reiii  heatigm  Stnne  «bcielcDden  Oi|;*iiiMtioR 

<1or  uffontlifhcn  Howrilt.  I>as  Primäre  sind  die  Gomeinvcrhriltnissr.  deren  wliritfwrisc 
Urdnuug  darch  die  BcteiitgtCD  erfolgt;  diese  erkennen  erst  in  Phasen  komplizierter  £nt- 
wickinnir  der  OemcinTerhSltnlne  die  NotwendiKfcdt  einer  zentndeit,  dl«  6eeuDtint«raB8«D  re- 
prä8entiorf>ii(!oii  rjcwult.  Das  Recht  herrscht  jedoch  Hchon  in  den  voratif^ehenden  Phasen, 
mag  es  aach  noch  00  unvoHkommen  sein.  —  Zd  anderen  £i|sebnifl0en  gelangt  altordingB  die 
VertngithMii«. 
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politische  StrOmungeu,  von  denen  das  innere  Staataleben  augenblicklich  be- 
bemeht  ist,  gehemmt  wird  oder  internationale  Prfttenaionen  dnselner  Nationen 

den  ungestörten  Fortgang  der  n&tflrlichen  Entwicklung  des  Verkehrs  selb- 
ständiger Staaten  gefährden  oder  stören  —  derlei  Erscheinungen  des  Völker- 
lebens  sind  doch  nur  vorübergehend;  in  der  Kegel  lassen  sie  den  Wert  einer 
stabilen  Ordnung  der  internationalen  Verhältnisse  und  die  Notwendigkeit  auf- 
richtigen Eintretens  für  die  Herrschaft  des  Rechts  und  der  Humanität,  nament- 
lich in  StreitflUlw,  recht  deatlich  erkennen.  In  der  Tat  sind  die  grOfiten 
Fortschritte  der  humanen  Ausgestaltnng  des  internationalen  Lebens  an  die 
großen  Umgestaltungen  der  Verhältnisse  jener  Staaten  geknüpft,  die  sowohl 
in  ihr»-r  natimmlen  K^'clitsordminir  \vi*>  im  Völkerverkehr  zur  Verwirklicliung 
der  R«  ('lit  si  iii  der  Ge-Ncliichte  der  Menschheit  vornehmlich  berufen  bind. 
Auch  die  uktuelleu  Verhältnisse  des  gegenwärtigen  Zeitaltei-s  lassen  den  Zu- 
sammenfaang  der  Interosaen  des  nationalen  Lebens  und  sohin  der  nationalen 
Becbtsotdnnng  mit  der  Tatsache  der  Eoeiistens  der  Staaten  dentlich  erkennen. 
Im  Bereich  der  Koexistenz  von  Staaten  gleicher  Zivilisation  treten  Interessen 
in  den  Vordergrund,  die  auf  den  ersten  Blick  sich  als  ausschließ] Ii  'lationale 
Interessen  darstellen  und  deren  Pflege  auch  in  der  Tat  bislang  ausschiieiilicii  der 
nauouaieu  Kechts*  und  WohlfalirUspflege  vorbehalten  war,  bezüglich  welcher  aber 
Angaben  an  den  Staat  hwantreten,  die  nur  in  Verbindung  mit  anderen  Staaten 
eine  erscböpfoide  LOsnng  Men  können.  Die  Ursache  dieser  ErBcbdnnnff 
liegt  darin,  daft  betreffende  Interessen  infolge  der  engen  Berfthrnng  der  Staat«! 
und  stetig  zunehmenden  Wechselbeziehung  auf  allen  wichtigen  T-eb^ns- 
gebieten  sich  zn  sol i d arischen  Interessen  der  Völker  ausgestaltet  haben, 
deren  isolierte  Regelung  nur  unvollständig  innerhalb  der  einzelnen  nationalen 
Beebtsordnnngen  erfolgen  kann.  0  So  nnterltcigt  es  hente  irohl  kaum  mehr 
etnem  Zweifel,  dal)  z.  B.  die  Arbeiterlirage  m  einer  eminent  internationalen 
Frage  geworden  ist,  dei  en  I^ösung  r<Nn  mgheaag  nationalen  Standpunkt  ver« 
geblich  versucht  wird.  Bei  dieser  Frage  weist  übrigens  schon  deren  Geschichte 
in  der  Neuzeit,  insbesondere  die  internationale  Gestaltung  der  Aktion  der 
Arbeiter  auf  das  in  letzter  Keihe  einzig  maßgebende  Mittel  internationaler 
Vereinbarung  der  solidarisch  interessierten  Staaten  hin.  Ähnliches  gilt  von 

1)  Nippuld,  Die  FortbilduDg  des  Vcrfabreos  io  völkerrochtlicheu  Stm%keiten  (19ü7> 
b«iluuMMt  adn  Tbena  sof  Omod  «iner  einfefaeDden  BrOrtaimg  der  ChtmdlageD  d«B  Muen 

YfilkmiechtB  (8.  85ff  .  I>rr  Srhwcrpuukt  der  stiiatlichcn  Intercftscn  anf  internationalem  Gebiet 
m  ii«ate  eiu  ladenu  geworden:  es  bat  sieb  cue  YeiBcbiebuog  der  SonderintereaseD 
BBgoDiten  der  Kemeineamen  InteraneD,  die  der  gegenseitige  Veikehr  mit  eich  bringt,  er- 
geben. ,Dier«»  stärkere  Hervortreten  des  Moments  der  üemeins^mkcit,  der  Sülukritiit,  ist 
nun  aber  nicht  nur  ein  Merkmal  der  neueren  Elutwicklung  in  den  internationalen  Beziel^ungeu, 
•oodflm  es  hat  auch  seinen  Einfluß  auf  das  W^cn  Völkerrecht»  aosgefitit  Audi  du 
ietematinmaie  Beeht  hat  Anteil  bekommen  an  der  suttgehabten  Venofeiabung  dce  8cbwer> 
jfewichts  der  menschlichen  und  staatlichen  Ii)tcrcsf*C'n,  insofern,  nl^  w  «Inciurcti  inncrlidi  ge- 
festigt worden  ist.  Seine  oigontUchc  Katur  ist  dadurch  erbt  rcciit  zum  Vorschein  ge- 
kommen, ao  daS  mtii  die  Gnindhgan,  auf  deneD  allea  interaadoMl»  Recht  ao  recht  eigentUcli 
^rniht.  nunmehr  klarer  erkennen  kann."  S.  40;  ^Das  moderne  Völkerrecht  bemht  alsf»  .  .  . 
wetMiQtlidi  Ulf  der  Solidarität  der  beutigen  internationalen  lotercsfien."  Vgl.  auch  Schlief, 
]>er  FHede  in  Eniopa  T8If. 
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der  Bek&mpAing  anarchistucher  Bestrebungen  >),  die  sich  in  der  Gegenwart 
sa  einer  internationalen  Gefiihr  ansgebildet  haben.  Solchen  nnd  ihnliehen 

Problemen  gegenüber  i.-t  das  Vertrauen  des  einzolnen  Staats  in  die  eigenen 
Machtmittel  und  die  Wirksamkeit  seiner  uatiniialen  Institutionen  nicbt  mehr 
ausreicliend ;  am  wenij^ten  sind  aber  egoistische  Strömungen  und  die  gegen- 
seitige Eifersucht  der  Völker  hier  am  Platze.  Es  zeigt  sich  eben  immer  klarer, 
dafl  die  realen  LabensverliftUnisse  der  Volker  eine  wechselseitige 
Abhängigkeit  der  Staaten  geschaffen  haben;  deren  Konseqnenzen 
legen  die  Erk  nuti  is  nahe,  daß  die  Lösung  der  nationalen  Staatsaufgaben  im 
modernen  Völkerlel)en  vielfach  auf  die  ^litwi-  k'm^^  der  solidariscli  iiitere>isierteii 
Staaten  hinweif^t.  Im  übrigen  kann  vom  juristischen  Standpuukte  aus  von 
einer  wirkiichen  Einbuße  an  der  eigenen  Selbständigkeit  und  Unabhängig- 
keit des  Staats  im  Bereich  seiner  Tölken'echtlicheii  Wirksamkeit  überhaupt 
nicht  die  Rede  sein,  denn  alles  was  der  Staat  im  Hinblick  auf  den  Sehatz  und 
die  Pflege  solidarncher  Intei-essen  an  Yerpflichtungen  anf  sich  nimmt,  sei  es 
durch  Anerkennung  von  Normen  konstanten  Verhaltens  gegenüber  den  ubrio:»»n 
Mitgliedern  dei-  internationalen  Gemeinschaft  oder  durch  Übernahme  der  Pflicht 
zu  iiidiviiiuelieii  Lei>iuugen,  wurzelt  in  letzter  Reihe  gerade  in  seiner  Selb- 
ständigkeit und  Unabhängigkeit  —  in  seiner  SooTeränetät  und  in  seiner 
freien  TSlkerrechtlichen  Persfinlichkeit.  Kraft  der  Bonverinetät 
und  der  damit  gegebenen  Fähigkeit^  den  eigenen  Willen  durch  autonome  Akte 
zu  besclirünken,  ist  überhaupt  die  juristische  und  praktische  Möglichkeit  einer 
Ordnumr  der  Lebensverliftltnisse  der  Staaten  und  Vrdkei-  und  der  ErftiMung 
jener  kollektiven  Aulgaben  gegeben,  welche  die  uuuier  intensiver  hervor- 
tretende Solidarität  der  Interessen  Verkehr  pflegender  Staaten  hervorrufen.  ^) 
In  dieser  Solidaritftt  liegt  aber  zugleich  eine  der  sachlichen  Garantien  gegen 
etwa  befürchtete  Einbußen  an  der  eigenen  Unabhängigkeit  und  Selb« 
ständicrkeit,  da  eine  gegenseitige  Bindung  hier  doch  nur  unter  der  Voraus- 
setzuiifr  «rleicher  T^age  der  Reteilig-ten  gegenüber  betreffenden  Verliilltnissen 
stattlindeii  wird.  Während  in  älterer  Zeit  Normen  für  das  gegenseitige  Ver- 
halten der  Staaten  fast  ausschließlich  mit  Bezug  auf  die  aus  feindlicher  Be- 
rflhning  der  Völker  entspringenden  Yerh&ltnisse,  also  in  der  Sphäre  der 
Maehtentfaltung  und  Geltung  gegenüber  anderen  Nationen  sich  bilden,  ist 
heute  die  rechtliche  Ordnung  der  internationalen  Verhältnisse  wesentlich  in 
den  Dienst  der  friedlichen  Entfaltung  der  Staatskräfte  im  Bereich  der  ver- 
schiedenen Zweige  des  Staatszwecks  gestellt.  Die  heutige  internationale 
Rechtsordnung  ergänzt  die  staatliche  Rechtsordnung  und  sichert  den  Funk- 
tionen der  letzteren  eine  intensivere  Wirksamkeit  —  entsprechend  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen,  die  eben  vielfach  internationale  Beziehungen  aufweisen. 
§  2.  Begriff  des  Tälkerrecht«.')  Nach  dem  Gesagten  ist  die  geschicht- 

i)  Siebe  den  Aofuti  tob  Dien«,  Lee  dilits  niarcbutes  et  l'eztndition  in  der  Revue 
gi6n£ndo  de  dr.  intern.  II  p.  306. 

21  Nii>pol(!  n.  ;i.  ().  r.nff. 

3>  Hcfflei       l-ö;  V.  llüllztiidorff,  Uli  1  S.  Iff.;  Bluntschli  §§  1  —  16;  von 
Martens  I  8.  Iff.^  Hartmann  S.  Iff.;  Oareis  f  Iff.;  v.  Liest  (  1;     Batnierino(|,  H 
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liehe  Entwieklong  des  Lebens  der  Volker  in  ihren  gegenseitigeii  Besiehnngen 

von  stetig  hervortretenden  und  auf  den  höheren  Stufen  der  Zivilisation 
mit  dem  Bewußtsein  des  Zwecks  s'u-h  ^-eltend  machenden  Streben  nach  äußerer 
möglichst  wirkstamer  Ordnung  jener  Beziehungen  und  der  mit  denselben  ver- 
knüpften Gemeinverbältniswe  beherrscht.  Die  allseitige  Erkenntnis  der  Not- 
wendig^^t  einer  solchen  Ordnung  führte  im  Laufe  der  Zeit  znr  Anerkennung 
von  Begeln  für  das  Verhalten  der  Staaten  nnd  Volker  in  ihren  Lebensbe- 
siebnngen.  Die  wesentlich  von  der  Anerkennung  der  beteiligten  Staaten  ge- 
tragene Geltung  jener  Regeln  bildet  die  Voraussetzung  und  Grundlage  der 
praktischen  Herrschaft  der  Ordnung  der  internationalen  Gemeinverhältnisse 
sowie  die  materielle  Garantie  der  Integrität  aller  jener  Interessen,  die  rechtr 
liebem  Schutze  zugänglich  und  eines  solchen  bedürftig  sind. 

Aosgangspnnkt  nnd  Grundlage  der  logischen  Entwicklung  des  B^rilb 
des  Völkerrechts  sind  diesdben  wie  fftr  den  Begriff  des  Rechts  im  allge- 
meinen: (lif  Krscheinungen  des  menschlichen  Gemeinleben.s.  Daran  hindert 
also  der  l'nistand  nichts,  daß  die  beteiligten  Subjekte  keiner  organisierten, 
Recht  bililendeii  Autorität  unterworfen  sind  und  die  der  rechtlichen  Ordnung 
bedüritigen  Gemeinverhältnisse  nicht  einen  Bestandteil  politisch  abgeschlossenen 
Qemeinlebens  bilden.  Der  Unterschied  der  nationalen  nnd  der  internationalen 
Oehrnrnverhältnisse  schlieUt  nicht  aus,  daß  die  letzteren,  wenngleich  in  anderer 
Art  nnd  mit  eigenartigen  Modalitäten,  ebenso  wie  die  ersteren,  rechtlicher 
Regelung  zugänglich  sind.  —  Die  Ei^scheinungen  des  Gemeinlebens  der  Völker, 
mit  denen  jene  Gemeinverhältnisse  verknüpft  sind,  sind  Tatsachen  und  Tat- 
sachenkomplexe, hervorgerufen  durch  sozial  maßgebende  Willensfaktoren;  als 
WilllenaäuSernngen  sind  sie  daher  kausal  bestimmt  durch  Anschauungen  Aber 
die  Zweckmäßigkeit,  Vemanftnotwendigkeit  und  ethische  Zulässigkeit  be- 
treffender Handlungen,  in  denen  .sich  das  Gemeinleben  abwickelt.  Schon  der 
Umstand,  daß  die  Vorgänge  des  internationalen  Trebens  ebenso  wie  jene  des 
nationalen  auf  kausales  Bestimmtwerden  (lurch  menschliche  Handlungen  hin- 
weisen, lalit  die  «Teilung  von  Nornieu  iüi  menschlichen  Willen  als  treibende 
und  ordnende  Krait  auch  im  internationalen  Leben  erkennen.  Wer  die 
Kriterien  des  Bechts  nur  der  heute  im  Staate  annähernd  am  Tollstftndigsten 
verwirklichten  Rechtsordnung  entnehmen  zu  dürfen  glaubt,  wird  den  Normen 
des  internationalen  Lebpns  den  hVrhts.'liarakter  alispi-echen  und  ihnen  It^di^lich 
den  Wert  von  verniint'tigcn  Maximen  der  Sitte')  und  Zweckniiiliigkeit  beinie.s.sen. 
Allein  das  höhere  Mali  dtM  Au.sbildung  der  Normen  des  nationalen  Gemein- 
lebens kann  nicht  als  maßgebender  Faktor  der  Differenzierung  des  Rechte 
Ton  anderweiten  Normen  menschlichen  Gemeinlebens  erscheinen,  da  ja  auch 


§§  1—4,  12;  Rivior  S.  Iff.:  Calvol  S.  t39ff.  und  Manuel  S.  69ff.;  Funck-Brentauo, 
Pixels  du  droit  des  gern  p.  Iff.;  Holland,  The  elements  of  jurisprudence  (5  cd.)  p.  333ff. 
Y^.  auch  A.  .Merkel,  Jurist.  Enzyklopädie  §  S27 :  Opponboiin  I  §  1 

1)  So  sa^'t  Lasson,  Prinzip  und  Zukunft  de»  Vnlkcircrhfs.  S.  52:  .Das  Völkerrecht 
Vit  kein  Hecht,  keine  Moral  der  Staaten,  aber  g^wiascrmaiicn  und  in  manchem  seiner  Teile 
«ine  StMtCMitte,  iwtBflicb  Sitte  nicht  im  Sione  Ton  Sittilcbkait»  vmämt  «ines  Kewoimbeitv 
uiBigan  nnd  d«r  «lli^enieinen  Hebung  entepieeiienden  Tnn*  genonunen.' 
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das  nationale  Kecht  in  seiner  ursprünglichen  Gestaltung  jenen  Erfordernissen 
mrht  p?itspnM;h,  welche  heute  die  Rechtsordiuing  der  Kultiirvulker  charakteri- 
Mertii.  Idee  und  praktische  Möglichkeit  des  Keolits  sind  an  die  Tatsache 
menschlicher  Gemeinverh&ltnisse  geknüpft,  weil  notwendig  mit  dieser  Tat- 
sache gegeben 

Die  hier  in  Frage  stehenden  Gemebverhftltnisse  finden  als  Erscheinungen 

des  internationalen  Lebens  ihre  Oestaltang  und  Fortbildung  in  der  Geschichte 
der  Yfilkei-    Die  Ausbildung  von  N'ormen  des  Völkerverkehrs  und  sohin  des 
Vt'ilkerreclüs  überhaupt  bildet  einen  l^estandteil  der  Geschichte  der  Völker: 
die  Erktinntnis  jener  Normen  ist  daher  wesentlich  aus  den  für  den  Völker- 
Torkebr  bedentsamen  Tatsachen  nnd  Torgängen  zn  schSpfens/.  Eine  sichere 
ond  erschöpfende  Omndlage  für  den  vissenachaftlichen  Nachweis  des  ersten 
Auftretens  reclitlicher  Gesichtspunkte  im  Völkerrerkehr  und  der  diesen  Ver- 
kehr belieirsehenden  Normen  kann  nur  eine  dem  spezifisch  juristischen  Zw  eck 
dienende  'Tt-samtdarstellan;?  der  Völkergeschichte  bieten.    Auf  dieser  Grund- 
lage geUiügen  wir  zur^  Erkenntnis  der  Kechtsverhältnisse  der  Völker  und  der 
jeweilig  diese  Verhftltnisse  bestlmnKHiiden  reehtUehen  Anschauungen.  Danu» 
ergibt  sich  zugleich,  daß  die  Dogmatik  des  Völkerrechts  zufolge  der  Eigenart 
des  Gegenstandes  der  wissenschaftlii  hen  Erkenntnis  sich  nur  auf  die  6e* 
S'^ltu-hte  der  hier  maßgebenden  Verhältnisse  stützen  kann.    Innerhalb  der 
J>oi?üiatik  nimmt  die  Formuliernng  des  Begriffs  des  Vfilkerrechts  die  erste 
Stelle  ein.    Diejse  Formulierung  begegnet  aber  mancherlei  öchwierigkeiten, 
daher  die  doktrinellen  Versuche  zu  den  vei-schiedenartigsten  Ergebnissen  ge- 
führt haben.    Die  QneUe  der  Sdiwierigkeiten  li^  augenscheinlich  in  der 
reraehiedenen  Auflhssung  der  Grundlage  des  Völkerrechts  und  der  prin- 
zipiellen Aus^^ang-spunkte  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis 
der  internationalen  Verhältnisse.    Gegenüber  den  tatsachliciien  Er- 
scheinungen des  internationalen  l^ebens  der  Neuzeit  ist  jene  Auffassung  des 
Völkerrechts  swei£dlos  unzutreffend,  die  lediglich  das  subjektive  Moment 
der  Souver&net&t  der  in  Verkehr  stehenden  Staaten  zum  Ausgangspunkte 
wählt  Das  intemati<»ale  Leben  in  seinen  vielgestaUigen  VerhftUnissen  ist 
kein  bloßes  Agforrejjat  von  Ersclieinnn^en,  die  wegen  ihrer  Beziehung  zur 
Existenz  souveräner  Staaten  schon  dann  eine  erschöpfende  wissenschaftliche 
Erkenntnis  gefunden  haben,  wenn  sie  aus  dem  Gesichtspunkt  jener  Beziehung 
gewürdigt  woi-den  sind;  jene  Verhältnisse  sind  vielmehr  das  konstante  kausale 
Eigehnis  des  iutemational«!  Lebens,  das  uns  auf  das  Vorhandensein  eines 
ebenso  konstant  wirkniden  objektiven  anOer  nnd  neben  den  souveränen 
Staaten,  zuj^leich  aber  auch  durch  die  souveränen  Staaten  existierenden  sozialen 
Faktor*;  t]\('  int'MTiationale  Gemeinschaft  hinweist.   Behalten  wir  das 
iioiweudige  Zusaminenii  effen  jenes  subjektiven,  in  der  Souveränetät  der  Staaten 
gegebenen,  und  dieses  objektiven  Moments  im  Auge,  so  vertieft  sich  der  Blick 
in  jene  FQUe  von  Funktionen,  durch  wdche  die  modernen  Staaten  sich  in 
den  Dienst  von  Anijsaben  stdlen,  die  ihnen  die  Existenz  der  internationalen 

1)  Vgl.  V.  Holtjsendorff,  HU  I  S.  7. 

2)  VgL  V.  Bolmeriaeq,  Da»  VMkemdit  ISSff, 
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Gemeuneluift  Sttferlegt.  Diese  fiber  den  Kreta  der  soBTertnen  Eiiuelezistei» 
hinansn^eifendei]  Fanktioneu  ent^^chen  den  ans  der  internationalen 

Gemeinschaft  d<»r  Staaten  ent<?pringfendpn  Forderungen  an  die 
Einzelsouveränität:  sie  bilden  aber  zugleich  eine  harmonische,  weil  in 
der  Natur  der  Dinge  liegende  Ergänzung  der  Funktionen  des  .Staats  auf  dem 
Gebiete  der  natSonalen  Staatsantgabe,  die  der  Einieletaat  eben  nur  in  engstem 
Anacblaft  an  die  internationale  Gemeinaebaft  m  Iflsen  vemag'). 

Die  praktische  ßetätiguiio:  der  Bonverftnet&t  dea  Eintelstaats  in  seinen 
konstanten  niid  vorübergehenden  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  ist  heute 
durchaus  von  der  Idee  und  der  Anerkennung  der  Notwemligkeit  der 
internationalen  Gemeinschaft  und  der  ^Solidarität  der  Inter- 
essen Ibrer  Mitglieder  beberrscht.  Vor  dem  Hervortreten  der  Idee  der 
internationalen  G^einscbaft  yerweisen  Beriebnngen  von  Staaten  anter^n- 
ander  nur  uf  deren  souveränen  Willen.  Liegt  es  nun  einerseits  nabe,  d^ 
Zwei.k  des  \  <ilkei rechts  in  der  Definition  zum  Ausdruck  bringen  zu  wollen, 
s<i  dürfte  d<ich  anderseits  nicht  fibersehen  werden,  dali  der  Zweck  des  V.,]ker- 
rechts  in  letzter  Heihe  mit  dem  des  Hechte  überhaupt  übereinstimmen  muß. 
Für  die  begriffliche  Abgrenzung  des  Völkerrechts  von  anderen  Gebieten  des 
Beebts  genB^  es  daher,  das  dÜTmnzierende  Moment  in  die  BegriCUMstiainiang 
aufzunelinien.  Wie  innerhalb  der  nationalen  Becbtsordnung,  so  handelt  es 
sich  auch  im  Vrdkerrecht  nur  um  die  Förderung  menschlicher  Lebenszwecke, 
hier  jedoch  iTisnffrrr,  als  dieser  allgemeine  Rechtszweck  mit  Beziehnnofen  der 
Staaten  unter»'iiiand«r  verknüpft  ist  Von  den  Staaten  für  deren  wechsel- 
seitige Bezieliuugeu  auer kannte  rechtliche  Hegeln  haben  daher  notweudijj^ 
immer  dne  (nfth««  oder  entferntere)  Beziehang  zn  dem  allgemeinen  Rechts- 
zweck  Die  völkerrechtlichen  Normen  charakterisieren  sich  dadnreh,  daß 
sie  jene  Verhältnisse  regeln,  die  durch  den  Verkehr  selbständiger,  an  der 
internationalen  Gemeinsciiaft  beteiligter  Staaten  fVf)]ker)  o^e^eben  sind.  Das 
Völkerrecht  ist  dah**r  der  Inbeg'riff  recht  lic  her  NurniiMi,  welche 
die  mil  der  (ieuieinschaft  der  Staaten  und  Völker  verknuptieu 
Lebensverbftltnisse  regeln*?. 

1)  Vgl.  V.  Kalteuburn,  S.  2öUff.,  cicr  zacnvt  die  einaeitigc  Betonung  der  Souvcrlnctät 
ab  Priarip  de»  V(fllECfi«diti  wirkutn  bddm]ifto.  la  gldchaoi  Sinne  v.  Moh  I,  StaatBrccht, 
Vi^fkcrrecht  u.  s.  w.  l  S. '.»^Iff.;  Bulmcrincq.  VölkcrT.  17*».  v.  Martens  I  S.  1  ff.,  109ff.; 
Kivier  ä.  3ff.;  ncucstcns  5  ippold  a.  a.  U.  52 ff.  5<J:  Die  Gemeinsamkeit,  die  Solidarität  „ist 
ia  Wiridiebkint  du  aOcIidK»  Pribnip  de«  T«lk«n«dite".  «Die  Spuvtflnetilt  iat  kein<4MMadei«ft 
TftlkerrechÜichcs  Priiizip.- 

2)  Wenn  v.  Marten»!  S.  da«  Völkerrecht  als  die  Ge^untbeit  der  RecbtBoormeo 
defineit,  weldw  den  YSIkcrn  für  dio  Spbire  ihrer  gegenseitigen  BeriebmiKen  die  laBcrm 
Bedingungen  znr  Erreichung  ihrer  Lebenszwcrkc  netzen,  ao  ist  doch  zn  beachten,  daß  dtft- 
u-n\s:i'  was  hier  al»  duuaktcilMisdi  för  die  VdlketmhtaoonneD  bezeichnet  Mrinl,  vom  Rechte 
iittcituuiyi  gilt. 

S)  Von  anderen  Definitionen  des  Volkenßchts  m5gea  folfende  hier  angefabit  vemieii: 
Grotius,  De  jnrc  hclü  ar  pnH«  I.ib.  I  Cap  I  5'  XIV:  .  t>«t  jn«  irrntiTim  .  .  .  quod  gen- 
ttoffl  omniom  aat  multaram  voluntato  vim  ubli^;andi  accepit."  Vatte),  Le  droit  de»  geos  etc. 
f  6:  ». . .  io  droit  des  gen»  n'cst  origiaainment  antn»  cfaose  qne  le  droit  de  b  ratai«  appU- 
qirf  «ox  Mtioiit.'*  WheatOD,  EicmeDlB  of  intemtioiial  bw  {ed.  1S66|  Ip.  23:  ,InteRuitioiia] 
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9  3.  Benennung  den  Völkerrechte.  Internationales  Recht,  Inter- 
aationalpN  ßfrcntlichcs  Recht.    IntornationaleN  Privat-  iiihI  Strafreeht. 

I.  Zar  Bezekhüiing  der  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  .Staaten  in  ihrem  wechsel- 
seitigen Verkehr  sich  bezieheaden  Hegeln  sind  verschiedene  Ausdrücke  in 
Gebrauch.  Die  ersten  wissenschaftlichen  Untersachangen  &ber  Völkerrecht 
im  XVI.  Jahrhandert  stehen  nnter  dem  Einfloft  berrachender  ronutnifltiBeher 
Anscbauuugen  und  verwerten  den  rOmischen  Ausdruck  jus  gentium,  der  aller« 
dings  bisweilen  auch  zur  Bezeichnung  eines  den  Verkehr  der  Staaten  unter- 
einander regelnden  Völkerrechts  benutzt  wurde. ')  Indessen  das  jus  q;pntium 
der  Römer  bezieht  sich  wesentlich  auf  die  iSielluiig  der  Peregrinen  innerhalb 
des  römischen  Staates.  Der  Eintritt  des  römischen  Volkes  in  den  Weltver« 
kehr  seit  dem  Ende  der  panischen  Kriege  steigerte  den  Verkehr  rOmischor 
Börger  mit  den  Angehörigrai  von  Staaten,  mit  welchen  anf  commercium  und 
recuperatio  lautende  Verträge  nicht  abgeschlossen  waren  Auf  die  aus 
diesem  Verkehr  entspring-enden  Rechtsverhältnisse  konnte  weder  das  jus  civile, 
noch  das»  liechl  des  Ausländers  Anwendung  finden;  es  bedurfte  eines  neutralen 
Kechis,  das  aus  naheliegenden  Gründen  in  der  Hauptsache  dem  jus  civile 

law,  as  anderetuud  amoog  civilized  nationa,  niay  be  dcfioed  aa  coasiäting  of  thoau  rulc»  uf 
coodoct  whicb  reMon  dedacM,  «s  «Mmsonant  to  fustfoe,  from  the  nature  of     flodecy  exiatiiiff 

niiiiiii;;  iinli'pciKii'iit  iiatiuiis;  with  sm-h  dcriiiirioii'*  ami  niodincations  ii8  may  bo  establbhed 
by  geoenl  confteut."  Bluatsehli,  Das  mudeme  Völkerrecht  ä.  bl:  nVölkerreoht  »t  die 
■ankiiiiiti»  W«ltordnung.  welch«  die  vendiiedenen  Suntee  so  einer  neiuMsfafieheiii  Beefatsfi;«- 
DOeeeaechaft  verbindet,  und  auch  den  Angehörigeo  der  verechiedcncn  Staaten  einen  gemein- 
samen Ueclitsächutx  frinvülirt  für  ihre  allgemein  menschlichen  und  internationalen  Rechte." 
Oppenheim,  System  dos  Völkerrechts  {2.  Aufl.  1866)  definiert  das  Vulkerredit  oder 
«ioßera  Staalirecht"  als  «den  Koinples  aller  UcchtsnormcD  fQr  die  Be/.it  huti^'^en  und  Kon- 
flikte zwischen  den  Nationen".  Ilnrtmauü,  Institiiiioncn  des  praktischen  Völkcn-echl«  S.  I : 
nUas  Völkerrecht  ist  der  Inbegriff  der  Normen,  welche  die  Beziehungen  der  Staaten  und 
Völker  uBtereinaDder  regeln.«  Gareis  f  1:  «Das  VSIkerreebt  (isti  der  Inbegriff  derjenigen 
Xu:i))cn,  durch  welche  gcmein&imo  IntrrpsMii  der  St.iatcn  n!s  Olijcktc  eines  gemeinsamen 
KechtSüchutzc!«,  als  Recfat^güter  dei-  die  Staaten  umfa&acndcn  Intorcssougcmcinschaft  aner- 
kannt nnd  geregelt  werden.*  Rivter  &  1:  «Dee  VSHcerreelit  ist  der  Inbegtiff  der  Bechta- 
normen,  welche  die  Itechtsverhältinsso  der  Staaten  in  ihrem  wechselseitigen  Verkehre  be- 
herrschen.'* Caivo,  Manuel  p.  i>9:  „On  doit  entendre  par  droit  des  gcns  ou  droit  inter- 
national la  r6union  des  ri'^les  de  conduitc  observC'es  par  des  diverses  nations  dans  lenr  rela- 
tiona  entre  elics.''  v,  Holtzendorff ,  HH  I  S.  1:  „Als  vöikorrcehrlu  h  sind  diejenigen 
Normen  7m  bezeichnen,  in  OcmüUheit  woMut  dit«  Rpdtt.^pflichten  und  Keclit.'-injiprQcho  Ver- 
kehr pflegender,  unabhängiger  Staaten  im  Verhältniß  zu  einander  bestimmt  und  verwirklicht 
urerden.*  v.  B nJ m  erineq ,  YlHkerrediit  f  1 :  «Das  Vfilkerreebt  oder inlematiaiiale  Becbt  t«t  der 
Tnbc^rifr  der  filr  die  Beiioilinngen  der  Staaten  zu  einander  eich  bildenden  Rechtmornen  und 
Kechtsinstitutc." 

1)  Vgl.  Voigt,  Das  Jos  natnrale,  aequum  etbonum  und  jus  gentium  derSAmer  (ISIM) 

l^r»;  Kröger,  Geschichte  der  Quellen  und  Literatur  des  römischen  Reehts  S.  41.  —  Die 
Bedeutung  des  Ausdrucks  jus  gentium  als  Völkerrecht  wird  von  Kemarch,  Itömiscbe 
Sechtsgcschichte  S.  162  Anm.  *)  (mit  Bezug  auf  Voigt  a.  a.  0.)  als  die  nrsprilngiiche 
erkürt  —  IJcber  jus  gentium  vgl.  auch  Müller-Joelniiiis,  Geschichte  des  Völkerrechts  im 
Altrrthnm  S.  i:!<>ff.;  Dirkscn,  Vermischte  Schriften  1  S.  210.  Dess  Manuale  latinit.itis 
foutium  s.  V.  ^Gens-;  üsenbrüggcn.  De  jure  belli  et  pacis  liomanurum  p.  U  sq  Vgl.  auch 
V.  Bar,  Lebib.  dea  latentafieaaloa  FriTafe-  und  Stnfreebts  (mi)  B.  6. 

2)  Vgl.  Voigt  a.  a.  0.  n  I  S.  69  ff.;  Esmarch  a.  a.  0.  S.  160. 
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durcli  Ausscheidung  der  äpeziüsch  nationalen  Elemente  betteilender  Institute 
nach^büdet  wurde  >).  Dines  sogen,  jns  genti«m  brachte  die  in  der  Natur 
betreffBnder  YerfaftltnisBe  liogenden,  dem  Reehtflgef&hle  eines  jeden  sugängliehen 

nnd  entsprechenden  Momente  zum  Ausdruck.  Wir  begegnen  daher  auch 
einem  weiteren  Betriff  des  jus  genthim,  nämlich  in  dem  Sinne,  daß  darunter 
ein  Recht  verstaudt^ii  vnnl,  welches  bei  allen  Völkern  Anerkennung  findet, 
das  cbei  Cicero)  auf  coaventa  hominum  et  quasi  coiiüeiisus  zurückgeführt 
irird^.  In  diesem  doppelten  Sinne  wird  das  jus  gentium  (abgesehen  von  dem 
Völkerrecht  im  publizistischen  Sinne)  als  das  für  Fremde  nnd  Bürger  im 
römischen  Staatsgebiete  gldehmiUSig  geltende  Itecbt,  sodann  ah  das  allen 
Menschen  oder  Nationen  gemeinsame  Recht  von  den  klassischen  Jaristen  auf- 
gefaßt»!. 

II.  Der  Erk<  auiiiis  des  Objekts  des  Völkerrechts  mußte  die  dem  römischen 
Ausdrucke  jus  gentium  folgende  Bezeichnung  nnd  die  Übeiaetzung  jenes  Ans- 
drucks  in  die  neueren  Sprachen  (droit  des  gens  oder  des  nations,  law  of 

nations  usw.)  als  unzutreffend  erscheinen.  Bei  Grotius  findet  sich  die  über- 
lieferte Rezeiclinnn?*):  in  der  Sache  handelt  es  sich  ilmi  aber  um  ein  Recht, 
welches  inter  civitates  aut  omnes  ant  plerasqne  ex  conseusu  entstanden 
ist^).  Dagegen  betitelt  der  Engländer  R.  Zone  he  (Zouchaeus)  sein  1650  er- 
sduenraes  Buch:  Juris  et  judicii  fecialis  sive  juris  inter  gentes  expli- 
catio«).  Im  übrigen  bleibt  der  Ausdruck  jus  gentium  (Völkerrecht^  droit  des 
gens  usw.)  der  herrschende.  Bentham  verwarf  den  Ausdruck  law  of  nation.s, 
der  eii^entlich  das  in  den  einzelnen  Landern  jfeltende  Recht  bedente,  nnd  be- 
zeichnete die  Regeln,  welche  die  Heziehungen  souveräner  l^ersonen  zniu 
Gegenstand  haben,  als  international  law  im  Gegensatz  zum  internal  law.  Der 
Bearbeiter  der  Schriiten  Benthams  (Etienne  Dumont)  fahrte  den  neuen 
Ausdmdc  in  die  französische  Reebtsspracbe  ein  (droit  international)^).  All- 
gemeinere Aufnahme  fand  der  Ausdruck  bei  den  Italienern,  Spaniern,  Portu- 
giesen uad  vor  allem  bei  den  Nordamerikanem  (Wheaton,  Elements  of 

t)  Die  auf  diewm  Wege  hervometendfla  natoraUn  Elearcote  haben  in  gewissem 
Sinne  weit  rocbtlicbeu  Charakter.  —  Vgl.  öbwdio  Frage  der  „Möglichkeit  eines  Weltrechts" 
die  unter  diesem  Titel  (Wien  ISSS)  erschienene  Rode  von  Zitelinann,  insbcs.  S.  22,  23.  — 
Vgl.  auch  den  Aufsatz  von  Asser,  Droit  international  et  droit  unifonne,  Revue  de  dr. 
iateiB.  XII.   Ofner,  Der  Grundgedanke  dos  Weltrechts  (1SS!>). 

2i  Vgl.  Krüger  a.  n.  0.  S.  41,  42.  der  darauf  hinweist,  wir  sich  bei  dieser  Aul fasjinng 
das  jus  gentian)  dem  jus  naturale  nähert  und  daß  beide  in  iiireiu  (jieltungsgebiete  überein- 
fltJniaieD;  trotsdem  (Seero  «le  otcbt  al»  eins  behandelt)  «o  eehlteBt  er  doeh  ans  der  geuein- 
eanen  Geltung  bei  allen  Völkern,  daS  das  betreffende  Inatitnt  dem  jus  natncale  aagehOie. 

3)  Krüger  a.  a.  0.  ä.  121  ff. 

4)  Vgl.  Rivier,  Note  mr  la  littfiratnre  du  droit  des  gens  ayant  Is  pnblication  du  Jus 
b.  ae.  p.  de  Grotius  (p.  10  Anm.  1). 

5)  Der  Kanzler  d'Agnessean,  Oeuvre»  IV  p.  267  hatte  den  Ausdruck  droit  entre  le« 
gens  vorgeschlagen. 

6)  De  jure  b.  ac.  p.  Proleg.  $  17. 

Ti  Ober  die  Kiitwicklung  der  neueren  TtTniiiidlof^ic  uml  \'ei'\v«»rtung  derselben  vgl.  im 
AiJgemeiacn  die  bemerkenswerten  Ausführungen  von  v.  Martitz,  internationale  Ilechtshülfe 
in  StoafaaoheQ  (1888)  Bd.  I  S.  400  £ 
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intentatiOMl  law  1836  und  Torher  selioii  [18M]  in  einer  Inauguralrede; 
Kent).  Id  England  hielten  dagegen  namentlich  Mackintosh*),  Oke 
Manning-'),  Travers  Twiß')  u.  a.  an  dem  alten  Aufdruck  fest.  Andere, 
insbesondere  Wildmann').  Reddie*),  Phillimore*^  brachten  die  neuere 
Rezeicbnuiig  iu  England  in  Aufnahme').  In  Frankreich  iiatte  Foelix"*)  den 
Ausdruck  droit  international  als  Bezeichnung  des  Völkerrechts  (droit  des  gens) 
Tervorfen  and  ihn  auf  die  Regeln  Aber  die  Anwendung  der  Zivil-  oder  Straf- 
gesetze eines  Staats  im  Anstände  beschränkt,  zu  deren  Be^chnnng  ei'  später 
den  Ausdruck  droit  international  priv6  wählte«).  Im  weiteren  Fortgang  der 
Ausge5?taltnng  der  neueren  Terminologie  gelanfrte  man  unter  dem  Einfluß  der 
von  Foelix  formulierten  Unterscheiduiig  des  droit  international  in  droit 
public  und  droit  prive  zur  Konstruktion  eines  GattungsbegriflEs  des  inter- 
nationalen Rechts,  weldier  das  droit  international  public,  das  VQlkerrecht  in 
dem  überlieferten  Sinne  und  das  droit  international  priv^  om&Bte.  Man  ge- 
langte ferner  zur  Identifizierung  von  internationalem  Recht  und  Völkerrecht '") 
und  unterscheidet  öflfentlirhes  und  privates  Völkerrecht").  So  erklärt 
Laurent  das  sogen,  intenuiiionale  I'rivatrecht  als  branilic  du  droit  inter- 
naiiunal  public,  i^ue  Ton  appelle  d'ordinaire  di*oit  det»  gens>-'y.  —  Innerhalb 
d«r  Einteilung  des  internationalen  Rechts  in  intematicniales  Öffentliches 
(Tölkerrecht)  und  privates  Recht  wurden  den  letateren  nicht  bloß  das  sogen, 
internationale  Privatrecht,  sondern  auch  alle  Materien  des  Verwaltungsrechts 
(Finanz-,  Eisenbahn-,  Gewerbepolizei-,  SunitfUswesen  usw.)  nach  ihrer  inter- 
nationalen Seite  (M.uveit  ausländische  i'er.sunen  oder  Verhältnisse  in  Frage 
kommen;  zugewiesen  '^).    Ebenso  sei  das  Ütrafrecht  vom  >Standpuukl  der  inter- 


1)  A  diacour»e  on  thc  study  of  the  law  of  nature  and  IMtioii«  (1T99);  vgL  dttU 
Wfaeaton,  Histoirc  des  progrfa  du  droit  des  gcns  II  p.  893  aq. 
2|  Commcntaries  on  thc  law  uf  nations  (1873). 

S»  Tho  law  of  nations,  considered  aa  tndependflnt  commmdtiw  (2  vobi  IBTS). 

4)  Jn^^titutes  of  international  law  (1879). 

Kcscarcbes  historical  aud  critical  in  niaritime  international  law 

6)  Comnentariea  qton  Juternadoiial  Law  (S  voll»  1879J. 

7)  Auch  Holland,  The  dement»  of  jaitapradenioe  (5.  ed.)  p.  935  «bie|»tleit  ele  al» 

„mere  propriately." 

5)  la  dnem  Anfntz  Vber  dte  KolHaiOD  der  OeMtze  In  der  Reme  AtrangSve  et  fm^^dee 

VII,  81  n.  1. 

9)  So  in  seinen)  Tratte  du  droit  international  priv4  (4.  Aull,  von  Dcmangeat,  I^GC). 

10)  So  betitelt  Bulmerincq  seine  Artieit  in  der  I.  Aufl.  des  H:  „Völkerrecht  oder 
intemationalcs  Recht."   V^l.  anch  Dessen  Praxis,  Theorie  u.  Kodifikati'ni  S.  l.'>2. 

11)  Siehe  v.  Marti tz  a.  a.  0.  &  407  ff.,  wo  diese  BatwidtlaDg  io  treffiicfaer  Übenicbt 
dargcateUt  ist. 

12»  Gefen  diese  Aofttasang  t.  Martitc  a.  «.  0.  und  Heili,  Ztsehr.  f.  internst  Privat» 

und  Strafrecht  I  S.  ".  Nencstens  will  Klöppel.  Ztsehr.  f  intern  Trivat-  nnd  Strafrccht  I 
8.  40  daa  intern.  Privatrecbt  aussdiliefllicb  als  t  eil  de»  Völkerrechts  behandelt  wissen. 

tS)  Siehe  Bernerd,  TVaitö  cfa^oriqae  et  pratique  de  I'extndition  11  p.  197;  r.  Bar, 
InternatiuiKiIc!*  Privat-  und  Strafrecht  \\^t>2)  S.  \.  Daf;ej;iri  bat  sich  Dfinaii^'eat  bei 
foelix,  Droit  international  prirC*  (4.  Aufi.  lH66t  I  S.  2  Ajud.  a  gegen  die  Ansidit  von 
Foelix  su^eaprocheD.  Gegen  die  Einreihang  dee  intemationaleo  8craf rechts  in  das  inter- 
nationale PftTatraeht  Cnnd  in  daa  YSUcemeht)  andi  v.  Rohland,  Das  InMiiatlonale Stiatraeht 
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nationalen  (Tenieiiisciiaft  aus»  Privatrecht'),  da  es  sich  um  Rechtisverhält- 
nisso  von  Privatpersonen  handle.^  Allein  gegen  eine  derartige  Systematik 
erheben  gich  gewichtige  Bedenken.  Der  Entwleklnng  der  neueren  Wiesen« 
echefi  nnd  der  dogmatisch  korrekten  Sondemng  der  Terschiedenen  Bechte- 
gebiete  entspricht  es,  dem  Völkerrecht  das  internationale  Priratrecht  znr 
Seite  7A\  Stollen  solange  nnd  insoweit  nicht  das  Villkerrecht  selbst 
Materien  des  Privatreclit.s  zum  Gegt  nstande  kollektiver  Kege- 
lang gemacht  hat  Das  internationale  Privalrecht  beansprucht  eine  selb- 
ständige nnd  inhnltüflih  abgeeebloesme  Stellung daher  geht  es  aoeh  nicht 
an,  dogmatisch  verschiedenes,  wie  das  Strafrecht  und  das  Verwaltnngsrecht, 
soweit  dabei  Beziehungen  zam  Aiudand  in  Frage  kommen,  dem  internationalen 
Privatrecht  znzr:\\  eisen. 

III.  Bezüglich  des  Verhältnisses  des  sog.  internationalen  Privatrechts 
zum  Völkerrecht  ist  aber  tolgendes  zu  beachten.  Die  seit  der  Mitte  des 
▼origen  Jahrhunderts  üblich  gewordene  und  jetzt  vorherrschende  Bezeichnung 
Mintemationales  Privatrecbt"  betrifft  jene  Lehre,  wdche  von  den  Uteren 
Schriftstellern  als  „Kollision  der  Gesetze",  „Kcnflikt  der  Gesetze",  als  „Lehre 
von  den  Hrtlichfii  Grenzen  der  Rechtsnorraen",  „Lehre  von  dem  Verhältnis 
koordinierter  Reclitsqiiellen"*)  bezeichnet  wurde.  Die  dieser  Lehre  an- 
gehörenden Rechtssätze  weisen  allerdings  eine  Beziehung  zum 
Völkerrecht  auf.*)  Die  Rechtsverhaltnisse,  die  hier  in  Frage  kommen, 
sind  FriTatrechtererhaitnisse,  deren  konkrete  Eigenart  darin  besteht,  daft  die 
Tatsachen,  aus  welchen  sie  entq)ringen  nnd  die  anf  ihre  Abftnderung  oder 
Anfhebnng  einen  Einfluß  üben,  femer  die  Personen  und  Sachen,  auf  die  sich 
betreftende  R^^chtsrerhiHtnisse  bezielien.  verschiedenen  Staatsgfebieten  anee- 
hören,  sohiii  vers^chiedeue  Elemente  ciiie.s  Rechl«?erl)Hltiiisses  bilden,  die  aber 
füi'  sich  dem  R^hte  verschiedener  Slnaten  unterworfen  sind.  Es  ist  nun  an 
sich  möglich,  daß  eine  Staatsgewalt  diese  Eigenart  betreffender  PriTatrechte- 
Terhftltnisse  ignorierend  ilire  Gerichte  verpflichtet^  anch  solche  Verhältnisse 
nur  nach  inlftndisohem  Recht  zn  beurteilen.«)  Allein  ein  solcher  Standpunkt 

6.  2:  Bindinfc.  Handb.  I  8.  872  Arnn.  &  Vgl.  auch  G.  Rolin-JaeqoemynB,  Itevuo  do 
droit  intcni.  I  p.  242. 

1)  Siehe  dapegen  v.  Martitz  a.  a.  <».  S.  ifj.  nn,  133,  42«. 

2i  G^eo  Foclix  vgl.  auch  Kahn,  Inhalt,  Natur  und  Mt'tliodc  des  intmmtionaiai 
Pkivatveobli  (189»  und  Detselben*  Die  dnlieitllebe  KodlfUcaiioD  des  interaitioiMlan  Privat- 

redits  (1904). 

31  Damit  bäiigt  auch  die  Wichtigkeit  der  Pflege  dicfics  Kechtsgvbiets  und  der  daa&elbo 
bebandolnden  Doktrin  «imnimeii.  Vjti.  darüber  Hei  Ii,  Ztschr.  f.  Internat  Privat-  nnd  Stref- 
iccht  1  s.  1  rr.  uiifi  i.iT  ff. 

4j  Zar  Kritili  der  iltereo  Nomenklatur  vgl.  v.  Bar,  Xhe^trie  und  Praxis  d«s  iotemat. 
Privatwdit»  (2.  AnfL  des  hileroit  Privat-  and  StrafreditB)  fid.  I  S.  1  ff.;  Deasen  Ldirb.  d. 
intemat.  PriTtt-  und  Straf  recht»  S.  2  ff.  —  Für  die  Bezeichnung  ,,intemat.  Privatrecht* 
Regclaberger,  Pandekten  &  IKS,  164.  S.  auch  Zitelmano,  Internationale«  Privatrecht  I 

{im}. 

&)  Vgl.  ReirelBberger»  Pandekten  S.  I«2;  Garelaf  6T;  Uartita  in  „Kultur  der 
Gegenwart"  451. 

6)  Von  dieser  gnmdaätzlichen  Exklusivität^  die  lo  primitiven  nationalen  und  intcr- 
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ist  praktisch  bei  entwickcllcm  \ Olkerverkebr  und  auf  dem  Boden  der  Völker- 
gemeinscbatt  unhaltbar:  »chuii  die  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  eigenen 
StftataangehOiigen  mußte  za  einer  Einschilnkong  jenes  exklusiven  Stand- 
punktes führen.  1}  Mftchtiger  erweist  sich  aber  die  Existenz  der  Staaten- 
gemeinschaft; innerhalb  dieser  muß  die  einzelne  Staatsgewalt  die  koordinierte 
Stellung  des  eignen  Landest  eclits  neben  dem  der  anderen  Staaten  aner- 
kennen. Indem  nun  die  zivilisierten  Staaten  di«*  Konsequenzen  des  inter- 
nationalen Verkehrs  and  ihrer  Stellung  als  Glieder  der  iuternatiunalen 
Gendnschaft  aneriLennend  ihren  Geriehten  die  Anwendung  ansiandisdien 
fieehts  gestatten,  exfftllen  sie  nicht  bloß  eine  Forderung  der  über  den  natio- 
nalen Bechtsordnung^n  stehenden  völkerrechtUehen  Ordnung-,  sie  werden  damit 
zugleich  einer  materiellen  Forderung  sachgemäßer  Reclitsiifleefe  gerecht,  in- 
sofern der  oben  betonte  Zusammenhang  einzelut  i  l  üemente  betreffender  Privat- 
rechtsverhältnisse mit  fremdem  Landesrecht  volle  Würdigung  finden  kann 
und  damit  das  eigene  Interesse  des  Landes  an  der  Erfftllang  der  Zwecke  der 
Bechtspflege  volle  Befriedigung  findet.  Diese  Gestaltung  des  Verhaltens 
der  Einzelstaaten  gegenüber  ausländischem  Privatrecht  stellt  sich  bei  den 
zivilisierten  Staaten  der  heutigen  Staat en«:emeinschaft  als  eine  notwendige 
Fnlire  der  anerkannten  (Gleichberechtigung  der  Eiii/elstaaten  dar;  die,se  tUhrt 
notwendig  zur  Anerkeuiuiiig  eines  freien  Verkehrs  und  Anknüpfung  rechtlicher 
Beziehungen  der  Augehöiigen  der  Einzdstaat««.*)  Stdlt  rieh  nun  jenes  Ver- 
halten als  die  notwendigs  Folge  realer  Verhftltnlsse  dar,  wie  diese  eben  in 
der  heuten  mtentationalen  Rechtsgemeinschaft  der  Staaten  gelben  sind 
und  denen  p-e^eniiber  dem  Einzelstaat  die  Wahl  eines  auderweiten  Ver- 
haltens nicht  «t!>n  steht,  m  kann  hier  weder  von  bloüer  coniitas  s^entium 
noch  von  gegenseitigen  Konzessionen  der  Staaten ^)  gesprochen  werden.^) 

nalionalcn  Uet'htiau»tündoti  AMir/.cIt.  i-t  oine  tjesi  tinüikle  Exklu»i\ ilftt  zu  untersilicidcn.  So 
z.  B.  eothielt  Art.  19  dee  sächa  hiirgeriichen  Gesetzbuchs  die  Bestimmung:  „Ausiäudiache 
OesetM  «iad  nidit  ainnwead«o,  veno  deren  ADwendnnir  durch  iidiiidlMsiie  Oesetie  naeh  deir 
Vorachrift  oder  nach  dem  Zwecke  derselben  ausgc^rhln?sen  ist."  —  Vgl.  neuesten»  Nie mcyor, 
Positives  intemat.  Privatrocht  1  S.  8,  der  zur  Charakterisierung  der  Fälle,  in  welchen  der 
Riditer  verpflichtet  ist,  iio  Zweifel  die  lex  fori  anzuwenden,  den  Anedmclc  nExIclosivitltB- 
prinzip**  gebraucht 

1)  Mit  Recht  bemerkt  Mcili,  Ztechr.  f.  internal.  Privat-  und  Strafiwht  I  S.  165:  „es 
i^t  klar,  daß  für  die  Ordnung  der  privatrechtlichen  Beziehungen  die  pannencle  Zivilrechtflnorai, 
eei  sie  cinhoi  misch  oder  ausländisch,  gesucht  werden  rouU.'' 

2)  „VW  Zui^ehörigkcit  zur  völkt'i  i  cchtÜclipn  Richt-^Hiiu  inschaft  bei^i  niidet  für  den  ein- 
aelnen  iVogehörigen  der  Verkebr«staaton  das  völkerrechtliche  ludigcnat.'*  Stocrk, 
HU  11  8.  588,  569;  ihm  foigend  Meiii  a.  a.  0.  S.  164.  Vgl.  anch  Glareia  S.  ISS  ff. 

3)  Foelix,  Traitö  I  p.  22  ;  Story,  CoramcnL  on  tho  conflict  of  Lnws  f1*>"2) 
Nr.  ii  sq.;  Kent,  Commeotaries  upun  american  law  (12.  Aufl.)  11  p.  459  sq.;  Philliiuure, 
Comm.  npon  intenational  law.     Stoi>be,  Deutsches  Privatr.  I  }  29. 

■1)  Gegen  jene  Auffassun^'en  des  Prinzips  des  intemat.  Privatrechts  Kahu  in 
Ibering's  Jahrb.  XXX  S.  12»;  Mcili  a.  a.  0.  8.  163,  164;  siebe  auch  die  daselbst  S.  lt>4 
Anni.  t)  allcgierten  Aussprüche  von  Laurent  and  W.  B.  Lawrence  in  dessen  Conimen- 
taire  sur  les  ^h-uient»  du  droit  intern.  p:u  II.  WheatOO  Iii  p.  69  Q.  67. 

51  Hivier  in  seiner  fran^os.  Bearbeitung  vos  Amw,  Sobels  vaa  hei  intematiooai 
Privaatregt  p.  30.   Vgl.  auch  Uareis  S.  67. 
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Internationale  und  nationale  Interessen  treffen  hier  zusammen  nnd  gestalten 
das  Verhalten  der  einzelnen  Staaten  anf  dem  hier  in  Frage  stehenden  Gebiete 
der  Rechtspflege  an  einem  pfliehtmftßigen. Ana  dem  Geeaften  ergibt  sich, 

(laß  es  sich  hier  um  Rechtasfttze  handelt,  die  sich  auf  Akte  einzelstaatlicher 
Jurisdiktion  beziehen;  Gep:eTistand  der  letzteren  sind  nicht  internationale 
sondern  Privatrechtsverhältnisi>e  der  oben  bezeichneten  Art.  Jene  Rechtssät/e 
bestimmen  das  örtliche  Recht,  welches  der  Richter  seiner  Entscheidung  zu 
Grunde  zu  legen  hat  Da  nun  Möglichkeit  nnd  Notwendigkeit  solcher  Normen 
(die  nach  dem  Vorgänge  von  Niemeyer  in  zutreffender  Weise  als  ^olli- 
sions normen^  bezeichnet  woden)  anf  das  engste  mit  dem  Bestände  völker- 
rechtlicher Ordnung  znsammenhängt  und  diese  Normen  das  Verhältnis  des 
Privatrechts  .,zn  jedem  anderen  völkerrechtlich  konrdinicrtft»  Privatrechts- 
systemregeln,  ist  die  Bezeichnung  aLs  internationale  erklarach;  dagegen 
muli  es  als  ein  verhängnisvoller  Fehler  bezeichnet  werden,  dali  sich  zur  Be- 
zeichnung der  EolliaionanorDien  der  technische  Aoadrnck  ^internationales 
FiiTatreeht''  in  einer  Zeit  eingebürgert  hat^  da  es  ein  solches  internatio> 
nales  Recht  noch  nicht  gab.  So  lange  nicht  Kollisionsnormen  ans  inter- 
nationalen Re'^li  tsqnellen  entstanden  waren,  spielt  das  Moment  der 
Intemationalität  iiiiieriialb  Jei-  betr etl'enden  Privatrechtsverhältnisse  insofern 
eine  (jedoch  formell  nicht  entscheidende)  ßoUe,  als  eben,  wie  oben  bemerkt, 
ehnzelne  Momente  des  Tatbestandes  mit  den  Beehtsordnungen  verschiedener 
Staaten  zosammenhftngen  nnd  so  eine  Eonknrrenz  der  Rechtsordnungen  nnd 
mit  ihr  eine  Kollision  hervorgerufen  ist  Die  Kollisionsnormm  selbst  aber 
sind  nationale  Normen  nnd  die  auf  Grund  diesei  Xormen  in  neuerer  Zeit  aus- 
g-ebildete  Theorie,  die  sich  die  Aufgabe  setzt,  die  aus  den  Beziehungen  eines 
Rechtsverhältnisses  zu  verschiedenen  Rechtsordnungen  sicli  ergebenden  Kolii- 
äottSQormai  zu  entwickeln,  bildet  keineswegs  internationales  Recht  Will 
man  vor  der  Eadstenz  int^nationaler  Eollisionsnormen  doch  schon  von  einem 
internationalen  Privatrecht  sprechen,  so  bewegt  man  sich  eben  nicht  mehr 
auf  dem  Boden  des  positiTen  Reclits.  sondern  dem  der  ^Spekulation  Es  ist 
begreiflich,  daß  infolge  der  oft  tiefgreifenden  Verschiedeniieit  der  nationalen 
Kollisionsnormen  und  der  Meiuungsgegensätze  in  der  Doktrin  dieser  Materie 
die  Praiis  eine  sehwankende  war  und  nicht  selten  Urtdie  hervwbFaehte,  die 
das  öffentliche  Gewissen  verletzen  mußten.')  Im  Zusammenhang  mit  der 
stetigen  Entwicklung  des  Rechtsverkehrs  unter  zivilisierten  Völkern  tiat  das 
Bedürfnis  immer  mehr  hervor,  daß  die  bei  der  rechtlichen  Erledigunsr  be- 
treffender Privatrechtsverhältiiisse  in  der  Praxis  liervortretenden  Kolliüionen 
verschiedener  Rechtsordnungen  durch  die  obligatorische  Anwendung  gleicher 
Grundsätze»  d.  h.  gleicher  Eollisionsnormen  beseitigt  woden;  es  soll  vermieden 

U  V.  Martltz  a.  a.  0.  421  und  m  „Kidtiir'dcr  Oefrcnwnrt'*  IM. 

S)  Becbtssätxe,  welche  die  Fr4ge  beantworten,  ob  nich  da«  beiuUvhe  Strafrecht  nur 
wf  die  in  labnde  begangenen,  oder  andi  anf  die  von  Lülndeni  Im  Aualande  begangenent 
oder  anch  auf  die  von  Ausländern  im  Anstände  begangenen  Verbrechen  beziehe. 

3)  Maoiciui,  Joam.  da  dr.  intern,  pr.  J,  236,  XIU,  400;  Niomeyer  in  Golüschmidcs' 
2(Nbr.  XLV,  IBTi  denelbe  ZtNkr.  f.  Intern.  Fr.-  u.  Stfr.  ZU,  STlft. 
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werden,  dali  in  verschiedenen  Läudeni,  die  im  engsten  Reclitaverkehr  stehen, 
von  den  Gerichten  nach  verschiedenen,  oft  entgegengesetzten  KoIUsionsnormen 
Torgregaogen  werde.  Nach  jUtoren  Yeniicheii  eiueloer  Theoretiker  und  inter- 
nationaler Gesellschaften  trat  die  Fta^c  der  Schaflnog  echter  internationaler 
Kollisionsnormen  in  das  Stadium  diplomatischer  Verhandlungen.  >)  Die  Be- 
strebungen der  holländischen  Regierung,  den  Zusammentritt  einer  Konferenz 
herbeizuführen,  waren  schließlieh  von  Erfolfj  g:ekrüul.  Die  Koiiftrenzen  tagten 
in  den  neunziger  Jahren  Ae»  vorigen  Jahrhunderts  im  Haag  auf  Grund  eines 
klaren  Programnu  der  hoUftndiaehen  Begierang,  in  weldiem  anf  die  oft 
schreienden  Übelstände  der  beatehenden  GeeetseskoUinonen  hingewiesen  und 
der  Wert  einer  durch  konforme  Kollisionsnormen  gewährleisteten,  überall 
gleichmäßig  anerkannten  und  sadiopm;1ßen  Entsriieidnng  hervorgehoben 
wurde.  Das  Erget)nis  der  drei  erste-n  KoiilVrtn^eii  (l!593.  1S94,  1900>  sind 
(abgesehen  von  dem  zivilprozessualen  Abkommen  vom  H.November  1&96)  die 
am  12.  Jnni  1902  nnterseichneten  Konyentionen,  betrtfend  die  EhescblieB  an  g, 
Elieaclieidung,  Ehetrennung  und  Tormnndschaft  ttber  Minder- 
jährige. Auf  diesem  Wege  wurde  echtes  internationales  Privatrecht  ge- 
schaRVii  dernt  die  für  die  bezeichneten  Materien  durch  Kollektivverträge  der 
Mächte  geijciiatieuen  Küliisionsnormen  beruhen  auf  der  internationalen 
Quelle  rechtsetzender  Verträge. 

IV.  In  berrorragendem  MaBe  ist  die  Strafireobtspflege  der  Staate  Ton 
den  Konsequenzen  vOlkerrechÜicber  Ordnung  und  dem  Bewußtsein  der  Soli- 
darität der  von  den  Einzelstaafnn  änvch  die  spezifischen  Mittel  des  Strafrechls 
zu  schützenden  Interessen  hphei ischt.  Auch  hier  weist  das  moderne  Recht 
intensive  Heziehungen  wichtiger  Aufgaben  des  einzelnen  Staats  zu  den  ana- 
logen Auigaben  der  koexistierenden  staatlichen  Gemein  wessen,  deren  Rechts- 
ordnung und  dra  unter  den  Schutz  aller  zivilisierten  Gemeinwesen  gestellten 
Bechtsgütem  auf.  Aufgabe  der  einzelnm  Staaten  ist  es,  in  ihren  nationalen 
Strafgesetatgebungen  das  Geltungsgebiet  ihres  Strafrecht^  der  koexistierenden 
Strafgewalt  anderer  Staat»  n  '-^t^genüber  zu  bestimmen.^)  In  diesen  Rechts- 
sätzen kommt  der  prinzipielle  Standpunkt  zum  Ausdruck,  den  der  einzelnn 
Staat  gegenüber  den  Forderungen  seiner  Stellung  innerhalb  der  internationalen 
Gemeinacliaft  einnimmt.  Je  nach  der  Versebiedenheit  des  Standpunkts  ist  die 
Umgrmzung  der  Strafkompetenz  in  den  einzelnen  Strafgesetzgebungen  eine 
▼erschiedene,')  Trotz  der  landesrechtlichen  .\utorität*)  jener  Rechtssiltze 
empfiehlt  sich  die  heute  vnrherischende  Bezeichnung  internationales  Straf- 
recht.   Zum  internationalen  Strafrecht  in  diesem  Sinne  gtdioren  auch  die 

Ii  Vifl.  «iariiluT  Kulm,  I>ic  cinhoitliclie  Kodifikntion  Iff.  Dazu  raeioe  Abb.  Ober 
Kodifikation  dv»  intern,  l^rivatr.  in  Kriti«cbe  Vicrteljahro««clirift  ^*.  F.  XI. 

2)  Vfl.  die  Kritik  der  veracbiedeaeo  Prfnsipien  der  Umfnrentttag  bei  v.  Röhl  and, 
Intemoat.  Straf i-echt  .S.  3  ff. 

9)  Vgl.  V.  M«rtitx  a.  a.  0.  ü.  Aii;  v.  Linn,  Ztbclir.  f.  iL  ices.  Ötrafrw.  II  ä.  ö2 
(WO  «af  die  loKfache  Dnin8glichkeit.  c.  B.  von  einem  «deuteeben  interoadonalen*  8(rafiecht 
wa  eprcchcn,  aufmerksam  gemacht  wird). 

4i  Vgl.  V.  Martitx  a.  a.  0.  8.  425  und  die  Ausführun-^cn  Uber  das  Geflamtsysteu  do« 
in^nuttionalen  Straf  recht«  S.  426  ff.  Vgl  auch  v.  Kohl  and,  Intern.  8tnifr.  S.  2. 
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in  zahlreichen  Statitsverträgen  uiedergelegteo  liechtssätze,  durch  welche  die 
Oew&brung  gegenseitiger  Beehtshilfe  in  Strafimelien  bestimmt  wird,  dQna  es 
handelt  sich  in  diesen  Vertrftgen  (AnsliefemngsTertrSgen  n.  s.  w.)  nm  eine 

Materie  des  nationalen  Rechts  (die  allei  dings  internationale  Momoite  anfVreist), 
nicht  um  eine  völkerreclitlirlie  Materie. 

§  4,  Posfth'itiit  des  Völkerrechte. ')  Die  uiich  lieiite  noch  auttretende 
Meinung,  daU  die  Hegeln  des  Staaten-  und  Vöikerverkehrs  rechtlichen  Charakter» 
ermangeln,  steht  in  Widerspruch  mit  den  Tatsachen  der  G«se1iichte  des  V5lker- 
verkehrs  und  den  namentlich  in  den  letzten  Jahrhonderten  herrortretenden 
danemden  Beziehungen  und  internationalen  Einrichtungen  der  Völker,  welche 
nach  Form  und  Inhalt  rechtliclien  Charakter  an  sich  trafen.  Die  Ordnung 
tetretfender  Veilulltnisse  ert'i)]<Tt  in  äen  Formen  des  Reclit.s;  die  beteiligten 
Staaten  bekunden  dabei  den  Willen,  die  im  Verkehr  her vorti  elenden  vorüber- 
gehenden und  dauernden  Lebensverhältnisse  nach  Maßgabe  der  realen  Be- 
schaffenheit des  Gegenstandes  dieser  Verhftltnisse  und  nach  deren  Zweek, 
zugleich  aber  aucli  mit  dem  Bewußtsein  des  Zusammenhangs  der  einzelne 
Verhältnisse  mit  dem  internationalen  r;t>nieiiileben  zu  bestimmen.  Gewohn- 
heiten und  Staatsverträgo  bekunden  das  allem  (ienieinleben  immanente  Streben 
nach  recht  Ii  eil  er  Ausgestaltung  der  internationalen  Lebensverhältnisse; 
m.  a.  W.  das  internationale  Leben  ist  von  dem  Streben  nach  Herstellung  einer 
dauernden  und  praktisch  wirksammi,  ?on  der  Willkttr  der  Beteiligten  unab- 
hängigen äußeren  Ordnung  beherrscht^  Vergleicht  man  die  Bildung  objektivea 

1)  G.  F.  V.  Härtens,  ^aldtnoi;  in  d.  poslt  «orop*  V^lkomebt,  M  3ff.;  v.  Kalten- 
born, Kntik  S.  15-17.  Sonff.;  H  cf  fi  keii  zu  Hcff  tcr  §  2;  v.  Bulmei  iiicq  S.  190;  Gareis 
{Sit.}  V.  Liszt  §  i;  UarimauD  S.  Iff.;  £ruat  Meyer,  Über  den  AbsdiloQ  von  ätaatsver- 
ilfen  8.20tr.;  Bergbohm,  StaatBvertr§ire  nnd  Gesetze  als  Quellen  des  VSikerr.  S.lff.; 

V.  Holtzendorff,  HH  I  S.  ISff.;  F..v.  Martens  1  S.  Iff  ;  lüvicr  ^^  Gff.;  Jelllnck, 
i<taat«verträgc  (l&SOi.  Derselbe,  AWg.  Staatslehre  304.  33S;  Oppenbeim,  I,  S2ff.; 
V.  Martitz;  Kultur  der  (ie^jenwart  4?tl.  — Vj^l.  auch  Savigny,  System  des  heati|ren  Rom. 
R.  I  §  11;  V,  Ihering,  Der  Zweck  im  Hecht  1  (2.  Aufl)  S.  320ff.  —  Abweichende  Ansichten 
bei:  Pnehta.  Gewohnheitsi-echt  I  S.  142ff.;  1  riikei.  Dns  Problem  de«  V^nikcrr.  in  der 
Ztschr.  f.d.  ges.  Staatsw.  XX  VIII,  XXXIV  i  v.  Ii  cid,  Urundzage  de»  alig.  Staatsreciits  (li>6S> 
S.  277;  Laseeii,  Prinzip  und  Zokunft  dos  YSlkerr.;  Weetleke,  AtreatiBeof  privat« intem. 
llWdSbOl  p.  "!  sq..  I^nrinirr.  Institiitr?»  of  private  intrni.  la\Y  flSs4t  II  p-  l*"'.» 

2)  Su  sind  die  Erklärungen  der  Mäcbt«  auf  dem  Wiener  Koogroß  im  Sinne  des  üog. 
leKitlmttllspriiizips  von  dem  Bewofitecin  der  Notwendigkeit  und  Existenz  einer  recht  lieben 
(Jrdnung  der  europiüächen  Angelegenheiten  beherrscht.  Vgl.  z.  B.  die  Note  T :il h  vrand '» 
au  Metternich  ddo.  Wien,  lU.  Dez.  ISU  (bei  Klübcr,  Akten  dos  Wiener  Kongrceaos  VU 
S.W.  —  Vgl.  auch  die  Aachener  Erklärungen  von  1818  (Martens,  Nonvean  BecneO  IV 
p.  560);  Art.  T  des  P;iriser  Vertnig»  von  1856.  ~  Am  17.  .lanuar  IST]  h.itrcn  uuf  di  r  Lon- 
d(nicr  Konfcn'ii:^  die  T^ovdllTnnrlitigtcn  von  Deutschland,  Österreich,  England,  italicii.  Ikiiühind 
und  der  Türkei  formell  erklärt:  „quc  c'eat  un  principe  csaentiel  du  droit  deii  gens  <|u'aucuue 
paiasanee  ne  pniaae  ae  Ubfiror  des  eogagements  d'un  tiaM  ni  en  modifier  lee  atipulatiun«« 
sniT«  !e  eonüPTitcmont  (Xv?  pni:<Hances  contractmtos,  ;im  iiioyon  d'uii  arrangomeut  amiablc"'; 
vgl.  auch  die  Erklärung  Lord  Grauviile'a  gegeaübcr  der  Note  da»  Fürsten  Gurt»chakuf  f 
vom  3t.  Okt  t^TO  bri  Calvo  1  p.  50S).  —  Art.  40  des  Berliner  Vertrags  von  197$  spricht 
v(m  ^alliji'iiKnticn  Grundsätzen  des  internationalen  Hechts-.  —  Vgl.  auch  die  üt.  Ti  ters- 
burger  Deklaration  vom  11  Dezember  Ib&H  i Verltot  der  Verwendung  explodierender  üe- 
«cboaee  anter  400  Gramm  im  Kriege),  (Martens,  N  U  g.  XVIII,  p.  474i;  die  Genfer  Kon- 
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Bechto  im  Bereich  der  etasflich  geordneten  VollniFeineittBchAft  mit  der  BüdtinB^ 
von  Regeln  Ar  die  Beodelinngen  der  Staaten  nnd  Vftlker  unter  einander,  so 

ergibt  sich,  dafi  auch  hier  die  realen  Yorausset7nn^:en  der  Bildung  von 
Rechtasätzen  Torlie^ren;  auch  hier  bildet  «ch  unter  dem  Einfluß  der 
Lebensverhältnisse  das  BewußMn  der  Gieic  liartii^keit  und  ( iemeinsamkeit  der 
mit  jenen  Verhältnissen  Terknüptten  Interessen  und  sohin  die  Überzeugung 
von  der  Notwendigkeit  praktisdier  Oeltnng  von  Normen,  wehshen  die  Ani^be 
mkommt,  die  äuBeren  Bedingungen  der  gedmhliehen  Entwicklung  raenaehlicher 
Lebensverblltnine  zu  sichern.  *)  Dabei  müssen  wir  uns  allerdings  die  Eigenart 
des  Bildnne:si>rnzesse8  des  Rechts  im  internationalen  f. eben  und  die  durch  den 
Unterschied  festgefügter  staatlicher  ( Gemeinschaft  nnd  der  eine  teste  staatliche 
Organisation  prinzipiell  ausschließenden  internationalen  Genieinschatt  bestimmten 
Yoramselanngen  der  praktischen  Oeltnng  nnd  Bealisierbarkeit  von  VClkenedits- 
afttsen  vor  Angen  halten.  Indeasra,  so  groB  dieser  Unterschied  ist^  so  achliefit 
er  doch  nicht  die  Mü^^lic  likeit  nnd  Herrschaft  ?on  Normen  des  internationalen 
Lebens  aus,  denn  eine  Beschränkunfr  der  Bildung  von  Rechtssiltzen  nnd  ihrer 
Bewährung:  im  praktischen  Leben  auf  den  Staat  nnd  seine  festgefügten  Hin- 
richtungen wäre  augenscheinlich  doch  nur  zulässig,  wenn  die  Kriterien  des 
Rechts,  die  wir  an  der  Hand  der  Beohachtnng  der  Erscheinungen  der  in 
langer  historischer  Entwicklung  entstandenen  nnd  bewußt  durchgebildeten 
Bechtssysteme  der  zivilisierten  Staaten  gewinnen,  einzig  nnd  allein  den  Maß- 
stab für  die  Beantwortung  der  Frage  bilden  dürften,  ob  eine  Regel  des  He- 
nieinlebens  (wie  immer  djLsselbe  gestaltet  sein  möge)  als  Rechtsre<;tl  aufzu- 
fassen sei.  Die  Lengner  des  Völkerrechts  sind  geneigt,  diese  Frage  nach  dem 
Maßstabe  zu  beantworten,  den  das  entwickelte  Recbtsleben  der  zivilisierten 
Staaten  bietet;  hier  beraht  die  Bildung  und  Verwirklichung  des  Rechts  auf 
der  verfassnngsmftßigen  Organisation  der  Staatsgewalt  in  der  Richtung  der 
Gesetzgebung,  der  Rechtsprechung  und  der  Exekutive.  Allein  dieser  Zustand 
ist  das  Ergebnis  einer  lann-en  geschichtlichen  Kniwicklunf^  und  keineswegs 
der  ursprüngliche.  Eine  Betrachtung  der  Entstehung  und  praktischen  Geltung 
des  Rechts,  welche  nur  die  Erscheinungen  der  Perioden  intensiveren  Ausbaues 
nationaler  Rechtsordnungen  ins  Auge  fallt^  ist  nicht  antreffend,  weil  sie  auf 
eine  erschdpfende  WttrdigUDg  dnr  Tatsachen  menschlichen  Gemeinlebens  yer* 
ziehtet.  Zu  diesen  gehören  aber  außer  den  Erscheinungen  des  geltenden 
Rechts  auch  jene  der  primitiven  Stufen  der  einzelnen  Volksf^emeinschaften 
und  gewili  auch  die  Erscheinungen  des  \'erkehrs  der  Vtilker  unter  einander, 
ihre  vorübergehenden  und  (auf  den  höhere»  iSlufen  des  internationalen  Ver- 
kehrs) dauernde  Besiehnngen  und  Einrichtungen.  Nur  so  viel  ist  anauer- 


vontion  vom  22.  Aupust  1>*64  und  die  Additionalartikcl  vom  2».  Oktober  t8BS  <Martciia, 
M.K.f{.  XVIII  p.(id7,  XX  p.  375fr.).  Ferner  kommt  liier  der  »trafrociiUicbe  Schatz  vülker- 
rachtUeber  Interemen,  den  die  r^ndcsAtraf^sctz^ebuDg  gewährt,  in  Betracht  Vgl.  darüber 
V.  Martitz  a.  a.  0.  S.  60,  61;  Gcffokea  zu  Heffti  i  S  104  bezüglich  der  Piraterie.  Hit  voller 
Bostiininthoit  tritt  das  oben  bezeichnete  stt^Hen  der  Mächte  oeoeateiw  in  den  Beecbl&aaoD  der 
Haagcr  Koofereozon  der  Jahre  ISUU  and  l'JOT  hervor. 

1)  Vgl.  Begettberger,  Pindekten  S.fl8;  liebe  «««b  daa  dw.  8.88  Nr.  4  Gengte. 


Digitized  by  Google 


$  4.  Positivität  des  Vöikerreclita.  19 


kennen,  daß  der  oben  betonte  Unterschied  von  Staat  und  internationaler  Ge- 
meioMliaft  eine  Entwicklong  des  Becbts  attf  letatetem  Qebiete  aoiseUkfi^ 
m»  sie  beute  dem  Rechte  der  ziTÜtsiertea  Staaten  eigen  ist  Dem  Volker- 
rechte  mangeln  die  Voraussetzungen  einer  solchen  Entwicklung;  sie  sind  eben 
nur  in  der  staatlichen  Orgaiii^ntifm  der  obersten  Gewalt  in  deren  bedeut- 
samsten  Funktionen:  der  Geseizy^ebungr.  Rechtsprechung  und  Exekutive 
gegeben.  Die  internationale  Gemeinächalt  ist  eben  nicht  selbst  ein  Staats- 
wesen;') die  recbtlichen  Aufgaben,  die  ilir  mfolge  ihres  Wesens  und  ihrer 
Zwecke  erwaehsen,  missea  in  eigenartiger  Weise  der  LOsni^  zngefthrt 
werden.  Stellen  sich  die  Hern  Staate  heute  znr  Verfügung  stehenden  Mittel 
der  Fortbildung  und  Verwirklichung  seines  Rechts  als  die  relativ  wirksamsten 
Garantien  der  praktischen  Geltnn;^  des  Recht«;  überhaupt  dar,  so  erscheint 
allerdings  das  Völkerrecht,  dem  diese  Garantien  fehlen,  als  ein  unvollkommener 
Recht8teiL>)  Damit  ist  aber  keineswegs  ansgeschlesseii,  daß  die  Idee  des 
internationalen  Hechts  anf  dem  eigenartigen  Boden  der  internationalen  Ge- 
meinschaft und  mit  den  dieser  zu  Gebote  stehenden  eigenartigen  Mitteln  einer 
fortsf  breitenden  Entwicklung  und  Durchbildung  im  T.aiife  der  Geschichte  ent- 
ge{renj?ehe.  Der  Zustand  jetziger  Tbvollkommenheit  des  Völkerrechts  ist  nicht 
bloü  auf  die  konstant  wirkende  Ursaclie  des  Unterschieds  von  Staat  und  inter- 
nationaler Gemeinschaft  xQrückznffthren;  er  ist  anDerdem  bedingt  don^  die 
TerbAltnismAßig  knrse  geschichtUche  Entwicklung,  anf  der  der  heutige  inter- 
nationale Recht^zustand  beruht  Dieser  kurze  Entwicidnngsprozeß  läßt  aber 
(namentlich  im  HinMiok  auf  die  neueren  Erscheinungen  des  internationalen 
Hechtslebens}  zugleich  erkennen,  daß  das  Reclitshewnßtsein  der  Knlturvölker 
auf  eine  vollkommenere  Gestaltung  der  internationalen  Gemeinschaft,  ihrer 
rechtliehen  Grundlagen  nnd  ihrer  praktischen  Wirksamkeit  gerichtet  ist  Mit 
Sftcksicht  auf  das  Gesagte  ist  bezfiglich  der  Ton  den  Leugnern  des  Volker* 
rechts  geltend  gemachten  Mängel  des  Völkeu  i  ii*s.  welche  seine  Positivität 
ausscliließen  sollen,  folgendes  zu  bemerken.  Was  1.  den  Mangel  eines  Ge- 
setzgebers betrifft,  so  ist  nur  richtig,  daß  über  den  souveränen  Staaten 
keine  gesetzgebende  Gewalt  besteht.  Dagegen  sind  die  Staaten  als  Glieder 
der  internationalen  Gemeinschaft  für  den  Bereich  dieser  höheren,  den  Einzel- 
Staaten  fib^geordneten  Bechtmemeinscbaft  selbst  zur  Schafftang  von  Normen 
für  die  aus  jener  Gemeinschaft  entspring^enden  Verhältnisse  berufen.  Diese 
autonome  Rechtsgemeinschaft  schafft  sich  selbst  durch  rechtlieb  maOgebende 

1)  Mit  Recht  beniarkt  Merkel,  JxaitL  Enzyklopidio  f  829  Abs.  2:  «Die  Erlielning 

dieses  RechtsteiU"  (de»  Völkerrechta»  »auf  eine  Stufe,  welclie  der  von  dem  Privat-,  Straf-  und 
Prozeßrecht  bei  den  Kulturvölkern  eingenommenen  annähernd  eutaprScbe,  wQrdc  die  Schaffung 
einer  gesotzgebenden  und  einer  richterlichen  Gewalt,  sowie  einer  Exekutive  über  den  Völkern 
voraai«M5tzon.  Damit  aber  würde  ein  dieee  Völker  umspannendes  neues  StaatswoaM  auf- 
gerichtet und  das  Völkerrecht  in  internes  staatliches  Hecht,  dan  Recht  dieses  neuen 
GemeinwesM^  umgestaltet  sein.*  VgL  auch  v.  Kaltenborn,  Kritik  S.  IH2;  Berg« 
bohn  a.  a.  0.  S.  6.  —  Zar  Kriük  der  yendifedflsen  dtt  Veikeneebl  nnebU«6«nden 
Theorien  eines  UniTcnaktiateB  dehe  Lasso n,  Prinslp  nnd  Znknnft  des  VO^IkeiTechts 
ä.  U»ff. 

2)  Vgl.  ▼.Knltenborn,  Kritik  S.  314 IT.;  Merkel,  Jurist.  Ea^Mopidie  t  S28  Abs.  l. 
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Handlungen  ihrer  unmittelbaren  Subjekte  —  der  souverftnen  Staaten  —  ihr 
Becht')  Sohin  ist  das  Völkerrecht  als  antonomisches  Recht  auf  die  seinem 
Charakter  entq[»n»ehenden  Formen  der  ÄuBemng  der  Willensäbereinstimmang 
der  Staaten  und  der  darauf  beruhenden  Normen  gesrnseitii^en  Verhaltens: 
auf  Gewohnheiten  und  Yeiträsre*^  angewiesen.  )  Al>  aiitononiisclies  Recht 
geht  das  Völkerrecht  Vdii  keiner  höheren  Antoritüi  aus  al.s  vuii  dei  Autorität 
derer,  die  es  als  Norm  iliress  gegenseitigen  Verhaltens  anerkennen  und  an- 
wenden. Übrigens  ist  nook  zn  bemerken,  daß  das  Nichtvorhandensein  einer 
über  den  Staaten  stehende  geeetsgebenden  Gewalt  Oberhaopt  nicht  als  ein 
Mangel  des  V5lkerrecht.s  bezeichnet  werden  kann,  da  die  Existenz  einer 
solchen  Gewalt  das  GemfM'nschaftsverliältnis  souveräner  Staaten  ausschließt. 
Der  Mangel  einer  solchen  Gewalt  t  iitspi  idit  vielmehr  durchaus  dem  Wesen 
der  internationalen  Gemeinschaft.  —  2.  Älan  leugnet  die  Positivität  des  Völker- 
rechts, weil  ständige  und  rechtlich  organisierte  Gerichte  fehlen,  doreb  deren 
Entsckeidniigen  internatimMJe  Bechtsstreitigkeiten  ansantragen  wftren.  In- 
dessen, ein  ausgebildetes  Gerichtswesen  und  die  Möglichkeit^,  bezflglich  sti-ei- 
tif^er  ReclitSTerhältnisse  fiu  Urteil  der  Gerichte  und  die  zwangsweise  Reali- 
sierung des  Urteilsinhalts  herbeizuführen,  ist  keineswegs  Voraus'jctzimsr  der 
Positivität  des  Rechts/)  vielmehr  hat  das  in  Streit  befangene  subjektive  Recht 
die  Existenz  der  Rechtsnorm  snr  VoransaetKnng.  Daß  sich  die  Herrschaft 
olqektiTen  Rechts  in  betreffenden  Fällen  regelmäßig  nur  im  Wege  eines 
geordneten  Verfiibrens  vor  verfassungsmäßig  zur  Ausübung  des  Richteramt^t 
berufenen  Organen  der  öffentlichen  Gewalt  bewähre,  ist  eine  Forderung  jeder 

1)  Kichtif^  bemerkt  Jellinck.  IMc  irrhrlidie  Xatiir  clor  Staat? verträpe  S.  fi,  mit 
dem  Nachweis,  duli  der  Staat  seinem  eigenen  Willen  verpflichtende  Vorschriften  zu  geben 
iniBtande  ist,  iit  dkr  [uriBtiwho  Baals  des  VtHkerreehts  befanden. 

2)  Wenn  hic  und  da  ivgl.  z.  B.  v,  Ka  Itriihm  n .  Kritik  S,  2:u  ;  Ilcfftc  r  §  'i  ..Natur 
der  VülkeiKeeetze'')  von  Völkcrgcsctzeo  gesprochen  wird,  so  geschiebt  dies  nur  in  uncigent- 
Heben,  nicht  jniittiBdiom  Sinne.  Vgl.  anch  B«rgbolini  a.  0.  8. 18»  der  richtig  hervorhebt, 
daß  die  Verteidi(,^r  der  Podltivitit  des  VWkflmchtK  dlo  EzIflCnis  von  „Yfllkerrechtaigeaetem'' 
gar  niclit  behaupten. 

3)  Vgl.  Jellinok,  I)ic  rechtliche  Natur  der  StaatHvertr%o  S.  Ti,  6.  44.  4h;  siehe  auch 
hier  Dessen  Gesetz  und  V'eroi-dnunß  S.  3511  ff. 

4>  Vgl.  .TcDinek,  Die  rechtliche  Natur  der  Staatsverfrilirc  I  ff.  insbe»  7,  «  gof^rn 
Frickcr,  Zt&chr.  f.  d.  ges.  StoaUw.  XXXll  S.  'MbH.  Siehe  auch  die  Auaführaogcn  bei  Berg- 
bohm  a.  a.  0.  S.  20fr.,  wo  die  Frag«,  ob  man  den  Mangel  dnm  GcMtzgebera  im  V8ik«n«cbt 
so  unbedingt  zugestrhrn  müsse,  n.Hher  erörtet  ist. 

bf  Thon  in  (irünhut'»  Ztsvhr.  VII  S  254  macht  übrigeua  darauf  aufmerksam,  daß  die 
Uiteibvollstreckung  regelmlBig  nicht  mehr  in  der  Hand  de»  Rlehtcro  liegt.  Als  „Aner- 
kennung und  Varwirklichung"  im  Sinne  des  Ih e ri ng' sehen  Rechtsbegriffs  könne  daher  nar 
die  Subsumtion  des  ehnzelaon  Kalles  unter  diu  allgemeine  Nonn  und  die  Vorkündigung  do^ 
KrgehniMes  als  Urteil  veratanden  werden.  Mit  Recht  fmgt  I  hon  a.  a.  0.;  „Wird  nur  das 
Gesetz  zum  Rechte,  für  des«en  Ül>ritn  tiiii^'  zu^rleieh  ein  IJic  htci  ciiigesotxt  ist,  der  die 
rbertretung  urteilsmiißig  zu  knTi«rnticicn  li.'it.'  -  uiiii  nioint,  Iln' i  i  n  .\iisirht  !?i«>?(>  sidi  am 
besten  durdi  dessen  überall  tiervuitn  U  iuK  ii  CkHlaiikeii,  daü  das  Recht  doeti  bcreit-s  ohne  den 
BicJiter  h.  -rolit.  widerlegen.    Vgl.  a.  a.  0.  S.  H'l,  863,  425. 

tii  Nacli  Ilu  iiiig,  DerZwiik  im  Recht  I  il.Aufl.i  S.  .120  ist  die  Anerkennung 
und  Verwirklichung  des  ßeclitä  durch  den  Richter  (niclit  überhaupt  eine  staatliche  Be- 
bArd^  dai  weeentilebe  Kritcriam  des  Bechts. 
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ausgebildeten  Kechtsordtiung,  welche  die  Selbsthilfe  ausschließt  uud  alleu 
Zwang  »ir  Durehsetzniig  dm  Rechts  unparteiiaclien  Organen  anTOtrant 
Diesem  Bechtssostand  sind  in  der  Geschichte  der  Kulturstaaten  Zustände 

voraufgegangen,  in  denen  das  materielle  Recht,  dessen  Positivität  für  jene 
Zeiten  nicht  bezweifelt  wird,  einer  geordneten  Rechtsliilfe  dui*ch  den  Staat 
ermang'elte.  und  Ö4hsthilfe  und  Fehderecht  einen  geordneten  Rechtsgang  er- 
setzen muteten.  <)  Aber  selbst  der  heutige  Rechtszuüland,  der  sich  durch  eine 
intensive  Ausbildung  richteriiclier  Hilfe  und  dnes  geordneten  Rechtsgaugs 
auf  allen  Gebieten  jdes  Rechts  aoszeichnet^  weist  Ersdieinnngen  auf,  welche 
die  Unabhängigkeit  der  Positivität  des  Rechta  von  der  Entscheidung  richter- 
licher Behörden  dentlich  prkennpn  la^isen.  Alle  Gebiete  des  staatliclien  Reclifs 
kennen  ieges  imperfectae;  im  Zivilrecht  konniit  üiaiiclien  Forderung-en,  denen 
die  Klagbarkeit  vei-sagt  ist,  nur  indirekte  \\  u  ksaiiikeit  zu.  Auf  dem  Gebiete 
des  Yerfassangsrechts  der  konstitutionellen  Monarchie  begegnen  wir  Rechts- 
sätsen,  deren  Positivität  nicht  bezweifidt  wird^  obzwar  hier  Richtersprueh 
und  Rechtszwang  ausgeschlossen  sind.  0  Ferner  darf  nicht  unbeachtet  bleiben, 
daß  auch  heute  objektiv  feststehendes,  richterlichem  Schutze  zugäns^liches 
Recht  prakti*?ch  unwirksam  bleiben  kann,  so  z.  B.  im  Falle  mangelnder  Ob- 
jekte der  Zwaugsvollsti-eckung,  im  Falle  der  Flucht  des  Privatschulduei^  oder 
auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  im  Falle  der  Flucht  des  Verbrechers.  3)  Im 
Qbrigen  seigt  das  tägliche  Rechtsleben,  daß  das  Recht  seine  praktische  Gel- 
tung in  der  Re<,'el  ohne  Eingreifen  des  Gerichts  bewährt;  Rechtspflicliten 
werden  regelmäßig  freiwillig  erfüllt,  mag  auch  vielfach  das  Motiv  in  der 
Scheu  vor  den  Folgen  gerichtlichen  Zwang-es  lieo^en.  Es  geht  daher  nicht 
an,  in  prinzipieller  Allgemeinheit  ein  Verhältnis  der  Korrelation  zwischen  der 
Positivität  des  Rechts  und  geordneter  Rechtshilfe  zu  statuieren.  Die  im  Laufe 
der  Geschichte  sich  vollziehende  Aosgestaltnng  eines  geordneten  Rechtsswangs 
vollzieht  sich  im  Hinblick  auf  regelwidrige  Erscheinungen  (die  KichterfUllang 
von  Pflichten  aller  Art,  die  Verursachung  von  Verletzungen  rechtlich  ge- 
schützter Interessen  u.  s.  w.)  und  bezielt  deren  Aufhebung  sowie  die  Wieder- 

1)  Vgl  Blnntsehli.  Das  modern«  VQlkerreebt  t}.  9;  v.  Holtsendorff,  HH  I  8. 23 

U;  F.  V.  Martens  I  S.  12ff. 

2)  Vgl.  Tbon,  Ecchtauonn  und  subjektives  Kecht  S.  6,  7;  Derselbe  iu  Qrünbut's 
Ztocibr.  VII  8.  231  ff.,  251  u.  Anm.  22;  Merkel;  JarisL  Enzykl.  §  57:  „Einer  einzelaen, 

dui«h  die  Hcrkuuft  von  dorn  in  der  QemeinBebaft  hcrrechündcn  Willen  und  dem  Zusammen- 
h&ng  der  Kcstimmungen,  welchem  sie  angehört,  getragenen  Norm  ist  um  deswillen  nicht  der 
Charakter  der  Ucchtsvorschrift  abzustreiten,  weil  ihr  etwa  die  Sanktion  (»la»  sokundiro  Gebot) 
feUt*  Vgl.  in  letzterer  Beziehung  §§  öl,  55  ebenda.  Vgl.  übrigens  auch  Merkel'»  Au»- 
ffihrungon  über  die  Bedeutung  der  M'kiuiililren  Gebote  in  Orrinhut's  Ztriohr.  VI  S.  307  ff., 
insbesoodero  375  ff.  —   Vgl.  auch  Bieriiug,  Zur  Kritik  der  juristi»chen  Grundbegriffe 

I  &  140  fr. 

3)  Mit  Recht  verweist  v.  Holtzcndorf f ,  HH  I  S.  2.1  auch  drtrnnf,  daß  in  tlcr  t'n- 
Sicherheit  der  Zivihpecbtapflege,  wofeni  deren  Organe  der  Bestecliung  zugäuglich  sind  und  dio 
Jnstb  an  dia  mefstUeeeode  Partei  verkSuflieh  erscliel&t,  kein  Grond  llge,  deswegen  das  Vor- 
handensein materieller  Zivilrcchtsnomien  zu  bestreiten. 

4|  Gegen  die  Verwertung  dieser  Tatsachen  gegenüber  der  Meinung  der  Gegner  Thun 
in  GrQnbot's  Ztschr.  VH  S.  245.   Siebe  nbrigcoa  auch  die  Ausführungen  S.  24S. 
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hentdlniig  dtf  re^^elmäßigeii  Znstands;  die  Möglichkeit  und  Notwmdigkeit 
des  BeehtBzwangs  setxt  also  singolftre  Tatbestinde  yoraos,  besOglicIi  welcher 

der  Bechtszwani?  praktisclie  BedentuDg  gewinnt.  Dalier  tritt  die  Rechts« 
hilfe  zu  den  RechtsDormen  nur  eventueU,  nicht  regelm&ßig  in  praktische 

Beadehuns:. 

Die  Eigenart  des  Volkerrechts  schließt  allerdings  eine  Organisation  des 
Bechtsscbatzes  nach  Art  der  staattiehen  Sdmtsnitlel  aaf  don  Gebi^  des 
Privatrechts  ond  in  den  Terschiedenen  Zweigen  des  dfimtltehen  Rechts  aus; 
allein  eine  IHedliche  Realisierung  des  Hechts  ist  gleichwohl  im  Völkerrecht 
nicht  auss^eschlossen.  Völkerrechtliche  Streitigkeiten  werden  durch  die  Streit- 
teile selbst  im  Wege  des  Vergleichs  erledigt:  vielfach  unterwerfen  sich  die 
Streitttile  einem  Schiedsspruch;  die  Vermittlung  dritter  Mächte  hat 
viele  StreiLfUUe  1>eseitigt;  internationale  Kongresse  und  Konferenzen 
Warden  mit  der  Prflfiing  von  Ansprüchen  nnd  der  Entscheidung  ftber  streitige 
internationale  Rechtsverhältnisse  befaDt  Die  Prisengerichte  bieten  als 
nationale  Gerichte  allerdings  nicht  jene  Garantien  unparteiisrher  und  kor- 
rekter Rechtsprechunq'.  welche  dieJustizpÜege  des  Hechtsstaats  rliarakterisieren; 
allein  die  Existenz  solcher  Gerichte  bringt  wenigstens  den  Willen  der  Mächte 
zum  Ausdruck,  die  Ausübung  betreffender  Rechte  von  der  autoritativen  An- 
erkennung eines  Gerichts  abbftngig  zu  machen.  Gerade  auf  diesem  Gebiete 
wurde  übrigens  von  der  Haager  Konferenz  des  Jahres  1907  ein  bedeutsamer 
Fortschritt  durch  Perrich  tung  des  internationalen  Obel  pii  senger  ich  ts 
presfliaffen.  Märhiige  Fördernnjr  fand  die  Schiedsgerichtsidee  dnreh  da.s 
Haager  Friedensabkommen  vom  21.  Juli  1S99,  dessen  Ergänzung  durch  das 
Haager  Abkommen  vom  18.  Oktober  1907  und  dui-ch  die  gleichzeitig  in 
der  Schlußakte  der  Haager  Konferanz  1907  ausgesprochene  Anerkennung 
des  Prinzips  der  obligatorischen  Schiedssprechung.  ')  3.  Ein 
dritter  Einwand,  der  gegen  die  Positivität  des  Völkerrechts  erhoben  wird, 
hängt  mit  der  in  der  Rechtswissenschaft  immer  von  nenem  hervortreten- 
den Frage  zusammen,  ob  der  Zwang,  der  den  Übertreter  einer  Rechts- 
vorschrift treffen  soll,  einen  wesentlichen  Bestandteil  im  Begriffe  des  Rechts 
bilde.  3)  Man  leugnet  den  Rechtscharakter  der  Normen  des  Yölkerlebens 
wegen  des  Mangels  eines  v5]kerrechtlichen  Zwanges.  Die  theoretisch  mafi- 

1)  Den  Wwcn  des  Völkerrechts  widanpracben  naturlich  nach  doin  üben  (icsa^en  nlle 
jene  Projekte,  welche  die  Sefiaffuiis:  einer  gcäet2;i;Gbcndca  und  richtorIi<  lien  TJewalt,  sowie 
einer  Exekuuvo  über  den  Vöikem  vorausseUoo.  Vgl.  Merkol,  JurUt  Enzykl.  §  H2S  Ab».  2 
mit  %  14S|  inab«.  Amn.  u.  |  fiS.  —  Von  Projdtten  aldie  tehoo  hier  Lorimer,  Lo 

problöme  final  du  droit  international  in  Revue  de  dr.  inteni.  IX  p.  20ü  sq.;  HansOD,  Tbo 
preveutioo  uf  war,  p.  19;  Blantachli,  Kleioo  Scbtifton  (1661)  II  3.  2ädff. 

31  Die  Frage  iat  neoerlidi  dttreh  Ihering's  AuBfabrittiKeD  (Zweck  im.  Rocht  I»  «nn 
(U'pciistand  der  Diskussion  geworden.  Nach  dini  ist  da»  Recht  das  System  der  dunii 
„Zwang  gcMcherteo  sozialen  Zwecke"  (S.  24(»),  „die  Politik  der  Gewalt".  Der  Charakter  einer 
Rcchtanorm  beetlmmt  sich  lediglich  darnach,  daß  der  Richter  nach  ihr  auch  zu  sprechen  on^ 
fite  IcegOO  den  Widerstrebenden  mittels  Zwangs  zur  Anwendung  <n  bringen  hat  (S.  S21) 
n  s,  w  8ie}ie  d.'ipfpen  Dahn,  Die  Vernunft  im  Recht.  Orundhe-en  der  Rechtsphilosophie 
S.  3Sff.;  Thon  in  Giünhut'»  Ztsobr.  Vll  S.  244 ff.;  auch  Dessen  Rechtunom  und 
snbj.  Recht  &  5 ff.;  Begelsberger«  Pandokten  S.  61  ff.,  inebes.  S.  SS  Nr.  III. 
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gebende  Vorfrage,  ob  der  Zwang  oin  BegrüBnoerkmal  des  Bechts  Uber- 
baapt  sei,  kann  hier  nur  berfthrt  werden.  Mond,  Sitte  nnd  Becht  wenden 

sich  mit  ihren  Imperativen  an  den  Willen  des  Menschen  und  fordern  ein  be- 
stimmtes Verhalten.    WiUnejid  die  Moralvorsrhrift^n  zunächst  die  Ge- 
sinnung des  Menschen  zu  bc.^uuiinen  suchen  und  der  Wert  der  menschlichen 
Willensäußerungen  im  Gebiete  der  Moral  iu  der  sittlichen  Gesinnung  zu  er- 
blicken iat^  bezwecken  Sitte  nnd  Recht  ein  Aofieres  Verhalten  der  Menschen 
inGemeinTerhftltnissen,  ohne  welches  ein  geordnetes  nndfHedliebesZnsanimen- 
leben  und  der  Bestand  des  Gemeinlebens  nicht  mOglich  wäre.  Stellt  die  Moral 
die  höchste  Anforderuni?  an  den  Menschen,  indem  sie  nur  sittliche  Motive  des 
Handelns  und  äußeren  Verhaltens  anerkennt,  so  begnügen  sicli  Sitte  und 
Recht  mit  einem  den  Bedingungen  menschlichen  Gemeinlebens  entsprechenden 
Vtf  halten.  Während  die  sittliche  Gesinnung  ihrer  Natnr  nach  jeden  ftnileren 
Zwang  ansBchlieflt»  sind  Sitte  nnd  Recht  dem  änderen  Zwang  allerdings  zn- 
gftnglich.   Die  Differenzierung  dieser  drei  Gruppen  von  Fordemngen  an  das 
Verhalten  der  Menschen  bedeutet  aber  iii'  lit  eine  Xeg-iernng  ihrer  gemein- 
samen ethischen  Wurzel:  jene  Differenzierung  schafft  keineswegs  ein  Ver- 
hältnis der  Gegensätzlichkeit,  sondern  nur  das  der  Selbständigkeit  dieser  For- 
derungen;  das  Recht  findet  Tielmehr  seine  wirksamste  St&tse  in  der  Sittlich* 
keit  der  Rechtsgenoesen.  Es  ist  in  der  Tat  eine  Verkennung  der  sittlichen 
Würde  des  Menschen,  wenn  das  Hechtsleben  und  die  soziale  Ordnung  in  thesi 
an  das  Vorhandensein  oder  gar  die  konstante  WiiksiUiikeit  von  Zwang  und 
äußerer  Alaclit  <jekiiüpft  werden.    Die  mit  dem  Hechte  eng  verknüpfte  ethische 
Idee  der  Selbstbeherrschung  und  Selbstbeschräukuug  aus  sittlichen  Motiven 
gibt  dem  Leben  des  Einzelnen  wie  dem  sozialen  Leben  im  Ganzen  einen  er- 
höhten Wert.  Da  die  Herreehaft  des  Redits  jedenfidls  dann  am  meisten  ge* 
sidiert  ist,  wenn  die  Forderungen  des  Rechts  um  ihrer  selbst  willen  erflUIt 
werden,  so  widerspriclit  es  nicht  dem  Wesen  des  Eechts,  den  Appell  der  recht- 
lichen Imperative  an  den  menschlichen  Willen  in  einer  sachlichen  Beziehung 
zur  sittlichen  Gesinnung  zu  denken.   Erst  die  praktische  Unwirksamkeit  der 
Forderungen  des  Eechts  an  den  menschlichen  Willen  ruft  in  der  Sph&re  des 
sozialen  Lebens  die  Notwendigkeit  h«riror»  gegenüber  dem  nnbotmftßigen  Willen 
des  Einzelnen  die  Macht  des  Gemeinwillens  zur  Geltung  zu  bringen.  Die 
sittliche  Natur  des  Menschen  und  die  mit  der  notwcndioren  Stellunsir  Jes  Ein- 
zelnen im  Gemeinleben  sich  aufdrängende  Erkenntnis  der  üneutbehrlichkeit 
von  Normen  iür  das  äutiere  Verhallen  ')  .sichern  in  erster  Reihe  dem  Rechte 
praktische  Wirksamkeit,  und  zwar  in  dem  Maße,  daß  die  freiwillige  Beobachtung 
der  Rechtsbefeble  >>  die  Regelerscheinung  des  Gemeinlebens  bildet  Gegenüber 
dieser  Regelerscheinung  stellen  sich  die  FAlle  der  Unwirksamkeit  des  Rechts- 

1)  Diese  opiniu  aece»iüuüa  ist  das  ontflnebeidende  Merkmal  dt»  llocbts  gcgcuüber  der 
SittQ,  di«  übrigens  mit  dem  Recht  oalio  verwandt  ist  Vgl.  Thon  a.  a.  0.  8.  250;  Regel a- 
berger,  Pandekten  I  S.  62  Nr.  II. 

2)  Diis  Gesetz  wird  befolgt,  weil  c^desctzist  Mit  Recht  s^a^^tTlion  in  GrQnhut'sZtschr. 
VU  ä.  249:  „\\m  wäre  denn  aueli  das  vun  den  gesetzgebenden  Organen  ausgebende,  von  den 
Oowtienintertaikea,  well  es  Geeels  lat,  bef<rtgte  Getwt,  wenn  ea  nicbt  RecbtaiKHeiii  aela  eoUT" 
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befehls  als  singuläre  ErscheinuDgen  dar  >),  denen  gegenüber  hinwieder  die 

Unentbehrlichkeit  von  Mitteln,  da.s  Recht  gegen  den  unbotmäßigen  Willen 
durfliznsetzen.  hervortritt.  Die  Verknüpfung  von  Kechtssanktionon  und  Kcrlits- 
/.wang  mit  den  itrimiiren  linperaliven  des  Rechts  ist  also  zweifellos  ein  sekun- 
därer Vorgang  in  der  Entwicklung  der  Rechtsidee  im  praktischen  Gemeiu- 
]eben.  Die  in  der  Vemftnftigkeit  nnd  Zweckmäßigkeit  (Notwendigkeit)  be- 
treffender Normen  liegenden  Motive  der  Befolgung  erfordern  gegenüber  dem 
möglichen  widerstrebenden  Einzelwillen  eine  Verstärkung  (durch  Bedrohung 
der  rbf»rtrptnnir  der  Norm  mit  Vollstreekunp:  oder  Strafe  —  eventuell  wirk- 
liche Vcillstic'ckiin;?  oticr  Stiafvullzug). Das  Maß  und  die  Art  der  Ver- 
stärkung dieser  Motive  sind  aber  selbst  wieder,  wie  die  Ausgestaltung  der 
Rechtsordnung  im  ganzen,  das  Ergebnis  geschichtlicher  Entwicklung  und 
keineswegs  zu  allen  Zeiten  dieselben;  sie  hingen  mit  dem  bewußten  Ausban 
jener  Einrichtungen  zusa'iniH  ii,  die  jeweilig  als  wirksame  Bedingungen  stabiler 
Herrschaft  des  Redl ts  erka  i  t  wt  r  lt  n  —  mit  anderen  Worten:  der  Zwang 
nnd  die  auf  diesen  slcli  bczieiu  ndpii  Rechtssätze  sind  lediglich  eine  Hegleit- 
erschtiinung  der  Verwirklichung  der  Recht^idee  in  der  Geschichte,  das  konstante 
nnd  stabile  Moment  alles  menschlichen  Gem^nlebens  sind  aber  die  Normen 
für  das  Verhalten  der  Glieder  betreffender  Gemeinwesen.  Im  Hinblick  auf 
den  jeweiligen  praktischen  Zustiind  einer  Bechtsordnnng  nnd  die  sich  darin 
vorfindende  Duplizität  von  erzwingbaren  nnd  nicht  erzwingbaren  Normen  mag 
man  von  vollkommenen  und  unvollkommenen  Normen  sprechen:  die  UnvoU- 
koninienheit  der  Normen  entzieht  ihnen  aber  keineswegs  die  Rechtsqualität. 
Ebenso  können  wir  auch  nur  vom  Standpunkte  des  jeweiligen  Zostandes  einer 
konkreten  Bechtoordnung  den  Satz  anistellen:  je  vollkommener  nnd  durch- 
gebildeter  eine  Bechteordnnng  ist,  desto  mehr  wird  sich  der  Kreis  der  nnvolN 
kommenen  Rechtsvor?ehriften  einengen. 

Wie  auf  anderen  Gebieten  des  OeracinlHbens  tritt  die  Not  wendigkeit  des 
Zwangs  auch  im  internationalen  Leben  nur  in  singuläreu  Fällen  hervor;  die 
neuere  Gestaltung  des  Ydlkerlebens  ist  in  den  Hegelerscheinungen  getragen 
von  der  das  gem^nsame  Bechtsbewnßtsein  der  Staaten  konstant  zum  Ans* 
druck  bringenden  freiwilligen  Erfüllung  der  LTt^treiü-^eitigen  Verbindlichkeiten.*) 
Nielitertiilhuig  internationaler  Verbindlichkeiten,  Verursachung  von  Ver- 
letzungen der  Träger  internationaler  Rechte  und  der  unter  den  Schutz  des 
Völkerrechts  gestellten  Interessen  haben,  wie  auf  anderen  Gebieten  des  Rechts, 
tie  Anwendung  von  Zwang  zur  Folge,  dessen  Gestaltung  allerdings  wegen 
der  Eigenart  des  internationalen  Qemeinlebens  in  anderer  Art  stattfindet,  als 
im  Privatrecht,  Strafrecht  u  \\  Vor  allem  fehlt  anch  im  Völkerrecht  nicht 
die  Wirksamkeit  kompulsiven  Zwangs;  nur  äußert  er  sich  formell  in  an- 
derer Weise  als  auf  anderen  Gebieten. ')  Aktives  nnd  pas.sives  Verhalten  eines 
Staates,  das  mit  den  Interessen  dritter  Staaten  oder  den  Forderungen  des 

l)  Siehe  oben  S.  21,  22.  2»  VrI.  Thnn  n.  n  (>  S.  24(i,  247. 

3)  Im  i  brigen  hat  dia  Öchea  vor  doo  uuvenneidiielien  (Jcfabrea  dea  Kiiegcs  zu  allea 
Z«tteD  als  Motiv  der  EiflUlnnip  v5lkerrechtlieher  Verbindlicbkcften  gewillt 

4)  ADdrohnng  von  Bcchlifoli^  und  \tm  Strafm  im  intenien  Redit  der  Staaten. 
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Tftlkerreclits  im  Allgemeinen  im  Widersivrache  steht^  mrd  nicht  selten  durch 

diplomatische  Akte  anderer  M&chte,  in  denen  der  vdlkerreclitli(-]ie  Standpunkt 
in  betreffenden  Frapren  y.n  bestimmtem  Ausdruck  kommt,  mit  Erfolg  in  Bahnen 
gelenkt,  die  dem  internationalen  Interesse  entsprechen;  damit  wird  die  Rechts- 
slörung  beseitigt  oUer  ihr  wirksam  vorgebeugt.  Der  Saciie  nacii  volkieht 
sich  ancb  hier  eine  Verstärkung  der  Motive  legalen  Verhaltens  und  kommt 
in  derart^pen  Vorgingen  die  Antoritilt  und  Macht  der  internationalen  Bechta- 
gemelnschaft  zu  wirksamer  Geltung. 

Was  die  Z wano:sreaktion  selbst  betrilFt.  so  tritt  sie  auch  im  Völker- 
recht erst  gegenüber  wirklichem  Unreell t  oder  einer  Interessenfrefahrdung  in 
Funktion.  •)  Sie  gestaltet  sich  verscliieden,  je  nachdem  da«  Unrecht  von  einem 
Einzelnen  oder  von  einem  Staate  ausgeht  2);  so  ist  gegen  den  rechtsverletzen- 
den Staat  die  Anwendung  ron  Strafzwang  im  technischen  Sinne  des  Worts 
ansgeschloesen.')  Im  aUguneinen  sind  eben  alle  jene  Formen  und  Mittel  der 
Zwangsreaktion  im  Völkerrecht  nnanwendbar,  welche  nach  der  Natur  der 
Gemeinschaft  souv^r^^^^r  Staaten  von  vornherein  als  ausgeschlossen  anzusehen 
sind.^)  Die  speziiische  Form  der  Zwaiij.'^sreaktion  im  Völkerrecht  ist  die 
Selbsthilfe,  daii  äußerste  internationale  Zwangsmittel  der  Krieg.  Auf  diese 
Form  der  Gewaltübaug  ist  das  Völkerrecht  hingewiesen,  einmal  darch  die 
Natnr  der  inteiiiationalen  Gemeinschaft»  die  eine  Organisation  von  Macht- 
mitteln zum  Zwecke  des  Rechtsschutzes  nach  Art  dei  nationalen  Rechtsschutz- 
einrichtungen nicht  kennt,  sodann  durch  den  Umstand,  dalJ  die  Interessen  der 
internationalen  Rechtssubjekte  vielfach  nicht  die  Gestalt  subjektiver  Rechte 
annehmen  '^},  deren  Entstehung  und  Bestand  auf  bestimmte  Sätze  des  ob- 
jektiven Bechia  znrUckfÜhrbar  w&re;  endlich  entspricht  die  Verletzung  be- 
treffender  Interessen  vielfach  gar  nicht  jenen  Voraussetzungen,  an  welche  das 
mtionale  Recht  Atm,  Eintritt  des  Rechtszwangs  als  Fo^  des  Unrechts  knüpfen 
muß.  Während  im  nationalen  Rof-lit  die  Übertietunj^  von  Rechtsvorschriften 
und  die  Verletzung  von  rechtlich  fj:es(  hiitzteii  Interessen  intbl2:e  klar  erkenn- 
barer Beziehung  betrettender  Tatbestände  0)  zum  objektiven  Hecht  und  zumeist 

11  Pio-^fT  Satz  crgilil  >-u-h  natürlich  nur  im  Hinblick  auf  die  Ropeli'rsclieiniinfjcn  tli-A 
Lcbena  der  ziviltsiertea  Völker.  Allerdios^B  keoat  auch  die  Geschichte  der  aouerea  uud 
oeoeste»  Zeit  FtU«,  in  denen  ohne  einen  rechtHeh  faBbaren  Grand  Gewalt  geübt  ymtde. 

2)  Vgl.  Bcrgbohm  a.  a.  0.  S.  36,  37:  .Di  r  Einzelne  ziclit  durch  seine  rechtBwidrijse 
Handlang  RechtBfoijrcn  herbei,  die  im  Volkcnctlit  gar  nicht  andere  sind,  als  in  sonstigen 
Itechtsgebietcn:  Eiäau,  Koufiskütion.  Ehrenerklärung,  Strafe  u.  s.  w.;  der  verletzende  Staat, 
als  GanzfA.  provoziert  andere  Gegenwirkungen,  welche  freilich  nicht  in  den  hergebracbtni 
und  beschränkten  Katc^'orieu  der  Gegenwirkungen  de«  bOrgeriichon  Bechta  untoranbriogen 
sind  ..."  —  Vgl  auch  F.  v.  Martens  I  S.  10. 

9)  In  uneigentHehem  Sinne  mag  man  die  Naebteile,  iBe  als  Folgen  der  Selbetbilfe  (in 
ihren  versoliicdenen  Formen:  der  Kotorsion,  der  Ivei)re.-tialn'ii,  des  Krie^-^s)  des  verletzten 
Staata  den  recbtaverletzeaden  Staat  treffen,  ala  ^Strafe"  oder  „Züchtigung"  bezeichnen.  Ks  ist 
doidiana  antreffend,  wenn  Ca  Ivo  1  p.  15T  in  Hinblick  auf  ÄevielfaGb  anfgewoifone  Frage, 
ob  ein  Staat  bestraft  werden  könne,  bemeikt:  „Cette  qneation  . . .  ne  repoae  en  qndque 
aoite  <'|ue  sur  la  valeur  d'un  mot  .  . 

4)  Vgl.  das  oben  S.  22  Gesagte. 

5)  YfL  Bergbohn  a.  a.  0.  3  89,  40.  t)  Siehe  oben  S.  21,  22. 
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aneh  zo  einem  festen  System  von  snbjektiven  Rechten  twetimmto  Formen  des 

Unrechts  (Zivilunrecbt,  Kriminalunrecht  u.  s.  w.)  darstellt,  fehlt  es  vielfach 
im  Völkerrecht  an  der  Bestimmtheit  der  Tatbestände,  die  als  Rechtswidrigkeit 
empfunden  werden  und  an  der  Möjrlichkeit,  (ierlei  Tatbestände  an  einf>  jnri- 
stiäch  gewisse  und  übet  zeugende  Beziehung  zu  Kechtssätzen  beziehungsweise 
subjektiven  Kecliien  zu  setzen. 

Wie  in  der  Entwicklnng  der  nationalen  Beditsordnimg  die  vorlierrschende 
Anwendung  von  Sellnthilfe  auf  einen  unvolikommenen  Bechtszustand  hinweist^ 
so  hängt  die  si>ezifische  Form  der  Zwangsreaktion  im  Völkerleben  mit  der 
UnvoUkommenheit  dieses  Hechtsteilä  zusammen.  Darauf  sind  auch  gfewisise. 
auf  den  völkerrechtlichen  Zwang  bezügliche  Erscheinungen  zurückzuführen, 
die  einen  Gegensatz  zu  anerkannten  Forderungen  der  Gerechtigkeit  auf vvei.sen 
nnd  den  Mangel  einer  sieher  fnnktionierenden  Bechtsordnuug  im  Völkerverkehr 
empfinden  lassra  Vielfach  bleibt  nSmlich  die  Zwangsreaktion  trots  objektiv 
gegebener  Verletsnug  anerkannter  Interessen  überhaupt  aus,  vielfach  ist  sie 
unwirksam.  Der  Appell  des  in  seinen  Rechten  verletzten  Staats  an  den 
Schutz  der  Mächte  kann  ans  mannigfachen  Gründen  oime  Erfolg  bleiben  '); 
das  Unrecht  bleibt  ungesühnt,  die  verui-sacUte  Verletzung  wird  in  ihren 
sehftdigenden  Wirkungen  nicht  aafgehoben  —  Eärscheinangen,  die  übrigens 
auch  dem  PriTatreebt)  Staatsrecht  n.  s.  w.  nicht  fremd  sind.  Sind  die  fried- 
lichen Mittel  der  Austragung  einer  völkerrechtlichen  8treiti<^keit  t  isehöpft 
und  wird  der  Krieg  als  äußerstes  Mittel  zur  Anwendung  j^^ehracht,  so  hängt 
der  Sieg  des  Keclits  vom  Siege  im  Krieg  ab;  dieser  ist  aber  im  einzelnen  Falle 
nicht  immer  auf  Seiten  de^  Rechts. 

§  5.  PositiTes  Tölkerrecht  und  natfirliches  oder  phllo8ophi8che.s 
Vdlkerreeht.  Das  Recht  regelt  menschliche  LebensrerhUtniSHe.  Die  objektive 
Beetimmtheit  dieser  Vt  riiältnisse  postaliert  die  gleiche  objektive  Bestimmtheit 
dpr  Rechtssätze  mit  anderen  Worten:  die  Möglichkeit  mehrfacher  Normen 
für  betreffende  Lt^bensverhältnissf.  die  auf  verschiedenen,  einander  fremden 
oder  gar  gegensätzlichen  Autoritäten  beruhen  und  einen  verschiedenen  inhatt 
haben,  ist  ausgeschlossen.  Es  ergibt  sich  dies  aus  dem  notwendigen  Zu- 
sammenhang des  Inhalts  eines  Bechtssatzes  mit  der  Beschaffenheit  des  be- 
treifenden LebensverhSltnisaes;  jeder  Rechtssatz  beanspracht  ausschließ- 
liche Geltung,  denn  er  erscheint  als  der  jeweilige  Ausdruck  der  in  den 
Lebensverhältnissen  selbst  niederijele^^ten  und  von  den  Recht  schaffenden  Au- 
toritäten erkannten  Ordnung.  Objektive  JJe.-stimmtheit,  Sciiatl'ung  durch  eine 
anerkannte  rechtbildende  Autorität  und  ausschließliche  praktische  Geltung 
sind  Kriterien  des  positiven  Rechts;  vom  Standpunkt  des  realen  Rechtslebens 

1)  VtH.  V.  Kaltenborn,  Kritik  8.  Si4,  der  daraof  hinwomt,  diB  es  btsweiim  niunfif- 

iM,  dio  Ül>('i7c'uiruDg  von  dem  Hechte  zu  gewinnen  (weil  es  dem  verletzten  Staate  nicht  ge- 
liDKt,  Mia  Recht  d«naUin):  «ocb  kaiw  sich  die  Gesamtheit  irrea  oder  zwiespältig  sein.  — 
BfamnrfDgen  wir«,  daB  oft  trotz  beaMrer  Überzeugung  der  Staaten  ron  einem  Hechtsbruch, 
deasen  Bidl  ein  ein?A>Iner  i^taat  scfanldi^  gemacht  hat,  eguistische^  Hcrvorkolnm  ymlitisrher 
Interessen,  midi  wohl  vIHfarh  dn«  an^cnM'liciiilioliL'  Mitivorliültnil}  zwisclicii  liom  Miißi-  und 
der  soustigeu  iJedeutuug  des  Hochtsbnichs  und  der  kriegerischen  Entfaltung  der  staatlichen 
Machtmittel  von  letiterer  abhalten  wird. 
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kann  nur  das  positive  Becht  als  Komplex  von  ordnenden  Kecktesätzen  in  Be- 
traebt  kommen,  Nnn  tritt  aber  in  der  Oeaebicbte  des  Reebtslebens  ein  ünter- 
ecbied  bezw.  O^nsatz  innerhalb  des  Becbts  in  der  Art  ber?or,  daB  dem 

positiven  Recht  ein  auf  ander  weite  Antorit&ten  (die  Gottheit»  die  Vernunft; 
zurückgeführtes,  oder  in  der  Natur  des  Menschen  oder  der  menschlichen  Ge- 
meinverhältnisse niedei-gelef^tes  g-fittliches  oder  natürliches  Recht  j^pg-enüber- 
gestellt  wird.  Ein  solcher  Gegensatz  kann  sich  nur  in  der  Sphäre  subjektiver 
Erkenntnis  des  Rechts  ausbilden,  also  erst  in  jenen  Epochen  der  Eultur- 
entwickliinff  hervortreten,  in  denen  das  Bedürfnis  wissenschafOieher  Erkenntnis 
des  Rechts  sich  geltend  macht  nnd  das  menschliche  Denki  n  die  Dinge  in  ihrem 
Zusammenhange  zu  erkennen  und  auf  ein  einheitliches  Prinzip  zurückzuführen 
sucht.  Allerdings  la^  zu  allen  Zeiten  eine  alle  Erscheiuuiii^en  umfassende 
Erkenntnis  im  Zwecke  der  Philosophie;  daher  erecheineu  schon  in  den  An- 
fängen der  Philosophie  das  Recht  und  der  Staat,  diese  beiden  bedeutsamsten 
Erscheinung«!  des  menschlichen  Gemeinlebens,  als  eines  der  wichtigsten  Pro- 
bleme philosophischer  Spekulation.  Allein  es  wäre  durchaus  unzutreffend, 
wollte  man  die  Rechts-  und  Staatsphilosophie  lediglich  zu  dem  erkenntnis- 
theoretischen Iiiteres5;e  in  Beziehunsf  bringen.  Die  Geschichte  dieses  Er- 
kenn tnisgebietes  weist  vielmehr  Isiasen  auf,  in  denen  die  Philosophie  sich 
wesentlich  praktische  Aufgaben  setzt. ')  Die  jeweiligen  Ergebnisse  philo- 
sophischer Speknlation  werden  hen-schenden  Rechts-  und  Staatssnständen  als 
das  ideale  Qegenbild  gegenübergestellt  und  ihnen  praktische  Bedeutung 
vindizirt^  indem  das  ideale  Recht  wegen  seiner  materiellen  Richtigkeit  An- 
spruch auf  Verwirklichunj:^  erhebt  oder  geradezu  gegenüber  dem  inckenhaften 
und  i»rakti!*ch  unbrauchbaren  positiven  Recht  als  geltendes  Keclit  erklärt  wird. 
Der  uaturrechtlichen  Anschauung  gilt  das  positive  Recht  nicht  als  Grundlage 
der  Erkenntnis;  Ausgangspunkt  der  Erforschung  des  Wesens  des  Rechts  sind 
vielmehr  auOer  dem  Recht  liegende  Ideen,  aas  denen  durch  vemtlnftiges  Denken 
das  Recht  erkannt  werden  will.  2)  Dem  positiven  Recht  gegenüber  ei-scheint  also 
das  Xaturrecht  als  das  durch  die  dt  Juktive  Metliode  cliarakteri-sierte  Ergebnis 
philosophischer  Erforschnn?  des  Rechts.  Dieser  eisft  nai  iigen  Betrachtungs- 
weise des  Rechts  steht  jene  gegenüber,  die  von  dem  geltenden  Recht  als  Er- 
gebnis gesdiiehtlicher  Entwicklung  nnd  d«i  realen  Erscheinungen. des  Rechts» 
lebens  ausgebend  das  Wesen  des  Rechts  und  der  einzelnen  Institute  in  be- 

1}  So  wird  z.  B.  im  ^ttelaltor  auf  kircbliclicn-  Seite  (Augustinus,  Do  ctvitate  Dci) 
4le  Anakbt  wtnuat,  daB  es  eb  anf  ff5ttlld>em  Willm  berahoiMl««,  Qbcr  d«i  noudblicbeD 

.Saunni^cn  stehendes  Recht  gebe,  auf  dem  ein  thcolcnttiwhM  SysMm  anfgvbaut  vint  welches 

in  der  Idee  eines  päpätlic-hcn  Univereaii'eiclw  gipfelt. 

2)  Vgl.  Morlccl,  Grünhut's  Ztschr.  I  8.  Iff.;  Glerke,  Natunecbt  und  dentscbcs 
Roclit  (is>v;jj;  Stammler,  Über  die  Methoden  der  geschichtlichen  Kcchtstheorie  (ISSS); 
Frnnic,  Naturrecht,  geschichtliciies  Kwlit  nnd  soziales  Tlorht  i1'>'.H  :  fM  i'liohm,  Jurispni- 
deoz  uad  ßeclitapbilo«opliic;  ueucsteus  Bicriing,  Jnri^tisclio  l'iuui{ja'uictire  (l^  'i)  I  und 
Desion  »Kritik  der  juriBtiacben  OrandbegriOe*  <IST7)  I.  —  Ygl.  mch  Franz  B 1  v  u  t  a  n  <•, 
Tbcr  die  Grilndo  der  Tut imitigiing;  auf  pliilosopliiachem  Gebiete  (IS74>.  bczüfrlidi  der  Mi  tlm- 
den  philosophischer  Furachuug  iusbes.  S.  1»,  20;  Deaselboo  „Vom  Urepraug  »ittliclicr  i-r- 
kenDtniB"  (1B8S),  imbee.  8.  SO.  SS;  v.  Marti tz,  Arebi^  f.  SITcDtt.  Bodit  I  ä  29. 
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^iif  lieber  Allgemeinheit  zu.  erfassen  sacht  Das  Recht  selbst  kann  nur  posi- 
tives Beeht  sein;  dagegen  sind  die  Wege  wissensehafilicher  Erkenntnis  des 
Rechts  jederzeit  verschieden  gewesen. 

§  6.  Die  VölkerrechtNwis>st>ns(  !iaft. ')  I.  Nach  dem  im  vorigen  Para- 
graphen Gesagten  kann  als  Völkerrecht  nur  der  Komplex  von  positivtMi, 
aus  anerkannten  internationalen  ßechtsquelleu  fließenden  Hechts- 
Sätzen  beseiehnet  iveden,  weil  nur  diesen  die  oben  betonte  objektive  Be* 
stimmtheit^  Ansschlieiilicbkeit  und  formelle  Autorität  zokommt  Damit  ist 
aber  auch  für  die  vrissenschaftliche  Behandlung  des  Völkerrechts  die  durch- 
gieifeiide  Forderung  gegeben,  in  dem  posiliven  Kecht  das  spezifische  Objekt 
wissenschaftlicher  Erkenntnis  anzuerkennen  und  dieser  Erkenntnis  die  dem 
Objekt  entsprechende  Methode  zu  Grunde  zu  legen.  Es  ist  klar,  dali  eine 
Völkerrechtswisseuschaft  in  diesem  Sinne  erst  entstehen  konnte,  als  die 
internationalen  Lebensverhältnisse  in  Gewohnheiten  und  Verträgen  eine  posi- 
tive Ee^elung  durch  die  Organe  des  internationalen  Rechtsbewußtseins  ge- 
funden hatten  und  die  Ergebnisse  rechtsbildendei-  Wirksamkeit  der  Staaten 
(in  Sammlungen  von  S'taatsverträgen  und  sonstiq-en  für  das  iluliere  Leluni  d«r 
Staaten  maßgebenden  Akten  der  \  ülkerrechtssul»jek.tej  zugänglich  geniacht 
waren.  Dieser  Zustand  der  Quellen  des  Völkerrechts  gehört  indessen  erst 
der  neueren  Zeit  an.  Dagegen  war  das  wissenschaftliche  BedfirAiis  nach  Er< 
kenntnis  von  Grundsätzen  des  internationalen  Lebens  schon  in  den  voranf- 
gehenden  Ejiochen  erwacht;  auch  riefen  vielfach  geschichtliche  Vorgänge  die 
Kritik  der  Hüsten  ihrer  Zeit,  die  den  Manj^el  einer  internationalen  Keehts- 
Ordnung  empfanden,  hervor.  Wissenschaftliclies  Interesse  und  praktisches  Be- 
dürfnis wirkten  zu.sanimen  und  förderten  eine  Literatur  zu  Tage,  deren  An- 
spruch aaf  Anerkennung  ihrer  wissenschaftlichen  Ergebnisse  im  praktischen 
Staatsleben  gegenüber  dem  aktuellen  Znstande  des  internationalen  Lebens 
umso  begreiflicher  ist,  als  er  in  den  herrschenden  Anschauungen  über  das 
Wesen  und  die  Erkenntnis  des  liechts  überhaupt  eine  Stütze  fand.  Der  Zu- 
stand des  positiven  Kechts  halte  die  wis.sen.schaftliche  Erkenntnis  auf  das 
Gebiet  der  philosophischen  Spekulation  gedrängt^  und  so  erklärt  sich  die  vor- 
wiegende Neigung  der  Wissenschaft^  von  sich  ans  das  Recht  zu  schaffen  nnd 
die  Ergebnisse  einer  logischen  Entwickinngsreihe  von  Gedanken  Uber  das 
Recht  als  das  Kecht  auszugeben. 

IL  Die  Entwiclüung  der  Völketrechtswisaenschaft^)  steht  von  ihren 

1)  Kaltenborn,  Die  Vorttnrer  des  Hoko  Grotfm  ri94S):  Derselbe,  Kridk  des 

VülkerredilB  S.  l!!*ff.;  v.  Biilmorin  <  ii ,  Di»  Systtiiuitik  .Us  V<"Ikerrechls  (1S'.'>k  r, arots 
$  11;  Rlvler  Uli  I,  337 ff.;  F.  r.  Martens  1,  34ff.:  Nya,  Le  droit  de  la  guorrc  et  !<» 
pT6ciineiin  de  Orotio»  (1882);  Derselbe,  Notes  ponr  aervtr  k  llttstoire . . .  do  droit  intetn. 

(  II  Aiitrletorre  {ISS^);  Dt  rsc  l  lie,  Los  origine»  du  dr.  Intent.  (lSi»4);  Derselbe,  Le  droit 
intern.  I,  213  sq.:  Walker,  ilistory  I,  203  sq  ;  Los  fondutcurs  du  droit  intcniMtlonal,  Icur» 
oenvre«,  leurs  doctrinc».  Avec  unc  introductiuu  de  A.  Pill  et  (1904);  Wheatüii,  iiistoire 
des  progrf's  du  dr.  des  gena  cn  Eunipe  (1841):  Oppenheim  I»  ff  62aq. 

2-  X^\.  V.  Kalicnbui  n,   Kritik  de»  Volkenciht!^       1<iff.;  v.  Bulmerincq,  Die 
Systematik  de»  Volkerreciits  von  Hugo  Urotiua  bis  auf  die  Uegcnwart  F.  v.  Martens 

I  S.  151  ff.;  Rivier.  HH  I  &  895  ff.;  Lebrb.  8.  48  ff.;  Prindpes  I  p.  T  sq.;  Calvo  I  (in 
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eräten  Anfangen  bis  in  die  Neuzeit  unter  dem  EIdIIuü  des  Gegensatzes  uatur- 
rechüißber  Amebaaanfen  nnd  pMlosophteber  Spekolatioa  eineradts  nnd  der 
anf  das  positive  Recht  anmittelbar  gerichteten  Erkenntnis  ander8eit&  Die 

Entstehung  der  Vülkei lechtswissenschaft  vollzog  sich  durchaus  auf  natur- 
rechtliclier  Griuidla^e:  <ier  Heoxünder  dieser  Wissensdiaft.  Hugo  Grotiiis.') 
gilt  auch  als  Begründer  der  Natnrreclitslehre:  dabei  ist  aber  zu  beiicliteii. 
daß  die  wissenschaftliche  Leistung  des  Grotius  nicht  eine  durchaus 
origineUe  Schöpfung  bedeutet*).  Insbesond^  war  dae  Werk  eines  seiner 
Torgftngar,  des  Albericns  Oentilis  „De  jnre  belli  libri  tres"  (1598)  vor- 
bildlich Ar  das  I.  nnd  III.  Buch  des  Jus  belli  ac  pacis. ')  Zalilreiclie  Scbfifteteller 
vor  Grotius*)  haben  sich  mit  einzelnen  Gej^ens'tänden  des  Yölkerrprhts  und 
Naturreclits  hesdiäftis-t  und  in  gleicher  Weise,  wie  dies  von  Grotius  und 
seinen  Nachfolgeni  geschehen,  die  wissenschaftliche  Autgabe  gegenüber  be- 
treffenden Problemen  aufgefaßt.  Indessen,  dieser  selbstverständliche,  von 
Qrotins  selbst  anerkannte  geistige  Zusammenhang  seines  Werkes  mit  den 
Leistungen  seiner  Vorgänger  vermag  seinen  Ruhm  nicht  zu  sclmullern,  der 
in  der  traditionellen  Beseichniing  als  Täter  des  Völkerrechts  fortleben  wird. 

VerbinduDg  mit  der  Geschichte  der  Forechrittc  des  VolkcrrecJit»);  Loseur,  Introduction 
k  un  conre  de  droit  intcraatiunal  publto  CParis  p.  103  sq.;  Dospa^^not,  Cours  de  droit 
intcraational  {Hiblic  (Paris  1694)  p.  27  sq.;  Stocrk,  I>ie  Literatur  des  iutcniationalcu  Recht» 
1884  Mb  1884  (188«|:  Holland,  StndiM»  188-175;  Oppenheim  I,  S.  52  aq  ;  CmvBg' 

U«ri,  Jdiritti  fondamcntali  dpfli  Stati  Ptc  (1906)  1—22. 

1)  Hugo  Grotius  (Huig  t'orncts  de  Gruot),  geb.  um  10.  April  zu  Delft,  gest.  am 
28.  Ati|(iiat  1645  TO  Sottock.  AoBer  eelneni  fftr  die  BegrQndnog  der  VSlkeneditBwiBeeBMibflft 
maßgebenden  Hauptwerk;  De  jure  holli  ac  |»aci-*  libri  trc>!,  in  (juibns  jus  naturrr  et  pcntinni 
Item  juris  pnblici  pneeipua  oxpltcautur,  zuerst  erschienen  In  Paris  1625  (mit  Kommentar 
von  Barbeyrae,  Amaterdam  iT20,  ITSS)  kommen  für  das  VOlkerreelit  nodi  in  Betraeht: 
Mare  liberum,  sive  de  jure  quod  Batavis  competit  ad  Jndica  commcrcia,  lßi)9,  Do  jnre  praedac 
(1604— IttOS)  gedruckt  erat  1S68.  Seine  reiche  literarische  Tätigkeit  umfaßt  auUerdem 
Schriften  zn-ilrcchtlichen,  historischen  und  poetischen  Inhalts.   Vgl.  Rivicr  Uli  I,  403  ff. 

2)  Vgl.  Rivicr.  Note  snr  la  litt^raturc  du  droit  des  gens  avant  ts  puMicstjon  do  Jus 
belli  ac  pacis  de  Cmtiu;;  1625  (Bruxellcf  IS'^;»)  p.  h. 

3)  Holland  i^tudic»  (s.  insbes.  die  iStudie  über  Geotilis  1—39)  ist  daher  geneigt,  dem 
Werke  des  Oentilie  die  entaebddende  Bedentang  fOr  die  Entstehasg  der  Völkerrecfatiawissen' 
scliafr  7.ii7npdircil>tii  Im  .Tahre  li>7T  boporprtp  Holland  eine  neue  Ausgabe  dpfi  Werkes  des 
GentUis.   Vgl.  Uber  (icntilis  auch  W^tlakc,  Chapters,  3ä  sq.;  Walkor,  iIistur)-  I,  249  sq. 

4)  Über  dieToittnrer  des  Grotina  an6er  der  eben  «ngef&hrten  Sehrin;  von  Rivier, 
V.  Kaltenborn,  Die  Vorläufer  des  Hugo  Grotin»  auf  dem  (Jebicte  des  jus  gentium  et  na- 
turae  n.  s.  w.  (lb4S)  und  Nys,  Le  droit  de  la  gucrre  et  les  pr^curscurs  de  Grutins  (ISS2); 
Uolland,  Studios  I  sq.  inslic».  40  s((.  Eine  übersichtliche  AufzIUiluug  bringt  neaeetena 
Oppenheim  I  S.  52:  Lognano,  de  bello,  de  repres]iliis,  et  de  duelio  (geschrieben  IHiiO.  go> 
dnickt  !1TT  —  dazu  llollanrl,  Studics  44  sq.i;  Belli,  De  i*c  miHtari  et  dr  lu  llo  (IhiVi  — 
dar«  Uolland  1.  c.  48  sq.);  Brunus,  De  legatiouibus  (154S),  Victoria,  KclectioucH  thco- 
logieae  (handele  teilwdee  vom  Rriegsrcdit)  155T  — dozu  Holland,  1.  c.  51,  52;  A\  »la.  De 
jure  et  offiriip  hciliris  rt  disriplina  militari  i'1.'i*<'2*:  Suaroz,  TracLitus  de  le^ihtis  rt  ilr- Irqfis- 
iatorc  (1612),  bei  dem  die  Idee  der  internationalen  Gemeinschaft  als  Grundlage  den  Völker- 
redits  das  erste  Mal  hervortritt;  endlidi  der  schon  genannte  Albericns  Oentilis;  anBer 
dem  oben  bezeichneten  W>  ike  De  jure  belli  veröffi-iitliitito  or  ir.n-,  (ine  s.  luiff  Hr  !■  u  itioni- 
bu8,  IbSS  und  15S9  (_!ommcntationes  de  juro  belli  und  IG13  seine  Advocatio  Hispanica.  Vgl. 
aach  die  Gruppierung  der  vorgrotiaoiscben  Literatur  bei  Gareis  §  6  (9.  19i. 
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Entoa  Bndi.  Al^vmaae  Lebreo. 


Di»  gansse  folgende  Entwicklung  des  YSlkemclits  nnd  der  YOlkerreclitewisgen- 
scbalt  fbßt  anf  dem  Werke  des  Orotii»,  dessen  Eigenart  nnd  aaehliciie  Be- 
deutung anf  die  Zeitgenossen  nnd  fo1^:et)(It'  Gescblecliter  den  mlehtigsten 

Eindruck  sr^macht  hatte.  Die  Greul  «I  i  !:niirtli2'en  KnesrfiUininf?  und  der 
Mangel  eines  allgemein  anerkannten  Knef^srechUs  regten  in  ilint  den  Ent- 
schluß zur  Bearbeitung  dieses  Teils  des  Völkerrechts  an.  Die  Vertiefung  in 
das  Tlienm  ftlirte  ihn  aber  an  einer  allseitigen  Prttfüng  der  allgemelneQ 
Omndlagen  des  Rechts  Oberhaupt  Der  Aasgangspunkt  dieser  Untersnchnng 
war  der  damals  hemehende  Gedanke,  daft  das  in  der  menschlichen  Vemunlt 
wurzelnde  und  nnabhano^g  von  dem  positiven  Recht  erki-nnhare  Recht  dif»5!em 
letzteren  jregeniüier  wegen  seiner  logischen  RiohtiLrkeit  und  T^nwandrlbarkeit 
eine  übergeordnete  Stellung  einnimmt  i>as  in  den  Prolegoniena  zu  dem  Jus 
belli  ac  pacis  niedergelegte  System  des  Natnrredits  bildet  die  Grundlage  des 
Systems  des  Vttlkerrechts»  sugleich  aber  auch  die  Grundlage  der  Naturreehts- 
wissenschaft,  so  daß  Grotius  auch  als  der  Begründer  dieses  Töls  der  Rechts- 
wissenschaft (als  der  Vnter  des  N';\turTerht>)  bczeiclmef  zu  werden  pflegt. 
Auf  dem  Boden  seiner  dualisti>ehen  Anscliauuiig  verkennt  Grotius  keineswejrs 
die  Existenz  eines  zu  seiner  Zeit  vorwiegend  auf  Gewohnheit  herulienden 
positiven  Völkerrechts  (jus  gentium  Toluntarium);  allein  die  Überschfttzung 
des  Werts  des  Naturreehts  infolge  der  Verkennnng  des  Wesens  des  Rechts 
und  seines  einheitlichen  begrifflichen  und  praktischen  Charakters  veranlaßte 
ihn,  dem  positiven  Recht  in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Völker- 
v»'<  lit^  linchstens  die  Bedeutung  eines  die  innere  Richtigkeit  des  natürlichen 
\  oikerrechlis  bekrittiigenden  Arguments  einzuräumen.  Dieser  Anschauung  über 
das  Wertverhältnis  von  positivem  und  natürlichem  Recht  steht  übrigens  schon 
in  dem  Zeitalter  des  Grotius  die  Anschauung  eines  englischen  Schriftstellers^ 
Richard  Zouche  (Zouchaeus)  —  1590—1660  —  gegenüber.  AncbZoache  steht 
auf  dem  Buden  der  dualistisclM  ii  Anschauung,  allein  er  räumt  dem  durch  Ge- 
wohnheit entstandenen  jinj^itivm  Völkerrecht  ']^^n  Vorzus:  gp<reniiber  dem 
natürliciien  Völkerrecht  ein;  auf  diesem  Standininkte  .steht  das  im  Jahre  1050 
erschienene  Werk  „Juris  et  judicii  fecialis,  sive  juris  inter  gentes,  et  quaestio- 
num  de  eodem  ezplicatio,  qua,  qnae  ad  pacem  et  bellum  inter  diversos  prin- 
cipes  ant  populos  spectant,  ex  praecipuis  historico  jure  peritis  ^hibentur. 
Diese  Betonung  des  positiven  Rechts  ließ  das  Werk  in  einer  für  die  damalij^e  Zeit 
bemerkenswerten  Weise  als  eine  Darstellnn^des positiven  V5lkerrechti5  erscheinen. 

III.  Der  einseitig  natnrrechtliclie  Standpunkt  wurde  im  17.  Jaln  hundert 
voniehmlich  von  Samuel  Pulendorf  (1632— 1694) ')  vertreten;  nach  ihm  gibt 
es  kdn  positives  Völkerrecht,  dem  praktische  Geltung  zukommen  könnte. 
Ihm  folgt  Christian  Thomas  ins  (tft&S— 1738)*).  Andcare  Vertreter  dieser 
Richtung  sind  Jean  Barbeyrac  (1674 — 1744i,  der  Kommentator  des  Orntius 
nnd  der  Werke  des  Pufendorf;  Jean  Jacques  Burlamaqui  (1694— 1748)^) 

t)  Element»  Jnriflpnidentiae  iniiversaii»,  Iß»'!;  De  jare  witnfM  '«t  ffentfaiiD,  lS72i  De 
offido  hoiniuiä  et  eivLn  juxta  legrm  naturalem,  1G7H 

2)  Jnstitutiones  jurisprudentiae  divinae,  16SS;  tundamcnta  juns  naturac  et  geaiium,  ITOä. 
S^  Principe«  du  droit  do  k  natura  et  dM  geu. 
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u.  a.  ra.  —  Die  Entwicklung  des  Verkehrs,  die  immer  reicher  sich  gejitnltende 
Terweitung  der  StaitenTOlräge  zim  Zwecke  der  Begelang^  der  politischen 
Beaehimipen  der  sivilisierten  Völker  und  die  Zngftnglichkeit  des  konventionellen 

und  sonstigen  urknndliclien  Qaellenmaterials  führten  alsbald  auch  zu  einer 
anderweiten  Auffassimf^  der  wissenschaftlichen  Aufgabe  gegenüber  dem  Völker- 
recht. Indessen,  die  volle  und  einzig  ziitretfende  Erkenntnis  des  Wesens  des 
Rechts  und  der  damit  auf  das  engste  verbundenen  Anforderung  an  die  Methode 
der  Jurisprudenz  war  jener  Epoche  noch  verschlossen.  So  erklärt  sich  die 
in  gewissem  Sinne  dnrchans  einseitige  nnd  in  den  Resultaten  wenig  be- 
friedigende Richtung  des  nunmehr  zur  Geltung  gekommenen  Positivismus. 
Die  wissenscliaftliche  Erkenntnis  nahm  allerdinjrs  lediglich  das  durch  Ge- 
wohnheit und  Verträge  geschaffene,  also  objektiv  j^es^ebene  Recht  zum  al- 
leinigen Ausgangspunkt.  Allein  diese  neue  positivistische  Richtung  litt  an 
mancher  Übertreibung,  Hatte  die  naturrechtliche  Schule  dem  positiven  Recht 
keine  oder  nnr  eine  untergeordnete  Rolle  eingerftumt,  und  —  wie  dies  bei 
Qrotius  nnd  seinen  Nachfolgern  hervortrat  —  das  positive  Recht  nnr  »ini 
Zwecke  bekräftigender  Argumentation  fiir  ihre  eigenen  spekulativen  Kon- 
stniktionen  verwertet,  m  fehlte  hinwieder  der  positivisti>-r|.pn  Richtnn»-  viel- 
fach das  [ini^i'sse  an  der  Verwertung  des  historisch  gewordenen  Rechts  für 
die  Formulierung  der  obersten  i  imzipien  des  Völken'echts,  an  dem  Nachweis 
des  Zusammenhangs  der  pragmatischen  Leistungen  der  zivilisierten  Staaten 
in  der  Ordnung  ilirer  Beziehungen  mit  dem  jeweiligen  Zustande  ihrer  Kultur 
und  dMl  in  den  verschiedenen  Perioden  hervortretenden  neuen  Knltaraaf- 
gaben;  auch  begab  sich  diese  Richtung  fin  ihrer  einseitigsten,  gleichsam 
orthodoxen  Ausbildung)  des  kritischen  üi  teils  über  die  ge<r''H«>nf^n  Ket  litszu- 
stäude  und  Einrichtungen,  wie  auch  jeder  fruchtbaren  Auregung,  welche 
die  Wissenschaft  gerade  auf  einem  noch  so  sehr  im  Flulto  befindlichen 
Recbtsgebiete  dem  praktischen  Staatsleben  za  geben  berufen  ist.  Diese 
Richtung  tritt  vornehmlich  im  tS.  Jahrhundert  auf  den  Plan  ahge> 
sehen  von  einigen  Schriftstellern  ans  dem  Ende  des  17.  .Tnhrhun<lerts,  wie 
Rachel  (De  jure  nattirae  et  gentium,  1676)  nnd  Textor  (Synopsis  juris 
gentium,  16S0X  Die  Hauitlvertreter  der  positivistischen  Richtung  im  18. 
Jahrhundert  sind  der  Holländer  Komelis  van  Bynkershoek  (1673^1743) 
De  dominio  maris  (1702),  De  foro  legatorum  (1721),  Qnaestlonnm  juris  public! 
libri  duo  (1737),  ferner  Jnliann  Jakob  Moser  (1701—1783),  Grundsätze 
des  jetzt  üblichen  Völkerrechts  in  Friedenszeiten  (17.50).  Grundsätze  des  jetzt 
üblichen  Völkerrecht«  in  Ivriegszeiten  (17ö2),  Versuch  des  neuesten  euioijiiischen 
Völkerrechts  in  Friedens-  und  Kriegszeiten  (1777—1780),  endlich  Georg 
Friedrich  von  Martens  (1756—1821),  Pr^cis  du  droit  des  gens  moderne 
de  TEnrope  (1780),  ins  Englische  1795  übersetzt,  in  französischer  Sprache 
von  Vergö  1864  neu  herausgegeben.  Martens  ist  auch  der  Begründer  des 
bis  jetzt  erscheinenden  „Recueil  des  Tiaites".  Kigentümlich  ist  die  Stellung, 
die  Martens  dem  natürlichen  Völkerrecht  gcgenübei'  einnimmt:  er  ignoriert 
es  nicht  —  wie  Moser  —,  ist  vielmehr  geueigt,  Lücken  des  positiven  Völker- 
rechts mit  Naturrecht  auszufüllen. 
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Erste»  Buch.   AHj^ineinc  Lehren. 


IV.  Das  Uervuitreten  der  positivistischen  Richtuiij^  bedeutete  keineswegs 
eine  Überwindaiig  der  nutnireehtlicheii  6nittdaiu»chaQiing.  Der  Geist  der 
Zeit,  der  Zustand  des  positiven  Iieclit:>  und  das  Ansehen  der  Grotianischen 
Richtung  sicherten  dem  natürlichen  Völkerrecht  im  Bpku  Ii  der  dualistischen 
Anschaunnci^weisc  Heltung  im  17.  und  18.  Jahrhundert.  Die  llauptvertreter 
dieser  Richtung  in  jfiier  Epoche  sind  Christian  \\  ulff  (l»>7y— 1751)  —  Jus 
gentium  methodo  scientifica  pertractatum  (1749),  Institutiones  juris  naturae  et 
gentinm  (1750)  and  Emerich  von  Vattel  (1714—1767)  —  Le  droit  des 
gens  DU  priiwipes  de  la  loi  naturelle  appliqn^s  k  la  conduite  et  aoz  affaires 
des  Xations  et  des  Souverains  175S,  seither  in  zahlreichen  neuen  Ausgaben 
verbreitet:  englische  Üboisitznug  von  <'hitty  1^:u.  Vattel  hp-^aß  naiiiont- 
lich  in  diplomatischen  Krei.>9en  bis  in  die  neuere  Zeit  «in  luibf.strittenes  An- 
sehen.—  Der  Standpunkt  Wolf fs  operiert  mit  der  Idee  einer  Civitas  gentium 
maxima.  Den  dualistischen  Standpunkt  des  Orotius  modifiziert  Wolff  unter 
den  ElnflnB  seiner  Civitas  mazimat  indem  er  sn  einer  Tierfachen  Sondanng 
des  Völkerrechts  gelangt:  er  unterscheidet  das  jus  naturale,  voluntarium  und 
stellt  beiden  das  Gewohnheits-  und  Veitragsrecht  crefj^eniiber.  Das  jus  volun- 
tarium ist  nicht  identisch  mit  dem  j,  v.  des  (irotliis:  Träger  des  j.  v.  im 
Wolff  scheu  Sinne  ist  eben  jene  civitas  gentium  maxima. 

V.  Diese  yerschiedenen  Riehtungen  der  Völkerrechtswissenscbaft  ragen 
noch  in  das  19.  Jahrhundert  herein.  Die  spekulative  Richtung  fond  neben 
der  streng  positivistis«  lien  und  der  dualistischen  in  der  Entwicklung  der 
neueren  philosöphischen  .Systeme  neue  Nahrung.  Allein  der  Kampf  der 
historischeu  Schule  ge.gen  das  Naturrecht  wirkte  allmählich  läuternd  auf  die 
Amschauungeu  über  das  Wesen  alles  Rechts  und  führte  zum  siegreichen  Dorch- 
bmch  der  Überzeugung,  daß  es  nnr  ein  Becbt^  nttmlich  positiveB Recht  gebtti 
könne.  Der  Entwicklungsprozeß  vollzog  sich  aber  aas  naheliegenden  Gründen 
nur  allmählich.  Naturrechtlicher  Einfluß  äußert  sich  noch  bei  einzelnen 
neueren  Schi iftsttdlem.  Sd  ist  /..  B.  noch  der  Schotte  Lorimer.  The 
Institutes  cd'  Inteniaiioual  Law,  18b3  — (Bd.  I)  iiberzeiitrtei'  Vertreter  der 
uaturrechtliclien  Ansdiauuug.  Bonfils  No.  10  findet  das  natürliche  oder  rationelle 
Völkerrecht  auf  alle  Staaten  und  auf  alle  Völker  anwendbar!  Eine  andere, 
fUr  die  Behandlung  des  positiven  Völkerrechts  weniger  mafigebeude  Stellung 
zum  natürlichen  Völkerrecht  nehmen  z.  B.  .Martens,  Klüber,  Droit  des  gens 
moderne  1S19  und  Tlefft^  i  .  Das  europäische  Völket  i« cht  1S44  ein;  unter  den 
englisclieii  Scliiiltstel!.')  II  i' Ii  i  1  Ii  III  oi'p.  Halleck.  Illnntscblis  Völkpiieclit 
als  Rechtsbuch  enthält  nicht  bloli  positives  Hecht;  die  in  Paragiaphen  formu- 
lierten Rechtss&tze  sind  vielfach  Uofie  ÄnsRihmngen  de  lege  ferenda,  obwohl 
sie  äußerlich  nicht  als  solche  hervortreten.  Naturrechtlichen  Gesichtspunkten 
begegnet  man  auch  bei  einigen  Mitarbeitern  an  dem  umfassenden  Handbuch 
des  Völkerrechts  von  v.  Holtzendorff. 

VI.  Die  Gejrfnwart  »diarakterisiert  das  Streben,  auf  der  naturgemäßen 
iirundlage  aller  Jurisprudenz  —  dem  positiven  Recht  -  -  aucli  die  Völker- 
rechtswissenschafb  aufzubauen  und  das  geltende  Völkerrecht  zu  einem  syste- 
matischen Ganzen  zu  gestalten;  die  Erscheinungen  des  internationalen  Lebens 
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sind  nicht  bloß  Daten,  die  um  ihrer  selbst  willen  das  wii>»enschaftliche  Interesse 
anregen,  —  dieses  findet  vielmehr  seine  volle  Befriedigung  erst  in  dem  Nach- 
weis des  nrsächlichen  Zusammenhangs  and  ihrer  in  obersten  Prinzipien  er- 
kannten Einheit.  Die  lienti<re  Wissenschaft  vindiziert  sich  aber  auch  die 
Aufj^abe,  auf  die  Weiterbildung  und  N't  rbesserungr  der  bestehenden  Ordnung 
mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  wirken.  Gerade  nach  dieser 
Seite  hat  die  Völkenechtöwii:>enschaft  seit  ihrer  Entstehung  im  Vüikerleben 
eine  bedeutsame  Bolle  gespielt  >).  —  Gegenüber  den  Problemen,  die  der  stetig 
zunehmende  Völkerverkehr  hervorruft,  erwftchst  den  Staaten  die  Angabe, 
Nonnen  zu  schaffen,  die  in  letzter  Reihe  den  Zwecken  des  internationalen 
Genieiniebens  dienen.  Die  Anerkennun;?'  betreffen  der  Normen  bfiuht  aber  auf 
autonomen  Willeusakten.  die  selbst  wieder  bedingt  sind  durcli  eine  kbire  Er- 
kenntnis des  zu  regelnden  Verhältnisses,  der  Zwecke  uud  Bedürfnisse,  die  zu 
erfUlen  beiw,  zu  befriedigen  sind,  —  Icnrz  durch  die  Erkenntnis  der  Natur 
der  Saehe,  jenes  mafigebendsten  Motivs  aller  Beohtsbildnng^  Diese  Er- 
kenntnis kann  in  doppelter  Beziehung  zur  fiecht^ildnng  gedaclit  werden. 
Eine  unmittelbare  Hezieliiino:  ist  vorhanden,  wenn  Avir  die  reehtsbildenden 
Akte  der  lornieil  zur  Schaffuug  von  Rechtsnormen  berufenen  ür<>:ane  in  Be- 
tracht ziehen;  die  Erkenntnis  der  in  der  Xatur  der  Sache  liegenden  Regel, 
von  der  diese  Organe  ausgehen,  führt  hier  unmittelbar  zur  Gestaltung  der 
Beebtsnorm.  Dtgi^n  tritt  die  in  der  Wissensehaft  sich  bildende  Erkenntnis 
der  Natur  der  Sache  nur  in  eine  mittelbare  Bezielum^?  zur  Schaffung  von 
Rechtssätzen,  zur  Abänderung  und  Weiterbildung:  «It^"^  £^eltenden  Rechts;  die 
Wissenschaft  kann  nicht  selbst  Normen  schaffen,  dagegen  beeinflußt  sie  die 
Rechtsbildung  durch  Prüfung  bestehender  Kecht^isätze  im  Hinblick  auf  die 
Forderungen  der  Natur  der  Sache  und  dadurch,  daß  die  Ergebnisse  der 
wiasenschaftUcheo  Erforschung  der  Natur  der  menscfaUchen  OemeinverhSltnisae 
allm&hlich  in  das  Bewußtsein  der  rechtsetzenden  Organe  eindringen.  Die  Be- 
deutung der  Wissenschaft  für  die  Prüfung  und  Weiterbildung  des  Rechts  tritt 
minit^ütlicb  auf  dem  f5ebiete  des  Völkerrechts  nm  so  bedeutsamer  hervor,  als 
die.ses  Rechtsgebiet  nur  eine  unvollständige  Ausbildung  gefunden  bat  und  das 


1)  Jhbti  darf  fraiiich  nicht  überadiMi  wetd«D,  daB  jeweilige  StrSmongen  des  prak- 

tiBchcD  Staatslebena  und  die  Herrwhaft  alitucller  Intercfwen  die  Wiseenschaft  in  verechi edener 
Art  beeinflussen,  gcgensiitz liehe  Strömungen  in  der  Wiäscuacliaft  eelbat  hervomifeD,  deren 
Klärung  und  Ausgleichung  sich  nur  allmählich  vollzieht.  Ferner  ist  der  Gegensatz  parti- 
kularistiscbcr  und  tcosm  upolitisch  er  Tendenzen  nicht  obno  EinDuß  auf  die  Behaud- 
Inn;,'  intcriiatinnaler  Pnttilcim'  p'bUpben.  I>ic  letztere  Teiulon/.  hnt  70  inaiii  licrlci  Projekten 
geführt  (europäische  rstuaienkonfoderation,  struuliges  Völkertriljunal  usw.)  die  an  einer  äugen- 
OUigen  Terkenaung  der  hittoriach  gegebenOD  Ckundlagea  des  Völkerrechts  kriden.  Vgl.  be- 
sOglk'h  jener  zweifachen  Tcndcnr  Dcspagnet,  Cours  p.  47,  4*». 

2i  Ühfr  die  motivierende  Bwlcutung  der  .Natur  der  Sache**  für  die  Entötchung  vou 
Keclitsregeln  vgl.  Ungcr,  System  des  dsterr.  Privatr.  (4.  Anfl.)  I,  «7;  i«lehe  femer  Pf  äff 
Ond  HofmADB,  Komineatar  zum  üsterr.  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch  i  .S.  lt)4ff  : 
vnn  d  er  Deciten,  Das  vorbestinwiitc  T^erht  (ISsSi;  IJegelsberger,  Pandekten  I  8.  r.s 
Mit  Kück&icht  auf  die  BUdung  von  Völkerrcchttuätzen  Jollinoli,  Die  rechtlidic  Natur  der 
Staat0nTerti9g«  8.44,  45:  Gareia  §8:  Bivier,  Lclirb.  Sw  10. 
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interitttioitale  Leben  immer  neue  Tatbestände  henrorbringt,  die  eine  recht- 
licfae  Begelangr  fordern.  Die  hentign  VOlkerreebtswiSBenBcbAft  igt  sidi  jener 
Aufgaben  vollkommen  bewnftt;  sie  Tindixiert  sieb  nicht  wie  die  alte  Katar- 

reclitssoliule  die  SchaiFung  eines  nnwandelbaren,  absoluten  und  dem  positiven 
Rechte  übergeordneten  Rechts,  sondern  beschränkt  sich  auf  den  naturgemäßen 
Einfluß,  den  die  vernünftige  Erlcenntnis  des  Hechts  gegenüber  der  Schaffung 
von  Bflgeln  des  Oemeinlebene  dnrek  die  daan  einzig  bemfenen  Organe  be- 
anspruchen kann.  In  diesem  Sinne  fiiSt  das  am  10.  September  1873  an  Gent 
gegründete  Institut  für  internationales  Hecht  —Institut de  droit 
international  —  seine  Aufgabe  auf')-  We  Erwägungen,  von  denen  der 
Gründer  des  Instituts.  <l<'i-  um  die  Vfilkeireehtswissenschaft  und  die  \\'eiter- 
bildung  des  positiven  VölkeiTechts  hochverdiente  G.  Rolin-.I aequemyus 
ausgegangen  ist^j,  bringen  diese  Aufgabe  zu  klarstem  Ausdmek.  Alle  prinaipiell 
und  praktisch  wichtigen  Probleme  des  heutigen  YAlkerrechts  finden  in  den 
periodischen  Sessionen  des  InstitUS  ^ne  ebenso  gründliche,  wie  sachgemäße 
und  vorurteilsfreie  Behandlung;  die  Beratungen  und  Beschlüsse  lassen  das 
ernste  Bestreben  erkennen,  die  Forderungen  der  Souveränetat  der  Einzcl- 
staaten  und  der  internationalen  Gemeinschaft  in  Harmonie  zu  bringen  und 
den  auch  im  internationalen  Leben  in  letzter  Reihe  allein  maßgebenden  Ideen 
der  Gerechtigkeit  und  Humanität  volle  Herrsehaft  zu  sichem.  Das  reiche 
Material  an  ^richten,  Gutachten,  Verhandlungen  nnd  Beschlüssen  ist  in  dem 
seit  dem  Jahre  1S77  erscheinenden  Jahrbuch  des  Tn.stitnts  (Annuaire  de  l'In- 
stitut  de  droit  international)  veröffentlicht.  —  Für  die  Weiterbildung  des 
Völkerrechts  ist  auch  die  ta.st  gleichzeitig  gegründete  Association  pour  la 
röforme  et  la  codification  du  droit  de»  gens  (seit  1895:  Association 
de  droit  international)  tätigt).  Die  Wirksamkeit  der  Association  bewegt  sich 
auf  praktischem  Gebiete,  während  das  Institut  fttr  int^^rnationales  Recht  in 
erster  Tjiuie  die  Vertiefung  der  wi.ssenschaftlichen  Seite  der  völkerrechtlichen 
Probleme  ins  Auge  faßt<).  Trotz  der  wesentlich  praktischen  Kichtung"  der 
Associaton  mußte  dei-selben  ducli  auch  im  ZusHinmenhunge  mit  der  iiier  be- 
handelten Frage  gedacht  werden,  da  sowohl  die  Reform-  wie  die  Koditi- 
kationsfrage  nur  im  Bereich  der  Anschauungen  der  heutigen  YdlkerrechtB- 
wissenschalt  eine  sntreffende  Lösung  finden  können.  Im  übrigen  behandelt 
auch  das  Institut  jedes  Problem  im  Hinblick  auf  die  Herbeiführung  einer 
praktischen  Reform;  ebenso  bat  das  Institut  wichtigen  Kodiflkationsfirageti 


II  Line  Kcvision  «ior  >tacHtün  crfulgte  in  der  Sossion  zu  Oxfunl  Ihbü.  Aanuaitc  de 
iTMtitat  V  p.  1 «). 

2)  Vgl.  ilQ?wn  Ausführungen  in  <icr  glcielifalls  von  Ihm  gegrSndcteii  Rflvue  de  droit 
iatemational  et  d«  loginlation  t-nmpan'c  V  p.  \>'>^  «q.,  'iht 

3)  Die  Vcrhandlaogen  sind  in  dem  jiihriich  in  l.ondun  orsclicinondeo  Keport  of  Uie 
mmvul  Conference  ete.  veröffentlicht 

4)  Treffend  sagt  Cslvo  I  p.  99:  I/Institut  ettt  cn  quelquo  surto  une  academi» 
pcientiriquc  du  droir  dos  »ren«»;  Pcs  travaux  ne  prf'tendcnt  ä  d'antro  autorite  qa'ä  ccUo  dcscience. 
8.  auch  Tabieau  decenuai  ctc  de  l'In.st.  nuor>)  uod  de  Latira,  Kl  Instituto  de  Derccho  iater- 
nidoMl  (Madrid,  190SK 
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seine  Aufmerkaamkeit  geselienkt.  —  Praktische  Zwecke  (insbesondere  auf  dem 
Gebiete  der  Kodifikation)  Terfolgt  ancb  die  GesellBehaft  fflr  Volker- 
reekt  in  Petersburg. 

§  7.  TeiUUtnls  des  TAlkerrechtN  zu  verwandten  Meterlen.  L  In 

erster  Linie  erg-eben  sich  notwendige  Beziehungen  des  Tßlkerrorhts  zum 
Staatsrecht,  denn  Subjekte  des  Völkerrechts  sind  nur  ISLaaten.  Ob  ein 
Geu)euiwet>eu  in  der  internationalen  Gemeinschaft  als  Subjekt  von  Hechten 
und  Pflichten  Anerkennung  finden  könne,  hingt  von  seiner  rechtlichen  Organi- 
sation als  Staat  ab.  Die  Verfassung  mag  wie  immer  besohafl^en  sein  —  jeden- 
falls muß  sie  allgemein  anerkannten  Anschauungen  über  die  notwendigen 
Kiiterien  des  Staats  entsprechen.  Die  Grundlage  für  die  Beantwortung  der 
1^'iage,  ob  ein  Gemeinwesen  als  Staat  existiert  und  sohin  als  .Subjekt  des 
Völkerrechts  überhaupt  in  Betracht  kommen  kann,  ist  in  jenen  Vorgängen  zu 
snclmi,  dnreh  welche  sich  die  Emslitnierung  d^  Gemeinwesens  Yollzieht. 
Als  Eiigebnis  einer  geschichtlichen  Entwickinng,  die  von  den  jeweiligen  kul- 
turellen Verhältnissen  des  betreffenden  Volkes  wesentlich  bestimmt  ist,  läßt 
das  Staatsrecht  wie  fibeiliaupt  das  nationale  Recht  der  einzelnen  Staaten  die 
jeweilige  Auffassung  der  staatlichen  Aufgaben  und  damit  aucli  das  Maß  des 
Anteils  erkennen,  den  betieffende  Staaten  an  der  Lösung  internationaler  Auf- 
gaben an  nebmoi  imstaade  sind. 

In  dogmatiseher  Beaiehung  wdsm  YSIkerredift  und  VerlSusangancht 
eine  eigenartige  Paritftt  auf,  insofern  die  Normen,  dfe  sich  die  Staaten  nach 
außen  setzen  und  die  verfassungsrechtlichen  Normen  auf  Willensakten  des 
Staates  beruhen,  in  denen  sich  eine  Selbstbeschränkung  der  Staatsgewalt  be- 
kundet. M  Wissenschaft  und  Praxis  des  Völkerrechts  und  des  Staatsrechts 
sind  auf  die  Verwertung  einer  Reihe  von  ivategorien  angewiesen,  die  beiden 
Gebieten  gemeinsam  sind.  So  begegnen  wir  a.  B.  den  BegrilSBn  der  8ou- 
▼erlnetat»  des  Volkes  im  politischen  und  ethnographisehen  Sinn,  des  Terri- 
toriums, des  Staatsvertrags  u.  s.  w.  im  Staatsrecht  und  im  Völkerr^ht  Becht* 
lieh  bedeut*5ame  Verliältni.sse  der  verschiedensten  Ai  t  weisen  eine  staatsrecht- 
liche und  völkerrechtliche  Seite  auf:  Institute,  die  auf  dem  Boden  des  Staats- 
rechts ihre  geschichtliche  Entwickinng  getuiideu  haben  (z.  B.  die  Staatsdieust- 
barkeiten  des  alten  Deutschen  Reiches),  finden  im  Völkerrecht  Aufiiahme. 

In  praktischer  Beziehung  ist  vielfach  die  rechtliche  Existena  eines 
internationalen  Vorgangs  an  das  Vorhandensein  staatsrechtlicher  Voraus- 
setzungen geknüpft;  so  ist  z.  B.  die  Fähigkeit  einer  Person,  als  Repräsentant 

eine-s  Staats  im  Völkerverkelir  zu  fungieren,  von  den  staatsieclitlichen  Be- 
stimmungen des  betreffenden  Staats  über  die  Ausübung  der  Repräsentativ- 


1)  Vgl.  fiber  diesen  Funkt  die  Ausführuu^cii  vou  Jcllinok,  Die  rechtliche  Natiir 
der  StutsTcitrilge  S.  MIT.;  Desselben  .System  der  sabjekdven  Offentlidieii  Bochte^ 

S.  ISSff.;  Stoerk  ».  v.  «Staatsveitiii^'c  in  \  --ri  ni,M>I^  Wuiliribnch  d.  d.  Vprwaltungs- 
mdits;  Nippold,  Der  vr»Ikerrechtlichc  Vertrag  S.  2Uf.  Dagegen  Frieker,  Ztsolir.  f.d.  gcs. 
Sta*towi8»en»cbaft  XXXIV  b.  3S4;  Scligmaon,  Abschlafi  und  Wfvksankeit  von  StolBwr- 
Irigcn  S.  16ff. 
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gewalt,  die  Errichtuug  eines  Staatsvertrags  vod  den  nach  dem  betreffenden 
Staataredit  für  das  Znatandekommen  eines  solchen  Vertrags  maflgebenden 
staatsrechtlichen  Akten,  die  rechtliche  Existenz  bezw«  Wirksamkeit  solcher 

VertrSge  von  der  Zasiimmunfr  eint  i  Volksvertretung  n.  s.  w.  abhängig.') 

Im  ganzen  und  großen  ist  stliließlicli  It«  ziiüflic  Ii  di'S  hier  in  Frage  stehen- 
den Verhältnisses  zu  beAchti  n.  daü  die  .Staaten  und  das  staatliche  Recht  die 
primären  Erscheinungen  der  Kechtäbilduug  sind  und  ein  gewisses  Maß  der 
Ausbildung  des  internen  Rechts  erreicht  sein  mnftte,  bevor  die  Idee  eines 
die  Staaten  umfassenden  Rechts  entstehen  konnte,  deren  Realislerang  die 
eigenste  Tat  der  Einaelslaaten  ist.  Jeder  rechtlich  bedeutsame  Schritt  auf 
dem  Wege  der  positiven  Entwicklung  des  Völkerrechts  ist  zugleich  ein  Staats- 
rechtlich  bedeutsamer  Willensakt  der  beteilit^ten  Staaten. 

II.  Völkerrecht  und  Völkermoral.^)  So  lange  rechtliche  Normen 
fehlen,  ist  das  gegenseitige  Verhallen  der  Völker  ausschließlich  von  den  der 
jeweiligen  Kulturstufe  entsprechenden  sittlixdien  Ansehanungen  bestimmt;  diese 
selbst  sind  hinvieder  durchaus  von  den  herrschenden  religiösen  Anschauungen 
beherrscht:  das  sittliche  Gebot  gilt,  weil  es  religiöses  Gebot  ist.  Die  Ver- 
schiedenheit der  alten  Volksreligionen  mußte  notwendig  eine  Verschiedenheit 
der  sittlichen  Anscliauunt^en  hervorbring'en.  Im  Hinblick  auf  die  Bedeutung 
sittlicher  Aiiächauuugen  tür  die  Rechtsbildung  bildete  der  Mangel  gleichartiger 
sittlicher  Maximen  in  Verbindung  mit  der  Betonung  der  nationalen  Eigenart 
auf  allen  Gebieten  menschlicher  Betfttigung  bei  den  Völkern  des  Altertums 
das  entscheidende  Hindernis  alli,^enieiner  Anerkennung  von  Nonnen  fftr  den 
Völkerverkehr:  eine  Berufung  auf  allgemein  anerkannte  Grundsätze  der  Moral 
gegenüber  dem  Verhalten  dritter  Staaten  war  nur  in  beschränktem  Maße 
möglich ;  die  vorwiegend  nmügebenden  nationalen  Gegensätze  bedeuteten  gleich- 
zeitig einen  tiefgreifenden  sittlichen  Gegensatz,  Die  Überwindung  dieses 
Gegensatzes  bei  den  chrisüichen  VOikem  bedeutete  daher  gleichzeitig  eine 
sittliche  Assimilierung  national  verschiedener  Vdlker  und  Völkergruppen  nnd 
damit  die  Schaffung  gleichartiger  rechtlicher  Anschauungen,  welche  für  die 
weitere  Entwicklung  die  Grundlage  rechtlicher  Ordnung  der  VOlkerbeziehungen 
abgeben  konnten. 

In  den»  eben  Gesagltn  wurden  die  Beziehungen  der  sittlichen  Anschau- 
ungen der  Völker  zur  Frage  der  Möglichkeit  eines  rechtlich  geregelten  Völker- 
verkehrs und  sollin  des  Völkerrechts  [n*8  Avg^  geMt.  Die  Frage  spielt 
augenscheinlich  in  der  Geschichte  der  Entstehung  des  Völkerrechts  eine  Rolle. 

Das  Verhältnis  der  Moral  zum  Völkerrecht  ist  aber  noch  von  einem  anderen 
Gesichtspunkte  in  Betracht  zu  ziehen.  Es  kann  nämlich  auf  dem  Boden  dt's 
geltenden  \  ölkerrechts  die  Frage  aufgeworfen  werden,  welche  Bedeutung  der 


n  Vgl.  »cfaon  hier  mit  RQeksidbt  auf  StaatBvertrlipe  Ernst  Ueicr,  Über  den 
Ai>s[hhiß  von  fitastevertiflgen  8. SIT,  218  (mit  Rttckaidit  auf  Art  49  der  PrenSiscben  Ver» 

fassung». 

2)  Vgl.  das  oben  S.  22,  82  Aber  die  allgemeinen  Beziehungen  der  Moral  zu  Sitte  uod 
Recht  Geaagte. 


Digitized  by  Google 


Verfaältnit  des  Vdlkeneehts  zu  verwaudtea  Materien. 


37 


Moral  in  dem  \  erhalten  der  Staaten  und  Völker  neben  und  gegenüber  den 
Normen  des  Völkerrechts  zukommt.  Diese  Frage  weist  zwei  Seiten  au^  in- 
sofern das  Verhalten  der  Völker  za  einander  einerseits  in  der  aoswftrtigen 
Politik  der  Regiernngen  nnd  anderseits  in  rechtlich  maßgebenden  Willens* 
akten  der  Völker  selbst  bezw.  ihrer  verfassungsmäßigen  Repräsentanten  (inso- 
weit diese  namentlich  in  den  heutigen  Repräsentativst aaten  in  der  T,fi2-e  sind, 
in  internalioiialen  Aiifreletreiilieiten  ihre  Stimme  zur  Gellung  zu  briuij;i-ii)  zum 
Ausdruck  küninit.  Nach  der  einen  und  der  anderen  Seite  ist  bei  zivilisierten 
Völkern  die  Gdtung  der  Noimen  dar  Moral  andi  in  staatlichen  Angelegen- 
heiten anerkannt  Die  Ford«nng«i  der  sittlichen  Weltordnnng  kennen  keinen 
Unterschied  des  ümfangs  der  Geltung  ineralischer  Imperative:  diese  binden 
die  Einzelperson  in  allen  Lebenslagen  gleichmäßig;  daher  gilt  für  den  Staats- 
mann keine  doppelte  Moral  —  eine  Privatmoral  und  Staatsmoral ebenso- 
wenig für  das  Volk,  da  die  Stimme  des  Yolksgewis»ens  nur  der  Widerhall 
da*  Stimme  des  Gewissens  der  Einzelnen  s^  kann.  Politische  Leid^ischaft 
nnd  Konflikte  zwischen  den  Anforderungen  der  Moral  nnd  dm  (wirkUchen 
oder  eingebildeten)  Nutzen  politischer  Aktionen  können  die  Stimme  des  Volks- 
gewi8sens  unterdrücken,  aber  niemals  die  sittliche  Verschuldung  und  Verant- 
wortlichkeit aufheben.  2) 

III.  Völkerrecht  und  Politik.')  Die  Stellung,  welche  das  praktische 
Verhalten  des  Slaatsnani»  in  inneren  nnd  answftrtigen  Angelegenhdten  ein- 
znndimen  hat,  kann  bei  sachgemäßer  Anfißissnng  des  realen  Verh&ltnisses  von 
Recht  nnd  politischem  Handeln  kaum  zweifelhaft  sein.  Es  wäre  eine  totnle 
Verkennnn^  der  Bedeutung  der  Rechtsordnung,  wollte  man  dem  Gedanken 
Raum  geben,  daß  es  unter  dem  Einüuß  der  täglich  im  Staatsleben  hervor- 
tretenden Interessen  fragen  zulässig  sei,  für  das  politische  Handeln  —  die 
Politik  —  Maximen  zur  Geltung  zn  bringen,  welche  dem  geltenden  Hecht  zu- 
widerlaufen. Der  Staatsmann  hat  seine  Angaben  auf  dem  Boden  und  im 
Geiste  des  geltenden  Rechts  zu  lösen  —  abgesehen  davon,  daß  seine  primära 
Aufgabe  gerade  darin  bestehen  wird,  die  rechtliche  Grundlage  der  Geltung 
und  Behauptung  der  Interessen  seines  Staats  dnrch 'entsprechende  politische 
Handlungen  zu  sichern  nnd  zu  schützen.  Augenblickliche  Vorteile,  die  der 
Staatsmann  durch  kluge  Ausnutzung  einer  Situation  auf  Kosten  des  Rechts 


1)  Die  SellistäiKÜ^'koit  der  Politik  gegenüber  der  Moral  kann  niemals  eine  Treiuiung 
de«  (oJitiKbcn  Uanddos  von  den  Grundsuitzen  der  Moral  bedeuten.  Die  Verleugnung  der 
Gebot»  der  Moni  lo  der  politischen  Praxis  kani  allerdings  zu  allen  2^iteo  vor;  als  poli- 
tiMtei  Friu^  wnnle  «i«  ia  theorotiBcli«r  Allgcmeiiüitit  erat  too  MaeehUvelli  am- 
g«i|»rochen. 

2)  Mit  Recht  macht  v.  Holtzeudurf,  UU  1  S.  W,  61  auf  das  ^Schuidbewußtaein",  die 
«OeMintsebald*  der  »VölkorvenOndlKimg*  «ufmerkMoi. 

3)  Schmelz  in^.  Ührr  flas  VcrtiHItnis  des  sog.  Naturrecbts  zum  positiven  Recht,  zur 
Moral  nnd  Politik  (1813):  Bluntscbli,  Politik  (läl6);  v.  Uoltzendorff,  Prinzipien  der  Politik 
(2.  Aufl.)  &  219fr.  (frans.  Übenetzong  von  Lefar)  and  HH  I  S.  64  ff.;  Montagae  Bernard, 
Four  lectures  on  diplomacy  (1S68).  v.  Hulmerincq,  Revue  de  dr.  intern.  IX  J?.  361  sq  ; 
F.  V.  Martens  I  S.  ltM>;  Geffcken  in  .,Nord  und  Süd''  XI  ä.921f.;  Foock-Brentano, 
La  poUtiqnc  (1893);  Leseur,  Introduction  p.  50  sq. 
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für  seinen  ütant  zu  gewinnen  vermag,  mögen  den  Beifall  Derer  finden,  denen 
die  monliflohe  Yem&twwtiidikeit  nicht  aeliwer  wiegt;  nicht  selten  sind  jene 
Vorteile  in  niehster  oder  femer  Znkonft  die  Quelle  von  VervickluDgen  nnd 
Nachteilen  Ar  den  Staat 

Anderseits  kann  die  Politik  fiir  das  Völkerrecht  in  mehrfacher  Beziehnng 
Bedeutung  gewinnen.  Bfi  d'nn  Umstände,  daß  das  Völkerrecht  in  lebendiger 
Entwicklung  begriflen.  die?^  Knt Wicklung  aber  durch  die  Staaten  selbst  be- 
stimmt ist,  gewinnt  dasi  politische  Verhalten  der  Staaten  im  Bereich  der  aus- 
wärtigen Politik  ftr  die  Bildung  und  Umgestaltung  des  internationalen  Bechts 
die  höchste  Bedeutung,  insofern  politische  Akte  als  Ausdruck  eines  rechtlichen 
Gedankens  Tziir  Sdiaffun?  rechtlicher  Normen  führen.  In  einer  politischen 
Aktion  kann  auch  die  füi-  die  spontane  Weiterbildung  und  Reform  völkei  reclit- 
lic'her  MateriPn  bodeutsanie  Initiative  liegen.  Ferner  kann  die  Politik  jener 
Staaten,  denen  iuluige  ihrer  kultui'ellen  Stellung  und  der  Bedeutung  ihrer 
Hachtmittd  eine  führende  Rolle  in  der  Staatengemeinschaft  zukommt»  die 
Austragung  völkerrechtlicher  StreitflUle  durch  mäßigenden  Einfluß  in  Bahnen 
lenken,  in  welchen  dem  oft  prekäien  Recht  des  Verletzten  und  damit  der 
praktisflien  Bewährung  «ler  völkeri-eelitlirhen  Ordnuni?  dei  Sieg  gesichert 
wird.  Eine  kluge,  den  Interessen  der  internationalen  (jeineinschaftsordnun'; 
gemdmete  Politik  kann  durch  Zusammentassung  der  moralischen  und  poli- 
tischen Kräfte  gleichgesinnter  Staaten  (in  Allianzen  u.  s.  w.)  dem  Völkerrechte 
die  größten  Dienste  leisten. 

IV.  Völkerrecht  und  comitas  gentium.  0  Die  unbestreitbare  Analogie 
des  sozialen  Verhaltens  der  Individuen  und  der  Staaten  läßt  die  Geltung  von 

Kegeln  gegenseitigen  Verhaltens  erkennen,  denen  nicht  die  Bedeiitunp:  von 
R«!chtsregeln  zukommt,  die  sich  vielnielir  durch  din  df»r  Sitte  eigentiiinliche 
Sanktion  charakterisieren.  Sie  wurzelu  in  der  sozialen  Geltung  der  Persön- 
lichkeit; ihre  Beobachtung  bedeutet  aber  mehr  als  die  von  allem  Recht  vor- 
ausgesetzte Anerkennung  der  Persönlichkeit.  Sie  gedeihen  nur  in  dem  von 
höherer  Zivilisation  verbreiteten  Boden  humaner  nesinmiiiLr;  diese  flbt  teils 
anf  die  Form,  teils  auf  den  Inhalt  des  praktischen  Verhaltens  im  <reo^en- 
seititien  Vnrkehr  einen  maßgebenden  Einfluß  au?.  Di  n  Inbe'/ritf  von  Re<rtdn 
dieser  Art  bezeichnet  mau  zum  Unterschied  voui  Völkerreciit  mit  dem  Aus- 
druck „comitas  gentium",  „comitj  *,  „courtoisie  iuteruatiouale**.  Der  Zusammen- 
hang der  eoroitas  mit  dem  Motiv  der  Förderung  freundlicher  politischer  Be- 
ziehungen zu  anderen  Staaten  sichert  ihr  den  Wert  eines  wicfaügeu  impon> 
derabeln  Faktors  im  Leben  der  zivilisierten  Völker  und  eines,  wennprleirh  nur 
sekundären  Mittels  der  praktisrlien  (^eltiinj^  des  Völkerrechts.  -  Bezüglich 
der  Form  des  Verhaltens  konniieii  die  im  Laufe  der  Jahrhunderte  aus- 
gebildeten Regeln  der  Höflichkeit  (Courtoisiej  iu  Betracht;  auf  den  Inhalt 
des  Verhaltens  hat  jene  humane  Gesinnung  innerhalb  der  verschiedenartigsten 


1)  V.  Bulmcrincq  in  v.  Holtzendurff's  Rechtslcxikdii  s.  v.  ..romitas  ff." ;  Hefftcr- 
tieffckea  §  3,  vj;l.  mit  ü  194 ff.;  v.  Uoltzesdurff,  IIH  1  S.mt.,  Iiivier,  Lebrb  S.8; 
Oarelfl  (  9;  Lescnr,  lotroductton  p.  48  «q. 
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Lebensverbältiiisse  der  Völker  einen  verschiedenartigen  Einfiaß;  praktisch 
gettaltet  sieh  hier  die  Beobachtong  von  Begeln  der  oomitae  vidfach  ab  h&üU 

willige  Leistung  dessen,  worauf  ein  völkerrechtlicher  Anspruch  nicht  begründet 
ist.')  —  Till  Ganzen  i.st  nattiilich  derartiges  Verhalten  durch  Gegenseitig- 
keit bediu«:t.  während  die  Forderunp^en  der  Moral  an  eine  solche  Bedingung 
liicüt  geknüpft  sein  können:  den  zivilisierten  Staat  verpflichten  die  Moral- 
gesetze auch  in  seinem  Vorgehen  gegenüber  unzivilisierten  Völkern,  dagegen 
besteht  diesen  Völkern  gegenüber  keine  Pflicht  zur  Beobachtong  der  Segeln 
der  coroitas.  2)  —  Nichtbeobachtang  dieser  Regeln  begrfindet  kein  Unrecht  im 
völkerrechtlichen  Sinne,  begründet  also  insbesondere  keinen  Anspruch  auf 
Sehadpnersatz.  kein  Recht  zur  Zwangsreaktion;  dtigegen  kann  sie  Anlaß  zu 
lietorsionsnmßregeln  geben.-').  —  An  sich  bildet  die  coniitas  nicht,  wie  viel- 
fach behauptet  worden  ist,  eine  (.Quelle  von  Vülkerrechtsääueu;  dagegen  können 
einzelne  Begeln  der  comitas  aUerdings  durch  aatoritati7e  internationale  Akte 
der  Bechtsbildang  den  Charakter  von  Rechtssätzen  erlangen.'^ 

I  6.  Qaellen  des  Tölkerrechts.  ^)  I.  Es  ist  schon  oben  (|  4)  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Frage  der  Positivität  des  Völkerrechts  bezüglich  der 

Bildung:  von  Volkerrecht.'^.sätzen  auf  jene  formellen  (äußeren,  unmittel- 
baren, ejo-t-n  t  liehen;  Quellen  von  \  olkerrechtMüätzea  hingewiesen  wor- 
den, die  der  Eigenart  des  Völkerrechts ')  im  Gegensatze  zum  nationalen  Recht 
entsprechen.  Das  Moment  anto nomischer  Bildung  des  Rechts,  welches  die 

l)  Hierher  gehört  jc^locli  nicht  die  vielfach  auf  comitas  (?.  obrn  S.  14)  zurückprefuhrtc 
Auweudbarkeit  fremdca  Kocht»  anf  PrivatrechtsverhiUtaisae,  die  in  ilirein  Tatbestand  eine  Be- 
ti«liung  ztun  Aminde  anfweiflen.  Vgl.  darfiber  Assor-Rivler,  fiMmflntB  de  droit  inter- 
natioDal  \m\^  §  5. 

21  Vgl.  V.  Holtzondorff,  UH  I  8.70, 

S)  Vgl.  Kivicr,  Lehrt).  $  1  8.  9  Anni.  1:  Leaenr,  Introduction  p.49. 

4)  Über  die  Entwicklung  des.  Rechts  von  bloßer  .^itte  uad  Odwohnbeit  nun  gMdni«b«Ben 
Recht  vgl.  Thcrinp.  Goist  dtv  i",ni.  Kcclits  IT  S.  1,  34,  Ml 

5)  V.  Kaltenborn.  Kritik  S.  231ff.  vgl.  mit  S.  20 ff.;  Ueff ter- Ucf fckcn  6ff.; 
T.  Balmerineq,  H  IST;  F.     Martens  I     ISTff.;  Hartman«  8.  Itff.;  Gareis  §  9: 

▼.  Liszt  §  2;  Rivier,  Principe»  §  2;  Lehrl).  §  2  ff;  Krnst  Meier,  t'licr  den  Abscliliiß 
von  StaatsvcrtrSgon  (1874),  insbcs.  &  ßorgbohin,  Staatsvorträ^te  and  Gesetze  als 

Quellen  des  Völkerrechts  (1S77);  .TelMnek,  Die  recfatlidie  Natur  der  Staateverträge  (IBbO); 
Calvo  I  p.  15S  sq.  und  Manuel  p.  79  sq.;  Renault,  Introductiuo  i  l'itade  da  droit  intcr» 
national  p.  32  sq.;  Despnpnpt,  Cour»  p.  fil  sri  ;  Lcseur,  Introdiictioo  p  21  sq.;  Wcii*?. 
Manuel  de  droit  intciDUlional  priv^  XVII  sq.;  Meringhac,  I,  SO;  iiuijaad,  Eiemeutü  of 
fariapr.  (5.  ed.)  ]».  48  sq.;  PhilUnore,  Conunentariea  1  $§  17  sq.:  Wharton»  Commentariea 
on  law  §§42 sq.;  Oppenheim,  I,  ^§  1^5ff.  —  Siehe  auch  im  allgemeinen  zur  Qucllentheorio: 
Adickea,  Zur  Lohre  von  den  Rcchtaquollen  (1872);  Merkel,  Jurist.  Eozykl.  §§  121,  b2V: 
J'renxel,  Recht  nnd  ReebtaaStse  (189S);  Bi  erlin  g,  JuriBtiecbe  Prinxlplenlehre  I  8. 155ff. 
und  i>;i«sim.  Trii  ])«-!.  Völkerrecht  und  Laudesreclit  (lä'JU);  Kuurmann,  Rechtekraft  des 
intcmatiunalcu  ficchts  u.  s.  w.  (1899)  2 ff.;  Jelliook,  System  der  sabjektiveo  Rechte; 
JVippoId,  Die  Fortbildung  dos  Verfahrena  in  iatematioaaloa  StrdtiKkoiten  19 ff. 

6)  Die  Eilsen  «rt  des  YAIkcmcbls  winl  hier  nieht  in  dem  Sinne  betont,  als  ob  die 

völkerrechtlichen  Quellen  von  jenen  der  filtrieren  TJcehtf^toile  do<rnintif»ch  verschieden  waren. 
Dort  wie  Itier  entsteht  das  positive  Recht  durch  tiewohuheit  und  ausdrückliebe  Setzung.  Nur 
iat  die  dorn  VOlkerrecbt  dgvotflimlicbo  An  der  Recbtneaang  der  Vertrag. 
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Entstehung  der  Yölkerreehtasätse  diarakteriBiert,  kommt  in  der  Übnng  (Ge* 
wohnbeit,  Herkommen)  and  mVertrftgender  VGlkerreehtssubjektesnm 
Ausdruck.  Im  Anschluß  an  den  Aussprach  desModestinas  inL40  Dig. 

De  lfö:il)iis  (1,3):  Omne  jus  ant  consensns  facit,  aut  necwssitas  constituit,  aut 
tiniuivit  (•nii55uetndo  wird  dif  nei  essiius  den  bezeiclinetfn  formellen  Quellen 
von  einigen  ÖclirittsteUern  •)  gleichgestellt;  ferner  wird  auf  Grund  einer  Unter- 
scheidung von  anmittelbaren  und  mittelbaren  Quellen  des  Völkerrechts 
za  den  anmittelbaren  neben  der  Gewohnheit  die  Anerkennung  als  Quelle 
des  Völkerrechts  gerechnet.  2)  Indessen  „necessitas"  und  „Anerkennung"  hängen 
nicht  so  sehr  mit  dir  Form  der  Auslösung  rechtlicher  Gedanken  in  maß- 
gebenden recht^etzcndcn  Akten  der  an  der  Bildnnt^  des  pofjitiven  Kechts  be- 
teiligten Faktoren,  als  vitjlniehr  mit  den  maieriellen  Voraussetzungen  der  Ent- 
stehung von  Bechtssätzeu  zusammen.  Die  mit  der  Vorstellung  des  Zwecks 
betreffender  GemeinTerhAltnisse  and  der  tatsftchlichen  Beschaffenheitder  letzteren 
sich  verknüpfende  Vorstellong  der  Notwendigkeit  eines  bestimmten  Verhaltens 
der  Beteiligten  löst  in  der  weiteren  Entwicklung  dieses  psychologischen  Vor- 
ganj^  jene  Willensentscheidiino:  aus.  die  in  verschiedenen  Formen  zum  Aus- 
druck kommeu  kann:  nämlich  in  der  bewußten  Jietzung  einer  Regel  als  rtciit- 
licher  Norm  des  betreffenden  Lebensverhältnisses  (wie  dies  bei  dem  Gesetze 
und  im  Völkerrecht  bei  den  rechtsetzenden  Verträgen  der  Fall  ist),  oder  in 
der  tats&cblichen  Beobachtung  eines  Verhaltetts»  in  welchem  die  Vorstellung 
der  Notwendigkeit  desselben  ausgeprägt  ist*)  —  Was  übrigens  die  „An- 
erkenn im  p;"  betrifft,  so  hängt  auch  sie  mit  dem  psycholoj^isdien  Vorjrang 
bei  der  Bildung-  des  Kechts  /zusammen  und  be^^leitet  bezw.  schafft  die  Gel- 
tuug^J  jedes  KechtSi;atzes  (ühne  Unterschied  der  Forui,  in  welcher  der  liechLs- 
satz  sAb  Ergebnis  jenes  psychologischen  Vorgangs  äoBerUch  zum  Ausdruck 
gelangt  ist)»  denn  ein  Secht,  dem  der  Wille  die  Anerkennung  versagt,  ist 


11  80  iinterschctdf't  OJ  areis  §  9ff.  „wirkliclif.  cclitf  Quellen"  und  »nnsclb-ständige  oder 
unechte  Quellen'^  des  Völkerrechts  uud  zählt  zu  den  cretci-en  die  necessitas  und  die  Gewobo» 
heitt  iMaMten  finden  wir  b«t  L«8oar,  Introdaetton  p.  22  sq.  als  Quellen  des  VOUccmscfato 

die  ncccssita«,  die  nownhnheit  und  dir  Vortrüfro  ht'/ciclmt  t.  Mt'^rinfrhnr.  I,  *^orf ,  tintcr- 
BOb^et  direkte  und  indirekte  Quellen  d(»  Völkcrrcciits  (Landesgesetze  uud  richterliche  Ent- 
seheiduiigenl. 

2f  So  von  V.  Holtzcndorf f,  HU  I  S.  88.  —  Gegen  die  Bchaodhiiii;  der  Anerkennung 
als  fürmello  Quelle  neuefttens  Regelabcrgcr,  Pandekten  I  8.  S9  Amn.  12  und  die  dort  an- 
geführte Schrift  von  Brie,  Staatenverbindungen  XXXIX  ff. 

8)  Gegen  die  Behandlung  der  neccssitas  als  forn)olli>  Quelle  des  positiven  Rechts 
ncTJCfton»  Nippold,  Der  völkerrechtliche  Vertni;;  S.  l.;ff.  Nip])ald  verwirft  aber  über- 
haupt die  Verwertung  der  Notwendigkeit  Im  Bereich  des  Völkerrechts,  weil  dieses  auf  dcto 
Willen  d«r  Völker  bernhok  IndeMeo,  die  Anffeasong  der  Notwendigkeit  in  Yerbindnng 
mit  den  Willrnpcntschcidungen  der  Staaten  in  dem  ohm  im  IVxt  fcstj^rhnltoTicn  Sinne  dürfte 
kaum  zurückznwcisea  sein.  Ein  notwendiges  Hecht  im  äiuoe  des  Naturrccbts  will  übrigens 
oben  nicht  behauptet  werden.  8.2S  operiert  Nippold  mit  dem  Moment  der  Notwendigkeit 
in  obigem  Sinne,  wenn  er  sagt:  „Der  Wille  der  Staaten  ist  als  ein  veniQnftiger  zu  denken 
und  als  soicber  erkennt  er  die  Vortdle,  ja  die  Notwendigkeit,  internationale  üechtsregeln  anf- 
sustellen." 

4>  Tffl  Bergbohn,  Staaiavertrlge  und  Gesetze  8.4U 
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nicht  gelttiudes  Hecht.  Id  erster  Beziehung  ist  sie  identisch  mit  der  aller 
Beehtsbildung  Toraufgeliendeii  Eüuiefat  in  diia  Notwendigkeit  eines  bestimmten 
Verhaltens  und  bildet  ein  Uoment  der  materiellen  Quelle  des  Rechts,  als 
welche  gemeinhin  für  das  Völkerrecht  das  internationale  Hechts- 
bewußtsein, die  iiiteinatioiiHle  Reclitsüberzeugnng  bezeichnet 
wird.  2)  Eine  ei<ren!irtiji:e  Beliandliui^-  der  Quellen  des  VnJkerrechts  findet  sich 
bei  älteren  iSclirifläteiieru  unter  dem  Einflüsse  beri-iscliender  Anschauungen 
ftber  die  Bedeutung  des  sog.  natOrlichen  Völkerrechte  und  der  Verkennong. 
des  wahren  Verhftltnisses  des  9og.  philosophischen  Rechts  mm  positiven feiner 
infolge  verschiedenartiger  Auffassung  des  Wesens  der  Rechtsiiuelle. 

IL  Die  Gewohnheit.  Sie  ist  die  ursprüngliche  Komi,  in  der  sich 
im  menschlichen  Gemeinleben  reclitliflie  Gedanken  über  die  Notwendigkeit 
der  Ordnung  betretender  Ijebensveriiälinisse  und  die  Art  der  Ordnung  oder 
Begelung  der  letzteren  betätigen.  In  den  ersten  Epochen  des  sozialen  Lebens 
filr  alle  Recbtsgebiete  maOi^bend,  kommt  der  Gewohnheit  gerade  im  Völker- 
recht  eine  hervorragende  Bedeutung  zu.  Die  Natur  der  mit  dem  Vülker- 
verkehr  verknüpften  N  erhältnisse  verweist  in  den  Anfängen  und  auch  in  der 
Weiterbildung  des  internationalen  Lebens  auf  die  Bedentimp:  des  praktischen 
Verhaltens  der  Völker  und  Staaten  zu  einander  als  der  primären  l'orm 
der  Bildung  von  Regeln;  dieser  Zustand  ist  auch  lange  Zeit  hindurch  der  vor- 
wiegende, da  sich  das  Bedürfnis  von  Verkehisgrundsätzen  und  Regeln  des 
gegenseitigen  Verhaltens  in  den  ersten  Epochen  der  Entwicklung  des  Vftlker- 
rechts  noch  in  engstem  Zusammenliang  mit  traditionellen  Anschauungen  über 
Konsequenzen  d^T  l»luDen  Tatsache  der  Koexistenz  der  Staaten  j^eltend 
macht. ^)   Die  Verwertung  des  Vertrags   als  einer  zweiten  Form  der 

1)  Vgl.  .lellinek,  System  der  subjekrivon  öfffntl.  Hcdito  S.  'IW. 

2)  So  denkt  Bulniorincq,  Völkorrccbt  ä.  IST  uutcr  der  Bubrik  „Die  Quelle  des  Vülker- 
reeto'ttar  an  dtenutniclIeQaelle,  wtm  er  Mft:  .DasYSIksmcht  entst^t  antderinteniatloiuüeii 
ReclitxQberzeugtuiK  der  zu  Staaten  gceintou  Völker.'  —  Eine  ;;enauo  Soiulerung  des  gemein- 
samen RechtsbewuHtsem»  ala  materieller  Quelle  von  den  formellen  Quellen  fmdet  sieb  dagegen 
in  den  oben  zitierten  Arbdten  von  Bergbohm,  F.  v.  Martens,  Hermann  Schulze, 
Rivier,  Dcspaguet  und  bei  anderen  Schriftstellern.  Eigenartige  Anadiauaugen  kommen 
In  den  Schriften  entrli^clipr  und  nnierikaniscber  Scliriftstellor  zur  Geltung.  So  siml  nach 
Whoaton,  £iiment8  du  droit  inU'ra.  (Ib64)  §  12  Quellen  des  VülkcrnH^lits  die  Schriften  der 
PnbliiiMeii,  VettiMg»,  nationale  PilaeogMeiae,  Urteile  intenationaler  Gerichte  und  Kom- 
missionen, offizielle  Gutachten  u.  «.  w.  T*  Ii  i  1 1  i  m  n  r  e ,  Cotninent,  I  ch.  III  betrachtet 
als  iNrimäre  Quelle  das  göttliche  Rocht  und  als  subordinierte  Quellen  die  Verträge  und  Go 
wohnheiten. 

3)  So  nennt  z  P>.  Klülicr,  Eunip.  Völkcricclit  3,  4,  f.  als  Quellen  des  Völkcr- 
reclits  1.  Verträge,  2.  die  Analogie.  3.  das  iiatUrlicUe  Vöikerredtt|  während  der  unprönglicben 
(tnette  dea  YOIkeneebta  —  der  Gewohnhdt  —  nur  nebenher  gedacht  wird  Vgl.  flbrigena 
daiBber  y.  Kaltenborn,  Kritik  S.  178. 

4)  Ein  ausgebildetes,  wenn  auch  nicht  im  hcutigon  Sinne  linrhentwicki'itis  (lOinein- 
lebco  der  Volker  ist  hier  vorausgesetzt  Daran  denkt  wohl  v.  lloltzeudurf  f.  wl*uu  er 
HH  I  8. 92  bemerkt,  daß  Aeehtsgenrolinheit  da  In  den  Völkern  bereits  rechtlich  go- 
wordenes  Gemeinleben*  voraussetzt.  Indessen  die  tatsächlichen  Verhältnisse  de»  l.,etu<ns  der 
Volker  in  iiurem  gegeoaeitigeu  Verkehr  sind  doch  nur  der  Tatbestand,  an  den  rechtliche 
Gedanken  geknApft  werden,  die  mit  dem  BewoBtadn  der  Koexistens  gleich  berechtigt  er 
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Schaffung  von  allgemeinen  vOlkeireclifUfiheii  Normeu<)  blieb  einer  hOheroBi 
Stnfe  der  Entwicklnng  des  Vftlkerverkehn  and  rechtlicher  Knltor  der  Volker 

▼orbebalten.  einer  Zeit,  in  der  die  Idee  der  internationalen  Gemein- 
schaft in  das  Bewuntsein  der  Kulturvölker  getreten  und  als  Konsequenz 
dieser  Idee  die  wichtige,  Aufgabe  ei  kaiiiit  war,  durch  bewuUte  und  spontane 
internationale,  Recht  sclmtiende  Akte  für  die  Klärung  und  Sicherung  des 
rechtlichen  Zustands  unter  den  Völkern  and  Staaten  SU  sorgen.  Die  Grnnd> 
lagen  für  die  Duplizität  der  Rechtsbildong  im  Volkerverkehr  —  durch  Ge- 
wohnheit und  Verträge  —  sind  also  nicht  schon  ursprünglich  vorhanden  ge- 
Thesen,  sondern  selbst  erst  das  Resultat  der  Entwicklung  der  allgemeinen 
Kulturverliältnisse  und  der  l\echtskultur  der  Vrilkr^r. 

Die  Bildung  von  (jewulmheitsrecht'^)  im  \  olkerverkehr  ist  wie  in  an- 
deren Eechtsgebieten  das  Ergebnis  bestimmter  psychologischer  und  äußerer 
Vorgänge;  handelt  es  sieb  doch  um  die  Bildung  objektiven  Rechts  dorch 
die  Gewohnheit,  also  in  letzter  Reibe  um  die  Bekundung  rechtlich  mail- 
gebenden Willens,  der  im  äußeren  Leben  in  Handlungen  zu  Tage  tritt. 
Handlungen,  in  denen  sich  der  Gedanke  einer  Re^rel  des  Verhaltens  der  Be- 
teiligten kundgibt^),  sind  ziifrleich  das  Mittel  der  praktischen  liewahruug  be- 
treffender recbtlicher  Gedanken  und  Anschauungen  als  verpflichtender*) 
Regdn.  Diese  Wirkung  kann  aber  nur  durch  die  konstante  und  flberein- 
stimmende  Beobachtung  einer  Regel  berbeigeftthrt  werden;  Übung,  Herkommen 
Terndttelit  die  Umgestaltung  der  in  den  einzelnen  konkludenten  Handlungen 
zum  Ausdruck  kommenden  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  eines  be- 
stimmten Verhaltens  in  objektiven  Willen,  der  eben  in  der  konstanten  und 
übereinstimmenden  Beobachtung  betreffender  Regeln  sich  ausx)rägt. 

Die  Bildung  von  Gewohnheiten  im  Vdlkerverkefar  beschränkt  sich  natur- 
gemäß in  ihren  Anfängen  immer  auf  wenige  Staaten;  sie  verharrt  sodann  in 
diesem  engeren  Bereich  oder  erweitert  sich  zu  einer  al^'suieinen  Gewohnheit. 
Nur  diese  bildet  ein»>n  Bestandteil  der  Völkerrechtsnormen.  So  iiatten  z.  B. 
die  Gewolinheiten  der  seetuhrenden  Staaten  des  Mittelalters  ein  eng  begrenztes 
Gebiet  ihrer  Kntütehung.  Die  analogen  Bedürfnisse  anderer  Nationen  und 
vor  allem  die  in  der  Hauptsache  allenthalben  gleichartigen  Tatbestände  des 
Seeverkehrs  haben  frühzeitig  zur  Rezeption  jener  Gewohnheiten  such  bei  an- 


Stnntcn  verbunden  »ind.  Ohne  diesen  primären  rechtlichen  GnmdgedaDkcu  könnte  die  Bildnnf 
von  üowohnheitsrecht  wohl  kaum  in  Flnß  kommen. 

Ii  Es  ist  hier  »clbstvenitindlich  nur  an  jene  yertlig«  podaclit,  die  sich  nicht  auf  die 
Eegcinn»  konkictci  Vcrhültnip?e  zweier  oder  mehrerer  Sraatcii  bezichen,  von  denen  schon  fiTdi- 
seitig  unter  den  VCtIkcrn  Gebrauch  gemacht  wird,  «oudcm  die  als  iJ|uellfiD  allgenioinor  Völker- 
redituonnen  in  B<!itrMlit  konmen 

2)  Vjfl.  im  nllfrciiuiiu'ii  von  Npiierrn  Zitelmaiin,  Areh.  f.  d.  civilist  Pi-nxis  lS<iH, 
S.  323 ff.;  Uegßlabcrgcr,  Pandekten  S.  93  (f.:  f eroer  Schuppe,  Das Gewohoheitsrecbt  (lüUO) 
nnd  daxu  die  kritiBchen  AasfQhningen  von  Merkel  In  PhiloM^  Monatshefte  XXVII,  8.  ISS  (f.; 
CavaKHeri,  II  diritto  intern,  conmietudinario  (tSOTJ. 

9)  Daher  konkludente  Handlungen. 

4)  Vgl.  Merkel,  Jurist  Enzyklopädie  i  113  und  die  Aasrohrangen  zu  §114  (inebce. 
8.97  unten). 
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deren  Völkern  gef&hrt  >)  Gleichartige  Gewohnheiten  haben  sich  femer  früh- 
xdtig  flr  die  KriegsfUining  ausgebildet  md  annAUich  allgemeine  Änearken- 
nang  bei  den  liTiUsierten  Völkem  erlangt.  >J  —  Das  Ergebnia  solcker  Oe> 

wohnheiten,  die  sich  auf  Gegenstände  und  Verhältnisse  beziehen,  die  ihrer 
Natur  nach  dem  Wandel  nicht  unterworfen  sind  und  folgemäßig:  einen  bleiben- 
den Hestandteil  der  rechtlichen  Anschauungen  der  zivilisierten  Völker  bilden,  ist 
in  neuerer  Zeit  vielfach  in  Verträgen  formell  bekräftigt  und  klargestellt  worden. 

Allgemeine  GewohnheiteiL  Terpflkhten  als  Bestandteit  des  poslUveii 
Völkerrechts  auch  jene  Staaten,  die  an  der  BUdvng  derselben  nicht  beteOigt 
sind;  das  in  der  Gewohnheit  nun  Ausdruck  gebrachte  Rechtsbewußtsein  der 
Völker  beansprucht  Anei  keninin^  seitens  jedes  Staats,  der  als  Glied  der  inter> 
nationalen  Gemeinschaft  ekelten  will. 

Als  unmittelbarer  Ausdruck  des  Rechtsbewußtseins  der  Völker  ist  das 
Gewohnheitsrecht  den  Umbildungen  ond  Wandlungen  des  Inhalts  des  Hechts- 
bewnßtseins  unterworfen :  Gewohnheiten  kdnnen  dnreh  anderweite  Gewohn- 
heiten  verdrängt  werden;  auch  kann  eine  Gewohnheit  durch  desnetudo  er- 
lösclien.  Auch  vertragsmäßig  fixiertes  Recht  wird  durcli  eine  vom  inter- 
nationalen Rechtsbewußtsein  hehenschte  Gewohnheit  beseitifrt  wer  Jen,  da  eine 
(ieltendmachnng  von  Hechten,  denen  die  Sanktion  des  herrschenden  Hechts- 
bewußtseins fehlt,  ausgeschlossen  ist.') 

In  der  Gewohnheit  als  Quelle  des  Volkerrechts  bekundet  sich  die  Rechts- 
flberzengnng  der  Staaten  als  Subjekte  des  Völkerrechts.  Betreifende  Hand« 
lungen,  die  als  Recht  bildende  Gewohnheit  hier  einzig  in  Betracht  kommen 
können,  sirul  lalier  allemal  Handlungen  der  Staaten  bezw.  der  zur  An*<- 
übunt^  der  iluheiisreclite  des  Staats  verfassiino->imftliig  berufenen  0 rsf an e  der 
Staaten.  Außer  der  ^taat^regierung  und  den  Gerichten  kommen  im  moderneu 
BeprisentatiTStaat  anch  die  parlamentarischen  Vertretungskörper  in  die  Lege, 
in  internationalen  Angelegenheiten  ihrer  BechialLbeTzengung  Ausdruck  an 


1)  Jene  ^'ccrcchtÄgcwohnhHtcn  wurden  im  Mittelalter  iu  Rechtsbilcherii  ziisatnmen- 
gcfaÜt  uad  zwar  voraebmUch  in  drei  Soegebiet4m.  (Vgl.  Per  eis,  Das  ioteruatioiuile  öffeot- 
ficii«  Soereebt  (1908)  S.  *tt.\.  Für  das  Gebiet  dos  mittdUadisdieii  Heern  b«EW.  die  eee» 
fahrciuleu  Mittflmepr^taatcn  sind  die  SecrechtsntiriiiMi  zii»anitnenj;ostcllt  in  dem  Conso!;itn 
del  mare.  (Daa  liocbtsbucb  ist  venuutUdi  im  13.  oder  14.  Jahrbuadert  eutataodun.  Cbcr 
die  EttMebaag  und  eodere  enf  des  Reebtsboeh  besOgllcbe  bietoriBcb-kritieebe  Frafpea  riebe 
DeaetteikB  Sehaabe,  Neue  Beiträge  zur  Geschichte  dei^  Consolato  del  niare.  Programm  des 
fSymnasinms  ün  Briog  1890Ü1;  Derselbe  in  Schuioller's  »taat&-  und  sozialwissenschaft- 
lidieu  Forschungen  VIII.  Heft  S.  2).  Die  SeerechLsrej?eln  für  da»  Gebiet  de«  atlantischen 
Meeree  dnd  in  den  KcMes  d'Oleron  enthalten:  sie  ^bilden  die  Ciniudfage  deä  ncueroit  fnn- 
7.ns=i-»chcn  tind  eupjliFtlu  ii  Peercchts.  Kincn  diplomatischen  Abdnick  diese«  T!erlitsburlis  nebst 
deotscfaer  Übersetzung,  Einleitung,  Cilussar  und  einer  Uandschriftenprobe  hat  Zclier  unter 
dem  ntel:  Dae  Seerecbt  Ton  Oi^ron  nach  der  Handacfarift  Troyee  (ISSSi  im  Jabre  1906 
veröffentlicht  Iiinerli;ini  di>>  J^rei^ebiets  der  Nord-  und  0.-t5>ee  hildnt  das  SLeteelit  von 
Wiaby  die  Grundlage  der  deutschen  und  akandioavisGheu  öeereclitc.  —  Bezüglich  der  älteren 
fleeredrtaqneileB  im  gamiea  vgl.  Pardeesit«,  Collection  dea  lois  maritimee  I. 

2)  Vgl  V.  Holtzcndorff,  Uli  I  S.  93. 

3)  Über  die  Zweifel,  welche  die  Berufung  auf  deeuetudo  gegenUbor  geschriebenem  Kecbt 
bervorrufen  kann«  siehe  Dcspagnet,  Coure.  p.  65,  ö6. 
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geben,  yieht  man  von  den  eine  selbständige  loruielle  Quelle  des  Völkerreclits 
bildenden  rechtsetzenden  Verträgen  (s.  u.  sub  III)  ab,  so  können  Staats» 
verträgre  im  übrigen  als  mafigebende  Änfterangen  der  Reehtsftbenseiigang 
der  Kontrahenten,  als  Tatsachen  in  Betracht  kommen,  tb  iien  die  Bedeutung 
eines  Akts  der  Gewohnheit  zukommt:  sie  iKstiUigen  im  einzelnen  Falle  das 
KpwnRtsein  der  Kontrahenten  von  der  Notwendigkeit  eines  bestimmten  Vor- 
geliciis  oder  Verhaltens,  vielfach  iu  der  Überzeugung  von  der  Existenz  einer 
verbindlichen  Norm.  —  Die  gleiche  Bedeutung  fiii-  die  Bekundung  der  Rechts- 
flberzeugung  des  Staats  kommt  mancherlei  nationalen  Gesetzgebungs- 
akten 1)  zu,  soweit  sie  internationale  Verhältnisse  zum  Gegenstande  haben, 
so  insbesondere  Gesetzen,  welche  das  Auslieferungsrecht  "^X  das  Prisenrecht, 
das  Seewesen^},  das  Konsularwasen,  die  diplomatische  Vertretung  regeln,  ferner 
den  Neutralitittsn^eseizHii  usw.,  wobei  natllrlich  nicht  entscheidend  ist,  ob  diese 
Gegenstände  iu  üei;etzen  im  engeren  öinne  oder  in  rechtsverbindlichen  Ver- 
ordnungen u.  s.  w.  geregelt  sind.  *)  Als  nationale  Willenaakte  besitzen  derlei 
Gesetze  formelle  Geltung  nur  in  dem  Staatagebiet^  fttr  welehes  sie  erlassen 
sind ;  für  das  Völkerrecht  haben  daher  derlei  Gesetze  keine  formelle 
Bedeutung:  ihr  Inhalt  kann  aber  die  formelle  Bedeutinijr  völkeii'^'-lit« 
liehen  Gewohnheitsrechts  dadurch  erlangen,  daß  eine  betretfeiide  Maxiiiiii 
in  den  Gesetzen  verschiedener  Staaten  konstant  Anwendung  hudet.  Die  Ge- 
setze selbst  bekunden  dann  nur  das  Voiliandensein  von  Gewohnheitsrecht,  für 
dessMi  Beweis  ihnen  in  objektiver  Beziehnng  Bedeutung  zukommt.  —  Unter 
obigem  Gesichtspunkt  kommen  hier  auch  die  Entscheidungen  nationaler  Ge- 
richte in  Auslieferungssachen,  über  Fragen  der  Immunität  dijiloraatischer 
Personen,  prisenrechtliche  Sachen,  Piraterie  u.  s.  w.,  sowie  die  Entscheidungen 
internationaler  Schiedsgerichte  in  Betracht.  Übereinstimmende  Entscheidungen 
bekunden  die  gleichmäßige  Anwendung  riner  vorhandenen  völkerrechtlichen 
Begel  oder  bilden  den  Ausgangspunkt  Ihr  die  Schaffung  eines  Rechtsrntzes 
durch  Übung.  —  Im  t^anzen  betrachtet  bieten  Verträge,  Gesetze  und  richter* 
liehe  Entseheidnnfren  das  ^Taterial  für  die  Erkenntnis  der  Existenz  bezw. 
der  Bildung  von  Rechtssätzen.  Der  Erkenntnis  völkerrechtlicher  (iewolm- 
heiteu  dienen  überdies  die  allgemeine  Geschichte,  die  Geschichte  diplonmiischer 
Verhandlungen,  das  diplomatische  Aktenmaterial  betreffend  die  AbschlieDong 

1)  Im  Allfoneiaen  vgl.  Bcr^buhm ,  Staatsvcrtragc  und  Gesetze  S.  lOSfT.,  InebeMode» 

8.  104  sub.  2- 

2)  Aufiliefprunfrsfresotzp  besitaon  derzeit  Be!<^ieii  (iS7I),  lli>lland  (1875),  England 
(IS70  und  IS'3),  l.Hxcinburg'  (l!>7t>),  Canada  {lt3l~),  Argentinien  {1S85),  die  Schweix 
(1691).  Über  AiuliefeningafeBetze  Beroard,  Tratte  thöorique  et  prutitjuc  de  rextiaditioii  II 
p,S2,  40,  40,  54;  Lammasch,  Au5«l!efpninp:<<recht  und  Asyliwlit  S.  lOöff. 

3)  Z.  B.  die  fraozosucbe  Marino-0 rd onnauz  Ludwig's  XIV.  v.  J.  IQbl  (zum  Teil 
Mif  den  tn  der  2.  HSIfte  dei  16.  Jabrfaandect»  ontstuidetien  Oufdou  de  la  mer  bemihend).  — 
Vgl.  Per  eis.  Int.  öff.  Seerecht  S  9. 

4)  Da  derlei  (xesetaisgebaugsaktcn  als  Bcstandteiieu  der  oationäleu  ivetbttsurünuug  die 
Zwangemittd  doa  Staats  znr  Verfügung  at^en,  nmfiafit  die  staatticbe  Zwangsgewalt  impHdte 
auch  betreffende  VölkerrechtssStze,  die  in  den  nritioiialen  Gesetzen  Anwendung  gefunden 
haben.  —  Gut  die  Bemerkungen  von  Leaeur,  lou-oductioD  p.  23  in  der  Annierkiug  in  Ver- 
bindung mit  p.  26  loben}. 
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von  Staatsverträgen  (hier  wohl  auch  vielfach  das  parlamentai-ische  Akten- 
material). In  der  Gegenwart  gewähren  in  den  parlamentarisch  regierten 
L&ndem  die  den  Kammern  snwejloi  (in  einigen  L&ndem  regelmäßig)  mit- 
geteilten diplomatischen  Aktensaromlungen  einen  Einblick  in  die  völkerreckt- 

liclie  Praxis  und  den  Stand  völkerrechtlicher  Aiiscfiaiiun<!:en  der  Regierungen. 
Hierlier  gfehfirt  das  Weißl)ii(!li  in  Deutschland,  dai?  Uothuch  in  Österreich,  da.s 
Gelbbucli  iu  t  ruukreicli da.s  iJlaubuch  in  England  und  das  Grünbuch  in 
Italien.  Auf  VoHstfindigkeit  machen  diese  Sammlungen  keinen  Anspruch^  zn- 
mal  manches  AktenstAck  von  der  Hitteilnng  an  die  Öffentlichkeit  ansge- 
scUc^sen  ist;  auch  hängt  die  Auswahl  der  Aktenstiirke  von  dem  Ermessen 
des  verantwortlichen  Ministers  ;ib  lor  im  Hinblick  nnfdie  von  Ihm  zu  wahren- 
den Interessen  die  Publikation  mancher  Aktenstücke  für  unzweckmäßig  oder 
schädlich  halten  kann. 

III.  Die  StaatsTertrftge.  Im  Vftlkenrechts)  wird  der  Vertrag,  sonst 
nur  Qnelle  Ton  Beehtsrerhftltnissen,  als  Qnelle  von  Bechtsnormen  verwertet ») 
Gegenüber  dem  Gewohnheitsrecht  dem  jus  non  scriptum,  ist  das  durch  Vor- 
träge bef,nTmdete  Recht  das  jus  sci  iittuni  der  Volker  und  vertritt  in  der  inter- 
nationalen iTHnieinschaft,  welche  eine  zentrale,  den  souveränen  Mitf^liedern 
übergeordnete  Gesetzgebungsgewalt  ausschließt,  gleichsam  die  Funktion  des 
Gesetzes.«)  Indessen  ist  die  Gleichstellnng  dieser  nationalen  Rechtsqnelle  mit 
dor  spesiftoch  internationalen  Rechtsgndle  —  dem  Staatsvertrag  als  recht- 
setzendem  Vertrag  (law-making  treaty)  —  doch  unzulässig,  so  sehr  in 
manchen  Rizuhnngen  beide  Quellen  analoge  Elemente  aufweisen.*) 

Du;  Funktion  der  Staatsverträ^-e  als  Quelle  von  Normen  des  V^ilker- 
rechts  ist  nicht  allen  btaatsverträgeu  eigen;  vom  Gesichtspunkte  dieser  Funktion 

Ii  Ocst  fz  vom  lö.  Juli  1875  .\rt-  8. 

2)  Im  Staatsrecht  wird  der  Vertrag  o.  A.  als  Gmodlagc  der  Konstituierung  zusammon- 
geaelztiBr  staatBdier  OemeinwttMBD  vemriandet  —  Über  den  Organisationsvertrag  von  frei  ge« 
bildeten  Korporationen  siehe  Regcisberger,  Pandekten  S.  302  ff, 

3i  ÜlnT  (li'ii  Vi'itnr^  al«  nnivcrscllcs  Roflit.sinstitiit.  das  aueli  anderen  Rechtagcbicten 
geaitinsaiii  ist,  vgl.  Uugei,  .System  des  östciT.  Frivatreclit«  il  S.  169.  Dabor  iat  dio  ein- 
Mitigc  Behandlung  der  Theorie  der  Vertrlge  vom  piivalrechtUelieii  Geelebtftpwkie  tm 
fflitrcffend.  Gegen  die  Übertragung  pnvatrpchtlichcr  Nornicn  :iuf  daa  völkerrechtliche  Vor- 
tragarecbt  Ernst  Meier,  Über  den  AbachluU  von  Staatavcrträgon  S.  SJ  und  Nippold,  Der 
▼ftÜterreditDclie  Vertrag  S. S4fr.  D e  r sei  b e ,  Die  Fortbtldtin^ usw.  59fr.  gegen  Tr  i op ol,  Völker* 
roclit  lind  I^imlcsrctiit,  der  im  Aiisclitaß  iiii  die  Uiitersclioidiiiip:  von  Vfrtrag(al.s  rü-clitsi^csclinft) 
and  Vereinbarung  (als  Kccbtasatzung)  den  Staatavcrträgcn  dio  Fähigkeit,  Bechtaquello  zu 
sein,  vecsageo  to  mfiesen  glaubt  Blcfatig  Jollinek,  System  der  stibj.  (fff.  R.,  der  hervw- 
hebt,  daß  betreffende  Vereinbarungen  der  Staaten  doch  Vertrüge  »iud.  Der  Vertrag  mnCdto 
eben  auch  die  Vereinbarung.  Vgl.  auch  Kaufmann,  Rcchlskraft  des  intern,  nichts  ii.  «.  w. 
und  neueatens  Oppenheim,  I,  318,  der  entschieden  für  dio  Fähigkeit  der  Vcrinigt-,  als 
ReehtsqneHe  zn  fungieren,  eintritt. 

4)  V.  Kaltenborn,  Kritik  '2^\  spricht  hier  von  einer  ..lnwußton,  rcclitfctzeiidpii 
Gemeintätigkeit  (üesetzgcbung  im  weitesten  Siaucj'-,  die  sicli  (das  lJuch  ist  li>4"  ci-schicncn) 
Mir  anniherunge weise  in  den  großen  Vdllcenrertrtgen  von  1648  und  1815  geSluBert  habe. 

T>)  über  die  Ki;^cnnrt  doi  (rnset/.cs  siehe  im  all;Xi  iiU'iiitjti  I.aliand.  II  S.  75  ff.; 
Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  (insbea.  S.  22ö>,  Bergbuhm,  Jurisprudenz  uud  liechta- 
philoeopbio  8>  4/9. 
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koanDen  hier  nur  diejenigen  Vertrige  in  Betracht,  in  welchen  die  kontrahieren- 
den Staaten  Bechtaa&tse,  aH^peneine^  die  StaalNi  ▼erplliehtende  Normen 
Tereinharen,  die  Willensaktion  der  Kontrahenten  bewußt  nnd  ausdrücklich 

auf  die  Fixieron»  von  Regeln  des  irtt«M'national«'n  lifbens  gerichtet  ist s^ei 
es,  daß  schon  frHltendes  (durch  iiewolmlieit  (.'iitstandenes)  Recht  nunmehr  durch 
einen  Vertrag  kiaie  Formulierung  tmd  Bekrälliguiig  findet  oder  neue  Rechts* 
üätie  ftr  intematioiiale  LebensverhaitniaBe  geschaffen  werden.  Dte  snb- 
jektiven  nnd  objektiven  Bedingungen  fUr  eine  intenaivei«  Yerwertun^  dieser 
Quelle,  namentlich  im  Interesse  internationaler  Wuhlfahrtsiiflege.  liegen  im 
gegenwärtigen  Zeitalter  sehr  günstig.'^;  —  Den  Gegensatz  zu  diesen  Ver- 
trägen bilden  jene,  durch  welche  die  Staaten  konkrete  Tatbestände,  individoplle 
Rechtsverhältnisse  regeln;  der  Gegenstand  des  Veitrags  hängt  hier  auf  das 
engste  mit  den  Int^^ssen  der  Kontrahenten  znsammen,  wie  dies  z.  B.  bei 
Bflndnmrtrftgen,  IGrbTertrflgen,  GrenzregnliemngsTertrftgen,  Vertrügen  ttber 
die  Konstituiet  un;^:  von  Staatsservituten,  Friedensverträgen,  Verträgen  aber 
ökonomische  Leistungen  und  Verhältnisse  u.  s.  w.  der  Fall  ist.  T")a5:ef»^n 
weisen  die  rechtsetzenden  Verträge  einen  Zusammenbang  mit  konkreten  Tat- 
beständen und  individuellen  Interessen  der  Kontrahenten  nicht  auf.  Die 
Kontrahenten  fungieren  hier  (wenn  dies  aneb  nicht  formell  zum  Ausdruck 
kommt,  in  der  Sache)  als  SeprSsentanten  der  internationalen  Oesammtinteressen, 
als  Organe  des  auf  die  Pflege  dieser  Interessen  gerichteten  Oemeinwillens. 
Während  bei  den  Verträgen  übei-  Kerhtsp^esrhäfte  u.  s.  w.  die  enge  Ver- 
knüpl'nnn:  des  (^eceiistands  des  Ve;  trns's  mit  den  Kontrahenten  in  der  liegrün- 
dung  von  subjektiven  Rechten  und  l'llichten  der  Kontrahenten  praktische 
Bedeutung  gewinnt  und  sich  der  Zweck  des  Vertrags  gerade  in  diesem  prak« 
tischen  Momente  erschöpft,  löst  sich  der  Gegenstand  der  Normiemng  bei  den 
reehtsetzenden  Verträgen  von  den  Yertragssubjekten  in  Shnlicher  Weise  los^ 
wie  in  der  nationalen  Gesetzgebung  das  verfassnnf^sniäßig  zustande  gekommene 
<^esetz  ans  der  Verbindtmj^:  mit  den  Organen  der  (iesetzgehnng  heraustretend 
nunmehr  helbstä,ndige  Existenz  als  Bestandteil  der  Rechtsordnung  gewinnt. 
In  gleicher  Weise  losen  sich  die  durch  Staatenvertrag  vereinbarten  Normen 
von  den  kontrahirenden  Staaten  ab  nnd  gewinnen  als  Bestandteile  der  intei^ 
nationalen  Bechtsordnung  selbständige  Existenz.  4)  Durch  Übereinstimmende 

1)  «DMamdrOeklieh  gCMtite  Rodtt*  Berffbohm,  Stutsvertrlge  und  Gmmm  8.  M,  St. 

21  Vpl.  bezüglich  der  ge(?onfiber  der  Pflofn-  der  internationalen  Gemrininfenssrn  doii 
luoderaen  Staaten  erwacb»eDden  Aufgaben  achoa  v.  Mohl,  ätaatsrcchtr  Vülkcrrccbt  und 
Politik  I  6.  579  ff. 

S)  Inwiefern  inderaen  deiriei  Verträge  für  die  t^kenntniÜ  von  V%'ilkenYH.-lit.s8Ützon,  die 
in  ilinen  itnplicito  AnerIcMinnng  gefanden  haben,  vorwerter  werden  können  —  davon  wu 
oben  enb  II  die  Rod».  Vg-1.  übrigens  Bcrgboliiii,  8taat8vertnige  und  Gesetze  S.  SO. 

4)  Dies  eatipriebt  dem  Wimh  de»  objektiven  Hechts.  Treffend  bemerkt  Merkel  in 
seinen  Ausführungen  r.n  5  ^J'l  :^«incr  .lurist  Eii/yklopiiiiic,  il:iR  >\\v  Ansicht  unrichtig  ist,  im 
Völkerrechte  trete  dem  einzelnen  J^taate  nichts  als  sein  eigener  Wille  entgegen.  „Vorhielte  c» 
Bich  to,  dann  wlre  «0  do  Miftbnaoh  der  Worte,  hier  von  (objektivom)  Redit  nnd  waaai  tob 
einem  dem  Völkern  r' nn  insamcn  I'ecbt  zu  sprochon."  —  Andoror  Meinung  neuestens  Sclig- 
masB  a.  a.  0.;  nur  der  Üefolgungsbefebl  vermöge  objcklises  Hecht  zu  ^chaTfeu,  der  Staats« 
vertmg^  nur  mbiekUve  Beditc  nnd  PfliditiBn. 
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Willeoierklftroiigm  schalfea  die  Kontrahenten  gemeinsames  Recht  bezw.  voll- 
zieht sieh  der  Akt  latwnatioaaler  Reehtssetsnng;  ■)  Ans  der  Bigfaton«  dee 
so  geschaffenen  objektiven  Rechts  entspringt  für  die  Kontrahenten  die  Pflieht. 

die  betretFenden  Normen  befolo^en.  Die  Befolfj:nDg-  der  vereinbarten  Normen 
ist  aber  praktisch  bedingt  durch  das  diesen  Normen  entsprechende  Verhalten 
der  Organe  des  Staats  als  der  Vollstrecker  seines  Willens,  und  der  Unter- 
tanen. Während  nun  die  Verpflichtang  des  Staats  znr  Befolgung  völker- 
reehtlieher  Normen  unmittelbar  ans  diesen  als  völkerrechtlichen  Normen 
fließt,  beruht  die  Verpflichtung  der  staatlichen  Organe  and  der  Untertanen 
auf  einem  staatsrechtlichen  Tifi'l  —  dem  Befolgungsbefehl,  Gasetz,  Ver- 
ordnung u.  s.  \v..  —  mittels  dessen  die  völkerreclitliche  Norm  nun  auch  ein  Be- 
standteil der  nationalen  Hechtsordnong  wird.  ^)  Das  hier  augenächeinlich  in 
den  Vordergrund  tretende  Verhältnis  des  Völkerrechts  zum  nationalen  £ecüt 
ist  also  Iblgendennafien  aufiBofhssen:  es  bandelt  sich  hiw  am  zwei  verschiedene 
reebt]iche  Imperative;  der  eine  ruht  auf  der  Selbstbescbränkung  des  Willens 
der  Staaten  als  Mitglieder  der  internationalen  Gemeinschaft  und  richtet  sich 
an  die  Kinzelstaaten;  der  zweite  (innerei  richtet  sich  an  die  Staatsbehörden 
und  ilie  l  iitertanen.  Der  zweite  Imperativ,  mag  er  auch  nur  die  strikte  Aus- 
iuhrung  des  ersten  sein,  ist  innerstaatliches  (nationales)  Recht,  nicht 
Völkerrecht  Der  Staat  allein  setzt  e^  wenn  er  es  anch  auf  Grand  völker> 
rechtlicher  Verpflichtniig  sMatt  Ohne  den  Akt  innerstaatlicher  Normsetanng 
würde  der  völkerrechtliche  ibsperativ  ohne  praktische  Bedeutung  bleiben. 
Der  Völker!  echtliche  Imperativ  kann  eben  nur  durch  das  jA[edium  der  inner- 
staatlichen [  unktionen  rechtlich  und  praktisch  wirksam  werden,  Indessen, 
die  durch  derlei  Verträge  .sich  vollziehende  Objektivierung  des  Willens  der 
Kontrahenten  bedeutet  keine  Tremiong  des  letzteren  von  dem  Vertrage  als 
dem  Entstehungsgmnde  der  Verpflichtnng  zur  Befblgnng  der  vereinbarten 
Normen.  Gerade  so  m  der  Triger  der  Staatsgewalt  (im  Rechtsstaate) 


t)  Mit  Becbt  bemerkt  Nippold,  Der  völkcn-echtiicbo  Vertrag  S.  31,  daß  das  Nicht- 
vorinndeinein  vtHkeireehlUcbeir  Gesetze  ebenBowenfg  cineft  Hanget  bedentelv  wie  da» 
Mchtvorhaiuk-iisein  iaiioi-staatUdier  VerbSge  als  Kedttepadle  elnea  Haingd  fflr  das  ionw- 

»tutliche  Becht  bedeuteL 

2)  NflMvea  dar&ber  fn  der  Lehre  von  den  StaatsvertrSgen.  Hier  mSge  onr  bemerkt 

werden,  daß  dici^c  »ubsequcntc  Erscheinung  —  die  Vci-])flichtiin^  <!cr  staatlichen  Organe  tind 
f^ntertanen,  die  Art  und  Weise,  wie  diese  Wirkung  herbeij^efuhrt  wird  und  wodurch  der 
iiestand  dc8  objekUvcn  (nationalen)  Kcchts  erweitert  wii-d,  —  ein  Argument  für  die  Möglich» 
keit  von  objektivem,  durch  Vertrag  geechafleneu)  Recht  bildet,  denn  jener  staataiedltliebo 
Vorgang,  der  mit  der  Publikation  von  Staatsverträgen  in  den  Umdein  «ii-r  Kontrahenten  ver- 
knüpft iat,  bedeutet  doch  niemals  eiueu  staat8rcclitlii.'U  l)e<icnit»amon  Heclitssetzungsakt.  suu* 
dam  aalst  denaalbcn  ronua.  Die  dnceb  den  Staalavertiag  gcf ebene,  alao  aebon  ▼«wfaandene 
Norm,  erlangt  dudi  den  ataatarecfatliciben  Befotfungabefdil  audi  nodi  die  Bedentan^r  dnee 
ätaatageeetzea. 

8)  In  dieeer  BeKiebttnif  sei  zur  EiempUfhlening  auf  die  Antiakiaverelakte  vom 

2.  Juli  lyJU  (bei  FIcischmann,  226)  und  die  in  Vollziehung  dieser  Akte  in  den 
Ländern  der  Signatare  erlassenen  Straf gc^fctzc  verwiesen.  Kin  anderes  interessan- 
tes Beiqiiel  bieten  die  Bescidüsso  der  Pariser  Konferenz  vom  Jabre  1902  (1.*. -25.  Juli)  be- 
titltaid  «Ue  atfifraehdldien  Mittet  der  Beklnpfnng  de»  fVancDhandela.  Das  Ei^gebaia  itt  in 
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an  die  BeobacMiuig  Gesetze  gebunden  ist,  weil  sie  Gesetze  sind,  ist 
auch  der  einzelne  Kontrabent  an  die  Beobachtung  der  Nonnen  i^ebanden,  weil 
er  in  dem  Vertrage  als  dem  rechtsetzeuden  Akte  seinen  Willen  in  rechtlich 
maPi^rcbeiiiler  Weisp  trehiiiiiir'n  bat.  Wie  im  Staate  der  Oriind^atz  "rilt,  daß 
ein  GeiseU  so  langt'  Aiiweiniuug  linden  muß.  als  es  nicht  abgeändfit  oder  auf- 
gehoben ist  und  damit  die  Willküi-  ausgeschlossen  sein  soll,  so  hat  auch  ira 
YllllcerTerkehr  die  Normierung  von  Rechtssätzen  die  Bedeutung  einer  Ver- 
pflichtung der  Beteiligten  zu  einem  bestimmten  Verhalten,  von  dem  (in  recht* 
Hoher  Beziehung)  nicht  willkürlich  abgegangen  werden  kann,  so  lange  der 
ursprünglich  erklärt*'  Wille  nicht  diurli  r-inc  Abäiidminsr  ode?- Aufliehung  des 
^'el■tl■;^p:s  eine  Andennifr  frelimden  hat.  l  iii  deswillen  ktinnen  die  reclitsetzen- 
deii  Verträge  bezüglich  ihrer  verpflichtenden  Krall  nicht  eine  andere  Be- 
urteilung finden  >),  als  VertrSge,  in  denen  sich  ein  Staat  einem  anderen  Staate 
gegenftber  zu  einer  Leistung  verpflichtet  vu  &  w.>)  Wollte  B»n  nicht  an> 
nehmen,  daß  auch  bei  den  rechtsetzenden  Verträgen  für  die  einzelnen  Kon- 
trahenten das  Hecht  ^efreben  ist.  auf  Grund  des  Vertrags  die  Beobachtung 
vereinbarter  Normen  zu  vei'langen,  so  wäre  die  VertragsabschlielMtn?  ein 
rechtlich  und  praktisch  ganz  belangloser  Vorgang.  Es  liegt  ein  Widei-spruch 
darin,  den  Vertrag  als  dne  Form  der  SchalTung  objektiver  Rechtsnormen  Mi- 
zuerkennen  und  gleichwohl  diesem  objektiven  Recht  alle  Macht  gegenüber 
den  Beteiligten  abzusprechen.  Gleichwie  im  Rechtsstaat  die  praktische  Gel- 
tung de«;  Gesetzes  in  Fällen  der  Nichtanwendung  durch  Verwertung  der 
konstitutionellen  (Garantien  der  Geltung  des  Rechts  immer  nur  durch  den 
Hinweis  aut  das  Gesetz  selbst  und  dessen  fortdauernde  Existenz  er- 
zielt werden  kann,  so  wird  gegenüber  der  Nichtbeachtung  vereinbarter  Normen 
seitens  eines  Kontrahenten  die  Geltung  der  Normen  durch  Berufung  der 
anderen  Kontrahenten  auf  den  Vertrag  bewirkt  werden  können.^  Wegen 

swei  Konventfonen  niedngdogt.  Di«  erate  KoDToition  b«aeliifti|[:t  Bich  mit  der  Sehaffnoif 

der  Grundlagen  eiinM  glcichmäUi^en  strafrechtlichen  Itcprcssion  des  Fraiienliandel»  durch  cot- 
sprociieode  Ergünzunj^  der  ätrafgesetzbQchci'  der  Signatare.  Das  Beispiel  dieser  Kouv-on- 
tlon  zeigt  deutlich,  wie  in  nnwren  Tni^en  die  IntenrntionsTe  Gemeinechaft  den  Schatz  und  die 
I'flegc  solidarischer  Interessen  in  Angriff  nimmt  nn«l  wie  die  .m  dieser  flemeinschaft  be- 
teiligt« n  Staaten  dii>  prnktische  Iy<>snng  intcmatiniuüer  I:*robleine  dorch  Akte  ihrer 
nutioualeu  (iestlzgeljuiigsgowalt  bewirken. 

i)  Diesom  Grundsätze,  dei'  sicii  aus  <ler  Vcrtragsnatur  eiKiht,  «otspiiclit  auch  die  solenn« 
ElrklSning  der  Machte  auf  der  F.oiidoiif»r  KimUm^m  vom  IT,  .Tnnirir  l*»'!  fsichc  oticn  S.  17 
Aoin.  2);  diese  Erldärung  lautet  allgcmciu.  ubuc  eine  eiusehrüniccndc  Unterscheidung  rior  vcr- 
flchicdenen  im  YöikerverlEehr  Torkommenden  VertrSge. 

'2i  Ander»  Bergbohm.  Siri;it>\  r  rtiätro  S  ff  .  iln  oincr^cits  für  die  Schaffung  von 
Nomicu  de«  Völkerrechts  eintritt,  aadcrseita  aber  derlei  Vci  trägen  (im  GcgensMtse  su  jraen 
rechtsgesch Kftlidien  Inliall»)  den  Vertfagecfaamkter  abepriekt.  Siehe  tlagegen  Frieker  a.  a  0. 
S.  3^1  ff.  und  Nippold,  Der  völkerrechtliche  Vertrag  S.  42  ff.  .\hnlich  wie  Berg b oh m, 
Jellinek,  System  der  fsnbj.  öff.  Hechte  S.  29tf,  der  die  rechtsectzenden  VeitlSge  als  gemein- 
same imrvokable  Krklärungen  bezeichnet 

3)  Wenn  Bergbohm,  St;iat.svortnige  S. nu  inr.  liaU  wegen  Nichtanerkennung  solcla  r 
Normen  wohl  schwerliili  oiu  KrirL'  ^'<Tuliit  \M-nlrii  diuitr.  -io  wäre  zn  erwidern,  daU  die 
Untorlasamig  der  Zwaugsrcaktion  im  Völkcrrcciit  eine  iitiufig  vorkommende  Erscheinung  iet, 
«lu  der  aber  kein  8chlnß  auf  die  priosipi«!!«  ZniSealgkeit  und  MSgUchkeit  dea  Zwangs  ge- 
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des  Zusauiineubaugs  der  praktischen  Geltung  vereiiibarlei  ^'ünlleli  mit  der 
Quelle,  aus  der  sie  fließen  —  dem  Vertrage  —  dttrlte  dnr  ttblicben  Beaseieh- 
mng  der  Ergebnisse  solcher  Verträge  als  Deklarationen  keine  die  Yer- 

tragsnatur  der  Quelle  verneinende  Bedeutung  beizumessen  sein.') 

An  der  voitragsmäliigeu  Scliaffansf  von  l?('clitssätzpii  inid  internationnlfii 
Institutionell  ist  mit  Rüeksiclit  auf  die  Nalur  der  /u  rHirelndeu  Verhältni.sM' 
und  die  Art  der  Anregung  solcher  internationaler  AkLiüuen^)  eine  größere 
AnsahP)  von  Staaten  beteiligt  (KoUektivvertrSge);  der  Beitritt  der  an  der 
AbschlieJBnng  des  Vertrags  uieht  dii^kt  beteiligten  Michte  ist  dabei  Tor- 
behalten  *) 

Allgemeine  «^riuulsätze  können  übrif^ens  auch  in  Vertrftj]fen  ainl^^vfr  Art 
enthalten  sein,  sei  es.  daß  in  ihnen  allfjjeniein  anerkannte  Priu/.ipieu  ange- 
wendet werden  oder  gewisse  Grundsätze  das  erste  Mal  eine  ausdrückliche 
Anerkennung  finden,  um  in  kOnftigen  analogen  Fällen  als  Terbindliche  Regel 
nnter  den  Kontrahenten  zit  dienen.  So  enthält  der  Vertrag  von  Washington 
vom  s.  Mai  1871,  obgleich  nur  im  Hinblick  auf  den  zwischen  der  nordameri* 
kanischen  Union  und  England  schwebenden  Alabama-Streit  abgesf^hlo-sen, 
allgemeine  Grundsätze  übei-  £nt«cheidaugen  von  völkerrechtlichen  Ötieitig- 
keiten. 

Auch  bextlgliish  der  rechtsetsenden  Verträge  gilt  der  (aus  der  Vertrag^i- 
natur  fliel^de)  Grundsatz,  daß  sie  nur  die  Kontrabenten  verpflichten.  Daran 
ändert  die  Natur  des  geregelten  Gegenstandes  und  der  Zweck  des  Verttaga» 

die  SchaflFung  von  Rerhtssiitzen.  nichts.  Wie  das  Völkerrecht  im  s^an^Pn  nur 
relative  Allf^emefnlieit  beansprucht,  so  können  insbeiiondere  Normen  sog. 
allgemeiner  Vülkerverträge  niemals  gegenüber  Staaten  Geltung  beanspruchen, 

znpcn  w  erden  kann.  Wollten  die  Kontrahenteu  wegen  der  NicliUncrkcnntui^  vcroinbartir 
Nurmen  seitonH  eines  Koutrabeutea  nicht  lur  ICwiBgttrraküon  acbreiten,  also  auch  k^cu 
Krieg  füliron,  so  bltobe  doch  ihran  a&derwciteo  Efaitretiii  fBr  die  Oehuog  der  Nonnen  die 
im  VIttkeffverkchr  nicht  zu  linterschützende  Bedeutung  kompulsiven  Zwanges  gesichert,  dessen 
praktiacher  Erfolg  allcrding»  problematisch  sein  mag;  allein  wäre  denn  ein  Krieg  in  d«rict 
Fällen  notwendig  von  Krfolg  fflr  die  Homehaft  und  praktische  Geltung  der  nicht  anerkannten 
Können  begleitet? 

1)  Anders  Ber^lxili  m  S.  '•s  mit  KiiekHicht  ;<uf -tlne  prinzipielle  AuffaHsung  der  mlit- 
iiciion  Natur  der  rechtsetzeniteu  Verträge.  Immerhin  mag  sich  der  Aasdruck  „Deklaraiion- 
war  Beaeiduiimg  der  rachteeliendeB  Vertril|{e  In  Hinblick  auf  den  Inhalt  dieaer  Vertifge  int 
tiC|g[«Dsat7,c  7,n  aiiflrron  rmpfohl^n. 

2)  Durch  cLdc  mächtige  Bewegung  der  üffentlicheu  Meinung,  wie  Dcspagnet,  Cour» 
p.  «5  treffend  bemeikt 

3)  Je  nach  der  tinsbcaonderc  ii'iliti>clien)  Wichtigkeit  gewisser  Vrrträjrc,  ilip  niclit 
roditsetzendca  Charakter  iu  dem  hier  in  Frage  atebenden  Sinne  besitzen,  kann  eine  grüßen* 
Zahl  von  kontrahierenden  Staaten  bei  den  VertngwbedilaB  befolgt  sein,  lo  x.  B.  bei  deni 
^Vestph^lliM^hen  Frieden  1048,  dem  l'trcchter  Frieden  1718,  den  Frieden»vertiigen  von  1814 
und  1815,  dem  Berliner  Frü-iltMi  von  I*>'^. 

4)  Sü  wunie  z.  ii.  die  i»  tlon  Vertiii^cii  \\  iuii  Ii».  Mäi/;  Isi.)  und  Aat  lu-u  21.Novcui- 
ber  t§l8  venlBbaite  Bangotdnnn^  der  diplomatischen  Agenten  allmUilig  durch  Betritt  von 
^len  nnrlcrrn  Müchton  angenommen.    Vgl.  auch  ScbloBsatz  der  Pariser  Dckl«  i851>  tt.S.W. 

5)  Vgl.  Despagnct  C'ours  p,  tiü. 

6)  Vgl  Bergbohn,  Staatsverüfge  S.  84  fr. 

Ullnmaa,  VttlMm^t  4 
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die  an  der  AbschlieBong  des  Vertrags  nieht  beteiligt  waren  und  seither  ancli 
nicht  ihren  Beitritt  erklärt  haben.  *) 

In  engstem  Zii^^anitiieiihanj^e  mit  reclitsetzenden  Verträgen  stehen  die 
Verordnungen  internationaler  Behörden,  die  durch  Staatenverträge 
eingesetzt  sind.^) 

Beispiele  von  rechtsetzenden  Verträgen^)  sind  die  Deklaration  von  1780 
betreffend  Grundsätze  der  Neutralität,  die  Wiener  KongreBakte  Yom  9.  Jnni 

1815  (deren  Bestimmungen  betreffend  die  internationalen  Flüsse,  die  Rang- 
klassen der  diplomatischen  Agenten,  das  Verbot  des  Sklavenhandels),  das 
Aachener  Protokoll  von  1818  betreffend  die  Rangklassen  der  diplomatischen 
Agenten,  die  Pariser  Seerech tsdeklaralion  vom  16.  April  1856;  die  Genfer 
EonTention  vom  22.  August  1864,  die  Petei-sburger  Deklaration  vom  11.  De- 
zember  1868,  die  Berliner  Qeneralakte  yoat  26.  Febmar  1886,  die  BrOsseler 
Antisklaveieiakte  lom  2.  Jnli  1890,  die  Haager  Konventionen  vom  14.  No- 
vember 1896  (zivilprozessuales  .\bkommpn),  vom  12.  Juni  1902  (SchaflFung  von 
Kollisionstiormen  betreffend  die  Kheschließung,  Ehescheidung,  Ehetrennung 
und  die  Vormundschalt  über  Miuderjälirige;  die  Konventionen  der  Haager 
Konlerenzen  vum  29.  Juli  1899  und  18.  Oktober  1907. 

Samminngen  Ton  Verträgen.  Derlei  Sammlungen  beginnen  im  17. 
Jahrhundert  Es  sind  zn  unterscheiden  allgemeine  und  speaielle 
Sammlungen  Zu  den  allgemeinen  gehören  der  Codex  juris  gentium  diplo- 
maticus  von  Leibnitz  (Hannover  1693.  5  724,  Wolfenbüttel  1747);  dazu  ge- 
hört noch  Mantissa  Cod.  j.  g.  d.  (Hannover  1700,  1724,  WoltenbiUtel  1747). 

—  Recueil  des  traitös  von  Jacques  Beriiard  (Amslerdam  und  Haag  1700). 

—  Corps  nniTeisel  diplomatique  du  droit  des  gens  von  Jean  du  Hont 
(1726—1731),  ergftnzt  von  Barbeyrae  nnd  Rousset  —  Corpus  jnr.  gentium 
aead.  von  Schmauß  (T^eipzig  1730—1731),  fortgesetzt  von  Wenck.  —  Die 
umfasseudste  Sammlung  ist  jene  von  H.  F.  von  Mfirtens,  Kerneil  des 
principaux  traites  d'allianre.  de  paix  etc.  („Ktciieil  des  traitt-s"!  s  Bände 
(1791  —  1808);  Nouveau  Kecueil  etc.  lü  Bände  (1817 — 1842;;  Nüuveaux  ISupple- 
m«its  au  Becneil  etc.  3  Bftnde  (1839—1842);  Nonveau  Recueil  g4n6ral  des 
traitds  etc.  20  Bünde  (1843—1873);  Nonvean  Recneil  gönM  etc.  %  Serie 

1)  Andern  Blantschll,  D»  moderne  Vfilkemdit  (  110:  „!^A  die  auf  einem  «llff»- 
mrinen  MtiOpiüschcn  Kongresse  versainincltpn  .Staaten  einige  über  völkerrüclitliihe  B£>- 
stimmangen,  so  sind  dieaelbeo  für  alle  europäiscben  Staaten  vcrbiodlicbe  Becbtavorsdiriften.'* 
Dies  8till  auch  für  Staaten  gelten,  veldie  nicht  erschienen  sind,  und  dahegr  ibre  2iadiiMB«Ag 
nidit  erklärt  haben.  —  8ieho  dagegen  n.  A.  Bergbohm,  StutsTcitilg»  8.  87  in  der  Note; 
P.  Y.  MartenH  1  S.  19t  und  iionestens  Dcspapnft.  Vimr*  p.  fi«. 

2\  öo  die  Komaiissionen  zur  äicherung  der  i-rvilieit  ilci  Schiffulirt  aut°  der  Dunau  und 
anf  dem  Congo.  Vgl.  Hoitzendorff,  HH  1  8. 112;  Rivier,  Lchrb.  S.  15,  der  mf  die 
Galatzer  Akte  vom  2.  Nov.  ISfiö  und  die  Zusatzakto  vom  2S.  Mai  ISSl  Bezug  nimmt. 

S>  Vgl.  Bergbohm,  Staatsvertrügo  S.  91  ff.;  Itivier,  Lohrb.  S.  15;  F.  v.  Martens 

1 8.  m. 

4i  Kine  vollständige  Aiif/.aliluiifr  dir  allfremcincn  und  spezicllfri  Sammliinpct'n  mit 
Angaben  Qber  die  Uetausgeber  bei  Ki  vier,  Lcbrb.  §  5.  Siehe  auch  G.  F.  von  Martens, 
Nouveaax  suppl^menta  an  Recntil  de  tnUtto  189»;  v.  Bnimerineq,  Praxia  8.  lUff. 
Neneatena  Oppenheim,  I,  §  fiOj  Hiringhae,  I,  8S  aq. 
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1S76 ff.  derzeit  herausgegeben  vuu  Fei  ix  Stoerk  (seit  1887);  frühere  Heraus- 
geber Karl  Martens»  Saalfeld,  Hurhard,  Samwer,  Hopl  Eine 
Handausgabe  wurde  hergestellt  von  Charles  de  Hartens  nnd  de  Onssy, 
Becaeil  manael  et  pratiqoe  de  tmiii»,  Conventions  etc.  (1846—1857),  fortge- 
setzt von  Geffcken.  —  Das  „Staatsarchiv,  Sammlung  der  offiziellen 
Aktt^nstücke  zur  Geschichte  der  Gegenwart"  von  Arg^idi  und  Klauhold 
(seit  1&Ö7},  fortgesetzt  von  v.  Kremer-Auenrode,  VVortmaan,  Hirsch, 
Pelbrllck.  —  nArchives  diplomatiques,  Reeaeil  mensnel  de  diplomatie 
et  dHustdre*^  fseit  iWJ\  2.  Serie  seit  1880,  herausgegeben  von  L.  Renavit). 
—  Als  Handausgabe  ist  auch  Ghillany,  Diplomatisches  Handbuch  {1855  bis 
ISGS)  anzuführen.  —  Fecueil  intornatinnal  des  traites  du  XXe  Siöcle,  1901  ff, 
beg^iiindet  und  herausgegeben  von  Descamps  und  L.  Renault  —  (wichtig 
für  die  Übersicht  des  gesamten  neuesten  konventionellen  Bechts  und  die 
Schiedsgerichtspraxis).  „Vaikerrechts^oellen"  v(m  Fleisch  mann  (1905) 
und  V.  Bohland  (1906). 

Im  Hinblick  aaf  die  Wichtigkeit  erschöpfender  und  genauer  Sammlungen 
der  Staatsrerträge  nnd  sonst^n  diplomatischen  Aktenstücke  ftr  Theorie  nnd 

Praxis  des  Völkerrechts  hat  das  Institut  für  internationales  Recht 

wiederholt  (zuletzt  in  der  Session  zu  Genf)  die  Errichtung  eines  internationalen 
Bureaus  auf  Kosten  der  Mächte  angeregt,  dessen  Aufgrabe  die  Veröffentlichung 
der  Verträge  und  dii)lomatischen  Aktenstücke  sein  suU  •). 

§  9.  FortNetzung.  Landesjrosetze  und  ijericlitliche  Entscheldnniyeri.-^ 
L  Landesgesetze  und  gerichtliche  Entscheidungen  .^iud  nicht  tunuelle  Quellen 
des  Völkerrechts^;  sie  sind  Formen,  in  denen  sich  die  Souv^netat  des  Einzel- 
Staats  im  Bereich  ihres  staatsrechtlichen  Geltungsgebiets  bekundet  Die 
Wirksamkeit  dieser  Äußerungen  der  SouveränetÄt  beschränkt  sich  daher  auf 
das  Staatsgebiet  !>Hr;Mi  niidert  die  internationale  Beziehung  des  durch 
Laiidesg:esetz  gere^elieii  (gegenständes  bezw.  der  durch  richterliche  Ent- 
scheidung erledigten  Rechtssache  nichts.  Durch  Landesgeselze  der  hier  in 
Frage  stehenden  Art  kann  nur  Außeres  Staatsrecht,  aber  nicht  Volker- 
recht  genäiafen  werden,  denn  die  Normen  des  letzteren  binden  die  Staaten 
bezw.  eine  Mehrzahl  von  Staaten  und  können  nur  durch  den  Willen  der  an 
der  intemationalea  Gemeinschaft  teilnehmenden  Staaten  zu  stände  kommen; 


1)  SIdie  R.  ZZm  p.  534. 

2)  RPFfThohm,  Staatsverträfjp  und  Hcsr-tzc  als  Quellen  dos  Völkerrechts  f.  t02ff. 
F.  V.  Marteua  I  ä.  191;  v.  Iloltzcndurff,  UU  1  S.  lUüff.:  Nippoid,  Der  vülkcrrccbt- 
HcheTertra^p  8. 49ff.;  Kaufm  ann,  Die  Beditakraft  den  Interaationalen  Reehta  (1899);  Haupt- 
werk über  das  VcrliSltnis  der  Normen  des  V^"lker^e<•llts  und  des  Liuidearechts:  Triepol, 
Vdlkenpecbt  und  Landcitrceht  Ilb90);  Uureis  $9  (iiu  Anliangf;  Renault,  Introduction  ä  l'^tudo 
da  dr.  fntern.  p.  4»  äq.;  Nys,  I,  lS5sq.:  Holland,  Stadies,  176 sq.:  Oppenheim I,  §$20 »q.; 
H^ringhac,  I,  90  sq.;  Phillimore,  Comm.  I  p.  3isq.;  Calvolp.  168;  Deapag'Det, Coara 
Pb  70.  71;  Loseur,  Introdnction  y.Tl  (in  der  Aninerkmifr^. 

3)  Ihrer  Bedeatuu|;  lüt  die  Bildung  des  vülkerrcchtJicbcii  Ucwohobeitarechts  waitle  üben 
S.  4S,  44  gedacbt. 
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der  EinaelBtaat  kann  niemals  dnrch  eimieitijse  GeMtsgebangsakte  dritten 
Staaten  Normen  des  Verhaltens  vorsclireiben.  Dagegen  haben  LandeBgeaetie 

fine  nklit  zu  unterschätzende  mittelbare  Bedeutung  für  das  Völkerrecht, 
einmal  insofern  in  ihnen  völkevrerhtliche  ^raximen  zum  Aitsflrnck  inid  zu 
praktischer  Anwemhin?  irelangen  und  in  ihnen  ein  Ei  kenntnismittel 
völkerrechtlicher  GruiidsätÄe  zu  erblicken  ist '  i.  sudann  inssofeiu  in  der  Existenz 
solcher  Gesetze  ein  Honumt  liegt,  anf  welches  dritte  Staaten  sich  immerhin 
bemfen  dflrfen,  nm  den  betr^tRemden  Staat  znr  Beobaehtnng  eines  von  ihm 
sdbst  anerkannten,  aber  im  konkreten  Falle  verleugneten  Grundsatzes  sn- 
verweisen  nnd  dadtirrh  evpntnell  die  Befolgung  des  Grundsatzes  herbeizu- 
Jinirt  n  Tin  iibiis^eu  ist  auf  dem  Boden  des  heutigen  Völkerrechts  und  des 
inaktischen  Verhaltens  der  an  der  Schatfung  der  iuternationaJen  Rechts- 
ordnung beteiligten  »Tilisierten  Staaten  asn  beachten,  datt  für  betreifonde 
nationale  Oeeetagebnngsakte  sieh  stetig  die  Gelegenheit  ergeben  wird,  die 
hente  nicht  mehr  zu  'wmeidende  sachliche  Beziehung  der  nationalen  nnd 
internationalen  Interessen  im  Auge  zu  behalten.  80  werden  oft  in  nationalen 
Gesetzen  rerhtltchp  Gedanken  iiher  Lebensverhältnisse,  die  eine  Beziehung 
zu  gleichmäßigen  Interessen  anderer  Staaten  der  heutigen  internationalen 
Gemeinschaft  iu  thesi  anfweiseUf  zum  Anadracli  lumimen;  allein  als  Auadruck 
des  sonTerSnen  Willens  eines  einzelnen  Mitg^Ueds  besitzen  sie  nicht  die 
Autorität  einer  anerkannten  internationalen  Jv«'rhts(|uelle;  diese  Aatorität  be> 
ruht  vielmehr  sachlich  in  der  internationaUii  Kechtsüberzeufrung  und 
formell  in  der  Bekundnn;^-  derselben  in  der  Form  der  Gownhnlieit  oder  des 
Vertrags.  Es  tritt  ahso  auch  hier  der  Zusammenhang  de.s  \  ulkerrechts  und 
seiner  Normen  mit  der  Existenz  der  Staatengemeinschaft  und  der  spezifischen 
Betfttigung  des  Willens  der  Staaten  innerhalb  dieser  Gemeinschaft  nnd  zum 
Schutz  der  solidarischen  Interessen  der  Staaten  als  YSlkerrechtssnbjekte  in 
den  Vordergrund. 

Diese  gegen s ei ti«re  formelle  Selbständicrkeit  der  völkerrechtlichen 
und  landesrechtlichen  Normen  bringt  es  mit  sich,  daU  die  Landesj^erichte 
Völkerrechtssätze  ei-st  dann  anzuwenden  verpflichtet  sind,  wenn  sie  Bestand- 
teile des  nationalen  Rechts  geworden  sind;  dies  tritt  anf  des  klarste  bei  den 

I)  Despa^net  Cours  p.  71  vorweiE^t  mit  Redit  auf  die  Boduutung  der  landwrcditlicboti 
Bcstimiuunfrcn  England»  und  l'VMkretchs  im  Bcpnnc  dos  KrimkriegB  fOr  du  ZttttaadekoniBM 
der  Pariser  Si'frtThtüdpklanition  vom  11.  Apri!  t^Mi 

2>  Vgl.  im  ganzen  Garcis  a.  a.  U.:  ^Möglictiorwrii^  ij>t  uu»  duu  geaetzlichcn  Bc»üm- 
TOangen  oiiK»  StMiM  danmf  z«  tefaKeBen,  daß  «fieser  sieb  vSlkiMrraditUeb  für  verpfliehtet  blit 
«>dor  eine  vrilkpnechtliphr  Vfrpflirlitiintr  diirrh  seine  0c»et7.>:obun;r  /ii  crfrincn  tnu'fitet ;  man 
kana  aua  Staat^gettetzen  schliefen  auf  da»  Dawno  der  Interc:<i«eflgciuciuscbaft,  auf  die  Au- 
erkeunoog  eine»  gemeinsamen  TnterMscs,  aof  das  Vorhandensein  eines  Scfantaes  eines 
holchen,  auf  das  rhisciii  cint  r  \  ülkcrrcrhtlichen  Vorpfliflitung  und  auf  die  Erfüllung  der* 
selben.  E«  ist  sogar  möglich  und  häufig  der  Fall,  daß  Interessen  de»  intornatiunalen  Verlichrs 
dnreh  staatliebe  Ocsetse  erfolgreich  geediQtzt  werden,  ohne  dall  in  den  Ictzteroi  Gesetzen  eine 
völkerroi'htliche  Nonn  aufgestellt  oder  ausgesprochen  wird,  oder  «laß  die  IntereSBom  eioes  «in- 
aeinen  Staates,  welche  dieser  als  > i  lt  lic  dnrcli  ><  ine  Osctzgebun^f  schützt,  zusammenfallen  mit 
Interessen  aller  i^taatcn,  so  daü  ietÄtere,  wvun  auch  unbeabsichtigt,  mitgo^chützt  werden."  AI» 
Bai8|»iate  führt  (Urela  au:  Deatacfaes  RStGB.  K  l^S,  US. 


Digitized  by  Google 


I  1<<  Oeltojigsgebit't  «iet»  Vuikerrediti.  63 


durch  Verträge  gescliaffenen  ReclitssäUen  hervor  (s.  oben  .s.  47;.  Den 
vftlkemchtlidieii  Gewohnbeiten  gegentber  ist  an  d«m  Beeht  der  Gericht«, 
die  JBnstenz  derseiben  zn  prftfen,  ftstsaliBlteii,  wobei  der  Inhalt  hetrelfeiider 
Landesgesetse  anter  UniatSodeii  eine  wertToUe  Erlcenntnisqaelie  bieten 

wird. «) 

II.  Gerichtliche  Mutscheidnngen,  die  auf  der  Anwendung  von 
Völkerrechtssätzen  beruhen,  sind  auch  a]s  Erkenntnisroittel  von  Völkerrecht.s- 
afttien  n  Tarwerten  ^.  Die  materielie  Autorität,  die  den  EDtscbeidungeii 
nasentlteh  solcher  Gerichte  innewohnt,  die  eine  reiche  Pnuda  nnd  alte 
Tradition  (z.  B.  in  Prisensachen)  aufweisen»  darf  bei  dem  Nachweis  der 
praktischen  fieltnnof  von  \Olkerrechts>^tzen  nicht  übersehen  werden  — 
nnnientlicli  dann  nidit.  wenn  die  Kntscheidunsr  Ansprüche  des  Staates,  itt 
dessen  Namen  das  Gei  lüht  judiziert,  nicht  anerkannt  hat^). 

I  tO.  Oeltuug.Hgebiet  des  Völkerrechts.^)  I.  Auf  dem  Boden  der 
hier  vertretenen  Anffbssong  des  TOIkerreehts  als  poeitiven  Rechts  kann  die 
Frage  des  Umfangs  der  Geltanif  des  Völkerrechts  nur  mit  Räck.sicht  auf  das  Yon 
den  Verkehr  pflegenden  Staaten  geschafiene  und  in  seinen  Verkehrsbeziehungen 
praktisch  anerkannte  Recht  anf^eworfen  werden.  Die  Anhäng-er  der  älteren 
dualistischen  Anffassung  beantworten  die  Fvai^re  in  verschiedenem  Sinn,  ein- 
mal bezflgiich  des  sogen,  natürlichen  oder  laiiuuellen  Völkerrechtii,  dem  sie 
allgemeine,  die  ganze  Menschheit  umikssende  Geltung  vindisieren  nnd  dann 
bezfigKch  des  positiTen  Völkerrechts.  Es  wird  femer  noch  nenestens«'}  dem 
eigentlichen  (positiven)  Völkerrecht  ein  gemeinsame  Recht  der  Menschheit 
ge^erHU>ero'estellt  —  eine  Anschannng,  die  anf  weeentlich  natarrechtiicber 
Grundlage  ruht. 

Dem  Völkerrecht  liegt  allerdings  die  Idee  eines  die  Gesamtheit  der 
staatlich  organisierten  Vftlker  des  Erdballes  nrnfassendea  Rechts  xogrnnde. 
Allefn  die  Verwirküchang  dieser  Idee  ToUnog  sich  nisprllnglich  mit  innerer 
Notwendigkeit  nur  im  Bereich  Jener  Staaten  und  Völker,  in  deren  geistißT>m 
nnd  politischem  Leben  die  Tdee  eines  Ober  die  Grenzen  des  nationalen  Rechts 
hinansgreifenden,  verschiedene  Ein^iplstaaten  verpflichtenden  Reclits  hervoi-- 
getreten  ist.   Und  dien  war  im  Hinblick  auf  die  ethi^iclieii  Grundlagen  alles 


1)  Vgl.  Im  ganna  seiicBteDi  Oppenheim  I  §§  21  sq. 

2)  ."^o  ist  z.  B.  das  SdltedafMicht  in  der  BehringwneeroAfBb»  beiQglich  der  Aus- 
deliDODg  des  TerritorialmperB  von  der  Di  l  i  -  Meilen  -  Grenze  ausfregungen.  Sielic  die  Mit- 
tciloDgen  des  franzüsischiu  uud  cle^  ^:h\vcdi»di -norwegischen  licvoUniitcbtigccn  (dcCourccl 
und  Gram)  an  die  mit  der  Frage  des  Tcmtorialmcercs  befaßte  Kon»dtltoB  (tei  iDBtltiitB  tüt 
intwnatiunaleä  Recht  im  .Annuaire  de  l'Institut  du  dr.  int.  XIII  p.  2Sn. 

3>  So  macht  PcreU,  Intern,  off.  Scerccht  2.  Aufl.  S.  U  auf  die  Bedeutung  der  geistvollen 
Aniwadho  Sir  William  Soott's  and  de»  aroerikanisdieii  Priaeniitlitcn  Story  wutmAaam^ 
warnt  aber  zugleich  vur  der  Cl)«rBeliätznng  gcneiitti«  !ier  Entadwidliacen.  Sidie  anch  Bul* 
meriacq,  CoaiiniaaioD  d(»  priscs  tnaritimca  (libüi  p.  214,  215. 

4)  Heffter-Gefreken,  S.  T;  v.  Ifartens,  I,  &  41;  HoltzeDdorff  BH  1,13  ff.;. 
^>a^ci^  §  10;  V.  LiUt,  §  1;  Nys,  I,  p.  116  sq.;  RIvier,  Priacipcs  I,  §  1;  Bonfil«,  Nr. 
40  aq.;  WcHtiako  I,  40  6<|.;  Oppenheim,  I,  {  26  aq. 

»)  Pille t  RG  I,  13  sq. 
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Rechts  wieder  uur  möglich  hei  Völkei'n,  deren  sittliche  und  religiöse  An- 
aehanungen,  deren  Ealtnr  und  Zivilisation  einen  homogenen  CliBrakter  auf' 
wdsen.  Dabei  ist  ttbrigens  m  beachten,  daß  nicht  die  Höhe  der  Zivilisation 
und  auch  nicht  deren  Geraeinsamkeit  oder  Ähnlichkeit  für  sich  allein  ein 
Vßlkerrecl'.t  zu  erzeufren  vermochten:  <ii»'s  z^'igt  sirli  klar  bei  den  Völkern 
de^  kl;i->i-cben  Altertunis  und  den  \  Olkern  des  asiatischen  Ostens.  Die 
individual-  und  völkeryliycholugischen  kausalen  Faktoren  der  Möglichkeit  des 
VOlkoreehts  und  seiner  Geltung  liegen  in  der  Tat  in  erster  Beüie  im  Beteich 
jener  ethiselieii  Grundlagen  und  hier  vied^  in  einem  durchaus  spesUbohen 
Inhalt  derselben,  der  geschichtlich  von  dem  Inhalt  der  religiösen  Grundan- 
schaunngen  beeinflußt  ist.  So  ist  f^«  \vie  ^rhnj^  oben  hervorgehoben  worden, 
durchaus  verständlich,  daß  die  Idee  dtr>  Vt  lknn  hts  nur  bei  den  Völkei*n 
christlicher  Weltanschauung  ihre  VerwirklicUung  ündeu  konnte.  Dan  Völker- 
recht tritt  in  dw  Tat  als  Völkorrecht  der  christliehen  Staaten  in  die  Ge- 
schichte der  Henschheit  ein.  Die  Macht  der  ethischen  Grundlagen  dieses 
christlichen  Völkerrechts  mofite  ihm  in  erster  Linie  die  Ausdehnung  seiner 
Wirksamkeit  überall  da  sichern,  wo  clnist!i*  b<'  Völker  im  Wege  der  Koloni- 
satiün  ihre  politische  Herrschaft  zu  befestigen  wußten:  das  Völkerrecht,  das 
zunächst  unter  den  Völkern  des  christlichen  Europa  entütandeu  war,  gelaugte 
auch  in  fremden  Wdtteilen  zur  Herrschaft  und  hörte  im  toppgraphischen 
Sinne  anf,  europäisches  Völkerrecht')  su  sein,  sodaft  der  heute  noch  an- 
"Weilen  vorkommende  Gebrauch  des  Ausdrucks  europäisches  Völkerrecht  nur 
mehr  auf  die  PTntstehung  des  Völkerrechts  in  Europa  hinweist.  Unter  dem 
Kintluß  der  Macht  des  Verkehrs  im  Zusammenhang  mit  der  materiellen 
Autorität  des  Völkerrechts  der  europäischen  Staaten  und  einer  doch  kaum 
an  hestrmtenden  AsBimiffierung  der  Ywseyedeiien  Zivilterflouai  erweiterte  Bich 
in  der  Neuzeit  das  Geltungsgehiet  des  Völkerrechts,  indem  auch  Völker 
fremder  Zivilisationen  in  die  internationale  Gemeinschaft  Aufnahme  fanden 
und  nunmehr  nicht  wie  in  der  Zeit  der  Entstehung  des  Volkerrechts  aus- 
schließlich religiöse  und  sittliche  Anschauungen,  sondern  vorwiegend  analoge 
politisclie  Organisation  und  Eini'ichtungen  der  nationalen  Kechtsordnuug, 
wdche  die  Herrschaft  matmieller  Gerechtigkeit  im  Verkehr  verhftrgen,  in  den 
Vordergrund  treten.  Dahei  mag  nicht  bestritten  werden,  dafi  hei  den  Völkern 
fremder  Zivilisation  das  utilitarische  "Moment  für  deren  Anerkennung  der 
verpflichtenden  Kraft  des  Völkerrechts  eine  Rolle  spielt;  außer  Stande,  sich 
dem  mächtig  entwickelten  Wellverkelir  durch  Isolieruns'  ent^esrenzustellen, 
vollzieht  sich  ihr  Eintritt  in  die  vom  Völkerrecht  beherrschte  Staatengemein- 
schaft. Allerdings  beohachten  wir  auch  hier  zunilchst  einen  allmfthlich  sich 
▼ollziehenden  Vorgang,  was  ja  durchaus  verständlich  ist,  da  auf  Seite  Jener 
Völker  deren  religiöse  und  sittliche  Anschauungen  einen  lebendigen  Bestand- 
teil auch  ihres  politischen  I.ehens  bilden  und  mit  dem  Eintritt  in  den  recht- 
lich geordneten  Verkehr  mit  den  alten  Traijem  der  yrtlkfirf-btlichen  Idee 
nicht  ihre  motivierende  Kraft  eing:»'hiißt   liaben;   inlbigedessen    weist  das 

1)  Hoch  Art  7  des  Fariser  Veitraga  1S56  bczcicbnot  das  daiuaU  geltende  Völkerrecht 
«b  »öffcntliolieB  eorapUaebM  Recht'' 
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Verhältnis  dieser  Slaaleu  /u  jeueu  der  christliclieu  Zivilisation  manche  Un- 
bestimmtlieit  anf;  auch  kamt  die  volle  OldebsteUung  sich  nur  aHmiMieb  te 
dem  HaOe  volteiehen,  als  der  Verkehr  mit  Jenen  Staaten  Terl&Bliche  Symptome 

einer  wirklichen  Assimilation  in  politischer  und  rechtlicher  Beziehung  zeigt.  Die 
Entwicklung  der  geschichtlichen  Frejpniisse,  die  zur  Ausdehnung  des  Geltungs- 
gebietes des  von  den  chi  istlir  hru  europäischen  Völkern  geschalFeuen  Völker- 
rechts geführt  haben,  dokumeiiiiert  zweifellos  die  weltgeschichtliche  Mission 
dieser  YHIker,  einer  Ordnung  des  Weltverkehrs  snm  Siege  zn  verhelfai,  die 
jedem  Volke  einen  gesicherten  Anteil  an  d^  Wohltaten  dieses  Verkehrs  ge- 
währleistet —  ohne  Rücksicht  auf  rassenmäßige  und  konfieesionelle  Eigen- 
art  und  individuelle  Kulturbestrebungen.  Es  lie^t  im  Wesen  alles  Rechts, 
die  lioraogenen  sozialen  Kräfte  für  die  Anff^aben  der  menschlichen  Kultur  in 
dem  Maße  zusammenzufiis:jen,  als  dies  notwendig  ist,  um  eine  dauernde 
und  wirksame  Ordnung  der  sodaieD  Beilehnngen  sfchersisteUen.  Dies  ist 
aber  hinwieder  nnr  md glich,  wo  der  Wille^  diese  Ordnung  audi  praktisch 
aiizuerkennen,  vorhanden  ist;  dar  Genuß  dieser  Ordnung  beruht  auf  Gegen- 
seitigkeit^ das  ist  auf  der  gegenseitigen  Achtung  betreffender  Rechte  und 
Pflichten,  ohne  welche  jene  Ordnung  weder  denkbar  nocli  niüjrlioh  ist.  Daher 
ist  die  Anwendbarkeit  des  Völkerrechts  auf  unzivilisierte,  barbarische  und 
halbbarharisehe  VSlker  von  vomherdn  ausgeschlossen.  ISne  davon  durchaus 
verschiedene  Frage  ist  aber  die,  ob  siviliaierte  Staaten  bei  der  AnknttpAing 
des  Verkehrs  mit  solchen  Völkern  die  notwendigsten  Forderungen  des  Vfilkfflr- 
rechts  unbeaelitet  lassen  dürfen.  Die  Frr^sre  ist  entschieden  zu  verneinen  — 
ans  Gründen,  die  mit  dem  Verhältnis  von  Völkerrecht  und  Völkermoral 
(&  oben  S.  30,  37)  auf  das  engste  zusammenhängen  Andei-seit«  ist  allerdings 
jede  Rechtsgemeinschaft  hier  ausgesciüossen,  weU  deren  wesenUiche  Be- 
dingungen anf  %ite  jener  YOIker  fehlen. 

IL  Der  Umfang  der  Geltung  des  Völkerrechts  bedeutet  gleichseitig  d«l 
Umfang  der  internationalen  Gemeinschaft  (Coromunautä  du  droit  des  gens,  la 
famille  des  nations,  the  family  of  Nations),  deren  Erweiterung  im  Laufe 
der  neueren  Zeit  durch  die  Ausdehnung  der  Anwendbarkeit  und  Geltung  des 
Volkerrechts  auf  Staaten  anderer  Zivilisatiouskreise  sich  allmählich  vollzogen 
hat  Vorher  volkog  nch  die  Ausdehnung  des  Geltungsgebiets  des  Völker- 
rechts auf  die  christlichen  Staaten  .^erikas.  Zu  den  selbständigen  christ- 
lichen Staaten  anderer  W(;ltteile  gehören  die  christlichen  Negerrepubliken 
von  Liberia  und  Haiti.  Auf  Grund  des  Art.  7  des  Pariser  Vertraj^s  vom 
Jahre  1856  wird  die  Türkei  von  den  .Si<z;natarmächten2)  „der  Vorteile  des 
öffentlichen  europäischen  Rech  ts  und  des  europäischen  Konzerts" 
teilhaftig  erklärt  In  eine  engere  B^siehung  an  dem  „europäischen  Konzert" 
trat  in  neuester  Zeit  Jap  an    dessen  politische  Bedeutung  und  EinflnS  auch 

1)  Ob  das  Veriialteo  ia  der  Praxis  den  Forderungeu  der  Vöikermoral  auch  wirklich 
«Btqprieht»  ist  dne  Tnge,  die  leider  Dicht  «Ugemflin  bc^it  wirtoi  Icun  Vgl  in  dtoeer  Be* 
ildräog  Opponheim  I,  §  29. 

2)  Fnuikreich,  Oeeterreicb,  Eogiaad,  FrouUcn,  Buüland,  Sardinien. 

»)  Siebold.  Der  Eintritt  Jtftm  ia  da»  eonipltadie  VSlkerreeht  (IMO);  Vgl.  auch 
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in  internfttionaleii  Aogelegeobeiten  seit  dem  Kriege  mit  Cbina  ganz  he- 
sonders  aber  seit  deni  Kriege  mit  Bufiland  diesem  Staate  die  Stellung  einer 

neuen  Großmacht  sichert.  Schon  ira  I^aufe  der  Neunzigerjahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  trat  die  gleichberechtigte  Stellnno:  .lapans  im  R(  clitsvfTkMln-  der 
Mächte  westlicher  Zivilisation  in  der  Revision  dt'i  Vt  i  träsf  ' ).  ter  nei  m  der 
Abschaffung  der  Konsulargerichtsbarkeit  und  dem  Abscliluü  von  Konsular> 
vertrigen*)  henrmr.  Die  Fortdaner  der  Wirksamkeit  der  alten  Kapitalationen 
war  seit  der  UmgestaUnng  der  Reehtspllegeinstitatlonen  Japans  im  Sinne  des  eniYH 
päischen  Rechts  gegenstandslos  geworden.  Dagegen  ist  der  Unterschied  der 
öffentli'^liP!)  Einrichtnnsfen  in  China.  Korea.  P^rsien  nnd  Abbessinieti  von 
jenen  der  europäisciien  Staaten  noch  so  ^Muli.  dali  die  Vürausäetxun^  eine)- 
gleichberechtigten  Stellung  dieser  Staaten  in  der  intt-rnationalen  Gemeinschai't 
noch  anageecblosBen  ut;  der  reehfliGhe  Verkehr  mit  diesen  Staaten  ist  hente 
noch  aof  einaelne  Gebiete  des  internationalen  Lebens  beschrAnkt. 

§  11.  Kodiflkufion  des  Völkerrechts.  =»)  Die  Geschichte  des  Rechts 
der  Kulturvölker  tulirt  zu  der  Krkenntnis.  daß  die  Kodifikation  einzelner 
itechtsgebiete  nur  auf  den  liöliei  cu  tStuten  der  Entwicklung  des  Hechts  mit 
Aussicht  auf  Erreichung  des  Zwecks  einer  derartigen,  einen  reichen  Rechtsstoif 
eioheitlleh  zusammenfaaaeulai  und  mgleich  weiterbildenden  legislativen  Aktion 
vorgenommen  werden  kann.  Trott  der  UnTollkommenheit  des  Völkerrechts 
und  der  augenfälligen  Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Versuche  einer  Kodifi- 
kation entß-egenstellen  würden,  ist  die  I'ra;re  di  r  Kodifikation  dieses  Rechts- 
teils verhältnismäßig  früh  aufgeworfen  worden^)  und  tritt  in  neuester  Zeit 


Yorikadtu  v.  Matsudcira,  Die  vülkerrechUicheu  Veitiigo  des  Kiiisertuins  Japan  u.  s.  w. 
11890);  TakahaHhi.  Csm*  oa  iDtenitticoal  law  darloff  tbo  CUno» Japooeae  war  (ISSS); 

Derscll)!'  R  xxxiii,  ins  sq. 

1)  Vgl.  s.  b.  den  (it>ut»ch-japanii»chea  Handels-  u.  .Sciiiftabrtsvcrtrag  vom  4.  April  Ib'Mi 
Rgbl.  TIS)  bei  Pieiscbmano  m 

2)  Vgl.  z.  B.  den  (l(nit9ch-japaniM*hcn  Kousularvertrasr  vom  4.  April  1S!»6  fliCF-  tml'i. 

3)  V.  Mobl,  Ensyklo^  d.  ÖUalswisMmacb.  S.  UTff.;  Derselbe,  Staatsivcht,  Vüikei- 
ndit  und  Politik  I  a4S2ff.;  Laeder,  Der  neoeete  Kodifikationtvmiieh  auf  dem  öeWeto 
des  Völkerrechte  (1S74);  v.  Hol  tzciidorff ,  HH  I  .S.  l.'JGff.;  Bcrgbolim,  l»taat5\  i  itiritre 
&  44ff.;  V.  Balmeriocq,  Praxis,  Theorie  und  Kodifikation  des  Völkerrecht»  iS.  It  Off.; 
F.  r.  Marten»  1  S.  198ff.;  Ul  vier,  T^chrb.  S.  15  nnd  Principcs  1  §  2  Laason,  Prinzip  und 
Zukunft  des  Völkierredita  8.  «3,  94;  ncii(<!>tcns  Mej»pold,  Der  völkwrccbtlif he  Vertrag  S.  273ff.; 
(;.  Roliü  I  iequcmyns,  R.  VI  p.  140  s(|.  mit  lii/iifr  anf  Farnese,  Proposta  di  un  codice 
di  diriuu  imcinaziooalo  (IbTS)  I;  v.  Hoszkowski  H.  XXI,  520.  Oppeabciui  I,  fi§  30  sq.; 
Nippold,  Di«  PonbiidnDg  den  Vttf.  naw.  460fr.;  Haneini,  Vocasi«!»  dd  noetro  aecolo  per 
la  rifomia  e  codifieazionc  d.  dir.  dell«  Geotl  (ISISU  DoapagDOt,  Cour»  [».  74 aq. t  Ky»  I 
136  sq.;  Holland,  Studie»  Ibaq. 

4)  9o  beacblftigto  aidi  achon  Jereiny  Bentbam  mit  dem  Gedanken  der  Hontalliinff 
eine»  Kodex  d(■^^  iDtemationalen  Rechts;  Work»  (Edition  Bowrin gl  VIII  p.  538  sq.  Cbor 
Bentbam'»  £atwurf  vgl.  Nys  in  Law  Quailerly  Review  18S5.  —  Der  französische  National- 
kenvent  beachtoB  1792  eine  Declaration  du  droit  des  i^cna  (Entw.  de»  Abbi  Or^Koire;.  Vk'- 
dazu  O.  F.  V.  Martens,  Einleitung  in  da»  positive  cur.  Völkerrecht  07ÖH)  im  Vorberieht 
iS.  Xlllff  I  mit  B(/nL:  auf  *  inige  Artikel  des  (Jrt'goiif  Vchcn  Kntwurfs.  —  Im  übrigen  siehe 
Nrdicres  über  Kodifikutionavcrsucbc  bei  Lassan,  Prinzip  und  Zukunft  des  Völkerrecht» 
S.  tT9fr.:  V.  Bnimerineq,  Praxi»,  Theorie  und  Kodifikation  S.  ISOff.  —  Mit  Bnog  auf  ein 
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wiederholt  buld  als  wiiu^enschaftliches^  bald  als  praktisches  Problem  in  deo 
Vordergrund.  Aogensch^nlieh  ist  es  der  nntiefHedigeiule  Zostaiid  des  Volker- 
recht^  der  hier  das  Bedttifnis  nach  einer  Elarstellnng  der  reehtlichen  Grand» 
lagen  des  VOlkerverkebrs  und  einer  zuverlässigen  Orientierung  in  den  Normen 

des  Völkerrechts  und  hiermit  den  Gedanken  hervonief,  das  in  thesi  sicherstft 
Mittel  der  Befriedigung  jenes  Bedürlnisses  auch  als  das  praktisch  geeignetste 
za  wähleu.  Indessen  die  immerhin  bedeutsamen  Fortschritte,  welche  das 
VölkeiTedit  in  unseren  Tagen  aufweist,  zeigen  gerade  mit  bezug  auf  die  vor- 
liegende Frage,  daß  die  Momente  der  Weiterbildong  des  Volkerrechts  nur 
Sj^ptome  einer  Entwicklung  sind,  die  mit  dem  michtig  sich  entwicke'i. !  n 
inteniationalen  Verkehr  gleichen  Schritt  ZU  halten  sucht.  Ein  Blick  auf  den 
Aufschwung,  den  der  Völkerverkehr  in  der  modernen  Zeit  genommen  hat, 
zeigt,  welch  unermeliliches  Feld  von  Aufgaben  und  Problemen  der  moderneu 
Staatenwelt  sich  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtspflege,  also 
gerade  jener  Seite  des  Staataswecks  erOffbet»  der  im  Staatswesen  der  Gegen- 
wart primäre  Bedeutung  zukommt  und  in  Gegenwart  und  Zukunft  eine  kon- 
stante Quelle  von  Aufjjaben  bilden  wird,  die  im  Hinblick  auf  die  soT^ialen 
Interessen  dringend  Lösung  verlangen  —  eine  Lösung,',  die  hinwieder  auf  das 
Zusammenwirken  der  Kulturstaaten  hinweist  Mag  man  daher  die  bestrittene 
Frage  i>,  ob  das  Völkerrecht  im  ganzen  eiue  Kodifikation  zuläßt,  bejahen,  so 
mOflte  doeh  das  heutige  Entwicklnngsstadium  des  Volkerrechts  die  Kodifikation 
als  unaustührbar  erkennen  lassen.  Abgesehen  von  den  technischen  Schwierig- 
keiten dürfen  auch  die  Ge^nfAtze  in  den  Anschauungen  der  Staaten  gerade 
bezüglich  g^ewisser  Grundfrao:pn  und  die  ancrenscheinlicli  geringe  Neigung 
der  Staaten  zur  Schaffnng^  eines  intt  rnatinnalen  üeiicla«,  das  für  die  Wahrung 
einheitlicher  Anwendung  des  koditiisierteu  Hechts  unentbehrlich  wäre,  nicht 
übersehen  werden.  Für  das  Seekriegsiecht  schuf  allerdings  die  Haager 
Konferenz  von  1907  einen  bedeutssmen  Fortschritt  durch  Einrichtung 
eines  internationalen  Obei-prisengerichts  Im  ganzen  beschränkt  sich  die 
Neigung;  der  Staaten  zur  Kodifikation  auf  einzelne  Materien,  die 
bisher  durch  (jt^wcdmliHitin  und  Verträge  eine  nahezu  erschöpfende  Re- 
gelung getunden  hab«n,  wobei  vornehmlich  der  Zweck  verfolgt  wird, 
au  die  Stelle  der  Vielheit  der  Quellenaussprikche  eine  klare  und  ein- 
heitliche Regelung  in  einem  Kollektivvertrag  zu  setzen,  femer  auf  solche 
Uaterien,  deren  internationale  Bedeutung  in  dem  gesteigerten  Weltverkehr 

22t>t  bei  KlQber,  Völkerrecht  §  292  Note  a  wird  von  Bcrgbobm,  Stsatsvertri^  8.  45  und 
von  V.  HoltltDdorfr,  UH  I  S.  Ul  tin  anonynur  ,E»sai  sur  QD  Code  nuuitin«  «Tinöral  eo- 
rop^a,  poui-  la  con80r\'atiuii  de  hi  liljcrtO  tli-  la  naviffittimi  H  dn  commerw  des  nations 
neutresen  temps  de  guenre"  il^ipzig  1782)  aDgefüiut.  (NiicbfotBcbungen  oacb  dieser  Schrift 
auch  in  den  BibUoth^cen  des  VerlaRMrt»  w«en  ohne  Erfoli;). 

t)  F.  V.Martens  I  S.  194  meint,  daß  die  H:uiptarf,Miiiiento  ixcjxm  die  Kndifikation  der 
bekannten  Scbrilt  Sevigny's,  Vuui  Beruf  unserer  Zeit  für  Cietictzgebuug  und  Uechtswisseu- 
fldiaft  (18141  entnommen  sden.  Indessen,  die  Orflnde  gegen  eine  Gesamtkodifikation  falngen 
doch  7.ii  sehr  mit  ilor  Eigenart  des  Völkerrecht»  und  mancherlei  publizistischen  Schw  i(nij;kcitcii 
Sttsammen,  die  in  dem  Gedankengange  der  ^'avigny 'sehen  Schrift  im  Hinblick  auf  die  KuUi- 
fifadioii  des  nationalen  Rccbts  keine  Itoilc  spielen  kouuteu. 
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der  Neuzeit  das  Bedürfnis  interoationaler  Regelung  iiaheiüi.kt.  Hier  traten 
in  neuester  Zeit  bedeutsame  Ersciieinungen  hervor.  Wiclitige  Fi-agen  des 
iDterDAtionaleii  Privatrachts  nnd  Proseßreehts  Üuiden  dnrcb  die  Besehlflsse 
dtf  Haager  Kouferenzen  der  Jahre  1893,  1894,  1900  in  dem  Abkommen  vom 
14.  November  lS9f>  (zivilprozessuales  Abkommen)  und  in  jenem  vom  12.  Juni 
1902  betreffend  die  Ehescliließung,  Ehescheidung  und  -Trennung,  Vomund- 
schaft  über  Minderjährige  ihre  kodiükatorische  Erledigung  ^j.  Die  Haager 
Konferenz  vom  Jahre  1S99  führte  den  auf  der  Brüsseler  Konferenz  1874^) 
unternommeneii  aber  ohne  formellen  Erfolg  gebliebenen  Versuch  einer  Kodi« 
fikation  des  Landkriegsrechts  zu  ebnem  vorläufigen  AbschlnS  in  dem 
Kriegsreglement  vom  29.  Juli  1899;  dazu  kommt  die  Konvention  vom  gleichen 
Datnm  betreffend  die  frifdliche  Krlodit^un?  v(ni  internationalen 
Streit  icjkei  ten').  Die  mit  dieser  Konferenz  inau;;urierte  kodiü kalorische 
Aktion  iaud  ihre  Fortsetzung  in  der  zweiten  Uaager  Konferenz  vom  Jahre 
1907,  die  voranssichtlich  nur  ein  Glied  in  der  Beihe  weiterer  Völkerrechts» 
konfiarenzen  bilden  wird.  Abgesehen  von  den  eben  besdchneten  Kodifikationen 
werden  in  nnseren  Tagen  für  andere  der  Kodifikation  schon  heute  zugängliche 
Materien  wertvolle  Vorarbeiten  von  dem  Institut  de  droit  international  und 
der  Association  de  droit  international  gelieieit. 

Privatarbeiten  in  Form  eines  Gesetzbuchs^)  lieferten  in  der  Neuzeit: 
AagoBto  Parodo,  Saggio  di  eodificasione  del  diritto  intemazionale  (Torino^ 
1858)^);  Domin-Petrnah^vecz,  Pröda  d*nn  code  dn  droit  international 
(Leipzig  1861);  Bluntschli,  das  moderne  Völkerrecht  der  zivilisieiten  Staaten 
als  Rechtsbuch  darg-estellt  (186S,  187S);  Dudley  Field,  Draff  ontlines  of  an 
international  code  (New- York  1S72,  2.  Aufl.  1876);  Manuel  des  T.ois  de  la 
Guerre  sur  Terre  des  Institut  de  droit  international  1880 ^j;  Pastiuale  Fiore, 
II  diritto  internazionale  codiflcato  e  m  sanzione  giuridica  1890,  2.  Aufl.  1898. 
Besonderes  Ansehen  erlangten  die  ^Instruetions  for  the  government  of  armies 
of  the  United  States  in  the  field"  (die  „amerikanischen  Eriegsartikel')  1863 
(bearbeitet  von  Lieber).  Bald  nach  der  Haager  Konferenz  vom  Jahre  1899 

f)  Vgl.  Kahn,  Die  einheitildie  Kodifikation  des  inteniitioiiateo  Privatrecbts  dnieh 

8taat8vertrügo(ia04i;  Mcili.  D.  intern.  Privatr.  u.  d.  Ihxaixcr  K.  (W'iiW).  mriru'n  Aufsatz:  ,Dic 
einbeiüicbe  Kodifikation  des  intern,  rrivatrodits"  in  Krit.  Vicrtoljalirosachrift  'i.  F.  Bd.  XI,  164  ff. 

2)  Vf^.  dMu  Holland,  Stadles  59  sq. 

3)  Gegenüber  der  offensidilUchen  unmittelbaren  praictischen  Bedeutung  einer  Regelung 
des  Verfall  ff  II  t*  in  VölkerKtnitipkeiten  ist  es  srhieelithin  nicht  zn  begreifen,  wie  im  IliuLliek 
auf  die  weitere  Tätigkeit  der  liaagiT  Konferenzen  in  den  intcrparlamentariachon  Kon- 
ferenzen zu  KriHtiania  BrOssei  1905  und  London  1906  allen  Ernstes  die  ein- 
hritlielic  Kodifikation  dp?  materiollon  Völkerrechts  als  närhstr  und  dringende 
Aufgabe  in  den  Vordergrund  gestellt  werüen  kunnte.  Derzeit  und  wohl  auch  für  eine  eot- 
ferat«ra  Zukunft  tnuS  dto  MOglidikeit  eteer  eliiheltlleheii  Kodifikation  des  materieden 
VfilkerrechtR  im  ganzen  entwhiedeu  in  AlMcde  gestellt  werden.  Vgl.  auch  Gar6isa.«.0. 
%  9          and  ncuestens  Nippold,  die  Fortbildung  a.  8.  w.  661. 

4)  Eino  bcMhtwwwerto  dkooretiBch«  Arbeit  ifQr  dto  Kodiflkatioai  ut  du  in  dm  Pipen 
read  before  the  Juridiod  Society  (fo  l«ndoD|  1863  H  entinltene  Aulnis  von  Kateebe- 
novreki  in  Charkow. 

5>  Kntliält  internationales  Privatrecht.  9)  Vgl.  Holland,  Studie»  91  sq. 
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ei'ließ  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  eine  Instruktion  für  ihre  Kriegs- 
marine 1»etreffend  die  Bcigelii  des  Seekriegs,  die  am  27.  Juni  1900  unter  dem 
Titel:  The  Laws  and  üsages  of  War  at  Sea  (sogen.  United  States  Naval  War 

Code)  publiziert  wurde.    Das  Werk  ist  bearbeitet  von  Kapitän  Charles 

H.  Stockton  und  behandelt  den  Stoff  in  9  Kapiteln  nnd  55  Artikeln  (feind- 
liche Hiindlnnj^en  —  die  Kriegführenden  —  feindliche  und  neutrale  Schitfe  — 
Hospitalschiffe  —  Schiffbrüchige,  Kranke,  Verwundete  —  das  Durchsucliuugs- 
recht  —  KriegskontrelMuide  —  Blokade  —  Prisensachen  —  Waffenstillstand, 
Wafliennibe)  Eapitnlationen  nnd  Verletnu^foi  des  ^egsrechts. 

§  12.    Ilaiiptpunlcte  des  Entwicklung  jjanjTs  des  Völkerrechts.'} 

I.  Die  Geschichte  des  Vülkprrf"^l)f';  i«f  die  Ges-lii  -hte  der  Idee  der  inter- 
nationalen Gemeinseliaft.  Diese  iJee  ist  keine  ur.sprnng-liche,  dem  sozialen 
Leben  der  Menschen  gewiäseraiaßen  immanente  Idee.  Während  namiich 
sehen  die  primitiTsten  Formen  sosdalen  Lebens  eine  wenn  anch  noeh  so 
mdimentire  rechtlicbe  Ordnnng  menseliliclier  Gemeinverlddtniflse  anfWeisen, 
das  Recht  der  primitiven  Gemeinschaften  also  schon  mit  deren  Existenz,  gleich* 
sam  gegeben  ist,  entsteht  das  Völkerrecht  erst  im  Tiaufe  der  gesamten  Kultur- 
entwicklung der  Menschheit,  denn  das  Bewußtsein  einer  Gemeinschaft  der 
Staaten  und  Völker  und  das  Bedürfiiis  einer  rechtlichen  Ordnung  der  inter- 
nationalen GemeinTerhUtnisse  ist  selbst  «st  ein  Eiigebnis  j«ier  Entwicklung. 
Die  Symptome  der  Entstehung  nnd  weiteroi  Entwicklnng  jenes  Bewnfitseins 
der  Gemeinschaft  treten  in  der  Praxis  und  bei  geistig  höher  stehenden  Per- 
sönlichkeiten jener  Völker  hervor,  die  in  der  Geschichte  der  ^fenschheit  eine 
höhere  Stufe  g^eistio-er  und  sittlicher  Kultur  erreicht  haben.  Derlei  universelle 
oder  kosmopolitische  Ideen  stehen  aber  selbst  bei  den  höchstentwickelten 
YOltoni  lange  Perioden  hindurch  noch  im  Geg^isatae  an  den  traditionellen 
Anschauungen  nationaler  Selbstgentkgsamlceit  nnd  Isolierung  nnd  besitsen 
noch  nicht  die  Kraft,  auf  die  Trftger  der  Öffentliche  Gewalt  im  Verkehr  mit 
anderen  Völkern  im  Sinne  neuer  und  unabweisbarer  Gesichtspunkte  über- 
zeugend einzuwirken.  Vereinzelte  Äußernnp^en  der  Völkerrechtsidee  kommen 
in  der  Staatenpraxis  allerdings  vor,  aber  auch  sie  erscheinen  uns  lediglich 

1)  Pütt  er,  Beitriijrc  ziu  Vnlkcrrechthgcschichte  u.  s.  w.  (1843):  Mnilor-Jocli  imi<«, 
OoMbicfate  des  Völkerrechte  im  AUertum  <lb48n  v.  lloltzcndorff  UU  I,  läOff.;  Stocrk 
In  HoMuDdorfb  Beditiemtyk1o|dldie  (VSIkcnreebt)  ft.  AnfL:  OaeiibrfiKgeii,  De  jure  b«Ui 
ac  pacis  etc,  (ISTfi);  Brie,  Die  Fortstdirittc  des  Vötkcrreclit»  wit  dem  Wiener  KongrcB  (I*>1I0| ; 
Cybtcbowaki,  Das  antike  Ydlkcrrccht  (19i)7j;  v.  lioffmanii,  Die  Eatscbetdung  über 
Krieg  nod  Frieden  nach  gemumltehera  Recht  (1907);  Oareis  §§  sff.:  v.  Liszt  §  S; 
Schwitzky,  Der  europüiacbo  Fürstcnlmrul  Cicor^s  von  Podiebrad.  Ein  Beitrag  zur  Ge- 
Bcbicbto  der  Weltfricdcnsidco  (190T);  v.  Martens  1,  §$  21ff.  —  Laurent,  Histuire  du  droit 
dee  gens  et  des  relatinns  internationales  (1850):  Wheaton,  Hi«toire  des  progr^  da  droit 
des  gcns  en  Enrupe  |1S41);  Fiore,  I  Nr.  SfLs  Calvo  I,  l«q.:  Boufils  Nr.  71ff.;  De»- 
pafifTict  Nr.  Iff.;  Nys,  Le  drüit  de  la  piierro  et  [e*  |)rt'oiir?»<>iTr»t  de  nrntins  (1J'^*2):  Dor- 
Boibc,  Ia»  origines  du  droit  international  (1  »94);  Deracibe,  Lc  dr.  intern.!,  Iff.:  Walker 
A  Hiatorjr  of  Inr  «f  NatkMW  (18901;  Ward,  Enqidrjr  int  the  fondation  and  history  of 
the  law  nf  Nation»  (1795);  Iltcack,  Riso  and  {,m)wth  of  the  law  of  Nation»  ilSS3j;  Halicck, 
I,  Isq.;  Holland,  Studies  (lS9S)i  Oppenheim  I  §§  37  «q.  —  Picrautoni.  Storia  dei 
diritto  intern  nel  aeeoto  XIX.  (I8t«):  Dorsolb«,  Trattato  di  dir.  intern.  1  (ISSI). 
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als  Symptome  der  Völkerrechtsidee.  Wenngleich  nun  innerhalb  dieser  langen 
Perioden  blos  symptomatisdieai  Hemrtretens  der  VOlkerrechtsidee  Ton  einer 

VölkeiTechtsordnuDg  nicht  die  Bede  Bein  kann,  so  wird  doch  die  Geschichte 

des  Völkerrechts  an  jenen  Symptomen  nicht  achtlos  vorübei-gehen  können. 
Die  Wissenschaft  muß  sich  Tielniehr  gerade  jenen  ersten  Spuren  und  An- 
Jaiigen  einer  rechtlichen  Oi*dnuii^  des  internationalen  I/'bens  mit  besonderem 
Interesse  zuwenden.  Diese  Symptome  beruhen  auf  beätimnittiu  kausalen 
Faktoi'en  der  Tolkspsjche  und  Jener  invktisehen  LebensTerhftltniase,  die  mit 
der  Bertthrang  der  Tslker  untereinnnder  gegeben  sind.  Beligiöse  nnd  eittliche 
Anechannngen,  die  nf\tionale  Eigeuart,  Anschauungen  Uber  den  Staat,  nicht 
mm  fferin^^sten  das  MafhtL'efiilil  wirken  tei]^  ford^iivi,  t«^i!s  hemmend  auf  die 
Erkenntnis  der  Müij^lichk«  ii  ivchtlich  geordneter  Beziehungen  zu  anderen 
Völkern.  In  weiterer  Verluiguug  aller  Erscheinungen,  die  eiuen  Beruürung»- 
punkt  mit  der  VOlkerrecbtsidee  erkennen  lassen,  gelangen  wir  achliefllich  m 
jenen  geschichtlichen  Yorgüngen  im  Leben  der  KnltnrrMker  der  Neazeit> 
welche  die  Überzeugung  von  der  notwendigen  Anerkennung  einer  Gemein- 
scliMt't  'ind  der  notwendigen  Ordnung  der  Beziehungen  der  Völker  und  Staaten 
bekunden:  die  Idee  der  Gemeinschaft  der  zivilisierten  S'taaten  bleibt 
tortan  der  treibende  Gedanke  der  Weiterbildung  des  Völker- 
rechts —  einer  Entwicklung,  die  sich  unter  Überwindung  mannigfacher  Hem- 
mungen allmählich,  aber  im  ganwn  doch  stetig  ▼oMeht. 

Die  umfassende  Anf^be  der  Geschichte  des  Völkerreclits  nötigt  natür- 
lich an  dieser  Stelle  zur  Beschränkung  auf  die  Hauptpunkte  der  Entwicklung 
der  Völkerrechtsidee  und  jene  Daten,  in  denen  diese  Idee  im  Laufe  der  Zeit 
ihre  Verwirklichung  im  positiven  Völkerrecht  gefunden  hat. 

II.  Das  Altertum.  Ein  Völkerrecht,  wie  wir  es  auf  Grand  der  Ge- 
samtentwicklung in  seinen  wesentlichen  Voraussetzungen  und  seinem  Inhalt 
begreifen,  war  dem  Altertum  fremd.  Es  fehlte  vor  allem  die  Anerkennung 
der  Kechtspersönliclikeit  dev  fremden  Staaten  und  damit  die  Möglichkeit  von 
Kethts-  und  Pflichlverhältnisscn  unter  ihnen.  Pas  dem  Völkerrecht  inne- 
wohnende kusmopoliiisclie  Element  bedeutet  in  erster  Keihe  die  Anerkennung 
der  Gleichheit  der  Volker  und  Staaten  in  rechtlicher  Beziehung.  Diese  An- 
erkennung wird  aber  auch  von  den  Juden  trotz  ihrer  monotheistischen  Religion 
nnd  ihren  höheren  ethischen  Anschauungen  ihren  polytheistischen  Nach- 
barn grnndsntzlich  versagt.  Gerade  im  Hinblick  auf  ihre  monotheistische 
Religion  hielten  «ie  einen  friedlichen  Verkelir  mit  den  heidnischen  Völkern 
für  ausgeschlossen.  Das  Moment  der  ausschließlich  nationalen  StaatsbUdung 
und  jenes  der  nationalen  Beligion  bilden  auch  bei  diesem  Volke  wie  bei  aßen 
Völkern  des  Altertums  das  Hindernis  regelmäßiger  friedlicher  AnnAliemn^ 
und  Anerkennung  eine!  K  ht^meinschaft.  Dies  trifft  in  der  Hauptsache 
auch  bei  den  klassischen  Völkern,  den  Griechen  und  Römern  zu.  Das  Ver- 
hältnis der  Griechen  zu  den  fremden  Völkern  ist  wes.'ntli  'li  von  dem  Gefiilil 
der  Überle-geuheit  ihrer  Kultur  über  jene  der  anderen  V  *;iker,  die  ihnen  daher 
als  Barbaren  erscheinen,  beherrscht;  die  Römer  vindizieren  sich  die  poUUeehe 
Mission  dar  Weltherrschaft  nnd  schliefien  von  diesem  Gesichtspunkt  die  Med- 
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liehe  Gemeinsciiat't  mit  anderen  Völkeiii  als  normalen  Zustand  auä.  Der 
Standpuikt  der  GrieclieiL  f«Dd  in  den  Lehren  ibrer  Philwophie  nigleieb  auch 
eine  innmachaftllche  Bekräftigung,  wenn  Aristoteles  die  Autarkie  aJs  das 

charakteristische  Merkmal  des  Staates,  wodurch  er  sich  von  allen  anderen 
niMn^rhli'  hen  Gemeinschaften  unterscheidet,  hinstellt.  Das  Bewußtsein  der 
belbstgeuiigsamkeit  und  der  eischopfenden  liefriedigranj^  aller  Zwecke  des 
menschlichen  Lebens  au&scblitimich  im  6Uat  und  durch  dtiu  ätaat  schließt 
natOrlicb  Jedes  Streben  nach  Ergänzung  dorch  fremde  Gemeinschaften  und 
jeden  auf  Kulturetttwieklnng  gerichteten  friedlich«!  Verkehr  mit  anderen 
Staaten  ans.  ■)  Plato  isolierte  seinen  Id^Istaat  und  schloß  die  ßerührang  der 
I^inofer  mit  fremden  Nationen  aus.  Anderseits  ist  der  antiken  Philosophie 
das  kosmopolitische  Klemeiit  und  folgeniäDip:  eine  andei  weite  Anschauung  über 
das  Verhältnis  und  die  Beziehungen  der  Völker  untereinander  nicht  fremd. 
So  kennt  Pythagoras  kein^  Untersdiied  zwischen  Oriechen  and  Barbaren; 
Demokrit  betrachtete  rieh  als  Weltbftrger;  den  gleiclMSii  Standpunkt  vertritt 
Sokrates.  Bei  den  Stoikern  kommt  der  Gedanke  der  Einheit  des  Menschen* 
geschlechts  zur  Geltung.  Bei  den  Rfimem  vertreten  insbesondere  Cicero  und 
8eneca  den  kosmopolitischen  Standpunkt.  Indessen,  diese  vereinzelten  Kund- 
gebungen zutrefiTender  Anschauungen  über  die  tiefer  liegenden  Voraussetzungen 
des  Hechts  und  sdner  Herrsehalt  innerhalb  der  menschlidien  Gemeinschaft 
blieben  ohne  dnrchgrdfende  Wirkung  auf  den  aUeinherrflchenden  nationalen 
Gesichtspunkt,  von  dem  das  staatliche  Leben  und  die  Beziehungen  des  Staats 
zur  Außenwelt  beheri-scht  waren.  Noch  dem  Aristoteles  gilt  der  Raub  an 
Mensclien  und  Sachen,  die  einem  anderen  Stamme  ?ehRren,  als  legitimer  Er- 
werb. Caesar  (De  hello  gall.  VI,  23)  erklärt  die  latrocinia  bei  den  Germanen 
als  etwas»  was  nicht  achimpffich  ist  (wobei  iodess«!  efa  HiSYerst&ndnIs  des 
altgermanisdien  Fehderechts  nnterlftuft).  Bti  den  vorwiegend  feindlichen 
Berührungen  der  Völker  gilt  der  Grundsatz:  Vae  victi.^;  sie  gestalten  sich 
meistens  als  Ausbrüche  dei  Rolieit  und  Unmenschlichkeit  und  endijren  ent- 
weder mit  der  Vernich  tun;?  oder  Unterwerfung  der  besie^^ten  Stämme  und 
Völker.  Keligiüse  Anschauungen  führen  jedoch  allmählich  zu  einem  humaneren 
V«*halten  gegenftber  dem  Fremden  dorch  Oewfthrung  der  Gaatfr«nndsehaft, 
des  Friedens  fttr  den  einseinen  Fremden,  deae  friedlich  das  Ijand  bereist  <), 
während  Eaufleute  im  Altertum  Torwiegend  als  Feinde  galten.  Eine  Wirkung 
humanerer  .\nschanunf^en  kommt  auch  darin  zur  «^eltunjr,  daß  an  die  Stelle 
qualvoller  Tötung  der  Gefangenen  deren  1  Behandlung  als  Sklaven  oder  Hörige 
trat»  Spezifisch  religiöse  Gesichtspunkte  tührten  allenthalben  zur  Anerken- 
nung der  VttTerletzlichkeit  von  Gesandten»  der  Verbindlichkeit  von  Verträgen 
und  Bündnissen,  die  durch  Eid  und  Opfer  bestiltigt  und  damit  unter  den 
Schuta  der  Gdtter  gestellt  wurden.') 

1)  Vpl.  .Tollinck,  Staatül.  .".f>öff. :  .,.\llc«r  Vcrkclir  tuTulit  mit  p^iyt  holit^sdior  Nctwon 
digkeit  auf  dem  durch  ökoauuiiscbe  uud  geUU^c  EedürfaUsüC  iu  Bewegung  gescUtea  Er- 
gSunngtstrcben,  von  dem  die  antike  Lehre  ja  behauptet  hatte,  daß  es  im  Staate  Mine  abso- 
lote  Befriedigung  findet." 

2)  Homer, Odyssee ;  Tacitus,  (icnu.  II ;  .A ng:elsüclit).  l^eebt :  Tertiu diehospesfamiiiarisliabetu. 
3j  In  aotoen  Untersncbungcu  über  das  antike  VSlkcnrecbt  bespricht  Cybiehow»i(i 
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Innerbalb  gewisser,  den  antiken  Standpunkt  nicht  rerlengnender  Grenzen 
kommt  bei  den  Grieelien  der  TOlkerrechtiieke  Gedanke  einer  Gemeinschaft 

gegenseitig  unabhängig^er  Staaten  und  folgemäßig  die  Anerkennung  gegen- 
seiriirt  r  Keelite  und  Ptiichten  im  Am pliiktyonenbnTid  zur  Geltung.  Durch 
dit'seii  Hund  land  das  griechische  Volk  üotz  Heiner  staatlichen  Zei  sjjlitternTig' 
eine  politische  Einigung  in  einer  Art  von  Staatensysteui.  Die  Einheit  der 
Basse,  Religion  and  Zivilisation  ermöglichte  eine  Gemeinschaft  gegenseitig 
nnabhftngiger  Staaten,  die  in  Friedens*  nnd  Kriegszeiten  ein  rechtlich  geregeltes 
Verhalten  gegenseitig  beobachteten.  Die  praktischen  Wirfcnngen  di^erBechts- 
gemeinscliaff  iluReitcii  sicli  vor  allem  in  einer  humaneren  KriesTfiibrnner.  so 
insbesün(ieip  in  der  Srlmminy:  der  Fruehtbäume.  in  dt.'in  Verbot,  eiiuT  i>tadt 
das  \S'asser  abzuschneiden,  in  der  Schonung  des  Lebens  der  Bewoliner  einer 
eroberten  Stadt,  die  in  einen  Tempel  geflohen  waren,  in  der  Znlttssigkeit  der 
Answechslnng  nnd  Freilassong  der  Geihngenen,  die  im  Mersten  Falle  als 
Sklaven  bebamielt  werden  konnten,  in  der  Unverletzlichkeit  der  heiligen 
St&tten,  der  Piiesti  r,  Herolde  u.  s.  w.  Aber  auch  die  friedlich«'  Austragung 
von  Streitigkeiten  nnter  den  Buudesmitgliedern  (durch  das  Ampliiktyonen- 
gericht)  war  vorgesehen. 

Der  religiöse  Ausgangspunkt  gewisser  Symptome  det  Völkerrechtsidee 
im  Altertum  kam  bei  den  ROmem  in  der  Institntion  eines  Priesterkolleginms 
—  derFetiales  —  zum  Ausdruck.  Dieses  Kollegium  hatte  die  völkerrecht- 
lichen Geschäfte  zu  leiten,  insbesondere  sein  Gutachten  über  die  Gerechtigkeit 
eines  zu  unternehmenden  Kriei^es  abzugeben,  n  Die  Fetiales  hatten  den  Krieg 
solenn  zu  erklären.  Die  Kriegserklärung  galt  als  wesentliche  Voraussetzung 
des  bellum  just  um,  mit  dem  allein  betreifende  rechtliche  Wirkungen,  nament- 
lich die  Versetsnng  der  Gefimgenen  in  Sklaverei,  Terknftpft  werden  konnten. 
Beim  Abschluß  der  Friedensverträge  hatte  der  Vorstand  des  Kollegiums  für 
den  rfimisclien  Staat  den  Kid  zu  leisten.  Religiöse  Gesichtspunkte;  waren  auch 
für  die  ünverletzli«  likeit  der  (iesandten  maßgebend  (.sancti  hahentur  le<rati). 
Wer  einen  fremden  Gesandten  verletzt,  wird  dem  betreffenden  Volke  aus- 
geliefert. Die  Strafe  hiefi  bostibns  dedi.  Wnrde  der  Tftter  mrfickgeschickt 
oder  entlassen,  so  verlor  er  doch  das  römische  Bürgerrecht  und  konnte  es 
nur  durch  förmliche  Lex  wieder  erwerben  |1.  17  D.  de  legationibus  (50,7), 
vgl.  auch  1.  4D.de  capti vis  (49,1  r.)|.  In  der  angeführten  I.  17D.  (50.7)  wird 
ferner  gesagt,  daß  die  Gesandten  eines  fremden  Volkes  frei  bleiben,  wenn- 
gleich ihrem  Volke  während  ihrer  Anwesenheit  im  römischen  Staate  Krieg 
erklärt  wird,  nam  lex  est  juris  gentium.  In  D.  de  captivis  (49,  15)  nnd  C. 
de  postliminio  revei«is  (8,51)  ist  hauptsächlich  die  Bede  von  den  Subjekten 
und  Objekten,  hinsichtlich  deren  ein  jus  pi  stliminü  Stattfinden  kann,  durch 
welches  Sachen,  die  der  Feind  («kknpiert  hatte,  na'-hher,  wenn  sie  zuriick- 
freliracht  werden,  dem  Eigentümer  wieder  zutallen;  lerner  w>  rden  die  Per- 
.^oueii  bezeichnet,   die  nach  der  Rückkehr  au.s  der  Gelanr(ens(  Iiatt  wie- 

a.  a.  0.  10  ff.  noucrüch  den  berühmten  Cbeta- Vertrag,  einen  Friedoosschluü  zwiachcn  ßarases 
dem  Groüen  uud  deoi  ChetafOcBtcu  ca.  1400  v.  Cbr. 
1)  Sie  fiiBgittt«a  als  «iae  Art  von  Kronjurteten. 
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der  in  die  alte  potestas  fallen,  so  s.  B.  der  filins  familiae,  dagegen  nicht  die 

Ehefrau,  aaßer  wenn  sie  wieder  unter  die  Gewalt  ihres  i^Ianne.s  treten  "Will. 
In  C.  2  de  capt.  ist  noch  besonders  ^esa^^t,  daß  die  Erben  eines  captivos 
alles  erwerben,  was  dessen  servus  erworben  liat.  —  Wie  bereits  oben  be- 
merkt wurde,  beobachteten  die  Börner  bezüglich  des  Kriegsbeginns  genau  vor- 
gezeichnete Regdn:  mnfite  auch  ein  hinreichender  Grund  d^  Krieges  vor- 
liegen, so  war  der  Krieg  docb  erst  dann  gerechtfertigt»  wenn  der  Gegner  den 
abgesandten  (vier)  Fetialen  gegenüber  jede  Genugtuung  verweigttte.  Elrst 
tlann  kam  es  zur  förmlichen  (solennen)  Kriegserklärung.  Ebenso  galten  feste 
Kegeln  für  die  Beendigung  des  Krieges.  Der  Frindensvertraß:  hatte  gleich- 
zeitig die  Bedeutung  eines  Freundschaltüvertrags.  Auberdeni  endigte  der 
Krieg  duixh  deditio  oder  occnpatio;  im  ersteren  Falle  wurden  Leben  und 
Eigentnm  gesebont»  im  letzteren  Falle  konnte  in  b^en  Bichtungen  nach 
freiem  Ermeaaen  vorgegangen  werden.  Die  Kriegführonip  seihet  war  nicht 
geregelt. 

In  ihrem  Verhalten  zu  fremden  Staaten  war  das  "B^  stf-h^^n  bezw.  Nicht- 
bestehen eines  Freundschattsvertrags  von  Bedeutung.  Ini  letzteren  Falle 
wnrde  fremden  Personen  nnd  Sachen  keinerlei  Rechtsschutz  gewahrt;  aus- 
genommen waren  nnr  die  Gesandten.  Im  ersteren  Falle  wnrde  in  beiden 
Richtungen  Schutz  gewährt.  Dar  Belang  des  rechtlichen  Verkehrs  mit  den 
Angehörigen  befreundeter  Staaten  diente  das  sog.  jus  gentium  (s.  oben  S.  10). 
Tn  den  Vertragen  mit  dritten  Staaten  CFrenndschafts-,  Hospitalitäts-  nnd 
AUianzverträgen  ~  foedera)  wurde  uiehrlach  für  den  Fall  von  Streitigkeiten 
die  Entscheidung  durch  Schiedsrichter  (recuperatores)  vorgesehen.  Wie  bei 
den  Völkern  des  Altertums  im  ganzen,  beschrftnkt  sich  der  Vertragsverkebr 
anch  bei  den  Römern  anf  die  Regelung  individueller  VerbAUnine;  das  antike 
internationale  Vertragsreclit  ist  nicht  die  Konsequenz  und  der  Ausdruck  der 
.Anerkennuns-  einer  Gemeinschaft  jrleiohberechtiffter  Staaten.  Das  praktische 
Ziel  <lt  1  riiiiiischen  Weltpolitik  war  die  Beherrschung  der  fremden  Völker  — 
ein  aiiem  Völkerrecht  durchaus  entgegengesetzter  Staudpunkt. 

I  t8.  Forlsetinng.  HL  Die  mittlere  Zelt.  Die  Verbreitung  dar 
chnstlicben  Lehre  nnd  insbesondere  deren  Rezeption  als  Staatsreligion  durch 
Constantin  änderte  für  die  Zeit  des  Weiterbestands  des  römischen  Reiches  (als  west- 
uud  ostrHrnisches  Reich)  nichts  an  der  rechtlosen  Lajre  der  Staaten,  dii  außer 
dem  rüniischen  Keicbsverbande  standen,  l)ie  christliclie  Lehre  von  der  »ileirh- 
heit  der  Menschen  vor  Gott  und  sohin  der  Gleichheit  der  Völker  ist  der 
Aosdmck  einer  allgemdnen  Wahrheit^  daher  vollkommen  nnabhingig  von  dem 
Inhalt  eines  bestimmten  rel^üsen  Kultes.  Allein  gerade  in  diesem  Punkte 
hatte  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Mittelalters  bewirkt,  daß  der  die 
Völker  befreiende  Inhalt  jener  alljrenieinen  Wahrheit  nicht  unmittelbar  und 
auch  nicht  allgemein  für  die  rechtliche  Gestaltung  der  internationalen  Be- 
ziehttogen  zur  Herrschaft  gelangen  konnte. 

Bei  den  Germanen,  die  in  dieser  Epoche  in  den  Gang  der  Geschichte 
eingreifen^  findet  man  in  der  Ältesten  Zeit  eine  Oi^anisation  kleinerer  Völker- 
schaften, femer  frühzeitig  anch  schon  das  Vorkommen  von  ViJlkerachafts- 
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bflndniflsen,  die  trotz  der  mdimentftren  stuilicheit  Orer^nisation  allmftblicli  za 

einer  Art  von  Staatensystem  sich  ausbildeten  (Cherus^kerbund,  Mailcogiamieti- 
bund).  Dabei  macht  sich  abei-  foi-twährend  ein  A!itHi,''onisiiuis  der  verschie- 
dPTieii  Strmtme  gc^m  einander  geltend,  der  seihst  in  spiitPien  Epochen  (in 
de»  deutsclieii  Keichszeit)  eine  einheitliche  staatliche  Verbindung  der  durch 
ethnische  und  kulturelle  Momente  verbnndenen  TeOe  whinderte.  lu  der 
Periode  der  Völkerwandennig  bekftmpfleii  sieh  die  gennftiiisehen  StAmme 
meistt'M!^  ganz  planlos.  Nor  der  Ostgothenkßnig  Tlieodorich  der  Große  hatte 
schon  einen  Plan  allirpmeiner  gennanischer  Koiifoederation  CTPgen  die  l'hi^r- 
macht  der  Franken  getalit  und  teilwoiso  diu cligetührt.  In  den  germanischen 
iStaateu,  die  in  den  röniisychen  Provinzen  gegründet  wurden,  kamen  die  ge- 
wifeermaßeu  uatQrlichen  und  wesentlichen  Elemente  der  Staatsidee  nur  zu 
ganz  nnTollkommener  Gdtang.  Der  kttltorelle  Abstand  der  Eroberer 
gegenüber  der  eingebonien  BeTölkeriuii:  und  der  Mangel  spezifisch  staatlicher 
Kultur  erklärt  jene  eigentümliche  Erscheinung,  die  sich  als  eine  Art  von 
villkenechtlichein  Zupammeiihestehen  der  germanischen  und  römi<tchen  Be- 
völkeiung  in  demselben  Lande  charakterisieren  läßt.  Vermöge  diesies  eigen- 
artigen internationalen  Zustandes  wurden  beide  Volkselemente  durch  einen 
Landfrieden  snsammengefaslten.  Auf  dieser  Omndlage  kommt  das  Prinzip 
der  Personalität  des  Rechts  zm  Geltnng,  wonach  die  unterworfenen  VOIker 
.ihr  eigenes  Volksieclit  behalten. 

-Mit  der  Annahme  des  Christentnnis  erhielten  die  Völker  ein  gemein- 
schaftliches Sitlengesetz  und  damit  die  Grundlage  einer  gleiclunäßigen  Ent- 
wicklung internationaler  Beziehungen.  Der  Gedanke  der  Einheit  und  Zusammen- 
geh(^keit  der  Völker  konnte  in  das  Bewußtsein  da*  Zdt  Antreten.  Allein 
dieser  Gedanke  der  Einheit  nnd  gleichen  Persönlichkeit  bescbrftnkte  sich  in 
der  praktischen  Betätigung  eben  nur  auf  die  christlichen  Staaten,  deren  Be- 
völkerung gowisserniaRen  eine  «'liristliclie  Nationalität  Inldete.  Pi*^  Betonung 
der  religiösen  UenieinschaCl  f**ihloli  jede  KHclitHgeuj^inscliaft  mit  andnisglaubigen 
Völkern  aus.  Üie  allgemein  menschliche  Wahriieit  der  (Tleichheit  der  Menschen 
nnd  Nationen  kam  nnter  dem  EinÜnfi  der  Kirche  nur  fllr  die  christliehen  Staaten  su 
praktischer  Geltung;  es  bildete  sich  dne  Art  von  Staatenfijstem  nnter  der  Auto« 
rität  des  Papstes  —  eine  christliche  Universalmonarchie.  welche  alle  christlichen 
Staat^^n  iMi?er  sich  begreift.  Infolge  der  Vei-bindiing  des  römisrli  deutsrhen 
Kaiiseruimis  mit  der  Kirche  entwickelt  sich  auch  ein  weltliche.s,  vorwiegend 
feudalistisches  Staaiensystem ;  aufUnglich  unterstützen  sich  die  beiden  Autori- 
täten, dann  aber  kommen  sie  in  Konflikt,  in  welchem  das  mittelalterliche  Ideal 
der  geistigen  und  rechtlichen  Einheit  der  Christenheit  verschwindet.  In  diesem 
Verbände  von  Staat  und  Kirche  hatte  sich  der  Papst  die  höchste  AutoritÄt 
und  ein  h'erht  der  Einmisrhung  in  die  inneren  und  änneivn  .^ntrelegenheiten 
der  katholischen  Staaten  lieigelegt.  wenn  eine  beiretrendc  .Angelegen heil  die 
Interessen  der  Kirche  und  das  kirchliche  Recht  berüliren  mochte.  Dai-aus  er- 
klärt sich,  daß  er  Kaiser  nnd  Könige  vor  seinen  Stuhl  vorlud  und  nach  Um- 
ständen geistliche  Strafen  gegen  sie  verhängte,  ja  selbst'von  der  Exkommnni* 
kaüon  Gebrauch  machte  [c.  6  X  (i,33),  c.  13  X  (2,1),  c  3  (2,10)],  wenn  die 
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Streitteile  sich  nicht  vergleichen  wollten.  Auf  dem  Boden  von  Anscliauunge», 
wie  sie  in  der  Bnlle  „Unam  sanctam"  Bonifaz  Vin.  (1302)  and  in  anderen 

Kundgebangen  des  Papsttums  zum  Ausdruck  kamen,  konnte  die  völker- 
rechtliche Idee,  welche  durch  die  Selbständigkeit  der  stHatliclien  Autorität 
nud  deren  Freiheit  von  konfessionellen  Voraussetzun^^en  bedingt  ist,  nicht 
zur  Entfaltung  kommen.  Eine  völlige  Verleugnung  der  Selbständigkeit  und 
Autonomie  der  Staaten  kam  in  der  Ermächtigung  einzelner  Staaten  zur  Er- 
obening  dritter  Staaten,  so  in  der  EnnSehtigong  Heinrichs  II.  znr  Eroberung 
Irlands  ond  in  anderweiten  Eingriffen  tum  Ausdruck,  die  den  Widerstand 
der  weltlichen  Autorität  hervorriefen,  der  mit  dem  Siege  der  letzteren 
(Investitunstri^it .  Konzilien  zu  Kon:ätanz  und  Basel)  endete.  Der  An- 
spruch auf  lieherrschiina:  des  Erdballs  kam  noch  am  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts in  der  Bulle  Alexauders  VL  (4.  Mai  1493>,  womit  der  Papst  die 
entdeckten  besw.  za  entdeckenden  überseeischen  GeMete  anter  Spanien  and 
Portugal  vnteüte,  zum  Ausdruck.  Anderseits  kommt  das  kosmopolitische 
Moment  Im  Bereich  der  christlichen  Staaten  des  Mittelaltei-s  in  manchen  Be- 
ziehungen zur  Geltung.  Mehrfach  gelang  es  den  Päpsten.  Streitfälle  durch 
Schiedsspruch  zu  entscheiden  und  blutii^e  Kriege  zu  verhüten.  In  der  Krieg- 
fühiung  wurden  (neben  brutalem  Mißbrauch  der  Gewalt)  uuter  dem  Eiuiluß 
christlicher  Sitte,  Fordemngen  der  HomanitiLt  and  Ehre  anerkannt;  hilfe- 
bedürftigen Personen  and  Gefangenen  wurde  unbedingter  Schatz  gewAhrt 
Die  Gottesfrieden  suchten  das  Fehdewesen  einzuschränken.  Im  Geiste  christ- 
licher Humanität  begannen  die  Bestrebungen  zur  Unterdrückung  der  Skht  v^Tei 
Ein  neues  Feld  der  Betätigung  der  christlichen  Völker  erötiiiete  die 
Begeisterung  für  die  Wiedergewinnung  der  heiligen  Statten,  die  der  Islam 
erobert  liatte.  Die  mit  religiösen  MotiTen  and  dem  Einfluß  der  Kirche  zn- 
sammenhSngende  Aktion  der  Erenzsüge  blieb  gerade  fär  die  Entfiiltnng  der 
völkerrechtlichen  Idee  nicht  ohne  fruchtbare  Wirkung.  Allerdings  vermochten 
die  neu  p^'>?i  iindeten  christlichen  Staaten  dem  machtvoll  vordringeTMlen  Moha- 
medanismus  gegenüber  sich  nicht  zu  erhalten,  .\llein  der  infolge  dei  Krenz- 
züge  lebhaft  entmckelte  Handelsverkehr  brachte  den  Occideut  in  eine  dauernde 
Verbindung  mit  d^  Orient^  ans  der  eine  mächtige  Anregung  auf  geistigem 
nnd  politischem  Gebiete  für  Europa  erwachsen  mußte.  Die  Aktion  bedeutete 
in  ihrem  Anfang  und  den  wechselvollen  Phasen  ihrer  l'ntwicklung  eine  be- 
deutsame Annäherung  namentlich  der  an  der  damaligen  llandelsbewegiii)!'^  in 
ensier  Reihe  beteiligten  südeuro{)»isehen  Staatswesen,  in  deren  (lefoli^e  das 
Bewußtsein  der  Solidarität  ihrer  Interessen  einen  mächtigen  Hebel  tiir  die 
Erkenntnis  ihrer  Gemeinaehaft  bildete.  Die  Notwendigkeit  des  Schutzes  jener 
Interessen  führte  nach  dem  Verschwinden  der  christlichen  Staaten  in  der 
Levante  zur  Abschließung  der  Kapitulationen;  die  Schaffimg  des  Konsular- 
instituts  und  einer  Reihe  anderer  Kinriclitungen  im  Interesse  des  Handels- 
verkehrs fWechselrecht)  und  seiner  Siclierlieit  war  das  Erg«  biiis  der  leliliatteii 
Haudelsbewegung  in  den  südeuropäischen  Städten,  den  Kaiidelsplätzeii  der 
LeTante  nnd  den  nordenropäischen  Handelsplätzen  (Hansa).  Die  Notwendig« 
keit  der  Anerkennung  von  rechtlichen  Regeln  trat  in  jener  Zeit  gerade  im 
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Interesse  eines  geordneten  und  sicheren  Seeverkehrs  hervor  und  ftttarte  zur 
Herstellungr  von  Sammlangen  der  im  Sebiffahrtsverkehr  seit  langem  herrschenden 

Oewohnheiten,  rirunlich  desConsolato  de!  mare»  der  BAI«  s  d'Ol^ron,  des 
Seerechts  von  Wigby  usw.  Kin  bf»dput?;amps  Symptom  der  Idee  einer  Tieclits- 
gemeinschaft  der  Völker  kam  im  Zusammenliaiij^  mit  der  >fisFinn  des  rönusch- 
deutschen  Kaisertums  in  der  Anerkeuuuug  des  romischeH  KeeliUs  als  gemeinen 
Rechts  aller  zivilisierten  Völker  (als  der  ratio  scripta  der  Menschheit)  zum 
Ausdruck.  Zivilisten  und  Kanonisten  beschäftigten  sich  mit  vielen  Problemen 
des  Völkerrechts,  die  erst  in  den  folgenden  Jahrhunderten  ihre  positivrecht- 
liche Lösung  finden  sollten.   Tier  weltliche  Charakter  des  Rechts  und  die 
Unabliäiit?i<^keit  der  staatlichen  Ordnniitr  von  kirrhlicht'r  Autorität  tritt  am 
Anfaii<r  des  14.  .Tabrhunderts  in  dtr  publizi.stisclien  Literatur,      bui  Wilhelm 
vun  Occam,  Alai.silius  von  Padua  u.  A.,  in  energischer  Weise  hervor.  Die 
Möglichkeit  von  gegenseitigen  Rechten  und  Pflichten  der  Staaten  wird  viel- 
fach nachgewiesen,  der  Friedenszustand  als  die  Regel  und  Bedingung  des  un« 
geschmälerten  Freiheitsgebrauchs,  der  Krieg  als  die  Ansnalinie  und  als  Übel 
erkannt.    In  den  T'iiti']su<-luinc:pii  über  das  Kriegsprobleni  tiilt  die  Frage 
ilbfr  die  rrsaclieii  dr^  pei  erlitnii  KrieKeh  in  d^n  Vcn  d^^igrund;  auch  zeigt  sich 
eine  entschiedene  Ablehnung  des  Fehderechi.'*  und  der  Repressalien.  Die 
literarische  Kritik  ruft  auch  schon  mancherlei  Reformen  in  der  Richtung  der 
Einschränkung  des  Fehderecht«  und  der  Umgestaltung  des  Repressalienrechts 
hervor.   Die  Erledigung  von  Streitfällen  vollzieht  sich  vielfarli  srlion  durch 
Verwertuns?:  der  guten  Dit-iist*'  und  der  VmiiittlnnLr  dritter  Mächte  —  abge- 
sehen von  den  seliori  olien  erwähnten  Fällen  scliiedsricijterlii'lirr  ETit^^cbeidnuG:. 
Abgesehen  von  der  ständigen  Vertretung  des  römischeu  bluhles  in  Byzanz 
und  am  Mnkischen  Hofe  beginnt  in  dieser  Periode  die  Bestellung  ständiger 
Oesandtschaften  nach  dem  Vorbilde  des  lebhaften  diplomatischen  Verkehrs 
der  italienischen  Staaten.    Der  enge  und  vielgestaltige  politische  Verkehr 
dieser  Staaten  und  dip  dor  korporativen  Idee  des  Mittolallers  tiif-prechende 
Verbindung  der  Städte  iiiiierliaib  großer  (iebiete  des  dainali^t-n  Europa  zur 
Pflege  gemeinsamer  Interessen  wirkte  uiäi  htig  auf  die  Erkenntnis  der  Not- 
wendigkeit von  rechtlichen  Normen  gegenseitigen  Verhaltens  der  Beteiligten 
und  förderte  in  jener  Zeit  in  bedeutendem  Matte  das  Erwachen  der  Völker- 
rechtsidee. 

Dem  maelit  Millen  .Auftreten  dt  s  Islari).  de-si  ti  rrligiiises  und  gleielr/eitiir 
politisches  Ziel  die  T'nterwerfiniLr  dei  Well  unter  ein  bestimmtes  religiöses 
Bekenntnis  war,  fehlte  von  vornlierein  jede  Beziehung  zu  den  notweudigeu 
Voraussetzungen  der  Völkerrechtsidee.  Die  Beröhrung  der  enropsischen 
Völker  mit  den  Arabern  war  indessen  nicht  ohne  wohltätige  Wirkungen  auf 
die  Entwicklung  der  europäischöB  Zivilisation  geblieben.  Im  Verlauf  der 
weiteren  (lesrhichte  der  Beziehungen  d^^s  i  h  tidents  zum  Orient  war  eine  Art 
von  Konipromili  der  «nnanflt-r  sfj  eiitgegengesetzirn  ^^'eltalISl•llauungen  auch 
auf  rechtlichem  Gebiete  unvermeidlich  geworden;  unlt.i  dem  Einfluß  der 
Macht  der  Tatsachen  und  von  Motiven,  welche  das  eigene  Interesse  zur 
Geltung  brachte,  vollzog  sich  auf  beiden  Seiten  ein  Verzicht  auf  die  ans 
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relij':iösen  Grundsätzeu  erfolgte  Ableliuung  einer  Ii«cliti>gemeinsclmft :  es  kam 
zar  AasbilduDg  eines  Vertragsverkehrs,  dem  sodauu  der  KoDsular-  und  Ge- 
sandtenyerkehr  sicli  angeecblossen  hatte,  bis  endlich  die  Tdllige  Emanzipation 
des  Völkerrechts  von  relii^iösen  Voraussetzungen  zur  f5nüichen  Aufnahme 
des  Hauptträgers  des  Mohamedanismns  —  der  Türkei  1856  —  in  die  Völker- 
rechtsgemeiuschaft  gefühl  t  liat. 

§  14.  Fort.setzun?;.  IV.  Das  15.  und  10.  Jnhrhiindei't.  Eine  zeit- 
lich scharfe  Abgrenzung  der  Phasen,  welche  die  Gescliichte  der  Völker- 
rechtsidee durchlaufen  mußte,  ist  natftrlich  aufgeschlossen.  Anfangs-  und 
Endpunkt  der  einzelnen  Perioden  greifen  ineinander.  Manche  f&r  die  Ent- 
Wicklung  bedeutsame  Elemente  äußern  schon  in  der  voraufgehenden  Periode 
ihre  Wirki^anikpit,  wMhrend  das  alto:p>;clilos«{enp  Krjjfpbnis  erst  in  der  foltrenderi 
PeiiiKie,  lii'i'voitritl.  Der  Gei.sf  <'\\UfV  iieiu-ii  Znit  und  eine  ne\u-  Wt^lt- 
anscliHuung,  die  im  Laufe  des  i:>.  und  it>.  Jahrhunderts  in  die  Entwicklung 
unserer  gesamten  Zivilisation  wirksam  eingreift,  ist  {luf  dem  hier  allein 
interessierenden  Gebiete  des  Bechts  doch  schon  in  manchen  Momenten  der 
politischen  Vorgänge  und  der  literarischen  Kundgebungen  am  Ausgange  des 
Mittelalters  walirnehmba!-.  AndpfSfits  vermochte  sich  aber  die  völkericclit- 
liclie  litt'«'  im  15.  und  IG.  -Jalii  liuml»'!i  t  noch  nicht  zu  voller  Anerkmiuing 
und  piaktischer  Entfaltung  duiclizuringen.  Die  allmähliche  Überwindung  des 
Feudalismos»  die  Emanzipation  des  Staats  von  kirchlicher  Autorität^  die  damit 
zusammenhängende  Entwicklang  der  SouTeränetät  und  die  als  wesentliche 
rechtliche  Eigenschaft  und  als  Bedingung  politischer  Wirksamkeit  im  innem 
nnd  nach  außen  erkannlo  Einheit  des  Staats  förderten  allerdings  die  Srhaffnncf 
einer  wesentlichen  Vuraussetzung  des  Völkerrechts.  Durch  die.sen  die  Herr- 
schaft der  modernen  Staatsidee  begünstigenden  Prozeß  bildete  sich  eine  große 
Zahl  von  selbstftndigen  Staaten,  die  nnter  dem  Einfluß  der  sich  mftchtig  ent^ 
wickelnd«!  Ealtar  der  Renaissanceperiode  sich  der  Erkenntnis  der  Solidarität 
ihrer  Interes.sen  nicht  verschließen  konnten.  Die  Wirkungen  der  neuen 
politischen  Grundlagen  des  damaligen  Europa  auf  die  Entfaltung  der  ^'("lker- 
rechtsidee  wurden  jeduc.li  dureb  ein»^  von  tiem  individuellen  Interesse  der  Sou- 
veräne diktierte,  vielfach  rücksichtslos  gewalttätige  Politik  gehemmt.  Unge- 
achtet dieser  einseitigen  Betonung  der  Einzelsonveränetftt  begegnen  wir  in  dieser 
Epoche  Erscheinungen,  die  nur  aus  dem  Bewußtsein  der  Skilidarität  wichtiger 
Interessen  der  Verkehr  pflegenden  Staaten  sich  erklären  la.ssen  und  heute  ab 
eine  bedeut-^anie  ^Manifestation  der  Völkerrechtsidee  l)ezei(  hnet  werden  müssen. 
Dahin  geliiiieu  die  in  jener  Zeit  abge.schlossenen  Miinzvei träge,  die  Verträge 
zur  Bekämpfung  des  Öeeraubs,  der  berühmte  Intercursus  inagnus  vom  Jahre 
1490,  abgeschlossen  zwischen  Heinrich  VII.  von  England  und  Philipp  dem 
Schonen  von  Burgund.  Gewissermaßen  als  Vorläufer  der  späteren  Kongresse 
und  Konferenzen  können  die  Konzilien  zu  Konstanz  1416  und  Basel  l  i:n  be- 
trachtet werden;  hier  finden  sich  zum  ei-stenmal  fünf  Hauptnationen,  alh  i  dings 
durch  ihre  Geistlichkeit  repräsentiert,  aber  doch  vereinigt,  um  über  mein- 
schattliche  (wenn  auch  nur  kirchliche)  Interessen  zu  verhandeln.  Auf  dem 
Kongi-eß  zu  AiTas  1435  (Beendigung  des  Krieges  zwischen  Frankreich  einer- 

6* 


üigiiizeü  by  VoüOgle 


68 


Emes  Buch.   Allgemeine  Lchreu. 


aeits»  dem  König  von  England  imd  dem  Herzog  Ton  Burgund  andeneits)  waren 
neben  den  Strdtteilen^  dem  Oeaandten  des  Papstee  nnd  des  Baseler  Konsils, 

das  denteche  Reich  und  eine  Beihe  anderer  Staaten,  die  Stadt  Paris  und 
andere  fianzösisclie  Städte  usw.  vertreten.  Dip  Verbindung-  der  Tsel fliehen 
und  geistlichen  Maclit  kam  liier  iiorh  7.11  voller  (Teltiing':  die  Entischeidunjj:  iu 
der  Sache  wurde  weü«nilich  von  den  (ie*jandten  de«  Pai»stes  und  des  Konzils 
zu  Basel  beeinflußt.  Eine  bemerkenswerte  Erscheinuug  des  15.  Jahrhunderts 
bietet  das  Projekt  eines  Bundes  der  chrisüidien  Forsten  dnreh  welchen  der 
böhmische  König  Qeorg  von  Podiebradden  Frieden  unter  den  christlifllien 
Völkern,  die  wirksame  Bek!inii>fiiii<?  der  Türken  und  die  friedliche  Austragung 
von  Streitfällen  auch  unter  Staaten,  die  dem  Bunde  nicht  angehörten,  sichern 
wollt*;.  Die  politischen  Z werke  des  Projektiv  (die  gegen  den  Kaiser  und  den 
Papst  gerichtet  waren)  und  der  Umstand,  daß  die  Voraussetzungen  der  Ver- 
wirkliebiing  einer  solchen  Idee  in  jener  Zeit  noch  nicht  gegeben  waren,  be- 
wirkten,  dafi  es  bei  einem  bloßen  Versuche  (gegenüber  Ludwig  XL  von 
Frankreich  und  der  Republik  Venedig)  geblieben  war.  Bemerkenswert  ist, 
daß  in  dem  den  beiden  Mächten  vorp:eIe£rtcn  Allianzentwurf  die  Schieds- 
gerichtisidee  mehrfach  verwertet  ist  —  handelte  es  sich  doch  am  die  Sicherung 
des  Weltfriedens! ') 

Können  wir  die  Entstehung  und  Ausbildung  des  Völkerreehts  im  ganzen 
als  das  Werk  fortschrdtender  Zivilisation  auffassen,  so  begreift  es  sich,  daß 
die  großen  Entdeckungen  am  Ende  des  16.  Jahrhunderts  der  Weiterbildung 
des  vr^lkerreclits  einen  mächtigen  Aufschwung  geben  mußten.  Das  erweiterte 
(ieljiei  liolitisclier  Betätigung  namentlich  jener  Mächt«,  die  damals  ihre 
politischen  Kräfte  im  Geiste  der  modernen  Staatsidee  so  mächtig  entfaltet 
hatten  (Frankreich,  Spanien,  Portugal,  die  Niederlande)  wurde  zwar  znn&chst 
zum  Schauplatz  wirtschaftlicher  und  politischer  Rivalitäten;  allein  die  Er- 
kenntnis der  Solidarität  der  Interessen  mußte  dem  Gedanken  der  Gemeinschaft 
der  rivalisierenden  Staaten  dorh  niäflitiir  Vorschub  leisten,  zumal  die  öffent- 
liche Meinung  und  die  Publizistik  die  in  jenem  Wettkampf  der  Mächte  zahl- 
reich vorkommenden  Verletzungen  des  Rechts  energisch  niilibiiligte,  die  Macht 
der  dffentlichen  Meinung  aber  schon  in  Jener  Zeit  nicht  ganz  unbeachtet 
bleiben  konnte.  So  wurde  der  Gedanke  der  internationalen  Gemdnsehaft 
trotz  der  zahlreichen  Konflikte  und  Machtvei-schiebungen  durch  Gewaltakte, 
welche  die  Nerration  der  Gleielibereohtis-unc  der  Staaten  bedeuteten,  wach  er- 
halten. Klarer  und  mäclitif^er  traten  dii'  Idee  des  sogen,  freien  Ötaaten- 
systems  d.  L  die  Idee  der  Selbständigkeit  und  rechtlichen  Gleichheit  der 
Staaten  mit  dem  Anfang  des  16.  JahrhundertSi  zugleich  auch  die  Anfänge 


1)  Vgl.  Schwitzky  a.  a.  0.,  der  im  Hinblick  ;mf  obiges  Projekt  mit  Recht  hervor- 
bebt (Ö.  2),  dafi  die  Aoucbt,  nach  welcher  Heinrich  IV,  von  Finnkfoich  und  Sully  /iiorst 
d«i  Oedanken  eines  allp^eincn  Friedens  zur  Acisfülimng  bringen  wollten,  nicht  zutreffend 
i»t.  Iii  (Iri  T.it  ist  jenes  Projekt  de«  Königs  von  Kohmen,  das  dieser  anf  Anregung  neinos 
Kaiizl«"  iiini  ontwoifen  Ii;ir,  der  erste  Versuch  dieser  Art.  In  Amn  1  i*.  2  wird  übrigens 
eine»  aiinlicueu  literaritu'hen  Versuchs  des  FraDzoacn  Dubois  vom  Jahre  mm  {i)o  recupcrati- 
OM  luctw)  fedaofat,  »af  die  Walter  8 eh Qc klag  den  Verf.  aufmerkim  gemacbt  hat 
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einer  Idee  des  enropäischeii  Gleichgewichts  hervor,  sodafi  von  da  an 
die  VwbiiMlnngen  unter  den  Staaten  anf  Verhinderang  einer  Suprematie  eines 

einzelnen  Staates  oder  gegen  das  System  der  Unirersalmonarcbie  (Prinzipat- 
system)  gerichtet  sind.  In  engerem  Bereich  (innerlialli  der  italienischen 
Staaten)  war  der  Gedanke  des  politischen  Gleichjrewiclit.s  schuu  im  15.  Jahr- 
hundert in  einer  Allianz  des  päpstlichen  Stuhles,  Florenz,  Mailand,  Neapel 
nnd  Venedig  hervorgetreten  <)•  Seit  dem  Eintritt  des  Gedankens  des  politischen 
Gleichgewichts  in  die  Politik  des  westlichen  Eoiopa  war  damit  zweifellos 
ein  bedeutsamer  Faktor  der  Befestigung  des  europäischen  Staaten^tems  und 
damit  die  GiimdUige  für  die  ernstlichp  Aneikennnn^  von  gegenseitigen 
Rechten  und  Ptlicliten  der  Staaten  f,^et?eben.  Unter  seinem  Einfluß  stand 
schon  in  dieser  Periode  die  groüe  politische  Aktion  der  eiiropäischeu  Politik 
gegen  die  Prinzipatsbestrebuugen  Karls  Y.  Die  zahlreichen  Kri^e  der 
folgenden  Periode  stehen  vorwiegend  im  Zusammenhang  mit  den  politischen 
Aspirationen  nnd  der  Eivalität  der  Häuser  H&bsburg  nnd  Bourbon;  den 
übrigen  Staaten  blieb  infolge  des  Einflusses  dieser  beiden  Mächte  und  der 
damals  herrschenden  dynastischen  Politik  vielfach  nur  die  Wahl,  sieh  der 
einen  oder  anderen  Macht  anzuschließen,  wobei  nur  das  individuelle  Intensse 
den  Ausschlag  gab.  Die  Weiterbildung  dcä  modernen  Staates  in  seiner  abso- 
lutistischen  Gestalt  hatte  aber  schon  in  jener  Zeit  den  vSlkerreditlichen  Ge- 
danken der  Staatengemeinschaft  im  Gegmsatz  zur  Gemeinschalt  ihrer 
Lenker  in  den  Vordergrund  gerückt  nnd  damit  ein,  wenn  auch  vorerst  nur 
mäßiges  Oej^en^j-ewicht  der  ansschlieDlich  dynastischen  Politik  geschaffen. 
Mit  dieser  Knt wicklinitr  ist  dann  auch  die  AuijsrhFidung'  de.s  Einflüsse«  kon- 
fessioneller GesichisjHiukte  aus  der  internationalen  Politik  gleichen  Schritt 
gegangen,  ein  Ergebnis,  das  allerdings  schon  in  der  Mheren  Periode  in  die 
Erscheinung  getreten  war,  in  t6.  Jahrhond^  in  der  Anknftpftng  von  inter- 
nationalen Beziehungen  mit  der  Türkei  (Franz  T.  und  Heinrich  II.  von 
Frankreich)  zum  Ansdi  iick  kam.  Hie  völkerrechtliche  Sanktion  dieser  Au- 
schauuni'-  nnd  die  völkerrechtliche  Aiierkennnnfj  der  Gemein.schaft  der  ^rleich- 
berechligLcn  souveränen  Staaten  Europas  vollzog  sich  aber  auf  dem  bedeut- 
samen Kongreß  der  Mftchte  8U  Münster  nnd  Osnabrfick  nnd  in  dem  einen 
Wendepunkt  in  der  Entwicklung  des  Völkerrechts  bildenden  Westphäli- 
sehen  Friedens  vertrage  vom  21.  Oktober  t6iS. 

!  >  Fortsetzung:.  V.  Vom  Wostpliälischeii  Krirdeii  bis  zur  fraii- 
zÖNiHchen  Itt'volution.  Ks  ist  schon  oben  (S.  2&Ö".)  der  wesentliche  Anteil, 
den  die  Wissenschaft,  vor  allem  die  wisseusckafllicbe  Tat  des  Hugo  Grotius, 
an  der  bedentsamen  FOrdemng  der  vOlkerredttliehen  Idee  in  der  internationalen 
Praxis  dieser  Epoche  aufweist,  betont  worden.  Der  wissenachaftlichen  Tat 
des  Gr ot ins  folgte  der  Westphälische  Frieden,  dessen  Inhalt  und  Geist  als  das 


1)  Vgl.  Ny»  Ii  X\V,  34  ff.,  der  auch  au  der  llaud  \uu  UiiiLciiudiui  ^Gtstli.  Italiens 
vun  1492  bis  1532)  danaf  aufmcrktuun  macht,  daB  es  Lurcnzu  von  .Medit-i  war,  der  sich  des 
Fildes  lies  deich pcwirhtp  nn  der  Waagp  bediente,  als  er  den  Wiileistand  fretreii  die  Ver- 
größerung der  bedeutenderen  Jilaalen  Italieua  und  die  Erhaltung  des  Gleichgewichts  tm  aütig 
aiklirte. 


Digitized  by  Google 


70 


Ente»  Bocli.  AllganclM  Lehna. 


politische  Ergebnis  jener  Bewegung  anfgefaSt  werden  darf,  die  durch  das 
Werk  des  Grotius  angeregt  worden  war.   Der  Gedanke  der  internationalen 

Gemeinscliaft  und  der  Gleichberechtignng  iliror  Mitpflieder  kam  das  erstemal 
in  dem  Zusammentritt  eines  Koh^H'Pssps.  an  dem  alle  bedeutenderen  Mächte 
Europas  (mit  Ausnahme  Euglauds,  liuülauds  und  Poleusi  beteiligt  waren,  auch 
zu  formeller  Geltung.  Die  Beteiligung  an  der  Ordnung  der  wichtigsten  An« 
gelegenheiten  war  nicht  mehr  abhängig  von  konfessionellen  nnd  staatsrechtliehen 
Voraos^tzungen  (Monarchie  oder  Republik);  die  Paritftt  der  Katlioliken  und 
Protf'stanten  wurde  rückhaltlos  bezüglich  der  reichsrechtlichen  Verhältnisse 
anerkannt,  l^leibonde  Redentnnsr  hat  die  Anerkennung  gewisser  konfessioneller 
Befugnisse  in  dtu  einzelnen  Tenitorieii  (\vie  z.  B.  das  Recht  der  devotio 
domestica  simplex  für  jede  Konfession  und  die  Anerkennung  des  Besitzstandes 
nach  dem  sogen.  Nomaljahr  —  1.  Januar  1624).  Die  Ordnung  der  Terri- 
torialverhältnisse des  deutschen  Reiches  führte  zui-  Anerkennung  der  Landes- 
hoheit der  zahlreichen  Mitglieder  des  Reiches;  die  Schweiz  nnd  die  Nieder- 
lande erlangten  volle  staatliche  Selbständigkeit. 

Der  Westphälisclie  Frieden  verköi  ]>ei  te  die  vullvei  i  e(  hlliclje  Idee  in  .so 
bedeuLsHUier  Weise,  daß  er  notwendig  /.um  Ausgangspunkte  der  Regeluiiij 
aller  jener  inteniationaten  Lebensverhältnisse  werden  mnftte,  welche  das  rege 
politische  Leben  der  folgenden  Zeit  hervorbrachte.  Mit  dem  Gedanken  der 
Gemeinschaft  war  vor  allem  die  rechtliche  Ausgestaltung  des  Gesandtschafts- 
wesens als  eminent  internationaler  Institution  verknüpft.  Im  Zusammenhang 
mit  der  Machten tfaltun^  der  großen  Seemächt«  und  den  zahlreichen  Streit- 
lUllen,  welche  der  vielgestaltige  Kampf  um  die  Suprematie  zur  See  mit  sich 
brachte,  steht  die  allmähliche  Ausbildung  von  Rechtsnormen  aber  Blokade. 
Eriegskontrebande,  Wegnahme  von  feindlichen  Schiffen  nnd  feindlichen  Waren, 
die  Stellung  der  Neutralen,  das  Visitationsrecht,  die  Prisengerichtsbarkeit, 
vor  allem  aber  die  Anerkennung  des  Grundsatzes  der  Freiheit  des  offenen 
Meeres. 

Die  Schaffung  und  Anerkennung  so  vieler  neuer  Staaten,  die  sich  aus 
eigener  Ei-aft  gegenüber  den  Aqiiratfonen  der  gleichzeitig  immer  mächtigmr 
im  europäischen  Konzert  auftretenden  Großmächte  nicht  zu  eihalten  vermochten, 
rückte  den  Gedanken  der  Erhaltung  des  politischen  Gleichgewichts 
in  den  Vordergrund;  jedenfalls  hängt  die  politische  Bedeutung  des  West- 
phälischen  Friedens  der  Sache  naeh  auf  das  engste  mit  dem  Grundgedanken 
und  den  eventuellen  praktischen  Konsequenzen  zusammen,  welche  die  kleineren 
Staaten  zum  Schutz  ihrer  Selbständigkeit  zu  ziehen  die  Freiheit  behalten 
nufilen.  Zn  formeller  nnd  ansdröcklicher  Anerkennung  kam  das  Prinzip  der 
Erhaltung  des  europäischen  (;ieie]iu-e\viclils  allerdimr^  ^^rst  im  F'rieden  von 
Utrecht  1713,  durch  den  die  Eroberungskriege  Lndwisis  XIV.  iiiren  Abschluß 
fänden  und  die  Machtverhältnisse  des  damaligen  KuKiiia  aul  der  (irundlacfe 
jenes  Prinzips  eine  neue  Gestaltung  fanden.  Nach  dem  Mi  Jahre  dauernden 
verheerend«!  Kriege  war  der  FriedenssclilnD  des  Jahres  IG  IS  gewiß  zugleich 
eine  Manifestation  des  allgemeinen  Friedensbedttrfnisses;  allein  die  Ereignisse 
der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  zeigen  doch  zu  deutlich,  daß  selbst 
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die  solenne  Anwkennnng  der  inteniatioiiaiea  Qemeinsebalt  und  dar  gleiolicai 
rechtlichen  Stellung  ihrer  Mitglieder  der  Tölkerrechtsidee  nicht  jene  praktische 

Bedeutung  für  die  Zukunft  gewährleisten  konnte,  um  jener  Gemeinsobaft  die 
Segnungen  einer  Friedensordnung  7y\  '^i'^lietn.  Die  Betätici-nnf^  des  ünter- 
nehmungsgeistes.  der  Erwerb  gi'oliei  überseeischer  Gebiete  und  deren  Koloni- 
sation führleii  zu  einem  Wettbewerb  der  Mächte,  in  dem  das  einseitige  In- 
teresse an  der  Gewinnung  Ton  Beichtum  und  politischer  Uneht  den  Gedanken 
gleichberechtigter  Verwertung  der  neuen  Ealtnrfoktoren  ersticken  mußte. 
Die  FÄlle  der  Kollision  legitimoi  Interessen  häuften  sich;  die  an  dem  niari> 
tiraen  und  kommerziellen.  Wettbeweib  jener  Zeit  beteiligten  Mächte  Spanien, 
Portugal,  die  Niederlande,  Frankreich  und  England  befehdeten  einander  in 
hartnäckigen  Kämpfen,  in  denen  die  Behauptung  und  Gewinnung  der  Supre- 
matie znr  See  das  maOgebende  Ziel  bildete.  Das  Ergebnis  dieser  Kämpfe 
war  der  Übergang  dieser  Saprematie  von  ihren  bishwigen  TrSgem  (Spanien, 
den  Niederlanden)  auf  England  und  der  politische  Niedeiig;ang  jener  Mächte 
im  europäischen  Konzerte.  Der  Zusammenhan^^^  der  sresamten  enroi)äischen 
Politik  und  die  Verschiebung  der  Marhtverhiiltnisse  infolge  der  Streitfälle 
jenei-  Zeit  äußerten  ihre  Wiikung  auch  auf  die  Stellung  der  übrigen  Staaten 
des  europäischen  Eontiuents.  Sdtweden  bflSte  seinen  Einiluft  ein,  Preußen 
rikckte  in  die  Stellong  einer  maßgebenden  Großmacht  und  mit  dem  Frieden 
yon  Nystädt  1721  tritt  HuOland  als  Großmacht  nun  auch  ftrmlich  in  die 
euroimisclie  Staatengemeinschaft  ein.  Der  krieo^erisclieii  BewP2:ung  jener  Zeit 
eiit.siii  iciit  ilie  ^roße  Zahl  von  Friedensverträgen  innerhalb  einer  verliiütnis- 
mäßig  kurzen  Periode.  Im  Vordergrund  stehen  die  durch  die  Eroberungs- 
politik Ludwigs  XIV.  veranlaßten  Streitfälle,  die  durch  folgende  Friedens- 
verträge erledigt  wurden:  die  Kriege  zwischen  Frankreich  und  Spanien  durch 
den  Pyrenäenvertrag  IÜ59  und  den  Aachener  Verti  atr  l(i>iS  (Tripelallianz  Eng- 
lands, Hollands  und  Schwedens  gegen  Frankreich) ;  der  Frieden  vonNiinwesjen  1678 
beendifrte  den  Krieg  Frankreichs  ge^'en  Holland,  in  den  auch  andere  flächte 
verwickelt  wurden;  dei  Krieg  zwlsclien  Frankreich  einerseit^ä  und  England, 
Spanien,  Deutschland,  Holland,  Dänemark  und  Savoyeu  anderseits  wurde  durch 
den  Frieden  von  Ryswick  1668,  jener  swtschen  Frankreich  und  Spanien  einer- 
seits nnd  Deutschland.  England,  Holland,  Portugal,  Savoyen  anderseits  (spani- 
scher Sukzessionskrieg)  durch  die  Verträge  von  Utrecht,  Rastatt  und  Baden 
1 7  n.  1 7 1 1  beendigt.  Anderweite  S»  reit  fälle  wurden  durch  die  Verträge  von  Roeskild 
165b,  Oliva  lijtjd,  Kopenhagen  lüOD,  Kardis  lüül,  Carlowitz  1699,  Nystädt  1721 
erledigt.  Unleugbar  liegt  in  diesen  zahlreichen  Kriegen  innerhalb  eines  ver- 
hältnismäßig kurzen  Zeitraums  ein  Zeugnis  daf&r,  daß  die  Idee  des  Völker- 
rechts als  einer  Friedensordnung  in  der  praktischen  Politik  der  damaligen 
Zeit  sich  noch  nicht  befestigt  hatte.  Umso  auffälliger  erscheint  es,  daß  gerade 
in  jener  Zeit  die  Syniiitoine  einer  Gemeinschaftsordnung  der  Verkehr  pflegen- 
den Staaten  mit  voller  He>tiinmtlieit  hervortruteii ;  es  er^ribl  sich  dies  vor 
allem  aus  der  das  Hewuüt.seiu  der  luteresseusolidat  itat  bekundenden  Teilnahme 
SO  vieler  Staaten  an  den  xur  Ordnung  betreffender  Streitfälle  zusammen- 
getretenen Kongressen  zu  Nimwegen  1675,  Braunschweig  1697  nnd 
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Utrecht  171S,  ferner  daraus,  datt  in  den  Verhandlungen  dieser  Kongresse 
in  lahlreichen  diplomatischen  Aktenstficken  von  der  Sicherheit,  Snhe,  dem 
Frieden  und  der  Freiheit  Europas  die  Rede  war.') 

Mit  dem  mächtigen  politischen  und  kulturellf-n  Fortscliritt  Preußens  und 
der  uütvsviKiijren  Zunahme  des  Eindiisses  diesHs  deulücheu  Gliedsiaatj^  auf  die 
Gestaltung  der  Angelegenheiten  des  deuiticheu  Reiches  war  der  Antagonismus 
gegenüber  der  an  der  Spitze  des  Reiches  stehenden  habsbnrgiseben  Macht  von 
selbst  gegebra.  Die  nnvermeidliche  RivalitHt  der  beiden  Mftehte  ffihrte  zu 
neuerlichen  kriegerischen  Konflikten  in  dieser  Periode,  an  denen  die  führen- 
den Mächt*'  der  europäischei;  Staaten  i'Knjrland  und  Frankreicli)  und  eine 
Heihe  anderer  Staaten  (Spanien,  Holland,  I5ayern.  Sachsen)  heteilif,^  waren. 
In  den  der  Erledigung  dieser  Streillalle  gewidmeten  Veriiuuüiungeu  war  das 
im  tJtrechter  Kongreß  gewissermaOen  sanktionierte  Prinzip  des  europäischen 
Gleiehgewidits  neuerlich  verwertet  worden.  Es  kommen  hier  Tomehmllch 
in  Betracht  die  Fried«ischllksse  zu  Aachen  174B'X  Httbertsburg>)  und 
Paris  1763.^) 

Ein  für  die  Weitf^rbildinig  der  Vüikergemeinscliatt  und  tl es  Völkerrechts  he- 
deutsamer  Vorgang  vuUzug  sich  am  Schlüsse  dieser  Periude  durch  die  Anerkennung 
derSelbsttaidigkeit  der  Vereinigten  Staaten  Ton  Nordamerika  in  dem  Friedeiis- 
vertrag  von  Versailles  1783.  In  dem  mit  diesem  Ergebnisse  beendigten  und  den 
zahlreichen  sonstigen  Seekriegen  dieser  Epoche  war  infolge  des  Mangels  eines 
ausgebildeten  Neutralitätsrechts  die  Stellung  der  nnbeteilig:ten  Staaten  gegen- 
über der  uneitig^eschränkten  Willkür  der  Belligerenten  eine  durchaus  prekäre 
geworden.  Der  Weg  der  Abhilfe  war  mit  der  Natur  der  solidarischen  In- 
teressen der  Neutralen  gegeben.  Er  brauchte  nur  mit  einer  entBcheidenden 
Tat  der  an  einem  wirksamen  Rechtsschutz  interessierten  Hftchte  beschritten 
zu  werden.  Dies  {geschah  durch  die  bewalfiiete  Neutralität  des  Jahres  1780, 
die  auf  Initiative  der  Kaiserin  Katharina  TT.  von  Tiuijland  den  Versuch  machte, 
die  Mächte  für  die  Anerkennung  einci-  rationellen  Ordnung  der  Interessen  der 
Belligerenten  und  Neutralen  zu  gewinnen  und  die  Grundlagen  eines  allgemein 
anerkannten  Seekriegsrechts  zu  schaffen.  Dem  gleichen  Zwecke  dner  «r^ 
schöpfenden  Normierung  des  Seekriegsi-echts  dienen  Übrigens  in  derselben  Zeit 
die  Verträge,  welche  die  Nordamerikanische  Union  in  der  Zeit  von  1778  bis 
17S5  niit  P2ngland,  Holland,  St'liweden.  F'i  iuikreicli  und  Prt'ulien  aburnsclilopsen 
hatte,  unter  denen  namentlich  dw  mit  Friedrich  II.  von  Preußen  abgeschlossene 
Vertrag  besonders  hervorragt. 

Das  wichtigste  Ereignis,  mit  dem  diese  Periode  abscblieftt  und  eine 
neue  Epoche  der  Weiterbildung  des  Volkerrechts  beginnt,  ist  die  französische 
Revolution. 

§  16.  Fortsetzung.  YT.  Ton  der  fninzoHischen  Kevoliition  his  zum 
Pariser  Kongreß  des  Jahres  1856.  Bekanntlich  erschöpft  sich  die  Be- 

1)  Darauf  macht  Nys  I  27  in  zutreffender  Weise  aufmerk.sjim. 

2)  Oc«terreic]i,  Fa>uDcn,  England,  Fnnkrdcfa,  üulland,  Spanien,  SsKUnien,  ixtav*. 

3)  Oesterreich,  Preußen,  Sacliscn. 
4J  England»  Fnmkreich,  Spaniflo. 
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deutung  der  ersten  französischen  Revolution  nicht  in  der  BeseitiguDg  des 
nnertrftglich  gewordenen  ancien  r^ne  and  der  Konstitaienuig  Frankreiehs 

auf  der  Grundlage  der  politischen  Freilieit.  Die  welthistorische  Bedentong 
dieses  F^ieif^nisspf;  lie^t  vielmehr  in  den  Resultaten  jener  großen  geistigen 
Bewegung  des  is.  Jahrhunderts,  die  in  ihren  praktischen  Wirkungen  alle 
Seiten  des  sozialen  Lebens  berühren  mußte.  Es  wurden  alle  inichtigen  so- 
zialen Probleme  an  der  Wurzel  erfaßt.  So  erklärt  es  sich  von  selbst,  wenn 
der  oniveraelle  (an  die  Natur  des  Menschen  nnd  der  Oesellschaft  anknüpfende) 
Ideengang  der  damaligen  Zeit  Aber  dixs  Gebiet  der  individuellen  nnd  Volks- 
freiheit hinaus  in  das  Gebiet  der  Völkergemeinschaft  getragen  wurde  und  fttr 
die  Mitglieder  dieser  Gemeinschaft  unter  Ableliminar  der  Herrschaft  der 
Gewalt  volle  Freilieit  und  Aiitunomie  forderte  Im  Bereich  die^ser  Ideen 
mußte  dem  Völkerrecht  ein  von  deia  Glauben  uud  der  Konfession,  aber  auch 
von  der  Natiöoalitftt  unabhängiges  alle  Völker  des  Erdballs  umfassendes  Hen> 
schaflsgd}iet  vindiaert  werden.  ErfttUt  von  dem  Grundgedanken  und  den 
naturrecbtlicben  Voraussetzungen  der  Erklärung  der  Menschenrechte**, 
gelangte  man  für  das  soziale  Lei  :i  ii  r  ]ker  zu  denselben  Forderungen 
au  die  Regelung  der  internationalen  iiezieiiuntren  und  Lebensverhältnisse'):  in 
letzter  Eeihe  handelte  es  sich  um  die  aus^ichiießliche  Herrschaft  deä  Hechts 
auch  in  dei'  Völkergemeinschaft^  wie  sie  in  erster  Reihe  f&r  das  soziale  Leben 
dw  Individuen  im  Staat  zur  Geltung  kommen  sollte.  War  das  Recht  zur 
Bedingung  der  freien  Betätigung  nnd  Sicherlieit  der  Staaten  geworden,  dann 
bedurfte  es  keines  künstlichen  politischen  Mittels,  wie  es  das  Prinzip  der  Er- 
haltung des  europäischen  Gleichgewiclits  war,  um  sich  gegen  einseitig:«  Ma^ht- 
erweiterung  ehrgeiziger  Staaten  zu  schlitzen.  Allein  die  den  Anfang  uud  li'  ort- 
gang  der  Revohitiim  beherrschende  Gewalt  und  die  Gefiihr  des  Ubergreifens 
der  revolntionftren  Bewegung  in  die  traditionelle  Ordnung  der  Übrigen  Staaten 
verhinderte  zunächst  die  Verwirklichung  aller  Bestrebungen  nach  dauernder 
Herrschaft  der  Vcdken  eclitsidee.  Die  revolutionäre  Propaganda  rief  die 
Koalition  t?e»en  Fraukreicli  hervor  und  in  zahlreichen  blutigen  Krieg-en  trat 
das  Völkerrecht  völlig  in  den  Hintergrund;  die  letzten  spurtiu  des  europäi- 
schen Gleichgewichts  waren  dem  Ehrgeiz  Napoleon  I.  gewichen;  auf  den 
Trttmmem  der  eroberten  Staaten  ersteht  ein  Napoleonisches  Prinzipat^tem, 
dessen  Vülkmecbtswidrigkeit  und  innere  ünhaltbarkeit  den  Zusammenbruch 
verursachte,  der  sich  in  den  Verträc^en  vom  HO.  März  ISl  l  und  No- 
vember 1815  vollzogen  hatte.  Die  WiederherstellunfT;  dei-  Ürdnunfr  und  Herr- 
schaft des  Völkerrechts  war  das  groUe  Ziel,  welches  der  Wiener  Kongreß 
sich  gesetzt  hatte.  Indessen,  schon  der  Umstand,  daß  die  Intoirasm  der 
OroBmflchte  zum  Schaden  der  kleineren  Machte  in  den  Vordergrund  gestellt 
wurden,  und  der  konservative  Grnndzug  der  Verhandlungen  auf  eine  wirksame 
Bekämpfung  der  neuen  Ideen  gerichtet  war.  verhinderten  die  durcligreifende 
Weiterbildung  des  Völkerrechts.  Wichtige  Probleme,  welche  die  lange  Kriegs- 

I)  Abb6  Gregoire  redifjierto  eine  D^claration  du  droit  d««s  <:cm.  Das  Projikt  wurde  in 
der  NatioDalvenamoilnog  {2b.  Oktober  1192)  angeaoiQiaeu,  dagegen  von  dem  Cuuvcnt  lTi)5 
im  fiinbUek  auf  die  amwlrdge  Qtfalir  verworfen. 
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zeit  auf  allen  Gebieten  des  Völkerrechts  zutage  gefördert  hatte»  blieben  un- 
berührt, so  L.  B,  die  wichtige  Materie  des  Neutralitätsreclits,  obwohl  die 
Praxis  des  damalifrtii  Sepkiie-rs  die  Oiimdsätze  dt-r  liewaifiieten  Neutralitat 
von  1780  und  je^er  vuu  1S(M)  niibaclitt  nd  alle  rechtliehe  Orduuugf  auf  diesem 
Gebiete  vemichiet  iiatte.  Die  positiven  Erfolge  des  Kongie4!ses  liegen  vor 
allem  auf  dem  eigentlich  politiüchea  Gebiet,  in  der  Herstellung  einer  neuen 
OrdnoDg  vnd  des  Gleichgewichts  der  Mächte  (Vorbereitang  der  Konstitoi^nng 
des  deotschen  Bandes  und  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  Xeuttali- 
sierung  der  letzteren,  Gründung  des  Königreichs  der  Niederlande,  der  Real- 
Union  vnn  Srliweden  und  NorwegeUj  Restauration  der  Dynastien  in  Spanion. 
Sardinien,  Toskana,  Modena  und  der  i)up.>ilichen  Herrsciialt);  für  die  Weiter- 
bildung des  Völkerrechts  bedeutsame  Beschlüsü«  waren  die  folgenden:  es 
wurde  ein  B^glement  fDr  die  Klassifikation  der  diplomatischen  Agenten  fest- 
gestellt»  das  Verbot  des  Negerhandels  sanktioniert  und  die  Freiheit  der  Schiff- 
fahrt auf  internationalen  Flttssen  als  Prinzip  des  allgemeinen  Völkerrechts 
anerkannt. ') 

Scheinbar  im  lulertsse  der  Hetestigiing  der  durch  die  voranfgehenden 
Ereignisse  schwer  erschüLiei  ten  völkerrechtlichen  Ordnung  griü  noch  im 
Kongreßjahre  dne  Aktion  der  SoaTeräne  von  Oesterreich,  Preußen  und  Ruß-' 
land  in  den  Gang  der  Politik  und  die  Entwicklang  des  Völkerrechts  ein,  die 
geeignet  war.  maßgebende  Voianssetznngen  der  Geltung  und  Tlerrechaft  des 
Völkerrechts  in  Frage  zu  st*  Hi  n,  in  .fahrhunderte  langer  Entwicklung  hatte 
sich  die  Uberzeugung  befe.stigt,  daÜ  die  völkerrechtliche  Ordnung  ohne  die 
rückhaltlose  Anerkennung  der  Selbständigkeil  und  rechtlichen  üleichbeit  der 
Staaten,  sowie  der  Freiheit  von  konfessionellem  BinfluB  nicht  gedacht  werden 
kann,  und  daß  das  Objekt  jener  Ordnung  wesentlich  nur  in  den  Beziehungen 
der  Staaten  und  nicht  der  Staatsoberhäupter  zu  erkennen  ist.  Allein  jene 
Aktion  —  dif^  sogen,  heilige  Allianz  (geschlossen  /.n  Paris  am  26.  September 
1815)2)  war  das  ausschließliche  ^^'erk  der  drei  Souveräne''),  stellte  das  Völker- 
recht, die  nationale  und  internationale  Politik  einseitig  in  den  Dienst  kon- 
fessioneller Moral  und  inaugurierte  —  wie  die  Geschichte  der  Petiode  von 
1815—1840  zeigt  —  die  Herrschalt  einer  Art  natürlicher  Aristokratie  der 
fünf  Großmächte  (Pentarchie),  sodaß  diese,  so  lange  sie  einig  waren,  ein 
Protektorat  über  die  anderen  Mächte  au!=;nl)ten.  Das  leitende  Prinzip 
der  Politik  war  das  (von  Talleyrand  formulierte)  Prinzip  der  Legitimi- 
tät. Es  handelte  sich  nicht  bloß  um  die  Wahrung  der  puli tischen  Neuge- 
staltang  Europas  durch  den  Wiener  Kongreß;  es  sollten  auch  die  bestehenden 
Verfassungen  und  regierenden  Dynastien  aller  Länder  der  europäischen  Völkei*^ 


i)  nie  DokumoDtc  s.  be!  FI('i>('liniaiiii  ."i.  17.  1"^.  2:;  und  den  A(!diti(m;i!.'irtikel  znni 
zweiten  Fariaor  Fried««  vom  20.  Kuvcinbcr  l!>15  bctrcffcud  die  Abulition  de»  ^^cgcrhandcU 
(rieUchiQknn  22). 

2|  Siehe  «la»  Dokument  bei  Fleisch  mann  11». 

3)  Um  deswillen  lehnte  der  Rejjent  von  Enf^l.ind  —  der  nachmalige  Koni};  Georg  IV.  — 
dca  Beitritt  ab,  weil  die  ejigUsdic  Vcrfaitöuug  die  Cuntntöiguatur  diplomatiacbcr  Akt«  darch 
den  verantwoitliclicn  MbiiBtcr  foidett. 
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Ikmilie  gegen  Bewegungen  der  Bevölkerong  im  Interesse  der  Einführung 
konstitutioneller  EinriehtimgeB  wirksam  geschlitzt  werden.  Sollten  diese  Ziele 
im  gegeiMnen  Falle  aadi  yer^-irküclit  werden,  dann  bedurfte  es  auch  even> 
tuellen  Eingreifens  mit  Maclitmittehi;  in  der  Tat  hatte  die  heilige  Allianz 
unter  Verleufjmm^r  der  Gi  uiidlagen  des  Völkerrechts  und  des  damit  gegebenen 
G^und^atze.s  der  Nichiiutervf.niion  sich  ein  Recht  der  Intervention  in  den 
Angelegenheiten  dritter  Staaten  angemaßt.  Die  von  solchem  Geiste  beherrschte 
Politik  der  Groftmftdite  kam  in  den  BeeeblOssen  der  Eongresae  zu  Aaehen 
1818,  Troppaa  1820,  Laibach  1821  and  Verona  1822  zu  uneingeschr&nkter 
Anwendinijr:  es  fanden  die  Interventionen  in  Neapel,  Piemont  1821,  in 
Spanien  1S2:^  und  Portus:al  1S26  statt.  Der  Ver.siicli,  zu  Gunsten  Spaniens 
gegen  die  revolutionäre  Hi  wetruiif*'  in  den  siiUauierikanischen  Kolonien  zu 
intervenieren,  veranlagte  den  dipioniatisclien  Widerstand  der  Nurdamerikani- 
flcken  Union;  in  der  Botschaft  des  Präsidenten  Monroe  vom  2.  Dezember 
1823  wurde  erkUrt^  daft  die  Union  eine  Intervention  enropiischer  Mächte  in 
Angelegenheiten  amerikanischer  Staaten  nicht  dulden  könne.  >)  Noch  weiter 
ging-  Simon  Bolivar  in  der  Opposition  fresfen  die  heiliive  Allianz:  es  sollte 
eine  amerikanische  Förderation  gebildet  und  der  europäischen  liechtisgeaiein- 
schaft  eine  selbständige  aiaerikanische  gegenübergesteUt  werden.  Diese 
separatistischen  Bestrebungen,  die  auch  im  Panamakongreß  1826  znm  Aus- 
druck kamen,  traten  in  verschiedenen  Richtungen  noch  in  der  folgenden  Zeit 
hervor,  ohne  jedoch  die  Völkergemeinschaft  in  der  damals  gedachten  Form 
wirklieh  7.n  spalten.  Dies  beweist  das  Verhalten  der  Staaten  des  amerikani- 
schen KontiiKMits  in  den  folgenden  Dezennii-n  und  gerade  in  neuester  Zeit  in 
4en  Verliaudlungen  der  zweiten  Haager  Konlerenz  1907,  wo  Amerika  an  der 
Weiterbildung  des  die  Menschheit  umfMSenden  Völkerrmdits  rückhaltlos  sich 
beteiligt  hat  —  In  jene  Periode  fiillen  allerdings  noch  andere  Interventions- 
fftlle^  die  aber  einen  durchaus  abweichenden  rechtlichen  Charakter  an  sich 
tragen,  nämlich  die  Intervention  Englands,  Frankreichs  und  Eußlands  in  dem 
Unaldi'inc-i^rkeitskampfe  Griechenlands  gegen  die  Tfirkei  1827,  die  mit  der 
Anerkennung  Griechenlands  als  .selbständiger  »Staat  endigte  2),  ferner  die  Inter- 
vention Englands,  Frankreichs,  Österreichs,  Preußens  und  Eußlands  in  dem 
belgiseh-holländtschen  Streit,  die  mit  der  Errichtung  des  Königreichs  Belgien 
nnd  dessen  Neutralisierung  endigte.'') 

Der  Widerstand  gegen  die  Politik  der  heiligen  Allianz  kam  in  der 
Eevohition  des  Jahres  ls;U)  /.um  Ausdruck,  hatte  docli  die  neue  franzlKvische 
Verfassung  den  Grundsatz  der  Achtung  der  Autonouiie  der  btaaUiu  und  das 
Prinzip  der  Nichtintervention  ausdrücklich  sanktioniert.  Frankreich  opponierte 
dem  Venmche  Preufiens  in  Belgien,  die  Intervention  Österreichs  su  Gunsten 
des  Kirchenstaats  in  der  Romagna  führte  zur  Besetzung  Anconas  durch  fran- 
zösische  Truppen  1S32  bis  1838  (Abzug  der  Oesterreicher  aus  dnui  Kirchen- 
staat). Der  definitive  Bruch  mit  den  Iklaximen  der  heiligen  Allianz  wurde 

1)  S.  Flelschmann  27. 

2}  b.  Dokumcate  bei  Flciscfamanu  32.  53,  M. 
8)  Doknnmite  bei  FUiichinanii  85. 
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aber  doch  erat  Torbeieitet  bezw.  Tollxogen  dnrcli  denSiegf  der  konstitutiODelleii 
Idee  Uber  den  Absolatismas  inftdge  der  Umgestaltnngen  der  politiBelieii  Ter* 

hältnisse  in  deu  meisten  europäischen  Stanten  nach  der  Revolution  des  Jahres 
1848.  Dem  Gedanken,  daß  die  Staaten  die  Völkerrechtssubjekte  seien, 
wurde  nunmehr  aus  Gründen  der  Orgauisation  der  öü'entlicheu  Gewalt  und 
der  Anerkennung  der  Mitwirkung  der  Volksvertretung  an  der  Vcrlolgung  des 
Staatsanrecls  aiieb  in  den  auswärtigen  Augclcgeobeiten  zum  Siege  TerbolÜBiL 
Damit  war  der  sonst  allmftcbtigen  dynaatisdien  und  Kabinetspolitilc  der  Boden 
entzogen  —  ganz  abgesehen  davon,  daß  in  der  nun  folgenden  Periode  der 
intensiven  Ausbildung  des  Verkehrs  und  der  Verkehrsmittel  die  Stimme  der 
öffentlichen  Meinung  in  den  verechiedensten  Formen  die  auswärtige  Politik 
iu  deu  Bereich  der  Kritik  gezogen  hatte.  Jedenfalls  fanden  die  BedingUDgea 
einer  rflckbaltlosraren  Anerkennung  der  Völkerrechtsidee  eine  wesentliehe 
Fftrdemng,  so  da6  es  mindestens  schwieriger  wurde,  die  Existenz  des  VOllcer« 
leclits  und  die  Herrschaft  von  Recht  nnd  Gerechtigkeit  bei  verschiedenen 
Anlässen  .solt^iiu  m  betonen,  j^leichzeitiir  aber  eine  Politik  einseitiger  Förderung 
egoistischer  Interessen  weiter  zu  verfolgen. 

Die  Periode  endigt  mit  dem  Krimkrieg  1853.  Die  Unterstützung  der 
Türkei  in  dem  Eamj>fe  mit  Rofiland  durch  die  Westmichte  (England,  Frank> 
reich  und  Sardinien)  verhütete  eine  Störung  der  Machtverhftltnisse  in  Europay 
vermochte  aber  das  wichtige  politisi  he  Ptoblem  —  die  sogen,  orientalische 
Frage  —  niilit  /ii  lösen.  T>ie  Feststellung  des  iranz  Europa  interessierenden 
politischen  Ergebnisses  des  Kriejjes  erfolgte  durch  den  Tariser  Kongreß  1856.') 
In  Art  7  des  Friedensvertrags  vom  30.  März  1856  erklären  die  Kongreß- 
mächte die  „hohe  Pforte  teilhaftig'^  der  Vorteile  des  öffentlichen  europäischen 
Rechts  und  des  europäischen  Konzerts,  womit  die  Unabhängigkeit  des  Genusses 
völkerrechtlichen  Schutzes  von  der  Konfession  und  retigiöser  Anschauung 
neuerlich  eine  .solenne  Sanktion  gefunden  hatte.  Abgesehen  von  der  Ordnung 
der  politischen  Vrrhältnis>f^  <  »weit  sie  mit  der  orientalischen  Frage  zusammen- 
hingen, wurde  die  Aufmericsanikeit  des  Kongresses  auch  auf  wichtige  Fragen 
der  Weiterbildung  des  Völkerrechts  gelenkt,  in  einer  wenn  auch 
noch  schftchtemen  Weise  (in  der  Form  eines  Wunsches  —  voen)  wurde  der 
Wert  der  Mediation  in  intemattonalc»  Streitfällen  anerkannt^)  Der  ver- 
hältnismäßig lange  und  blutige  Krieg  hatte  die  Sorge  um  die  Erhaltung  des 
Friedens  ausgelost.  Da^^reo^en  erzielte  der  Kongreß  auf  dem  Gebiete  des  See- 
kriegärticUts  und  in  der  wichtif^en  Fra<»e  der  Wahrunir  der  Interessen  der 
Neutralen  positive  Ergebnüsse,  die  ihren  iürmellen  Ausdruck  iu  der  See- 
reehtsdeklaration  vom  Id.  April  1856  fanden.  Dem  Gedanken,  dafi  Normen 
allgemeinen  Inhalts  auch  auf  der  ausdrücklichen  Anerkennung  aller  Mitglieder 
der  Völkergemeinschaft  beruhen  sollten,  entsprach  der  Vorbehalt  des  Beitritts 
der  am  Kongreß  nicht  verti'etenen  Mächte  zur  äeerechtsdelLlaration.  Neuestens 

1)  Dokumente  bei  FleischtnaDU  50,  57.  Ks  waren  TcntnCen;  Fnnknldi,  England, 
öttemieh,  FrenRcri.  Hiifilaiul,  SardinicD  und  die  Türkei. 

2)  Siehe  den  Auszug  aus  deu  Kuiigreöprutukolleu  (23  Sitzung  vom  14.  April  lbö6) 
Fleliehmaaii  SO. 
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sind  einzelne  jener  Mächte,  die  damals  aus  durchaus  zureichenden  Gründen 
den  Beitritt  al^lelint  hatten  (in  erster  Beibe  Spanien  nnd  Mexiko)  im  Laufe 
der  Verliandlungen  der  zweiten  Haager  Konferenz  1907  bMgetreten.')  Im  ganzen 
igt  die  Deklaration  heute  als  allgemeines  V(Hkmecht  anch  praktiseh  in  Geltang. 

Im  übrigen  war  jedoch  durch  die  von  Aspirationen  auf  das  Prinzipat 
in  Europa  beherrschte  Politik  Napoleons  III.  und  de.-^sen  Pläne  bezu«?lich 
einer  Neugestaltung  der  auf  den  Vertrftj^-en  des  Jalnes  1815  ruhenden  Ver- 
hältnisse in  Kuropa  nach  dem  Natiuu alitäte nprinzip  eine  neue 
Qneile  von  StreitftUen  geschaffen  worden.  Schon  in  den  fünfziger  Jahren 
worden  jene  PlSne  Torbereitet;  die  Wirksamkeit  des  nenen  politischen  Prinzips 
nahm  aber  erst  ihren  Anfang  mit  dem  italieoisdMa  Kriege  des  Jahres  1869. 

§  17.  Fortsetzung.  VIL  Ton  1850  bis  zur  Gegenwart  Die  Erfolge 
des  Nationalität^nprinzips  in  dieser  Periode  sind  indessen  nicht  durchweg  der 
Ausdruck  des  Gedankens,  daß  die  ethnischen  Grundlagen  iles  Staates  und  die 
Koexistenz  von  SUiateu  uiit  bomogeiier  Bevölkerung  eine  gröbere  Gewähr 
der  Erhaltung  der  Ordnung  und  des  Friedens  bilden,  als  das  kttnstliche  Nüttel 
der  Erhaltung  des  politischen  Oleicbgewiehts.  Die  Gesehichte  zeigte  datt  die 
Erfolge  dieses  Prinzips  vielfach  nicht  auf  seiner  überzeugenden  Kraft  nnd 
darauf  bei  ulienden  Entschlüssen  der  Staaten,  sondern  der  machtvollen  und 
g-e\valt,sanien  Betonung  egoistischer  Interessen  beruhen.  Der  Wert  des  Prinzips 
wurde  jedenfalls  überscimtzi ;  dies  zeigt  sich  sufort^  wenn  mau  die  logischen 
Konseqnenzen  in  die  Tat  umsetzen  wollte  u.  z.  in  Staaten  mit  gemischter 
Nationalitat,  Napoleon  ni^  der  seine  politische  Mission  auf  demokratischer 
Grundlage  aufgebaut  hatte,  mochte  in  dem  X  ni  n  iMt?it«nprinzip  fttr  den 
Bereich  der  internationalen  Politik  ein  Korrelat  de.s  demokratischen  Ausgangs- 
punkts seiner  Ilerrschaft  erblicken  und  insofern  würde  seine  Politik  in  ge- 
wissem 8inne  eine  Reproduktion  des  Staudpunkts  der  ersten  Kevolution  und 
der  damaligen  Versni^e  bedenteni  den  demokratisehen  Standpunkt  des  fran- 
zösischen Volkes  aneh  bei  anderen  Völkern  zar  Geltung  zu  bringen.  Ent- 
schadend  war  aber  doch  für  Napokon  III.  das  Vorbild  Napoleons  I.,  nämlich 
dessen  Prin55ipatbestrebunf»^en.  für  deren  VerwirklicliunL-^  ihm  o^erade  das 
Nationalitätenprinzip  als  geeignete  Waffe  gegen  die  auf  historisclicn  liechts- 
tit*!ln  beruhenden  Verhältnisse  Europas  erschien.  Im  übrigen  lälit  sich  nicht 
verkennen,  daß  dieses  Prinzip  eine  schwere  Gefahr  fttr  die  Erhaltung  der 
Gemeinschiftflsordnung  der  Staaten  insofern  in  äch  birgt>  als  es  dem  nationalen 
Ghauvinismas  Vorschub  leistet,  der  den  Frieden  in  ähnlicher  Weise,  wie  in 
früheren  Zeiten  die  dynastische  und  Kahinetspolitik  ht-diidit.  Tni  Ffinhlick 
auf  die  ])olitischen  Lnie:t>staltun«ren  in  Kuroi»a  während  dieser  Kpoclie  wird 
ein  besonnenes  Urteil  zwischen  den  Ursachen  der  einzelnen  politi;ichen  Neu- 
bildungen widil  nntersßheid^  mttssen.  Sie  sind  in  jaristiseher  und  politischer 
Beziehung  keinesfalls  gleich  zu  bewerten;  auch  hat  das  Nationalitätenprinzip 
bei  den  einzelnen  geschichtlichen  Vorgängen  in  durchans  yerschiedener  Weise 
fungiert,  zuweilen  aber  gar  keine  Bolle  gespielt»  sodaß  die  allgemeine 

1)  IMe  Erklifong  wurde  am  tl.  Sept  1907  in  dar  Konfenm  vertesen. 
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Charakteristik  dieser  Periode  durdi  das  Nationalit&teuprinzip  nicht  immer 
zatriffk. 

Wichtige  politische  Vorgänge  in  dieser  Periode  waren  die  Einigung 
Italiens,  die  f?iinii!nii,i(  ilfs  Deutschen  Keiclies.  die  rmg-estiiltnnp'  O-ätfrreiflis 
in  eine  Kealunion  —  die  tit-tcrreichisch-ungarist  lu'  .Muiiarciiie,  die  Ant  ikt  ninuig 
Rumäniens,  Serbieus  und  Montenegros  als  selbständiger  Staaten  durch  den 
Berliner  Kongreß  1878,  die  dnrch  denselb«i  Kongreß  ei-folgte  Übertragung 
der  Verwaltung  Bosniens  und  der  Herzegowina  an  Österreich-Ungarn,  die 
Schaffung  eines  neuen  Vasallenstaats  aus  der  türkisclien  Provinz  Bulgarien 
und  die  Bildiiii:^  einer  autonomen  türkischen  Provinz  Ostrumelien.  Der  im 
Jahre  1S97  aut  Cieta  ansn:*'brocliene  Aufstand  führte  auf  Intervention  der 
Jlächte  zur  liildung  eines  autonomen  ÖtaatswuseiUi  unter  der  iSuzeräuetät  der 
Pforte;  der  Krieg  zwischen  der  Türkei  und  Griechenland  wurde  durch  den 
Frieden  von  Constantinopel  beendigt.  Im  Osten  Asiens  tritt  Japan  nach  seinen 
Siegen  über  China  als  neue  Großmacht  in  eine  engere  Beziehung  zudenMit- 
gliedei  n  der  Völkeri  echtsgemeinschaft,  die  alsbald  in  den  Verträgen  mit  Eng- 
land und  Deutschland  durch  Absrhatt'unsr  der  Konsnlarjiirisdiktion  Ausdruck 
findet.  Der  Ausgang  des  I9(i4  ausgebrochenen  Krieges  mit  liuliland  befestigte 
die  Großmachtstelluug  Japans  im  Völkerkouzert.  Die  Intervention  der  Nord- 
amerikanischen  Union  aus  Anlaß  des  Aufstands  in  Gnba  IBbrte  zum  Kriege 
mit  Spanien  und  -inv  Aufhebung  der  spanischen  Herrschaft  in  Cuba  (Paanser 
Frieden  189S).  Eine  Erweiterung  der  8laatengemeinschaft  erfolgte  auf  der 
BerlinfT  Konferenz  Iss  i.  1885  durch  die  Anerkennung  des  Kongostaates  und 
in  EiiroiM  durch  die  Auflösung  der  Union  Norwegens  mit  Schweden.  1907 
wurde  das  neue  Königreich  Norwegen  in  einem  lutegritätsvertrage  mit  Eng- 
land, Frankreich,  Deutschland  und  Bußland  neuerlich  anerkannt  und  dessen 
Selbstftndigkeit  garantiert. 

Die  wichtigste  Tatsuclie  innerhalb  des  Entwicklungsgangs  des  Völker- 
rechts: die  leldiatte  ni  tätiLTtin?  des  Solidaritätsbewulitseins  der  -/ivilisierten 
\'>dker  und  die  spouiane  liekundung  des  internationalen  Kechlsbewuülseins 
iu  betreuenden  Kechtsakten  der  Staaten  lallt  in  diese  Periode,  beherrscht 
tu  ihren  Wirkungen  die  öffentliche  Meinung  der  Gegenwart  und  gibt  der 
Hoffnung  auf  weitere  Siege  einer  vom  Geiste  des  Bechts  und  der  Humanität 
beherrschtet!  Gestaltung  der  Internationalen  Rechtsordnung  Raum.  Wäre  dies 
anders,  so  würde  dit^  liente  so  mäehtige  Kulturbewegung  allmälilich  f^erade 
it']iH  nniver^eilell  Mittel  einbülien,  die  ihr  der  herrsehende  Internationalismus 
aut  allen  Gebieten  des  materiellen  und  geistigen  Jjebeus,  zur  \  erlügiing  ge- 
stellt hat.  Die  Pflege  des  Kultnrzwecks,  die  dem  modernen  Kulturstaate  als 
seine  voraehmste  und  wichtigste  Aufgabe  erscheint,  verweist  aas  naheliegen- 
den Grttnden  die  Staaten  auf  die  Zuaimmenfassnng  ihrer  Kräfte  durch  Asso- 
ziation, von  der  in  immer  umfassettder^Mii  Muf'te  in  den  vei-selnedensten  Rich- 
tuimcn  rtehranch  yt  tuai  bt  wird.  i>us  lJeUürtni>  der  Lösung  jener  den  Lebens- 
nerv des  modernen  Staats  berührenden  Ivuliurprobleme  führte  zu.  jenett 
zahlreichen  kollektiven  Aktionen  der  Mächte,  deren  Ergebnisse  wir  schon 
heute  im  Komplex  als  internationales  Yerwaltangsrecht  bezeichnen 
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köuDeii.  Die  ScliaffuDg  dieses  neuen  Keclitsgebiets  —  dieses  modernen  Ver- 
kehnrecbU')  —  ist  das  Werk  der  zahlreicheii  Konferenzen  der  neuesten 
Epoche,  denen  in  der  Gescliichte  des  Vaikerrechts  eine  ebenso  wichtige  wie 

eigenartige  Rolle  zugewiesen  ist.  Ihre  Eigenart  liegt  in  ihrem  nichtpolitlschen 
Charakter.  Kulturpflege  ist  aber  eine  Fi  i»  (U  ristätigkeit.  Die  zahlreichen 
internationalen  Unionen  können  ihre  wiclitiii:en  niateripllen  Zwecke  nnr  auf 
dem  Boden  einer  gesicherieii  liedeiisordniiug  der  Verkehr  ptiegenden  Völker 
vf»fo)gen.  Das  allenthalben  gerade  in  der  neuesten  Zeit  so  lebhaft  kund- 
gegebene Streben  nach  danemder  Erhaltung  des  FriedensKostandes  ist  zu 
gutem  Teil  nur  eine  Heflexwirkung  des  unser  heutiges  Kulturleben  be> 
liei  rs<  henden  Internationalismus,  der  hinwieder  die  Notwendigkeit  einer  sicher 
lunktionierenden  internationalen  Rechtsordnung  znni  Schutze  der  heute  schon 
so  zahlreichen  internationalen  Kechtsgüter  in  den  Vordergrund  rückt.  Der 
rationelle  Ausbau  dieser  Ordnung  gehört  gewiü  zu  den  bedeutsamen  Auf- 
gaben, wdche  die  internationale  Gemeinschaft  zu  liSsen  hat;  ist  doch  ebenso 
wie  im  nationalen  Leben  die  rechtliche  Ordnung  die  unerliLDliche  Voraus- 
setzung der  Wohlfahrtspflege  und  der  Lösung  positiver  Kulturprobleme,  denen 
sich  die  heutigen  Staaten  nun  einmal  nicht  entziehen  können.  Der  enp^e  Zu- 
sammenhang der  Lösung  der  Staatsaufgaben  mit  den  Mitteln,  welche  die 
iuiernationale  Gemeinschaft  den  Einzelstaaten  zur  Verfügung  stellt,  drängt 
daher  die  Bedeutung  der  notwendigen  Voraussetzuttg  gedeihlicher  Knltnrpflege 
in  die  erste  Reibe  der  kollektiven  Aktionen  der  Mitglieder  der  internationalen 
Gemeinschaft  Wenn  wir  nun  sehen,  wie  die  Pflege  solidarischer  Kultur- 
interesj^en  in  nnserer  Zeit  eine  noch  mV  dj^ewesene  kollektive  Wirksamkeit 
der  Mächttj  hervorgeruten  hat.  so  begreifen  wir.  wie  sich  nach  einem  die 
Staatengemeinschaft  beben  sehenden  Gesetze  aucli  die  Notwendigkeit  der  Aus- 
gestaltung und  Weiterbildung  des  materiellen  und  formellen  Völkerrechts 
immer  mächtiger  Anerkennung  verschaffen  muft.  Die  intensive  Förderung  der 
spezifischen  Verkehrsinteressen  mußte  die  Aufmerksamkeit  auch  auf  ein  ana- 
loges Vorgehen  auf  anderen  (tel)ieteii  des  internationalen  Keclits  lenken  nni 
die  Bedeutung  der  Kunlerenzen  ti'u  die  W'eitei  t)ild!in^-  des  Völkerrechts  durcli 
allgemeine  recbtsetzende  Verträge  klarlegen.  W'älirend  in  früheren  Epochen 
und  teilweise  noch  in  neuerer  Zeit  die  Mitglieds  der  internationalen  Gemein- 
schaft alle  Fragen  des  allgemeinen  Völkerrechts  vielfach  allsn  einseitig  aus 
dem  Gesichtspunkt  ihrer  individuellen  und  isolierten  Iiiteress«^n  zu  betrachten 
pflegten,  drängt  in  un.seren  Tagen  die  nicht  nhznwei>:en de  Sulidarität  der  In- 
teressen zu  der  Überzenjrung,  daß  die  internationalen  Geraeininteressen  ein 
konstant  wirksames  Motiv  kollektiven  Vorgehens  der  Mächte  bil- 
den; man  scheut  die  Kooperierung  im  Dienste  jener  Gemeininteressen  umsa 
weniger,  als  man  überzeugt  ist,  daß  sie  gleichz^tig  das  Mittel  ist^  die  indi- 
viduellen Interessen  des  einzelnen  Staates  zu  schützen  und  zu  fördern.  Diese 
richtige  Erkenntnis  des  Verhältnisses  der  Individualinteressen  (der  Mitglieder 

1)  Vgl.  Nippold,  Die  Fortbildnnif  des  Ycrfalu-oiis  in  völken-cchtliolicn  Streitigkeiten 
(1907)  32  and  ^iemeyer,  Intematioiiales  Recht  und  nationales  Intorosae  (ltt07>  13  uud 
passim. 
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der  inteinationalen  Gemeiiuehaft)  and  der  Gemeininteressen  der  Staaten  als 
Mitglieder  jener  Oemeinacliaft  konnte  sich  nur  allmählich  und  langsam  Gel* 
lang  Terschaffen.  Die  nrnosten  Vorgänge  auf  internationalem  Gebiet  haben 
sohiu  die  Überzcniniiifr  bt^ft  sticht:  je  mfhr  in  den  Aktionen  der  Mächte  der 
Gedanke  dei-  liiteressensolidai ität  in  den  Vordergrund  tritt,  desto  sicherer 
kann  die  iuteniaiionale  Geraeinschall  durch  das  ihrem  Wesen  entsprechende 
koUdctive  Yorgehen  der  Mächte  ihre  Aufgabe  lOsen  und  den  Interessen  ihrer 
Mitglieder  in  vollem  Mafie  gerecht  werden. 

Die  kollektive  Tätigkeit  der  Staaten  in  der  Richtung  spontaner  Weiter- 
hildunp:  des  Vfilkerrechts  hat  derzeit  in  den  Ergebnissen  der  beiden  Haag-ei- 
Konferenzen  der  Jahre  nnd  1007  ihren  vorläuligen  Abseliluli  ge- 

funden; die  Wiederauiuahme  dieser  Tätigkeit  in  kiiufligeu  Konferenzen  unter 
gleichzeitiger  Vorsoige  Ar  eine  grflndliche  Vorbereitung  des  Yerhandlnngs- 
programms  ist  in  sichere  Aussicht  genommen.  Die  Verhandlangen  der  Kon- 
ferenz des  Jahres  1907  haben  neben  ihren  formellen  Ergebnissen  auch  die 
erfreuliche  Tatsache  zu  Tage  fref;>rdert,  daß  die  persönliclien  Beziehun2:en  der 
Delegierten  der  VHrschiedenea  Staaten  nnschatzbare  Erfolge  im  Interesse 
freundlicher  Bezieliungen  der  Regiei'ungen  und  Völker  gezeitigt  haben.  Was 
aus  naheliegenden  Orflnden  dem  diplomatischen  Verkehr  nicht  möglich  ist, 
hat  der  pnsSnliche  Verkehr  der  zidilreichen  Vertreter  der  ganzen  Staaten- 
gemeinschaft in  überraschender  Weise  zu  bewirken  vermocht. 

Die  den  beiden  Haager  Konferenzen  voraufgehende  T;Uie:keit  der  >r.i'^hte 
in  dieser  Periode  umfaßt,  aho:esehen  von  den  umfangreichen  Leistungen  auf 
dem  Gebiete  der  geistigen  und  materiellen  Kulturpflege,  eine  Reihe  von  Ak- 
tionen, die  in  Kürze  hier  angegeben  weiden.  Zunächst  wai-en  es  Aktionen 
der  Machte  über  Fragen  der  Hamanisiening  und  Eodifizierung  des  Kriegs- 
rechts, welche  die  Konferenzen  der  Sechziger-  nnd  Siebzigerjahre  beaolUUtigten. 
Die  Genfer  Konferenz  schuf  die  Konvention  vom  "22.  An?nst  tS61  znm  Zwecke 
der  Verbesserurir  des  T.osps  lU-r  verwundeten  Krieger  im  l-'elde;  die  St.  Peters- 
burger Konferenz  gelangte  in  der  Konvention  vom  11.  Dezember  1S68  zu  dem 
Verbot  gewisser  Geschosse  im  Kriege  zivilisierter  Vdlker.  Auf  Initiative  des 
Kaisers  Alexander  II  von  Rußland  wurde  eine  Konferenz  in  Brttssel  1874 
zum  Zwecke  der  Koditizierung  des  Kriegsrechts  einberufen.  Die  von  den 
Delegierten  beschlossene  Deklaration  wurde  indessen  nielit  ratifiziert;  die 
ganze  Aktion  fand  erst  in  dem  KrieErsreglement  der  T.  Ilaajrer  KontVienz  nnd 
in  den  ergänzenden  Konventionen  der  II.  Haager  Konferenz  iliren  Abschluß. 
Die  Notwendigkeit  einer  Ordnung  der  mit  der  Kolonisation  A&ikas  v^- 
knttpften  Verhältnisse  fflhite  zur  Einbernfhng  der  Berliner  Konfwenz  im 
Jalire  1S4^4.  deren  Ergebnis  —  die  Generalakte  vom  P'ebruar  1885 —  die 
b  reili<  it  des  Handels  im  Kongobecken,  die  P'reilieit  der  Scliiffnhrt  auf  dem 
K>ii|(rn  und  NiL'"er  und  die  Bedingungen  des  Territririalerwerl»s  in  den  Küsten- 
gebieten Afrikas  regelt.  Bemerken.sweri  i.st  iiier  .schon  da.s  hclnii  tere  Hervor- 
treten des  Universalismas  als  leitenden  Gedankens  der  Erledigung  aligemeiner 
v9IkeiTechtlicher  Angelegenheiten:  die  Einladung  der  Konferenz  beschränkte 
steh  nicht  auf  die  europäischen  Mächte.  Ebenso  wurde  auf  der  Konferenz 
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zu  Brüssel  zum  Zwecke  der  Bekftnipfuiij::  des  Sklavenhandels  vorgegangen. 
Die  Generalakte  vom  2.  Juli  1890  i&t  auch  von  den  Delegierten  der  Staats- 
oberhftnpter  Perrim  und  ZxiaStmn  antorzeiclinet. 

Sine  bemerkenswerte  Erklttmngr  bezttglich  der  rechtlichen  Wirksamkeit 
von  Staatsverträgen  hatte  die  Londoner  Konferenz  (Jannar  1871)  ans  Anlafi 
des  einseitigen  Versii(;lis  Tvnßlands.  die  üllerdin^-s  liistii^en  Bedingungen  der 
Stellang  diese.s  ^Staates  im  schwarzen  Meer  (Pariser  Vertrag  1856)  zu  be- 
seitigen, abgegeben;  es  wurde  der  allgemein  anerkannte  Grundsatz  feierlich  be- 
tont, daß  eine  kontrahierende  Macht  ohne  Zostimmang  der  anderen  Kontra- 
henten sieh  von  ihren  TertragsmäBigen  Verbindlichkeiten  nicht  befreien  noch 
noch  den  Inhalt  des  Vertrags  einseitig  modifizieren  darf.  (S.  oben  8. 17  Anm.  2.) 

Der  Anlaß  znr  Einberufung  der  T.  Haager  Konferenz')  war  niclit  von 
vornherein  auf  die  Lösung  jener  Aufgaben  gerichtet,  die  erst  auf  Grund  des 
zweiten  Zirkulars  des  Kaisers  Nikolaus  IL  von  lluliland  (Januar  1899)  in  be- 
stimmter Gestalt  hervortraten  und  sich  zu  einem  brauchbaren  Konferenz- 
programm  ansgestaltet  hatten.  Das  erste  Zirkular  (Angnst  1898)  hatte  anf 
den  ersten  Blick  einen  entschieden  politischen  Charakter.  Allein  die  Dis- 
kussion über  das  im  ersten  Zirkular  angeregte  „Friedensproblem*  konnte  doch 
fnglich  nicht  abgelehnt  werden,  ebenso  wenig  der  nahe  liegende  Gedanke, 
dasjenige  zu  unternehmen,  was  den  ernsten  Willen  bekundete,  das  Möglichste 
im  Interesse  friedlicher  Eiledigung  von  internationalen  Streitfällen  durch  all- 
gemeine Völkerrechtliche  Normen  zu  leisten.  So  wurde  die  Konferenz  dorch 
die  ganze  Sachlage  auf  die  Weiterbildung  des  Völkerrechts  erst  hin* 
übergeleitet.  Indessen,  wir  dürfen  nicht  vergessen,  dali  die  Mächte  gerade 
damals  ein^  iiheraiis  fntchthare  Tätigkeit  im  Dienste  der  Weiterbildung 

des  Vcdkerreciits  entwickelt  hatten.  In  deniselhen  Lande  und  in  deiselben 
Stadt  tagten  während  der  Neuuzigeijahre  jene  Konferenzen,  deren  Ergebnisse 
das  Völkerrecht  auf  wichtigen  Gebieten  des  internationalen  Prirat- 
rechts  nnd  des  Prozefirechts  so  mftchtig  gefördert  hatten.  So  erscheint  das 
Werk  der  I  Haager  Konferenz  (Schlußakte  vom  29.  Juli  1899)  in  der  Tat  als 
ein  Glied  in  der  T\eihe  von  kollektiven  rechtsetzi-nd^'n  Akten  der  Mächte,  die 
von  dem  Gedanken  der  Notwendigkeit  spontaner  W  eiterbildung  des  Völker- 
rechts beheiTscht  sind.  Wie  schon  oben  bemerkt,  hatte  die  I.  Haager  Kon- 
ferenz anf  dem  Gebiete  des  Landkriegsrechts  neuere  Kodifikationsyersnche 
abgeschlossen  und  Einrichtungen,  die  anf  Staatenkonferenzen  (Genf  J868)  schon 
vorbereitet  waren  (Ausdehnung  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg) 
einer  Regelung  nnterzofren.  In  engerem  Zusammenhange  mit  dem  Anlaß  der 
Einberufung  der  Konferenz  wurde  aber  in  erster  Reihe  ein  für  die  inter- 
nationale Friedensordnuug  überaus  wichtiges  Gebiet  kollektiver  Htge.lung  zu- 
geführt, nämlidi  das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 
Der  Wert  der  Ergebnisse  der  L  Haager  Konferenz  liegt  augenscheinlich  gerade 
in  dem  sog.  Friedensabkommen.  Hier  sind  die  Ansätze  und  Grundlagen 
einer  fftr  die  praktische  (reltnng  und  den  Schatz  des  Völkerrechts  als  Friedens- 

1)  Vgl,  meine  Abb.,  Jahrb.  des  ölfeuü.  Rechts  (1907)  I,  82  ff. 
üllMsa,  V«llMiMkt  6 
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ordnang  onerläftlicbeii  BegelnDgr  des  Verfall  rens  in  internatboaleu  Streit- 
ftllen  gegeben.!)  Den  Mittelpankt  der  Yerhandliuigeii  bildete  die  Scbied8> 

gerichtsidee,  die  schon  vorlier,  noch  mehr  aber  nach  der  Konferenz  im  parti- 
kularen Recht  verwertet  wiirdf.  Die  in  der  ScliluRakte  von  1899  aus- 
fTPsprochenen  „Wnnwhe"  bildeten  gewisiüernialieii  das  voiläutige  Programm 
der  11.  Konferenz.  Einer  dieser  Wünsche  betr.  die  Revision  der  Genfer  Kon- 
Tention  war  der  Gegenstand  der  Genfer  Konferenz  vom  Jahi'e  1906  (11.  Juni 
bis  5.  Joli);  das  Ergebnis  der  Terbandlongen  ist  die  von  36  Staaten  am  6.  Jnli 
1906  unter?:eichnete  Konvention,  die  an  die  Stelle  der  Konvention  des 
Jahres  18G1  g:etreten  ist.  —  Die  Ergebnisse  der  II  ffai^i'-^^r  Konferenz  (1907) -) 
sind  die  folgenden  :  1.  Ks  wurde  in  erster  Heil das  i- rifdt-n>abkommen  von  lis99 
einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen;  die  Bestinunungen  über  internationale 
UntemchnngskommissioneQ  worden  eigftnxt  and  verbessert;  die  ErOiterangen 
fiber  die  Organisation  eines  stindigen  SchiedstribitDals  führten  mr  Formn- 
lierung  des  Wunsches  auf  Errichtnng  eines  solchen  Gerichts;  die  Idee  der 
obligatorischen  Schiedsprechung  fand  in  der  Srhhißakte  einstimmio-p  prin- 
zipielle Aneik^'nnnns:,  für  den  Abschluü  eines  univer.sellen  oblisratorisclifn 
Schiedsvertrags  hatten  sich  jedoel»  nui*  31  von  44  Staaten  ausgespiocheu. 
Einen  greifbaren  Fortschritt  enth&lt  die  Konvention,  welche  die  Anwendnng 
von  Waffengewalt  znr  Geltendmaebnng  von  pekuniären  AnsiHrttcben  ohne  vor> 
aulisehende  schiedsrichterliche  Entscheidung  verbietet  (Drago-Doktrin);  2.  Die 
Revision  nnd  Kij^änzting'  de«?  Keerlenients  von  1^99  betr.  den  liandkrien:; 
3.  Abkommen  über  den  Be<^inn  dtr  Feindseligkeiten;  4.  Abkommen,  betreffend 
die  Stellung  der  Neutralen  im  Landkrieg;  5.  Abkommen  über  die  Behandlung 
der  feindlichen  KanfiTahrteisehiffe  beim  Ansbnich  der  Feindseligkeiten;  6.  Ab- 
kommen ttber  die  Umwandlung  von  KanffahrteisebiiTen  in  Kriegsschiffe;  7.  Ab> 
kommen  über  die  Legung  von  unterseeischen  selbsttätigen  Kontaktminen; 
8.  Abkommen,  betreffend  die  Resrhit'Runcf  dnrrh  Seestreitkräfte  in  Kriejrs- 
zeiten;  0.  Altkomraen  über  die  Anwendinifr  dei  (irundsiitze  des  Genfer  Ab- 
kommens auf  den  Seekrieg;  10.  Abkommen  über  gewisse  Beschränkungen  in 
der  AusQbnng  des  Senterecbts  im  Seeki  iege;  11.  Abkommen,  betreffend  die 
Stellung  der  Neutralen  im  Seekriege;  12.  Eine  Erklärung,  betreffond  das 
Verbot  des  Werfens  von  Geschossen  und  Spreng.stoffen  aus  Luft.>:chiffen;  13.  Das 
bedeutsant-^tf  Kr<!rebnis  ist  die  von  dem  Deutscheu  Delegierten  beantragte  und 
von  KngliUid  uiiLeistül/.ie  Krrichtnnsr  eine«?  internationalen  Oherprisen- 
gerichts.  Diese  .\ktiou  der  Konferenz  bildet  einen  wertvollen  Beweis  des 
gegenseitigen  Vertrauens  der  Mächte  und  der  Bereitwilligkeit,  selbst  darch 
eine  so  weit  gehende  Selbstbeschränkung  zum  Ausbau  d^  internationalen 
Rechtsordnung  beizutragen. 


Ij  DicftC  Bcdüutuog  dce  Fiiedensabkuuinions  ist  ucuestoi»  von  Kippold,  Die  Fuit- 
bildanj?  dee  Verfahrens  in  vfilkcrrechtlichoD  StreltigkelteD  (IWT)  klar  erkannt 

21  Abdruf  k  il(  r  i3chlußiiktc  vom  IS.  Oktober  1Ü07  und  der  cinzelucn  Abkommen  in 
R.  N.  F.  VI,  599  ff  und  im  Deutschen  Weißbuch  (No.  527  der  Keichatagsakten  1907). 

S)  Vgl.  Ph.  Zorn,  Mariue-Rnndschau  1907,  Novemberbeft 

4)  Die  mit  diesem  O^natand    xuaammeDliingeDde  Frag»   Uber  das  veo  dem 
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ildgen  vielleicht  die  Ergebnisse  der  II.  Haager  Koufereuz  iiu  iiiul/lick 
aof  du  Pro^mm  und  die  sahlreidien  wfthrend  der  Yerhandlang  aufge- 
taucliten  Fragen  hinter  den  Erwartangen  znrttckgeblieben  Bein,  —  ein  Fort> 

schritt  ist  doch  auch  diesmal  za  verzeichnen.  Die  Aussicht  auf  weiter«  Kon- 
ferenzen'1  weckt  die  Hoffnung  auf  neue  Erfol^p  in  der  "Weiterbilrlung:  des 
Völkerrechts,  da  die  künftigen  Beratungen  sicli  auf  y:riiii<iliche  Voriieititunj^fen 
der  Programraspunkte  und  insbesondere  der  Frage  ^itliU«n  werden,  ob  die 
YerbaQdlangsgegenstftnde  in  theoretischer  nnd  praktischer  Beziehung  fOr 
einen  Kodiflkationsakt  reif  gewnrden  sind.')  In  dei  Verhwidlaiigea  der 
II.  Konferens  ergab  rieh  in  der  Tat  bezttglich  einiger  Punkte  deraeit  ein 
non  liquet. 

§  IS.  >(Mi<'ro  Rearbeituugeii  des  Völkerrechts.')  I.  Deutsche  Be- 
arbeitungen; Theodor  Schmalz,  Europäisches  Völkerrecht,  1816.  — 
Johann  Lndwig  Kl  üb  er.  Europäisches  Ydlkerreoht^  1821,  in  französischer 
Sprache  schon  vorher  unter  dem  Titel  Droit  des  gens  moderne  1819  erschienen. 

Letzte  deutsche  Ausgabe  von  Mörstadt  1851,  letzte  französische  Ausfrabe 
1874.  —  Friedrich  Saalfeld.  Handbuch  des  positiven  Völke]-i ^'phts,  1833. 

—  August  Wilhelm  Heffter,  Das  europäische  Völkerrecht  der  (^eg^en- 
wart,  1844,  8,  Ausg.  bes.  von  Geffcken,  1888;  französ.  Übersetzung  von 
Beryson,  1851,  von  Geffcken,  1883.  —  Heinrich  Bernhard  Oppen- 
heim, System  des  Völkerrechte,  1845,  1866.  Joh.  Caspar  Blnntschli, 
Das  moderne  Völkerrecht  der  zivilisierten  Staaten  als  Rechtsbuch  dargestellt, 
1S6S,     Aiis^.  1S78,  französische  Übersetzunsr  von  Tiardy  1869,  5.  Ausg.  1895. 

—  Adolf  Hartmann,  Institutionen  d«^f!  praktischen  Völkerrechts,  in  Friedens- 
zeiten, 1874,  2.  Ausg.  1878.  —  Franz  von  Hollzendurff,  Handbuch  des 
Vdlkerrechts  (in  Verbindung  mit  Bvluerincq,  Caratheodorj,  Dam- 
baeb,  Gareis,  Geffcken,  Gessner,  Lammasch,  Laeder,  Meiti, 
V.  Helle,  Kivier,  Stoerk)  4  Bände  1885—1889.  —  August  v.  Bulme- 
rincq.  Das  Vülkerrecht  oder  internationale  Rpcht  (in  der  1.  Anfl.  des  Handb. 
d.  ßtientl.  Hechisi  isS7.  —  Karl  Gareis,  Institutionen  des  \ölkerreihts 
1888,  2,  Ausg.  löUl.  —  Kniunuel  Ullraann,  Völkerrecht  liu  der  2.  Aull. 

Ooridito  nnrnwondende  mateiieUe  Bccht  nrird  Dntea  au  «atsprecbender  äteUe  (Seekriegsrocbt) 

tH;rülirt  wei^Uen. 

1)  In  dw  SebtaBtkte  wird  die  ZutammeDberalDog  einer  3.  Konferenz  cnipfolileu. 

IM  V{rl.  die  wrthrcnd  der  Verhandlung  TOn  AttCT  gehaltene   nicht  offisielle 

licde  im  Courrier  de  la  ConfereDce  Nr.  109. 

9)  Eint  endiBprende  Angabe  der  fresamten  Leistungen  anf  den  Gebiete  des 

Vrilkerrechts  s.  bei  .Sys,  Le  droit  iiiffinatiHii.il  I,  für  illc  Zdt  \nri  f^^t  — Isni  liei  Stoerk 
in  Kirchenbeim'a  Jarutieclieiu  Liieraturbcricbt  1!:96  (Ergäiizuugsband  zum  Zcutralbiatt  für 
Beditswlssenecbaft)   Andere  biblio^rnpliiMbe  Arbeiten  sind  die  folgenden: 

Oniptcda.  Litteratur  des  gesamten  VölkoiTcchts,  2  Bände  1795; 

Kamptz,  Neue  Literatur  des  Völl<errccht»  seit  1784  US17>; 

Klübcr,  Droit  des  gcns  moderne,  im  Appendix,  1S19; 

V.  Mo  hl   (ieschichte  und  Literatur  der  Staatswiswnsclinfien,  Hd.  i,  337  ff.  (1  *>'>.')  i: 
Marquis  de  Olivart,  CMtuli  -uc  d'iHic  hiltlinthrqnc  dr  ilmit  hirtTnatinnal  fl*-?'"»;  Der- 
selbe, Bibliographie  du  Droit  international,  2  Bünde  \W)l>  ii.  HmiT,  dciveit  die  umf.Hsscudstc 
Aibeit. 

6* 
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des  Haadb.  d.  Öff.  Recht«)  1898.  —  Franz  v.  Liszt,  Das  Völkerrecht,  5.  Ausg. 
1907.  —  A.Zorn,  Griiiulziige  des  Völk'MTPrhts,  2.  Ansp;.  1903.  —  r.  Martitz, 
Völkerrecht  (in  Kultur  der  (ir-genwart)  V.h)6.  —  (Jrundriss«  von  v.  Pözl, 
Schulze,  ferner  Stoerk  in  v.  Holtzendorlfs  Euzyklop.,  2.  Aufl.,  Heilborn 
in  V.  Holtzendorff-Kohler,  Enzyklop,  1903,  Lisit  in  Birkmeyer's  Enzyklop. 

IL  FransSsiseheBearbeiter:  Fnnck-Brentano  et  Albert  Sorel, 
Pröcis  du  droit  des  Geus,  1877,  1891.  —  PraJier-  Fodei  d,  TraitÄ  de 
droit  interiiatioiiHl  imblic,  7  BÄrnie  1SS5~-1897.  —  Bonfils  Manup)  de  droit 
interimtiftnal  public,  1894,  4.  Ausg.  lSy9,  bes.  von  Fauchille,  deutsche  I  ber- 
getzuug  von  Grab,  1904.  -  Frantz  Despagnet,  Cours  de  Droit  inter- 
national public,  1894,  2.  Ausg.  1899.  —  Robert  Piödeli^vre,  Pr4ci8  de 
droit  international  pnblic,  3  Bftnde  1894—1896. 

ITL  Englische  Bearbeiter:  William  Oke  Manning,  Commentaries 
mi  tbe  Law  of  Nations.  ISno.  ISTfi.  —  Richard  Wildman,  Institutes  of 
international  l^w.  —  Sir  Rniiert  Phillimore,  Commentaries  upon 

international  Law,  4  Bände  l854--lbt>i,  1879—1888.—  Sir  TraversTwiss, 
The  Law  of  Nations,  eto.  2  Bunde  18«I~1883,  1875—1884;  franzOsisclie  Über- 
setKung  1887—1869.  —  Sheldon  Arnos,  Lectnrea  on  international  Law,  1874. 

—  William  Edward  Hall,  Treatise  on  internatiimal  Law,  1880,  5.  Amg. 
1904.  —  Sir  H<'nry  Snmnftr  Maine.  International  Law,  1883,  1894.  —.7  am  es 
Lorimer,  The  instilutes  ot  international  Law.  2  Bände  Ibhli — 1884,  fran- 
zösische Ausg.,  von  Nys  1885.  —  T.  J.  Lawrence,  The  Principles  of  inter- 
national Law  1896,  190U.  —  Thomas  Alfred  Walker,  A  manuel  of  Public 
itttematümiü  Law,  1895.  —  Sir  Sherston  Baker,  First  Step«  in  inter- 
national Law,  1899.  —  F.  E.  Smith,  International  Law.  1900.  —  John 
Westlake.  International  Law,  l.fiand  1904.  —  L.  Oppenheim,  International 
Law,  2  Bände,  1905. 

IV.  Nordauierikauische  Bearbeiter:  James  Kent,  Commentary 
on  international  Law,  1826,  1888.  —  Henry  Wheaton,  Blements  of  Inter- 
national Law,  1836,  1866,  1889,  1904.  -  Theodore  D.  Woolsey, 
Introduction  to  the  study  uf  intern;itional  Law,  1860,  .5.  Ausg.  1879.  — 
Henry  W.  Halleck,  International  Law.  2  Bünde,  isr.l,  A^^<^^  1893.  - 
Francis  Wharton,  Digest  of  the  international  I^aw  ol  the  Ciiited  states, 
3  Bände,  1&86.  —  Hanuis  Taylor,  A  Treatise  on  inlmiational  i^ublic  Law, 
1901.  —  Moore,  A  Digest  of  international  Law,  8  Bftnde^  Wsshington  1906. 

V.  Italienische  Bearbeiter:  Luigi  Casanova,  Lesioni  di  diritto 
intemazionale  (herausg.  von  rabella)  1853,  3.  Ausg.  bes.  von  Brusa  1876. 

—  Pasquale  Fiore.  Trattaio  di  diritto  intemazionale  publico  1865,  1S79 
bis  lbs4.  französische  Ubersetzunp'  von  Antoine  lb85.  —  (Giuseppe  Car- 
nazza-Amari,  Trattato  di  diritto  intemazionale,  1868.  —  Giuseppe  San- 
dona,  Trattato  di  diritto  intemasionale  nodemo,  2  Binde,  1870.  —  Glan 
Battista  Pertile,  Element!  di  diiitto  intemaxionale,  2  Binde,  1877.  — 
Augusto  Pieranton  i.  Trattuto  di  diritto  intemazionale.  1.  Band,  1881.  — 
Francesco  Giuseppe  Bigliati,  Dintto  intemaxionale e dir.  oostitozionale, 
1.  Band,  1904. 
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VL  Bearbeitungen  von  Sehriftstellern  anderer Natiimalit&tenOs 

F.  V.  Martens  (Russe),  Völkerrecht,  2  B&nde,  1S88,  deutsche  Übersetzung 
von  Rprgbohm;  eine  französische  Übersetzung:  in  3  Bänden.  —  Alfons 
Kivier  (französischer  iSi  liweizer),  Lehrbuch  des  Völkt^rrechts,  2.  Aull.,  besorgt 
Y.  Bar,  lb99;  Derselbe:  Priuciyes  du  droit  des  genü,  2  Bände,  1896.  — 
Ernest  Njs  (Belgier),  Le  droit  international,  Les  priucipes,  les  thöories, 
les  faits,  1904—1906^  3  Bftnde.  —  Jan  Helenns  Ferguson  (Höllftnder), 
Manuel  of  intemational  Law,  2  Bände  1884.  —  Marquis  de  Olivart 
(Spanier),  Trattato  y  notas  de  derfcho  internazioiial  publico,  2  Bände  1887, 
1903  (4.  Aufl.).  — Carlos  Calvo  (Arj^entinier),  Le  droit  international,  6  Bände, 
5.  Aufl.  1896),  Derselbe:  Manuel  de  droit  international  public  et  priv6, 
3.  Aufl.  1892.  —  Frederik  Kristian  Bornemann,  Foreloesninger  orer 
den  poeitive  Folkeret,  1868.  —  Henning  Matsen,  Foreloesninger  over  den 
positive  Folkeret,  1900.  —  Der  unter  den  engUschen  Bearbeitern  schon  an- 
geführte Deutsche  L.  Oppenheim. 

VL  Zeitschriften:  Revue  de  droit  international  et  de  legislation  com- 
pai'ee  (sog.  Brüsseler  Revue)  1869  ff,  derzeit  herausgegeben  von  Eduard  Rolin. 
—  Eevue  gtafoale  de  droit  intematioDal  public  (sog.  Pariaer  Sevue)  18941t, 
deraeit  herausgegeben  tou  Panl  Fanehille.  —  Zeitsehrift  für  intemationaleB 
Privat-  mid  öffentliches  Recht,  1891ir.y  derzeit  herau^igegeben  von  Theodor 
Niemeyer.  —  Zeitschrift  für  Völkerrecht  und  Bundesstaat^reclit,  1906  ff., 
herausgt'geben  von  Josef  Koliler.  —  Rivista  di  diritto  iniernazionale, 
190611.,  derzeit  herausgegeben  von  D.  Angilotti,  A.  Kicci-Busati,  L.  A. 
Senigallia.  —  Annnilre  de  l'Institut  de  droit  international  1877 ff.  (enthllt 
die  SeaionB-BeriGlite  Aber  die  Verhandlungen  des  Institut  de  dr.  intern.  >)  — 
Völkeri echtliche  Abhandlungen  enthalten  auch  folgende  Zeitschriften:  Archiv 
für  ot^'entliches  Recht  (herausg.  von  Lahand,  0.  Mayer,  Stoerk);  Annalen 
des  deutschen  Reichs  (herausg.  von  Ehehf^r?.  Dyroff;  Zeitschrift  f.  das 
Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart  i^lierausg.  von  (r^rünhut);  Jahr- 
buch der  internationalen  Vereinigung  ftkr  vergleichende  Rechtswissenschaft 
und  Volkswirtschaftslehre,  I895ff.,  8  BAnde;  deraeit:  BlAtter  für  Tgl.  Bw.  n. 
Volksw.  1906  ff.  Neue-stens  das  „Jahrbuch  des  öffentlichen  Rechts*"  heraus- 
gegeben von  Tellinek,  Laband.  Piloty,  T  (I907)ff.;  Journal  dn  droit  inter- 
national 1)1  ive  et  de  la  jurisprudeiue  oomparöe  (herausgegeben  von  Ciunet); 
The  Law  Quarterly  Review;  The  Law  Magazine  and  Review;  The  Journal 
of  the  Society  of  Conparative  Legislation ;  Annales  des  seieneeB  poUtiques; 
ReTue  de  droit  public  et  de  la  scienoe  politique  (herausgegeben  von  Lar^ 
nande);  Archivio  giuridico. 

1)  Es  sind  hier  nur  die  am  meisten  verbreiteten  Arbeiten  auKcfülirt. 

2)  Siehe  dam  Tibieaa  dicennal  de  rofgtniiatioD,  da  penoou«!  et  de»  tnvaax  d«riii- 
•tttat  de  dr.  inten,  von  Deecamp»  (1906). 
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Die  iSubjekte  des  Völkerrechta. 

§  19.  Die  Staaten  im  aUgemeineii**)  L  Das  ^Veseii  des  Staats  konut 

für  die  hier  r.n  behandelnden  Frag-en  nnr  insoweit  in  Betracht,  als  es  sich  am 
die  Erkeuutnij^  jener  Eigenschaften  handelt,  welche  die  Voraussetzungen  der 
Funktionen  des  Staats  im  internationalen  Verkehre  bilden.  Die  Tatsachen 
des  internationaleii  Verkehrs  lusen  ans  einen  Komplex  von  Funktionen  des 
Staats  erkennen,  doen  reehtliche  Grundlage  nnd  Voranssrtzimgen  in  der  Natur 
des  Staats,  seinem  Zweck  und  seiner  eigenartigen  Organisation  liegen.  Die  kon- 
stmitH  Wii  k'^Hnikeit  des  Staates  auf  dem  Gebiete  internationalen  T..4ien8  hängt  mit 
seiner  spezlll^ciJ  ii  Aufgabe  nnd  der  Fähigkeil,  den  Aufgaben  des  internationalen 
Lebens  gerecht  zu  \s  ei  den,  —  mit  seiner  eigenartigen  Organisation  zusammen. 
Staatsaweck  nnd  (higanisation  des  Staats  stehen  hinwieder  in  engster  Wechsel- 
beziehnnff,  weil  die  vom  Staate  zn  Itaenden  Angaben  auf  eine  bestimmte  Or- 
ganisation binweism,  welehe  die  Erfüllung  des  Staatszwecks  gewährleisten 
kann.  Wie  immer  man  den  Staatszweck  des  Näheren  bestimmen  mag.  —  er 
ist  ein  Gemein/,  Die  Krkenntnis  gemeinschaftlicher  Zwecke  als  Ge- 

meinzweck schatli  wohl  eine  innerliche  Einheit  der  Individuen,  i>ie  begründet 
aber  Ar  sieh  noch  nicht  jene  Einheit  der  vielen  Individnen»  die  ihnen  auf  dem 
Gebiete  des  Rechts  die  praktische  Erreichung  des  Gemeinswecks  sichern  konnte; 
diese  ist  vielmehr  durch  die  eigenartige  Organisation  als  korporativer  Verband 
bedingt.   Für  die  Organisation  der  an  dem  Gemeinsweck  Beteiligten  kommt 


Ii  Ueffter-Geffcken,  §  15;  v.  HoUzeodorff,  UU  II.  btf.;  F.  v.  Marteua  I, 
ff  ftSff.;  Garei»,  f  13«     LlMt,  f  S;  Bivler,  Prindpet,  I,  f  9;  Deipag-net,  Coure. 

Nr.  69!4q.;  Pradi  er- Fod6r6 ,  I.  Nr  n  ?q. .  Nvs,  T,  :^?Hsq..  Fiore  1  Nr.  305  »q.:  Hall 
§  1;  PbilUuiurc,  I,  §S61«q.;  Travcrs  Twiss,  I,  isq.;  Wcstlake,  I,  1  sq.:  Oppen- 
beim,  I,  ff  «Saq. 

21  Bfzrifxlich  'Icr  I.c-liro  vom  Staat  im  allfri  infincn  mcIic  iii8bcson<lcre  die  neuesten 
Werke  über  die  allgemoiueu  StaaUlehrc  tou  Bornbak,  liobm  und  Jellinek  und 
die  dort  verwertMe  iltare  und  iMii«re  Itoitor. 

S)  Vgl  Ulnel»  DwtwbM  Stattsredit  I  &  51  ff.,  insbcs.  S.  82,  8»,  wo  der  Unterscbied 
von  gcmcinsanicn  und  Gomeinzwcek  ausgeführt  und  die  Bcdeutunp:  des  letzteren 
als  Bildun|i^priuzip  der  korporativen  Verbände  und  sobin  dea  Staates  kUra^iin^i  i^ti  der 
gemeinsame  Zweek  iat  dti  BiJdiiiigi|Hiiizlp  der  QeselUchaftcn  Im  JnrtoCiMh •  teoh- 
oiscben  Siiuie. 
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aber  zunächst  in  Betracht,  daß  menschliche  Zwecke  überhaupt  nur  dnrch 
äoiSere  Betätigung  eines  mit  dem  Zwecke  in  Beziehung  stehenden 
Willensinbalts  erreicht  werden  können.  Korrespondiert  hiernarli  dem  Ge- 
meinzweck ein  üpezifi.sclier  liemein  wille,  so  kann  dieser  Wille,  so  seiir  seine 
Bildung  auf  menschliche  Individuen  angewiesen  ist,  doch  nicht  mit  dem  Willen 
der  Eilmlneii  identisch  sdn.  Im  korporativen  Verbände  ist  nim  durch  die 
OUederang  des  Ganzen  nach  Organen  und  Mitgliedern  die  Möglichkeit 
gegeben,  den  AVillen  und  die  Wirksamkeit  bestimmter  Individuen  in  den  Dienst 
des  Gemeinzwecks  zu  stellen, ')  indem  diese  innerhalb  verfassungsmäßiger  Ein- 
richtungen berufsmäßig  den  Gemein  willen  bilden  und  für  die  Durchführung 
des  Gemeinzwecks  sorgen.  Aber  auch  die  rechtliche  Stellang  der  an  den  or- 
ganischem Einrichtungen  des  korporativen  Verbands  nicht  unmittelbar  betei- 
ligten  Individuen  weist  eine  Beziehung  derselben  -m  dem  Gemeinzweck  auf, 
die  rechtlich  in  der  Stellung  als  Mitglieder  des  Verbandes,  im  Staate  als 
Untertanen  bezw.  Staatsbürger  zum  Ausdruck  kommt.  Die  Wirksamkeit 
der  Individuen  für  den  Gemeinzweck  wird  gesichert  durch  die  verfassungs- 
mäßige Regelung  der  Kompetenz  der  Organe  und  der  Rechte  und  Pflichten 
d«*  Mitglieder;  diese  Regelung  schafH;»  was  insbesondere  den  Staat  betrifit, 
ein  Verhältnis  der  Herrschaft  der  Organe  gegenüber  den  Staatsangehörigen 
a!f?  T"fntertanen  und  ein  Veiliältnis  der  Berechtigung  der  Staatsangehörigen 
als  Staatsbürger  gegenüber  den  Organen;  die  Verteilung  dieser  Rechte  und 
Pflichten  erfolgt  im  Zusammenbang  mit  den  aus  dem  Staatszweck  sich  er- 
gebenden Aufgaben. 

Die  Ezistenx  und  verfiissungmAftige  Stellung  der  Organe  ist  die  Grand- 
lage der  Einheit  nach  innen  und  nach  außen.  Nach  außen  kann  sich  jedoch 
die  Einheit  des  korporativen  Verbandes  nur  dadurch  bewähren,  daß  ihm  die 
Qualität  einer  juristischen  Person  zuerkannt  ist.^)  Die  prävalierende  Be- 
deutung des  Organs  für  die  Einheit  des  korporativen  Verbandes  bringt  es 
mit  sich,  daß  nnr  diesMU  die  Kompetoiz  nach  außen  xnstehaa  kann.  Die  an 
betreffimde  Rechtsverhältnisse  der  Gesamthdt  geknüpften  Interessm  der  Ein- 
zelnen finden  durch  die  von  den  Organen  ausgehende  Vertretung  ihre  er- 
schöpfende Befriedigung,  da  das  Organ  nur  eine  dem  Gemeinzweck  dienende 
Wirksamkeit  betätigen  kann:  in  der  Durchführung  des  Gemeinzwecks  linden 
die  rechtlich  bedeutsamen  Lebenszwecke  der  Einzelnen  ihre  EiluHung.  Die 
Gestaltung  der  Verhältnisse  des  Staats  im  Innern  sowohl,  wie  nach  außen 

1)  V{;l.  die  Ausfülininf,'cn  bei  Hänel,  Staatsreclit  I  S.  84ff,  über  die  Notwendigkeit 
ciocr  OrganieatioDsordnung  und  Beruf ungsordnung  als  iiitegrierender  Bestiuidteüe 
jeätm  kwpondran  YorlNUides,  also  andi  d«  Staateib  Regelaberi^er,  Pandekten  I 
S.  293:  „Es  hpstcht  eine  Oif^^anisation,  vcniiügo  deren  mensrhürhe  Kräfte  dauernd  in  den 
Dienst  eines  sozialon  Zweck»  gestellt  sind.  Voroiat  bringen  sie  WillenaaiiUeruageo  und  Wir- 
kiingMi  hervor,  dafflr  bUden  die  Individnalnilten  der  sm  WebstnU  der  Oiganiratioii  aitieiiiden 
MenBchcn  mir  Element^?." 

2)  Vgl.  Bäncl,  ätaataracht  I  S.  iOS:  ...  Die  Einheit,  die  Ganzheit"  (beruht)  „auf  den 
Organen.  8le  vlid  fewonnen  dadurch,  daß  den  Organen  anf  Grand  ihrer  verCttsangs- 
mäSigen  inneren  Rechtsstellung  auch  die  Kompetenz  der  Vertretung  nach  aaAen  erwächst" 
Vgl.  ancb  Bleriing,  Jarieüecbe  PrlDzipienlehre     1T4  in  d.  Anm. 
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führt  mit  Notwendigkeit  zur  Beliaudlung  des  Staats  als  Person,  als  ein* 
heitlicb es  Kechtssubjekt.  Indem  das  Volk  nnr  iii!  Staat  nnd  iinr  durch  die 
staatlifhe  Organisation  zum  'J'ra<i-er  eiues  recLtlich  bedeutt^anien  Willen.s  wird, 
kuüiieu  die  Beziehilugtiu  zu  anderen  Völkern  rechtliclie  Bedeutung  nur  durch 
ihr«  Verkuäpfuug  mit  der  PerBSnliehkeit  des  Staates  gewinnen;  der  Graieia* 
ville  des  Volkes  kann  sich  aach  naeh  außen  in  rechtlich  wirksamer  Weise 
nur  durch  das  Medium  der  staatlichen  Organisation  bekunden.  Um  deswillen 
können  nur  staat]i<"li  organisierte  Völker  im  Verkehr  mit  anderen  Völkern 
Subjekte  vou  lieclUeu  und  Plli'-litcn  stin.  Die  Angehörigen  einer  staatlich 
organisierten  Volksgemeinschatt,  korporative  Verbände  usw.  können  selbstän- 
dige Träger  Ton  Rechten  nnd  Pflichten  nnr  innerhalb  des  betreffenden  Qenein- 
wesras  sein;  nach  anfien  kommen  ihnen  Rechte  nur  insofern  so,  als  der  Staat, 
dem  sie  angehören,  ihre  Interessen  zu  vertreten  berufen  ist.  Gestalten  sich 
also  hiernach  die  Lebensverhältnisse  /.wischen  Völkern  und  ihren  Angehöricren 
in  rech  t liehe r  liezieliunir  allemal  al»  Beziehungen  der  staatlich  organi- 
sierten Völker,  so  können  nur  die  Staaten  auf  dem  Boden  der  T9lkerrecht- 
liehen  Gemeinsdiaft  als  Subjekte  von  Rechten  nnd  Pflichten  erscheinen,  i)  In 
der  l'at  kennt  das  Völkerrecht  nur  Staaten  als  völkerrechtliche  Personen; 
anderseits  ist  das  Völkerrecht  selbst  das  Werk  der  staatlich  or<ranisierten 
Volksgemeinschaften,  geschaffen  für  die  aus  ihrem  Verkehr  entspringenden 
Verhältnisse  und  Beziehungen. 

n.  Mit  dem  Satze,  daß  in  thesi  nur  Staaten  Subjekte  des  VölkeiTechts  sein 
kdnnen,  ist  noch  nicht  die  Frage  bejaht,  daß  jedem  Staat  diese  Eigenschaft 
zukommt.  Es  entsteht  insbesondere  die  Frage,  ob  die  völkerrechtliche  Per- 
sönlichkeit eines  Staates  von  der  vollkommensten  Gestaltung  seiner  Herr- 
schaftsrechte d.  i.  von  der  Sonveränetäf^)  abhänsrigr  sei.  In  der  staatsrecht- 
lichen Doktrin  herrscht  darüber  Meinung-sversciiiedenheit,  ob  die  Souveränetät 
ein  wesentliches  Element  des  Staatsbegriffs  ist.-*)   Bejaht  man  diese  Frage, 


1)  Eine  Nation  dm  othnographisehoni  Hiiinc),  die  ihre  staaUlche  Oi^ginintion  cingcb&Bt 
hat,  kann  uicbt  als  ^'^llk^■^K^lt.-snb]ekt  behandeh  werden;  tbcii<so  wrnip  noniadisii-rcndo 
Völker  und  solche  \  öikcr,  denen  jenes  Maß  suzialcr  Organimition  fehlt,  das  im  Bereich  der 
Staaten  veneiil«d«Mr  SEtvilintioasItrdM  die  wawntlieii«  YonambtoDt;  der  Einte«  als  Stsat 
ist  (barbarisctie,  wMrio  und  hnlhwiido  Völker);  ferner  depoteedierte  Houanbeo.  Haadeli- 
uad  Kol<HÜal^raeUacbafteD,  Privatpersonen. 

S)  Au  der  sehr  awfiuigreidien  Uterator  Aber  die  Sonrenmetlt  sden  von  ncneicii 
Si'hriftcn  hier  nur  hcrvor^(hi.heu;  Haucke,  Bodin,  eine  J?tudie  über  den  P.cpirf  der  Souve- 
ränetät Laudmaun,  Der  Soaveränetätsbegriff  bei  den  fraozösiackon  Tbeorcdkem 
(ISW):  Doek,  Der  Soaverinetitsbffnfifr  voa  Bodin  bis  xa  Friedrich  dem  GroBca  |189T); 
Behm,  Geschidite  der  Staab>l.  192fr.:  Derselbe,  Allgemeine  Staatnlehre  (1899)  §$  lüff.: 
Merriam,  Historj'  of  tho  tlicorj'  of  Sovcreignty  since  Kousäenu  (1900);  Horn  hak,  Allg. 
!?taatslebrc;  Jollinek,  Allg.  Staatslehre,  394ff.    8iche  auch  Oppenheim  I,      «4  84|. 

3)  Diese  Frage  liegt  außer  dem  Uereich  der  vorii<^endeu  Krörtorungen.  Die  Aat^icht, 
daß  die  Souvemnetiit  ein  begriffliches  Merkmal  des  Staate»  sei.  i«t  im  Aiisihhif!  nn  die  Kr- 
sdieiuungen,  welche  die  uormalo  Ucstaltung  der  Ucrrücbaft&icchtc  der  .^taati^pcrsuu  (bez^v.  des 
absoloteii  Benscfaem  im  Eänbeitwtaate  gewonnen  bat,  erwaebBcn.  Dleaer  noriBilen  6e- 
ptnffiinp-  der  Ivr.  htsstcllunp  der  '^i:irtt,-)  (i><'ii  nneh  innen  und  außen  ^tctii  n  nlier  Modifikationen 
gegenüber,  die  bei  der  theoretischen  P>rkenulnib  des  Staates  uwso  weniger  uubcaclitet  bleiben 


Digitized  by  Google 


f  19.  JHe  Staaten  im  AltgtaiaiMik  89 


80  gelangt  man  für  das  VOIkeneclkt  zu  dem  Satse,  daß  nur  sonverftne  Staaten 
Völkerrechtäsubjekte  sein  können.  Indeaaen,  die  tataftohliclien  Eraelieinttngen 

des  Staatslebeus  und  der  Beziehungen  von  Staaten  untereinander  lassen  doch 
erkennen,  daß  die  Eigenschaft  der  Souveränetät  einem  staatlichen  Gemein- 
wesen fehlen  kann,  ohne  dali  ihm  die  völkenedit liehe  Rechtsfähigkeit  d.  i.  die 
Eigenschaft,  Subjekt  internationaler  Rechtäveriiuituibäe  zu  sein,  abgeht.  >) 
SouTerixi  ist  jener  Staat,  dessen  HeriBcliafl  alle  auf  seinem  Gebiete  beHad- 
lichen  Personen  und  Korporationen  unterworflen  sind  und  der  von  der  Herr- 
schaft jedes  anderen  Gemeinwesens  unabhängig  ist.  Die  Souveränetät  ist  ein 
einheitlicher  ßegritt'.^)  Gleichwohl  kann  die  Souveränetät  vom  stan'ipuukt  des 
Staates  als  Einzelpersönlichkeit  und  von  jenem  als  Mitglied  der  Siaaien«remeiu- 
schaft  in  BeUacht  gezogen  und  sohln  eine  ätaatsrechtliche  und  völker- 
reebtliehe  Seite  der  Sonveränetftt  unterschieden  werden. >j  Das  volle 
Maß  völkeirechtlicher  Rechte-  und  Handlungsfähigkeit  besitzt  der  sonverftne 
Staat.  AbhängigkeitsverUUtnisse,  welche  in  geschichtlichen  Vorgftngen  oder 

dflifea,  als  die  Soavecinedtt  aelbat  das  Ei|;ebiila  dnes  fffvibkMIltAm  £ntwkjklaii|ii|iRne8aeB 

bildet,  den  die  tatsächlichen  Vcrhültnisse  des  staatlichen  Gcincinlebcn»  dnrckbafM.  Die  Aus- 
bildong  des  SouvcränetStsbegriffe  hfinfct  d(»ch  bekanntlich  anf  das  cugs^tp  zupamiHen  mit  der 
Oberwindoog  der  eine  zentrale  ood  einheitliche  StaatHi^walt  ausscbließondeu  MachiverMlt- 
nitise  des  mittelalterllcfaen  StaatsweeeoB.  Die  Angiclu,  ditU  die  Souver&netSt  kein  bcgrifflichea 
Merkmal  de»  Suate«  ist,  wiitl  vprtretoii  von  R.  v.  M  ohl,  Elnzyklopädie  S.  86;  Georg  Meyer, 
^staatsrechtliche  Rrüitcrungen  S.  3 ff.:  Lehrb.  d.  d.  ätaatar.  (4.  Aofl )  S.  4ff.;  Labaod,  Staats- 
icebt  (3.  Anfl.)  I  8.  «IfT.  and  H  8.  17  ff.:  Jellinek»  Staate&TeiUndmigeii  8.  seff.:  Der- 
selbe, Allg.  Staatslehre,  420 ff.,  442 ff  ;  FI.  Sr holze,  T.phrbuch  S.  26  ff.:  Rosin  in  de« 
AnnaJcu  d.  d.  Kdcba  168^  S.  273 ff.;  Hejer,  Einleitung  in  d.  d.  Staatsrecfat  (2.  Aufl.)  S.  24: 
Rebm,  AUir-  Staatslebre,  6Sff.  u.  Oppenheim,  §§  69ff.  —  Die  entgegen geaetete  Andcbt 
vertreten  von  Neueren:  v.  Seydel,  Ztschr.  für  die  t'esanitc  StaatH\s  isseiitiel)aft  XXXIIl  (ab- 
gedruckt auch  in  aeineo  Abbaodl.  ataatatechtl.  und  pol.  Inhalts),  in  aeiuooi  bayer.  Staatsr. 
md  im  Koromentarmr  Veif .-Urk.  d.  d.  Rdchca;  Zorn,  Staataredit  |S.  Aufl.)  I  S.  41;  Lingg, 
Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  SCtatalehie  |1890)  8.  S28,  285:  Bornhak«  Allg. 
Staatslehre  9;  Hänel,  Staatsr.  I,  IIH.  T!)s. 

1)  In  der  Geschichte  des  Souvcniuetätnbugiilfs  tiitt  diu  Eleuifui  der  L  uauliungig- 
keit  gemde  im  Iliublick  auf  tatrtdilichc  Vcriiiiltnigso  in  den  Yordcrgrond.  So,  wenn  im 
\Vc8tph&li^*clien  Fiictkiisinstrumcnt  nur  dem  Kaiser  und  Reich,  nicht  nber  auch  den  Landes- 
herren Sonveränetät  zuerkannt  wird,  zugleich  aber  die  Landesherren  trotz  ihrer  Abhängigkeit 
▼om  Sekdi  als  Triller  de«  Geeandacbaft»-  und  Vertragerecht»,  sowie  des  aabjektiven  Krieg»- 
recbt.H  -inr  rk.'innt  werden.  Zur  Charaktcrisicrano'  dieser  Plias-o  der  Enf\vickluug  »les  Sftu- 
vonnetüittbegriffs  sagt  Eehm,  Allg.  Staatl.  51  mit  Hecht:  „Das  Recht  kouate  maa  deu 
Sciii^  nicht  abepreeben  nnd  ihre  Abblngigkelt  nicht  loagoen,  wollte  man  den  Boden  des 
positiven  Reelits  nuIit  verlassen!"  Der  Souveränetätsbegriff  winl  „auf  das  rein  völker- 
rechtliche £lemeat  der  UoabliäugigkcU  von  |edennann  eingeacbränkt'*.  ^Unabhängigkeit 
von  jedcmuuui  nnd  SomreriBelit  riad  WecbBeUNfrifte."   Vgl.  aueh  RiTier,  Principes,  I, 

81  sq.  Die  tatsächlichen  VerhultnisiM;  lassen  uns  Staaten  erkennen,  die  nach  innen  unabhängig 
sind,  ohne  zu^rleich  nach  außen  unabhängig  zu  sein.  I  ber  dicscH  Krgcbnis  der  Betrachtung 
der  realen  Erscheinangen  gegenüber  dem  Suuveränitätsbegriff  Rodius  siehe  Rebm.  Allg. 
Staatsl.  53.  B  odia  pootaliert  die  Unabbingkeit  nacb  anfion  anf  Gmnd  der  UnabhingigkeiC 
nach  innen. 

2)  Vgl.  Uänel,  Staatsrecht  I  &  118;  Georg  Meyor,  Ib. 

9)  Vgl.  Heitborn,  Daa  vOtkenochtlicbe  Protektont  B.4T,  4b;  Rebm,  Aiig.  Staats- 
iefare SSIT. 


Digitized  by  Google 


90 


Zweit»  Bodi.  Die  Subj&kte  dm  VOIkimdiCii. 


in  gewiflsen  Zaständen  eines  Staates  in  politiseher  und  knltoreiler  Beaehnng 

ihre  Wurzel  haben  kuniien,  b(  einflussen  in  verschiedenem  Maße  die  Becbts- 
und  Handluiipsnihigkeit  und  soliin  äu-  SouveränetJlt.  Die  Beschränkung  der 
Geschäftsföliigkt'it  des  abliänsrigt-n  Staates  bestt-Iit  nicht  bloß  dem  anderen 
Staate,  sondern  allen  übi  igen  Staat<in  gegenüber.  Ümr  die  Grenze  jener  Be- 
schränkung hinaus  besteht  aber  auch  für  den  in  einem  betreffenden  Abhängig- 
keitsverhUtiiisse  befindliehen  Staat  doch  wieder  Unabbftagigkeit>  nSmlieh  re- 
lative Unabhängigkeit  Der  Staat  ist  nichtsouverän,  wenn  ihm  infolge 
betreffender  Abhiinorig'keitsverhjlltnisse  die  völkerrechtliche  Rechts-  und  Hand- 
lungsfähigkeit vollständig  abgeht :  er  ist  kein  Subjekt  völkerrechtlicher  Rechte 
und  Pflichten.  Bloße  Beschränkungen  der  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit 
achliefien  dagegen  die  ydlkerrechtiiche  Rechtssubjektivitftt  ntebt  aiu.  In  der 
logisch  allerdings  nicht  sntreffi^nden  Bezeichnung  dieser  Staaten  als  sog.  halb* 
souveräne  Staaten  kommt  der  Gegensatz  dieser  Völkerrechtssubjekte  gegen- 
über d;  Ti  normalen  Trägern  der  Völkerrechtssubjektivitsit  —  den  vollsou- 
veräneü  .Staaten  —  zum  Ausdruck;  auf  diese  letzteren  beschränkt  sich  der 
Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  der  Staaten,  weil  in  ihrer  vollkommen  freien 
PersSnlichkeit  die  Voraussetzung  selbständiger  Betätigung  eines  rechtlich  maO- 
gebenden  Willens  und  damit  die  Möglichkeit  des  VAlkarechts  ttberhaipt  ge- 
geben ist.  Das  Ifafl  d«r  Fälligkeit  der  so;;,  halbsouveränen  Staaten,  im  Völker- 
verkehr Rechte  zu  erwerben  und  Ptlicliten  zu  bej^rUnden,  bezw.  ihren  \\'illen 
in  auswärtigen  Angelegenheiten  selbständig  zu  betätigen,  ist  verschieden  je 
nach  der  13eschaffenheit  und  dem  Umfang  des  Abhängigkeitsverhältnisses,  in 
dem  diese  Staaten  an  dritten  Staaten  rieh  befinden.  Ein  Beispiel  positiTreisht- 
lieher  Normierung  der  Bechtsfth^keit  eines  halbsouverftnen  Staates  bietet  der 
Berliner  Vertrag  v.  J.  1878,  in  welchem  Bnlf^ai  ien  das  Recht  eingeräumt  ist, 
selbständig  Handelsübereinkommen  abzusf-hließen. ')  Beisiiiele  beschränkter 
bezw.  ansi^ewhlossener  Handlungsfähigkeit  bieten  die  duicli  völkerrechtliches 
Trutekturat  begründeten  Abhängigkeitsverhältnisse. -'j  Eine  Vertretung  des 
Unterstaates  dnreh  den  Oberstaat  aetat  die  Anerkennung  des  ersteren  als  Rechts* 
Subjekt  voraus.  Die  Praxis  der  ProtektoratsverhäUnisse  bestätigt  flbrigens  die 
Anerkennung  des  Unterstaates  als  völkerrechtliche  Persönlidikeit  seitws  des 
Oberstaates  und  seitens  dritter  Staaten.  3) 

Ohne  Einfluß  auf  die  Souveränetät  und  die  Eigenschaft  als  Völkerreohts- 
subjekt  sind  gewisse  Verhältnisse,  aus  welchen  zwar  dauernde  Verpflichtungen 
einem  dritten  Staate  g^euüber  entspringen,  die  aber  die  völkerrechtliche 


1)  Solche  Vertrflire  worden  ahfeBdiloaeen  swtochen  Bolgarien  und  Englaod  <l4^e.  No- 
vember lSiS9t,  Deutwhiand,  Österrdch-Ungam  (1S90,  24.  Dezember  1B84,  S.  J«Bnsr  IftM)  ww. 
Siehe  Näheres  iicvuc  g6nvn\v:  de  druit  intern,  publ.  il  p.  550  »q. 

2|  VrI.  Hoilborn  a.  a.  0.  S.  50ff, 

B\  So  verweist  Heilborn  a.  a.  0  S.  50  bezüglich  MadagaskarB  aof  eine  Eridlrang 
der  fian/ösiM'lien  nrjriertinET.  f^cf  zufdli^c  dio  rJclttin?  der  von  dem  UutcrBtaate  mit  fn>md(>n 
Staaten  abgoachlosAcneo  Verträge  anerkannt  wird.  Vgl.  auch  die  fi.  61  mitgeteilten  Fälle.  Be- 
si^rlMi  der  Behandlung  der  Uotentaaton  als  v6lkeiTMhtlielie  P«no»eik  «dtens  dritter  Staatm 
eielie  ebenda  S.  52. 
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Reehte-  und  HandelsOhigkeit  gleichwohl  nicht  berahren.  >)  Dies  gilt  unter 
letitcrer  Toranasetznngr  von  dem  Lehens verbuid,«)  von  der  TribatpHicht  *) 
Audi  iutenifttionale  Dieiistbarkeitm  and  intemationale  Verpflichtungen  sind 

mit  der  Souveränetilt  vf reinbar.  <) 

§  20.  Einfache  Staaten,  StaatcnTerblndungen.  I.  Die  iKjniiale  Fonn, 
in  der  Staaten  als  Öubjekte  des  Völkerrechts  an  dem  Staatenverkehr  teil- 
nehmen, ist  die  des  Einheitsstaates.  In  dieser  Form  vollzieht  sich  regel- 
mftftig  die  nrsprüngliche  staatliche  Organisation  des  Volks;  in  ihr  kommen  dio 
wesentlichen  Grundlagen  der  staatlichen  Gemeinwhaft:  ein  einheitliches  Gebiet, 
ein  einheitliches  Volk  inid  eine  beide  gleichmflfiig  umfassende  Staatsgewalt  zu 
ihrer  vollkommensten  Entfaltung  in  der  souveriineii  Betätisrung  des  Gemein- 
willeus  im  inneren  und  äußeren  8taaisieben;  der  ?]iiiheit.sstaat  ist  die  voll- 
kommenste Form  der  Realisierung  der  Staatsidee  in  der  (ieschichte. 

n.  Die  historische  Gestaltung  der  meisten  Einheitsstaaten  vollzog  sich 
vielfach  durch  die  allmfthliehe  staatsrechtliche  Vereinigung  ursprünglich  selb- 
ständiger staatlicher  Q«Beinwesen  —  ein  Prozeß,  dem  völkerrechtliche  Vor- 
gänge za  Grunde  lagen  «nrl  der  teils  durcli  politische  und  nationale  Motive 
der  beteiligten__Völker  oder  Bestandteile  eines  größereu  Volkes,  teils  durch 
d&s  politische  Übergewicht  und  die  Machtmittel  eines  der  beteiligten  Gemein- 
wesen seine  Forderung  und  seinen  Abschluß  fand.  Die  Zwischenstadien,  die 
vielfach  eine  bestimmte  publizistische  Form  der  Staatenverbindung  (im  Gegen- 
satze zum  Kinheitsstaate)  darstelloil,  erscheinen  dann  vom  historisch-politischen 
Gesichtspunkte  als  Übergangsphasen  mit  der  vorwiegenden  Tendenz  nach  de- 
finitiver staatsrechtlicher  Einigung  im  Einheitsstaat  oder  mit  der  Tendenz  der 
Glieder  nach  Wiedererlangung  der  ureprünglichen  Selbständigkeit.  Im  Hiu- 
blkdc  auf  den  EhitstehungsprozeD  erscheinen  manche  Eänh^tsstaaten  als  die 
staatsrechtliche  Vereinigung  von  Gliedern,  die  nisprüngUch  selbstlndige  Ein- 
heitsstaaten waren  oder  in  einem  bestimmten  publizistischen  Verhältnisse  sn 
einander  standen:  trotz  der  Inkorporation  ')  und  dem  damit  jrenrHhenen  Ver- 
luste der  ei2:enen  ülaatlichen  Eigenschaft  kann  diesen  Bestandteilen  des  Ein- 
heitsstaats eine  ausgedehnte  Autonomie,  eine  Eeihe  von  Vorrechten  und  Frei- 
heiten xostehen;  es  wird  diesen  fiestandteilen  ungeachtet  ihrer  Stellung  als 
Provinzen  aach  wohl  ihr  alter  Name  nnd  historischer  Titel  helaasen.«')  Auch 

1)  Vt^.  UsDel,  I,  118;  Q.  Moycr,  IS;  Hebiu,  A%.  Staatslehre  61).  JclliD«k.  Allg. 
Suurtalebn,  488. 

2)  Beispiel:  JMe  StaltoQg  dw  ehemaligM  KftidgniehM  beider  Stailien  genuiOber  dem 

bt^igen  Stahle. 

3)  Die  ehcmalifiro  TributpfUdit  Englands,  liViiiikrelchs,  Spaniens,  Ostemiehs,  HoHands, 
Wncmarks,  Scliwodens  gegenüber  den  Barbareskenstaaten. 

4»  Über  die  Grenzen  der  Entäußfrun^'  von  Ilolicitsrcclitcn  im  allgemeiiMD  siebe  J  ellinek, 
Staatenverbindungen  S  53ff  :  101  bezüglich  der  Staaten vcrträf^e. 

6)  So  ist  z.  B.  Schottland  1707,  Irland  l*iOO  dem  englisihcn  Staate  inkorporiert 
worden.  Über  die  Inlcor]K>ricrung  von  Finnland  and  Polen  iuKafiland  eiche  J eil inek. 
Die  Lehre  von  den  Staateuverbiudungoa  S.  70ff. 

«)  Beiaiiiel:  Die  Stellnoff  der  im  Beldianite  vertretenen  Könifnniclio  und  Linder,  wek^e 
einen  EtoheUastait  bilden  mit  einem  rcehdidi  einheitHcben  Trimcr  der  SouveribietAt 
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r&nmlich  getrennte  Oebkto,  wie  Kolonien,  können  recbtlich  Teile  des  Sin« 

heit£staates  aeio,  auch  wenn  sie  eine  weitgehende  Autonomie  und  freie,  poU- 
lisclie  Bewegung  besitzen. ')  Inkorporierte  Staaten  oder  Gebietsteile  setzen 
in  ilireni  neuen  staatsrechtlichen  Verbände  auch  dann,  wenn  ihnen  eine  ge- 
wisse politische  Selbständigkeit  eingeräumt  ist,  nicht  ihr  ehemaliges,  selbstäu- 
digea  sUatlichee  Dasein  fort;  sie  sind  der  neuen  einheitlichen  Staategewalt  in 
vollem  Um^Riig  nnterworfsn,  kQnnen  daher  auch  in  TdUceiTeebtlicher  Beziehnng 
nicht  als  Kechtssubjekte  in  Betracht  kommen.  —  Eine  scheinbare  Stellung 
als  Völkerrechtssubjekte  genießen  Insurgenten  von  dem  Zeitpinikte,  da  sie  als 
krieglühreude  Partei  behandelt  und  anei-kannt  werden.  Eigeutiimlich  ist  auch 
die  Stellung  der  Staatenbünde  und  deä  heiligeu  Stuhles.  —  Die  rechtliche  Grund- 
lage des  olwn  hesjirocbeneo  Vorgangs  fällt  mit  dessen  historischem  Ausgangs- 
punkt zusammen:  da  sich  hier  eine  Verbindung  bisher  selbs1ftndif(er  bezw. 
politisch  getrennter  Gemeinwesen  vollzieht,  so  kann  jene  Grundlage  nur  in 
einem  völkerrechtlichen  Akte  (in  freiwilliger  Unterwoinng,  Zession,  Debel- 
lation, einseitiger  Einverleibung)    gegeben  sein. 

IIL  Neben  den  Emheitisjtaaieu  kommen  lür  die  Lehre  von  den  völkerrecht- 
lichen Personen  jene  Staatenverbindungen  in  Betracht,  innerhalb  welcher  die 
verbundenen  Staaten  ihre  staatliche  Eigenschaft  behalten,  zugleich  aber  als 
Glieder  eines  fiibergeordneten  Ganzen  eine  eic;enartige  publizistische  Stellung 
einnehmen;  die  Bedeutunj^  der  mit  diesen  \'ert)indungen  verknüpften  Schaffung 
einer  Gesamtheit  besteht  in  der  Kntstelning  eines  selbständij^en  völkerrecht- 
licheu  Subjekts.  In  diesem  Sinne  kommen  nur  in  Frage  der  Staatenbund, 
die  Realnnion  und  der  Bundesstaat.  Dagegen  ändeit  die  Personal- 
union nichts  an  der  bisherigen  Selbständigkeit  der  verbundenen  Staaten. 

§  21.  Die  Personalunion.  Eine  Personalunion  kann  nur  fQr  mo- 
narchische Staaten  entstehen,  indem  zwei  (oder  mehrere)  souveräne  Staaten 
durch  einen  genirinsaraeu  Landesherrn  mit  einander  verbunden  sind;  die  Ver- 
bindung selbst  wird  nicht  durch  einen  maügebenden  Willensakt 
der  einzelnen  Staaten  geschaffen, <)  sondern  ist  das  rechtlich  znftllige 
Ergebnis  anderweiter  Vorgänge,  so  vor  allem  des  Umstandes,  daß  kraft  der 

1)  Vgl.  Jeilinok,  i>ie  Lehre  von  den  s^taaten Verbindungen  S.  64  ff.,  namentlich  mit 
RQcJcsicht  auf  dia  dort  h«rTOfg«hobcD«  OrKanintion  der  briti«clien  Koloidoa  In  Noidin«rilct, 
die  das  »elfgovenimcnt  auf  dorn  (?ipfc!  «pinor  EnTwirklnriK-  zet^'cn  (S.  77). 

2)  Cb«r  einseitige  Besitzergreifungen  vgl.  J  cllinek  a.  a.  0.  ö.  60 ff.,  der  die  Einverleibung 
Knkftu's  in  öttemich  1646  durch  den  Hlnwds  aaf  eloe  Art  intenntioDalea  Noti«dits  fniMihio 
für  gerechtfertigt  erwhcincn  läßt  —  im  Gegensatz  zu  den  jedes  Rechtugrande*  entbehrenden 
Heanionen  Ludwig'«  XIV.  —  Andere  Beispiele:  Teilung  Polens,  die  Mediatisiening  dentacber 
BeichMtinde. 

3)  H.  A.  Zathariac,  Deutsches  Staats-  und  Bundeerccht  I  S.  104ff.;  Derselbe,  Zur 
whleswig  holsteinischen  Frage  (1S47);  v.  Juraschek,  Personalunion  und  Realnnion  (I87t*)} 
Ulbrich,  Die  rechtliche  Natur  der  Ssterr.-ungar.  Monarchie  (1S79):  G.  .Meyer,  Lehrb.  d,  d. 
Staalirechts  (4.  Ann.)  S.  31;  O.Meyer,  Einleitung  S.  6;  Brie  in  Grünhut'»  Ztsch.  XI; 
Dernelbc,  riioorie  der  Staatenverlnn»!ringen  Jcllinek  a.  a.  0.  S.  S2ff  ;  Hcffter- 
Geffekeii  §  20;  Bluntschli,  Völkerrecht  §§  51,  74,  75;  K.  v.  Marten»  I  S.  234ff.j  Hivier, 
Lehrbuch  s  luoff.;  Rehm,  Stiati.  S6,  108,  106;  Oppenheim  I,  | 

4)  Vgl.  V.  Jnraechek a.a.O.  S.  72. 
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SnkMSBioliwrdniiDgen  der  b6leiHi:teii  Staaten  ein  und  diesellie  Petson  in  jedem 
dieaer  Staaten  zur  Thronfolge  berufen  ist,  oder  wenn  der  Landeaherr  eines 

Staates  die  ihm  angebotene  Herrschaft  eines  andeien  Staates  oder  pitips  npn 
entstandenen  Staates  überuinmit.  >)  Die  Verbindung?  dauert  daher  nur  so 
lanafe,  als  ihr  Grund  wirksam  ist:  sie  erlischt  durch  den  Wegfall  des  Rechts 
auf  die  Herrschaft  dei-  verbandeuen  Staaten,  durch  anderweite  Tatsachen, 
velehe  das  Erloschen  des  Rechts  zur  Folge  haben  [Yendcbt,  Enthronnsg,') 
AasBterben  der  Dynastie,  Tod  des  SonTeräns*)!.  Dem  Wesen  der  Personal- 
union *)  entsprechend  vereinii^'t  dei-  Souverän  juristisch  so  vii  li^  Herrschei*pers5n- 
lichkciten  in  sich,  als  Staaten  sich  in  der  Union  befinden.  In  praktisch-politischer 
Beziehung  wird  allerdings  die  Verbindung  der  Staaten  mancherlei  Wirkungen 
mit  sich  bringen,  welche  äußerlich  betrachtet  dne  materielle  Übereinstimmung 
des  jaristisch  getrennten  und  dnrehans  selbstSndigen  Oemeinwillens  der  ver^ 
bundenen  Staaten  erkennen  lassen;  dies  wird  auf  dem  Gebiete  der  answftrti;?en 
Politik  der  Fall  sein,  wo  die  Verfolgungf  diametral  entgeg-eng-esetzten  poli- 
tischen Verhaltens  der  verbundenen  St-aaten  praktisch  kaum  durchführbar 
wäre;  insbesondere  ist  die  gegenseitige  Bekriegung  gänzlich  ausgeschlossen*). 
Auch  der  politische  Macbtunterschied  der  verbundenen  Staaten  wird  nicht  ohne 
Einflnft  bleiben,  insofern  der  sehwSchere  Staat  sieh  der  Politik  des  stftrkeren 
anschließen  wird.  Die  praktischen  Verfaältnisee  und  gleichartigen  Bedürfnisse, 
sowie  Rficksicliten  der  Zweckmäßigkeit  werden  trotz  der  Selbständigkeit  der 
verbundeneu  Staaten  zu  gemeinsamer  diplomatischer  Repräsentation  fahren,  die 
ja  selbst  zwischen  nicht  unierten  Staaten  stattfinden  kann. ") 

Die  Geschichte  kennt  eine  größere  Reihe  von  Personalunionen.  Eine 
hervorragende  Rolle  spielte  die  Union  der  spanischen  Iiilnder  nnd  des  Deutschen 
Reiches  nnter  Karl  V.  (1519—1556).  Eine  Personalnnion  bestand  zwischen 

Sachsen  und  Polen  (1697—1763),  zwschen  England  und  Hannover  1714  bis 
1837,  zwischen  Preußen  nnd  dem  Fürstentum  Neuenburß-  und  der  Grafschaft 
Valendis  in  der  Schweiz  1707—1857  (1848),  ^  zwischen  Schleswig  -  Holstein 


Ii  So  bat  Leopold  IL,  K6oig  der  Belgier,  im  Jilie  1865  die  Hcmdialt  ftb«r  den  durch 
flcine  IvtHH&n  gegrOndeti«  Kongoetttt  übera«aimeQ. 

2)  IMc  rersonalurnon  zwinetifr  7'rcnRoii  und  dem  Fili'stortum  Nononbnrs^  in  clor  Schweiz 
wurde  dadurch  aofgebobcn,  dalS  Neuenbürg  (tä4ä)  die  republikanische  .Staateform  annatun  nnd 
die  Benvdiaft  des  FUnten  absdiafft».  Der  Vor^aiM;  wurde  doidi  den  P«i1«er  Vertnip  Ton 
1557  vülkcrrcchtlich  ancrkaiint.  iNach  Art.  1  vcrziilitof  > I er  König  VOD  PieuOen  für  sloh  ttlld 
leiao  Nachfolger  auf  das  Filnstciituiii  uinl  die  Graf^^oliaft  Valendis.) 

3)  Die  FersoDalumon  zwiachen  Holland  und  Luxemburg  wurde  tSUl  durch  den  Tod  des 
KSaSfß  von  HollSBd  ufgelOBt;  alkidfiigs  konkanlert  hier  nodi  ein  anderer  EriOeehiugagni»!, 
indem  nach  der  Vorfassnog  von  Luxemburg  nur  mSnnlicfae  Erben  sukaenioiiellliig  rind,  der 
König  aber  nur  eine  Throaert>in  aorücldieiL 

4)  Vgl.  im  allgeneiaen  Jellln«k  «.  a.  0.  S.  87. 

5)  Da  das  Recht  über  Krieg  und  Mede»  in  der  Montrehle  dem  FttrMnt  siMnlil^  dieaer 
deii  aber  nicht  selbst  bekriegen  kann. 

6)  Rivier,  Lehrbuch  %  9. 

1}  &  d«n  Vevtng  bei  Fleiacbmannt  «L  Vgl.  «nek  Bornhak,  PrenB.  Staatsrecht  I, 
328  nnd  Bio m er,  Handbach  des  sebw^zeriMben  Bandeaetaatnedita  II,  204. 
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und  Danemark  1773^1863,  zwi«cben  Holland  und  Lnzembarg  1815^1891. 
Belgien  und  der  Kongostaat  sind  mi  1B85  doieh  den  König  Leopold  IL 

verbanden. 

§  22.  llor  Staatonbiiiid.  I.  Mit  der  Idee  des  Völkerrechts  und  üor  inter- 
nationalen (Teraeinschaft  ist  der  Gedanke  gemeinschaftliclier  Wirksamkeit 
völkerrecbtlicher  Subjekte  Ar  gemeinsame  Zwecke  and  zar  Pflege  solidarischer 
Interessen  auf  das  engste  TerknUpft.  Dieser  Gedanke  findet  in  der  Praxis 
der  Staaten  in  verscbiedener  rechtlicher  Ge.stalt  und  folgemäßig  mit  verschie» 
dener  Intensität  seine  Ver\virkli''hiing.  Die  Intensität  der  Wirksamkeit  ver- 
tragsmäßiger Assoziation  der  Staaten  unti  die  völkerrechtliche  BedeutnTijr  h«- 
treffender  Assoziationen  ist  wesentlich  davon  abhängig,  ob  die  Verbindung  der 
beteiligten  Staaten  eine  juristische  Organisation  besitzt.  Ein  nicht  organi- 
siertes Bündnis  bietet  nar  eine  geringe  Garantie  der  Erreichnng  des  Bflndnis* 
zwecks;  wichtige  Interessen  finden  in  dieser  Art  der  Verbindung  nur  prekären 
Scliiitz.  Die  Praxis  dei-  Staaten  verwertet  die  Orcranisation  internationaler 
Wreiuigangeu  zum  Zwecke  der  Pflege  internationaler  und  staatlicher  Inter« 
essen. ') 

II.  Unter  den  politischen  Bttndnissen  charakterisiert  steh  der  hier  in 
Frage  kommode  Staatenband  gegenOber  den  einfachen  Bündnissen  oder 

Allianzen  gleichfalls  als  eine  organisierte  internationale  Staatenverbinduog. 
Vom  jni  istisclien  Standpunkte  erscheint  der  Staatenbund  als  ..ine  durch  Vertrag 
souveräner  Staaten  zn  pnlitiscli.n  Zwecken  —  mindestens  zur  Sicherung  der 
Stellung  der  Kinzelstaaten  als  selbständiger  Mächte  —  mit  einem  ständigen 
Bundesorgan  und  dem  Bnndeszweeke  dienenden  Einrichtungen  gegründete  Ver- 
bindung. Diese  Form  der  Staatenverbindnng  ist  an  sich  allen  Staaten  zu- 
gänglich, welche  ihre  politische  Selbständigkeit  und  Sicherheit  na<  Ii  außen, 
sowie  die  Fönlernno"  der  freien  Entwirklunj,'  ihier  inneren  Angelegenheiten 
durch  Vereinigung  ihrer  jinlitischen  Kräfte  sich  gegenseitig  ^rarantiet-en  wollen;  •') 
allein  die  praktische  \erwertung  dieser  Form  der  Staatenverbindung  be- 
schrilnkte  sich  in  der  Geschichte  bisher  auf  solche  Staaten,  deren  Geschicke 
durch  wichtige  politische  Momente  (gleiche  Nationalität^  historische  Gemein- 
schaft) mit  einander  verknüpft  sind.  Diese  Momente,  die  an  sieh  Keime  einer 
enjreren  st  a a  1 1  i  eh en  VereiniLiun^'' lietreflender  Staaten  in  sieh  tragen  mf>pren. 
besitzen  in  einer  beistimmten  Kpoche  (aus  Gründen  der  inneren  oder  der  inter- 


1)  Hi«rfa«r  i^bfireo  die  OT|;"i>Mert«n  Verwaltnni^bfiodniate  (tntcniatioiiale  Vorwaltang«« 

vereine,  rniimon)  ffir  ititprnatinnnlo  Iiifore-srn.  wie  a.  V>.  dir'  in  Ausffihruiisf  der  Bcsclilüsso 
de»  Wieucr  Koo^ppcsscs  über  üic  Freiheit  ilci'  ächifTabrt  nuf  den  die  Uvbiote  luelirerer  ätaaton 
betUhrenden  FlOmen  konadtnierten  Vereine,  ferner  der  TelcgmphcnveraiD  ilSeS),  der  Welt> 
postveroin  (lS74i  usw.  —  sodaun  die  Staatenvei-einc,  welche  Zwecke  der  Einzelstaarcn  als 
solcher  durch  gcuieiusame  Eiiiriclitungen  and  Orgaae  zu  erfüllen  stiebon  (Unuptfall:  Der 
deotacbe  2^ilverein  aaf  Omnd  meiner  Or^iMdon  vom  Jahre  lS67i.  V|,'l.  NSfaeres  Jelltn  ek, 
StaAtenverbindoogra  8.  m,  icoff.,  lonff.;  Hehm  staa(»l.  im,  s»:;  Oppenheim.  I,  §  S8. 

•2i  F  V.  Martens  I  231»  meint,  <V\o  Miisierverfassuujf  eines  Staatenbundes  wäre 
das  F'rototvp  lincr  äulchi-u  Organisation  der  iiiletnatiunalcn  Gcmciuftchaft,  auf  deren  ein»tigo 
Verwirklichung  bei  fortacbreiteadcr  Entfaltung  der  tutemattonsten  Besiebongen  aidi  Tietleidit 
boffen  lieBei. 
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Dationalen  Politik)  nur  die  Kraft  einer  engeren  y5lkerreehtliehen  Yer- 

einigUDg  in  der  Gestalt  eines  Staatenbundes;  dieser  erscheint  dann  für  die 
beteilig^ten  Sta<aten  gleichsam  als  der  minimale  Ausdrock  aktueller  Einheits- 
bestrebuiigeu  und  Einheitsbedingungen.  In  der  Tat  bildet  der  Staatenbund  in 
der  Geschichte  der  Staaten,  die  diese  Form  der  Vereinigung  verwertet  haben 
nnr  eine  Phase  der  Entwicklung  zu  engerer  stnatlicher  (bnndesstaatlicher) 
Vereinigung.  2) 

III.  Die  Grundlap:«  des  Staatenbundes  ist  der  Bundesvertrag  souverftner 
J^taaten  ^).  Zweck  und  Inhalt  dieses  Vertrages  S(  h!iftt5en  (li>  Konstitiiiernnsr 
einer  über  den  Einzelstaaten  stehenden  Staatsgewalt,  wel  h  krall  eigener 
Hoheit  herrscht  und  mit  eigener  Kompetenz  ausgestattet  deu  Einzelstaaten 
nnr  ein  bestimmtes  Matt  eigener  staatUeber  Kompetenz  oifen  lieBe^  ans.  Im 
Staatenbund  ist  zufolge  des  auch  für  den  Fortbestand  des  Bundes  ansschließ* 
lieh  maßgebenden  Vertragsverhältnisses  der  Einzelstaaten  die  Abändemng, 
Anfhebuni^  und  der  einseitige  Austritt  des  einzelnen  Staates  niclit  ausge- 
schlossen^). In  der  durch  die  Organisation  des  Bandes  geschallenen  Zentral- 
gewalt (Bandesgewalt)  besteht  nur  eine  Kollegialgewalt,  die  aut  gewisse  im 
Bnndesvertrage  lienannte  Zwecke  beschränkt  ist.  Ist  also  das  Bnndesorgan 
nicht  selbst  Träger  eines  eigenen  Herrscbaftswill^S^),  sondern  nnr  daraaf 
bescbränkt,  den  genieinsamen  Willen  der  Einzelstaaten  (und  zwar  auch  dann, 
u  i  im  die  Bildung  betrettender  Willensakte  diireh  Majoritätsbe^rblüs.'^e  zustande 
kommt)  zu  betätigen,  so  kann  es  seine  kompetenzmäüige  W  n  ksanikeit  nur 

1)  Abgesehen  von  Beispielen  des  Staatenbundes  in  älterer  Zeit  kommca  für  die  neuere 
j>tiliti:icht'  Hntwicklun^  in  Europa  und  Amerika  in  Betracht:  die  Vcrcini^ften  Niederlande 
(iriSO  — ilic  ereto  Union  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (l'Sl  — nS7),  die 
8ch\vci7,pn?i(lie  Kid-rcnoasenschaft  vor  1798,  sodaun  von  1815—1^1?,  der  Rheinbund  (ISOH  bis 
1613),  der  deutsche  Bund  (1S15  — 1S66).  Bezüglich  der  dcutachcn  8taaton  hatte  schon  Art  6 
dM  Pariser  VertragM  v.  J.  1814  bestfanmt,  daB  ai«  tmabhiogv  und  doreb  ein  födeiatlvea  Band 
Terimnden  sein  »ollen. 

2)  Unter  moDarcbischcn  fStaaten  bat  das  Systoui  doe  Staatenbundes  nie  auf  die  Dauer 
befriedigt;  entweder  entstellt  darin  em  GravitattoneaTetem,  wenn  noter  vielen  Meinen  zwei 
gioßf  Stnaten  sich  befinden,  oder  es  führt  7.nm  Prinzipatsystoni,  wenn  nur  ein  j,'r(>Oor  Staat 
vorbanden  ist  und  dies  diingt,  wenn  die  ^'atiooaUtfit  dieselbe  ist,  zum  Einheitsstaat.  Selbst 
bri  den  Ropobiiken  beobachtet  man  ein  Schwanken:  wo  ^e  Bnndeestaatiridee  prlvaliert,  d.  h* 
die  Zcntralgewalt  stark  organirieit  i»t,  tritt  langsam  ein  Streben  nach  größerer  Selbständigkeit 
der  Einzelstaaten  hervor;  fiberwiegt  die  Idee  des  Staatenbimdes,  so  zeigt  siob  bald  ein  Strebe 
nach  größerer  Siärkuug  der  Zentralgcwalt. 

3)  V  Muhl,  Enqrklop.  ».44,  465;  Labaad,  S.  15ff.;  Jellinekt  Bttatenverbin- 
dmigen  S.  178  ff. 

4)  Im  Gegeusatjce  zu  Allianzen  worden  Staatenbünde  allerdings  als  dauernde  Verbin- 
dnogen  (ewig«  fittdtatimien)  geadikesen.  Indeaaen  der  Charakter  dea  Staatenbnndea  als  ver- 
tmcpimrißige  Institution  ISßt  die  Verbindung  doch  nur  in  relativem  Sinne  als  eine  danenido 
erscheineai  Vgl.  übrigens  Jellinek,  Staaten  Verbindungen  S.  174  ff. 

5)  A.  H.  in  neuerer  Zeit  v.  Hartitx,  Betrachtungen  Uber  die  Verfassung  des  nordd. 
Rundes  S  1,  Ilüuel,  VertragsmiUligo  Elonientc  S.  l:t;  Brie,  Der  Bundesstaat  S.  tlO; 
U.  Meyer,  Lvhrbadi  (4.  Aufl.)  S.  ää:  (Der  Staatenbund)  «ist  uiciit  bloß  ein  völker- 
reehtliehea  and  pri vatreehtliehes,  sondern  andb  ein  ataatareehtlicbea 
Kochtssnbjekt*  —  Siebe  dagegen  Laband  «.  a>0.,  Jellinek,  Staatenverbindangen 

a  177  n. 
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gegenftber  den  Einzelstaaten  AaOern;  daher  erlangen  Bandesbeaeblilese  xavr. 
eine  Wirksamkeit  fttr  die  Bevölkerung  and  die  Behörden  der  Einzelstaaten 
Tinr  dnrcli  die  hinzutretende  besondere  Sanktion  der  Staatsgewalt  der  Einzel- 
staaten 'j.  sind  jedoch  vom  Bnnde  eigene  Fxekutivorgane  oder  Behörden  be- 
stellt, so  sind  dit'i»e  allerdings  zu  einer  direkten  Wirksamkeit  ohne  Ver- 
mittlung der  Staat^ewalt  der  Einzelstaaten  ermächtigt  ^;.  —  Den  Zwecken 
des  Bandes  entsprechend  bezieht  sich  die  Kompetenz  des  Bnndesorgans  Tor- 
zagsweise  anf  die  Erhaltung  der  änOeren  und  inneren  Sieherheit  der  Eüuel- 
staaten;  der  Bundeszweck  kann  aber  auch  auf  die  gemeinsame  Ausübung 
innerer  Hoheitsr^^rlite  anspfedehtit  sein;  es  Avird  rirh  tlaher  die  Kompetenz  des 
Bundesorgans  auch  auf  innerstaatliche  Angelegenheitt^n  erstrecken.  —  In  einem 
Staatenbunde  behält  jeder  einzelne  Staat  seine  Militärhoheit;  das  Bundesheer 
bildet  sich  ans  Kontingenten  der  Einxelstaaten ;  Abrigena  kannte  auch  ein 
Bondesheer  als  gemeinsame  Institution  durch  Bundesvertrag  geaehaifen 
werden').  —  Der  Bund  hat  iu  der  Regel  nicht  eigenes  Finanzwesen,  sondern 
ein  Kassewesen,  bpiuh-nd  auf  Matriknlarheiträoren.  Indessen  ist  dieses 
Moment  keineswegs  wesentlich,  da  auch  auf  anderem  Wege  durch  Bundes- 
yertrag  für  die  Deckung  der  Bnndesauslageu  gesorgt  sein  kann.  Jeder  Einzel* 
Staat  ttbt  nach  anSen  das  ihm  als  sonveiünem  Staat  und  YSIkerrechtssnbjekt 
zustehende  Reprftsentationsrecht  ans;  er  hat  das  aktive  und  passive  Gesandt- 
schaftsrecht, das  Recht  Staatenverträge  abzuschlieHen,  das  Recht  der  Ent- 
scheiduui?  über  Kripsr  und  l'Meden.  Die  Ansftbnno;  dieser  Hechte  findet  aber 
im  Bundesvertrag  bezw.  in  dem  Bundeszweck  ihre  Grenze.  Durch  den  Bundes- 
vertrag  kann  der  Zentralgewalt  insbesondere  die  diplomatische  Repräsentation 
der  Einselstaaten  flbertragen  werden.  Der  Staatenbund  tritt  dann  nadi 
außen  als  eine  einheitlirlie  Macht  (für  die  im  Bundesvertrag  normierten 
Zwei'ke)  auf.  Die  von  dei-  I'iaxis  des  Vrdkerrechts  anerkannte  Stellung  des 
i>taatenl)nndes  als  völken-echtliclie  Rinlieit  im  internationalen  Verkehr  fiudtjt 
ihre  materielle  Grundlage  in  der  /usananenlassutig  der  politischen  Kräfte  der 
einzelnen  Staaten  in  dem  organisierten  Bnnde  nnd  in  dessen  einheitlicher 
Politik  in  auswärtigen  Angelegenheiten;  die  formelle  Grundlage  jener  Stellung 
ist  mit  der  Existenz  eines  Zentralorprans  gegeben,  welches  den  Willen  der 
Gesaintniacht  na*  Ii  außen  zum  .\usdruck  hriiijren  kann^).  Innerhalb  der 
durch  den  Bwniesvertrag  L'■^^z^>g■enpn  Hrenzeu  kann  übrigens  neben  der  diplo- 
matiscUeo  Gesamtreprasentation  des  Bundes  auch  jeder  Einzelstaat  ein  kon- 
kurrierendes Gesandtschaflsredit  ansüten. 


1^  Vgl.  V.  Gerber,  GniadzBfe  eine«  .^vt^ienis  d.  d.  Staatar.  S.  24;  Lab  and, 

H.  8.  li>. 

2)  .Tellinek,  Staatenvcrbimlunfccn  S.  1S5. 

'»)  VrI.  Jellinck,  Stsiatenverbindungon  S.  IST. 

I  i  AIh  völkerrechtliche  Einheit  werden  auch  VerelmgQngtn  xu  VerwaltungHzwecken  be- 
liMidtMr;  deren  OrnraniRation  macht  o»  inörrli(}i,  duli  ihnen  nnter  anderem  d.is  Rroht  znr  Ab- 
tscUlieUuiig  vülkcrrecbtlicb  vcrbindüdicr  Vortrüge  eingeräumt  wird;  so  %.  H.  tler  europäischen 
DMurakomiDiMiont  dem  Deatichen  Zoliveirrin  «üt  166T.  Vgl.  JeiHnek,  StaatenTetbindnngen 
8. 182,  188. 
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ff  33.  Sie  Realnnioii.  Im  Gegensatxe  zar  Peraonalanion  Verden  Ver- 
bindangeii  unabUliigiger  Staaten  nnter  einem  gemeinsamen  Herrscher  in  der 
Theorie  1)  als  Realunion  bezeichnet,  wenn  die  Verbindung  auf  einer  gemein- 
samen grundgesetzlichen  Bestimmunir  der  beiden  Staat<>Ti  beruht.  Nicht 
der  historisch  und  völkerrechtlich  bedeutsame  Akt  vertragsmäßiger 
Willenseinigu üg  selbständiger  Staaten  zum  Zwecke  der  Herstellung  eines 
danemden  engen  Verbandes  wird  als  die  maOgebende  Grandlage  dw  Ent- 
stehnng  nnd  des  daumiden  Fortbestandes  der  Union  angefaßt,  sondern  der 
Schwerpunkt  der  juristischen  Konstruktion  (und  auch  wohl  der  geschichtlichen 
Auffassung:  betreffender  Tatsachen)  in  Akte  der  Gesetzgebung  der 
unirten  Staaten  verlew-t-i.  Gegen  diese  Betrachtunj^sweise  wendet  sich 
eine  neuere  Theorie  welche  davon  ausgeht,  daß  eine  Verbindung  selbständiger 
Staaten  nur  dnrcb  lkbereinBtimm«ide&  Willen  beider  zn  stände  kommeOf 
also  nur  dmr  Vertragt,  nicht  das  Gesetz  den  Rechtsgmnd  einer  V^indnog 
von  Staaten  abgeben  kann,  welche  nicht  entweder  bereits  einem  hOh^n 
Willen  imtpnvorfen  oder  derart  vfrbrindeii  sind,  daß  ein^r  dem  anderen  \-on 
rechtswegen  uni'  i  ^n  ht*).  Diese  Betrüchtunpsw '  i-t  methodisch  zniietiend, 
da  sie  für  die  junstit»che  Konstruktion  den  gmizen  iatbestand  verwertet^ 
an  den  der  Begriif  der  Realonion  geknüpft  wird;  die  anf  die  Verbindung  sich 
besiehenden  verfassungsrechtlichen  Bestimmungen  der  nnirten  Staaten  sind 
allerdings  ein  Element  des  Tatbestände^  das  die  Theorie  zu  beachten  hat; 
sie  sind  jed™  !i  wed^r  das  ein/ice  noch  das  primäre  und  entscheidende 
Element.  Dieses  let/itere  liefet  eljeu  m  dem  die  Union  bekundenden  Willens- 
akte der  Staaten  —  dem  Vertrage.  Bei  dieser  Betrach tungswei.se  des  Tat- 
bestandes tritt  die  Frage  nach  dem  Verhältnis  der  anf  die  Verbindnng  be- 
nfigiichen  Gesetze  der  nnirten  Staaten  za  dem  die  Verbindnng  begrfindenden 
Vertrage  in  den  Vordergrund;  der  Vertrag  findet  in  jenen  gesetzlichen  Be- 
ßtimmnncen  ledig^lich  -einf^  Ausführung,  die  den  Untertanen  der  einzelnen 
Staaten  >,^ee^enüber  diucli  den  staatisrechtliclieu  Akt  der  üesetzfrebung  erfolgt: 
die  Bedeutung  das  Vertrags  als  wesentlicher  Voraussetzung  jener  Gesetze 
nnd  als  Rechtsgmnd  der  Verbindung  bleibt  durch  die  Existenz  dieser  Gesetze 
nnber&hrt  Daher  kann  auch  die  Verbindung  nicht  durch  Akte  der  Gesetz- 
gebnng,  sondern  nur  im  Wege  der  Vereinbarung  bezw.  durch  die  Endignngs- 


1)  Vgl.  U.  A.  Zachariao  in  dou  oben  zidcrtcn  Schriften;  v.  Jurascbek  a.  a.  O.; 
Ulbrieh  «.  b.  O. 

2)  V.  Jaraschek  a.  a  0.  8.  flfi.  «7  erweitert  auf  dem  Boden  dieser  Anschauung  den 
Be^iff  der  Realunion,  indem  er  ihn  auf  aJle  i*lUe  einer  vcrfawtmKBtnlifiigen  üemeinaunkeit 
Giacs  MtaatBrcchtlicheD  Organs  anwendet 

S)  Jcllinek,  8tUteinv«rbii>dunKcn  i^.  11)7  ff. 

Ii  Reuluiiioncn  ciitstrhcn  dmcli  Vertrag  bisher  getrennter  »ouverSncr  Staaten,  oder 
dadurch,  daü  im  Falle  der  Aufloming  eines  Eiuhcitsstaatoe  die  getrennten  Staaten  unter 
dum  gvmetiiMineQ  Honaraben  eine  VerMndoiiff  veitni|;MoyUU|;  begrflnden,  oder  durch  Cebion 
Auf  Grund  eines  Friedensvertrags,  wenn  der  Zpssinnar  das  zc<iiertc  Gebiet  nidit  inkoriioricit 
4TiL  Jellinek  a  a.  0.  Ö.  221),  durch  Uobergang  von  der  Personaluniun  au  ciuer  vertrug»- 
jniftgen  Vefbindaiif  der  Staaten  unter  den  genüeiBaamen  Hemdier. 

5)  Jellinek  a.  a.  0.  8.  199. 
UllBann,  TOIkwncht.  ^ 
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Iprttnde  der  StaatenTertrftge  oder  dnreh  die  Kütscheidungr  ^er  Waffen  aufgre- 
hoben  werden*).  Die  Bedeutung  des  Vertragsmoments  für  jeue  Staatenver- 
bindungen, die  als  Realunionen  charakterisiert  werden  -  i.  bezeugt  die  Oesfliiclite 
der  KTitstehnng  dieser  Gemeinwesen,  der  Phaf^en  ihrer  Kiit vviiklung-  und  ihr 
geltendtüs  Recht.  So  ist  insbesondere  die  Oestaltuii^  des  iiublizistiscJien  Ver- 
hältnisses der  im  östeiTcichischen  Reichsrat  vertretenen  Königieiche  und 
Lftnder  m  dem  Königreiche  Ungarn  nach  dem  mißlungenen  Versache,  den 
Geflamtkomplez  der  unter  dem  Hanse  Habsburg  vereinigten  TjRiuler  zu  einem 
Einheit^«taate  umzugestalten,  sowohl  in  bezujr  auf  die  Schaffung  des  neuen 
Verhältnisses  wie  bezüglich  der  Wirksamkeit  einzelner  Institutionen,  in 
denen  die  i.Tf nieiusamkeit  der  Interessen  der  beiden  Reichshälften  zum  Aus- 
druck kommt,  durchweg  von  dem  Gedanken  der  Willensübereinstimmung  nnd 
Vereinbcmng  —  des  MAnsgleiehs**  beherrscht 

Die  Staatsgewalt  der  unirten  Staaten  findet  in  dem  gemeinsamen  Landes- 
herm  ihre  natürliche  Einheit;  rechtlicli  ist  der  Landeshen-  Träger  der 
mehreren  Staatsgewalten,  nicht  Träger  einer  einheitlirlien.  die  unirten  Staaten 
als  publizistisches  Ganze  umfassenden  Staatsgewalt.  Gegenüber  dieser  recht- 
lichen Spaltung  bewährt  sich  die  natürliche  Einheit  in  der  Person  de» 
Monarchen  als  das  selbst  in  den  schwierigsten  politischen  ZwischenfUlen 
wirksamste  Mittel  der  praktischen  Willenseinigung  der  verbundenen  Staaten, 
die  schließliiii  erzielt  werden  muß,  wenn  die  Verbindung  fortdauern  soll'). 

Da-s  praktisch  wichtigste  Motiv  der  Verbindung:  die  Sicherung  der 
eigenen  .staatlichen  Existenz  durch  Verbindung  der  eigenen  Macht  mit  der 
eines  oder  mehrerer  anderer  Staaten  ist  auch  hier  in  erster  Reilie  maßgebend 
Ar  den  Inhalt  der  Verbindung:  die  gemeinsame  Verteidigung  ist  ihre  minimale 
An^be.  Die  konkret«  Gestaltung  der  Union  kann  übrigens  auch  andere 
staatliche  Funktionen  in  dei\  Bereicli  ihrer  Aufgabe  ziehen  und  die  erforder- 
liche Organisation  der  gemeinsamen  Einrichtungen  beliebig  gestalten.  Mit 

1)%'?-'!  lelliiH'k,  StaatonvcrbinduDgen  S.  200 ff.,  21S,  wo  als  weitere  Kndifriinj?»- 
grQnde  der  Kcaluuiuu  die  Bildung  eines  ataatsrcchtliclien  Ganzen  (Buniieoetaat  oder  Kinhcits- 
stuQ  UDil  der  Broch  dos  Unionsvertrags  diireli  einen  der  StMtMi  iRevolotioti,  idbitiiidigei 
Vorgeben  in  der  Wahl  eines  Monarchen  im  Falle  des  AuailerbeM  d«ff  DjnuÜe,  weui  die 
Union  für  alle  Zeiten  geschioaaea  ist)  —  angeführt  sind. 

21  Dl«  Bealnnioii  der  Gegenwart  ist  die  öeterreiehiseh-unffariech e 
M  O  0 » r  (  Ii  i  e.  Der  publizisti&cho  Charakter  dieser  I'nion  ist  übrigens  bestritten. 
V^.  die  citierten  Schriften  v.  Juraechek,  ülbricb,  Jelliaek,  insbes.  8.  226  ft; 
Bidermann,  Die  rcdttltdie^ Natar  der  Itaterr.-nngar.  Honaineble  (tSTTi;  y.  DanCeeher,  Der 
monarcbiadie  Bundesstaat  Ostcrreidi-T'iipam  fis<>0i  —  Die  Vereinigung  der  LSnder  der 
östcrr-angur.  Monarchie  beruht  auf  der  Wahlkapitulation  Fordinand's  I.  v.  J.  1543,  dem, 
Statut  Kaiser  Leopold*»  I.  v.  J.  1703,  der  Pragmatischen  Sanktion  Kaiser  Karl's  VI.  v.  J.  n23i 
dem  pragmatischen  Gesetze  Kaiser  Franz'  1.  v.  J.  1S04.  Das  geltende  Verhältnis  der  beiden 
Keil  hahSlften  bcmht  auf  dem  „Ausgleich"  v.  Jahn'  \^C~i  (<l;is  tinf:^ar  AusK'eicbsgesetz 
V.  2^.  Juli  lb6T,  das  üstcr.  Gc»ctz  v.  21.  Dezember  IS67  betr.  die  aileu  Ländern  der  östcn.- 
wigar.  ifeiuurebie  fferndnaunen  Angd^reolietteD  and  di«  Art  Sirer  Bebandhing).  —  ^mOg' 
lieh  der  früheren  TJenhinion  ^^chM'eden-Norwegen;  Trnktat  von  Mo>s  vom  14.  Augnst 
I614i  die  von  den  Volksvertretungen  der  beiden  Staaten  angenommene  Kcichsaktc  vom 
Sl,  JqH  and  e.  Anfuet  181S. 

S)  Vgl.  Jellinek,  SteatenTerbtndnogeo  S.  SIS  ff. 
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dem  primären  Zweck  der  Union  ist  die  Notwendigkeit  einer  gemeinsamen 
flnfieren  Politik  gegeben;  daher  werden  die  nnirten  Staaten  gemeinsame  Ge- 
sandte schicken  und  nur  Ar  alle  nnirten  Staaten  gemeinschaftlicli  bestinimte 

Ghisandte  empfangen. 

4}  24.  Der  üiiniff  sstaat.')  Politische  Einheitsbestrebunf^en -')  innerhalb 
der  beiieutendsten  Staatenbünde  dar  neueren  Geschichte,  vor  allem  in  den 
Vereinigten  iStaaten  von  Nürdamerika,  haben  zu  einer  Umgestaltung  des 
völkerrechtUchen  VerhältnisBes  der  verbündeten  Staaten  geführt,  an  die  in 
dw  Doktrin  die  Bildung  des  Begriffii  des  Bundesstaats  geknüpft  wurde. 
Die  Möglichkeit  eines  aus  Staate  zosammengeseüeten  Gemeinwesens  mit 
staatlichem  Charakter,  d.  i.  einer  wirklichen  nnd  selbständigen  Staats- 
gewalt, ist  indessen  bestritten:  die  Unmöglichkeit  von  Herrschaftsrechten 
gegenüber  einem  Staate  wird  aus  der  dogmatischen  Auffassung  des  Staates 
als  souTerftnen  Gemeinwesens  abgeleitet;  sollen  dfe  Oltoder  einer  Staatoi- 
▼erbindnng  den  Charakter  von  Staaten  bewahren,  so  kOnne  das  Bündnis 
immer  nur  ein  vertragsmäßiges  Verliältnis,  niclit  «Inen  Staat  begründen»). 
Die  Frage  bietet  niclit  bloß  wissenschaftliches  Interesse,  sie  ist  auch  in  staats- 
leclitlicher  Beziehung  für  die  innere  Gestaltung  und  Wirksamkeit  der  ötient- 
licheu  Gewalten  in  den  betreffenden  Gesamtstaaten  und  in  politischer  Be-* 
Ziehung  von  groSer  Wichtigkeit  Im  übrigen  herrseht  auch  unter  jenen, 
welche  die  Mljglichkeit  eines  Bundesstaats  anerkennen,  in  manchen  Richtung^ 
Meinungsverschiedenheit,  so  insbesondere  bezüglich  der  grundlegenden  Frage 
der  für  die  Entstehungr  des  Bundesstaates  ju  ristisch  maßgebenden  Tatsache, 
indem  einerseits  die  vertragsmäßige  Kntsiehung  des  Bundesstaats  und  seiner 
Verfassung  behauptet,  anderseits  die  Unmögliciikuii  der  Entstehung  eines 
j^aates  nnd  seiner  Verfassnng  durch  Vertrag  in  den  Vordergrund  dar  Lehre 
Tom  Bundestaat  gestellt  wird;  nach  dieser  letzteren  Ansicht  ist  der  Akt  der 
Staatsbildnng  identisch  mit  dem  Akt  der  VerfassungsschSpfang*).  Der  Aus- 
gangspunkt der  Bildung  eines  vom  Staatenbunde  verschiedenen  (Staatsrecht- 

1)  Sieh«  die  Utentamiüabeii  bei  L»b»nd,  H,  S.  IS.   VfL  auch  Heffter- 

Geffckcn  §  20;  F.  v.  Martens  T  S.  216  ff.  v.  Holtzendorff,  Hll  II  S  ISfiff.;  Iljirt- 
mann  27  ff.^  Qareia  §  14;  Rivier,  Lclirb.  ä.  115  ff.;  Pradier  Foder^,  TraU£  I 
I  122;  Despafnet.  Cotm  y.  12S«].;  Pi^detitvre.  FrMs  I  p.  78  aq;  Hatl,  Intern.  Law 
§  4;  Wbarton,  Comment.  on  Law  §  IHT;  Bancroft,  History  of  tbc  formation  <if  t\w 
CoDstit  of  the  ü.  St.  (1885):  v.  Orclli,  üuatar.  d.8Gbweix.  ISidgeo.  (IbS&K  OppeDbeim  1,  $  H^. 

2)  Auf  der  matcriollen  Qrandlage  nationaler  GemeiiHHsbaft  oder  hiatoilsdier  Zwaanunaa- 
gehfiriKlccit 

3)  Die  Ansicht  ist  vorncliinlich  von  v.  Sovtlel  in  deu  oben  citicrtcu  Scbrifton  vor- 
treten. Vgl.  insbos.  Abband),  ä.  1  ff.  (uucli  Ztgn:hr,  f.  d.  (fCS.  Staatawiss.  1872,  S.  ISä  ff. 
«od  KomuMutar  nur  VerfaaBQOf -Urkonde  f.  d.  d.  K.  (2.  And)  8.  6  IT.  mit  Kntik  der  anderen 
Antichten 

4j  Vgl.  gegen  jene  Anachauimgaweise  Jeilinek,  Staaten  Verbindungen  S.  2ü&.  Nadi 
ilim  ist  es  onniSiclicii«  die  EDtstebnng  de»  Staates  joriatiach  au  koaetniieren.  „Der  Staat 
als  Voraussetz mi ff  der  Kccht.-^ordnung  kann  nicht  diirfh  einen  Satz  der  oixt  von  ibm  Sanktion 
empfangenden  Ordnung  erklän  werden"  (ü.  262).  «Der  Vertrag  ist  und  bleibt  ...  auf  die 
Bc^ieiinaiien  der  dem  Staate  UDtefgecndneten  PenSnUckkeiten  nod  die  Staaten  adbet  nnter 
eioander  bceduliikt*  (&  2«). 
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liehen)  Verbandes  sind  gleiehfalto  Stuitenvertrllge  der  kttnftigen  Gliedstaaten; 
durch  diese  Vertrl^  verpflichten  sich  jedoch  die  Kontrahenten  nur  aam  Ein- 
tritt in  den  zu  schaflPenden  Verband,  dessen  Verfassung  nicht  den  Inhalt  jener 
Verträge  bildet,  soiideni  erst  geschaffen  werden  muß. 

Die  lüi  die  Tlieoiie  des  Bundesstaates  wiclitigen  Frairen  können  hier 
nicht  weiter  verfolgt  werden;  es  wird  davon  auttgegangen,  dali  die  pulitischen 
Veränderungen,  welche  innerbalh  der  historisch  bedentsaoisten  vlMkm'echtlichen 
Staatenra1)indnngen  —  der  Nordamerikaniachen  Union,  der  Sehweiserischen 
Eidgenossen.schaft  und  dem  Deutschen  Bund  —  sich  vollzogen  haben,  zur  Ent- 
stehung Staat  stecht  lieh  er  Gebilde  (zusammengesetzter  Staaten)  ereftlhrt 
haben.  In  der  Tat  lagen  ja  die  treibenden  Motive  jenei-  rnihildnn^:en  in  dem 
Bedürfnis  einer  Organisation  der  verbündeten  Staaten,  welche  einerseits  die 
politische  Einheit  des  Volkes  und  anderersats  die  erh5hte  Wirksamkeit  der 
politischen  Oesamtkraffc  nach  innen  nnd  außen  gewährleisten  sollte.  Dieser 
Zweck  konnte  aber  nur  dadurch  erreicht  werden,  daß  die  Organisation  des 
Ganzen  sta atl ichen  Chaiakter  gewann.  Im  H im desstaate  vollzieht  si.  li  eine 
staatsrechtliche  Verbindung  von  Einzelstaaten,  indem  diese  eine  oberstt! 
Gewalt  mit  staatlicher  Komx^etenz  über  sich  anerkennen.  Die  Fortexisteuz 
der  EimeÜstaaten  als  Staaten  bringt  eine  verfassungsmäßige  Vertdlnng  der 
staatlichen  Eompetensen  der  Zentralgewalt  nnd  der  Gliedstaaten  mit  sich,  die 
sich  in  den  verschiedenen  Bundesstaat«!  verschieden  gestaltet;  auch  sind  nicht 
in  jedem  Bundesstaate  die  Konseqnenzen  der  Anerkennung  einer  Zentialt^ewalt 
in  vollem  Maße  durch«3refUhrt.  Aus  der  Natur  des  Bundesstaates  als  Staat 
ergibt  sich  vor  allem  die  anmittelbare  Einwirkung  der  Bundesgewalt  auf  das 
Volk,  welches  Mriiin  Mne  doppdte  publizistische  Stellung  —  gegenüber  der 
Bnndesgewalt  und  Staatsgewalt  des  Einseistaates  —  einnimmt*)  Mit  dem 
direkten  publizistischen  Verhältnis  des  Volkes  zur  Zentralgewalt  ist  die  MJg- 
lichkeit  der  nnniittelbart'ii  Mitwirkung  des  Volkes  an  der  Ausübunj?  der  ge- 
set/.ijt'bendtüi  (Icwalt  des  Bundes  «reg'eben.-)  HitMiil)er.  wie  über  den  Anteil 
der  Gliedätaat«ii  an  der  hiiduug  des  Gemeinwillens  des  Bundes  entscheidet 
die  Verfassung.  Die  Tatsache,  daß  die  Entstehung  des  Bundes  ihre  Wnrsel 
in  der  freiwilligen  Beschränkung  der  eigenen  Rechte  der  Gliedstaaten  besitzt» 
wird  für  das  Maß  jenes  Anteils  von  um  so  ^^rößerer  Bedeutung  sein,  als  die 
Fortexi.stenz  der  Bundesglieder  als  Staatt  ii  den  wichtigsten  Faktor  unter  den 
Bedingungen  der  eigenen  MaclitstelUinti:  des  Bundes  bildet.  Ebenso  entscheidet 
die  Verfassung  über  die  Verteilung  der  slaailicheu  Funktionen  unttr  die  Zentral, 
gewalt  nnd  die  Eiuzelstaatsgewalten.  An  sich  kommen  der  Zentralgewalt  alle 
Funktionen  zo,  welche  mit  der  Natar  der  Staatsgewalt  gegeben  sind.^ 

I)  Dm  Verhältniit  der  Bundes-  nnd  Glicdätaatsangfciiörigkeit  ist  verschicdeD  g«ltalt6(. 
Nur  in  der  nordamerikauittchen  Uniun  kann  die  An^^ li'^ri^^krit  in  ciiMMP  Eioscistttt  ent  anf 
Gnmd  der  Aufouhmo  aU  Bfirgw  in  der  Cuion  erwürben  werdcu. 

21  VgfL  J«llin«k,  Staat«avei1>tndiiaK«D  S.  SSSff. 

:!)  Riihti;:  l-cmerkt  Jcllinek  a.  n.  O.  2<'t;  ^VcitnigsmrdJiKe  Gemein»cliaft  bei  noch 
m  weitgehcndtir  ZentruU««tion  bringt  keinen  Staat  hervor,  verfastuingsmäßige  Stdlung  der 
Gliedstaat«!  sur  Band«8gewalt  verielbt  bei  d«r  grftfitoo  Klnsckribikuaif  d«r  KonqMtiBiis  der 
Zentnlgewalt  der  Vcfibiadvag  nicht  d«ii  Cbankter  dneB  Bundes  selbetibidiger  Stetten.* 
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Unter  der  Motiven,  welche  die  BOdniig  von  Bundesstaaten  bestimmen, 

kommt  der  einheitlichen  Verwertimg  der  Machtmittel  der  Gliedstaaten  zum 
Zwecke  der  Sicheninj^  iln  i  Existenz  und  Schaffung  einer  höheren  Macht- 
stellung in  der  iiiternatiunaleii  ijenieinschaft  zweifellos  priiniüf  Hedeiitung  zu. 
Dieser  Umstand  ist  daher  lüi  die  Verteilung  der  staatlichen  Fuuictionen  durch 
die  BnndesTerfittsnng  ineofeni  in  erster  Beihe  maOgebend,  als  der  Zentral* 
gewalt  jedenfhlls  jene  Fanktionen  ankommen  mftasen,  die  Ar  die  Qeltong  des 
Bundesstaats  als  selbständige  staatliche  Pei-sönlichkeit  und  für  die  Sicherung 
seiner  Existenz  notwendi»  sind.  Demzufolge  ist  im  Bundesstaat  das  oberste 
Bundesorgan  Ti-äj^er  der  Kepräseiitativ^ewalt  und  im  Besitze  d  t  \  Ikt  ]  i  eoht- 
lichen  Fei^önliclikeit.  Der  Bundesstaat  übt  die  äuuveräoetäi  kratt  eigenen 
Bechts  nnd  im  eigenen  Namen  nach  aoDen  aaa  Die  Zentralgewalt  hat  das 
Bedit,  Krieg  und  Frieden  zu  erklären,  Staatsyertrige  mit  aoswftrtigen  Staaten 
abzuschließen,  ferner  das  Recht,  Gesandte  zu  schicken  und  zu  empfangen.  Hat 
die  Bundesverfassung  den  Gliedstaaten  das  Recht,  Staaten  vertrage  abzuscliließen, 
vorbehalten,  so  kann  von  diesem  Rechte  doch  nur  innerhalb  der  den  Glied- 
staaten belassenen  Kompeten;^  und  im  Einklang  mit  der  auswärtigen  Politik 
des  Bondesstaates  Gelnranch  gemacht  werden.  Die  Gliedstaaten  können  also 
keine  politischen,  die  Gksamtintereesen  des  Bundesstaats  berührenden  Verträge 
schließen,  sie  kOnnen  insbesondere  ohne  Zustimmung  der  Zentralgewalt  keine 
Allianzen  mit  auswärtigen  Staaten  eingehen,  oder  in  ein  Buiidesverhältnis  oder 
in  das  Verhältnis  einer  Rwilunion  zu  t'i>  iu  Ihu  ytaalen  treten.  Die  Zustim- 
mung der  Bundesgewalt  zu  derlei  Akieu  der  Gliedstaaten  bewirkt,  daß  daa 
Bftndnis  als  vom  Bandesstaate  fllr  den  betreffenden  Teil  des  Bandesgebietes 
abgeschlossen  gilt ')  Ferner  kennen  die  Gliedstaaten,  wenn  die  finndesver« 
fassung  nicht  anders  verfögt,  Gesandte  schicken  und  empfangen,  vorausgesetzt, 
daß  dieser  internationnlH  Verkehr  mit  den  Staatt-n  stattfindet,  weVhe  von 
der  Zentralgewalt  anerkannt  sind  und  mit  ihr  in  IreumlN*  li.dtUcher  Beziehung 
stehen.  Die  Gliedstaaten  können  auch  unter  einander  in  diplomatischen 
Verkehr  treten  nnd  im  Bahmen  ihrer  Kompetenz  Vertrüge  scblieBen.  ^  Strei- 
tigkeiten der  Gliedstaaten  unter  einander  können  nicht  dnrch  kriegerische 
Selbsthilfe  ausgetragen  werden ;  für  die  friedliche  Austragung  des  Streites  ist 
durch  verfassungsmäßige  Institutionen  des  Bundesstaates  gesorgt.  Der  Zwang 
der  Bundesgewalt  gegen  den  einzelnen  Gliedstaat  kann  allerdings,  weil  gegen 
einen  btaal  und  nicht  gegen  Individuen  gerichtet,  nicht  mit  den  Mitteln  der 
Zivil-  odcar  Strafrechtspflegej  sondern  eventnell  nor  mit  kriegerisdien  Macht- 
mitteln (Exekationsverfahren)  geübt  werden.  Fftr  den  rechtlichen  Charakter 
dieses  Zwangsverfahrens  ist  der  Umstand  maßgebend,  daß  eine  übergeordnete 
Gewalt  gegen  ein  Glied  des  Staates  seine  ordnende  Macht  ausübt:  es  handelt 
sich  also  nicht  um  einen  kriegerischen  Vorgang  unter  gleichberechtigten 
Völkerrecht.ssubjekten.-*)  ~  Das  Subjektiunsverhältuis  der  Gliedstaaten  gegeu- 

1)  Jellinek,  Staaten  Verbindungen  S.  2U2. 

2)  So  die  deutschen  Rinzcistaaten  und  die  )s(*liwoizcriiK:hcn  Kanton«;  die  Staaten  der 
nonl.iinirikuiiischen  Union  können  nur  mit  (xcnelimiguug  des  KongruMM  VertligO  unter 
einander  acbliefan.     S)  Vgl.  Jellinok,  Staatenmbindangen  S.  310  ff. 
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über  der  Bunde.sgewalt  bringt  die  fttr  den  Bundesstaat  (im  Oegensatze  zum 
Staatenbund)  diaraktei  istisriien  Konsequonron  mit  sich,  daß  den  Gliedstaaten 
ein  Sezessionsret  ht  nicht  zustphen  nnd  der  Bandesstaat  nicht  auf  vertrags- 
mäßigem Wege  aufgelöst  weiden  kann. 

§  25.  Ilalbsouveräne  Staaten.  1.  Tatwllentitaaten.*)  i.  Ks  wurde  schon 
an  aadeier  Stelle  (S.  9*0  des  Oegensatzee  d&r  aoaverftnen  Staaten  als  der  doi^ 
malen  and  Tollberechtigten  Völkerrechtssabjekte  und  jener  Staaten,  die  in* 
folge  singulärer  Abhängigkeitsverhältnisse  gegenüber  anderen  Staaten  in  ihrer 
Rechts-  bczw.  HHndlungsfähi<^k»*it  beschränkt  sind  nnd  als  halbsouveräne 
Staaten  l)rz»^icbnpt  werden.  gtMlacht.  Die  tat<!ächlichen  Erscht^inun^en,  auf 
welche  diese  Hezeic-huung  augewt^ndfl  wird,  sind  ebenso  verschieden,  wie  die 
geschichtlicben  AnlAsse  nnd  praktischen  Voraussetzungen,  auf  denen  jene  eigen- 
artigen Yerbindnngen  staatlicher  Gemeinwesen  bernhen.  Infolgedessen  fehlt  der 
Ilalbsouverftnität  dif  begriffliche  Bertimmtheit.  —  Die  hier  in  Frage  kommen- 
den Abliiliifrigkeitsverhältnisse  hänsren  in  älterer  Zeit  mit  dem  Lehensver- 
bande  ^cusammen ;  dieses  Verhältnis  vasalli  tisrher  T'n  t  e  lo  rd  ini  n  g  unter 
einen  souveränen  Staat  iden  Suzerän)  wurde  iui  Occideiii  und  iui  Orient 
angewendet.  FOr  das  heutige  Recht  kommeii  als  typische  Gestaltungen  der 
vasallitischen  UntniR^niim;  vmiidimUe]i  die  im  Bemch  der  osmaniscben  Herr> 
Rcliaft  im  Laufe  der  Zeit  durch  Lockerung  des  staatsrechtlichen  Verbandes  mit 
der  F^fortt'  enf'^t:iTidenen  Gemeinwesen  in  Betracht.  TV-Uei  \<i  der  T^iterv^bied 
d»-s  VerhälUlis^es  der  Pforte  zu  den  christlichen  und  niühaujedauif^cliea  Va^iallen- 
staaten  zu  beachten.  Bezüglich  des  Verhältnisses  der  christlichen  Vasallen- 
staaten  zu  ihrem  Suserftn  ist  in  der  Hauptsache  folgendes  zu  bem^ken:  Diese 
Staaten  waien  ursprdnglich  tärküiche  Provinzen;  später  wurde  ihnen  die  innere 
Autonomie,  dagegen  nicht  die  äußere  Repräsentativgewalt  zugestanden.  Diese 
Lockerung  des  staat^rf-'d'tliclien  Verbandes  beseitifrte  jede  unmittelbare  Ein- 
wirkung der  Staat .sgew alt  des  Suzeiäns  auf  die  Hevrdkeriing  der  Vasallen- 
Staaten.  Formell  beruht  die  Autonomie  dieser  Länder  auf  Privilegien,  die 
Ihnen  die  Pforte  erteilt  hat;  es  stehen  ihnen  also  nur  die  ansdracklich  aber- 
tragenen  Rechte  zu.  Im  ganzen  ist  aber  das  Verhftltnis  der  Unterordnung 
so  locker,  daß  selbst  der  Krieg  zwischen  beiden  Staaten  und  eine  diplomatische 
Vertretung:  dfs  Vasallenstaates  beim  Suzerän  nicht  ansg-esThlossen  ist.  Die 
rechtliche  Grundlage  des  Verhältnisses  sind  in  neuerer  Zeit  nicht  bloß  die 
Vertrüge  und  sonstigen  Staatsakte  der  beteiligten  Staaten;  die  den  Vasallen- 
staaten eingerinmte  Autonomie,  ihre  Rechte  und  die  Anfreehterbaltnng  ihrer 
Verfassutig  wurde  nnd  ist  unter  den  Schatz  der  Großmftchte  gestellt  So 
-wurde  durch  Art.  22  des  Pariser  Vertrages  vom  Jahre  1856  die  Autcmomie 
und  reclitürhe  Stelhmor  der  Moldau  und  Walachei  gegenüber  der  Pforte  unter 
die  Kollektivgarantie  der  Großmächte  gestellt  und  damit  das  Verhältnis  selbst 

1)  Hrfftor Crffcken  §  19;  v.  Hultzendorff,  IUI  If  S.  %  ff.;  Stubbs, 
Suzentiuty  or  thc  righto  and  duties  of  ftivwrain  and  vassal  (Ibb'i»;  Blunt.<icbU,  Völkerrecht 
H  76—78;  HarlmaDD  S.  23  fr.;  GareU  f  15;  F.  v.  Marten«  I  S.  260 IT.;  fiirier, 
I/clirb.  §  8;  IToilboin,  r>si«  volkcrrcchtlkhe  Piotoktorat  (IWtlt;  Irllinek,  StMtenverWn- 
dung<en  lS7ff.:  Uehm,  Staatelebre  7&f(.  104;  Oppooboim,  I,  ^  90,  91. 
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jm  einem  Gegenstande  des  inteniAtioiialeii  Rechts  gemaclif^  indem  die  Pforte 
in  Angelegenheiten  der  DonanfAistentümer  nicht  mehr  einseitig^  sondern  nni* 

im  Eiüvernehmen  mit  den  Großmächten  vorteilen  durfte, ')  In  dem  Pariser 
und  neuestens  in  dem  Berliner  Yertragfe  vom  Jahre  1878  wurde  die  Autonomie 
dw  Vasallenstaaten  völkerrechtlicli  sanktioniert.  Der  Pforte  ist  das  Hecht 
der  Anerkennung  des  iStaatjjoberhauptü  bei  seinem  Begierungsantriit  vurbe- 
halten.2}  Das  Staatsdjerhanpt  des  Vasallenstaates  ist  oberster.  Kriegsherr; 
das  Heer  soll  nur  zur  Verteidigung  nnd  Anii'eehterbaltnng  der  inno^n  Ord- 
nung verwendet  werden.  Das  Abhängigkeitsverhältnis  kommt  in  der  Pflicht 
anr  J^ahhin»  cin*^*  Tributs  und  in  der  Pflicht  zu  Treue  und  Gehorsam  geg^en 
den  Suzerän,  voiiiehmlich  aber  darin  zum  Ausdruck,  daü  die  von  der  Pforte 
ge^hlosseuen  Verträge  ipsu  jure  auch  für  die  V'asalleiistäaten,  soweit  sie  nicht 
speziell  ausgenommen  sind^  gelten^),  and  die  Vasallenstaaten  keine  Vertrüge 
abschließe  dürfen  welche  mit  ihrer  Stelinng  gegenaber  der  Pforte  anver- 
einbar sind.*^)  Die  diplomatische  Vertretung  kommt  dem  Suzerän  zu;  dieser 
hat  die  Vasallenstaaten  und  deren  An^eliihige  nach  außen  zu  vertreten  und 
zu  schützen,  insoweit  nicht,  wie  üben  bemerkt  —  dem  Vasallen  das  aktive 
be;^w.  auch  das  passive  Gesaudschaftsrecbt  zugestanden  ist.  Dritten  Staaten 
Steht  CS  tm^  Konsnlen  als  diplomatische  Agenten  bei  dem  Vasallenstaate  an 
akkreditieren.  —  In  dem  Verhältnis  6et  Pforte  zu  ihren  christlichen  Vasallen- 
staaten maßte  der  Gegensatz  der  Religion  und  der  gesamten  Weltanschauung 
einen  bedent^nnien  Faktor  und  die  Quelle  zentrifuf^aler  Bestrebungen  bilden, 
deren  Wirkuiigeu  in  der  stetigen  Lockeruiif:?  des  staatsreclitlichen  Verbandes 
und  schließlich  in  dem  Eiugreilen  der  europäischen  Mächte  zum  Schutze  von 
Interessen  sich  äufiem,  welche  die  europäische  Zivilisation  als  solidarische  Inter- 
essen  nnd  als  G^nstand  der  völkerrechtlichen  Schtttzanfjgrsbe  erkennt  Dabei 
kamen  allerdings  auch  wichtige  politische  Interessen,  die  mit  der  Erhaltung 
des  Gleichjifewicht^  der  euro{)äi.«;chen  Mächte /CUsamnienliHn^en,  in  Frage,  deren 
Geltendmachung  liinwieder  dei-  Krlialtung  dei-  Selbständigkeit  der  Pforte  förder- 
licli  waren.  Dagegen  bestellt  beziiglicii  des  Verhältnisses  der  Pforte  zu  ihren 
mobamedanischen  Vasallenstaaten  in  der  gemeinsamen  Religion  ein  mächtiges 
Bindemittel  in  politischer  Beziehung.  Trotzdem  vermißt  man  in  jenem  Ver- 
hältnisse eine  organische  Gestaltung  und  war  die  Pforte  nicht  imstande,  die 

1)  Nach  Art  57  fies  Patiscr  VcitraK^  tJnrftc  dio  Pforte  iiiri!H'»ondero  nicht  ohne  Zu- 
Btiiumuog  der  Mäcbto  ia  den  DunuafürstcotiUnoru  mit  Waffengewalt  iuterveoieren. 

2i  Sie  erfolgt  daroh  Ertolunf  des  Berat  —  onm  LehnibrielBB.  —  Für  die  Moldso  nnd 
WalachiB  galt  dies  seit  dom  Frieden  von  Adrienopel;  fflr  Balgwien  ist  AxC  S  dee  Berliner 

Vertrag»  maBgobend. 

8)  BezQglich  der  DonaufQratcntümor  durch  den  anf  der  Konf(n«nz  zu  Paris  am  19.  August 
1858  von  den  GioAmicfaten  abgeschlossenen  Vertrag  ausdrücklich  anerkannt. 

4)  Daa  VertagwcUicfioDgarccbt  beacbtinkc  ^«ch  snmeiBt  auf  Handels-  nnd  Verkebn- 
veitrSge. 

5)  Vgl.  Jelllnek,  ScaatmverbindangeD  8. 149,  150,  wo  die  Beslehungen  der  Pforte 

zu  den  Vasallenstaaten  gerade  mit  Rücksicht  auf  das  bedcutitaiue  Souvoränitätsrfdit  der 
Pforte,  kraft  desBOo  Staats  vertrüge  der  Pforte  auch  für  die  Vauüleaataateo  Geltung  besitzen, 
efSfteit  werden. 

e>  Vgl.  Jelllnek,  SteetenveiUndwigeii  8. 150 ff. 
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Unabhangigkeitobestrebiingen  ancb  ihrer  mohamedaniMlieii  Yasallen  im  In* 

teresse  der  Erhaltang  des  früheren  engeren  staatgrechtUchen  Yerbftndes  niederzu- 
halten. Da^f^f^en  fehlte  den  Verfassungen  der  moliaiiiedanischen  Vasallen  die 
völkerrechtliche  Cfarantie.  was  hinwieder  der  Pforte  die  Mög^lichkeit  offen  ließ, 
unwiderruflich  verliehene  Privilegien  zu  änderen  oder  zurückzunehmen.') 

U.  In  vasalUtischem  Verhältnisse  zur  Pforte  stehen  derzeit  Ägypten  und 
Bulgarien.  —  Ägypten*)  hatte  seine  Stellung  als  Provinz  des  osmaniechen 
Beiehea  nach  langen  Kämpfen  um  seine  ünabhäii^M^keit  unter  Afehemed-Äli  ^) 
auf  Grund  eines  internationalen  Rechtsakts,  nämlicli  des  zwischen  Österreich, 
Preußen.  Kngrland  und  Rußland  am  15.  Juli  isio  zu  London  abireschlossenen 
Vertrags*)  wesentlich  moditiziert.  Dem  Vizekönig  (Khedive>  wurde  Auto- 
nomie in  den  inneren  Ai^legenheiten  des  Landes  eingeräumt  und  die  Be- 
gierung  des  Paschaliks  Ägypten  im  Namen  dea  Sultans  („an  nom  dn  Saltan 
et  eomme  dSI^gu^  de  Sa  Hautesse")  übertragen';  Heer  und  Flotte  bilden 
einen  Teil  der  türkischen  Streitmacht:  Ägypten  leistet  der  Pforte  einen  be- 
stimmten Tribut.^)  Die  Repräsentativgewalt  verbleibt  d^r  Pforte,  und  alle 
Staatenverträge,  die  vom  Sultan  abgeschlossen  werden,  haben  ipso  jure  auch 
für  Ägypten  rechtliche  Geltung.  Weitere  Erfolge  des  Strebens  nach  Unab- 
hängigkeit bilden  die  Firmans  von  1866  und  1873.  Daroh  ersteren  wurde 
die  Würde  des  Vizekßnigs  für  vererblich  in  direkter  Linie  innerhalb  des 
regierenden  Hauses  Mehemed  Ali's  erklärt;  durch  letzteren  wurde  der  Gruiul 
lÜr  die  teilweise  internationale  Kecbtsfäliigkeit  Ag.vptens  gelegt,  indem  dem 
Vizekönig  das  Hecht  eingeräumt  ist,  Haudelsveriräge  mit  auswärtigen  Mächten 
ahznflchliefini.  Durch  den  Quadrupel vei  trag  von  1840  war  Ägypten  in  den 
Intereesenkrels  der  europäischen  Politik  getreten;  diese  Beziehung  steigerte 
sich  in  der  neuesten  Z(  it  infolge  der  internationalen  Bedeutung  des  Suez- 
Kanals  und  führte  zur  Beteiligung  finanzieller  Interessen  einzelner  europäischer 
Staaten  (namentlich  Englands  und  Frankreichs).  Die  tinanzielle  Mißwirtschaft 
steigerte  den  £influß  der  europäischen  Mächte;  es  wurde  zur  Bicheruug  der 
Zinsen  d^  ägyptischen  Anleihen  eine  aus  Vertretern  der  meistbeteiligten 
Staaten  England  und  Frankreieh  zusammengesetete  Komatission  zur  Beanf- 
sichtigung  der  Finanzgebahrnng  bestellt  Der  enrop&ische  Einfluß  zeigte  sich 
außerdem  im  Jahre  1879,  indem  der  Vizekönig  Ismail  Pascha  genötigt  wurde, 
zu  GuusteTi  seines  Sohnes  Tewfik  Pascha  abzudanken.  -  Für  die  Vormacht- 
stellung Eugiauds  in  Ägypten  nach  dem  Feldzug  gegen  den  Sudan  ist  das 
Abkonnnen  vom  19.  Januar  1899  maßgebend;  die  Besetzung  des  Landes 
erfolgte  nach  der  Unterdrückung  des  Au&tandes  Arabi  Paschas  im  Jahre 
18S2.  Bulgarien  bildet  auf  Grund  des  Berliner  Vertrages  von  1878 
ein  bezüglich  seiner  inneren  Angelegenheiten  autonomes  Fürstentum  unter 
der  Oberherrscliafl  des  Snltans.  dem  ein  Tribut  zu  entrichten  ist;  Art.  1  be- 
stimmt außerdem,  daß  eine  christliche  Regierung  und  eine  Nationalmiliz  eiu- 

1)  Jcllinek  a  a.  0.  S.  IbO. 

2)  VgL  F.  V.  MartoQ»  I  S.  252 ff. 

8)  Vgl.  Proketch» Osten,  Hehcmed'Al],  ViukSiüg  von  Acijypteii  (16TT). 

4)  F.  V.  Martens,  Becueil  des  tititte  ete.  oonelm  par  Ja  BoBsie  IV  p.  I  p.  495 sq. 
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gericlitct  werden  soll.  Di  r  Fftret  von  Bulgarien  wird  vom  Volke  erwählt 
und  mit  Zustimmung  der  Mächte  vom  Sultan  (mittelst  Berats)  bestätigt.  Das 
Fürstentum  bildet  einen  Bestandteil  des  osmanischen  Reiches;  es  ist  ver- 
pflichtet, einen  Teil  der  öfeutlichen  tik^huld  des  Reiches  zu  tragen.  Die 
Handels-  und  Scbi£fahrtsverträge,  ferner  alle  anderen  von  der  Pforte  mit 
fremden  Staaten  abgfeschloBsenen  Vortrftge  behalten  anch  fttr  Bnlgarien  ihre 
rechtliche  Geltung;  ebenso  verbleibt  es  bei  der  durch  Kapitulationen  bezw. 
Herkommen  begründeten  Konsularjurisdiktion  der  europäischen  Mächte  so  lange 
nicht  durch  Verträge  mit  den  letzteren  eine  Abänderung  eing-eführt  wird. ') 
Bulgaren  »ind  in  anderen  Teilen  des  osmanischen  Reiclies  nicht  nach  Fremden- 
recht  zu  behandeln,  sondern  unterliegen  der  türkischen  Staatsgewalt.  —  Der 
Berliner  Vertrair  normierte  ftberdies  die  Orondslti»  des  bnlgarischen  Ver- 
fassnngsrechts;  das  von  der  Nationalversammlung  zu  beschließende  organische 
Statut-)  soll  allen  Bürgern  ohne  Unterscliied  der  Konfession  und  religiösen 
Überzeugung  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  gewülnleisten;  In-  und  Ausliindern 
ist  die  Freiheit  und  die  öffentliche  Ausübung  aller  Kulte  zugesichert,  und  es 
darf  weder  der  hierarchischen  Organisation  der  verschi^enen  ReUgions- 
gemeinsdiaften  nocb  deren  Bezlebnngra  zu  ihren  geistlichen  Obern  ein  Hinder- 
nis enlsegsnstellt  werden.  —  Auf  Hi  und  des  Berliner  Vet*trags  steht  Balgarien 
unter  dem  Sclintze  und  bezüglich  der  Ausführung  der  Vertragsbestimmungen 
unter  der  Kontrolle  der  öignatarmächte.  —  Durch  den  Berliner  Vertrag  wurde 
gleichzeitig  die  St^sUuug  der  neu  gebildeten  Provinz  Ost rumelien  innerhalb 
des  türkischen  Reiches  geregelt;  es  wurde  die  Autonomie  der  Provinz  stipuliert; 
•  unter  der  Voranssetzong  administrativer  Autonomie  wnrde  dem  Sultan  die 
direkte  politische  und  militärische  Hoheit  belassen.  Die  Provinz  wird  von 
einem  auf  fünf  Jahre  unter  Zustimmung  der  Signatarmächte  emannlen  christ- 
lichen (jeneralgouverneur  verwaltet.  Die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  er- 
folgt durch  eine  Gendarmerie,  die  aus  Eingeborenen  der  Provinz  besteht  und 
eine  Miliz.  F&i-  die  Sicherheit  des  Landes  hat  der  Sultan  durch  Errielitnng 
von  festen  PlfttKen  und  deren  Besetzung  zu  sorgen.  IrregulSre  Truppen  dftrfen 
nicht  verwendet  werden,  reguläre  dürfen  auf  dem  Durclizog  durch  die  Provinz 
keinen  Aufenthalt  machen.  Im  Falle  der  Bedrohung  von  außen  oder  innerer 
Unruhen  kann  der  Gcneralgouverneur  türkische  Truppen  zu  Hilfe  rufen.  — 
Da  die  Ausführung  dieser  Bestimmungen  unter  den  Schulz  und  die  Koutrole 
der  Signatanuächte  gestellt  ist»  bildet  die  Stellung  dieser  Provinz  eine  ganz 
eigenartige  Erscheinung  des  intemAtionalen  Rechts;  sie  ist  der  Stellung  der 
ehemaligen  Donaufflrslent inner  und  Serbiens  vergleichbar. 

Andere  vasallitische  Staaten  haben  inzwischen  voUe  8ouverenit&t  er- 
worben: Rumänien,  Serbien,  Montenegro. 

§  26.  Fortsetzung.  2.  Dais  völkerrechtliche  Protektorat.  I.  Der  Aus- 
druck „Protektorat**  wird  hier  beschränkt  auf  das  Verhältnis  von  zwei  (oder 

1)  Die  mit  der  üsterr.-uag.  Monarchie  &m  S.  Man  1902  abgescliiosseacD  Verträge  (auch 
betr.  4h  Aofb^ttg  to  KoM«ilarg«rleht8bark«it)  werden  erst  dann  wirkaam,  wenn  Bnlgarien 
mit  eSiQtlicheii  OroBinilchtcn  entsprechende  Verträge  abgeecbloeaen  bat 

2|  Vgi.  Staataarcbiv  XXXVI  ^T.70S1. 
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mehreren  Staaten^),  das  in  materieller  Beziehung  auf  dem  dauernden  Be- 
dürfnis des  Schlitzes  eines  schwächeren  Staates  durch  einen  stärkeren  beruht 
und  in  lormal-juristischer  Beziehung  sich  als  ein  Verhältnis  der  Abhängig- 
keit des  geschützten  Staates  (Unterstaates)  gegenüber  dem  schützenden  Staate 
(Oberataat)  darstellt.  Der  Scbnts  wird  gegen  EinrSanittiig  eines  gewissen  Ein- 
flnsses  auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten  zugesichert  und  unter  gewissen 
Voraussetzun2:en  prewährt.  Der  Unterstaat  bleibt  als  Staat  bestehen:  der 
Einbnße  an  Handlunprsf^thitrkeit  in  auswäi-tij^en  Angelegenheiten  steht  zunächst 
<»ine  VtisLärkung  der  eigenen  staatlichen  Kräfte  zur  Erhaltung  der  staat- 
lichen Existenz  gegenüber.  Eine  Frage  der  weiteren  politischen  Entwicklung 
solcher  VerhUtnisse  bleibt  es,  ob  das  SehntzverUUtnis  nicht  schlieBlich 
zn  einem  vollen  Abhängigkeitsverhältnis  in  bestimmter  staatsrechtlicher 
Form  nmo^estaltet  wird.  Die  politischen  Motive  der  Übernahme  einer  der- 
artigen schützenden  Stellung'  oreg-pnüber  einem  dritten  Staate  lassen  sich  nicht 
auf  eine  einheitliche  Formel  zurückführen ;  sie  sind  anderer  Art  in  den  Fällen 
des  Protektorats  unter  europäischen  Staaten  und  in  jenen  zahhreicheren  Fällen 
der  Übernahme  des  Protektorats  geg^flber  ttberaeeisehen  Staaten;  dort  — 
wie  z.  B.  bei  der  Begründung  des  KoUektiTprotektorats  Österreieha,  PrenOens 
und  Rußlands  über  Krakau  '^)  (1815 — 1S46)  — sind  es  Fragen  der  europäischen 
Politik,  auch  wohl  politischer  RivUität.  hier  die  Gewinnung  i)olitischen  Ein- 
flusses in  überseeischen  Ländern  —  vielfach  im  Zusammenhange  mit  kolonialen 
Bestrebungen.^)  Die  letzteren  haben  eine  überwiegend  politische  Bedeutung. 
Für  die  innere  Gestaltung  dieser  Protektoratsverhiltnisse  ist  der  Unterschied 
der  Zivilisation  und  der  Rechtsknltnr  von  entscheidendem  Gewicht;  die  prä-  • 
valierende  politische  und  moralische  Macht  des  Oberstaats  gibt  dem  Ab- 
hänsrio^kPTtsverhältnij;  ein  bestimmtes  Gepräfre  und  äußeil  fiir  die  weitere  Ge- 
staltung des  Vei  hältnisses  intensivere  Wirkungen  als  dies  in  Protektorats- 
verh&ltnissen  unter  Staaten  gleicher  Zivilisation  und  infolge  ihrer  Stellung 
innerhalb  der  europ&ischen  Staatengemeinschaft«)  möglich  ist  Der  ganase  Vor- 
gang ist  zumeist  auf  eine  künftige  Inkorporation  gerichtet,  wie  sich  dies  a.  B. 
bei  der  Annexion  Madagaskars  durch  Frankreich  1896  gesdigt  hat  Mag 

1)  Zum  Unteraebfede  von  dmn  dnidi  PiotektoniBTertrIge  von  Staaten  mit  bariMriMben 

StSmmcn  begründete»  Vprli!5ltnissr>.  I^as  Xäberc  darüber  unten  in  der  Ixilirc  von  den  Kolonien 
und  der  Okkupation.  Vgl.  Ueilburu,  Vulkerreehtl.  Protektorat  S.  äSff.  Koasrd  de  Card, 
Lea  tndtCa  de  proteetorat  (1896);  Oairal,  La  protcetmat  bternational  (1896);  Enfirelbardt, 
Lea  protertoratf;  niirion»  et  modernes  (1896). 

2)  Jellinok,  Staatslebro  6b2  betoat  in  aciucr  Begriffsbeatimmung  des  Protektorat», 
daA  aldi  der  Unteiataat  vom  Oberataat  die  Art  aeinea  Verinütena  za  dritten  Mlditen  vor- 
adireiben  lassen  mnfi. 

.H)  Die  Stellung-  Krakaus  und  der  jonischen  Inseln  werden  von  Boriifiak.  Alle'. 
Staatslehre  21T  nicht  als  Protektorate  bezeichnet.  Krakau  sei  ein  Kondominat  der  drei  GruU- 
mSchte  öetennidi,  PnenOeo,  Bnfiland  und  Joniacbeo  Lueln  «eten.  du  Beaita  der  britiaehm 
Krone  gewesen. 

41  Vgl.  Ueilburn,  Vulkcrreihtl.  Protektorat  ä.'Mft, 

5)  Bemeikenaweit  iat  in  dieacr  Beaiehung  der  alleirdinga  unwirksam  gebliebene  Proteet 

F.M^Iands  und  Kr.iTikrrTrb?  ?cgon  dic  darch  Abkommen  vom  6.  Nov.  tS46  erfolgt»  Yer« 
einiguog  Krakaus  mit  Ustcrrcicb. 
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das  politische  Motiv  der  Obernalime  des  Schntses  eines  dritten  Staates  wie 
immer  beschaflto  sein,  so  ist  docli  allen  hier  in  Frage  stehenden  Protektorats- 

Verhältnissen  gemeinsam,  daß  die  Gewähruno:    Ips  Schutzes  nur  möglich  ist 
unter  der  V^oraussetzung  eines  Einliusses  auf  die  iktÄtigung  des  Gemeinwillens 
des  Untei-staat^i  nach  außen^  da  kein  Staat  die  Verpflichtung  zum  Schutze 
eines  anderen  ttberoelimen  kann,  wenn  diesen  die  volle  Freilieit  ansteht^  im 
Verkehr  mit  auswärtigen  Staaten  ein  politisehes  Verhalten  an  beobaehten, 
ans  dem  fAr  ihn  Verwicklungen  in  Streitfälle  und  Gefahren  fttr  seine  Existenz 
entspHnpren  können.   Die  Protektion  tülirt  i  iln  r  notwendig  zu  einer  Bevor- 
mundung des  Unterstaates,  indem  dessen  Uaudlungslahigkeit  jedenfalls  in  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  autgeiiuben  oder  doch  mindestens  beschränkt  wird 
und  der  Oberstaat  den  Unterstaat  nach  autten  geradezu  vertritt,  dessen 
answftrtige  Angelegenheiten  leitet  oder  die  auswftrtige  Politik  mindestens 
kontrolliert.   Für  das  Maß  des  Einflnsses  >j  des  Oberstaates  auf  die  Lei- 
tung der  auswäiligen  (ev.  auch  der  inneren)  Ansrelefrenheiten  ist  der  Inhalt 
des  Vertrages  entscheidend.   Die  Verträg-e  *^eben  darüber  allerdino^  nicht 
immer  vollkommen  klaren  AufschluÜ;  so  war  z.  B.  in  den  Verträgen  betreffend 
das  Protektorat  über  Krakau  und  die  jonischen  Inseln  nleht  einmal  des  Ver- 
hsltnisses  der  Unterordnnng  unter  die  Oberstaaten  gedadit.  Tatslehlieh  be> 
saßen  jene  Staaten  in  auswärtigen  Angelegenheiten  keinerlei  Selbständigkeit 
Die  Vertragsbestimmunf^en  über  den  T^nifang  der  Schutzpfliclit  beschränken 
sich  teilweise  auf  die  allgemeine  Krklännm;  der  Übernahme  den  Schutzes  dits 
Unterstaates;  teilweise  ist  der  luhult  der  Schutzpflicht  spezialisiert,  bezw. 
diese  in  dniehien  Riehtungen  beeondws  hervorgehoben.  Jedenfalls  ist  der 
Oberstaat  verpfliehtety  ihr  die  Integrität  des  Unterstaates  and  seiner  Bechte 
gegen  Angriife  von  außen  und  innen  und  ([\r  dessen  Intawssen^  soweit  sie  auf 
dem  Boden  der  answärtifcen  Politik  in  Frage  kommen  können'-'),  einzntreten. 
Eine  selbstverständlii  he  (irenze  dieser  Pflicht  liegt  in  den  Machtmitteln  des 
Oberstaates;  anderseits  ergibt  sich  aber  aus  der  Schutzpflicbt  als  solcher,  daß 
sie  nicht  bestimmt  begrenxt  ist,  wie  dies  bei  einem  blofien  Bündnis  der  Fall 
sdn  kann.  3)  Der  Schntzpflieht  des  Oberstaates  korrespondiert  die  Pflicht  des 
Unterstaates,  die  Bedingungen  der  Leistung  des  Schnties  zn  ei-ftlUen. 

IL  Wie  jeder  Vertrag  äußert  auch  der  Protektoratsvertrag  nur  Wirkungen 
für  die  KoTitralieiiten.  Eine  Vertrctiuiff  des  Unterstaates  im  internatio- 
nalen Vi^rkeiir  kann  aber  rechtliche  W  irkunsr  nur  haben,  wenn  das  Protek- 
torat seitens  dritter  Staaten  auerkaauL  ist;  daher  erfolgt  die  Notifikation  des 
Protektoratsvwtrags  an  die  auswilrtigen  MIchte. 

IIL  Bezüglich  der  internationalen  Rechtsstellnng  der  Unterstaaten  gehen 

1)  DaO  es  nicht  im  Wescu  des  Protckturate  liege,  dem  Uberataate  dio  «ii8»chli«ßU«be 
Z/eituDff  der  auswärtigen  AnKelegoiihcitcn  de«  T^ntenttaates  zu  Tindizioren,  botont  Hellborn 
t.  a.  0.  8.  42|  allerding»  ist  -  wir  er  ebenda  bemerkt  —  ,.(las  Bestreben  der  Oberstaateu, 
die  gesamten  auBwArtigen  Angeiegcohcitcn  ihrer  UntentMtea  selbst  zu  leiten,  begreiflich  und 
cbarakteriatiscb.'* 

2)  Z.  B.  bei  der  Verfolfoag  tou  BechtunzprOdion  gegenüber  dritten  Staatco. 
9)  Vgl.  Hoilborn  ».  a.  0.  &  SS. 
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die  Mdmuigwi  anaeinander,  insoferii  ne  von  Einigen  achleclithin  als  soaverftne 

Staaten «)  von  anderen  als  lialbsouveiäne  SUiaten  bezeichnet  werden'^),  während 
eine  dritte  Gruppe  je  nach  dem  konki  i  ten  Inhalt  des  Protektoratsvertrags 
einifre  Unterstaaten  als  souverim,  ändert'  als  halbsouverän  bezeichnet.')  Die 
in  den  Frotektoratsverti'ägen  vielfach  vorkommende  Betonung  der  Unab- 
hängigkeit des  Unterstaates  dttrfte  hier  nicht  entscheidend  sein;  maßgebend 
ist  die  Katar  des  ProtelLtorals  flberhanpt  Der  schntibedarftige  Staat  ver- 
zichtet  auf  die  eigene  Betätigung  seines  Willens  in  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, indem  er  die  Vertretung  dem  Oberstaate  überläßt  oder  mindestens 
seine  Wirksamkeit  in  auswärtigen  Angelegenheiten  der  Kontrolle  des  Ober- 
ütaats  unterstellt.  Im  Ganzen  bleibt  den  Unterstaaten  die  Eigenschaft  völlceiv 
rechtlicher  Subjekte  gewahrt;  nur  ihre  Fähigkeit  nach  anfleu  handdnd  dn- 
zngreifen,  ist  entweder  ao^hoben  oder  beschrftnkt^);  es  fehlt  ihnen  daher 
die  normale,  vollberechtigt«  Stellung  souveräner  Staaten.  —  Im  Gegensatze 
zu  dem  vasallitischen  VeihRltnisse  ergiht  sich  aus  der  Stellung  des  f^h<-r- 
Staates  g'eg:eniiber  dem  Unterstaat,  dali  die  von  jenem  abgeschlossenen  Staaten- 
verträge nicht  wie  die  Verträge  des  Suzeräns  auch  für  den  Unterstaat  gelten ; 
diese  Wirkung  kann  nur  eintreten,  wenn  der  Oberstaat  der  Abschließung 
des  Vertrsgs  ausdracklich  fBr  den  Unterstaat  handelt  Dagegen  bringt  es 
die  Stellung  des  Oberstaates  als  Vertreter  des  Unterstaates  in  auswftrtigen 
Anpreleg-enheiten  mit  sich,  daß  letzterem  die  Fähigkeit,  Gesandte  zu  schicken 
und  zu  eniiifangen,  nicht  zustehen  kann,  der  Empfang  von  Konsuien  ohne 
dipluaiatischeii  Charakter  wird  jedoch  den  Uuterstaaten  zugestanden.  ^)  Besitzt 
der  Oberstaat  nur  ein  Becht  der  Kontrolle  besilglich  der  auswftrtigen  Politik 
des  Unterstaates,  so  ist  kein  dnrebgreifender  Grnnd  yorhanden,  dem  Unter* 
Staat  das  Gesandtschaftsrecht  zu  versagen.')  In  einzelnen  Protektorats- 
verträgen ist  der  direkte  Verkehr  des  T'nterstaates  mit  dritten  Staaten  und 
damit  indirekt  das  Gesandtschaftsrecht  anerkannt.")    Das  Hecht.  Konsilien  zu 

1)  üo  insbfsondere  vou  Jellinek,  ÜtaatcDTcrbindongen  126ff.  und  neuestens  „Staats- 
lebra'  «89,  688:  Rivier,  Lebil>.  f  8.  Von  ilteren  ScbriftsteUcnt  gcböraa  hierher  insbeson- 
dere G  Vattel,  G.  F.  v.  Martens,  Klüber.  Vgl.  Uber  diese  Frage  andi  Eehm,  Staats* 
lehre  72;  Fillct  R.  G.  II,  59<«  sq  ,  der  den  Unterst:»;it  für  nicht  soiivcnin  liHIt  weil  dem 
Oberstaat  ein  Ilenscbaftsrccht  auch  über  die  inncrcu  AiiKclegeulitiiLoa  xukuinmc. 

2)  F.  V.  ll»rtens  t  S.  25«)  behandelt  die  Sebotntiaten  unter  der  Rubrik  der  ]ialb> 
Souveränen  Staaten:  npiicstens  Ilpühorn  a.  a  0.  >.  47;  Piödelii vre,  Pröcis  p.  37sq.; 
Dcspagnet,  Cours  p.  125 sq.  Engelhardt,  I.e.  erklärt  das  Protektorat  als  Staaieu%-erbiuduiig 
MU  geDofs. 

3)  Calvol  5§  ns.|.  Pra(Iior-Fo.1c<r6.  Trtiti  V  § 94;  Travors TwisB,  Tlw Uw «I 
national  §$2&aq.;  Pbillimorc,  Comui.  V  §75. 

4)  bidem  der  Rcpabllk  Krakm  von  den  Oberatuten  ein«  Vecfinsung  gegeben  wurde, 
wnr  ele  auch  iii  Huer  Rechtsfähigkeit  beschränkt. 

5)  Siebe  die  Beisj^ele  t>ei  Ueilboru  a.  a.  0.  &5ff. 

6)  So  becBgUdi  der  jonischen  Inseln  auf  Grand  des  Art.  7  der  Pariace  Vertrags  von 
ft.  November  1815. 

71  Vgl.  Geffcken,  UU  IUS.62Uif.;  Uef f ter-6offckeu  f  200;  Heilbora 

a.  a.  0.  S.  m. 

Belege  für  dae  GeeandtechnftBreeht  der  Untentanten  e.  bei  Hellborn  a.  «I  0. 

S.  92r  99. 


Digitized  by  Google 


S  SA.  Halbsouveiänc  ätiiaten.  2.  Das  vöikcrrocbtlicbe  Protektorat  109 


bestellen,  ist  nicht  regelmäßig  mit  dem  Gesandtschaftsrecht  verknüpft;  zu- 
weilen flbt  der  Oberstaat  die  diplomatieche  Vertretung  nnd  nberlftfit  dem 

ünterstaat  die  Bestellung  von  Konaulen. «)  Was  den  Empfang  fremder  Kon- 

sulen  betrifft,  so  wird  der  mit  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
und  der  Vertretung  des  Fntprstaat^'s  hetrante  Oberstaat  zu  entscheiden 
haben,  da  es  t^ich  hier  um  eine  Konze.ssion  an  einen  auswärtigen  Staat  handelt, 
JDie  Erteilung  des  Exequatur  ist  dagegen  allgemein  als  eine  Befugnis  des 
Unterstaates  anftnüRSsen.  si  —  Das  Reeht  des  ünterataatee,  Staatenverträge 
abznscblieOen,  ist  durch  das  Protektorat  insofern  beschränkt,  als  betreffende 
Verträge  nur  vom  Oberstaate  im  Namen  des  ünterstaates  oder  von  diesem 
mit  Genehmigfnngr  des  ersteren  abs^esrlilnssen  werden  kiWinen.^)  Tn  letzterem 
Falle  ist  die  Gültigkeit  des  Vertrags  von  der  erfolgten  Genehmigung  abhängig. 
Eine  formelle  Scheidung,  von  Verträgen,  welche  das  Interesse  des  Oberstaates 
nicht  berflbren  (Vertrftge  ttber  Rechtshilfe  n.  s.  w.},  daher  der  Genehmigong 
des  Oberstaates  nicht  bedfirfen«),  und  allen  anderen  Verträgen  ist  praktisch 
undurchführbar.-^)  Die  Stellung  des  Oberstaates  und  sein  Interesse  an  der 
auswärtig:en  Politik  des  Unterstaates  rechtfertigt  vielmehr  eine  allgemeine 
Kontrolle  der  Vertragsverhandlungen  des  Unterstaates. 

IV,  Eine  besondere  Art  von  Protektoratsverträgen  sind  jene,  durch  welche 
mehrere  Staaten  gemeinsehalUicb  das  Protektorat  Aber  einen  Staat  ilber- 
ndimra:  das  sogen.  Kollektivprotektorat  Ein  solches  war  das  schon 
oben  erwähnte  Protektorat  über  Krakau ;  hieher  gehört  derzeit  das  Protektorat 
Spaniens nnd  Frankreii^l!^  über  Andorra,  ferner  Dentschlands,  Großbritanniens 
und  der  Vereinigten  ^Staaten  von  Nordamerika  über  die  Öamoa-inseln.  Das 
Protektorat  über  Krakau,  sowie  jenes  Großbritanniens  über  die  jonischen 
Inseln  weisen  bezflglich  ihrer  Entstehang  eine  Besonderheit  auf.  In  beidra 
Fällen  wurde  das  Protektorat  den  betreffenden  Staaten  bei  ihrer  Gründung 
durch  die  beteiligten  Großmächte  auferlegt;  die  Begründung  des  Protektorats 
vollzog'  «if'li  hier  auf  Grund  eines  Besclilusses  der  Mächte:  eine  Zu- 
stimmung der  Lnterstaaten,  die  bei  der  regelmäßigen  Begründung  des  Pro- 
tektorats durch  Vertrag  unerläßlich  ist,  war  in  jenen  Fällen  ausgeschlossen, 
da  die  Gründung  der  betreffenden  Staaten  in  der  Art  erfolgte,  daß  sie  gleich* 
zeitig  als  protegierte  Staaten  erkltrt  wurden ').  —  Das  Kollektivprotektorat 
wild  von  den  Oberstaaten  gemeinschaftlich  ausgeübt:  die  Schntzpflicht 
kann  aber  von  dem  einzelnen  der  mehreren  Oberstaalen  eiTüllt  werden,  da 
der  Zweck  des  Protektorats  uuerfülibar  werden  könnte,  wenn  die  Erfüllung 
der  Pflicht  von  dem  Einvernehmen  der  mehreren  Oberstaaten  abhängig  wäre. 

1)  Frankreidi  entzieht  »einen  Unteretaaten  auch  daa  Recht,  Konsuln  zu  bestellen. 

2)  Über  das  unkorrekte  Verhalten  Frankreichs  pegenüber  Madagaskar  im  Jahre  lS*t7  vgl, 
Heilborn  n.  ».  0.  S!.  07,  wt»  zugleich  auf  den  anderwt-iten  Staodpnnkt  der  fnozöfliicheit 
B^enmg  gegenüber  Annani  im  Jahre  IbTU  verwiesen  wird. 

3)  im  Allfemelnen  Hvil  bora  a.  a.  0.  8.  tSff. 

4)  V.  Holizondorff.  IIH  II  S.  104. 

5)  Uciiborna.  a.  O.  !S.  102. 

6)  Venrtltiit  dareb  d«n  Bisdiof  von  Uiigel. 
T)  Vgl.  aeilborB«.a.O.  S.84ff. 
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V.  Wichtigere  Protektorate  in  Europa  waren  iu  der  Neuzeit  die  schon 
oben  erwAlmteii:  oAmlich  jenes  ttber  Krakan  und  die  joniscdiai  Inaein 
Enteres  wnrcle  durch  den  Vertrag  zwischen  Oesterreich,  JPrenllen  nnd  BnD- 
land  vom  3.  Mai  1815  iWien)  begründet;  Krakau  und  ein  kleiner  Gebietsteil 
wurden  fiir  frei,  unabhängig?  und  neutral  erklärt  und  unter  den  Sdnitz  der 
genannten  Mächti'  gestellt.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses  Veitrag^es 
wurden  in  die  Generalakte  des  Wiener  Kongresses  vom  9.  Juni  1615  (Art. 
6—10)  aufgenommoi.  Am  6.  November  1846  beschlossen  die  kontrahierenden 
Mftchte  die  Vereinigung  Krakaus  mit  der  Ssterreichischen  Monarchie.  —  Das 
Protektorat  Großbritanniens  Aber  die  jonischen  Inseln  wurde  durch  einen 
Vertrapr  zwischen  Großbritannien,  Oesterreich,  Preußen  und  Rußland  vom 
5.  November  lbl5  (Paris)  btgriindet^).  Die  Pforte  hatte  am  24.  April  isiy 
zugestimmt.  18<33  wurde  von  dem  junischen  Parlamente  die  Vereinigung  mit 
Griechenland  benchlossen.  Grofibritannien  vendchtele  unter  Zustimmung  der 
Mftchte  auf  das  Protektorat^  sohin  erfolgte  die  Vereinigung  mit  Griechenland. 
—  Von  den  überseeischen  Protektoraten  Frankreichs  kommen  namentlich  jene 
über  Annam.  Tunis  und  Madagaskar  in  Betracht  Die  Begründung  der 
Protektorate  über  Annam  nnd  Tunis  sind  in  völkerrechtlicher  Beziehung 
auch  dadurch  interessant,  daß  sich  iu  beiden  Fällen  die  Konstituierung  des 
Protektoi'atsTerhftlbDisses  vollzogen  hatte,  trotzdem  die  betreffenden  Protek- 
toratavertrftge  mit  halbeonverftnen  Staaten  abgeschlossen  wurden.«)  DasPro- 
tektorat  Aber  Annam  wurde  durch  den  Vertrag  vom  15.  Mai  1874  begründet 
und  durch  Vertrag  vom  16.  Tuni  ISS  I  fzu  Hu6)  neu  bekräftisrt.  Die  Lokal- 
verwaltung erfolgt  mit  Ausnalnne  der  I'rovinz  Tonkin  durch  Kin^-eborene. 
In  dem  Vertrage  von  Tien  'i'sin  vom  i>.  Juli  1885  versprach  China  die  An- 
erkennung der  zwischen  Frankreich  und  Annam  abgeschlossenen  Verträge.  — 
Die  Regentschaft  von  Tunis  wurde  durch  Vertrag  vom  Ii.  Mai  188t  unter 
französisches  Protektorat  gestellt  Die  Grundlagen  des  vasaUitischen  Ver- 


1)  Außerdem  kommen  für  Europa  derzeit  noch  iu  Betracht  Sau  Mariuo  uuter  dem  Pro- 
tektonte  Italloos  und  An dorra  nnt«r  jenem  Frankrdelis  und  SpaDiem.  Monaco  ist  aonveilD. 

VgLRivirr,  l,vl:r'-.,  § 

2)  Die  jouisdieu  loscln  kameu  nach  dem  Uotei:gaug  der  Itepublik  Veucdig,  zu  der  sie 
•Ott  Jabrlmn^itiea  gthSitfln,  I79T  an  Fiankrdcb.  waitl«n  1799  von  Kofiiaiid  and  d«r  TBrk«! 

erobert^  und  durch  Vertrag  dieser  Mächte  vom  21.  März  ISOO  ah  Republik  unter  der 
SiizcränitSt  der  Pforte  und  der  Garantie  Rußlaoda  eingerichtet.  1S07  verloren  sie  ihre  staat- 
liche Selbständigkeit  und  bildeten  eine  autonome  Provina  Frankreich».  Nach  dem  Jahre  I^OÜ^IO 
beaw.  1814  gelangte»  »ic  in  den  ßcaUz  ]']ii^'lundB;  die  Eügenscliurt  L'uw-i  aelbtttndlgen  StntM 
cdangtcn  sie  erst  ilmch  den  Beschluß  der  Mächte  vom  5.  Novoinbt'i  l'^l.'i. 

3)  Aiidm-  i'rutektoralc  Frankrcicha  »iehe  bei  lleilborn  a.  a.  ü.  2»ff.  —  Außerdem 
wurde  in  neuester  Zeit  durch  «He  Yertrlge  vom  21.  April  1888,  15.  Oktober  1987  und  8.  Januar 
mi  ein  Protektorat  Prnnkrrichs  über  dl«  Ina«!  Anjouan  I Afrika)  begrilndet  Vgl  Bevne  gi- 
n^rale  de  droit  international  1  p.  67  sq. 

4)  VfL  Geffeken,  VSlkcrreehtildie  Fragen  in  dem  franaOaladi  •  eblnniflchcn  Streite 
Achiv  für  öffentl.  Recht  I;  „L'affairc  du  Tonkin".  Histoirc  (V\\'\.  ilo  l'efaMIssciiifnt  de  notre 
protectorat  aur  t' Annam  et  de  notre  conflit  avcc  la  Cbioc  Ii>b2/S5  pur  uu  diplomate;  Heil  bor  u 
«.  a.  0.  S.  T4ff. 

5)  Dekret  de»  Bey  vom  8.  Jnni  186t  im  Stamtaarekiv  XXXIX  Kr.  7492  Beil. 9. 
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Imltnisses  zur  Pforte  waren  sehr  unklar;  die  Begründung  des  Protektorats 
etfolgte  trotx  der  Proteste  ^  Pforte  und  wurde  auch  bald  von  alten  Miehten 
mit  AnsiMhnie  der  Türkei  anerkannt  Durch  das  passive  VerkaUen  der  Türkei 

wurde  das  Verhältnis  auch  gegenüber  dem  ehemaligen  Suzerän  ein  rechts- 
beständiores.  —  Das  Protektorat  Frankreiclis  über  Madagaskar  wurde  durch 
den  Vf-rday:  vom  17.  Dezember  1885')  begründet  und  endigte  1S96  mit  der 
Annexion.  Das  Prütekiorat  Frankreichs  über  Tahiti  (1843)  eudigte  1880  mit 
der  Annexion  das  Protektorat  Uber  Kambodscha  wurde  durch  Vertrag  vom 
II.  August  1863  begrilndet;  eine  Erweitentng  der  Reehte  Frankreichs  erfolgte 
durch  Vertrag  vom  17.  Juni  1S84  —  England»)  bat  Protektoratsverträge  abge- 
s'^liloNseii  mit  Afgliaiiistan  (IS79\  mit  der  Transvaalrepublik  (188 1)«}.  mit  drei 
Staaten  auf  dt-r  Jiisel  Hoineo  (Ibhb),  mit  Zanzibar  (1800).  mit  den  Staaten  Perak 
(1874),  Jalangor  und  Sungai-Ujong  (1874)  und  Pahang  (l^88j  aul  der  malaiscben 
Hslbinsd.  —  RuBland  hat  1873  ein  Protektorat  Aber  Chiwa  befindet.  — 
Italien  hatte  1889  einen  Vertrag  mit  Abbessynien  geschlossen,  dessen  Inhalt 
indeflsen  streitig  war;  in  dem  Vertrage  von  Addis -Abeba  (26.  Oktober  1896) 
erkennt  ItaH»'n  vorliflmltlos  d'w  Unabhängigkeit  Abbessyniens  an. 

§  27.  iN  «Mitralirsierte  Staaten,  nentrallKirrte  son«<tie;o  CJebiete.  ')  I.  Von 
dem  Verbälinisse  der  Neutraiitüt  eines  Staates  während  eines  zwischen  dritten 
Staaten  ansgebrochenen  Erieges  ist  der  durch  individuellen  vOlker« 
rechtlichen  Aktoder  freiwillige  Neutralitätserklärung*)  gescbaflSsne 
dauernde  Zustand  der  Neutralität  einesStaates  zu  unterscheiden.  Die 
Schaffung  einer  solchen  Stelluns"  pines  Staates  in  der  internatioiialon  (ipmein- 
schaft  durch  völkerrechtlichen  .\kt  bftngt  mit  den  tlicsc  Genieinschatt 
beherrschenden  politischen  Interessen  zusammen.  Dem  neuti  aiisierttin  8taat 
wird  gegen  Sicherstellung  snner  Existenz  und  Selbstftndigkeit  die  Pflidit  auf- 
erlegt» in  Fragen  der  internationalen  Politik  insoweit  sieh  passiv  su  verhalten, 

1)  StMtaarebiv  XLVI  Nr.  SSM;  beetfiglidi  der  Organisation  eiche  Nr.  8847. 

2)  Vgl.  Rouard  d«  Card,  Dn  protoetoiat  disparn  in  der  Bevue  gfinCiale  de  dr.  inteni. 
1  p.  3306q. 

S|  Vgl.  IIeilborDa.«.0.  S.91ff. 

4i  Ain  (inind  des  Vertrnfros  vom  Jaliro  isgi  verblieb  finglind  nur  da  KontronraGht. 
2<acb  deni  Kriege  1S9&  wurde  die  Kcpublili  annektiert. 

S)  Oeffeken,  HH  IV  H  13«^  ;  Heffter-Oeffeken f  145;  Bluntiehli,  Vftlkemdit 
§  745;  V.  Bulmeriui(|  iu  v.  Holtzendorff's  Rctlit.-^loxikoii  s  v.  ..Nrutmlitätugesetze"'; 
V.  Holtzeodorff  HH  II,  643ff.;  Garcis  §15;  v.  Li»zt  §6;  Rivier,  Lebrb.  §11;  Der- 
selbe, Prindpesl,  §7:  Oeepagnct,  Coure  p  129sq.;  Morand  tn  der  R.  0. 1  p.  S2  sq.: 
Pradier-FodörC  II,  Nr.  lOOliq.;  Nys  I,  yT'Js(i.;  Henault,  Des  effets  de  la  neutralitfi 
perp^tuelle  (]S9*H;  Tswcttcoff,  De  la  Situation  iiacifiiiin;  (k's  i'tat-^  neutralisos  (I895i;  Des- 
canipa,  La  consticutiun  iuttiruatiouaie  de  la  Bvlgiquu  (lUult,  l>crselbe,  La  ueutralit^  de 
delaBdglqae.  Etode  aar  la  constiteticn  des  ötats  paciAquee  a  tHre  peniunNint(l902);  Kleeii, 
Loi»  et  nsagcs  de  la  ncutralit^  I,  85 sq.;  WeKt!;>kc.  Notes  sur  la  noutr.  pcrm.  K  XXXIII, 
m^q.;  Uagerup,  La  neutralitS  permanente  11  (t  Xll,  617  sq.;  Oppenheim  I,  §§  95  sq. 
Hilty,  Die  Neotnlitilt  der  Scfawdi  in  ihrer  hentigea  Aoltwmng  |18S9);  Schweixer,  6e- 
»thichto  tlci  scliwoizcr.  Noutr.  ilS95);  de  Mazade,  L'Europe  et  Ic8  neutralit^s,  la  Belgiquo  et  la 
üui8se(18S9}}  Picciüui,  Ksaai  sur  la  ueutralitS  porp^eUe  (1902);  Travcra  Twiss,  i'be  in- 
ttimtloDel  coDTentfone  for  tbe  nentoiKeation  ef  tenitory  (I8ST). 

0)  Darilber  Hagemp  l  e.  uib.  III. 
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als  Jede  aktire  Teilnalime  von  seiner  Seite  eine  Verftnderuug  des  Kräfte- 
verfalltnisses  der  an  der  internationalen  Politik  in  erster  Reihe  beteiligten 
Milchte  hei  bei  führen  könnte.  *)  Die  Neutralisierang  bedeutet  also  eine  tief 
einseifende  Beschränknno:  des  Selbsthestimmnno^rpchts  pinps  Staates  nnd  der 
freien  Bet^tiE^iins-  seinet-  FVisrinlichkeit  auf  dem  (ie)»ieTe  der  internationalen 
Politik.  Daraus  ergibt  sich  aber  nicht,  daß  neutralisierte  Staaten  die  8on- 
Verilnetftt  verlieren,  weil  sie  die  Pflicht  AbenMinmen  haben,  sieh  an  feindlichen 
Olliensiraktien  zu  beteiligen  und  OifensivbilndniRSe  einzugehen;  auch  bftßen  sie 
nichts  an  ihrer  glei  I  i  i echtigten  Stellung  gegenüber  anderen  Mächten  ein: 
es  bleibt  ihnen  insbesondere  der  T?ang  £rpwn!irt.  der  ihnen  nach  völkerrecht- 
licher Übung  zukommt.  *)  Auch  sind  diese  Staaten  nicht  zu  einem  bloß  passiven 
Dasein  in  der  Völkergemeinschatt  verurteilt;  die  iwsitiven  Aufgaben  des  Völker- 
rechts linden  gerade  in  den  neutralisierten  Staaten  eine  Stätte  sorgftltiger 
Pflege  und  der  grofie  Fortschritt^  den  das  Völkerrecht  in  den  letzten  Dezennien 
aufweist,  ist  mit  den  beiden  hier  vornehmlieh  in  Betracht  kommenden  Staaten 
—  Belgien  und  der  Schweiz  —  ruhmvoll  verknüpft. 

II.  Die  Wirkungen  der  Nen  tral i<5!Pning  sind  teils  negativer, 
teils  positiver  Art.  Der  neutralisierte  Staat  darf  sich  an  keinem  feind- 
lichen Ofliensivakte  gegen  dritte  Staaten  beteiligen;  seine  militärischen  Macht- 
mittel dienen  nur  der  Aufrechterhaltung  seiner  inneren  Sicherheit  nnd  Neu- 
tralität. Infolge  dessen  kann  der  neutralisiert«  Staat  auch  nicht  die  Garantie 
der  Xentralitftt  eines  dritten  Staates  übernehmen,  da  eine  derartige  Ver- 
ptlichtung  ihn  rn  internationale  Streiträlle  verwickeln  künule.  in  denen  er 
seiner  NeutraliUitsptiicht  nicht  mehr  nachzukommen  imstande  wäre. 2)  Ebenso 
wQi'de  es  den  Zwecken  seiner  Neatralität  wideispreehen,  wenn  er  mit  einer 
dritten  Macht  ein  Defensiv-  oder  OffensiTbttndnis  eingehen  wollte;  ersteies 
wäre  nur  zulässitr  znni  Schutze  gegen  drohende  Verletzung  seiner  Neutralität» 
Ebensmvenifr  darf  sich  dei-  nentralisierte  Staat  an  Aktionen  der  Mächte  zur 
Erhaltunp^  des  Friedens  beteiliiren.  denn  ein  solches  dem  Frieden  dienende 
Vorgehen  der  Mächte  schlieüi  eventuelle  Kriegsaktionen  gegen  den  Friedens- 
l«edier  nicht  ans.  Dagegen  ist  die  Beteiligung  des  neutraltmerten  Staates  an 
Aktionen  der  Mächte,  welche  ihrer  Natur  nach  nur  der  LQsnng  fHedlicher 
Aufgaben  der  Vdlkergemeinschaft  dienen,  nicht  nur  nicht  ausgeschlossen,  son- 
dern in  hohem  Maße  erwünsclit.  —  Eine  Erweiterung  der  Machtsphäre 
des  neutralisitrten  Staates  dur'  Ii  F.rwerb  von  Kolonien  oder  anderen  Gebiets- 
teilen ist  durch  dessen  vidkerrechtliche  Stellung  an  sich  nicht  au sge- 

li  V^l.  Wcstlakc  U  XXXni,  .'i^Msii-:  Descam])««,  I.n  neutr.  de  la  Kelpijue  349 mj  ; 
Oppenheim  1,  8  97;  jxcuesteiis  Hiij^crup  1.  c.  mib.  il  insbc».  gegen  KIcca,  der  diese 
Frage  noch  AnaloKieo  dm  PrivatreditK  behwidelt. 

2)  Mail  will  liiin  ti  Erh;iltnri£r  drr  kleineren  Staaten,  die  sich  im  .Maclithf  ioich  der  (»mß- 
«t&ateo  bctiDdcn,  Aspiratiuucn  der  letzteren  im  Interesse  der  Erhaltung  des  Gleichgewichts 
beseitigen.  Durch  die  Nentratisienin«;  nolelter  1  Jnder  weiden  nnverlctzlmn»  Barrienm  ivlMhen 
rivalisierenden  Großst;iaten  i^escbaffen  und  damit  die  Pnnkto  felndlidien  Knaammenatolies  ▼er- 
mindcrt  Thiers  uaonte  dioae  Staaten  £tatft  tampons. 

S|  So  konnte  Belgien  dl«  Gnrantie  der  in  dem  Vertrage  vom  11.  Hai  186T  attpuliorten 
KtontniltSt  von  Laxembniig  nidit  flbemebnieik 
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schlössen.')  Hier  können  sich  jedoch  Schwierifjkeiten  eif^eben,  wenn  die 
Neutralität  und  deren  Garantie  seitens  der  Mächte  nicht  auf  den  neuen 
Gebietszuwachs  ausgedehnt  wird,  insofern  die  Erhaltung  des  letssteren  den 
neutralisierten  Staat  zu  kriegerischen  Aktionen  nötigen  kann.  An  sieb  er« 
streckt  sich  die  Garantie  der  Yertrag^smächte  niclit  auf  die  neuen  Erwerbungen. 
—  Auch  der  Eintritt  des  neutralisierten  Staates  in  einen  Zoll- 
verband  mit  dritten  Staaten  isl  mit  seiner  Stellung  unvereinbar,  da  die 
Verschärfung  von  Interessenkollisioneu  auf  ökonomischem  Gebiete  eiue  even- 
tuelle kriegerische  Aktion  nicht  ausschließt^  —  Dagegen  ist  der  neutralisierte 
Staat  berechtigt,  alle  Arten  von  Vertrftgen  mit  dritten  Staaten  ab- 
zuschließen, durch  welche  nach  der  Natur  ihies  Gegenstandes  kriegerische 
Verwicklungen  nicht  entstehen  kennen.  Hieher  gehören  Handels-  und  Schiif- 
fiihrsverti  Hge.  .Turisdiktionsverträge,  insbesondere  .\uslieferungsverträge  u.  s.  w. 
Ferner  kann  der  neutralisierte  Staat  Mitglied  der  völkerrechtlichen 
VerwaltnngsTereine  nnd  Unionen  sein;  die  ittr  die  L(isung  der  Auf- 
gaben diestt  Vereine  erforderlichen  intematilonalea  Organe  (Ämter,  Bureaus) 
sind  teilweise  in  neutralisierten  Ländern  eingerichtet  worden. 

pio  juisitivf  Wirkun?  der  Nentralisierung  eines  Staates  äußert  sich 
in  dessen  i\echt  bezw.  Pflicht,  die  ihm  auferlegte  Neutralität  gegen  .Angriffe 
odei  ikdrobungen  zu  verteidigen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  er  berechtigt,  das 
Land  zu  befestigen  nnd  seine  Armee  sowohl  auf  dem  Friedens-  wie  auf  dem 
Kriegsfüße  entsprechend  zu  ergftnzen.  Die  Verteidignngspflicht  erflLhrt  dne 
Modifikation,  wenn  der  neutralisiei  te  Staat  völkerrechtlich  verpflichtet  wurde, 
lif'stimnite  befestigte  Plätze  zu  schleifen,  wie  dies  B.  bezüglich  Luxemburgs 
bei  der  Neutralisierung  dieses  Landes  im  dalire  iStiT  dei  Fall  war 

IIL  Wie  immer  die  politischen  Motive  der  Neulralisierung  eines  Staates 
beschaffen  sein  mögen  —  der  Zweck  dieser  internationalen  Maßregel  kann 
doch  nur  dadurch  erreicht  werden,  daß  die  an  der  Schaffung  des  Verhältnisses 
beteiligten  Hichte  die  Fortnistenz  und  Unabhängigkeit  des  nentraMerten 

Staates  garantieren.  In  der  Tat  haben  die  Mächte  in  den  Kollektivverträgen, 
durch  wt'ldie  einzelne  Länder  neutralisiert  wurden,  gleichzeitig  die  Garantie 
der  Neuiialität.  der  territoi ialen  Inteffrität  und  Unabhängigkeit  dieser  Länder 
regelmäßig-')  iibernouinien.  Diese  letzleren  Zwecke  werden  allerdings  auch 
durch  Uofie  Garantieverträge,  deren  Gegenstand  die  Integrität  des  Besitz- 
standes und  der  Unabhängigkeit  eines  Landes  bildet,  vertilgt,  so  daß  in  diesem 
Pniikte  die  Stellung  eines  neutralisierteu  und  eines  solchen  Staates,  dessen 
Besitzstand  und  rnaldi  niLnirkeit  durch  einen  Garanttevertrag  garantiert  sind, 
identisch  ist.  Indessen,  d«  n  nentralisiei  ten  Plante  sind  doch  nach  dem  oben 
Gesagten  mancherlei  Beschrankungen  auterlegt,  die  in  den  gewöhnlichen  Fällen 

1)  Ebenso  u.  a.  Wentlake  R  XXXIII,  HÖR.  ?.<}-. 

2}  So  mußte  Fraokreicb  im  Jaltic  lbl2  i  unter  Guizut)  auf  Onspravlie  Knglauds  darauf 
vendcht«n,  mtt  Belgien  in  dn«  ZolInnioD  zn  traten.  Nur  aiwnbmsirclaie  gwtittetc  nan  Luxem- 
burg hol  der  Nc^utmlisionin;;  dicsi's  Lainit-s  im  .Tahro  186T,  In  dem  dOOtScfaCQ  Zollvcrain,  dem 
e»  ««it  dem  Jahre  1S42  aagcbüitc,  zu  verbleiben. 

S>  Vgl  Vorandl.c62S. 
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der  Gai  aüüe  der  Unabhängigkeit  eines  Staute»  ausgeüchlosseu  erscheiueu.  Gerade 
darin  liegt  aber  aveh  zugleich  der  Grand  der  intensiveren  Wirksamkeit  der  Nen- 
tralisiemng  eines  Staates  als  Mittel  tat  Sicherung  des  analogen  Zweckes J) 

IV.  Die  Garantie  der  Neutralität  verpflichtet  die  Kontrahenten  znr  Re- 
spektierung: <^^'^  Nputialität  und  /Air  Verteidi^nnsr  des  neutralisierten  Laiid^^s 
gegen  Angriffe  und  Hedi  ohung'en  seines  liesitzsiaudes  uiul  seiner  rnabhäncri^-- 
keit.  Die  Erfüllung  der  Piiiclii  ist  uiclii  an  die  Voraussetzung  gebunden,  daß 
dar  neutralisierte  Staat  die  notwendig  gewordene  Hilftaktion  in  Anspruch 
nimmt;  die  Kontrahenten^  die  an  &&t  Erhaltung  des  durch  den  Vertrag  ge- 
schaffenen Zustaudes  interessiert  sind,  haben  von  sich  aus  —  selbst  gegen  den 
Willen  des  m  iitralisierten  Staates  —  einzui^reifen.  Der  Tharakter  der  Kollektiv- 
garantie bringt  es  mit  sich,  daß  die  Ivontrahenten  in  2:^^'^ nseitigem  lunver- 
nehmeu  ihrer  Schutzpflicht  nachkommen;  da  es  sich  uia  die  Wahrung  eines 
gemeinsamen  Interesses  handelt,  kann  die  Erfüllung  der  Schntspflicht  nicht 
einem  der  mehreren  Kontrahenten  allein  auferlegt  werden;  anderseits  kann 
auch  jeder  einzelne  Kontrahent  für  sich  allein  für  die  Interessen  des  neutra- 
lisierten T>an(ie*;  eintrettn.  —  Schwierit^keiten  bezüglich  der  Erfüllung  der 
Garantieplliclit  können  sich  ergeben,  wenn  der  neutralisierte  Staat  Kolonien 
oder  andere  Gebiete  erworben  hat,  da  unter  Umständen  uiumiehr  die  bezüglich 
des  Hauptlandes  aar  Zeit  der  Übernahme  der  Garantie  gegebenen  Votans- 
setiungen  insofern  eine  Verftnderong  erfahren  konnt»i,  als  der  neutralisierte 
Staat  nunmehr  die  zur  Verteidigung  der  Neutralität  des  Hauptlandes  zu  ver- 
wendenden Machtmittel  teilweise  auch  zur  Verteidifriin?  der  Kolonien  ver- 
wenden muß. '■*)  —  Im  Falle  des  Ausbruchs  eines  Kiiej^es  zwischen  zwei  Kon- 
trahealen  können  die  übrigen  Koutiahenteu  durch  Konventionen  mit  den 
Belligerenten  die  Neutralität  des  Landes  gegen  VerletKungeu  seitens  eines 
der  Belligerenten  scb&taen.^  —  Ans  der  Natur  der  vertragsmftftigen 
Neutralität  ergibt  sich,  daß  der  neutralisierte  Staat  nicht  einseitig  aus 
seiner  sinfrnlären  Stellung  und  aurli  keine  an  dem  Nentralisierungsakfp  be- 
tHÜitrte  Maclii  (kein  Garant)  aus  dem  Verlragsverhaltnisse  einseitig  ausscheiden 
kanu.^^  Dagegen  kann  die  freiwillige  Xeuirali.siei uug  eines  Staates 
von  diesm  widerrufen  werden. 

1)  Die  Nratnlltit  der  KhweizeriBcheii  EidfenoBMOsdiaft  iat  infolge  der  Erklitmn^  des 
WiOMir  Kongrcßses  vom  20.  März  lSt5  durch  die  Urkumlr  «h  r  adit  Mächte  (d^r  fünf  Groß- 
mSchtc,  sudann  SpanienH,  Portuf^il»  und  Scbwedeos)  vom  2ü.  Novembor  ISI&  garantiert;  die 
Neutralität  und  Unabhängigkeit  Belgiens  ist  ron  den  fftnf  OroOmlditcn  gannticrt;  ebenso 
ist  die  Neutralität  Luxemburgs  von  den  VcrtraKfnächten  (mit  Ausnahme  Belgiens)  frarantiert 
Die  durch  Vriti:ifj  (ti'r  fünf  fJroßmüchte  vom  14  Noveinlif-r  isnn  verfinbartc  NeutralitSt  der 
joDiBchen  lufti'lu  wurde  iiiclit  gleichzeitig  unter  die  Garantie  der  Kuntrahvnten  ge»teUt;  dies« 
T<er|illicbteD  sieb  in  Art  2  d«s  Vortlage«  ledlgUeb  respecter  ie  principe  de  neotnlltf  stJpolä 
per  le  prt'f»ent  article". 

2)  Westlake  i.  c.  397  gelangt  daher  b«i  der  i'rüluug  dieaer  Frage  mit  liocht  zu  dem 
SdünMe,  diB  neotnlisierte  Staaten  Annexionen  ohne  Toranfgeliende  Verstlndignng  mit  den 
Oannton  bezii;.'^Ii(  h     ciituoller  künftiger  Canintirlri^tniii,'  nirbt  riskieren  »ollen. 

3;  Dies  geschah  im  dcutsch-frtuicüsiscbcn  Kriege  Ib'u  seitens  England»  bczQghcit  Belgiens 
duveh  KoBTentionen  mit  Frankreich  vnd  der  deutechen  Ericgsldtung. 
4)  Y|tl.  Westlako  B  XXXIII,  99S»  894. 
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V.  Auf  einem  VtiitiHge  beiuheud  hat  das  NeutralitlitsA'erhältnis  an  sicli 
nur  für  die  Kontrabenten  rechtliche  Wirksam  keil,  liide-sseii  gelten  die  durch 
betreffende  VertrSge  der  Mächte  bezfiglich  der  hier  in  Frage  stehenden  Staaten 
geeciutffenen  Verhältnisse  auch  för  jene  Mächte,  die  nicht  formeli  an  dem  Ver- 
trage beteiligt  sind,  als  ein  dauernder  Bestandteil  der  internationalen  Ordnung, 
.sodaß  die  Neutralisierung  von  Staaten  gewissermaßen  -äIs  *-m  Institut  des  inter- 
nationalen Rechts  aufgefaßt  werden  kann.  Im  ganzen  ist  daher  der  bchluli  zu. 
ziehen,  daß  die  VerTetzung  der  Neutralität  seitens  eines  der  garantierenden  Kon- 
trahenten die  übrigen  von  der  Terpfliehtong»  den  im  allgemeinen  Interesse  ge- 
schaffenen Znatand  anzuerkennen  und  zu  schützen,  nicht  befreien  kann.  *)  Be^ 
zliglich  der  an  dem  Akte  der  Neutralisierung  nicht  beteiligten  Staaten  ist 
aber  vorauszu-setzen,  daß  sie  auf  (7 rund  erfolgter  Notifikationen  Gelegenheit 
hatten,  ihren  Widerspruch  gellend  zu  machen.  '^) 

VI.  Neutralisierungen  von  Staaten  kommen  erst  in  der  neuereu  Ge- 
schichte von  Als  die  ersten  Fftlle  werden  die  Neutralisierang  der  Schwei* 
zerischen  Eidgenossenschaft  nnd  Krakaus  durch  die  Besehlflsse  des 
W'iener  Kongresses  vom  Jahre  1815  bezeichnet.»)  Als  älterer  Versuch  einer 
Neutralisienm^  wird  das  Proj^ikt  Kaiser  I.POpold"s  Tl.  bezüglich  Polens  und 
der  Beschluß  des  Deutschen  Rei(-hsta£rs  (infolge  des  l''i  ieflens  von  Luneville 
vom  25.  Februar  1803)  bezüglich  der  reichsunmittelbaien  Stadt«  Augsburg, 
liflbeclf,  Nfimberg,  Franliftirt  a.  Bremen  und  Hamburg  als  eine  Neutrali- 
sierang dieser  Städte  anfgefiifit  •)  Eine  wirkliche  Nentnilisiemng  vor  dem 
Jahre  1819^  die  aber  nicht  ins  Leben  trat»  erfolgte  durch  den  am  27.  März 
1802")  zwischen  England  einerseits  und  Frankreifh  titid  dessen  Allürrten 
anderseits  abgeschlossenen  Verlrag;  Ai  t.  10  dieses  V^ertrage??  lestituiert  dem  Jo- 
hanniterorden  die  Insel  Malta  und  proklamiert  deren  bleibende  Neutralität.') 

Die  Schweiz^)  brfand  sich  seit  der  AimrlcMnnng  ihrer  Selbständigkeit 
im  Westphälischen  Frieden  (1648)  tatsächlich  (mit  Ausnahme  der  Vorgänge 
im  Jahre  1709)  in  der  Stellung  eines  neutralisierten  Staates.  Die  offizielle 
Erklärung  der  Neutralität  erfolgte  seitens  der  acht  Mächte  am  Wiener  Kon- 

1)  Fall  der  Verletzung  der  NeutraliUlt  Luxemburgs  im  denlMib  •  fnuuMacJm  KrieigO. 

2)  Vf;I  V.  IJszt  §  B  III  vgl.  S  21),  II.  3;  Oppeulipfm  I  §  9ß. 

3)  Durch  den  Wiener  Vertrag  vom  9.  Juai  1815  wurde  die  Neutralität  Krakaas  und 
die  Oanntie  der  drei  Oatmlcbte:  östenTeidi,  PreaBeo,  RuOfamd  sttpalieit 

4)  Dieses  angebliche  Ncutralisierungsprojckt  ist  in  einem  geheimen  Artikel  des  Vertrag» 
mit  Preußen  vum  25.  Juli  1791  (Martcus,  fiecueil  V,  p.  'i^b;  i\  de  Martens,  Kecaeü  des 
tnltfe . . .  oonchn  per  la  RaMie  II  p.  196i  enthalten. 

'i\  So  Milovano  wieli ,  Le»  tnütes  de  garaiitie  !ui  XIX.  f-itrlc  p  2-i.  Siclic  dagegen 
Moraud  1.  0.  p.  ä2ö,  der  io  dem  Projekte  de«  Kaiücra  Leopold  Ii.  lediglich  ein  Garantie- 
pro^ikt  erblidct  Auch  <De  dnrefa  obigni  ReichfttegabeBdüoB  gesehalfene  Stetlnng  der  ge- 
nannten Keichsstädte,  welche  nach  wie  vor  (ilieder  des  Reiches  verblieben,  ist  kdn  wahres 
lieotralitatsvorbälttüa,  sondern  nur  eine  Autonsatioa  xu  pasüvein  Verbaltea  io  oventueilcu 
Kriegen  des  Reiches  (I.  c.  p.  527). 

Gl  Martens,  RecaellVII  p.  40». 

7)  Auf  dieeen  Vorgaiw  macht  Morand  ia  der  zitlorteo  AbbaDdlaog  8.  fi2Ssti. 
«ofmcrksam. 

5)  S.  im  gstten  Sebveiser,  Geschichte  der  Mhwcix.  Neutralltit  (1S9$). 
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§27. 


gieß  (20.  März  181')).  Trotzdem  mußte  die  Schweiz  sich  den  Alliierten  an- 
schließen uud  dei-eu  Truppen  (nach  der  Rfleldcebr  Napoleons  I.)  d«ll  Diirclizag 
daich  sebwelzerisehes  Gebiet  gestatten.  Dnrcli  die  Urkunde  vom  30.  November 
1815  wurde  die  Neutralität  von  neuem  erklärt  und  garantiert. ')  Im  Zusammen- 
hange mit  (l<  r  Xciiti  alisiennifr  der  Schweiz  steht  die  auf  Anreg:nTisr  Sardiniens 
am  Wiener  Kongivl'i  Scliluüakte  Artt.  90  und  05)  ^)  be^schlossene  Neutralisierung 
der  nordsavoyischen  Provinzen  Chahlais  und  Faucigny.  Mit  der  Zession 
Savoyens  au  Krankreich  durch  den  Tnriner  Vertrag  vom  24.  Ifftrz  1860  sind 
diese  Gebiete  in  ihrer  singnlMren  rechtlichen  Stellung  anf  Frankreich  über* 
gegangen.  ^) 

Der  Wiener  Konfrieli  liatte  durch  die  Vereinigun*?-  der  belt^isrlien  Ge- 
bietsteile uiit  Holland  in  dem  Königreiche  der  Niederlande  (Vertrag  vom 
31.  Mai  1815  zwischen  dem  König  der  Niederlande  und  den  alliierten  vier 
Oroßmächten)  die  schon  vorh«*  durch  Verträge  (sog.  traitte  de  ]a  baniöre) 
erstrebte  Barriere  gegen  Expandonabestrebungen  Frankreichs  nach  dem  Norden 
geschaffen.  Als  sich  Belgien  infolge  dei'  Revolution  vom  Jahre  1830  selb- 
ständif^  erklärte,  wurde  der  neup  Znstand  von  den  Mächten  anerkannt  und 
das  neiierrichtete  Köni«^reich  Belgien  im  Hinblick  aul  die  gleichen  poli- 
ti.schen  Zwecke,  die  seinerzeit  für  die  Vereinigung  mit  Holland  maßgebend 
waren,  durch  die  Verträge  -  )  vom  15.  Novembor  1831  neutralisiert.  Der  Wider- 
stand Hollands  wurde  durch  die  bewaftiete  Intervmtion  Frankreichs  gebrochen 
und  die  neue  Stellung  Belgiens  seitens  Hollands  durch  den  zu  London  am 
19.  April  1839  abgeschlossenen  Verlrag  anerkannt.  Durch  die  Verträge  vom 
15.  November  und  14.  Dezember  1831  wurden  die  Festungen  »»estimnit,  welche 
zu  schleifen  waren.  Infolge  der  Ereignisse  des  .Jahres  1870  lanü  sich  jedoch 
die  belgische  Regierung  veranlafit»  aur  Sicherung  der  Neutralit&t  des  Landes 
Grenzbefestigungen  vorzunehmen. 

Das  Großherzogtum  Luxemburg  .stand  auf  Grund  des  Vertrages  der 
vier  Großmäclite  mit  Holland  vom  Mai  1815  in  Personalunion  mit  dem 
Königreich  der  Niederlande  und  gehörte  gleichzeitig  zum  Deut.^clien  Bunde. 
Auf  Grund  des  Vertrages  vom  4.  November  18lü  hatten  Preuüen  und  die 
Niedtt-lande  ein  konkurrierendes  Besatsungsrecht  in  der  Festung  Luxembnig. 
Na^  der  Auflösung  des  Deutschen  Bundes  im  Jahre  1866  wurde  die  kOnftige 
Stellung  des  Gro8herzogtums  von  den  Signatarm&chten  des  Vertragt»  vom 

1)  HiUy.  Die  Neutralität  der  Schweiz  in  iliii.>r  heutigen  Auffassung  (ll»ä9);  Morel, 
Handb.  lU  S.  »Tsff.;  Payen,  L«  neatimllntion  de  Ja  Sniaee  (AanaloB  do  l'^k»  libro  de« 

aci(K)c<>8  poliiiques  VI]  IV.Cit. 

2)  Mar  teile,  liecuoii  II  p.  37U. 

8^  Siehe  Niherce  Über  den  ywgn^  im  gnoseo  birf  i' lauft,  Die  Lebro  von  den 

St.'wtHtlionstb.'trkcitrn  S  ''ff,  wo  übrigens  auch  darauf  »iiftncrksani  gemacht  wird,  daO  man 
eidi  schon  im  Anfang  des  16.  Jabrfaandeits  mit  der  Noutralisiening  iavoy&a»  beachiftigt 
iiabe  (8.  Sk 

4i  Über  die  soit  \sm  mit  Bezu;;  auf  diofc  Gebiete  zwischen  der  Schweiz  and 
Frankreich  oingetreteoen  ZwiacbenflUlo  «ehe  Claufi  S.  ISff.  and  Dcapagnet,  Conr* 
p.  tS5eq. 

GeediioweB  von  England,  drtoiTeicb»  Frankreich,  PreuBen,  Bofiieiid  und  Belgien. 
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19.  Aprtt  t839,  fonier  Ton  Hollandf  Luxemburg  aad  Italien  auf  der  Konferenz 
in  London  (7.  Mu  1867}  Iwraten;  dnrch  Yertrag  von  11.  Hai  1B67  wurde  die 

Personalunion  mit  den  Niederlanden  aufrecht  wbalten,  das  Land  neutralisiert 
und  unter  die  Kollektivgarantie  der  Signatarmäclite  (mit  Ausnahme  Belgiens) 
gestellt.  Luxemburg  verblieb  im  deutschen  Zollverein,  dem  es  seit  1842  an- 
gehörte. Die  Festung  Luxemburg  mußte  geschleift  werden;  die  Besatzung 
dei-  Stadt  ist  beachrftakt  anf  die  anr  Erhaltnng  der  Offimtlicben  äolurlieit  and 
Ordnung  erforderliche  Truppenzahl.  Im  Jahre  1890  wurde  die  Penonal- 
union  mit  dem  Königreich  der  Niederlande  durch  den  Tod  des  Königs  anf> 
gelöst.  Daa  Land  Luxemburg  steht  unter  der  Herrschaft  des  Hauses  Nasaau- 
Oranien. 

Die  jouLscheu  iiisfiu  wurden  im  Jahre  1815  als  selbständiger  5taat 
unter  dem  Protektorat  Englands  erklftrt.  Dnrch  den  Vertrag  Englands,  Öster- 
reichs, Preufiens,  Frankreichs  und  Bnfiiands  vom  U.  November  1863  wurde 

daa  Inselgebiet  neutralisiert.  Die  Mächte  Übernahmen  die  Pflicht  der  Bespek- 
tierung  der  Nt>utralilät.  jedocli  nicht  1ip  (Tarantif,  Durch  den  Vertrag  vom 
29.  März  1S64  /.wischen  England,  b  raiikreicli,  Rußland  und  Griechenland 
wurden  die  Inseln  dem  ivönigi'eiche  Urieckealand  einverleibt  und  die  IS(>3^ 
beachloeeene  Nentraiitftt  bekriftigt.*)  Bezüglich  der  Provinaen  Chablaia 
und  Fancigny  siehe  oben  S.  lltf. 

Wcseutlicli  andeie  Motive  waren  in  neuester  Zeit  für  die  Xeutralisierung 
(h-.s  Kongobeckeus  iKap.  III  Art.  in,  11,  12  der  Generalakt«  der  Berlint-r 
Kuiif;:okonferenz  1885)  nialiii:t'bt"nü.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  Fragen 
des  politischen  Gleichgewiciits  oder  Beseitigung  von  Kivalitäteu  bestimmter 
Mftchte,  sondern  um  die  Verwertung  des  Instituts  der  Neutralisierung  als 
Mittd,  den  afriicanischen  Kontinent  dem  allgemeinen  Handelsverkehr  zu  Gfitaen, 
ftir  .^i'ine  materielle  Entwicklung  zu  sorgen,  seine  Bewohner  auf  eine 
höhere  Stufe  der  Gesittung  zu  fülutii,  insbesondere  aber  die  Beseitigung-  der 
Sklaverei,  vor  allem  des  Sklavenhandels,  vorzubereiten  und  durchzufüliren.^) 
Die  Neutralität  ist  übrigens  nicht  den  Signatarmächten  für  ihre  Gebiete,  die 
«ie  in  dem  Eongobecken  besitzen  oder  erwerben  werden,  auferlegt,  soi^ern 
Jede  Macht  hat  daa  Recht,  diese  Gebiete  fttr  neutral  zu  erkläron  {fiikultative 
Neutralität)');  die  anderen  Mächte  sind  verpflichtet,  diese  Neutralität  zu  re- 
spektieren. Diese  Pflicht  ei-streckt  sich  nicht  auf  die  Garantie  im  Falle  der 
Verletzung;  der  Neutralität.  Die  Dauer  betrefiender  Neutralität^serklärungeu 
wird  durch  die  beteiligten  Mächte  bestimmt.  Im  Falle  eines  Konflikts  zwischen 
den  Signatarmftchten  oder  denjenigen,  welche  in  der  Folge  der  Kougoakte 
beitreten,  mit  Bezug  anf  die  Grenzen  oder  innerhalb  der  im  Art.  1  erwfthnten 
und  dem  Freihandelsjstem  unterstellten  Gebiete  sind  jene  Mächte,  bevor  sie 

J)  Vgl.  iu&bes.  V.  .Marti tz  im  A.  f.  öff.  K.  I  3 ff. 

2)  Die  Ncutralititterklirnng  des  Kongo« t««t»  erfolgt«  18S5.  Vgl.  Art.  90  der 
Konpoakte  bei  Flcischmnnn  .»oo  Vgl.  Pierantont,  II  trattato  di  BerUno  dd  18W  e  lo 
^»Uto  indcpcudcnto  del  Congu  (IbUb). 

S)  PolltiB,  La  gnerre  grteo-torqne  BGiV,  728.  Die  Neatralitit  der  loseln  wurde 
1867  bei  der  Btokiening  Griedieiilands  ttod  1897  im  griechiMfa'tOrkiBcben  Knoge  rcipcktioit. 
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zur  Walfengewalt  schreiton,  vei-pflichtet,  die  Vemittlung  ein«r  oder  mehrerer 

der  befreundeten  liächte  in  Anspruch  zu  nehmen.  Für  den  gleicln  n  Fall  be- 
halten sich  die  Mäclite  vor,  nach  ihrem  Ermessen  atif  sebiedsrichterlichee 
Verfahren  zurückzugreifen. 

Die  vielfach  prfirtorte  Frage  einer  freiwillit,n-n  Neiitralisierung 
der  skandinavischen  Länder  hat  vorläufig  nur  zu  Erkiäiungen  dieser 
Staaten  geführt,  durch  die  ide  eich  nntereinandier  zu  dauernder  Nentralitit 
verpflichten.  *) 

Einen  ganz  anderen  Charakter  als  den  der  Naitralimernng  in  dem  oben 

entwickelten  Sinne  trägt  die  Erklimng  Englands,  Deut.schlands  und  der  Ver- 
einigten Staaten  in  dem  Vertrage  \om  14.  Juni  1889  (ratifiziert  am  12.  April 
1S90J,  durch  die  sich  die  Signatarmächte  verpflichteten,  die  s  anioa-Inseln 
für  neutral  zu  betracliteu.  Diese  Neutralitat  betrilii  nur  die  Beziehungen  der 
Signatarmftchte:  jene  Gebiete  sollten  der  OIckapation  nnd  Annexion  entzogen 
werden.  Inzwischen  wurde  durch  Vertrag  vom  8.  Nov.  1899  bezw.  2.  Dez. 
1899  das  durch  obigen  Vertrag  begründete  Kollektivprotektorat  aufgehoben 
und  es  erhielten  Deiitsflilaiid  die  ausschließliche  Herrschaft  über  die  Inseln 
Upülu  und  Savaii  mit  .Apia.  die  Vereinigten  Staaten  die  Inseln  'J'iitiiila  und 
die  östlich  vom  171*'  ü.  B.  von  Greenvvich  liegenden  Inseln,  und  England  als 
Kompensation  die  Toi^ainseln,  die  Savageinseln  und  den  grfißten  Teil  der 
Satomoninseln.') 

Auch  einzelne  Gebietsteile  eines  Staates  können  i^ntraliaiert  sein.  £b«aso 

können  Flüsse,  Seen.  Kanäle  iientralisiert  w^en;  femer  Meere  und  Meeres- 
teile. So  bestanil  auKirund  des  Art  11  des  Pariser  Vertrapres  vom  30.  MSrz 
lb.')f)  die  Neutralität  des  Schwarzen  Meeres,  die  durch  den  Londoner  Vertrag 
vom  März  1871  aufgehoben  wurde.  Neutralisiert  ist  der  Genfer  See,  der 
Bodensee  in  seinem  schweizerischen  Teile;  neutralisiert  sind  femer  die  Schiff* 
fahrtsanstalten  der  DonaumUndungen  auf  Grand  de^  Vertrages  vom  2.  November 
1835  zwischen  den  sechs  Großmächten  und  der  Pforte, 

§  28.   Die  völkerrechtliche  Stellung  des  heili(?cn  Stuhles.*)  Bis 

zur  Okliiipation  Roms  und  der  Gebietsteile  des  ehemaligen  Kirchenstaates, 
welche  noch  im  Besitze  der  römischen  Kurie  verblieben  waren  (1870),  ver- 

11  Uber  die  s::in2c  Frage  und  deren  rcirhc  I-itrrntiir  s.  Waultrin  R  G  XI.  f>  sq. 

2)  Vgl  Boofils  Nr.  367;  MoycKG  VI,  i:t5  8q.  und  über  die  Vertrüge  vuq  1S99KG 
VU,  287  iPaitag«  de  rArchlpel  de  Samoa.  —  Convention»  de  8  nov.  et  2  d6c  1899.  — 
Arr.'int:('iiieDtH  de  ^  nnv.  nonccmant  I:i  '/muc  noiitre  de  Salaga  duB  TAfriquc  occIdental«  et  lee 
droits  d'cxterritorialitu  de  rAlienagnc  h  Zaazibar.) 

8)  Dieser  Zustand  ist  bestitigt  in  dem  Vertrage  vom  tS.  Hin  1671,  Art.  7  and  im 
Beiliner  Vertrage  v.  .1.  1S7S,  Art  33. 

4)  Eingehende  Ausführungen  von  Goffckon,  ttti  II  S.  153ff ,  mit  Literaturangal)« ; 
BonfÜB  Nr.  STOsp.  mit  Literaturangabe:  Hcf fter-Geffcken  §§40,  41,  Bluatschii,  Die 
rcriitliehe  t'nvi  lani  wortliehkcU  und  Vcrantwoitliehkcit  des  römieehen  Papetes  11876):  von 
Hulr/.ciHiinff  in  sLiiiriii  .Lihrliuch  IV:  Rivier,  Lehrb.;  Despjignpf.  Tour»  p  M'> 'ij. : 
Brusa,  L;i  juridirüuii  dn  Viiiican,  R  XV,  ll^aq.;  derselbe,  .Staatsr.  d.  Kgr.  Italieo,  in 
HarqnanlM<n  II. II..  IV,  1,  425fr.;  Olivart,  Le  Pkpe,  le»  ^te  de  l'%llae,  l'Italle  (18V7); 
Bompard,  HG  VII,  369;  Oppenheim  I,  $  IMaq. 
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einigte  der  Papst  in  seiner  Pinvon  die  Stellimg  als  Oberhaupt  der  katho- 
Uscben  Christenheit  und  als  sou  verilner  Fürst.  Als  weltlicher  Herrecber 

war  er  gleichbereclitifrtes  Völkerrechtssubjekt  innerhalb  der  Staatengemein- 
schaft mit  dem  Rechte  über  Krieg  und  Frieden,  dem  akt!\'eT!  und  passiven 
Gesandschaftsrecht  und  dem  Recht,  Verträge  mit  anderen  Staaieu  zu  schließen. 
Indeasen  die  weltliehe  Macht  des  Papstes  wurde  anf  Seite  der  Enrie  oieraals 
als  m  selbständiger,  ansBehlieSlieh  von  Maximen  des  weltlichen  Rechts  be- 
herrschter Hechtskreis,  sondern  als  eine  wesentliche  Bedingung  der  freien 
und  wirksamen  Ausiibuni^  der  greistliclien  Macht  aufgefaßt.  Um  deswillen 
erschien  der  Kirchenstaat  als  das  unveräußerliche  Besitztum  der 
Kirche  und  zufolge  dieser  singulären  rechtlichen  Bedeutung  allen  geschicht- 
liehen Verftndernngen  entrückt)  welche  im  Gefolge  international«*  oder  natio- 
naler Vorgänge  einen  SÜnflnft  auf  die  Integrität  jenes  Besitstnms  nnd  den 
Fortbestand  der  weltlichen  Herrschalt  des  Papstes  Oben  könnten.  Die  Be- 
tonung der  geistlichen  Maclit  mußte  umso  stärker  hervortreten,  als  die  drittel 
der  weltlichen  Macht  für  sich  niemals  hinreichen  konnten,  die  universelle 
Mission,  welche  die  Kirche  den  Völkern  gegenüber  sich  vindizierte,  zu  er- 
ftllen.  Um  deswillen  trat  die  geistliche  Madit  mit  dem  weltlichen  Recht  nnd 
dem  politischen  Leben  der  Staaten  in  die  engste  Beaiehnng,  die  in  voieihie- 
denes  Epochen  sich  verschieden  gestaltet  hatte,  bald  als  harmonisches  Zn- 
sammenwirken der  weltlichen  und  der  geistlichen  Machte  bald  als  Kampf  nm 
die  gegenseitisfe  Abgrenzung  der  Kompetenzen  der  beiden  Gewalten,  bis  sich 
vornehmlich  in  der  neueren  Zeit  iu  der  Form  des  Vergleiche»  (Konkordate) 
die  Lösnng  des  Streites  um  die  beiderseitigen  Eompetensen  in  den  einzelnen 
Staaten  vollzog.  Die  internationale  Machtstellung,  welche  das  Papsttum  im 
Mittelalter  im  Kampfe  mit  der  weltlichen  Gewalt  errungen  hatte,  konnte  sdbst 
den  katholischen  Mitchten  gegenüber  nicht  zu  dnrelifrreifender  Geltung  ge- 
langen; die  Kin  lic  sali  si<  h  veranlalit,  ihre  ^eistlielien  iuteressen  den  einzelnen 
Mächten  gegenüber  durch  Zugeständuisse  (auch  hinsichtlich  de.s  jus  circa  sacra) 
zn  Schern.  Diesen  Abschluß  mußte  die  Entwicklung  des  g^enseitigen  Ver* 
hältnisses  der  beiden  Mächte  finden,  seitdem  die  feudale  Zersplitterung  der 
öffentlichen  Gewalt  in  den  christlichen  Staaten  dem  siegreichen  Gedanken  der 
einheitlichen  Gestaltung  der  StiuitsErewalt  «rewidien  war  und  der  Staat  sein 
Selbstbestimmnnpsrerht  nnd  damit  seine  (  iiabhängigkeit  gegenüber  jeder  an- 
deren Gewalt  gewonnen  halte.  Damit  waren  auch  die  Voraussetzungen  ver- 
schwunden, welche  in  früheren  Epochen  es  mSglich  machten,  daß  das  Papst- 
tum durch  seine  Organe  (Nuntien,  Legaten)  seine  Doppelstelinng  gegenüber 
den  weltlichen  Fürsten  zur  Geltung  bringen  konnte.  Die  Aufgabe  dipser 
Organe  war  nicht  so  sehr  die  diplomatische  Veifretnn?  des  ]\i{istes  als  welt- 
lichen Souveräns,  sondern  vielmehr  die  Geltemlniai  iiung  Jener  liechte  gegen- 
ül)er  der  weltlichen  Gewalt,  welche  vom  kirchlichen  Staudpunkte  aus  mit  der 
behaupteten  Oberhoheit  der  Kirche  über  die  Staaten  verknüpft  wurden.  Miß- 
bräuche in  der  Geltendmachung  dieser  Rechte  mußten  die  Haltung  der  welt- 
lichen Gewalt  gegenüber  der  Kirche  beeinflussen  und  führten  vielfach  zu 
einem  Widerstände,  an  dem  sich  selbst  der  nationale  Klents  im  Interesse  der 
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Beehte  des  Staats  (so  in  Frankreich  1 682)  beteiligte.  So  wenig  es  der  Kirche 
g'elins'en  konnte,  dem  ütndernen  Staate  ^ejjeniiber  die  geistli'li^-  rthnrliobf^ir. 
zu  praktischer  Geltung  zu  brinfren.  so  we:nie  :r*^hinir  es,  die  aus  der  engen 
Verbindung  der  weltlichen  Maciit  des  Papstes  mit  dei  geistlichen  deduzierte 
Pflicht  der  katholischen  Mftchke  znr  Interrentlon  im  Interease  der  Erhaltung 
der  weltlichen  Macht  sicherznBtellen.  Die  katholischen  Ifächte  waren  awar 
mehrfach  durch  Intervention  für  die  weltliche  Macht  des  Papste.s  eingetreten ; 
allein  nicht  immer  war  es  das  yiot'w  der  i  fclitlirlicii  Pfliclif  wi  Ir  hes  die  Inter- 
vention veranlaßte,  sondern  vielfach  waren  e.s  puiilische  Interessen,  auch  wolil 
politische  Rivalitäten.  Dies  gilt  insbesondere  von  jenen  Interventionen,  welche 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zn  Okkupationen  Roms  im  Interesse  des  Kirchen- 
staates gfdUirt  hatten.  Aus  Anlafi  der  Bevolntion  im  Jahre  1830  hatte  die 
Kurie  unter  Berufung  auf  die  Pflicht  der  katholischen  Mächte  zur  Intt^r- 
vention  den  Schutz  Österreichs  gegen  die  revolutionftrc  Partei  in  Anspruch 
genommen ;  der  Okkupation  des  Kirchenstaates  durch  die  östei  reichische  Armee 
folgte  indessen  sofort  die  Okkupation  von  Ancona  durch  die  Franzosen,  um 
die  Wirkung  der  Österreichischen  Okknpation  abzuschwächen.  Im  Jahre  1849 
intervenierte  Frankreich  in  Verbindung  mit  Österreich,  Spanien  und  dem 
Königreich  beider  Sizilien  zum  Zwecke  der  Unterdrückung  der  römischen  Re- 
publik und  Wiedereinsetzung  Pius  IX.  auf  den  päpstlichen  Thron.  Die  fran- 
zösische Okkupation  schien  den  Zweck  zu  liaben,  dem  heiligen  Vater  die 
weltliche  Herrschaft  zu  erhalten;  dasselbe  I< rankreich  vertrat  aber  bezüglich 
der  politischen  Gestaltung  det  Verhfiltnifi»  in  Italien  das  sog.  Nationalitäten' 
Prinzip  gegen  die  Geltang  historischer  Titel  des  Besitzstandes  der  bestehenden 
Staaten  und  Dynastien.  Nach  der  Verdringang  Österreichs  aus  Italien  war 
das  Schicksal  des  Kirchenstaates  dem  weiteren  Verhalten  Frunkreiclis  anlieini- 
j^egfcbeii.  Mix  dem  Sturze  des  Ti-äfrers  jener  zweideutigen  Politik,  welche  die 
sukzessiven  Gebietsverluste  dex  Kirchenstaates  getürdert  hatte,  fiel  das  letzte 
Hindernis  der  italienischen  fVeiheitsbestrebnngen.  Nach  dem  RQckzuge  der 
flranzOsiBchen  Truppen  bemächtigte  sich  das  Königreich  Italien  Roms.  Der 
Vorgang  führte  zn  keineilei  Protesten  seitens  der  MIehte;  auch  die  katho- 
lischen Mächte  verhielten  sich  passiv. 

Die  oben  betonte  kirchliche  Auffassung  der  Bedeutung  der  weltlichen 
Herrschaft  des  Papstes  für  die  Freiljeit  und  lTnabhSn*ri;i:keit  der  «geistlichen 
Gewalt  blieb  der  maßgebende  üesichtspuuki  der  Kurie  in  den  Verhandlungen, 
welche  zum  Zwecke  der  Anbahnung  einer  friedlichen  Verständigung  Uber  die 
Stellung  des  Papsttums  mit  dem  Königreich  Italien  voranfg^ngen  waren.  0 
Umso  weniger  konnte  eine  friedliche  Auseinandersetzung  nach  der  Okkupation 


1)  Eb  wurden  1660  durah  PantAteoni  anf  Grund  eines  von  dieMm  ansf^cftrbeiteton 

Memorandums  VcilinndUiDgen  eingeleitet.  Am  fV  .lantiar  l*<f;i  Ii ntto  Kardinal  San  tue ci  da» 
Meinorandum,  das  in  der  tiauptsaehc  die  ürwidzu^e  des  t^pütcrcn  itaiieni«cbca  Garautie- 
gOMtMs  enthielt,  Hbonfi^ben.  Die  Vctliandtungra  waren  infolge  des  Einflnnea  de»  Kardinil» 
A  u  1 0  n  r  1  Ii  <  >hno  Erfolff.  Ebenao  blieben  ohne  Erfolg  «Ho  «pftteren  Vereacbn.  Vgl.  6e  f  f  e  k  en » 

uü  u  s.  iü4rf. 
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Roms  erreicht  werden. ')  Ebensowenig  konnte  eine  Regelung  der  Angelegen- 
heit durch  internationalen  Vertrag  erfolgen,  da  auf  diesem  Wege  der  neue 
Zustand  eine  internationale  Sanktion  g:ef«nden  hätte,  welche  die  Kurie  nicht 
akzeptieren  konute,  und  die  Vei  ti  agsmäclite  die  Garantie  für  die  Austüürung 
des  Yertmg»  hätten  ttbernebmen  mibseu.  So  blieb  der  italienischen  Re- 
gierung nur  der  Weg  offen,  dnrch  einen  einseitigen  Akt  der  Oesetsgebnng 
ihr  Versprechen'^),  die  Unabhängigkeit  des  heiligen  Stahles  verbürgen  zu 
wollen,  einzulösen.  Die  Aufgabe,  die  zu  lösen  war.  und  dci  Voi  f;an^,  der  die 
Lösuno-  verbürgen  sollte,  waren  sing:nlärer  Natur;  in  materieller  Beziehung 
mußte  der  gewünschte  Erfolg  im  Hinblick  auf  den  kaum  auszugleichenden 
Gegensatz  des  Standpunkts  der  Kurie  und  der  italienischen  Regierung  darch- 
aus  problematisch  erscheinen.  Unterm  13.  Mai  1871  wurde  das  Gesetz  delle 
prerogative  del  Sommo  Pontiflce  e  della  Santa  Sede,  e  suUe  relazioni  del  Stato 
colla  riiiesa  —  das  sog.  Garantiegesetz  —  erlassen.  Das  Gesetz  ist  als 
Veifassunf^s<:resetz  promulgiert,-')  Die  Pei-son  des  Papste?:  Ist  heilig  und  un- 
verletzlich; dem  Papste  gebühren  im  Gebiete  de«  Königreiches  seitens  der 
itaHenisdien  Regierung  alle  Ehrenbezeugungen,  welche  Sonverftnen  zukommen, 
ebenso  der  Ehrenvorrang  vor  allen  anderen  katholischen  Forsten;  der  Papst 
hat  das  Recht,  die  bisher  übliche  Zahl  von  Garden  als  Loibwaclu'  und  für 
die  Bewachung  seiner  Paläste  zu  halten.  Zufolge  seiner  perstnilichen  Unvei- 
letzlichkeit  ist  auch  sein  Wohnsitz  und  ^Vd^^  öitlichkeit,  wo  er  sich  zeitweilig 
aufhält,  unverletzlich;  kein  staatlicher  1  unkiioiiär  hat  ohne  Ermächtigung  des 
Papstes  Zutritt  zu  diesen  Örtlichkeiten.  Die  Einräumung  der  Exterritorialität 
mußte  erfoHsen,  sollte  dran  Papste  die  volle  Unabhängigkeit  der  Ausfibnng 
seines  geistlichen  Amtes  gesichert  werden.  Diese  Pri\  ilegien  sind  auch  an- 
erkannt bezüglich  des  Konklave  im  Falle  der  Sedisvakanz  und  der  für  die 
Versammlung  eines  (Skumenischen)  Konzils  bestinmiten  Rftnmlichkeit.  Die  T^n- 
verletzlichkeit  erstreckt  sich  auch  auf  die  Oigane  des  PaiKSle^i,  die  mit  der 
Vollziehung  der  Akte  des  kirchlichen  Regiments  betraut  sind,  selbst  wenn 
sie  nicht  innerhalb  des  Vatikans  ihren  Amtssitz  haben.  Der  Sicherung  der 
geistlichen  Wirksamkeit  des  Papstes  und  seiner  Organe  dient  insbe.sondere 
aneh  §  10  Abs.  2  des  Gesetzes,  wonach  jeder  Ausländer,  der  ein  geistliches 
Amt  in  Koni  bekleidet,  alle  pei*sönlichen  Garantien  genießen  soll,  die  den 
ilalienit-cben  Staatsbürgern  zugesichert  sind.  Als  Garantie  der  freien  Aus- 
&bang  des  geistlichen  Amtes  außerhalb  Roms  erscheint  (§  12)  die  volle  FVei« 
beit  der  Korrespondenz  mit  dem  Episkopat  und  der  ganzen  katholischen 


1)  Dciu  Zirkularachrcibcn  dos  Ministers  Visconti- Venosta  vom  29.  August  IS70 
MgXs  am  IS.  Oktnbtr  tSTO  ein  Rundscliifilien,  welches  das  Versprechen  enthielt,  alle  Bürg- 
schaft k'tttteii  zu  wuUeu,  uui  die  üualthäugigkeil  dt»  lieiiigcn  Vaters  zu  sichern.  -  Allor- 
tlings  waren  dica  nur  eioMHigro  ZugmlndDiBec,  wie  Kardinal  Antouclli  in  seinem  limid- 
Bdireibcn  vom      November  IS'O  (Staatsarchiv  JLXl  2>{r.  4S90>  mit  Reckt  hervorfaob. 

2i  Zirkularschrcibcn  vuta  ib,  Oktober  1S7U. 

S)  {  19  Domrieirt  die  abBolute  Wirkaamkeit  des  GeaetiM,  iDdem  la  allen  Aagetegenlidt««. 

wclclie  Gegenstand  df?  Oarantu  ^^-of^otzcs  sind,  dio  Kechtakraft  j«der  iiodi  gflIt|R«o  Aiiordoiiii|; . 
aufhört,  sofern  sie  dein  Garaaticgcselzc  widci^trcitet. 
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Welt*)  —  Die  b«iiit  Papste  akkreditierten  Gesandten  fremder  Mftcbte  ge- 
nießen im  Gebiete  des  Könij^reiches  Italien  die  ihnen  nach  Völkerrecht  zu- 
kommenden Tmiimnitäten.  Nach  §  11  \h<.  3  fjf'iiießen  die  vom  Papste  an 
auswärtige  itegierungen  gesandten  diplomatisciieü  Agenten  im  italienischen 
Staatsgebiete  die  herkömmlichen  völkerreclitlichen  Prärogativen  und  Immuni- 
täten sowohl  beim  Abgang  nacli  ihrer  Mission  als  bei  ihrer  Rllclckehr.*)  — 
AnOer  Zusammenhang  mit  diesem  Gesetze  steht  natürlich  die  allseitig  aner- 
kannte Stellung  des  heiligen  Stuhles;  als  völkerrechtliehe  Person. 

§  29.  Entstehnni;  der  Tölkprrprhtllchpn  Rechtssiibjektc.^)  I.  Die 
wissenschaftliche  Untersuchung  über  die  Frage  nach  den  mit  der  Natur  des 
Mensche»  und  üeiiiea  Interessen  gegebenen  kausalen  Faktoren  der  Entstehung  der 
eigenartigen  geseUschaftlicben  Verbindnng  der  Individuen  im  Staat  findet  ihre 
Erledigung  in  der  allgemeinen  Staatslehre.  *)  Verschiedene  methodische  Stand- 
punkte haben  eine  verschiedenartige  Formulierung  der  Antwort  auf  diese 
P'ragp  in  der  Oesrliichte  der  Sta;its\vis?;onschaft  zu  Tagp  sft'fördert.  An  sich 
nicht  (gegenständ  des  Völkerreclit.s,  bes.iiüt  obige  Fiage  doch  eint;  unbestreitbare 
Bedeutung  für  die  Grundfragen  des  Völkerrechts,  insofern  das  wissenschaft- 
licbe  Interesse  an  dieser  Frage  nicht  schon  durch  die  Erkenntnis  gewisser 
konstant  wirkender  kaasaler  Faktoren  der  ersten  Enstehung  der  Staaten 
erschöpft  ist,  sondern  die  ge.schichtliche  Entwicklung  der  ursprünL^liclien  Keime 
d<'s  Staatsgedankens  in  den  großen  E))Of'lipn  der  Anshildnng  und  bewußten 
Au.sge.staitung  des  Staates  bei  den  Kulturvölkern  gleichzeitig  die  Euivvickhing 
und  Ausbildung  jener  sozialen  und  rechtlichen  Ideen  bedeutet,  auf  denen  das 
Völkerrecht  beruht  Ab  dieser  Stelle  kommt  jedoch  die  Frage  der  Ent- 
stehung der  Staaten  in  einem  engeren  Sinne  in  Betracht  Es  handelt  sich 
hier  lediglich  um  die  Frage  nach  den  Tatsachen,  denen  vom  völkerrechtlichen 
Standpunkte  die  ßpdrutnn^'^  des  Eintritts  eines  neuen  völkerrechtlichen  Rechts- 
subjekts in  den  Stiiaienvci  kelir  zukommt.  Selbstvei^standliche  Voraussetzung 
des  Eintritts  eines  Gemeinwesens  in  den  völkerrechtlichen  Verkehr  ist  der 
Besitz  Jener  Eigenschaften,  an  welche  das  Völkerrecht  die  völkerrechtliche 
HechtssubjektivitSt  knüpft:  das  Gemeinwesen  muß  die  wesentlichen  Eigen- 
schaften eines  selbständigen  Staates  besitzen.  Die  Entsteliune:  völkerrecht- 
licher Subjekte  ist  mit  peschirlitüclien  Vorgängen  verknii]tt't.  die  als  >!pon- 
taner  Akt  der  Staaleugrüudung  oder  als  Ergebnis  friedlicher 
Entwicklung  schon  bestehender  Staaten  oder  als  Ergebnis 
von  inneren  Umw&Iznngen  oder  im  Wege  des  Krieges  herbeige- 
fahrte  Ver&nderungen  in  dem  histori.schen  BeStande  betreffender  Staaten 
sich  darstellen.  Derlei  Tatsachen  sind  die  originftren  Staatengrflndnngen  in 

it  Hecht,  pijrf  iio  Pn^t-  und  Tpir-rmphenarater  im  Vatikan  od«f  in  Jeder  sudereu  Be- 
»idcnz  einznrichtcQ  uad  mit  cijjeueu  Beaiutcn  zu  besetzen. 

2)  Yg}.  Aber  6ia»  BcstimmiiDi^  des  Osnintf^setzca  dos  Niheren  Gef  feken,  HR  II 
S.  ISO. 

8)  Ueffter-Uoffkeo  §  23;  v.  H oltzciidorff  II  S.  ISff.;  F.  v.  Martens  I  S.  269ff.; 
HartmaBD  S.  2»rr.;  Garci8§16;  v.  Li87,t§  5,111;  Itiviei-,  Uhrbuch,  $7;  Dcäpagoet, 
Coan  p.  86  sq. 

4)  Vgl.  insbesoadcre  neneatens  Jollioek»  Staatalehre  2S9— 254. 
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älterer  1)  und  Deoerer  Zät>),  ünabhängigkeitaerld&mtigeii  durcli  intemationale 
Akte^X  dureh  gewaltsame  Trennung  eines  Landes  von  dem  b&herigen  Za* 

sammenhan^p  mit  einem  anderen  Staatswesen durch  Auflelinnn?:  nnd  Krieg, 
sei  es  daÜ  neue  selbstilndiffe  Staaten  g-eschaffen  werden,'^)  oder  eine  Trennung 
von  einem  ^Staate  mit  gleielizeitiger  Inkorporierung  in  einem  anderen  erfolgt, 
durch  Vertrag  zwischen  mehreren  bisher  voUkommen  nnabhängigen  Staaten 
zum  ZweclLe  der  Bildung  eines  Einheite-  oder  Bundesstaates»  durch  Erb- 
schaft n.  8.  w. 

n.  Vom  völkerrechtlichen  Standpunkte  erscheint  die  Entstehung  eines 
Staates  lediglich  als  eine  Tatfrage,  nieht  als  eine  Rechtsfraj^e ;  für  die 
völkerrechtliche  Suhjektivität  eines  staatlichen  Gemeinwesens  kommt  es  nur 
darauf  an,  daß  es  als  selbständiger  Ötaat  besteht,  wobei  es  gleichgiltig  ist 
wie  er  entstanden  oder  zn  seiner  selbständigen  Stellung  gelangt  ist  Kein 
Staat,  der  sich  als  selbständiger  Staat  biustellt,  erkennt  eine  Autorität  fiber 
sich  an,  welche  Uber  die  Kechtlichkeit  seiner  Entstehung  oder  seiner  Trennung 
von  einem  anderen  Staate  zu  urteilen  befugt  wSre.  Jeder  Staat  hält  sich 
und  erklärt  sich  immer  selbst  als  existeuzbereehtii^t  und  sibt  sich  das  Gesetz 
seines  Daseins,  d.  h.  er  betrachtet  seine  politische  Existeu/befuguis  lediglich 
als  einen  Ausfluß  seines  Bestehens  —  als  eine  Machtfrage..«)  Um  deswillen 
ist  die  Forderung  der  legitimen  Entstehung  eines  Staates  als  Voi-aussetzung 
unabhängiger  Stellung  im  Verkehr  mit  anderen  Staaten  nicht  zutreffend. 


1)  Einwfindcninp:  von  Volksstämmcn  in  Ftnatcnloscs  Gebiet;  Aunaeudung  von  Kolonisten 
in  staatcnloae  Gebiete,  denen  soiteoa  de»  Muitcrstaatcs  politische  Selbständigkeit  von  vorn- 
herein xugeridiert  fat 

2)  Die  Grruulung  dos  Staatts  T-iliciin  ilnnli  ilic  aincrikauische  KolonisationsgeeeJI^chnft 
(1821);  1S47  nahm  dieses  ücmeiuwescn  den  Titel  „Uepublik  Liberia"  an  tStockweli,  l'ho 
Bepnblie  of  Liberia  tSSS).  Die  Grilndaniif  des  TnmsvaalstMtee  durah  hoHSndbche  Emigranten 
(die  Boere)  1837.  Die  bemerkeuiswi'itfsto  ^-tantin^-rrnulnti^'  ilcr  Neuzeit  ist  der  Kun^etaat, 
der  durch  die  Berliner  Konfereos  aoi  23.  Februar  1SS5  fürmlicii  anerkannt  wurde,  naobdem 
Mhon  vorher  das  von  der  intmiationalcn  Kon^'Amodatfon  pegifindete  Clanprowesen  von 
einzelnen  cnropäischen  Staaten  als  ^  ülkcm  cliti^subjekt  behandelt  worden  war  —  so  von 
pLiiLseliland  in  dem  Vcrtraffe  vom  S.  November  Vgl.  Moynicr,  fondation  de  l'litat 
intleptdanl  du  Cuujjo  etc.  (ISSH);  Arendt,  \ä»  origines  de  l'fitat  ind^pcndant  du  Congo 
(!889t:  vgl,  insbca.  v.  Martitz,  A.  f.  off.  U.  I  3ff.;  Dcscamrs,  L'Afrique  uouvelle  il903). 

^)  eriaogten  die  Niederlande  und  die  Scliweiz  im  WcstpliSUwlien  Frieden  volle  äelbet» 
ständigkeit. 

4)  IHe  Trenaunfc  Bel|ri«n>  von  Holland  ISSI. 

3)  Griechen  Inn  d  ,  Rtimänieu  und  Serbien. 

6)  Etwas  anderes  als  die  völkorrccbtlivbe  Frage  int  die  staatsrechtliche.  Nach 
Staatsreebt  ist  der  Veteueh  der  Trennnnff  einer  Provinz  vom  Havptataate  als  RebeHloa  in 

betrachten;  allein  die  Btaatsrcohtliche  Fnijjc  konimt  nidit  mehr  in  l'ctincht,  wenn  die  Tat- 
sache der  Trennung  vollendet  ist,  denn  nun  wird  diese  eine  scibstiutdigo  neue  Grundluge 
vSHterrechtlidicr  Bexiehnngcn.  Man  hat  gewSbnlieb  den  vSlkerreditlidien  Standpunict,  wo- 
nach  die  Trennung  einer  rruvin/,  als  I  nrecht  behandelt  werden  mulJ,  als  eine  monarchisch- 
dynastische  Tlu  rnii  bezeichnet  und  daher  oft  vom  dcmokratisK^hen  >tandpnnkle  angefochten. 
Allein  im  nordanierikauisehen  Sezessionskriege  hat  die  Uüiousregieruug  genau  donacUwn 
Gnindsats  gegen  die  Sezcssionlsten  aufgestdlt.  Der  Zcntralrcf^erung  ist  e»  aaeb  gelungen, 
den  ataalwreohtlidien  Standpunkt  vk  behaupten. 
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Naeh  dieser  Theorie  ▼erstand  mm  unter  reehtmUiger  oder  legitimer  Ent- 
stehung, daß  eniweder  der  Staat  von  Anfang  an  sich  aus  sog.  freien  Ele- 
menten gebildet  habm  milflse,  d.  h.  ans  Terntorien  und  Individuen,  die  noch 

keiner  StiUitsg:ewaU  untenvorfen  waren,  oder  daß  iiaclilier  die  frühere  Unter- 
würfigkeit in  rechimäliigei  Weise  aufgelöst  worden  ist.  Allein  die  Ent- 
stehungsart eines  Staates  ist  für  seine  völkerrechtliche  Eechtsfähigkeit  ebenso 
gleichgiitig  wie  fttr  die  Beehtsfähigkeit  des  Individuams  dessen  legitime  oder 
illegltinie  Geburt. 

IIL  Der  Gedanke  der  legitimen  Entstehung  eines  Staates  (in 

Gegensatze  zur  Eroberung  und  Revolution)  spielte  übrigens  auch  im 
praktischen  ütaatsleben  der  Neuzeit  eine  Rolle.  Die  Bildung  von  neuen 
Staaten  auf  den  Trümnieru  dar  Staaten  des  alten  Europa  duich  Napoleon  1. 
und  die  in  dem  Unahh&ugigkeitsverhftltnisBe  dieser  neuen  Staaten  zu  ihrem 
GrUnder  «im  Ausdruck  kommenden  Aspirationen  der  Welthemchaft  riefen 
den  Widei-sprucli  dei  alten  Mächte  hervor,  denen  die  Neugestaltung  Europa» 
eine  Gefahr  liir  die  freie  Koexistenz  selbständiger  Staaten  und  die  Geltung 
des  Völkerrechts  überhaupt  erscliienen  war.  Dieser  Widerspruch  kam  auf 
dem  Wiener  Kongreß  in  dem  von  Taileyrand  >;  foimulieiten  Legitimitäts- 
Prinzip  zum  Ausdruck  >),  ohne  dafi  jedoch  der  Kongreß  selbst  die  von  TaN 
leyrand  gewünschte  Garantie  der  von  ihm  formulierten  Grundsätze  aber- 
uommen  hätte.  Nach  diesen  Grundsätzen  sollte  insbesondere  die  debellatio 
an  sich  keinen  Titel  der  Erwerbung  eines  nicht  ererbten  Landes  bilden, 
sondern  die  Erwerbung  durcli  debellatio  einer  nachträglichen  Sanieiiinj?  durch 
Ze*siüu  seitens  des  depossedierteu  Fürsten  bedürfen.  Unter  dem  Einlluü  des 
LegidmitfttsiJi  iii/  iiis  sollte  eine  Wiederh««tellung  der  alten  staatlichen  Ord- 
nung in  Europa  herbeigeführt  werden.  Vertragsmftftige  Anerkennung  fanden 
diese  Gedanken  in  der  „Heiligen  Allianz'* ;  auf  den  Kongressen  zu  Aachen, 
Laibach  und  Verona  kamen  sie  zu  weiterer  Entwicklung,  insofern  es  sich 
nach  Nie(bT\veifung  der  Napoleonisclien  Herrscliaft  um  Verwertung  des  l^egi- 
timitätspriiiüips  gt^en  die  freiheitliche  Umgestaltung  des  Verfassungsrechts 
der  einzelnen  Staaten  bandelte.«) 

§  30.  Anerkennung  neuer  Staaten.*)  L  Die  originftre  Bildung 
eines  neuen  Staates,  die  Entstehung  eines  neuen  Staatswesens  infolge 


1)  üote  Xalleyraud'a  an  Mectcruick  ddu.  Wieu  19.  Dezember  läl4  (bei  H.lQbcr, 
Akten  des  Wiener  Koagreeacs  YII  S.  4«). 

2)  Hauptwerk  über  das  Lofjitiniitütaprinzip:  Brorkhiuis,  Das  I.cptiinirit.'-prin/.ip.  Eine 
ataatarecbUicbe  Abhaudlung  iLHp/iK  tSOS).  Neavstena  Jellinck,  Suatalebro  2bift,  wo  die 
Unhaltbarkeit  de«  Lcgitiinitats^ijriiii^ips  nacbgewleBcn  ist. 

8)  Trait<;  dit  de  Suinti-  Alliance,  sign*  entrc  iMM.  remperear  do  Ru8»ic,  l'empereur 
d'Autriclic  et  Ic  mi  d«  Piiissi'  :i  Paris  lo  14/26  scpt.  (Martens,  Recueil  roannel  III 
p. 202;  bei  Fleisch auiuii  lU.j  Der  maügcbeode  Eiofliiü  auf  thia Zustoiidckomineu  dieser  Al- 
lians  nnd  deren  theokmtiaienDdcfi  Cbunktar  ist  anf  Kaiser  Alexander  I.  «ardcknifabreD. 

4)  Vgl.  Brock  hau  8  a.  a.  0  >.  '«»ff. 

ä>  Ucfftor-Gcffkeu  §65;  v.  Holtscndorf f ,  UH  II  S.2»ff.;  Uareis  §  16;  Hart- 
mann  8.29ir.:  F.  v.  Martens  IS.  280ff.;  Rivier,  Lefarbncb  S.8Tff.;  v.  Llait  (  IT; 
Pliillimere,  CommcntariesIIik  ISaq.;  Despaffnet,  Cooisp.  $7sq.;  Jellinek,  System  der 
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der  Auflösung  von  Staaten,  jdie  bisher  selbständige  völkerrechtliche 
Beehtanibjekte  waren,  bedmtiane  Änderungen  der  staatsrechtlichen 
Stellnng  des  Staatsoberhauptes,  an  welche  neae,  insbesendere  erhöhte, 

Ansprüche  des  betreffenden  Staates  im  Staatenverkehr  geknftpft  werden,  sind 
durchweg  Tatsachen^  welche  die  Interes^^^n  der  im  volkerrechtlich  preordnpten 
Verkehr  stehenden  Staaten  berühren.  Gegenüber  derlei  N e  ii  b  i  1  d  u  n  pr e  n  und 
Umwälzungen  innerhalb  der  Staatenfamilie  liegt  der  Gedanke  nahe,  das 
politische  Interesse  der  Staaten  dnrch  eine  Einrichtung  za  schfltaen,  welche 
ihnen  die  Möglichkeit  bietet,  ihren  rechtlichen  und  politischen  Standpunkt 
gegenüber  den  hier  in  Frage  stehenden  Veränderungen  zu  wahren.  Diese 
Kinrichtung  ist  di^^  Anerkennung  neu  entstandener  Staaten  hezw.  he- 
tretFender  Veränderungen  in  der  Organisation  der  höcbslen  Gewalt  im  Staate, 
an  welche  völkerrechtliche  Wirkungen  geknüpft  werden  wollen.  Die  Aner- 
kennung hat  aber  nicht  die  Bedentung  einer  Voraossetning  der  Entstehung 
eines  neuen  völkerrechtlichen  Subjekts*);  die  Existenz  des  völkOTrechtlichen 
Subjektes  ist  vielmehr  mit  der  Tatsache  des  Hervortretens  eines  staatlich  organi- 
ganisierten  (lemeinwospiis  iregeben,  welches  im  Verkehr  mit  anderen  Staaten 
einen  rechtlich  maligebenden  \\  illen  zu  bekunden  veiinag  und  seinerseits  die 
Grundlagen  eines  rechtlich  geordneten  Verkebi-s  mit  anderen  ötaaten  anzu- 
erkennen bereit  ist  Das  Hervortreten  eines  neuen  Subjekts  im  heutigen 
Geltungsgebiete  des  Völkerrechts  bedeutet  allemal  eine  Erweitming  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft,  die  sich  von  selbst  voll/cieht.  Der  Mangel  korpo- 
rativer Organisation  der  internationalen  Gemeinselial't  sclilient  die  Notwendig- 
keit einer  frninlichen  Aufnahme  neuei-  Mitglieder  in  die  Gemeiuschalt  aus. 
Auf  dem  weilen  Gebiete  internationaler  Interessengemein.schaft  tritt  jed^  — 
wie  immer  mitataBdene  —  staatliche  Gemeinwesen  ab  Träger  intemationaier 
Interessen  in  den  internationalen  Verkehr  und  beansprucht  um  deswillen  die 
Anerkennung  als  gldchberechtigtes  Subjekt. 2)  Jeder  Staat  kann  Ton  anderen 
die  Anerkennung  seiner  völkerrechtlichen  Persönliclikeit  verlangen,  und  zwar 
umsomehr.  weil  die  Persönlichkeit  an  sich  eine  'l'atsaclie  ist.  d.  h.  ein  Besitz- 
iitand  der  völkerrechtlichen  Freiheit  und  Selbständigkeit,  der  durch  bloUe.^i 
Nieren  und  durch  Bestreiten  vom  staatsrechtlichen  Standpunkt  aus  nicht 
aufgehoben  werden  kann.  Die  praktische  Betätigung  des  Willens  des 
nexksn.  Staates  gegenüber  anderen  Staaten  im         der  Anknüpfung  recht* 

subjektiven  öffontticheo  Uechtc,  S.  3i)2rf.;  2vippold,  Der  völkenvclitliche  Vertrag,  S.  lüi); 
V.  Martits,  A.f.8.  &I,  Stf.;  Heilborn  K(i  III,  n99q  ;  Nys,  Lm  pietendms  cODdltiom 
uiiscs  i  la  rcconnaissanre  etc.  R  V,  2926q.;  Lc  N«u  tu  .unl,  I^a  rcconnaisHanrc  intern.  (ISflU): 
äpenco,  On  tho  rccognitiun  of  tbe  8outbeni  Coufodcration  (li»62);  Gibbs,  Kecoguition 
(t6S8);  Lorlner»  Ladoetrioe  de  1« reeonnaiaatnee ete.  K  XVI,  3S3aq.;  BonfiU,  Nr.  i95sq.; 
Hall,  §«  2.  26;  Phillimore.  II,  §§  7Uq.;  Oppenheim,  I,  §§  Tlssq. 

!)  Oarei»  §  16r  „Die  Aiifikennung,  AnerkeunungserkläriiD^:  ist  niclit  konstitutiven, 
eondern  nur  dcklaratori*chci)  Chaiakters."  Ebenso  u.  a.  Hall  §§  2.  2fi;  Rivicr,  Principk*s 
I,  »7. 

2)  Anderer  Meinung  u.  a.  F.  v.  Martens  I,  270;  v.  Liszt  a.  a.  ü.;  Bonfils  No.  203 
oeaeateos  Oppeaheim  Lc;  State  in  aod  becomra  au  laternational  Panon  tbrouf^ 
iceognition  ooly  and  exdnaively.'* 
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lieber  Beziehungen  setzt  allertiinj^s  üitt  Anerkennung  voraus;  die  praktische 
Widaigkeit  der  AnerkennuDg  liegt  aber  aach  schon  darin,  daß  ein  Staat, 
dem  die  Anerkennung  fehlte  sich  in  seiner  Existenz  ansieher  Ählt  Besonders 
'wichtig  wird  die  Anerkennung,  wenn  eine  Provinz  sich  durch  Rebellion  von 
dem  Hauptstaate  trennen  Avill;  so  lange  sie  noch  um  ihre  Selbständigkeit 
kämpft,  ist  sie  noch  kein  Staat  und  hat  also  noch  kein  Recht  auf  Völkerrechte 
liehe  Behandlung  seitens  anderer  Staaten.   Das  Verhalten  dritter  Staaten 
gegenüber  derlei  Vui gangen  kann  sich  verschieden  gestalten;  politische  Sym* 
liathieni)  nnd  Antipathien  können  dabei  eine  Solle  spielen,  insofern  die  An« 
erkennung  schon  vor  der  definitiven  Trennnng  der  Provinz  und  selbständigen 
Konstituierung  als  Staat  erfolgt,  worin  der  Hanptstaat  nicht  eine  bloße  Uri- 
freiindlichkeity,  sondern  eine  ffirmliche  Partcinahnit-  für  die  insur^ri<'i  tc  Provinz 
erblicken  kaun.^)   Krlolgi  die  Anerkennung  nach  vollendeter  irennung,  so 
li^  hierin  keine  Verletzung  der  Interessen  des  Hauptstaates,  da  ja  der  an- 
erkennende  Staat  nichts  Ear  Verkleinerung  des  Hanptstaates  beigetragen  hat» 
sondern  eben  nur  den  neuen  Tat!»*  staml  anerkennt.  Politische  Sympathien 
und  Antipathien,  wie  auch  pi  inziiut  lle  Erwägungen  über  die  aktiicnen  Be- 
dingungen cinps  friedlichen  Staaten vcrkehi  s.  ja  selbst  der  nngpf^ilircleten  staat- 
liehen Existenz,  köiaien  übrigens  auch  in  Fällen  der  Bildung  eines  neuen 
Staates  durch  Vereinigung  bisher  selbständiger  Staaten  wegen  der  Bedeutung 
solcher  Voigftnge  für  die  Verteilung  der  MachtverhlUtnisse  der  lOlglieder  der 
internationalen  Gemeinschaft^  insbesondere  in  der  Richtung  einer  aogenschein- 
lirlien  Störung  des  Glpidirj^ewichts  der  Staaten,  auf  die  Erklärung  der  An- 
erkennung überhaupt  bezw.  die  frühere  oder  spätere  Anerkennnnf^  einen  Ein- 
fluß üben.   Die  Frage  der  Anerkennung  kann  übrigens  im  konkreten  Falle 
auch  dnreh  Zweifel  Uber  das  Vorhandensein  der  Voransaetsungen  der  Existenz 
eines  Gemeinwesens  als  Staat  beeinflußt  sein,  so  z.  B.  wenn  in  einon  von 
einer  Gesellschaft     kolonisierten  Gebiete  die  Bildung   eines  korporativen 
Verbandes  mit  dem  aniveraeilen  Zwecke  eines  staatlichen  Gemeinwesens  sich 
vollzieht.^) 

n.  Erwägungen  über  dit-  st aa t ^rt chiliche  Anfechtbarkeit  der 
Neubildung  eines  Staates  oder  übei-  den  Widerstreit  zwii>chen  einem  inter> 


1)  SympatUi«  kjhmen  tbre  Quelle  in  der  ReMcngeiDdjiwhalt,  in  dem  politischen 

Charaktrr  der  Rrwciiung,  auch  wvh)  in  Au^^sirhr  niif  '^^'^viannog  elDM  BimdM|;eiMMeeil 
oder  Befriedigung  vollcHwirUKbafUichcr  Intcreä»eu  usw.  habcu. 

2)  Neuere  Vor^n^  dieser  Art  und  die  angariedie  Berolation  1848—49,  die  poloiflehe 
lS(in.  die  r^('ii:iiatinnfiliestrebun{(t>n  der  Hüdetaatcn  der  nordninciikanir-rlieii  T'iiimi  l^fit  t'>r»5. 
lüiu  Fall  vurzcitigcr  AnerkoimuDg  »t  jeae  der  Vereinifteu  Staaten  von  Nurdamcrika  durah 
Frukreich  17T8.  Dagegen  venroifferto  Eni^d  die  Anerkennung  der  Unabhängigkeit  der 
Südstaaten  im  anierikanisclieu  Sezessionskrieg,  weil  der  Au^^ng  des  Kampfes  noch  ungewiS 
war  und  eine  vorzeitige  Anerkennung  von  der  l'nionsregierung  als  Begünstigung  der  fieitelUoii 
anfgefaBt  werden  konnte.   Lawrence  bei  Wheafon,  Commentariea  I,  p.  2058q. 

3)  So  in  neuerer  Zeit  die  Association  internationale  dn  Congo,  welihe  ihrerseits  aas 
dem  Comit^  dY'tudes  du  haut  Congo  sicii  lutwiekclt  hatte  (25.  November  1878).  Nflberea 
bei  liivier.  Lchrbucli  S.  b9  Anm.  3  und  91  Anm.  1. 

4)  Ueber  anderweite  Zweifel,  die  hier  anftaadiCD  kfinnen,  vgl.  Garcia  |  16. 
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nationalen  Voigange,  dei  üur  Bildung  eirieä  neuen  SUaiej<  lührt,  mit  gewissen 
politischeu  Maximen  (z.  B.  der  Legitimität)  können  nur  auf  den  Zeitpunkt 
der  Anerkennung  einen  Einfluß  üben  —  dem  fait  aoeompli  gegenüber  kann 
sie  sebließlich  nicht  ansbleibeo,  naioentlidi  wenn  eine  Reihe  anderer  Staaten 
mit  der  Anerkennung  bereits  voran £rpo":in<ren  sind.  Politisch  unbedenklicli 
wird  die  Anerkeniumg'  sein,  wenn  der  Hauptstaat  selbst  die  sfaatliclif»  Selb- 
ständigkeit der  getrennten  Provinz  oder  die  mit  der  Trennung  einer  Pi  ovinz 
verknüpfte  NeubUdung  eines  Staat»')  anerkannt  hat  Diese  Anerkeuuung 
(die  Qbrigens  oft  erst  nach  einem  lilngeren  Zeitraum  einsntreten  pflegt)  ist 
ffir  den  neuen  Staat  als  Verzicht  auf  die  Wiederherstellung  des  früheren  Znstan* 
des  von  größter  Wi{  litifjkeit.  Iliingt  die  Neubildung  eines  Staates  mit  der 
vertragsmäßigen  Ordnung  einer  internationalen  Angelegenheit  zusammen,  bei 
welcher  nicht  bloß  die  Streitteile,  sondern  auch  die  führenden  Mächte  beteiligt 
sind,  so  gewinnt  die  Anerkennung  ^ne  besondere  Autorität  von  Völkerrechts- 
wegen.«) £in  Gleiches  ist  der  Fall,  wenn  Orflndui^  und  Anerkennung  in 
einem  internationalen  Akte  zusammentreffen.*).  ' 

III.  Mit  der  Souveiänetat  des  Staates  ist  das  Rec]:t  gegeben,  die  Ver- 
fassung: nach  den  eigenen  politischen  IJedürfnissen  zu  gestalten.  Staats- 
rechtliche Veränderungen  in  der  Organisation  der  öff e ntl ichen 
Gewalten,  insbesondere  Änderungen  in  der  Staatsform  haben  zwar 
keinen  Einfluß  auf  die  Frage,  ob  «in  als  Völkerrechtssubjekt  anerkannter 
Staat  in  dieser  Eigen.schaft  noch  fortbesteht,  i  Immerhin  kann  jedoch  eine 
derartige  Änderung  der  internen  Verhiiltnisse  eines  Staates  auf  den  Verkehr 
mit  anderen  Staaten  einen  Einfluß  üben,  insofern  analnjre  politische  Er- 
wägungen, wie  gegenüber  einer  staatliehen  Neubildung  das  Verhalten  der 
Staaten  gegenüber  einer  neuen  Regierung  bezflglicb  der  Flage  bestimmen 
ktanen,  ob  der  Verkehr  mit  ihr  fortsnsetzen  oder  ahsnbrechen  sei  Nicht- 
anwkennttng  der  hier  in  Frage  stehenden  Neugestaltungen  kann  zu  Retor- 
sionen, evenlnell  zu  Kontroverf^en  führen,  ans  denen  kinegerische  Verwick- 
iungen  hervorgehen.  '^)  Schwierigkeiten  iu  internationaler  Beziehung  können 

^      1)  Z.  B.  die  Anerkennung  des  Königreichs  Italien  durch  Oesterreich. 

2)  So  ist  die  Unabhängigkeit  der  Schweiz  vom  Deutecben  Reiche,  der  Niederlande  vom 
Reiche  und  von  Spanien  erst  im  WeetphSilidien  Frieden  1648,  die  TTnabliüngigkeit  ßelgicna 
von  den  Niederlanden  erst  ISa'J,  die  im  Jahre  1776  von  den  Staaten  der  nordamcrikanischeo 
Union  erkl&rte  (von  Frankreich  schon  1778  anfrkanntci  Scllistlndigkcit  von  Eni^lninl  im  Jahre 
1783,  die  Unabhängigkeit  (iricchenlauds  (1530)  von  der  i  ürkui  iiu  Jahie  1Ü32  aiierkuuni  worden. 

9)  Hierher  gehOrt  die  Ordnunir  der  VerUÜtntaBe  aaf  der  fiatkanbalbiiiMl  dnidi  die- 
MSefatc  im  Berliner  Vertrag  1S78  Art  26,  27,  ,H4,  :i5,  43,  44. 

4)  üo  die  Urüodaog  reep.  Anerkennung  des  Kongo&taates  iu  der  Kougo-Akte  Ibüb.  — 
Im  «Ugemelnen  dehe  die  Angeben  aber  die  Anorkennniig  betreffender  Staaten  brf  Calv» 
m  dessen  Vcrzelclmis  tlcr  Staaten  T  §§  74  ff. 

5)  Vgl.  die  Erklärung'  iler  fQnf  Großmächte  im  Londoner  Protokoll  vom  19.  Fobroar 
(UoabliingifrlEeitBerUSruiig  r.elgiens — bei  Martens,  NouTeaii  Becueit  Xt  209  eq  )  nnd  die 
ans  der  Fortdauer  des  Völkerrechtssubjekts  gezogenen  Konsequenzen  für  die,  trotz  der  Um- 
gestaltung der  {noevea  Veifailtnieae,  fortdauernde  Bechtabeständigkeit  der  vertragsmäßigen 
Verpflichtungen. 

6}  Despagnet,  Conrs  p  90  macht  nuf  dit-  Nidituiu-rkcnnungCromweiraadtena Frank- 
reichs imd  Spaniens  anfmerltsam,  die  schließlich  zum  Kriege  fahrte. 
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insbesondere  dann  hervortreten,  wenn  die  Veränderung  mit  einer  revolu- 
tionäi-en  Bewegung  verknüpft  ist  und  die  legitime  R^ierung  noch  immer 
ttber  Machtmittel  yerfl^  um  deh  f^nftber  der  neu  gebildeten  Begierung 
20  b^anpten.1) 

IV.  Der  Wille,  einen  Staat  als  Völkerrechtssubjekt  anzuerkennen,  wird 
zumeist  in  konkludenten  Handlungen  bekundet:  durch  tAtsü^-hüclu'  AnknüpfiiTicj 
des  Vi  rknlns  mit  dem  neuen  Staat  bezw.  der  neuen  RegierniiK  (durch  Ab- 
schlieliuug  von  Verträgen,  Absendung  und  Empfang  von  diplomatischen 
Agenten  o.  s.  w.)  Die  Anerkennung  kann  aber  auch  in  einem  aelbständisen 
(zQwtilen  solennen)  Akte  ansdraeklich  erklärt  werden.  —  Die  Erklftmng  des 
Anerkennungswill  r  kann  nur  von  den  verfassungsmäßigen  Hauptorgauen 
des  Staates  aiist2:eht'ii  —  vorausgesetzt,  daß  die  Anerkennnnor  von  einem  selbst 
srhon  anerkannten  Staate  ausgeht.'^)  Wegen  der  Bedeutuns^  dei-  Anerkennuug 
für  die  Untertanen  und  Gerichte  des  anerkennenden  und  anerkannten  Staates 
kann  der  Zeitpunkt  der  erfolgten  Anerkennung  für  betreÜBude  fiecht8Terhätt> 
nisse  und  das  Vorgehen  der  Geriehte  wichtig  werdm. 

V.  UnabhängigkeitserkläniTieren  nnd  Anerkennungen  durch  Kollektiv- 
akte der  Mäclite  pflegen  mit  Verjillichtun<)fen  vorktirtpft  zu  werden,  welche 
dem  neuen  Staatswesen  auferlegt  werden.  Die  Erfüllnng  dieser  Ver- 
pflichtungen ist  die  Bedingung  der  von  den  Mächten  übernommeneu 
Garantie  und  des  Schntxes  der  Unabhängigkeit  des  neuen  Staates.«)  So  ist 
im  Berliner  Vertrag  vom  Jahre  187S  den  unabhiagig  erkliiten  Balkanstaaten 
die  Verpflichtung  auferlegt,  in  ihrer  Gesetgebung  einer  Reihe  von  Anforde- 
rungen heztig-lich  der  bürgerliehpn  und  religiösen  Freiheit  zu  «^enttsren.  Dem 
Kongoitaate  wurde  von  der  Berliner  Konferetiz  (1885)  eine  Keihe  von  Pllichten 
auferlegt,  womit  diesem  neuen  Staatswesen  (in  bezug  auf  die  Unterdrückung 
des  Sklavenhandel»,  die  Freiheit  des  Handys  und  das  damit  zusammen« 
hängende  Fremdenrecht^  die  (Tewissensfreiheit  und  n«ih«t  der  Kulte,  die 
Entscheidung  von  internationalen  Streitififkciten  u.  s.  w.j  eine  wahrhaft  zivili- 
satorisclie  Missinn  übertraepn  worden  i.st.  Kine  derart  sf^'^'t faltete  Anerken- 
nung wird  vielfach  als  bedingte  Anerkennung  bezeichnet.")  Nicht- 
erfüllung der  Bedingungen  gibt  den  Signataren  betreffender  Akte  das  Kecht 
zur  Intervention. 

§  3  t.  Untergang  der  Staaten.  Physische  und  rechtliehe  Verinde- 

l)  Siehe  über  dae  Veibulten  Fnmkreidw  utd  Engiatnk  gegenüber  <U>r  l'aitfi  der  Kon- 
grosüiatcn  und  den  verrassitngstnäßigen  Pi-Ssidcntcn  Balmaced«  in  Chile  wihrend  der  Revo« 
liition  im  Jahre         —  Dcüpagnct,  Coura  p.  90. 

2»  Vgl.  V.  Ilo Ittendorf r,  HHII  &S9. 

9)  Vgl.  üppriihchn  I,  §  7!t. 

4)  In  der  in  der  Kungoaktu  uormierteD  Bedeutuag. 

5)  Vul.  V.  Martfu,  A.  f. ».  R.  I,  17 ff. 

♦»)  8«  heißt  PS  in  Artikel  ;n  lUs  Bcrlifici'  Verfrago  \nin  .ThIiio  \^'!^:  _T>ic  hohen 
vertragscblieOeuden  Teile  urkcuuco  die  L'iiabhangigkcit  dos  Fürsteatums  Serbien 
an,  indem  sie  dieselbe  an  die  in  dem  folgenden  Artiliel  anfgefSbrten 
Bedingungen  knüpft.*  In  Wahrheit  handelt  es  sieh  um  Auflagen.  Die  Qbliche 
Bezäcbnung  »bedingte  Anerkennung*  ist.  alao  nicht  darchaue  zutreffend.  Vgl.  a.  A.  Zorn, 
YOUterreebe  81. 
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lungen  der  Elemente  eines  Geweinweseus  können  dessen  Eidstenz  bezw.  seine 
FortezisteDz  afo  Staat  uud  Vdlkerrechtssobjekt  mm  Erltechen  bringen.  Das 
Erlöschen  eines  politisch  geeinigten  Volkes^),  der  Untergang  des 

Staatsgebietes')  haben  sei bstverstünd lieh  den  Untergang  des  Staates  zur 
Folge.  Es  kann  aber  anrh  die  reciitliclip  OrfraTiisation  d*^s  staat- 
lichen Gemeinwesens  in  Folge  anarchischer  Zustände  alhuäblich  in  sich 
zerfallen;  der  Untergang  der  staatlichen  Hauptorgane  hat  den 
Untergang  des  Oemeinwesens  als  Staat  and  als  VölkerreehtssubjektsurFolg^ 
Derlei  Vorgftnge  dftrften  Qbrigens  im  Bereich  der  Knltnrstaaten  ^eichzeitig 
die  Bedeutung  der  Angliederung  des  aufgf^löstpn  Oemeinwesens  an  benach- 
bartp  Staaten  haben,  ««ei  rs,  daß  der  Anschluß  freiwillig  erfolgt  oder  (Wo  not- 
wendig gewordene  Intervention  anderer  Mächte  den  Anschluß  bewirkt.*)  ^ 
Ferner  erlischt  der  Staat  infolge  des.\U8gangs  kriegerischer  Verwick- 
langen durch  reale  Verbindung  mit  dem  siegenden  Staat;  anSer  dem  Falte 
kriegerischer  Verwicklungen  durch  freiwilligen  Eintritt  in  die  real« 
Verbindung  mit  einem  anderen  Staat  ~  sei  es  auf  Grund  eines  selbständigen 
Akts  (z.  im  Falle  des  Au-^sterbens  dfr  D^'nastie.  ohne  daß  für  diesen  Fall 
durch  die  Verfassung  anderweite  Vorsorge  getrotten  wäre),  oder  infolge  der 
verfassungsrechtlich  in  Aussicht  genommenen  Sukzession  einer  fremden  Dynastie 
mit  der  Wirkung  der  lokorporiemng  de«  Geweinweseus  lim  O^eusatze  sor 
BegiUndang  einer  bloßen  Persoimlunioni.  —  Ferner  kaini  der  Untergang  eines 
Völkerrechtssubjekts  dadurch  herbeisTpnihrt  werden,  daß  »Mti  Staat  in  ein  der- 
artiires  Abhängicrkf'it??vprliältiiis  zu  einem  andt  l  en  Staate  tritt,  in 
welchem  ihm  die  freie  Selbst  bestimnumg  im  Staaten  verkehr  entzogen  ist.  — 
Schließlich  kann  die  Bildung  eines  Bundesstaates  fftr  die  Gliedstaaten 
Modifikationen  ihrer  Eigenschaft  als  Völkerrechtssubjekte  zur 
Folge  haben. 

§  32.  Sog.  Sukzession  der  Stauten.'^)  I.  Unter  den  Vorgängen,  welche 
auf  die  Existenz  eines  staatlichen  Gemeinwesens  von  Einfluß  sind,  interessieren 


1)  ßrotlua,  De  Jure  belli  et  p.  II,  9. 

2)  Durch  Aussterben  selten;  Krtösclim  eines  politisch  ge^inisrtcii  Volke»  in  Folge  von 
Answanderoog  oder  Vertrdbung  ist  im  Bcroich  der  hentixeo  Kaltun-51ker  wobl  unmaglicb 
Bcffter'Oeffeken  |  24  und  Phillimore,  CommentarieB  I  p.  ISS. 

S)  Die  MiSil^iclikeit  dos  Untergangs  des  Stiuit.»gebiets  wui'dc  in  der  berühmten  Ansprache 
Wilhelm'»  von  Ornnien  an  die  hollilndischen  Generalstaatcn  zum  Ansdniek  gebracht, 
iudcm  er  zur  Verteidigung  de»  lindes  gegen  Ludwig  XIV.  die  Durchstechung  der  Deiche 
empfahl  nnd  den  HolModem  das  Wiederaufleben  ihres  Gemeinwesens  aut  anderem  Roden 
vor  Angen  stellte,  selbst  wenn  ^iiadi  der  Erzählung  Macauiay  Uistorv  of  England 
(Tauehnitz'  hd.)  1  p.  21&J  their  natal  s.oil  aad  Üie  marvels  wiih  whidi  human  industr}' 
had  covered  le  were  baried  under  che  ocean. 

A)  UpvoliitTonüro  Rfwcptin^on  inö^^eii  zur  Auflösung  der  hcstoliriidrn  llcrr^rliorp-cwnlt 
führen  der  Staat  selbst  bleibt  bestehen,  su  lauge  es  tatsächlich  Organe  gibt,  durch 
welebe  die  fltaatapeiaon  ihren  Wflien  za  bekunden  Termag.  Vgl.  v.  Hoitsendorff,  Hfl  II 
S.  23  (snb  3). 

5)  Uatiptwerk  Unber,  Die  Staaton&ukzeeaioD  ttb»!»)  —  Pfeiffer,  Übvr  Kriegscroberung 
in  Beug  anf  Staalakapitalien  (182»)-,  Heffter-Goffckea  {  2S  (Amn.  von  Gefreken)  i  2&; 
V.  HolUeadorff,  HH  II  8.  33ff.;  F.  v.  Martena  I  S.27fifL;  Rivier,  Lehrbuch  §  T: 
011  maa«.  VotkwiMlit.  9 
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diejenigen,  welche  nicht  zugleich  eine  totale  AnÜösnng  der  wesentlichen 
Grundlagen  und  Voraossetsnngen  eines  Staates  bilden  >),  sondern  entweder  in 

don  irgendwie  gearteten  Anscliluß  eines  Staates  an  einen  anderen  oder  in 
der  Aullösung  fines  bisher  einheitlichen  staatlichtn  Ganzen  in  eine  Reihe 
neuer  selbständiger  Staaten  bestehen,  in  völkerrechtlicher  Beziehuncr,  insofern 
die  Frage  entsteht,  welche  Bedeutimg  der  vollzogenen  Veränderung  bezüj^- 
lich  dw  vDlkerrechtlidiai  Belügnisse  and  Pflichten  des  untergegangenen 
Staatswesens  zukommt.  In  diesen  hier  allein  in  Betracht  kommenden  Fftllen 
vollzieht  sich  ungeachtet  des  Erlöschens  eines  Völkerrechtssnbjekts  im  übrigen 
eine  staatsrechtlich  bedeutsame  Änderunff  in  der  St^^llnnfr  eines  foTtlu-stelien- 
den  (Temeinwesens  —  sei  es,  dal3  e.s  nunmehr  den  Bestajidtci!  tMues  andert-n 
Staates  bildet  oder  an  die  bielle  des  früheren  Gemeinwesens  imuuiehr  mehrtjie 
neue  Staaten  getret^  sind.  In  bdden  Fällen  schlieftt  der  neu  geschaffene 
Zustand  die  Möglichkeit  aas,  die  yormals  entstandenen  Rechtsverhältnisse  nun- 
mehr  als  nicht  bestehend  zu  ignorieren.  Annexionen,  Zessionen  von  Gebiets- 
tt'ilen  eines  Staates  sind  nicht  uuf/'.ufassr'n  als  Fälle  des  Übergangs  eines  Ge- 
biets an  sifli  nnd  einer  Menge  von  KiuzelptrwHieu  au  eine  andere  Staats- 
gewalt; Objekt  der  Erwerbung  ist  vielmehr  ein  organisierter  korporativer 
Verband  mit  eigener  Rechtsordnung,  deren  Herrschaft  nicht  ipso  faeto  iniblge 
des  zur  Annexion  fahrenden  völkerrechtlichen  Vorgangs  erlischt^  sondern  von 
dem  neuen  Inhaber  der  Staatsgewalt  erst  durch  selbständige  rechtliche  Willens- 
akte  abgeändert  werden  kHTin.  Ks  tritt  an  die  Stelle  des  bisherigen  [Taupt- 
organs  (an  die  ijtelle  lU--  !a-!:"rigen  Iniclisten  Trägers  der  Staatsgewalt)  ein 
neues  Organ,  dessen  1  unkuuneu  bezüglich  des  inkorporierten  Gemeinwesens 
wenigstens  zunächst  (so  lange  nicht Ändernngen  eingeAlhrt  sind)  an  die 
ftbemommene  Rechtsordnung  anknilpfen  mSssen.  Dabei  ist  nicht  etwa  blo6 
an  politische  Motive  zu  denken,  die  eine  plötzliche  Ignorierung  des  über- 
nommenen Rechtszustande-;  v.\i-]\[  lätlicli  erscheinen  lassen;  es  sind  hiev  viel- 
nieiir  Ivecditsgriinde  maßgebend,  die  inneriialb  der  hier  in  Fraire  stellenden 
Vorgänge  in  der  Praxis  der  Kukurvüjker  volle  Anerkennung  linden.  So  tief- 
grdfend  und  empfindlich  eine  infolge  von  Zession  oder  Debdiatfo  erfolgte 
Inkorporation  eines  Staates  sein  mag  —  sie  besteht  doch  nicht  ihrem 
Wesen  nach  in  der  .\uflösung  des  inkorporierten  Gemeinwesens,  sondern  setzt 
dessen  Existenz  geradezu  voraus  und  hedentot  den  Kinfritt  eines  kraft  völker- 
rechtlich anerkannten  Vorgangs  berufenen  neuen  Trägers  der  üüclisten  Gewalt 
in  die  Stelle  des  staatsrechtlich  berufeuen  und  bisher  im  Besitze  der  iSiaats- 
gewalt  befindlichen  höchsten  Organs.  Mit  der  rechtlichen  Natur  dieses  Vor- 
gangs muß  (im  Bereich  der  Kulturvölkerj  d«*  Erwerber  eines  Staates  nach 

Ptmcipeal  p.728<|.s  Hnrtmaon  S.S2rf.;  (i  iiHis  §  16;  v.  liazt  §  29;  Calvo  I  §  99»q.; 
Despagnet,  Cours  9Psq.;  Sel*iH!*o,  liaitr  de  l'anmxion  au  terr.  fran^ais  etc.  (1880); 
Cabouau,  Des  «aucxiuoü  de  torritonc  et  de  leurs  cousequanccs  (1!»&1;;  Pradier-Jb'odiro  I, 
Nr.  ISStq.;  Appleton,  Des  etfets  de»  umexiotia  mir  I«*  dett«a  de  l'£t«t  dleuembr^  oa  uatsacA 
(1805);  Nv?I.  3998q.;  (!.i1)ba,  Questioni  di  dir.  civile.  Suecesionc  di  Stnto  a  Stato  (1886): 
üall,      27aq.i  Phill imore  I,  §  137;  VVcstiako  I,  öSeq.i  Oppenheim  1,  §§  ^Usq. 

1)  Hier  findet  ein  Unteiigaog  von  Becbten  twd  FfJiehteD  statt,  an  den  ein  vIHker- 
rechtnehn  IntereMe  (Iberbanpt  nicht  mebr  geknOpft  werden  kann. 
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innen  and  außen  rechnen;  nach  anfien,  gegenüber  anderen  Staaten,  die  mit 

ili-m  inkorporierten  Staatswesen  in  rechtlichem  Verkehr  standen,  aus  dem 
Kpi'litsveihältnisse  zur  Kiitstplninf,'  kamen,  flereii  Fortdauer  bezw  T'titer^ang 
von  der  Tatsaclie  der  JLiikor[)ürierung  nur  dann  abhängig  ist,  wenn  deren  Be- 
stand die  Fortdauer  der  Selbst&ndigkeit  und  Unabhängigkeit  des  Gemein- 
wesens oder  die  Fortexistens  eines  bestimmten  Tragers  der  höchsten  Gewalt 
stur  Voraussetzung  hat.  So  erlöschen  politische  Verträge,  Allianzen,  welclie 
Ht-r  vormalN  ^elhständijre  Staat  mit  anderen  Staaten  abgeschlossen  hatte,  von 
selbst  mit  der  Inkorporierung  in  einem  anderen  Staat,  ebenso  Vertiäf^e,  welche 
der  depossedierte  Souverän  für  seiue  Person  niii  einem  anderen  Souverän  ge- 
schlossen hatte.!)  •£»  sind  dies  Qbrjgens  Wirkungen,  die  auch  schon  dann 
eintreten,  wenn  das  betreffende  Gemeinwesen  als  völkerreehtliches  Snbjekt 
fortbesteht,  aber  infolge  von  Umwälzungen  in  der  Organisation  der  höchsten 
(?pwalt  Voiätidernniren  einirt'treten  sind,  welche  die  Voraussetzungen  des  Be- 
standes bctrt'Üender  intcriialioiialer  Rechtsverhältnisse  zerstören. 

Ii.  Die  hier  in  Frage  kommenden  Kechtsverhältuisse  sind  teils  solche,  deren 
Fortdaa«'  ungeachtet  des  Erlöschens  der  vGlkerreohilichen  Persönlichkeit  nicht 
bezweifelt  wird,  teils  solche,  bezfiglich  welcher  Meinungsverschiedenheit  be- 
steht. Zu  den  ersteren  gehOren  Tj  lenzbestimmangen,  Staat«servituten,  Ver- 
träire  übrr  Kriialtung  von  Vei  k»  In  swe^-en.  WasserstraRen.  über  Eisenbahn- 
aiiMliliisse  11.  duH.^):  es  handelt  sich  hierum  erworbene  K  echte  dritter  Staaten, 
welclie  den  rechtlichen  Bestand  des  inkorporierten  Territoriums  unmittelbar 
berfihren ;  deren  Negierung  seitens  des  Erwerbers  wfirde  einen  offenbaren  Reehts- 
bmch  bedeuten,  denn  ein  Staat,  der  im  Geltungsbereich  des  Völkerrechts  als  Sub- 
jekt von  Rechten  Anerkennung  beansprucht,  kann  ohne  Xegierung  der  Grund- 
lajren  des  rechtlichen  Verkehrs  der  Staaten  nicht  willkürlich  Rechte  Dritter 
ignorieren,  die  mit  Kficksicht  auf  einen  internationalen  Tatbestand  entstanden 
sind,  im  Hinblick  auf  diese  Erwägungen,  welclie  mit  den  Konsequenzen  der 
Stellung  des  einzelnen  Staates  innerhalb  der  internationalen  Gemdnsehaft 
snsammenhftngen,  bedarf  es  znr  ErklSrnng  des  Übergangs  von  Pflichten,  die 
auf  dem  inkorporierten  Territorium  haften,  keiner  Bezugnahme  auf  den  Be- 
^rriff  der  pnvatrprhtliclien  Universalsukzession.  •  .\ußer  allem  Zweifel  steht 
auch  die  Pflicht  zur  l  liernahme  der  Staatsschulden.  So  hat  z.  B.  Italien 
(1861)  die  Staatsschulden  der  annektierten  Staaten  übernommen;  ebenso  Preußen 
(1860)  jene  von  Xurhessen,  Hannover,  Nassau  und  Frankfurt  a.  M.  Der  Ein- 
tritt des  annektierenden  Staates  in  die  Herrschaft  über  das  Vermi^n  des 
annektierten  üenieinwesens  sichert  jeneiri  alle  damit  verknöpften  vennögens- 
rechtlichen  Vorteile,  insbe.sondere  aiu  li  den  i  ljerorang  der  von  dem  annek- 
tierten Staate  erworbenen  Forderungen;  er  kann  aber  auf  dem  Boden  des 
Völkerrechts  nicht  anders  als  in  der  Art  gedacht  werden,  daß  diese  Herrschaft 
nnter  gleichzeitiger  Anerkennung  der  vermögensrechtlichen  Verpflichtungen 

1)  Siebe  die  bei  F.  v.  Mai-teus  I  ä.  273  augcfühitcn  Bewpiolo. 

2»  So  worden  z.  B.  seitoi»  Preußens  die  von  Hannover  mit  den  Daehbmtnatcn 
abgeschlossenen  GrcnKreKulierungsvcrtrige,  feiner  die  Verteile  &bcr£>8CnlHdinanw]iIQBBeu.s.  w. 
als  rectttsverbindiicb  anerkuuL 

9* 
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ttbernommen  vanü  siugeQbt  wird.  Überhaupt  tritt  der  annektierende  Staat  in 

vollem  Umfange  in  die  Stellung  des  Fiskus  des  annektierten  Staates  ein. 
Verbleibt  dem  afiTiektiVrtpn  Staate  ein  efpwisses  Maß  von  Antonoinif'  nnd  iii- 
folcfedesseii  auch  di«  Verfügung  nhfi  da*.  Staads  vermögen,  so  kann  der  auiiek- 
tierende  .Staat  zur  Übernahme  betreffender  Schulden  nicht  verpflichtet  er- 
scheinen.!}—Heinongsverschiedenheit  besteht  bezOg^Uch  der  Handels- und  Schilf* 
fahrtSTertrige,  Auslieferungsverträge  usw.  Xach  der  einen  Ansicht  eriüsehen 
diese  Verträge  in  gleicher  Weise  wie  Bündnisse  und  Freundschaftsverträge*); 
nach  der  andern  Ansicht  bleiben  „alle  Ilandelsverträsre  nnd  Pakte  des  Ante- 
zessors  für  den  inkorporierenden  Staat  in  Kraft"  •');  eine  drille  Ansicht  hält 
eine  allgemeine  prinzipielle  Antwort  auf  diese  Frage  für  ausgeschlossen  und 
Mt  die  Natar  nnd  die  Tra^^eite  des  Vertrages  nnd  die  konkreten  Umstände 
entscheiden.*)  Infolge  der  .\nnexion  Ilannovers  (1866)  verloren  die  von  diesem 
Staate  geschlossenen  Freundschaft«-,  Handels-  und  Schiffahrtsverträge,  die 
Verträge  w('o:pn  Ans1it»fprnncr  von  Verbreclieni.  die  Verträp^e  betreffend  den 
Schutz  des  geistigen  Eigentums  iiire  Anwendbarkeil.  Inde-ssen  dürtten  nieht 
alle  derlei  Verträge  gleichmäßig  zu  behandeln  .sein;  daß  Verträge  politischer 
Natnr  mit  dem  Erloschen  des  annekttOTten  Staates  als  Völkerreebtssabjekt 
ipso  fecto  erloschen,  ist  schon  bemerkt  worden;  anderseits  wurde  aber  oben 
betont,  daß  der  annektierende  Staat  zunächst  in  die  Rechtsordnung  des  annek- 
.tierten  Staates  eintritt.  Vom  Zeitpunkte  der  T"^bprnahnie  der  Herrsrhaft  darf 
er  allerdings  die  vorgefundene  Gesetzgebung  und  Verwaltung  seinen  Inter- 
essen entsprechend  umgestalten.  Gegenüber  den  Verträgen,  welche  der  annek- 
tierte Staat  abgeschlossen  hatte,  wird  er  im  ffinblick  anf  seine  eigenen  Inter- 
essen zu  ensclieideu  haben,  ob  er  die  vorhandenen  Vertragsverliältnisse  de- 
finitiv fortbestehen  lassen  oder  deren  Änderung  bezw.  Aufhebung  herbeiführen 
8olL°)  Dnrch  die  Annexion  ist  eine  Sachlage  geschaffen,  welche  einerseitj$ 

1)  Im  Falle  dcB  AnHchluHKes  eines  bisher  »ouvcränen  Staates  M  dnen  RundcsHtaat 
ergeben  aicb  müglichorwciae  Motlifikatiouen  de»  allgemeiticn  OrundsatzcH  bctrctrend  die 
Übcraahme  von  BtaatNdralden.  Ein  Beispiel  hierfür  Uetet  der  Eintritt  des  Staates  Te.xa» 
Id  den  Verbund  der  nordamerikaoftcbeo  Union  (tS45i.  Rehült  dev  St.-iat  seine  FinanzhfiheU 
und  sein  Vermögen,  dann  hcffcht  für  den  annfktioronden  Staat  keine  Pflicht  zur  rbemahnie 
der  3taat»8cbuldon.  Dies«  war  ursprünglich  auch  bezüglich  Tcxa»  der  Fall.  Erst  nh  daH  für 
die  Schnldoi  de»  Staateis  Texas  haftende  SOMtovermdg«»  der  IMon  SberlMaen  worden  war, 
entstand  für  dicee  die  Verpflu  hnin?  /nr  Vcnsinsiing  joner  Schulden  u.  s  w.  —  Siehe  XsUiero 
über  diese  Aogclegvobeit  bei  [<awreucc  zu  Wbcatun,  Eiemeota  I  p.  211  sq.;  Calvo 

I  i  101. 

2)  Siehe  ncuestens  Ri\icM.  I'niu-ipf  s  I  p.  72  iq.;  B.  euch  Lolirb.  §7;  veigl.  SHCh 
hartinanu  S.  35  ff ;  Deepagaet,  Cours  p.  99. 

a)  F.  V.  Hart  ODS  I  8.  27Sfr. 

4)  So  Calvü  I  §  100:  „en  cette  matiire  tout  depcnd  des  circonstance»,  de  la  n.iturc 
et  de  la  port£e  des  trait^  autant  que  du  caractere  et  de  la  Rignification  vcritable  et  IC'gitiuie 
dca  transformations  politiqucs  qui  motivent  le  duute."  Vgl.  auch  Bluntschli,  Völkerrecht 
{  50  Abe.  2.  Dagegen  F.  v.  Marten h  I  278:  man  diirfe  nicht  sagen,  die  Sukzession  f,'roifc 
Platz,  .iii^nwcir  ilie  Foitdaucr  dieser  Rechte  und  Pflichten  möglich  ist"  (Binntsebli),  da 
diese  Linsdinuikung  doch  gar  zu  elastisch  ist. 

5)  Mit  Recht  macht  Gareis  §  16  darauf  anTmeiluan ,  daB  die  onveriodort  fort- 
beetefaenden  NachbantutteD,  welche  ha  alten  Veifailtni»  bereebtifjt  oder  Toipfllchtet  wanm, 
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ZU  eiuer  gleichmäßigen  Gestaltung  der  liechtsoiUuuug  uud  der  Eiurichtuugeu 
des  ganzen  Gemeinwesens  drängt^  aodenwitB  eine  ADSgleiohuog  der  möglicher* 
weiüe  kollidierenden  Interesm  des  annektierenden  nnd  des  annektiei'ten  Ge- 
meinwesens nötif^  madit. 

in.  In  iicMi  »  ben  behandelten  Falle  der  Annexion  (eines  oder  mehrerer 
StHateii)  Vfilit'it  der  nimektiertü  Staat  seine  Eiprenschaft  als  Völkerrechtssub- 
jekt und  der  aniiekumiide  bleibt  ein  einijiges  Subjekt  mit  nur  einer  Stimme 
im  Völkerverkebr.  >)  Im  Falle  der  Zerstückelung  eines  Staates  in  der  Art, 
daß  anstelle  des  bisherigen  ein  einziges Tölkerrechtssubjekt  repräsentieren- 
den G^einweeens  nunmehr  mehrere  Gemeinwesen  treten,  von  denen  jedes  den 
Vornussptzungen  der  Erwerbung  und  Behauptung?-  der  völkerrechtlichen  Sub- 
jektivität entspricht,  entstehen  mehrere  Vßiken  ci  lnssnbjekte. -^1  Dagegen 
erlischt  lediglich  das  bisher  vorhandene  VulkerrecliUsubjekt,  wenn  das  Gebiet 
eines  Staates  anter  mehreren  bereits  bestehenden  Staaten  aufgeteilt  wird.^) 
Sehttlden,  die  lediglieh  auf  einem  der  mehreren  Gebiete  haften,  übergehen 
ausschließlich  auf  den  Erwerber  dieses  Gebietes  besw.  den  betreffenden  neuen 
Staat.  Im  übrigen  müssen  sich  die  Erwerber  bezw.  neuen  Staaten  bezüglich 
det  Übeniahme  der  Forderungen  and  Schulden  des  fr&heren  Gemeinwesens 
einigen. 

§  33.  Partielle  Annexion.  Der  Verlust  eines  Teiles  des  Gebietes  hat 
keinen  länflnfi  aaf  die  Stdlnng  des  Staates  als  TOtkerreehtssnbjekt^)  Seine 
Rechte  nnd  Verbindlichkeit^  gegenüber  dritten  Staaten  blaben  anfrecht» 

soweit  nicht  Rechtsverhältnisse  in  Frage  stehen,  die  sich  lediglich  auf  das 
zedierte  rJebift  beziehen.  Der  abgeti  etene  (lebiet-steil  scheidet  aus  allen  inter- 
nationalen Bezieh unjjf eil  au.s,  in  welchen  er  als  'JVil  des  abtretenden  Staates 
2U  dritten  Staaten  gestanden  ist,  und  tritt  in  sämtliche  Rechte  und  Pflichten 
des  annektierenden  Gesamtstaates  ein.  Dagegen  werden  auch  hier,  wie  im 
Falle  einer  totalen  Annexion,  von  dritten  Staaten  (2.  B.  auf  Grand  eines 
GrenzregttliotmgSTertrages)  an  dem  zedierten  Gebietsteil  erworbene  Rechte 
auch  gej^enüber  dem  Erwerber  fortliestehen.  Eben5;o  muR  der  Erwerber  auf 
dem  zedierten  Gebietst*^!!  haftende  passive  Servituten  anerkennen;  er  muß 
überhaupt  die  eigenartige  rechtliche  Stellung  des  zedierten  Gebietssieiles  re- 
spektimi,  so  z.  B.  dessen  konventionelle  Neutralität,  Insbesondei'e  hat  der 
Erwerber  einen  Teil  der  Staatsschuld  su  Qbemehmen.  Eine  bloß  teilweise 
Übernahme  tritt  dann  ein,  wenn  es  sich  nm  allgemeine  Staatssclinlden  handelt. 
Nach  welchem  Maßstabe  die  Übernahme  sn  erfolgen  hat  —  dar&ber  enthält 


ihreiaeits  ebenfaUs  nicht  gehalten  »md,  sich  den  ucucn  Kontnihcuteu,  deu  Sukzessor,  gefallen 
zo  Imoco. 

1)  y  V.  M:irtciis  I      2:S:  Kivici-,  Lclulj.  §  7;  Trincipc»  I  p.  TSsq. 

2)  Wirkung  der  Auflösung  des  alten  Dcutäcbon  Iteichea  IbOÜ. 
S)  Teilung  Pol«»8  im. 

4)  Beifipielc:  die  Annrxioncn  auf  lirund  der  fici^eblQBBO  des  Wiener  RoDgrcaMS  1615, 
ferner  jene  in  den  Jahren  IViüi,  1S59,  1S66.  18T1,  1>7S. 

5)  Vgl.  Rivicr,  Lchib.  §  16  (S.  154,  Anuj,  3<  bezüglicii  der  Oberokbtne  Savoycn» 
aeiteoe  Fnakielebs. 
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der  Zessionsvertrag  die  näheren  Bestimmungen.  >)  Als  Maßstab  empfiehlt  sich 
die  Steuerleistung,  mit  der  die  Beyölkening  des  zedierten  Gebietsteils  an  der 
OesamtsteaerleistUDg  des  distnembtierten  Staates  beteiligt  war.  Minder  ge- 
eignete Maßstäbe  sind  der  Flächenraura  und  die  Einwohnerzahl  2)  des  zedierten 
(Tcbietes.  —  Besondere  Bestimm uii^f^n  enthalten  'ii»'  Zessionsverträg:^  hpziig-licl) 
der  Aul  teil  uug  der  Steuern  des  laufenden  Jahre.s  zwisichen  dem  annektierenden 
und  dem  dismembrierten  Staat.*)  —  Schulden,  die  lediglich  im  Interesse  des 
annektiertea  Gebietsteiles  (der  Provinz,  eines  SelbstverwaltnngskOrpers  usw.) 
kontrahiert  wurden,  übergehen  in  ToUem  Umfange  ani  den  Erwerber.  Eine 
nähere  Regelung  in  dem  ZessionKVPrfra:^?  (erfordern  insbesondere  Verbind- 
lichkeiten, die  sich  auf  die  in  dem  annektierten  Gebiete  belegenen  Eisenbahnen 
beziehen.  *) 

§  34.  ßildiius  eines  neuen  Staaten  durch  Trennung  von  dem  hin- 
berigen  Staatsverband.  Ein  derartiger  Vorgang  (gewöhnlich  das  Ergebnis 
eines  Bürgerkrieges)  führt  snr  SchalAing  eines  neuen  vötkmechtlichen  Sub- 
jekts. ■')  Die  formelle  Stellung  des  Mult<irstaates  als  VölkerrechtSBubjekt 
bleibt  unbHiülirt.  Rechte  mitl  Pflicliten.  din  nicht  mit  dLiii  Gebiete  des  neuen 
Staates  vpiknüidt  sind  (z.  B.  im  Fiillf  von  Grenzregulierungen),  oder  seiner- 
zeit lediglich  mit  Bezug  auf  den  nuiiuielir  einen  selbständigen  Staat  bildenden 
Teil  des  Mutterstaates  entstanden  sind,  gehen  nicht  aof  den  neuen  Staat  über; 
insbesondere  yerlieren  die  von  dem  Mutterstaat  abgeschlossenen  VertrSge  ihre 
Wirksamkeit ''j, denn  die  fortdauernde  Wirk.samkeit  hätte  die  Bedeutung  einer 
V  e  r  vi  e  1  f  a  1 1  i  g  n  n  g-  eines  -/wischen  zwei  Staaten  abgeschlossenen  Vertra£res  und 
sohin  für  den  dritten  Staat  die  Bedeutung  einer  ipso  jure  sich  vollziehenden 
Vervielfältigung  von  Rechten  bezw.  Pflichten,  wofür  ein  rechtlicher  Grund 
nicht  Torliegt.  Das  betreffende  YertragsverliSltnis  kann  nnr  durch  einen 
selbstftndigen  neuen  Akt  der  Interessenten  (des  neuen  Staates  und  des  dritten 
Staates,  Avelcher  mit  dem  Mutterstaate  betreffende  VertrSge  abgeschlossen 
hattel  begründet  werden.  -  Für  StAntsschulden,  die  im  Interesse  des  sepa- 
rierten Gebietes  von  dem  Muttei-staate  kontrahiert  wurden  bleibt  in  vollem 
Umfange  der  neue  Staat  verpflichtet.   Bezüglich  der  allgemeinen  Staatsschuld 


1)  Vgl.  z.  B.  Alt.  tS  des  belftfscb-bofflhidfsdieii  VtttnfM  vom  Jsbi«  IStS,  Art  S,  S 

bezw.  5,  7  des  Zflricher  Vcrtraf^cs  vom  In.  Xovt  iiiber  ISit,  Art.  8  —  17  de»  WtolMr  Friedens 
vom  23.  Angust  1S6J,  Art.  9,  33,  42  des  Berliner  Vertrag  vom  Jahr  ]^1'<. 

2)  80  hatte  Italien  l^iQü  die  römische  Staatsschuld  im  Verhältnis  zur  KinwohncrKabI  der 
RiMDIgna  übernommen 

3)  Siehe  Näheres  bei  Despafrnt't.  Ours  p.  103,  1(>4. 

4)  So  die  Stipolationeu  in  dem  Frankfurter  Frieden  vom  Jahre  1S71  betreffdod  die 
Beehte  und  Pfb'chteiB  de»  Deatiehen  BeiduM  tHsSglidi  d«r  EiseDbalmeD  to  BlaaB-LoIhriiigvii. 

5)  Beisipiclc:  F.tkininn{f  der  Unabhängigkeit  der  vereinigten  Provinzen  der  Niedcriandc 
voa  S{>aoien  ltf48;  der  voreinigton  Staat«n  von  Nordamerika  1776  (Veraaillcr  Vertrag  vom 
8.  September  ITS9);  der  »paitisehein  Kolonien  in  Amerika  1S22,  !8t5;  OriedHmlands  (VBitng 
zwischen  (Troßbritannien,  Frankreich,  Rußland  :  Art.  10  de»  Friedens  von  Adrianupel  1819; 
im  Londoner  KonferenjcprotokoU  vom  3.  Februar  Ib'iQ;  Belgiens  4.  Oktober  IHiO. 

6)  Vgl.  Wildman,  loatitutee  of  iDtern.  law  I  p.  179. 
7}  Z.  B  emittierto  Etsenbabnpriorititen. 
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liaftet  der  neoe  Staat  nnr  mit  dner  Qaote,  deren  Fixierung  dnreh  die  Betei- 
ligten erfolgt. 

§  35.  Einfluß  Ton  T^niirostaltuntjon  der  YerfaHHung  eines  Staates 
auf  Tölkerreclitliclie  Verhältiiissp. ')  1.  Mit  Rücksicht  auf  das  oben  §  30 
Gesagte  ergibt  sich,  daß  Vertassuiigsändeinngen  an  sicli  eine  völkerrecht- 
liche WirkQDg  nicht  zukommt.  Ändemiigen  dei*  Organisation  der  höchsten 
Gewalt  in  einem  Staatswesen  sind  interne  Vorginge,  welche  die  Fortexistenz 
des  Staates  als  Ydlkerrechtssnbjekt  in  keiner  Weise  beeinflussen.  Die  ans 
internationalen  Rechtsverh.lltnissen  entspringenden  Rechte  nnd  Vt  rbiiidlicli- 
keiten  bleiben  an  die  P«  rsrmlir.hkeit  des  Staates  geknüpft,  mögen  noch  so  tief- 
greifende Änderungen  in  ütu-  Stantvsform  und  Berufung  des  höchsten  Organes 
des  Staates  vor  sich  gegangen  sein.  Daher  verlieren  die  von  den  Staaten  ab- 
geschlossenen YertrSge  infolge  der  staatsrechtlichen  Umgestaltung  der  inneren 
VerhAltnisse  keineswegs  ihre  rechtliche  Kraft  und  Anwendbarkeit:  ^les  traitfe 
ne  perdent  pius  leur  piiis^üincp.  qnpls-  qne  sriiPiit  les  cluingements  qui  iiifpr- 
venieiinent  dans  rorganisatiun  intörieure  des  peuples."  Die  praktische  An- 
erkennung dieses  aus  dem  juristischen  Wesen  des  Staates  sich  ^r^-ebendeu 
Grundtttzes  stdiert  die  Stabilität  der  Harschaft  des  Völkerrechts,  iusofern 
sie  dem  Qedanken  Ausdruck  gibt,  daß  staatsrechtliche  Verilndeningen  niemals 
den  Titel  bilden  können,  llbernommene  internationale  Verpllichtmiigem  ahzu> 
schüttHn.^) 

II.  Ander Füitilaiiei-  internationaler  Keclite  nnd  Verpf1irhtnn2:en  kann  auch 
ein  I  nterregn um  nichtig  ändern;  lerner  werden  die  wahrend  des  Interregnums 
abgeschlossenen  Verträge  und  für  den  Staat  abemommenen  Verbindliehkeitoi 
auch  von  der  wieder  znr  Herrschaft  gelangten  legitimen  Begiernng  anerkannt 
werden  müssen.  Dabei  ist  vorauszusetzen,  daß  die  g^n  die  legitime  Re- 
gierung gerichtete  Be\vej::nng  zur  tatsäclili' It-  ii  Horrschaft  einer  neuen  öffent- 
liclien  Gewalt  geführt  liat,  und  die  le^^itinie  liegierunpf  nicht  melir  in  der 
Lage  war,  ihre  Herrschaft  im  Innern  geltend  zu  machen  und  den  8taat  nach 
außen  zu  repräsentieren.  <)   Aber  selbst  dann,  wenn  die  revolutionäre  Be- 

2)  I!(  ff  tcr  G  eifckcn  §§  2S,  50:  F  v.  Marten» 1 8. 27  n. ff.;  Pbilliinore.  CommeD- 
tacics  I  p.  IttUsq  ;  Bluntscbli,  Völkerrecht  40ff. 

S)  LoodoBW  KooferenzproCokoll  vom  tS.  Febnnr  1SS1  (Erkltonip  der  Unabliliiigigkeit 
Belgiens).  So  hatte  1049  Crom  well  din  Vcrtniirc  drr  .''ttnrts,  KnrI  II.  joae  der  Republik, 
Wilhelm  von  Orauieu  Jone  der  Republik  und  der  Stuarts  in  vollem  Umfange  anerkannt  Eben- 
so verhielt  «Ich  in  n«okT«icb  1790  die  NnttonelTeiaaninilanfr  bcKSglieb  der  In  der  nonudijfldien 

Zeit  al>seH<'l''(Js.'*('iu'n  Vcrträf^e;  so  vcrliiclti'ii  tilcli  aucli  Nupolcmi  III.  und  die  jetzige  frail- 
süftiacbe  Kepublik  b^Qgiich  der  von  den  voraufgegangeneu  lie^crungeu  abg(»chlowonea 
Yeitrflge. 

4)  Vgl.  F.  Martens  I  S.  274. 

5)  So  führte  die  Revolution  unter  Mnnin  in  Venedig  und  Kossuth  in  Ungarn  nicht  zu 
ciücr  lebensfähigen  Regierung  der  rcvoluiiunärtn  i'artei.  Dagegen  lagen  die  Verhältnisse  in 
Portugal  in  Folge  d<»  .\aftc«(eaB  de»  Prätendenten  Dom  Miguel  (IS28)  durchaus  anders.  Dieser 
Prätondent  hatte  die  Staatsgewalt  in  der  Zeit  von  1829— ISn:^  fats;Ii:lilii.li  mi^f^oilbf  .■  ilalicr 
war  die  restaurierte  Kcgieruug  verpflichtet,  die  von  Dom  Miguel  im  Jahre  lä^l2  kontrahierte 
Anleilw  uttaerlMDiieD,  nun«!  sie  aadeve  inteniAtloiMle  Akte  deeselben  PkltandeDten  aneiiuumt 
hatte.  Sieiw  darOber  NUcves  bei  Calvo  I  H  «1- 
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we^ng  nicht  mt  Eintiehtnng  einer  regelmäßig  fonktionierenden  öffentlichen 
Gewalt  gelangt  ist,  wird  die  reetanrierte  Eegiening  für  die  rechtlichen  Wir- 
kangen  der  von  der  Beweiß'nnf2:Rp!irtoi  vorgenommenen  Akte  in  dem  Mafie  ein- 
treten müssen,  als  der  Staat  st-lbst  daraus  Nutzen  j^ezog-cn  liat.  'j 

§  3f>  H«>('htsgleickheit  der  Staate»«,  i.  Der  «iruiidsatz  der  reclitlirlieii 
Gleichheil  der  Staaten  beruht  in  erster  Beihe  aut  dein  Umstände;  daß  die 
VorauasetKangen,  untor  denen  einem  organisierten  staatlichen  Gemeinwesen 
völkerrechtliche  Bechtssubjektivitftt  zuerkannt  wird,  ffir  alle  als  Völkerrechts- 

Subjekte  geltenden  Staaten  dieselben  sind.  Mögen  die  physischen  und  kul- 
turellen >f;\fftrvcrli!^ltnisse  der  ein7:elnen  Völker  und  Staatt'ii  i»raktisth  noch' 
so  verschieden  sein  -  die  Aiierkenmin^'-  des  einzelnen  Staates  als  Völker- 
rechtssubjekt wird  {im  Bereich  der  die  heutige  internationale  Gemeiuschatt 
bildenden  Staaten)  an  gewisse  Voraussetzungen  geknüpft,  die  in  thesi  hei 
jedem  Staate  gleichmäftig  zutreffen  müssen.  Sodann  iat  sn  beachten» 
daß  die  iuternationale  Gemeinschaft  kein  organisierter  Verband  (kein  Gemein* 
Wesen)  ist,  sfnideü!  eine  Erscheinung'  des  menseliHnlu'n  Cemeinlfbens  dar- 
stellt, deren  nuiteiielle  Grundlage  die  freie  Betätigung  dti  einzelnen  6laats- 
persönlichkeiten  in  der  Verfolgung  jener  Zwecke  bildet,  die  der  einzelne  Staat 
durch  seine  isolierten  Willensakte  nicht  zu  erreichen  vermag.  Diese  Gemein- 
schaft, welche  keinen  selbständigen  Willen  fiber  dem  Willen  ihrer  Glieder 
kennt*),  kann  um  deswillen  nur  als  eine  Gemeinschaft  rechtlich  gleichge- 
stellter Snl>jekte  gedacht  werden.»)  Nur  unter  der  VoranssetziiTifr  der  rerlit- 
llchen  Gleichheit  der  Staaten  kann  sich  Völkerrecht  als  aulüüuini.sches  lieclit 
bilden  und  können  die  .Staaten  gegenseitig  durch  Willensakte  bezw.  auf  Grund 
ttnßu«r  Vorgänge  Rechte  erwwben  und  Pflichten  begründen.  Da0  diese  mit 
dem  Wesen  des  Staates  und  dem  Grundgedanken  des  Völkerrechtes  gegebene 
Gleichheit  praktisch  Einschränkungen  erfährt,  ändert  nichts  an  der  juristischen 
Seite  der  Sache. ^)  Der  politische  Wert  des  Omndsatzes  fiir  scfiwarlie  Staaten 
gegenüber  den  Prätensionen  der  (iroßinachte  iäüt  sich  übrigens  nicht  ver- 
kennen, wenngleich  zugegeben  werden  muß,  daß  die  bloße  Berufung  auf  die 
rechtliche  Gleichheit  fUr  sich  allein  nicht  immer  einen  hinreichenden  Schutz 
der  Selbständigkeit  bieten  wird. ')  —  Die  Ungleichheit  der  Machtmittel  und 
teilweise  auch  die  Verschiedenheit  der  kulturellen  Bedeutung  der  einzelnen 
Staaten  hat  in  der  praktischen  Politik  zu  einer  Sonderung  der  Großmächte 

1)  Vgl.  Deepairnet,  Coon  p.  SS. 

2>  V^].  Hitnel,  Staatsrecht  I  S.  II*:. 

8)  ÜffizieUc  AuBsprücho  über  die  Ulcidihcit  der  2>taatea  im  uorddeutacbeu  (l&TOj  und 
deQtftcb«n  Betdistig  (ISTl^  »lebe  bei  OsreiB  $  24.  Einen  Aurapnicb  Sumner'»  Im  hwU 

der  nordanierikanisclien  Union  (1871)  siehe  bei  h\  v.  Martens  I  S.  2SS.  Vgl.  auch  Hcilborn, 
äystem  ä.  „Die  Gleichheit  der  ätaateu  ist  kein  Recht,  »oaderu  eine  logische  Folge  ihrer 
Sonvetinetit  *■ 

4)  Dagegen  leugnet  Lorimer,  Revue  de  dr.  intern.  IX  8.  IW  die  absolute  tileichlieit 
der  Staaten  und  nimmt  die  faktiache  Ungleichheit  »am  Ausgangspunkte  von  Projekten  einer 

V  öl  kerorgan  i  sa  t  io  n . 

5)  Mit  Recht  sagt  F.  v.  Harten«  1  8.  -m,  daft  die  Ver»acbc  der  .GroDataaten'^i  aber 
das  Geschick  der  abrlgen  zu  vcrfOgen,  sieb  nicht  recbtlertigco  lassen. 
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gegenüber  allen  anderen  Mächten  gefftbrt  Jeder  Staat  ist  an  sich  betrachtet 
ein  Macht  (puissance),  d.  h,  ein  Tnbe<^iff  von  Kräften,  welchen  relativ  eine 
pe\sis8<'  Uhrrlepfenheit  znknmrat.  Im  europäischen  Staatensysteni  nennt  man 
aber  nur  jene  Staaten  Mächte  oder  Großmächte,  welche  den  meisten  au- 
deren  Staaten  uDTerkennb»  flberlegen  sind.  So  betrachteten  sich  zur  Zeit 
der  Abfassung  der  Wiener  Kongfrefiakte  vom  9.  Jani  1815  acht  Staaten  als 
die  grOfiten  Mftchte  in  PZuropa.  <)  Seitdem  hatten  sich  fünf  Mächte  wegen 
ihrer  hervorragenden  Stellung:  in  der  Ordnung  europäischer  Anj?-elegen- 
heiten  den  Bernf  beigelegt,  eine  Art  von  Direktorinm  zn  führen:  die  Pen- 
tarchie.'')  Xeuesten.s  sind  es  acht  Mächte,  die  als  (JroCniHclite  pflten. 

II.  Da  die  praktische  Erhaltung  der  rechtlichen  Gleichheit  der  Staaten  bei 
der  grollen  Veracbiedenheit  ibrer  MachtverbSltnisse  an  sieb  prekSr  ist,  so  hat 
man  besonders  seit  dem  17.  Jahrbundeii  die  Herstellung  nnd  Erhaltung  des 

politischen  Gleichgewichtes  unter  den  europäischen  Großmächten  bezw.  die 
Verhinderuncr  dei  VersrröRernn?  der  Großmächte als  eine  Hauptauf- 

gabe der  Politik  betraclitet.  \  <ini  ."Standpunkte  juristischer  Konsequenz  kann 
man  allerdings  den  Sat;^  ausspreclien,  daß  kein  Staat  befugt  ist,  die  ^  er- 
griifierang  eines  anderen  zu  bindern,  wenn  sie  nicht  in  völkerrechtswidriger 
Weise  berbeigefftbit  wird.  In  der  Praxis  finden  aber  eben  doch  alle  Staaten 
in  dem  Interesse  an  der  Erhaltung  ihres  eigenen  rechtlichen  Bestandes  und 
der  Integrität  ihrer  Marhtstellung  einen  Grund,  gegen  die  VcrsTößerung  eines 
anderen  Staates  aufzutivten.  Ol)  ein  genügender  (irund  zur  Hetürchtung  einer 
Gefahr  für  die  eigene  Integrität  vorhanden  ist^  darüber  urteilt  jeder  Staat 
selbst    (s.  oben  S.  69fir.). 

III.  Ans  der  rechtlichen  Gleichheit  der  Staaten  ergibt  sich  der  Grundsatz 
der  Gleichwertigkeit  ihrer  Stimmen  auf  Kongressen  und  in  anderen  Fällen 
genieinscliaftlicher  Beratung  und  neschliißfas'siuijr.  Im  diplomatiseben  Vi'ikelir 
dient  zur  Sicherung  der  gleichen  re(litli<  lien  Stellnn<r  der  Staaten  das  sog. 
Alternat  —  eine  Übung,  der  zufolge  die  Staatshäupier  bezw.  deren  Vertreter 

1)  Östcn  rirb.  Frankreich,  Prcufii-ii,  rnfrlnixl,  RiiRliirnI.  S]i:inii  ii.  Portugal  und  Scliw  hJcii. 

2)  Seit  dciu  Jabro  lb4S  mud  übrigeiui  dmo  f&uf  Mächte  acibst  uuter  cinaoder  lucbrfacb 
f D  Oegtmaxz  frekommoD,  bo  daß  pnktisdi  dne  Zeit  lang  nur  tka  bezw.  hOebBtens  sv«i  Staaten 
«tue  loitcndo  Kollo  spielten. 

3)  Dio  der  Sdbstäadigkeit  der  übrigcu  St^taten  gefährlich  werden  kOiintc. 

4»  Mittel  rar  Sicherong  der  rechtlichen  Gleichheit  können  »ein  a)  die  Vereinigung  kleinerer 
Staaten  in  i  :  ^  caatenbund  oder  Bunde^Maat.  wodurch  den  &bri|pen  GroQstaaten  gegenüber 
eine  politische  Macht  gef^tliiiffcu  wird,  wiklic  ilii'  (?nrnntio  ihrer  Kxistenz  in  sieh  selbst  trügt. 
b>  Dio  Anerkeunaog  der  ailgciucincu  Verpiiiclituug  uiler  Staaten,  jedem  ^»taatc  bcisustchcu, 
wflldier  daich  iiseod  efocn  nidttigeii  BtMt  in  seiner  Existenz  bedroht  wird.  Dtea«  Aat/äuM' 
ung  liegt  i»!  panzon  drr  Praxis  der  eui-opäischcn  Großmächte  zu  (Grunde  und  dies  ist  ztifrlfich 
der  Gedjuakc,  deu  man  in  neuerer  Zeit  mit  dem  bog.  curupäischou  Gloicligewicht  verbindet. 
In  dleeer  Wefse  wurde  die  Idee  des  polltiMhon  Gleichgewichts  auf  dem  Wiener  Kwtgnatü  m 
einer  Xoto  Tallej-rand'«  vom  10.  Div.i  iuliri  T^U  (KIQber,  Akten  ilis  Wiim  r  Kuiigresscs  VII 
ä.  50)  erklärt.  —  Zur  Verwirklichung  dieser  Idee  dient  dio  Veranstaltung  vun  KougredsiMi  und 
KonfnewMO.  e)  Wenig  Auasldit  auf  Verwirklichung  hat  das  Projdit  der  Errichtung  eines 
enropGsehen  TOIkertribunals  Über  den  Plan  d«r  HK  l'JuT,  einen  iDtemationafam  Sctiiods- 
gtriditahof  zu  errichten,  s.  unten  in  der  l^bte  Tom  Schiedsweseu. 
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auf  Kongressen  und  Konfei  *  n/en  ttnd  bei  Unterzeichnung  internationaler  Akte 

den  bevorzugten  Plat-^  wccliscln. 

§  37.  Klnflnli  dor  tatsächlieheu  l  iiifleiehlieit  iiuf  die  Haiijrv«'rhält- 
nlnHi\  I.  Die  rechtlielie  Geltung  des  einzelnen  Staates  als  Rechlssiibjekt  kommt 
auch  in  der  freien  Wahl  des  Titel»  (des  Stitatee  bezw.  des  Tr&gen  der  Son- 
Yerftnetttt),  der  ftußeren  Zeichen  der  etaatliclien  Hoheit  (Wappen,  Fahnen, 
Flaggen)  zum  Ausdruck.  Indessen  machten  sich  auch  hier  die  Machtunt^- 
schiede  in  der  Praxis  jr^-ltend  und  braditen  Zugeständnisse  «an  die  mächtigeren 
Staaten  mit  sielt,  die  zur  Anerkennung  eines  Rangsj'Stems  unter  den 
Staaten  führieii,  ^)  Nach  diesem  Raugsystem,  das  sich  durch  Übung  und  Ver- 
träge ausgebildet  hat,  genießen  einige  Staaten  königliche  £hren  d.  b.  einen 
Vorzog  vor  jenen  Staaten,  denen  diese  Ehren  nicht  zakommen.  Die  könig- 
lichen Ehren  bestehen  in  dem  Recht  des  Vorranges  vor  anderen  Staaten,  dem 
Recht  der  K5nigskrone  im  ^^'apl)lMl.  dein  Kecht  des  Brudertit.ds  und  dem 
Kecht,  Gesandte  ersten  Ranges  (Botschafter,  ambassadeurs)  zu  sclii«  ktin. ')  Ge- 
wissen Souveränen  dieser  Klasse  gebührt  der  Titel  „Majestäf",  andere  gehören 
dieser  Klasse  an,  ohne  den  Mi^estfttslitel  zn  ffthren.  Die  königlichen  Ehren 
atehen  n&hmHch  allen  Kaisem,  Königen,  GroDherzögen,  den  Staatenbünden, 
Bundest^aten  und  größeren  Republiken  zu.  Ebenso  geniefit  der  Papst  auch 
DiU-h  dem  V.'ilust  der  weltlichen  Herrsrhaft  königliche  Ehren.  ^)  Ohne  Ein- 
tiuß  auf  dio  K'aiiirstpllung  eines  Staates  sind  Verwandschafts-  und  Familien- 
veriiäUnis.se  zwischen  den  Souveränen  und  politische  Allianzen  ;  Veränderungen 
in  der  Eegierungsform  sind  ohne  Bedeatnng  fQr  den  Hang  des  Staates.*)  — 
Femer  hat  sich  ein  Vorrang  in  der  Ordnung  des  Gehens»  Sitzena  nnd  des 
Unterscbreibens  von  Urkunden  ausgebildet.  Im  Eingange  von  Urkunden  gilt 
die  frühere  Nennung  als  Vorzug,  Staaton  prloiclieii  Ranges  behaupten  das 
A!t»M  nat,  so  daß  bald  der  eine,  bald  der  andciv  /ii»>rst  ß-enannt  werden  muß. 
Sodann  pflegt  jeder  Sta.at  in  Urkunden,  die  von  ihm  ausgehen,  sich  zuerst  zu 
nennen.  Bei  Untersebriften  in  Kolumnen  gilt  der  heraldisch  rechte  Platz  für 
ehrenvoller  als  der  heraldisch  linke,  der  erste  heraldisch  linke  flir  ehrenvoller 
als  der  zweite  rechte  u.  s.  w.  Auf  dem  Wiener  Kongreß  (Reglement  der  diplo- 
matiselien  A^ct'iitt'n  Ait.  71  wurde  mir  so  viel  bestimmt,  daß  bei  Vertiä>^en 
auter  mehr  als  zwei  Mäcliten,  untei-  denen  das  Alternat  gilt,  d.  h.  die  gleichen 

1)  Das  Alternat  hatten  Frankreich  und  Eii{;I;iiul  ffir  ihrt>n  gegenseitigen  Vcrkelir  schon 
(lorcb  eüie  Vereinbarung  vom  Jahre  IMG  eingeführt.  Kernet  wurde  es  beobachtet  auf  den 
Koogreneo  von  ütracht  171S,  London  1716,  Aachen  1748  tuw.  Vg I.  Nlheras  bd  Bnlnt«- 
rineq  in  lloltzcndorff's  R.  Lex.  s.  v.  ..Mtoniat''. 

2)  Über  die  kleinlichen  RauKstreitigkeiten  der  Vertreter  der  Staatoi  auf  Kongrosäen 
besQgHch  dea  Vonitzea,  der  ReihenFolge  der  Unteneiehnang  intemationafer  Akte  naw.  alebe 
Haraha],  International  vanitios. 

3)  Von  dicaem  Rechte  macticu  indeaaen  nicht  alle  Staaten  mit  königlichen  Ehren  Ge- 
brauch, so  fanbcsondei»  iddit  dfc  Sehwdz.  —  Veifil.  im  dbrigen  daa  R<^einent  dea  Wiener 
Kongresses  über  die  diplomatischen  Agenten. 

4)  Oic  kntli  ili-ächcn  Staaten  gestehen  dem  Vfitrcter  di's  l'apstes  den  Vorranjr  vor  anderen 
SouverSnen  zu  —  Hulbsouveräne  Staaten  folgen  im  iiuug  den  souveränen;  dem  Staate,  von 
dem  sie  a)>lKLn-;cii.  Iiaben  sie  immer  nadnoatehen. 

i)  Vgl.  F.  V.  Martena  I  S.  292,  2«S. 
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Ranges  sind,  das  hos  die  Ordnung  der  Unterschritten  bestimmen  soll.  Sehr 
bftaflg  kommt  es  in  neuerer  Zeit  vor,  daß  die  BeYoUmftcbtigtem  ««f  Kongressen 
naeh  der  Ordnang  des  Alphabets  (der  Namen  ihrer  Staaten)  ihre  Namen  unter- 
schreiben. —  An  sich  kann  sich  jeder  Staat  oder  Souverän  jeden  Titel  be- 
liebig beilegen;  allein  wenn  nach  herkömmlicher  Vorstellung  mit  einrm  Titel 
ein  gewisser  Kaug  verbunden  ist,  sn  sind  andere  Staaten  nicht  sclmldig,  den 
neuen  Titel  anzuerkennen,  falls  damit  irgend  eine  Änderung  eines  bisher  be- 
stehenden Rechte*  oder  BangTerhftltnisses  beabsiehtigt  war.*)  Die  Annahme 
eines  neuen  Titels  bedarf  daher  der  Anerkennung  seitens  der  anderen  Staaten. 
Innerhalb  der  IStel  untersduidtn  man  Staatstitel,  d.h.  diejenigen,  welche 
auf  die  Regierung  und  das  Land  Bezug  haben.  Hipher  g:phr)rpn  das  Prädikat 
..Majestät"  ^Königliche  Hoheit",  „Holieif  und  „Durchlaucht", 
Den  Majestätstitel  führen  jetzt  alle  regierenden  Kaiser  und  Könige,  außer- 
dem anch  die  depossedierten  Könige  und  jene,  welche  abgedankt  haben,  wenn 
sie  nicht  ansdrftcklich  anf  den  Titel  versiebten.  —  Das  Prftdikat  „von 
Gottes  Gnaden"  (ein  Demutstitel)  führen  die  regierenden  Souveräne  ohne 
TJnterschied  des  Ranges  in  so^.  oflFfnpn  Staats-  nnd  Kabinettsschreiben.  — 
Einige  Souveräne  fuhren  auch  religiöse  Titel,  die  ihren  Vorfahren  vom  römi- 
schen Stuhle  verliehen  wurden;  so  der  Kaiser  von  Österreich  ab  König  von 
Ungarn  das  Prädikat  „apostolische  Msjestät",  der  König  von  Spanien  „katho- 
lische M8jestät^  der  König  von  Portugal  „roi  ti'ös  fid^le."')  —  Ohne  Be- 
deutung flir  die  aktnelle  Stellung  eines  Staates  als  Völkerrechtssubjekt  sind 
die  Prätensions-  und  Gedächtnistitel,  d.  h.  solche,  wodurch  wirkliche 
oder  vermeintliche  Arisijriiclie  l>te/.eichnet  werden.  —  l'aniilientitpl  sind  die- 
jenigen, welche  mit  der  Abstnunnung  einer  Djnastie  zusanuneniiängen.  —  In 
besng  auf  die  Sprache  hst  jedes  Volk  berechtigt,  sich  in  Verhandlungen  mit 
anderen  seiner  eigenen  Sprache  zu  bedienen.  <)  Bei  schrifilichen  Aktenstncken 
ist  es  aber  Sitte,  einem  anderen  Staate,  in  dem  eine  andere  Sprache  herrscht^ 
eine  T^bersetznns:  in  seiner  S])rael)e  l)etziilpiren.  Staaten,  in  denen  verschie- 
dene Spiaelien  »rcspioi  liPii  werdpii,  fertigen  die.  Urkunden  und  Staat^verträge 
entweder  in  inelireren  Exemplaren  in  verschiedenen  Sprachen  aus  oder  in 
einer  zn  wählenden  dritten  Sprache.  Früher  diente  die  lateinische  Sprache 
als  die  diplomatische.*).  Seit  Ludwig  ZIV.  von  Frankreich  wurde  gewöhn- 
lich die  französische  Sprache  gebraucht  Man  fügt  aber  den  Aktenstücken 

1)  Beispiele:  Aooahme  de«  KaiaertiteU  durch  I'etcr  d.  Gr.  nach  dem  Nystädter  Frieden; 
)n  oenerar  Zdt  di«  Anaafame  des  Titels  ,Kjnwniii  von  Indien*  doidi  die  Köoifrin  von  OroB- 
britannicn,  des  Königstitcis  durch  die  Souvcriinc  von  Ruin^nira  (is»ii)  und  SerViüji  ilSS2l. 

2)  Die  Römer  spmcbon  schon  in  repablilumischer  Zeit  von  der  M  aj  catas  pupali  Romani. 
S)  Vonnnl«  hteS  der  König  von  Fnnkreieh  „roi  trte-ebrMMt"  oder  nftHus  primo- 

f^nitus  ccdedae",  der  König  von  England  «defensor  lidei*,  der  Kl)nig  von  Polen  «loi 
orthudoxo". 

4)  Vßl.  im  allgemeinen  Calvo  III  §  naq. 

5)  Gegen  das  Ende  des  15.  Jahrhunderts  führte  der  d.iinalHfmächlige  Kinfluß  i^panien» 
znm  ncltniiicli  der  kastiliani«chen  Sprarhe  als  der  diplomatischen.  Dagegen  sin<l  die  Vprtr'ijro 
Von  Nimwegen,  Kyswyck,  Utrecht,  Baden  (I714|,  Wien  (1725— 173S),  London  (17 1??)  in 
latciaiadier  Spmebe  sbgeraflt 
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manchmal  eine  Klaosel  bei.  daß  durch  den  Gebrauch  der  französisclieti  Spraclie 
den  übrigen  nicht  priijndiziert  werden  soll.  Ein  völkerrechtlicher  I?echt5<atz, 
durch  welchen  die  tVan/öRische  SprachB  als  die  diplomatische  sanktioniert 
wäre,  existiert  also  nicht.  'J 

II.  Die  Völkersitte  kennt  GegeustSnde,  wdeke  Temnlaamiig  zu  vßlkerreclit- 
Uch«tt  Ehren-  und  Höflichkeitsbezeagungen  geben  kSnnen:  sog.  Zeremoniell* 
gegenstände,  z.  H.  die  Notifikation  des  Ke^ierungsantrittSi  von  Vennäh* 
lunj^en,  Geburten  und  Todesfällen  in  leprifrenden  Fainilipn,  Anlegung  von 
Hoftrauer,  Fjiipfjiiit,'  fremder  Souveräne.  Be^rüBunt?  derselben  an  der  Grenze 
u.  8.  w.  Hiemil  Imugt  zusammen  die  Übersendung  von  Geschenken,  Orden 
u.  8.  w.  Durch  Übung  haben  sich  femer  inabesondere  bezflgUch  des  See- 
Zeremoniells  bestimmte  Begeln  ausgebildet,  in  denen  die  anerkannten  Rang- 
verliSltnisse  der  Staaten  auch  im  Seeverkehr  zom  Ausdruck  kommen.  Unter 
Seezeremonicll  versteht  man  die  Ehrenbezeugungen,  welche  auf  der  See  be- 
findliche Schiffe  einander  oder  den  Seeplätzen  oder  hohen  Persunt  ii  erweisen 
sollen.  Der  Zweck  des  Zereniuniells  kann  ein  dreifacher  sein;  Ausdruck 
der  UutOTwerfung  als  Kriegsgefangener,  b)  Anerkennung  der  Oberherrlichkeit 
eines  Staates  über  ein  Seegebiet  und  e)  Bezeugung  einer  vorgeschriebenen 
oder  herkfimmlichen  H(}flicbkeit.  Die  vorzüglichsten  Formen  sind  a)  das 
Streichen  und  Anziehen  der  Flagge  (le  salut  de  pavillon);  das  erster« 
kommt  nur  vor  als  Zeichen  der  Unterwerfung;  h)  da«;  Sesrelst reichen  (le 
salut  des  volles)  hat  nur  vuu  Kauffahrteischiffen  gegenüber  Kiiegs-scliiffen  zu 
geschehen;  c)  der  vorzugsweise  so  genannte  Seegrufi  durch  Abfeuerung 
von  Kanonen  (le  salut  descanons).  An  sich  kann  jeder  Staat  seinen  Schiffen 
ein  Zeremoniell  vorschreiben,  welches  sie  unter  sich  und  gegen  fremde  Schiffe 
und  Seeplätze  beobachten  .sollen  und  zwar  sowohl  auf  offener  See  wie  in 
seinem  Seeirebiete.  Fremden  Schiiten  kann  ein  Staat  ein  Zeremoniell  vor- 
schreiben, wenn  sie  in  seinem  Gewässer  ein-  oder  auslaufen.  Auf  offener  See 
ist  kein  Staat  ohne  besonderen  Vertrag  berechtigt,  von  fremden  Schiffen  Ehren- 
bezeugungen zu  fordern. 

I  38.  IHe  vOlkerreektlichen  Pentonen  als  Subjekte  von  Beehten 

und  Pflichten.  I.  Bei  der  Beantwortung  der  Frage  nach  der  Möglichkeit  und 
Beschaffenheit  subjektivpr  TJedite  und  l'tlichten  zwischen  Staaten  ist  von  drei 
Momenten  auszugehen:  \ou  der  Kxi>«tenz  von  Rechtsnonnen  fiii-  das  gegen- 
seitige Verhalten  der  Mitglieder  der  internationalen  Gemeinschaft,  der  juri- 
stischen Eigenart  dieser  Gemeinschaft  und  sohin  auch  jener  Normen,  endlich 
von  der  Rechtsflhigkeit  der  Staaten  in  ihrer  Eigenschaft  als  völkerrechtliche 
Subjekte.  Da,  wie  oben  (S.  17ff.)  nachgewiesen  ist,  die  völkerrechtlichen 
Normen  den  (.'harakter  jinsitiven  rtechts  besitzen,  kann  die  Fiajrf'  der  'S\ö^- 
lichkeit  subjektiver  liechtc  der  völkerrechtlichen  Personen  immer  nur  in  einer 

I  Alt  20  der  Wiener  Koiigreßakte  »agt:  .....  il  est  tecunnuc  par  Ica  puissanccs  qui 
out  coucuuru  ä  cct  avt«  quo  l'emploi«  de  cette  laugue  (der  fnuisösiachen)  ne  tircni  puint  ä 
cons^qQonco  pour  l'avenir,  de  aorte  qne  cbaquc  puitiaano«  ae  ivserve  d^idopter .  .  .  ia  laogue 
dont  eile  »'est  Her\  ic  jH»4|u'tri  dans  »es  relatiuns  diplomatiquoe,  um  qoe  le  Cndti  actael  puiMO 
t^tre  citö,  coliime  exemple  coatiaire  «nx  osagw  fitablics. 
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Deziehnngf  za  diesen  Nonnen  gedacht  werden;  jedes  anf  spekulativem  Wege 

konstruierte  Können  und  Dürfen  der  völkerrechtlichen  Subjekte  liegt  außer 
der  Sphäre  dt^s  "Rerlits  und  seiner  Erkenntnis;  jene  bei  dm  snhjoktivon  Rerlifen 
und  Pfliclitcii  in  IVtrarht  kommende  Bp/^iehnn?  zu  betreffenden  Normen  ist 
also  Huf  dem  (Gebiete  des  Völkerrecht«  allemal  eine  Beziehung  zu  den  von 
den  Mitgliedern  der  Staatengemeinsehaft  anerkannten  Normen 
ihrer  rechtlichen  Stellnng  in  der  internationalen  Gemeinschaft  nnd  der  auf 
diesem  Boden  bestehenden  konstanten  bezw.  vorübergehend  hervortretenden 
hebensverh  Utnisse.  Die  Eifrenart  der  internationalen  Gemeinschaft  spiegelt 
sich  fülgenialM^-  nicht  bloß  in  der  Art  der  Entstehung  und  Bewährung  des 
objektiven  Völkerrecht*»,  sondern  auch  iu  der  Alt  der  Bewährung  völkerrecht- 
licher Anspräche  und  der  Bealiaiemng  von  vlJIkwreehtlidien  Verbindlidi* 
kMten.  Da  femer  von  subjektiven  Rechten  nnr  die  Rede  sdn  kann  im  Uin« 
blick  auf  Snl  jfkte,  die  in  einer  Rechtsgemeinsi  liaft  alsTrflger  einer  Willens- 
macht  anerkannt  sind,  so  sind  völkerrechtliche  Ansprüche  nur  möglich  im 
Hinblick  auf  völkerrechtliche  Subjekte,  d.  h.  Staaten,  die  als  Mitglieder  der 
internatioDaleu  Gemeinschaft  anerkannt  sind.  >^ 

IL  Die  allgemeinen  Erörterungen  über  die  subjektiven  Rechte  im  Völker- 
recht nnd  deren  Klassifikation  sind  bis  in  die  Gegenwart  vielfach  von  der 
llteren  naturreehtlichen  Einteilung  des  Völkerrechtes  in  absolutes,  formales 
oder  unbedingtes  nnd  hypothetisches  oder  materielles,  bedin^rtes,  erwor- 
bene,s  VölkeiTecht  beherrscht  Den  fiinndrechten  als  absoluten  Kechten  wer- 
den die  hypothetischen  oder  erworbenen  üechte  gegenübergestellt,  deren  Ent- 
stehung auf  Willenaakten  oder  dem  in  Gewohnheiten  oder  Verträgen  xum 
Ausdruck  gelangten  i-eehtliehen  Willen  der  Staaten  bmuht')  Diese  völker- 
rechtliche Theorie  der  Grundrechte  weist  augenscheialieh  auf  jene  naturrecht- 
liche  Anschauung  zurück,  nach  welcher  die  Grundlage  aller  sozialen  Ordnung 

t)  Eiiu'  {'ifireniirtipo  Anscliauung  entwickelt  JcII  i  n  ck ,  System  ^02  ;  er  nimmt  auf  dem 
Gebiete  den  Internatioiialou  eiue  doppelte  Ancrkeonuag  dos  Staates  als  Kecbtssabjekt  ao» 
nlmltdi  «Is  isolierte«  Rechtirabjekt  nnd  ab  MItirlied  der  Staatongem etaschaft  Dngeg^ 
wird  von  Heilborn,  Sveteoi  811,  mit  Kecht  darauf  hinf^cwiesen ,  daß  ein  Rechtssubjckt 
.niemals  abstrakt,  sondern  immer  nur  knnkrct.  d.  Ii  nl«  Mitglied  einer  beistimmten  Gemein- 
Schaft  mit  einer  l)c«timmtcn  Hechtafähij;koit  anerkannt  wird.  Anerkennung  eine«  MeuBchen 
oder  fliiMB  GemcinwcseuH  al»  Ileclitsitubjckt  ist  AncrIcennUDf  als  reehtafifaiffes  Mit^Micd  <lor 
anerkennenden  GcmHnsrhaft,  nicht«  aiulcn  s'  Ilfilhorn  vprw»"ist  auch  dfirnuf,  daß  die  von 
Jcllinck  gesogenen  Konsequenzen  gegen  jene  lJupiizitiit  der  Anerkennung  sprecheu.  An- 
ariccmmiK  ala  taoliertea  Reelitanibjekl:  verpflidite  aar  Unterlaauing  jeder  Verletniiiff  und 
Nf^ncrnntr  drr  Porfönlir-hkeit;  erst  die  Anerkennung  der  Mitp-liH'^chaff  an  dor  Staatonpempin- 
Bchaft  bcgrOnde  einen  Ausprucfa  auf  Erfüllung  jener  Pflicht;  ea  entstehe  daher  dio  Frage* 
wem  KCgfloflber  man  im  ersten  FaUe  verpfllditet  sei?  „V^  die  Staatengemelneehaft  der 
PcrsonUclikcit  cntliphrt,  doch  nur  den  anderen  Staaten  gegenfiber;  also  werden  wolil 
die  Befolgung  der  Norm  fordern  dürfen.'^  Siehe  neucstens  Cavagiieri,  I  diritti  foud»- 
menlali  SOdq. 

2)  Diese  oberste  CnteiBcbeidung  von  absoluton  und  hypothetischen  Flechten,  wird  von 
den  Vertretern  dicj^cr Rirhtnnfr  faet  durchwehe  fcstirchalten.  so  z.  Ii.  bei  Ileffter,  F.  v.  Martens, 
Calvo,  Cariiazza  -  A  muri,  Honfils,  iiivier,  Fiorc,  Pradier-Foder6,  Wheaton 
Travcrs  Twiss  u.  a.  Insofern  beateht  DbereiDatimmnagder  Anriditen  unter  den  Anltlngem 
der  traditiooeUon  Lehre. 
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die  AnerkeunuDg  gewisser  angeborener  und  unveräußerlicher  Hechte  des  In- 
dividminis  bildot.  die  zuf^lfich  eine  iniverrückbare  Schranke  (iff  Knifaltnn^f 
der  Staatstrewalt  iHHlt-utt-n.  Analog  hfiiputen  die  (^rundnH'lite  diM'  Staaicn 
die  Grundlage  der  intenialionaleu  Ordnung  und  die  absolute  Öcliranke  der 
WirkBankdt  y91ken'eebtlicher  NormeiL  In  jener  Unterscheidung  absoluter 
und  hypothetischer  Rechte  der  Staaten  kommt  daher  der  von  natnrrechtlichen 
Auächauungen  beeiuHußte  Gedanke  einer  doppelten  Kategorie  internationaler 
Xornien  zum  Ausdruck:  einer  überfrefirdneten.  i\tis  der  Xatur  des  Staates  auf 
deduktivem  Wege  konstruierteu  unwandelbaren  Ordnung  und  dem  positiven, 
von  dem  Willen  der  Verkehr  pflegenden  Staaten  geschallenen  Völkerrecht, 
welches  letztere  dem  erst^ren  unbedingt  untergeordnet  ist  und  diesem  als  un- 
verrttekbare  Schranke  gegenübersteht  Jene  natarreehtlichen  Anschauungen 
liegen  auch  der  Erklärung  der  Menschpiireolite  in  der  französischen  National- 
versammlung von  1789  (ergänzt  durch  den  Konvent  1793)  und  dem  Antrag 
des  Abbe  Grögoire  vom  23.  April  1795  auf  Annahme  der  Declaration  du 
droit  de  geas  zugrunde  und  spielen  in  der  folgenden  Epoche  in  den  Ver« 
lassnngsurkanden  der  konstitutionellen  Staaten  eine  bedeutsame  Bolle.  Unter 
dw  Rubrik  absolutes  Völkerrecht  werden  Rechte  in  Betracht  gesogen,  welche 
einem  jeden  Staat  seinem  Begriffe  nach  im  Völkerverkehr  zustehen, 
die  sich  also  jeder  Staat  ohne  weiteres  beilegt,  die  jedem  Staat  ohne  eine 
Konze.ssioü  seitens  anderer  bl<taten  oder  ohne  Vertrag  mit  anderen  Staaten 
zustehen.  Da  jeder  Staat  seinem  Begriüe  nach  ein  Gemeinwesen,  eine  juri- 
stische Person  ist>  so  bezeichnet  man  sein  absolutes  Recht  wohl  auch  als 
Recht  der  völkerrechtlichen  Persönlichkeit.  Dieses  absolute  Recht  —  zunftchst 
als  ein  Komplex  von  Attributen  gedacht  —  wird  dann  in  eine  Reihe  von  ein- 
zelnen ah.voluten  subjektiven  fechten,  welrlic  Aiisflnli  dt-r  Staatsiitrsönlichkeit 
in  bezug  auf  den  Völkerverkehr  sind,  und  ai»  sog.  Grundrechte';  be- 
zeichnet weiden,  aufgelöst.  Wie  wenig  sicher  die  Grundlage  dieser  Kon- 
struktion ist,  ergibt  sich  aus  dem  Umstand,  daß  sich  die  DifTer^uiernng  da- 
zelner  sog.  Grundrechte  bei  verschiedenen  Schriftstellern  in  verschiedenem 
Umfang  und  auch  inhaltli*  Ii  verschieden  vollzieht  2):  ^ige  rechnen  hieher 
nur  das  Recht  der  Selbsterhaltung  und  das  der  inneren  S«  Ibständig- 
keit  und  Unabhängis-keit;  bei  anderen  tindel  .sich  ein  iimtangreicherer 
Katalog,  indem  ah»  Grundrechte  auch  bezeichuet  werden:  das  Recht  der 
Gleichheit,  dasltecht  der  völkerrechtlichen  Ehre  (Recht  auf  Achtung) 

1 )  A usfriliruiigen  über  die  ürundrechtc  siehe  insboa.  boi  v.  U  u  1 2  c n  d  u  r f  r .  1 1 1 1  1 1  S.  4 7  ff. ; 
E.  V,  Martens  1,  293  ff.;  Rivior,  Lehrburh  §  20  ff.,  wo  mit  der  Oarstelluii};  der  einzclocn 
Rechte  auch  die  wecht>elseitigen  KinBchräukun^cti  in  Folge  der  iuteniatioiialcii  Uemcinacblft 
ilin*  Krurteruug  findeu.  Desselben  nFriodpes*'  I  f.  235  sq.  Siebe  auch  die  AiisflUiniogeii 
bei  Garcis,  §  24  ff. 

2)  Sidie  darüber  neaeatcns  die  grOndlichen  kritischen  Ausführungen  bei  Cavafflieri 

I.  c.  2'J'*i].    Kiner  der  neueren  Anhänger  der  Theorie  der  Grundrechte  l^illot.  iferlierehcs  snr 
te«  druitä  foodaiueutsuix  des  Etats  etc.  sagt  «iueiseits:  Co  sunt  Ics  Prärogatives  essentielles  dee 
nalioiis»  les  bmndics  de  Tanuature  qnl  soutieot  le  »ysttme  g^n^ml  de  leun  drtits  et  de  Jeure 
dovotr^  D'riproqvu'S:  aiiderseit»  hebt  er  besoniIei>  liervor:  II  estftpeu  pris  MOt  exenple^ 
rc-DumC-ratiun*de  l'uu  soit  ideutique  ä  celle  de  l'autre. 
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oder  des  Kredits das  Hecht  der  Öeffeut  lichkeit  odei  Pu  biizität^), 
das  Becht  auf  answftrtigen  Verkehr,  das  Recht  der  Besitzes-  u&d 
Eigentumsfahigkeit')  das  Becht  der  Staatsrepr&sentation  und  das 

Becht  der  Rechtsverfolgung  durch  Selbsthilfe  (Kriegsrecht  u.  s.  w.) 
Eine  ticforrrifcnde  Beiientung  kommt  dit^sor  Tiieorie  fiii-  die  Gestaltunj!;  des 
Systems  des  Vulkerrechus  und  die  dogmatische  Behandlunir  der  eiuzeluen 
völkerrechtlicUen  Institute  /u.  Dies  tritt  besonders  klar  z.  Ii.  in  den  beiden 
Werken  von  Bivier  hervor,  wo  die  sog.  Grundrechte  den  Mittelpunkt  der  Ge- 
staltung^ des  Systems,  der  Verteilnng  des  Stoffe  und  der  dogmatischen  Auf- 
ftssnng  der  einzelnen  Institute  bilden. 

HI.  Der  Annahme  solcher  Grundrechte  treten  neuestens  einige  Schriftsteller 
anf  Grund  von  Untci'suchnnw'en  über  die  Natnr  des  subjektiven  Rechts  und  prin- 
zipieller Ablehnung  naturrechtlicher  Anschauungen  entgegen.^) 

1 )  Man  versteht  daixintor  den  Ausdruck  der  Anci^enotiQg  <lcr  Rvchtiichkcit  mier  Ixfgi- 
timttät  de»  I^o^tcliou»  einos  Staate»  und  der  Moralität  oder  sog.  Loyalität  dei-  Handlungsweise 
der  Staatsregu  iuiig  im  VSIkerverkehr.  Diese  Anerkennung  oder  der  ▼Blkerrochtliche  Kredit 
beruht  nach  innen  auf  der  Kultur  und  Gesittung,  sowie  auf  dein  Wohlstand  und  der  Intelligenz 
des  Volkts,  auf  seiner  Steuerkraft  und  Wehrkraft,  ftiiici  auf  der  Tüchtigkeit  Hpiticr  Ver- 
faauiDg  und  Vcrwaltuug  und  insbcaundcre  auf  der  Ordnung  seiner  Finanzen ;  iiudi  auUen  be- 
niht  der  Kredit  ebee  Staate«  auf  der  Beebtlicfakeit  und  Uneigennfltzigkeit  der  äußeren  Politik 
oder  des  sojr.  Systems  der  Regierung,  überhaupt  in  der  (Icwissinliaftifjktit  in  Erfüllung  dor 
iikaatsverträge  und  in  der  kräftigen  Handhabung  der  geschlossenen  Hünduisse.  Indessen 
HaiidJonf(en  dritter  Staaten,  welche  eine  Negieninf  dteeer  Eigemebaften  eniee  bestmniten 
Staates  bekunden,  sind  als  Beleidigungen  nicht  Verletzungen  eines  lusonderen  subjektiven 
Uecfats,  sondern  veretoßeu  gegen  dun  oben  %u  erCrterndcu  Aoepruch  auf  Nichtverictzuug  der 
Pereon  and  begründen  allemal  eine  aelbBtindigo  Obligation  zur  Genugtuung  u.  s.  w.  Ven^I. 
Reilborn,  System  S.  299. 

2)  In  dieser  Richtung  wurde  ein  Recht  behauptet,  von  dem  anderen  Staate  bei  zweifel- 
hafter Handlungsweise  Erkläningcn  zu  fordern  und  deren  Verweigerung  oder  ungenügende 
Erteilung  als  Feindseligkeit  zu  betraditon;  auch  soll  das  Recht  der  ÖffentUdikeit  das  Recht 
der  freien  ÄuBoning  nhor  die  inneren  und  äuneren  Zustän<lo  anderer  Staaten,  über  daa 
politische  System  ihrer  liegierung  u.  s.  w.  beart'ifeu.  Mau  konstruiert  dieses  Rei'lit  als  Recht 
der  Begiening  und  der  einzelnen  Individuen  gegcnQber  dem  Anelande  nnd  swar  In  dem 
Maße,  als  die  Gesetzgebung  des  lulamles  ulelit  selbst  eine  Kinschränkung  enthfllt  Imlessen, 
aucli  hier  handelt  e«  sich  um  die  durch  keine  völkerretsbtliche  Nonn  eingeschränkte  Be- 
tMÜgmg  der  fVelheit  der  8t«atspen6nlicbk«it;  bat  der  Oebnudi  dieser  Freiheit  eine  Verletanng 
der  Persönlichkeit  dos  andoru  Staates  zur  Folge,  so  treten  die  mit  Heloidigungcn  nlier!i;iupt 
verknöpften  Wirkungen  ein.  In  crsterer  Beziehung  ist  zu  beachten,  daß  ee  keiuo  völker- 
reebtUdi  anerkannten  GrOade  des  Krieges  gibt  and  daB  es  darcbsae  8adie  der  poKtiacfaen 
Erwägungen  der  von  einem  unfreundlichen  Vorgebeu  eine^«  anderen  Staates  betrolfenen  Re- 
gierung ist,  ein  solches  Verhalten  als  eine  schwere  VerietzuQg  der  Petsdnlichkeit  an  betrachten 
tmd  ent^rechende  Konsequenzen  dann  zn  knflpfen. 

8)  Man  versteht  darunter  das  Recht,  ein  Staatsgebiet  zu  besitzen,  es  in  rechtlicher 
Weise  zu  erweitem,  neue  Gebiete  zu  ei-werb<  n.  z.  B.  ilunh  Kolonisation,  fornei  das  Recht, 
sonstiges  Vermögen  und  dingliche  Recliie  <cur  Bestreitung  der  ätiuitj<bedürfniese  zu  besitzen; 
man  rechnet  hierher  auch  das  Recht  der  Handelafroiheit  in  dem  Sinne«  daß  Jeder  Staat  be- 
fugt ist,  mit  jeder  anderen  Nation  Bändel  zu  treiben,  ohne  daß  ein  dritter  Staat  Einsprach 
erheben  dürfte. 

4)  E»  sind  dies  Jellinek  tmd  Beilborn.  Die  gdstvoIlB  Arbeit  von  Pilleti  Re- 
dievchci  Mir  lea  droit»  fondamentauz  etc.  ist  atterding»  «ndi  ebo  eingebende  Kritik  der  tm 
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Nach  Jellinek')  eiitliHll  der  KaUlog  der  vülkerreclitlicheii  Gruüdrecbte 
nichts  als  eine  Tautologie,  denn  er  besa^^e  nichts  uidereaf  als  dftß  d«r 
Staat  das  Hecht  habe,  Staat  zn  sein  und  daS,  ki-aft  der  ihm  gewährten  An- 
erkennnng,  kein  Staat  ein  Kecht  habe,  einen  anderen  in  der  Betätigung  seiner 
notwendip:en  Funktionen  zu  hindern;  Jurist  ist  h  liefiiii  sich  diese  angehlirluMi 
Tiedite  in  den  Satz  zns'fiiiimr'nfassen,  dali  kein  Staat  reclitlich  von  dein  an- 
dt'ieu  etwas  loidern  oder  ihn  reclitmaliig  zu  etwas  zwingen  dart,  als  auf 
Grund  eines  Rechtssatzes.  Einer  eingehenden  Kritik  unterwirft  Ueilborn^) 
die  einseinen  ßrundrecbte  mit  dem  Ergebnis,  daß  der  juristisehe  Inhalt  dieser 
Materie  unter  anderweite  Kategorien  im  System  des  Völkerrechts  zu  sub- 
sumieren ist,  der  naturrechtliche  und  politis(  lie  Inhalt  dagegen  ausgeschieden 
werden  muß.  Resnnders  einstehende  Kritik  erftlhrt  das  Recht  der  Selbsl- 
erhaltnng  es  wird  gewöhnlich  aufjjfelaßt  als  Anspruch  auf  Unterlassung 
aller  Verletzungen  und  als  die  Befugnis  zur  Ergreifung  aller  Maßregeln, 
welche  zur  eigenen  Selbsterhaltung  notwendig  sind.  In  letzterer  Beziehung 
spricht  man  zunächst  von  einem  jus  armorum  (Wehi-  und  Waffenrecht),  d.  i. 
das  Recht,  als  kri.  gsführungsberechtigt  zu  gelten  und  sich  durch  militärische 
Rüstunjjren  all»i  Art  frrf^en  mögliche  Gefahr  vorzubereiten  (z.  B.  durch  An- 
schaffung von  Kriegsnialerial,  Waftenvorräten,  Kriegsflotten,  Aufstellung  von 
Truppen  Ober  den  sog.  Friedensfuß,  Aulegung  und  Armierung  von  Festungen, 
Abschlieftung  von  Kri^bOndnissen  u.  s.  w.).  Indessen  alle  diese  Maßregeln 
fallen  nntci  dt  ii  Gesichtspunkt  der  völkerrechtlich  nicht  beschränkten  Frei- 
heit der  Mit^dii'ilei'  der  internationalen  (iciiieinschaft  uiul  bilden  einen  Teil 
der  inneren  Staatsanirele^enheiten  ivg-].  auch  Heüboni  System  '288);  Be- 
schränkungen dieser  Freiheit  setzen  einen  individuellen  reciitliclien  'i'itel  vor- 
aus. Unter  den  Gesichtspunkt  von  Maßregeln  zur  Selbsterhaltung  wird  aber 
noch  anderes  subsumiert;  soz.  R  von  v.  Holtzendorff^)  die  Snspendiemug 
der  Freiheitsrechte  darch  erweiterte  Verhaftungsbefugniß,  ohne  daO  die  aus» 
wärtigen  Mächte  befugt  wii-en,  die  zn  Zeiten  der  Gefahr  gewählten  Aus- 

ditiooellea  Lehre;  allein  im  ErfpebnlB  steht  Pillet  dodi  auch  aof  dem  Boden  dieser  Lehro, 

da  auch  er  mit  dem  mcthodi^H■h  iinziitrorfeDden  Gedanken  einer  Duplizität  des  p(>»it1vcn  Völker- 
lechts  und  gewiaser,  auf  spekulativem  Wege  ppcwonnener  Normen  operiert.  Der  einzig  riclitigo 
Standpunkt  der  Jurisprudenz  ^cfcenübcr  der  vorliegenden  Frage  al)cr  kann,  wie  ich  wieder- 
holt betont  habe,  doch  nur  in  der  prinzipiellen  Ablehnung  jener  Daplizidit  und  der  durch* 
greifenden  Anerkennung:  der  Einheit  nllcs  IiL(  hts  ;i  1  s  positiven  Recht»  gefunden 
werden.  —  Pillet  anerkennt  gewisse  ürundiwtitc;  die  Krgcbnisac  seiner  Untersuchung 
w(<ndcn  »ich  nur  (fegen  die  ilbliehen  Klaadflkatloneii  der  eimelncn  aog.  Gnindrocfat«.  Sdne 
Kritik  ist  aLso  eine  wesentlich  negative.  Andei-seit»  betont  er  doch  auch  den  einzig 
hditigt»  Ausgangspunkt  iu  der  vurlicgc^den  Materie:  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Staatea 
als  Rechteanbjelcle. 

I)  System  S  no->  ff. 

i)  .System  S.  2S0  ff.;  vgl.  dazu  auch  Beling  in  der  Krit.  VicrtcljahrBsdirift  3.  F.  1  S.  615. 

9)  Eine  eiogehende  Kritik  des  sog.  Solbsteriialtungsrechts  htetet  nenesteDs  Cavaglleri 
I.e.  35  sq.  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  mit  jenem  Reciite  zusammenhängende  Theorie  des 
politischen  Uleicbgewichts.  Siehe  auch  Desselben  Ausführungen  iiber  die  Clausula  rebas 
MC  Btantibiia  und  daa  Selbsterhaltnngsrccht  I.  c.  S9  und  Archiviu  giuridico  isos. 

4)  IIB  II  S.  54. 
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raliineniaßrefi'eln  nach  dem  Maßstäbe  staatsrechtlicher  TjRg-alität  zu  priiten. 
Es  siud  dies  MaüregelQ,  die  augenscheinlidi  uiit  der  rechtlichen  Stelluug  der 
Fremden  nach  allganeinem  VOlknrreeht  bezw.  nach  Vertragsrecht  auf  das 
engste  nisammenbilD^en.  Es  handelt  sich  also  bei  diesen  and  Mnlichen  Ha0- 
regeln,  von  denen  die  Ausländer  betroffen  werden,  in  letzter  Reihe  um  die 
Fi-ag:?.  ob  die  Nichtbeachtnng  von  allgemeinen  vi'1kH?rFrhtlif")ieTi  Xoi  pipn  o»ler 
die  Verletzung  von  Vertraprspflichten  ans  dem  Selbslei  luiltun':?si  eciii  gerecht- 
fertigt werden  könne.  •)  Die  kritische  Betrachtung  betreffender  Falle  verweist 
jedoch  anf  eine  juristische  Bearteilnng,  welche  die  Bechtfertigung  der  hier 
in  Frage  stehenden  Maßregeln  ans  dem  Titd  eines  Selbsterhaltnngsrechts  ab- 
lehnt. Befindet  sich  ein  Staat  in  einer  Lage,  in  der  die  Erhaltung  seiner  Exi- 
stenz derart  in  Frage  gestellt  ist.  daß  er  die  Gefahr  nur  durch  Übertretung 
von  Normen  des  Völkerrechts  bezw.  durch  Verletzung  vou  Vertragspflichteii 
beseitigen  kann,  so  liegt  eben  allenml  ein  Fall  des  Notstands  vor,  in  welchem 
das  Recht  die  Befolgung  seiner  ImperatiTe  nicht  mehr  fordern  kann;  ein  Becht 
«ir  Vornahme  betreffender  Handlangen  wird  nicht  anerkannt,  die  Handlangen 
sind  rechtswidrig,  es  zessieren  nur  die  mit  solchen  Handlunffpn  sonst  ver- 
kiiüpfteii  rechtlichen  Fols^en.  Es  ist  mit  Recht  darauf  hiui2:e\vieseii  worden, 
daß  die  Öelbsterhaltung  Aufgabe  dcjj  Staates  ist,  aber  nicht  Recht.  Um 
diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  stehen  ihm  verschiedene  Rechte  zu,  die  einen  eigenen 
Inhalt  anf^^en.  Dem  Selbsterhaltongsrecht  des  Staates  mSAten  flbrigens 
Pflichten  gegenüberstehen;  der  Inhalt  dieser  Pflicht  könnte  aber  nur  darin 
bestehen,  daß  sich  jeder  Staat  so  verhalten  muß,  wie  es  die  Selbsterlialtnng 
des  anderen  fordert^);  die  Erfüllung  einer  solchen  Pflicht  würde  aber  not- 
wendig dem  btaate  die  doch  sonst  anerkannte  Freiheit  der  Betätigung  seiner 
eigenen  Persönlichkeit  und  der  Ausübung  seiner  eigenen  Hechte  tatH&chlidi 
ratdehen.  —  Was  den  als  Inhalt  des  sog.  Selbsterhaltangsreehts  in  erster  Reihe 
betonten  Anspruch  auf  NichtVerletzung  der  eigenen  Person  (und  zwar  im 
Sinne  der  Nicht  Vernichtung  der  Existenz  und  Nichtverletzunfr  irgfeud  welches 
Rechts  oder  Interesses)  anlangt,  so  ist  zn  bemerken,  daß  in  der  internationalen 
Gemeinschaft  nach  ihrer  Grundidee  als  rechtlicher  Gemeinschaft  durch  deren 
Normen  in  erater  Reihe  jenes  Interesse  Anerkennung  und  rechtlichen  Schutz 
finden  maß,  dessen  Erhaltung  überhaupt  die  Voraossetzong  des  Eintritts  in 
die  Gemeinschaft  und  der  Fortdauer  dieser  Gemeinschaft  bildet.  Idee  und 
praktische  Mi)glicbkeit  der  internationalen  QemeiDscbaft  postulieren  eine  grand- 

1)  BeilborD,  System  S.  289  ff.  behandelt  die  Frage  mit  RBcksicht  auf  gegebene  Ver- 
ti-agspflichten  in  einer  Kritik  der  Verordnung  der  Kc^dertmoj  von  Elsaß-Lothringen  vom 
22.  Hai  Ibib  betr.  die  fiinfübrong  de»  PaQzwaiiges  für  alle  über  die  fraozOsiscbe  Grenze  zu- 
raiamdcB  Amlliider,  wobd  er  umimmt,  dafi  die  Yerordnang  mit  Art  11  de«  Frankfarter 
Frieden»,  in  wclflicin  dio  Kontrahenten  ihren  Ilündel^Vifzifliitngen  deu  Grundsatz  der  gegen- 
eeitigen  Behandlung  auf  dem  Fuße  der  meistbegünstigten  Nation  zu  Grunde  legen,  in  Wider- 
qnndi  itaad  —  «im  Aimafaine,  der  wir  nicht  zustiroraen  kSnoten.  Ein  Beiapiel  derVerietznoip 
einer  allgemeinen  völkerrechtlichen  Pflicht  entnimmt  Heilborn  S.  293  den  Toigiotf0ii 
w&brouü  des  kanadischen  Äufstands  im  Jahre  1898  (Qobietsverletzujigl. 

2)  Strisower  in  Orfiohut's  Ztachr.  XVI  &T17. 
:<)  Ileilborn,  8y«tom  S129«. 
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legende  Norm  zum  Schutze  der  sich  als  Kechtssubjekte  und  Eechtsgenossen 
gegenseitig  anerkennenden  einzelnen  Mitglieder  der  Gemeinsdialt.  Dem  durch 
das  gldctabereehUgte  Nebeneinanderbesteben  der  Mitglieder  dieser  Gemein- 
schaft gegebenen  primären  und  konstanten  Lebensverhältnis  entspricht  innor- 
halb  der  völkerrechf liehen  Ordnnnsr  dnrch  Vermittlung  jener  grundlegenden 
Norm  ein  primäres,  ailgcraeincs  Rechtsverhältnis,  in  welchem  jedes  Mitglied 
sich  als  verpflichtet  anerkennt,  die  anderen  nicht  zu  verletzen,  jedem  einzelnen 
Mitgliede  aber  ancb  der  Ansprach  zuerkannt  ist^  von  jedem  anderen  die  Unter- 
lassung jeder  Verletzung  zU  fordern.  Jede  Verletzung  eines  Mitgliedes  ist 
rechtswidrig,  weil  Übertretung  jener  grundlegenden,  jede  Verletzung  der 
Person  verhietenden  Norm. ')  Weil  diese  .Vorm  notwendig  alle  Interessen 
umfaßt,  kann  die  Konstruktion  einzelner,  abgeleiteter  und  als  Grundrechte 
bezeichneter  subjektiver  Rechte  als  überflOssig  abgelehnt  werden,  denn  keines 
dieser  einzelnen  Rechte  würde  einen  spezifischen  Inhalt  aufweisen.') 

Die  g^enseitige  Anerkennung  der  Staaten  als  Reehtssabjekte  und  das 

priniiüi'  Verbot  der  Verletzung  der  völkerrechtlichen  Persönlichkeit  sichern 
jedem  einzelnen  ^litgliede  dei  inter  nationalt  n  Gemeinschaft  die  Freiheit  der 
Betätigung  seines  Willens  in  den  diiieh  den  St  aalen  verkehr  sich  erg-ebenden 
Lebensverhältnissen.  Jede  Betätigung  der  Freiheit  des  einzelnen  Staates  im 
Völkerverkehr  ist  dem  Völkerrechte  gemäß,  wenn  betreffende  Handlungen 
nicht  eine  Verletzung  eines  anderen  Staates  enthalten.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  Beschränkungen  dieser  Freibeitssphäre  der  Staaten  auf  dem  Boden  der 
intHinationalen  Gemeinschaft  nur  in  anderweiten  Normen  des  Völkerrechts 
oder  in  konkreten  Akten  der  äelbstbeschränkUDg  ihre  rechtliche  Wurzel 
haben  kihnien. 

Völkerrechtliche  Ansprüche  und  Verbindlichkeiten  entspringen  aus  den 
Völkerrechtsnormen  und  ans  individuellen  Titeln  (Verträgen,  Ver- 
letzungen  n.  s.  w.).  Im  Hinblick  auf  die  berechtigten  nnd  Terpflichteten  SvAijekte 

ergibt  sich  zunächst  eine  Klasse  von  Ansprüchen  gegen  jedermann  (absolute 
Ansprüche):  dem  Berechtigten  stehen  alle  übrigen  Mittrlieder  der  völkerrecht- 
lichen Gemeinschaft  als  VerpHichtete  gegenüber.^i  Hinher  gehört  vor  allem 
der  Anspruch  auf  Anerkennung  als  Rechtssubjekt  und  Niehtverletzuug  der 
Person  bezilglich  ihrer  wesentlichen  Attribute.  Diese  AnsprUcbe  setzen 
Normen  voraus,  deren  Imperative  sich  an  alle  (die  Normen  anerkennenden) 
Mitglieder  der  Gemeinschaft  wenden  und  dem  Berechtigten  gegen  jedes  Mit- 
glied Schutz  srewähren.*)  Eine  andere  Klasse  xm  Artsprüchen  ist  dageg^en 
nicht  gegen  alle  anderen  Mitglieder  der  Geuieiuachaft,  sondern  nur  gegen 
einen  bestimmten  oder  mehrere  bestimmte  Staaten  gerichtet.   Diese  relativen 

\  t  Die  WiricMunkeit  dieser  Kona  zeasieit  im  Kriege;  hier  iaft  daher  die  Verlecning  nicht 

rcTht.swidrig. 

2)  Jeliinek.  System  S.SOe;  Hellborn,  Syaccm  &2%7. 

Vi;),  iieiliintn.  System  >°.  :n'>rr.  insix^s.  die  Aneffibmogeii  Aber  die  abaoluteii An- 
Bprikhe  der  Hiaateu  in  bezug  auf  l^aad  und  Leute. 

4)  IDt  Recht  beraeritt  Heilborn,  Syetem  S.  S18,  duß  ein  die  absolaten  Rcdite  nicht 
aneikennender  Staat  von  kranem  anderen  Staate  als  VOIkerrechtasnbjekt  anerkannt  werden  dttifte. 
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AnspvHehe  sind  allemal  an  einen  konkreten  Tatbestand  (Verletzung  von  lor 
tereaeen,  die  den  Gegenstand  eines  absolnten  Rechts  bilden,  Rechtsgeschäfte 

und  anderweite  rechtlich  bedentsame  Tatsachen)  gebunden ;  sie  stehen  in  Be- 

ziehuiio:  zu  Normen,  deren  imperative  Kraft  deni  Berechtigten  nur  crf'^enOber 
jenem  Schutz  trewähren  soll,  der  im  kouki>it»'n  Fall  an  dem  rechtlich  b(»deiit- 
&&men  Vurgauge  l>ete.iligt  ist  Allseitige  Auei  kennaug  der  Norm  ist  auch  hier 
roransgesetzt  1)  In  diesen  Fällen  ist  die  Subjektivierang  des  Rechts  nnd 
Anspruchs  einerseite  nnd  der  Verpilichtang  anderseits  mit  dem  tatsftohlichen 
Vorgang  gegeben-,  bei  den  absoluten  Ans|irnchen  vollzieht  sich  die  Subjekti- 
vieniniar  in  der  Richtung  der  konkreten  Vei  |*flichtnnor  erst  durch 
das  den  Berechtigt»  n  beschwerende  Verhalt»  n  eines  bestimmtt;n  Subjekts.  Der 
absolute  Anspruch  ist  gegen  jedes  andere  Subjekt  gerichtet;  wird  dieser  An- 
sprach rerletet^  so  entsteht  ans  diesem  konkreten  Tatbestande  gegen  den 
Urheber  der  Verletmng  ein  obligatorischer  Anspruch  auf  Reparation  n.  s.  w.  ^ 
Der  Eigenart  des  Völkerrechts  entspricht  die  eigenartige  Gestaltung 
der  Geltendmachung  von  subjektiven  Rechten  und  Interessen.  Die  damit  zu- 
sammenhänjrende  Lehre  von  dem  rechtlichen  Verfahren  nnd  der  Selbsthilfe 
wird  am  Schlüsse  (in  dem  letzt eu  Buche)  zur  Erörterung  kommen. 

§  39.  Rechtliche  Verantwortlichkeit  der  Staaten.  ')  1.  Einseitige 
Betonung  und  teilweise  irrige  Auffassung  des  Wesens  und  der  reditiichen 
Bedeutung  der  Sonyeriinetftt  hat  vielfach  zur  Negierung  jeglicher  recht- 
liclun  Verantwortlichkeit   der    Staaten    im  Bereich   des  Internationalen 

geführt.  Daci-epren  srelangt  die  richtitje  Bctraclitungsweise,  die  von  der 
Idee  und  dem  praktischen  He>tiui(ie  der  internalionalpn  «reui  ciiischaft 
aosgeht,  zur  Bejahung  der  rechtliclieu  Veiantwortlichkeit.  Im  Bereich  des 
ob«i  betonten  primftren  und  allgemeinen  RechtsverhSUnisses  betrachtet  sich 
jedes  Mitglied  der  internationalen  Oemeinschafi;  als  verpflichtet,  die  anderen 
nicht  zu  verletzen;  indem  abei  /rlt^iclizt  iti:,^  jedem  Mitgliede  der  Anspruch  zu- 
erkannt wird,  von  jedem  aridercu  die  I  ntcrlassun::  in  der  Veiietzung  zu  fordern, 
findet  auch  die  der  TUtt  i  lassuu*rsiitiii  lit  korrespondierende  rechtliche  Ver- 
antwortlichkeit für  die  böigen  pliichtwidrigen  Verhaltens  ihre  volle  Aner- 
kennung. Dem  entspricht  auch  das  praktische  Verhalten  der  Mitglieder  der 
internationalen  Gemeinschaft:  sie  bekunden  dadurch  ihr  Bewußtsein  der 
Existenz  einer  mit  dem  Bestände  der  internationalen  Gemeinscbaftsordnnng 
Ton  selbst  gegebenen  rechtlichen  Pflicht,  ihr  praktisches  Verhalten  g^nfiber 

l)  Vgl.  llcilbom,  Systtni  S.  »17 ff.         2)  Heilborn,  System  S.  819. 

S)  (irrotlus,  11,  c.  21  §  2  vgl.  mit  II,  «.  IT  §§  2i>,  21;  Pofendorf,  De  jure  nat.  et 
ffcnt.  Vlll,  f.  t;.  ^  12;  Bluntschli,  §74:  Hefftcr-Gtffckcn  §§  KU— 104  H  oltzoiidorff 
HH  11,  70  ff.  darci'-  v<v<  '.i,  H.  "f.;  v.  Lis/t  5  24,-  Kingcliendc  rntorsuchungeii  über  die 
hier  einscfalitgigvu  1  raj^iu  Triopcl.  Völkerrecht  und  Lundcarcclit  :^24  ff.;  v.  Mnrtitz 
Kultur  der  Gegenwart  4:>S,  ib\);  Hirier,  Princip«»  II,  40,  42;  Calvo  III  §§  12.  «U  nq. ; 
Boiifils  Nr.  321  R»!.:  Piedeliüvre  I,  p.  317  sq.;  Clun'  t.  <»rfr!i^.s  et  t;iiirv  hostilea 
comiois  par  particaliers  conti-o  uu  etat  ctraugcr  (l^»7j;  Wieso,  dr.  intern,  appl.  aux 
gMm»  dviles  |1898)  p.  49  tq;  Rougier  Lee  gucrre  dvile»  et  le  dr.  dee  gern  (1903i  p.  448  sq; 
Halt,  §65;  Halleek I  ji. 440 sq.;  Wharton  1  f  21 ;  Oppenheim I, H  l^^«!- v|^>i>>'t  1 11'- 
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den  gleichberechtigten  Mitgliedern  der  internationalen  Gemeinsdiaft  im  Sinne 

der  Wahrung  der  IntegiiUlt  der  letzteren  einzurichten  ~  ein  Gedankengang, 
der  seinen  notwendigen  Abschluß  in  der  ÄnerkHumm?  df>r  Pflicht  zur  WicdRr- 
aufliebung  der  Folgen  der  Verletzung  und  WiederheisilelJuug  der  Integrität 
der  verletzten  rechtlichen  Fersönlichkeit  findet. 

IL  Die  reehtliehe  Verantwortliehkeit  der  Staaten  ist  mit  ferschiedenen 
Tatbestftnden  verknflpft;  praktiacli  betrachtet  sind  es  immer  Handinngen 
physischer  Personen,  welche  die  Vorantwortlichkeit  (Haftung)  des  Staates  nach 
sich  ziehen.  Die  Gesamtheit  der  hier  in  Frajre  komnienden  Tatbestände  läßt 
eine  doppelte  Gruppierung  zu,  auf  der  die  ruteiMcheiduiig  zweier  Arten  von 
Verantwortlichkeit  beruht  Es  ist  nämlich  l.  eine  uu mittelbare  Ver- 
antwortlichkeit des  Staates  gegeben,  wenn  die  verletzende  Handlung 
von  dem  Oberhaupt  des  Staates  oder  anderen  den  Staat  vertretenden 
Orgfanen  (Minister  ies  Äußern,  Gesandte,  Konsulen,  militAnsche  Befehls- 
haber, aber  anch  Konunuualverbände,  soweit  sie  als  Staatsors::ane 
fungieren  *),  innerhalb  ihrer  amtlichen  Kompetenz  oder  von  Privatpersonen 
die  zur  Vornahme  betreffender  Handlungen  von  dem  Staats- 
oberhaupt oder  anderen  Organen  beauftragt  oder  autorisiert 
sind,  unternommen  wurde*).  In  psychologischer  und  rechtlicher  Beziehung 
erscheint  in  dieser  (i'nii>i>e  von  Fällen  die  Verantwortlichkeit  durchaus  als 
eigene  \'eranl\vQitli(;likeit  des  Staates  selbst,  denn  die  Willensakte  der  in 
V'erti-etung  des  Staat*  iiaudeluden  Personen  lösen  sich  gerade  um  deswillen, 
weil  sie  namens  des  Staates  gesetzt  werden,  für  die  rechtliche  Betrachtung 
und  Wardigung  ihrer  rechtlichen  Wirkungen  von  den  handelnden  Subjekten 
ab  und  stellen  sich  als  Willensakte  des  Staates  dar,  den  folgemäOig  die  volle 
Vei'antwortlichkeit  trifft.  Da  es  sich  sich  aber  hier  um  die  Verantwortlichkeil 
des  Staats  als  j  u  r  i s  t  i s c  h  e  r  P  e  r  s  r»  n  1  i c h  k e  i  t  handelt,  .so  kommt  die  strafrecht- 
liclie  Natur  des  Verhaltens  der  Organe  nicht  weiter  in  Betracht;  das  Delikt 
des  Staats  ist  niemals  Vm'brechen  im  strafrechtlichen  Sinne,  sondern 
reprftsentiert  eine  dnrchaus  eigenartige  juristische  Erscheinung  —  das 
völkerrechtliche  Delikt.  An  dieses  können  daher  infolge  der  eigenartigen 
Stellung  der  Staaten  innerhalb  der  inlernatinnalen  Rechtsordnung  nur  solfhe 
Wirkungen  n:ekniii)ft  werden.  \M'1cIil'  diis  Völkerrecht  seiner  slng:ulären  Natur 
gemäß  dem  iu  seinen  Interessen  geschadigten  oder  gefährdeten  Staat  zur 
Verfügung  stellt,  nftmlich  die  Anwendbarkeit  der  Mittel  der  Selbsthilfe. 
Dem  gegenttber  kommt  dem  Umstände,  daS  in  FftUen  des  Vorhandenseins  der 
Voraussetzungen  strafrechtlicher  Schuld  der  Staat  als  juristische  Femn 
Sfraff  nicht  erleiden  kann,  nur  nebensächliclie  Ht^deniini'j:  zu,  denn  auf  dem 
üebieic  da»  Tnifinatinnalen  fehlen  die  Grundlagen  und  publizistischen  Vor- 
aussetzungen des  iSiratrechti».  Wollte  mau  die  lieaktiou  des  verletzten  Suats 
unter  den  Gesichtspunkt  der  Strafe  stellen,  so  kttnnte  dies  nur  in  uneigent- 

1)  Vgl.  Triepel  a.  a.  0.  SM  ff. 

2)  Vs^l.  Triepel  a.  a.  0.  848:  „Hier  mht  seine  (des  Staatee)  HafipfUebt  niebt  «of 

«acblicLer.  >  ij]<  ru  auf  pei>öiilicli<'r  {M'iniilla;.'t':  uicht  seiue  beeooden  BeKlehung  ziw  Tat, 
«ondem  mm  llanddoüeii  uuicliC  ilm  vorautwurUicb." 
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liebem  Sinne  und  in  einer  das  jaristiache  Wesen  der  Sache  vollkommen  ver- 
kennenden Weise  geschehen.  Als  völken-eehdiebes  Delikt  ersehenen  alle 

Angriffe  ge^^n  die  durch  das  VOIkeireeht  den  Völkerrecbtssnbjekten  verbürgte 
R»Hiit.ssi)liHre.  I)t:r  die  primären,  allsremeinen  Rechtsverliültniss-e  der  Mitglieder 
der  interuatiouiilen  Oempiiischatt  Ijeherrschende  allgemeine  Imperativ,  jede 
Verletzung  zu  unterlassen,  hat  im  praktischen  Völkerrecht  selbst  eine 
konkrete  Fassung  in  der  Anerkennung  nnd  Ausgestaltung  bestimmter 
spesieller  Tatbestände  nicht  geftinden.  In  der  Tat  entspricht  auch  die  all« 
gemeine  Fassung  mehr  den  in  ihrer  Gesamtheit  zu  schtttzeneen  Interessen: 
es  sollen  eben  alle  dif  Persönlichkeit  des  Staates  in  ircrend  einem  leg:itimen 
Interesse  berührenden  Handhinpren  uiul  rn(erias»uugeü  unterbleiben.  Das 
konkrete  Objekt  der  Verletzung  kann  ein  verschiedenes  sein:  ein  persönliches 
(ein  Gesandter,  ein  StaatsangehSriger,  ein  Schutasgenoase  nsw.)  oder  ein  sach- 
liches (ein  Hoheitszeichen  usw.).  —  Die  FHIcht  zur  Ersatzleistung  wird  nach 
heutiger  Anschauung  über  das  Recht  des  Schadenersatzes  nicht  an  den  Nach- 
weis einer  Verschuldung  zu  knüpfen  sein  ir.  B.  in  Fällen  leofitimer  Anwen- 
dung eines  Kriegsmittels.  wodurch  ein  \eiif?Hlpr  Schaden  erleidet  .  Zinn 
Zwecke  der  Abwehr  eines  rechtswidrigen  Aiigniis  oder  in  einem  Notstand 
begangene  Eingriffe  in  die  Bechtssphftre  eines  anderen  Staats  b^rfinden  kein 
völkerrechtlicheB  Delikt 

2.  Der  Staat  ist  mittelbar  verantwortlich,  nämlich  für  Verletzungen 
eines  fremden  Staates  oder  seiner  Anprehörisren,  die  von  dem  Staatsoberhaupt 
nicht  in  seiner  publizistischen  Stellung,  sondern  als  Privatperson  oder  von  den 
Organen  des  Staates  mit  Cbei"schreitung  der  Grenzen  ihrer  Kompetenz,  von 
Kommanalverbänden  in  ihrem  eigenen  Wirkungskreise  oder  außer  dem  B^ich 
ihrer  Kompetenz  als  staatlicher  Organe,  von  Staatsangehörigen,  als  Rechts- 
subjekte anerkannter  Genossei^chaften.  oder  Fremden  während  ihres  Auf- 
nnthalts  im  T.ande  li«Mr;niirf^n  werden').  Handlnnn:en  der  hier  in  Frafje 
stehenden  ph^jjischen  Personen  haben  ITir  sich  keinerlei  lurmell  internationale 
Bedeutung,  sie  können  nicht  als  Handlungen  des  betrefl'enden  Staats  überhaupt, 
daher  auch  nicht  als  JSandlungen  des  Staats  als  VDlkenechtssubjekt  in  Be- 
tracht kommen  nud  fdgemftDig  auch  nicht  unmittelbar  völkerrechtliche 
Wirkungen  äußern.  Träger  von  völkenechtlichen  Ansprüchen  und  Pflichten 
sind  eben  nur  die  Völkerrechtssubjekte  selbst  und  nicht  deren  staatliche 
Organe,  die  Privati)ei  sonen.  Verbände  und  Gesellschaften.  International- 
recliilicli  gewinnen  diese  Personen  in  aktiver  und  passiver  Richtung  (als 
Trftger  berechtigter  Interessen  und  als  Subjekte  von  Pflichten)  eine  Bedeutung 
nur  durch  das  Medium  des  Staates,  dem  sie  angehörau,  beziehungsweise  vor- 
übergehend unterworfen  sind.  Die  Anerkennung  völkerrechtlichei-  Ver- 
antwortlichkeit des  Staates  tnr  In'treffendf^  TTandlnn«ren  dieser  F'er.sonen 
wur?;elt  in  letzter  Kfihe  in  der  Anerkennung  der  internationalen  Kechlö- 
ordnuiig,  die  selbst  wieder  auf  der  Anerkennung  der  fremden  Rechtsubjekti- 


1)  OppAuhoim  I  S  149  bezeichnet  die  beiden  Arten  der  VenmtwortlicbkeK  mit  dem 
Aitidril<^en:  Original  nnd  vkarione  ratponnbility. 
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Titftt  bernht  Die  praktische  Anerkennimg  dieser  BechtasnbjektiTit&t 
kommt  aber  notwendigerweii^  auch  in  der  Pflicht  znr  Hinderung  von  Ter« 
letsangen  and  Wiederaufliebung  dei-  Folgen  derselben  zum  Ausdruck. 

ni.  Der  rnterschipd  der  iinniittelbareii  und  mittelbaren  Vpiantwort- 
lichkeit  äuü«n  sich  in  den  reclillichen  Wirknnpen.  Da  das  vrilkei  rechtliche 
Delikt  nicht  Verbrechen  im  strafrechtlichen  Sinne  ist,  ao  euüällt  die  An- 
wendbarkeit straft'echtlicher  Folgen;  die  Wiilcvng  kann  nur  in  Genug- 
tuung und  eventuell  in  Ersatz  des  verursaebien  materiellen 
Schadens  bestehen.  Gegenüber  der  Vielgestaltigkeit  der  möglichen  Ver- 
letzungen und  dem  ^lan^ol  einer  Spezialisienniß:  der  überliaupt  in  Betracht 
kommenden  Tatbesiaude  iWhlt  es  im  \  iilkt  1 1 echt  an  allgeuit  incn  Regeln  über 
die  Voraussetzungen  des  Eintritts  und  den  Inhalt  der  rechtlicheu  Verantwort- 
lichk^t.  Die  Natar  des  einzelnen  Falles  und  das  Ermessen  des  yerletzten 
Staates  werden  in  letzter  Reihe  darftber  entsdieiden,  ob  eine  genugtaende 
Erklärung,  ein  solennei'  Genugtuungsakt,  oder  außerdem  auch  Schadenersatz 
oder  dieser  allein  die  geeigneten  Mittel  sind,  die  Frdgen  der  \Vrletzung  wie- 
der aufzuheben.  Dabei  wird  auch  der  Umstand,  ul>  die  Verletzung  vorsätz- 
lich oder  kulpos  verui-sacht  wurde,  in  Betracht  kommen,  'j  Die  Weigei  uiig 
des  delinqnierenden  Staats,  Genugtanng  u.  s.  w.  zu  leisten^  legitimiert  den 
Verletzten  zur  Anwendung  der  völkerrechtlich  zulässigen  Zwangsmittel:  in 
Friedenszeiten  zur  Anwendung  von  T^epre.ssalien,  zum  Embargo  und  ZOT  Blo- 
kade,  in  Krieip-zeiten  zu  Repressalien  und  Wefmahme  von  Geiseln. 

In  Fällen  mittelbarer  Verantwortlichkeit  bandelt  es  sicli  in  der 
Hauptsache  darum,  dali  der  Urheber  der  verletzenden  Handlung  zum  Schaden- 
ersatz veranlaßt  und  event  auch  b<^traft  wird.  Im  übrigen  gestaltet  sich 
die  Verantwortlichkeit  verschieden,  u.  z.  vor  allem  mit  Bezug  anf  die  ver^ 
schied ene  Stellung  der  delinquierenden  Organe  des  Staates:  des  Staatsober- 
hanptes,  der  Mitclieder  der  TJt'i,Merung,  der  diplomatischen  Agenten.  Gerichte, 
\'t'rwaltungsni»rant'.  jiai  liun^^ntai isolien  Körperschaften,  dt*f  iiulitiii  iscUen  Funk- 
tionäre des  Landlieeres  und  der  Flotte.  Einen  eigenartigen  Charakter  wer- 
den die  hier  in  Frage  stehenden  Wirkungen  an  sidi  tragen,  wenn  ein  Staats- 
Oberhaupt  sich  einer  deliktischen  Handlung  schuldig  macht  (s.  unten  8. 159). 
Da  die  Mitglieder  der  Regierung  der  Jurisdiktion  der  Landesgerichte 
unterworfen  sind,  ist  der  Inhalt  der  staatlichen  N'erantwnrtlichkeit  dei^selbe, 
wie  in  1^'ällen  der  Begehun;^  des  Delikts  durch  eint-  l*i  ivatperson,  wenn  das 
deliktische  Verhalten  in  keiner  Weise  mit  der  amtlicheu  Stellung  und  der 
Amtst&tigkeit  der  betreffenden  Person  verknüpft  ist.  In  diesem  letzteren 
Falle  tritt  dagegen  die  unmittelbare  Verantwortlichkeit  des  Staates  in  Wirk* 
sainkFit.  -  Bezüglich  der  Delikte  der  diplomatischen  Agenten  s.  unten 
in  der  Lehre  von  den  diploniatisfhfn  ArrfMilen  —  Was  die  Gerichte  be- 
trifft, so  sind  deliktische  Handinngen  gegen  fremde  Ötaateu  u.  s  w..  begangfen 
von  richterlichen  Pei-soneu  in  ihrer  Stellung  als  Privatpersonen,  den  von 
Privatpersonen  begangenen  Delikten  gleich  zu  behandeln.  Anlaß  za  inter- 


1>  Vgl.  Oppenheim  1  §  156. 
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nationalen  KolIisioneD  kann  aber  durch  das  Verhalten  der  Qeriehte  in  Aui<- 
übung  der  Jiistizfifewalt  mit  Heziijr  auf  Reclitssachen,  die  eine  internationale 
Beziehung  aufweisen,  gegeben  sein.  Der  Gefahr  solcher  Kollisionen  und  der 
aus  ihueu  eventuell  entstehenden  Verantwortlichkeit  suchen  die  Staaten  mit 
amgebildeter  Bechtaordnung  dorcli  Oesetze,  insbesondere  auch  Strafgesetze 
und  eine  entsfirechende  Ansbildiinif  des  Disziplinarredits  Torzubengen. Jeden- 
falls haftet  der  Staat  in  Fallen  «It^r  Justiz  Verweigerung.  Justizverzögeruttg 
und  der  Rechtsbeugung  für  die  Anwendung  der  Landesgesetze  und  Bestrafnnir 
der  sohuldigen  Orgrane.  Materiell  ungerechte  Urteile,  die  auf  Grund  eiue?; 
orduuug.^uiäiiig  durchgeführten  Verfahiens  ergangen  sind,  können  eine  Kolli- 
sion herbeifttbreii,  die  anf  dem  normalen  Wege  d«r  Übernahme  der  Venuit- 
wortlichkeit  durch  den  Staat  nicht  ausgetragen  werden  kann.  Qegentber 
rechtskräftigen  Entscheidungen  der  Strafgerichte  kann,  je  nach  T.as:*'  des  Falles^ 
nur  durch  Bei^nadifrunj^  und  ^eo^enüber  dem  Strafverfahren  nur  durcli  Abolition 
Abhilfe  geLruÖ'eu  werden.  l\rnit)t  sieh  im  einzelnen  Falle  eine  Lileke  in  der  (Ge- 
setzgebung, welche  die  lieparatiun  (Z.  H.  duich  Bestrafung  des  betretieudeu 
Beamten)  nnml^ch  macht»  so  ist  dar  Anlafi  für  eine  Änderung  oder  Erg&n» 
zung  der  Gesetzgebung  für  den  Staat  gegeben.  Die  BemAing  anf  die  UnznlAag- 
Uchkeit  der  Landesgesetzgebung  befreit  nicht  von  der  Verantwortlichkeit.  — 
Die  der  Entstehung  der  staatliclien  Haftung  ftir  richterliche  Handlungen 
aus  dem  Grundsatz  der  ricbierlichen  Unabhängigkeit  enlgegeustrebenden 
Schwieligkeiten  eutfaileu  gegenüber  verletzendem  Verhaken  der  Ver  w  a  1 1  u  ugs  - 
beamten  nnd  der  militärischen  Organe  in  Äusllbung  ihrer  amtlichen  oder 
dienstlichen  Fanktionenf  jedodi  unter  Überschreitung  der  Grenzen  ihrer  Kompe- 
tenz. Diese  Akte  sind  zwar  publizistisch  nicht  Akte  des  Staates;  allein  das  mit  der 
dienstlichen  StellnnEr  o-escbenc  eiiir^je  Subjektionsverhältnis  dieser  Personen 
gegenüber  dem  Staat  verleüa  dei  siaaiiichen  Aufsicht  über  ihre  amtliche  und 
dienstliche  \\'irksamkeit  eine  erhöhte  Bedeutung,  die  es  gerechtfertigt  er- 
scheinen Iftftty  den  Staat  selbst  im  Interesse  des  internationalen  Verkehrs  für 
solche  Handlungen  verantwortlich  zu  machen.  Die  in  der  Praxis  allgemein 
anerkannte  Haftung  des  Staates  hängt  in  letzter  Reihe  mit  der  Erwä^'unq^ 
zusammen,  daß  durch  Hestelluno;  iK  tr-  ffender  Personen  als  öftentlirhf»  l'unk- 
liouäre  der  Staat  selbst  die  Mügiiclikeir  geschaffen  hat,  daii  diese  in  Ausübung 
ihres  Amtes  oder  Dienstes  Handlungen  voruehmen  können,  die  sich  ftuOerlieh 
als  staatliche  Handlangen  darstellen, 

U  Vgl.  die  Ausfübrungea  bei  Triepel,  a.  a.  0.  übO  ff.  über  die  hier  in  Fragt;  kotu- 
inenden  „international  nnentbebriicben''  Boehtmütse,  deren  Zurede  die  Hindernngr  9og. 

^völkorrochtawidriger"  Handlungen  der  Organe  der  Verwaltung!  mid  «fer  H  cchtspf  1  0{(e 
ist.  Auf  letzterem  Gebiete  sind  jenen  MaDrcpeln  durch  tien  Grundsatz  der  Unabhängigkeit 
der  Gerichte  allerdings  Grenzen  gezogen.  Als  Beispiel  der  erwähnten  Gesetze  »ei  jenes  in 
Frankreich  msterm  10.  Mär/  18«ta  ergangene  Ge&elz  angeführt^  dnrch  welches  den  .Schwur- 
•rcriclueii  die  Koinin  t.  nz  in  Fällen  der  durch  die  Pre!f.sie  begangenen  Beleidigungen  fremder 
f)iaatfH)borhäupu;r  und  dipluiuatiächer  Agenten  eutzogeu  und  den  Zuchtpolizeigciicbtcn  über- 
tragen  wurde.  Besflglidi  einer  analogen  Maßregel  in  Italien  siebe  Lammaeeb,  Ztacbr.  f.  d. 
gea.  Strafrw.  III,  W). 

2)  Vgl.  Tricpel,  a.  a  0.  34»;  Oppenheim,  I  §  lü3. 
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Zwcittt  BmIi.  Dl«  Svbickto  de»  VdUumebts. 


DagiQgen  ist  die  völkerrechtliche  VeraDtwortlichkeit  des  Staates  aus- 
geschlossen, wenn  Fremde  Nachteile  erleiden,  die  lediglich  die  unabwendbare 
Folge  der  ordnungsmäßigen  Wirksamkeit  der  Verwaltungsbeamten  und  mili- 
tärischeu  Funktionäre  bilden;  &o  zielieu  insbesondere  polizeiliche  und  mili- 
tftrische  Sieherbeitsmtfiregeln,  Ton  d«ien  die  gesamte  BeT^lkerung  in  ihren 
Interessen  berührt  sdn  kann^kdoerlei  Verpflicbtnniir  Staates  zur  Reparation 
nach  sich. 

Was  die  von  Privatpersonen  (Staatsangehörigen  oder  Fremden,  die  sich 
im  Lande  aufhalten)  gepen  fremde  Staaten  oder  fremde  Staat.sangehdiig'e  be- 
cranerenen  Verletzungen  betrifft,  so  ist  von  der  Ptiii^iit  des  Staates,  solclie  Ver- 
ieizungen  mit  allen  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  zu  verhindern,  auszu- 
geben. AbsichtliGhe  oder  kulpose  Terletsnng  dieser  Pfliebt  begründet  nn- 
mittelbare  Verantwortlichkeit  des  Staates.  Die  in  solchen  Fallen  im  Vordeigrand 
stehende  R e p a r  a t i o n s p f Ii ck t  hat  nach dw herrschenden  Staatenpraxis  allemal 
ein  Verschulden  zur  Voranssetzung^.  Das  im  neueren  Privatrecht  in  manchen  Rich- 
tungen verwertete  objektive  Schadenrrsatzprinzip  liat  im  Völkerrecht  bis  iieute 
nochnichtallgemeine  AulnahmegeluudeuJ)  Die  vülkerrechtliche  Praxis  kennt  aber 
auch  dne  Verantwortlichkeit  des  Staates  in  FSll^  in  denen  ohne  sein  Wissen 
und  ohne  daß  er  in  der  Lage  war,  rechtseitig  bindotid  eitusagreifen,  Terletxende 
Handlungen  von  Privatpersonen  innerhalb  seines  HeiTSChaftsgebiets  gegen 
auswärtige  Staaten  oder  fremde  Staatsangehörifre  !>*-?;oiL'-en  worden  sind.  Die 
Voraussetzung  der  für  derlei  Fälle  anei  kannten  völkerrechtlichen  Haftpflicht 
besteht  nicht  in  irgend  welcher  Schuld  des  Staates,  insbesondere  eiuer  (bloß 
fingierten)  Tdlnahme  des  Staates  an  der  scbnldhaften  Handlung  der  Privat- 
person. Eine  solche  Teilnahme  ist  schon  um  deswillen  prinzipiell  ausge- 
schlossen, weil  die  rechts\^idrige  Handlung  des  Individuums  diese  ihre  Eigen- 
schaft nicht  einem  pflichtwidrigem  Verhalten  ge«ren  das  Völkerrecht,  durch 
das  ja  nur  die  Staaten  prebunden  sind,  enlnehnien  kann.  Die  hier  in  Frage 
stehenden  Handlungen  des  Individuums  verstoßen  g^en  staatliche  Impe- 
rative, die  der  Staat  in  ErAlInng  seiner  Pflicht  zum  Schutze  betreffender 
fremder  Interessen  mit  Straftonktionen  verknüpft.  Die  hier  im  Vordergrunde 
stehende  Pflicht  zur  Genugtuung  ist  schlechthin  an  die  Tatsache  geknüpft, 
daß  von  dem  Herrschaftsgebiete')  de.s  Staates  ans  durch  eine  schuldhafte 
Handlung  des  Indi  viduums-*)  der  tiemde  Staat  verletzt  werde;  nicht  erst 
schuldhafte  Nichterfüllung  der  Schutzptiicht,  sondern  schon  das  tatsächliche 
Unterbleiben  des  Schutzes  ist  entscheidend.  Die  Haftpflicht  beschrftnkt  sich 
aber  auf  die  Fälle  der  Sohntzpflicht,  d.  h.  auf  Handlungen,  die  zn  verhindern, 
und  auf  die  Unterlassung  von  Handlungen,  die  zu  erzwingen  er  völkerrechtlich 
verpflichtet  war.«} 

1)  Vgl.  Triepei,  a.  a.  0.  SS5.  S.  neneetens  v.  Natriti,  Miaen  im  SeekTi^g^  in  dem 
Beriebt  über  die  Berliner  Konferenz  der  Intern.  I^w  Aas.  1906,  S.  fi6. 

2)  Die  tienugtauagepflicht  eutstcbt  dalier  auch  aus  Aukß  vua  Uandlungea  iu  Nebcu- 
Uadeni  (Koloiden.  BcbutsgebietoD),  inf  KrieKaechlffen,  nicht  aber  in  sog.  Intomaaen^ibiren. 

B»  Die  Tat  eines  I'uzurei-hnungBfs>ii;;r>n  muß  auch  dem  geschidigtBD  Staate  ala  ZulUl 
gelten.  Triepcl,  a.  a.  O.  S31.         4)  Triopel,  a.  a.  O.  3SS. 
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t)ie  Verantwortlichkeit  des  Staates  besteht  in  der  Pfliclit,  die  Be- 
strafung des  Schnld!p:en  herbeizuführen  im  1  I  m  Verletzten  den 
Rechtsweg  zum  Zwecke  der  Erlanpiinnj  von  Schadenersatz  ollen 
zu  halten.  Eine  subsidiäre  Schadener^tzpHicht  des  Staates  in  Fällen,  in 
denen  Sehadenenatz  gegenüber  dem  Schuldige  tatsächlich  nicht  erwirkt 
werden  kann,  iat  nidit  anerkannt 

Eine  mittelbare  Verantwortlichkeit  des  Staates  für  Verletzungen,  welche 
Fiemdt^  während  eines  Bürgerkrieges,  eines  Anfstands  oder  Anfnilns')  er- 
litten L  ilipn,  besteht  insofern,  als  auch  hier  Rpstrafnn;;  der  Scliuldif^en  ein- 
treten muij  und  den  Beschädigten  der  Recht.sweg  zum  Zweck  der  Geltend- 
machung Ton  Schadenawtaanflpracben  offen  gehalten  wird.  Dagegen  ist  eine 
Tölkerreehtliche  Haftung  des  Staates  ftlr  Verlnste  nnd  Schaden, 
den  Fremde  aus  solchen  AnlSssen  erlitten  haben,  nicht  anerkannt.  Diese  vor- 
herr^rliPiide  Meinuno'.  'Irr  ancli  die  Staatenpraxis  entspricht,  geht  von  der 
Erwagunj?  aus,  daß  t  renide  durch  ihren  freiwilligen  Aufenthalt  im  Lande  die 
Gefahren  von  Schaden  und  Verlusten  auf  sich  nehmen,  die  aus  Bürgerkrieg  usw. 
fttr  sie  entstehen  können;  anch  liege  kein  durchgreifender  Onind  TOr,  die 
Fremden  In  derlei  Flllen  anders  zn  behandeln,  als  die  Einheimischen.  Ihre 
Interessen  finden  in  den  Mitteln  des  Zivil-  nnd  Strafrechts,  die  ihnen  zur  Ver- 
fügung stehen,  entsprechenden  Schutz.  Statuiert  das  T.andesrecht  eine  Ersatz- 
pflicht der  kommunalen  Verbände  in  Fällen  von  Aufständen,  so  hat  dei-  I<'rennle 
den  gleichen  Anspruch  auf  Krsalz  des  erlittenen  Schadens,  wie  die  Einheimi- 
sch«!. In  der  Praxis  sind  allerdings  FftUe  vorgekommen,  in  denen  einxelne 
Staaten  Ersatz  geleistet  haben.  Indessen  die  Ersatzleistung  erfolgte  stets 
nur  aus  politischen  Motiven  und  nicht  in  Erfüllung  einer  völkerrechtlichen 
Verbindlichkeit  —  sie  war  Icdi^-lieh  eine  libeiale  Leistung. 2)  Tn  Verträgen 
der  mittel-  nnd  siidaniei  ikani^ch^^n  .Staaten  mit  europäischen  Stnaten,  WO  viel- 
fach der  Anlaß  zur  Eiörterung  dieser  Frage  gegeben  war,  wurde  die  Ersatz- 
{»flicht  ansdr&cklich  abgelehnt;  sie  wird  nur  anerkannt  fttr  den  Fall  des 
Vei'schnidens  oder  des  Mangels  der  erforderlichen  Sorgfalt 

1)  Vgl.  insbesondere  v.  Bar  K  (2.  Ser.)  I,  464  sq.;  Wiese.  I.  C  48  »q.  Das  Institut 
für  internationales  I{e<  ht  hat  (190it)  fünf  Hegeln  über  die  Behandlung  dieser  Materie  aufge- 
stellt. Annuaire  XVIII,  25.*)  sq.  —  Für  die  Anerkennung  einer  TlSlkarTechtlicbon  VerbiDdlich- 
Ucbkcit  iat  unter  a.  Rivior,  Priacipcs  II,  43  oingetrctcn. 

2)  FUle  bei  Calvo,  III,  ft  ISSStq. 
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Drittes  Buch. 


Die  Organe  der  YölkerrechtsBQbjekte. 

$  40  I.  Die  Or^aue  im  aniromeiiioii.  ')  Der  Staat  kann  als  juristische 
I*ersoii  dt^n  ncmf^in willen  nur  durch  seine  Orp-aiie  betätiL'^en:  durcli  seine  Or- 
gaue wini  (Irl  .Siaat  handlungsfähig.  Die  Veifa.s,suug  »cliattt  jene  VÄn- 
richtungen,  iuuerlialb  welcher  physische  Personen  gesetzlich  beruleu  sind,  als 
Organe  des  Staates  zur  Durchführung  des  Oemdnzwecks  tätig  za  werden. 
Innerhalb  dei-  Organe  kommen  in  dem  hier  m  Frage  stehenden  Zusammenhange 
diejenigen  in  Betracht,  welche  zur  Betätigung  der  staatlichen  Willensniacht  im 
Verkehr  mit  Jiitti'ii  Staaten  verfassuii'/smiiniir  berufen  sind.  Da  sich  auf 
dem  Gebiett*  dt'>  \'(ilktMifclit.s  um  Wilit-nsakt Ionen  der  als  Völkerr«;chtssubjekte 
anerkannten  StaaUu  handelt,  so  ist  in  eitler  Reihe  die  Frage  aufzuwerfen, 
welches  staatliche  Organ  (praktisch  welche  physische  Person)  ist  vetfassangs- 
mäßig  berufen,  im  Xaraen  des  Staates  und  mit  i^echtlicher  Wirksamkeit  f&r 
den  8taat  in  internationaler  Beziehung  rechtlich  bedeutsame  Handlungen  vor- 
zunehne  ii  dezw.  innerhalb  dieses  dmcli  den  intetnationalen  Verkehr  gegebeneu 
Wii  kuugskieise.s  den  Staat  zu  vi  i  ti  cit  n?  Die  Ant  wort  auf  diese  Frage  ist 
verschieden  je  nach  der  Staatsforoi ;  aanerdem  sind  insbesondere  bezüglich  der 
rechtlichen  Stellung  des  Organs  gegenüber  gewissen  Richtungen  der  Betätigung 
der  staatlidieii  Willensmacht  die  Bestimmungen  der  betreffenden  Staatsver* 
fassung  von  maßgebender  Bedeutung.  Ein  durchgreifender  Unterschied  ist  in 
der  ersteren  Bozieliunn*  dnrch  dt-n  HowiMisatz  der  Monarchien  und  Repu- 
bliken gegeben,  in  der  ilouart:hie  i.si  das  Weisen  der  monarchischen  Institu- 
tion für  die  Frage  nach  dem  Organ  der  staatlichen  Willeusmacht  entscheidend. 
In  der  Monarchie  gewinnt  der  Staatswille  in  der  Person  des  Honarchen  einen 
persönlichen  Träger  in  dem  Sinne,  daß  der  iu  der  monarchischen  Institution 
liecende  Beruf  der  Betätigung  des  Staatswillens  dem  Monarchen  als  eigener 
und  ursprünglicher  zukommt^).   Der  Einheit  der  ütaatäpei'sdnliclikeit  und  ihres 

Ii  Berber,  Qrundzflgv  d.  deutachca  Stialar.  %  1  Ann.  1:  »Dtt  Monaicfacnrecht  ist 
(  in  n^-ht  der  Qiipuiwbaft  ffir  d«ii  SOMt;  n  wtzt  die  Exiatcns  des  Stutcs  Yonuu,  hat  in  ibm 

BOinc  StätU5." 

2)  T.  Holtsendorff  HH  II,  TT  ff.;  Pbillimore  II,  |S  101, 103.  Hall,  §07;  Oppen- 
heim I,  §  s,|  ;  lionfils,  No.  t)32;  Gareis  §§  2i>  ff.;  v.  Liszt,  %  12  ff.  —  Im  gimen 
Jcllinek,  AUg.  ÖtaAt^l.  517  ff.,  612  ff.,  tnabesoudere  til6  ff.,  649  ff; 


i  ifl.  Die  Ofgwie  im  allgeiiieiii«ii.  16& 


Willens  entspricht  ea«  daß  die  zur  Vertretung  des  Staatewillens  berufene  Per* 

sönlicbkeit  die  Staats£^ewalt  in  vollem  Umfang  (mit  Ausschluß  jeder  „Teilung 
der  Gewalten")  auszuüben  berufen  ist.  Infolffe  dieser  Veiknrperun^  des  Staates 
in  der  Person  des  Monaichen  ist  der  iiunaich,  mit  den  Attributen  der  Staats- 
p»8on  ausgestattet,  das  souveräne  Organ  des  Staates  <);  er  iaagiert  in 
dieser  Stellang,  sowohl  nach  innen  wie  nach  anfien,  gegenüber  anderen  Staaten; 
diesen  gegenüber  ist  der  Monirch  xur  Vertretung  des  Staates  benifen:  er  Übt 
die  Kepräsentativgewalt  aus. 

Der  Charakter  des  Monarchenrechts  als  Berufsrecht  bringt  es  mit  sich, 
daü  die  Betätigung  des  Staatswillens  durch  den  Monaichen  nur  in  der  Aus 
äbuug  der  Rechte  und  Pflichten  sich  vollziehen  kann,  die  in  der  Verfassung 
im  Hinblidc  auf  die  versdhiedenen  Richtungea  des  Staatszweckes  ihre  Eegn- 
lierang  geAinden  haben.  Ist  daher  die  Beprflsentativgewalt  z.  B.  in  der  Rieh- 
tung  der  AbschlieDung  von  Staatsverträgen  yerihssungsrechtlich  durch  die  Zu- 
stinimuniT  (i  i  Volksvertretung  beschränkt,  ?n  ergibt  sich  eine  Modifikation 
der  Stellung  des  Monarchen,  die  aber  allerdings  nur  staatsrechtlichen 
Charakter  hat^  weil  sie  in  der  voui  Völkerrecht  duichaus  verschiedenen  und 
selbsttodigen  staatsrechtlichen  Ordnung  des  betreffenden  Staates  ihre  Grund- 
lage besitzt 

In  der  rechtlichen  Stellung  des  Monarchen  als  souveränen  Hauptor- 
gans und  Trägers  des  einheitlichen  Staatswillens  liegt  es,  daß  ihm  die  Aus« 
übunjr  seines  Herrscberreclits  in  vollem  T'mfange  zukommt;  allein  ans  nahe- 
liegenden (iriinden  muß  er  sich  auf  die  liürhste  Leitung  und  ausschlag- 
gebende Entscheidung  beschränken  und  im  übrigen  die  Ausführung  des 
Staatswillens  seinen  Hilfsorganen  flberhissen.  Auch  fttr  die  Betätigung  des 
Staatswill^  gegenüber  anderen  Staaten  bedarf  der  Monarch  solche  Oigane; 
Ihre  Kompetena  besitzen  sie  vom  Monarchen  zu  abgeleitetem  Recht  Eine 

1)  Anderweite  Auffassungen  des  Wesens  de»  Staates  führen  zu  abweichender  Auf- 
faasaag  der  Stcliung  des  Munarchco.  Im  Gegensätze  zu  jener  Ansieht,  welche  die  juristisL-lio 
Persrmliehkei t  des  Staates  leu)<nct  und  den  Staat  als  Objekt  der  Sniivireiiernt  anffalU 
iiujbeft.  bcy  del,  Kommcutar  zur  Vcrfassungä-Urkuudc  für  da^  Dcutaciic  iieii-h  ii.  Auil.»  6. 
Bayw.  StMiwedit  <2.  Aufl.  1 8.  170  u.  a.  «.  00.)  wird  bi«r  von  der  Eigenadiaft  des  Stute» 
als  jiir'  i  f:  r  Person  nufge^ranKen  und  an  den  damit  ffcgcbenen  Konsec]uenzen  festir<'lnlten. 
Siehe  lu  diei^er  liczicbuug  v.  Muhl,  Enzyklopädie  (2.  AufL^  S.  IIG;  Ii.  A.  Zacha riac , 
Dentadies  Stutsr.  I  S  IS;  Bchnlse,  EluNtung  in  das  deutache  ütaitar.  {{  49,  &S:  Gerber, 
(Iiiiiidzrifjt'  (lo-,  (l.  iifs(  lu  ll  Stautsi  5§  7  Anm.  1,  24  ff.  und  §  3.H ;  Luband,  Staatsrecht  d.  d. 
Rck\j»  1  i  9,  Derselbe  ia  11  ö.  19;  Zorn,  ätiiat^r.  d.  d.  Uacb»  (2.  Aufl.)  1  S.  ^i»ff.i  insbc». 
Hisel,  Stuilar.  I  S.  84  fr.;  bemerkenswert  ist  Hinel»  Auffamung  der  Beditsetellaofr  de» 
Organs  im  heutigen  Staate  S.  87:  „Selbst  da,  wo  die  Scfadklong  der  beiden  Rec^itssphärcu" 
(uänilich  der  Kompetenz  des  Organs  als  solchen  und  seiner  individuellen  Uechtssphärei 
«aof  die  größten  Schwierigkeiten  trifft,  in  der  Monarchie,  arbeitet  »io  sich  in  allmählicher  Über^ 
wlndnng  p*triarcha)ischor  tud  feudaler  Bt  tan^^eiili*  iten  heraus  SO  der  Beschränkung  aller 
HerrHchergewalt  auf  Staat*z\veckp,  zu  l)esonderen  fonnellcn  Bedin!;mi;ren  üiu  i  die  Rcchtagfillig* 
keit  der  Kcgiorungsakte,  zu  der  besoudcreu  Uuiversahiukzee^iou  tier  ihn»ii(olge." 

2)  Ober  (He  BerecbtiKttttg  «an  Abaebluß  rOlkerredttliebw  Vertrige  vgl.  Jellinck, 
SyabCD)  d.  »ubj.  öffeutl.  lieditp  S.  22"  ii  Staats vertHi<,'o  S.  'i'»;  Tezuer  in  Grünhuts  Zt4Clir. 
XXI  S.  126  ff.   biebe  auch  ueucsteus  Nippuld,  Der  vrdkerrecliUiche  Vertrag  S.  113fl. 
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Klasse  dies«:  Organe  steht  mit  dem  BehSrdenoTganumi»  des  Staates  in  eng- 
stem Ziuiamnienban^;  es  sind  dies  das  Ministeriam  der  aus  wärt  liefen 

AngelegfpnhpitPn,  die  diplomatischen  Aer*^nten  und  Konsilien, 
letztere  alh  rdiiig:s  nur  für  bestimmte  Bezielmn<reii  des  Staates  zu  linderen 
Staaten  '}.  Im  Kriege  treten  neben  das  Älinisterium  des  Äußern  das  Kriegs» 
ministerinm  nnd  neben  die  diplomatisehen  Agenten,  vielfach  auch  an  deion 
Stelle,  die  Befehlshaber  der  Kriegsmacht,  die  Eommandantm  der  Festungen, 
die  Parlameiitüre  Für  einzelne  Angelegenheiten  funj^ieren  im  internationalen 
Verkehr  mitunter  Agenten  und  Kommissäre  als  Organe  des  Staates. 

Länger  dauernde  Verhindenino;  des  ^ronai-chen  in  der  Aasübung  der  Re- 
gierung kann  zu  einer  »Stellvertretung  lüln  ^'n  '  .  Die  verfassungsrechtlich  zur 
Stell  Vertretung  berufene  Person  fungiert  dann  auch  in  auswärtigen  Angelegen- 
heiten als  oberstes  Organ  des  Staates  *).  Kommt  es  infolge  dauernder  oder 
▼oransnchtlich  längere  Zeit  danemdo'  Veffaindornng  aur  Beetellnng  einer 
ResrentHchaft,  so  fungiert  der  Kegent  auch  nach  außen  als  oberstes  Organ. 

In  den  Republiken  fehlt  im  Gegensatze  zur  Monarchie  ein  höchstes  sou- 
veränes Gesamtorgan.  Der  Inhalt  der  Rechts*tel]un£f  des  Präsidenten  der 
Republik  bezw.  des  obei-steu  mit  der  Leitung  der  iSiaal-sgeiichätte  betrauten 
Kollegiums  oder  niehreier  Kollegien  (Räte)  ist  ein  abgeleiteter.  Die 
höchsten  Organe  sind  hier  Mandatare  des  souverftnen  Yolks  ohne  sdbst 
souverän  zu  sein.  Diese  Eigenart  der  Terfassungarechtlichen  Stellung  der 
hörh^?ten  Organe  der  Republiken  äußert  sich  im  internationalen  Recht  darin, 
daß  ihnen  {rewiss*-  Ehrenvor/ü'j'p,  die  das  Völkerrecht  als  Attribute  der  souve- 
ränen Person  des  Monarchen  anerkannt  hat.  nieht  zukonuuea.  ~  Bedeuii>aia 
für  die  Stellung  der  höchsten  Organe  in  .Monarchien  und  Republiken  ist  die 
Unverantwortlichkeit  der  ersteren  und  die  Verantwortlichkeit  der 
letzteren.  In  der  konstitutionellen  Monarchie  (im  Gegensätze  zur  Auto- 
kratie) sind  rechtliche  Garantien  flh-  die  verfassungsmülJige  Betätitruiiü:  des 
Staats^dllcn*;  durch  den  iK  TSdiilirli  unverantwortlichen  ilonai-chtou  gegeben 
(Koutrasignatur,  Minister  Verantwortlichkeit), 


II  Die  AaBQbinif  der  R«eht<^  welch«  der  Dsch  auBeo  gvrirhteten  Tätif^keit  der  Staut»- 

ict'vvalt  entsprochen  (der  sog.  viilkerrechtlichcn  Hoheit«whte),  ist  durch  t  nt.sjirtxihcnde  Ein- 
richtungen iju  loneni  btaatc»  bedingt,  auf  die  sich  gewisso  Kccbte  der  Staatsf^walt  b«- 
deben  (aog.  lofiere  Hoheitsrcdite).   Hierher  gehört  die  Orfcanisation  d«8  aoBWärtigcn  Dicmtw 

OBW.    Vgl.  Ilanel,  Staati«rccht  I  S.  534. 

2)  Vgl.  Rivier,  l.phrh.  S.  24«,  250^  Prinriju-s  I  p.  111  ««j. 

3)  So  hatte  Biel»  K»<nigin  Viktoria  von  (.Jroßbritaunien  nach  dem  Tode  des  Prinz- 
Geoiahls  (1S61)  durch  einen  Rat  von  Miototem  und  WardontrSgeni  bei  der  Entgegimiiahine 
von  Beglaubigungsschreiben  vertreten  lassen. 

4}  In  einigen  Vcrfaitsungen  ut  da»  Keclit  des  .Mtjnarcben  zur  Bestellung  einra  ätellvcr- 
traten  auadrUoklieh  normleit,  so  io  der  bayeriediea  VerfaBflangsatfainde  II  ff  9>  11.  V^. 
V.  Seydfl,  Raycr  Htaatsr.  1  S.  *J2:'.  ff. 

ö)  Die  frühere  Zeit  kuuulc  Frviütaatcn,  in  denen  nicht  dic.Gmnithcit  de«  Volkes, 
•ondem  eine  Klaiee  oder  arfstokratiflche  Mindeibeit  SabjekC  der  Sonverlnelit  war;  ao  bi  den 
ttalicnisclii  II  Si.ädti  republikeii  und  einigen  whweizeriBcheu  .Aristokratien.  Der  Doge  VOO 
Venedig  hatte  aiajc«tateiu  regia,  auetoriutem  dvia,  die  NobUi  galten  ab  «oaverio. 
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I  41.  II.  Die  rechtliche  Mtoliung  der  obersten  Orgaue  der  SUateu.ij 
1.  Dem  ohenten  Organ  steht  das  Becht  der  Vertretung  des  Staates  nach 
aoBen  m.  Die  Betätigang  des  StaatswUlens  naeh  anOen  erfolgt  auf  den 

hSheren  Stufen  der  Entwicklung  des  wechsselseitigen  Verkehrs  der  Völker  in 
mannigfachen  Rieht uii^eti.  Innerhalb  der  Gesamtheit  der  betieffenden  Hand» 
lungen  lassen  sich  <j:e\visse  Gruppen  bilden,  welche  alle  jene  Handlungen  um- 
fassen, die  entsprechend  der  Stabilität  der  friedlichen  Beziehungen  der  Staaten 
bezw.  der  aUgemeinen  Natnr  gewisser,  wenn  aacb  nur  vorabergehender  Ver- 
hSltoisBe  (z.  B.  des  KriegsverhiltnissesX  koostant  wiederkehren.  DemgemU 
Iftfit  das  dem  obersten  Organ  zustehende  Repräsentationsrecht  eine  Spezialisie- 
rung einzelner  Befug:nisse  zu.  die  in  den  niüdei  neii  Verfassun^nrkunden  in  der 
demonstrativen  Aufzählung  einzelner  liechte  zum  Ausdruck  kommt  -).  Die 
Verfai»»ungeu  enthalten  auch  die  rechtlichen  Bedingungen,  unter  denen  das 
oberste  Organ  die  dnselnen  Seehte  anssvflben  berufen  ist »};  in  konstitutiooellen 
Staaten  kommt  anch  die  Hitwirkang  des  ▼erantwortlichen  Ministers  oderStaats- 
sekretäi's  in  Betracht. 

Im  Einzelnen  treten  insbesondere  folgende  Funktionen  des  obersten  Organs 
hervor:  a)  die  mit  der  obersten  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  ge- 
gebenen Fonktionen;  b)  das  oberste  Organ  schließt  und  ratifiziert  die  Verträge 
mit  anderen  Staaten;  c)  das  Staatsoberhaupt  sendet  Gesandte  an  andere  Staaten, 
es  empOngt  die  Ereditire  der  bei  ihm  beglaubigten  fremden  Gesandten;  d)  es 
erteilt  fremden  Kom»ulen  das  Exequatur;  e)  es  erklftrt  den  Krieg  und  schiieBt 
den  Friedfin. 

1)  as  He{)räsentationsrec]it  steht  demjeuigreu  zu,  der  die  Staatsgewalt  fak- 
tisch ausübt;  der,  wenngleich  legitime,  jedoch  augenblicklich  aus  der  Herr- 
schaft verdrängte  Pllrst  hat  daher  kein  Beprtoentatlonsreebt  *) 

2)  V.  Holtzcudorff,  IUI  II  S.  77  ff.;  Heffter-Gef fckeu,  ISff.;  Bluutscbii, 
VOtkenedit  H  lUft.',  HartmmBii,  8.  61  ff.;  Oar^is,  8.  SStf,;  Bivior»  Lebrb.  %  »»ff., 
Priocipes  I  p.  4iH8q  ;  F.  v.  Martens  1  S.  :;"S  ff :  Lawrence,  Conm.  aar  Wkeiton  I  p. 
t«5  8q.;  Calvo  I  §  313;  DespAgnet,  Cora  206  sq. 

8)  So  ngt  z.  B.  Art.  11  der  deatechen  Reiduverfaiainiff:  „Der  Kalwr  hat  das  Beicb 
völkciTechtlich  /.u  \  eitrt  tcii."  Diese  allgcinctno  Kompetenz  dos  Kaisers  wii-d  aber  sofort  spe- 
xüülftiert,  indem  in  dcuuclbcn  Satze  exemplifBinead  weiter  bestimiiit  wird:  der  Kaiser  bat 
«im  Namen  6m  Reiches  Krie^  zu  erkllren  nnd  Frieden  zu  aehlieBen,  Bfindniase  oitd  andere 
Vertrage-  mir  freiiulen  Staaten  einzuteilen,  Gesandte  zu  enipfaageii  and  an  beglanbigeo".  Tgl. 
Häni  i  I  S.  032.  V^l.  auch  Art.  s,  ^5,  102  der  schwcizerisehen  Verfassung  v.  J.  1874;  Art  I 
Sekt,  b,  All,  II  Sekt.  2  u.  3  dcf  Vcifuüsuug  der  Ver.  Staaten  von  Nordamerika ;  Art  7,  8,  9 
des  ftnuMscfaen  (ieaetzen  vom  16.  Juli  1>>T5. 

4)  So  enthSIt  dtT  zit.  Ait.  II  dvr  deutschen  Ri-iilis\ et fa^sniifj  eine  Einschränknn»  ili-« 
Rechts,  im  Namen  des  Keichs  Krieg  zu  erkläi-eu,  indem  dios^e  i^rkliiruug  an  dieZustiuimuag 
dea  Bnndeavata  gelninden  iet,  „es  sei  denn,  daS  ein  Anirrüf  auf  da»  Bandesgdiict  oder  dcfleen 
Küsten  CTfolii:f *.  'Die  Ahschlicnans  von  Vertrnprn  mit  iimlcien  Staitcn  ist  rui  die  Zu- 
»timniang  dea  Bundesrats  gebunden  und  sa  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmigung  des  Kcichs- 
tage  erforderitch,  weim  eich  die  VertrSg«  anf  eolche  G^venetlade  beziehen,  weldie  nach  Art  4 
der  Keich8verfa.-.^*iiug  in  den  Bereich  der  Keiclisgcsctzgebung  fallen.  Näliercf  lui  \  Seydci, 
Kommentar  (2.  Aufl.)  S.  l&Hit.  Vgl.  auch  Art  4^  der  proußUdien  Verfaesuug,  Ait.  der 
belgiacheD  Verfaaaung,  Art  8,  9  des  franzdüsdien  Gesetze»  vom  16.  Jnli  1S75. 

1)  TgL  Niheraa  liei  P.  t.  Harten a  I  S.  310  ff. 
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2.  Die  Exterritorialität  des  Staatsoberhaupts*).  Das  Völkeiv 

recht  gestellt  gewissen  amtlich  charakterisierten  Personen  und  qualifizierten 
Sachen  die  Exemtion  von  den  Wirkungen  der  Staatsgewalt  in  fremdem  Lande 
zu  2),    Die  Nützlichkeil  bezw.  Notwendigkeit  einer  derart ijren  Ausnahme  von 
der  Regel  der  ausschließlichen  Herrschaft  der  Staatsgewalt  trat  schon  in  den 
ersten  AnfilngeD  friedlichen  Verkehrs  der  Nationen,  insbesondere  besügUch  der 
8oav«ränen  Häupter  fremder  Staaten  hervor.  W&hrend  bezüglich  der  Exterri- 
torialität der  diplomatischen  Agenten  der  praktische  Nutzen  ständiger  Vei- 
tretunq"  der  Staaten  in  den  Vordpff^rnnd  tritt  und  die  Exterritorialität  dieser 
Pcrauuen  als  eine  Bedingung  der  treien  uüd  wirksamen  Ausübung  iljrer  Funk- 
tion erscheint,  dürfte  für  die  Exterritorialitüt  fremder  Souveräne  vornehmlich 
«nerseits  der  Umstand  sich  geltend  gemacht  haben,  daB  der  Soaverlln  die 
Persönlichkeit  des  Staates,  dessen  Ansehen,  politische  Bedentang  nnd  Macht 
verkörpert,  anderseits  die  verfassungsrechtliche  Stellung  des  Souveräns  jedes 
Staates,  verm^fl^e  welcher  er  in  seiruMn  Heiniatsstaat  Immunitiiten  genielit, 
deren  Wegfall  durch  die  Tatsache  des  Ii  i«dlichen  Aufenthalts  in  dem  fremden 
Staate  nicht  hinreichend  motiviert  erscheinen  wiii'de.   Im  ganzen  dürften  von 
jeher  besfiglich  der  Exemtion  fremder  Sonvei-ftne  in  den  Anschannngen  der 
Völker  mehr  imponderable  Momente  als  juristisch  bestimmbare  Gründe  ent- 
scheidend gewesen  sein.   Dagegen  haben  sich  allerdings  gewisse  juristisch 
raat^^ebende  Voraussetzungen  des  neiitisses  der  Exterritorialität  nnd  prak- 
tische Wirkungen  dieses  Privilej{s  ausgebildet,    lu  ersterer  Heziehuni>:  *) 
kummt  in  Betracht,  a)  daß  der  FUrst  seitens  des  fremden  Staates  als  Tiäg^r 
der  Sonveränetftt  anerkannt  ist,  b)  daB  ihm  der  Eintritt  in  das  fremde  Gebiet 
bezw.  der  Aufenthalt  in  diesem  nicht  versagt  tot,  e)  daB  er  sich  nicht  selbst 
in  einem  dienstlichen  Subjektionsverhältnis  zu  der  auswärtigen  Staatsgewalt 
befindet     —  Da  die  Exterritorialität  ein  Privileir  bildet,  welches  dem  fremden 
Souverän  nur  in  dieser  seiner  oflTiziellen  Stellung  als  Souverän  zugestanden 
wird,  so  entfällt  der  Genuß  desselben,  wenn  der  fremde  FQrst  als  Privatmann 
fremdes  Gebiet  betritt  (incognito  aufier  Landes  reist  und  sich  aufhält)  oder  sich 
freiwillig  gewissen  Wirkungen  der  fremden  Staatsgewalt  unterwirft.  —  Die 
singulüre  Stellung  der  souveränen  Organe  fremder  Staaten  bringt  es  mit  sich, 
daß  ihnen  das  Privileg  auch  dann  znknniiiit.  wenn  sie  sich  nicht  zu  offiziellen 
Zwecken  aiU  Ii tiiideni  Staatsgebiet  befinden.  —  Die  Wirkungen  der  Exterri- 

1}  Vgl.  Marquardsoa  s.  v.  „ExterritorialiUlf*  in  Rottecks  Staatslex.;  v.  Bulm«- 
rinpq  8.  V.  „ExtciTitorialität-'  in  v.  Holtzendorffs  Retlitslex. ;  Calvo  III  §  1454  »q. 
Rivicr.  IaIhIl  v-  •Jn.  Prinriiis  1  p.  HMM  sq. ;  "^toerk,  HtT  II  S,  »'..m;  ff.  und  dif  duftelbst 
anf^ffühite  LiEtTHiiir;  fcrnor  die  hemerkung  von  bcyitri,  Bayer.  bt;uiLsr.  1  f«.  342  Anm.  14. 
Vgl.  Atich  »i-lion  hier  Zorn »  D»  deuCache  G«undtwhafts-»  Konsiilar-  nnd  Secrccht  in  „An- 
naion dcH  deutAchen  ttdclift"  S.  S4fr.  Belinff,  Die  ttiafracfadich«  Uodentung  der  Ex- 
territorialität (ibdü). 

2)  Fremden  Sonverineu,  mit  dlplomstiwheiD  Charakter  au^geatatteten  PenoitMii  dem 
niclit  feindlichen  Trappcnkorper  einea  fiemden  StaatM,  den  Kriegsadifffen  in  fiemdem 

Wa8aci;gebiet. 

3»  Vgl.  trobmoadere  Stoerk  a.  a.  0.  S.  6590.;  F.  v.  Harten«  T  8.  ^Htl, 

4i  .,L)ie  im  höfii^-iu-n  Vorkehr  üblich  gewordene  Verlcihun);  militiiii  :  ri  EhrenatclIeD 
l^lt  jedoch  nicht  unter  diesen  letzteren  Geeichtapunkt"  lätoerk  a.  a.  0.  ä.  bbV). 
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torialität  bestehen  a)  in  der  Exemtion  Ton  der  Polizeigewalt^  b)  in  der  Exem- 
tion von  der  StraHserichtsbarkeit«  c)  von  äer  Zivilgwichtsbarkeit  nnd  d)  von 
der  Finamigewalt  des  fremden  Staates.   Diese  Exemtionen  können  aber  nicht 

in  dem  Sinne  gedacht  werden,  daß  der  fremde  Souverän  7iir  Ignorierung  der 
fremden  Keclitsordnung  und  der  unerläßlichen  Antonierungen  an  das  per^iön- 
liche  Verhalten  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  autori- 
siert w&re.  Femer  ist  zu  beachten,  daß  das  Privil^  nur  die  offizielle  Rechts» 
q[»1iftre  des  Sonvorftna,  nicht  anch  die  mit  der  privatrechtlichen  Rechtsstellang 
verknftpften  Rechtsverhältnisse  umfaßt.    Schließlich  ist  zu  beachten,  daß  der 
Souverän  in  fremdem  T^ande  das  Privileri:  doch  nur  in  dem  Maße  für  sich 
geltend  machen  kann,  als  dies  zur  Wahrung  seiner  Unabimn£ric:keit  von  der 
fremden  Staatsgewalt  und  der  freien  Repräsentation  seines  Staates  erfordei*- 
lich  ist  Dw  fremde  Sonverftn  wird  daher  dafür  Sorge  2a  tragen  haben,  dafi 
die  Personen  eeioes  Gefolges  sich  jeder  Terletsnng  oder  Gefthrdung  rechtlich 
geschützter  Interessen  enthalten  und  eventuell  selbst  die  Ahndung  betreifender 
Delikte  durch  die  lokalen  Obrigkeiten  oder  seine  heimatlichen  Orirane  ver- 
anlassen. '1  —  Von  dem  in  unseren  Tagen  kaum  denkbaren  Fall  der  Begehung 
eines  gemeinen  Verbrechens  ist  hier  abzusehen;  es  könnten  höchstens  staats- 
feindlidie  Konspirationen  des  fremden  Sonverliis  in  Frage  kommen.  In  derlei 
Fällen  wird  es  sn  diplomatisdien  Verhandlmogen  kommen,  und  wenn  nicht 
anf  gütlichem  Wege  Satisfaktion  erzielt  wird,  vielleicht  ein  casus  belli  vor- 
liegen.^) —  Was  die  Zivi Igorichtsbarkeit  betrifft,  sio  ist  der  Souverän 
als  Souverän  von  der  frtinden  Zivilgerichtsi)ai kcit  exiiniert •');  dagegen 
werden  die  mit  luuaobiliarbesitz  des  Fürsten  in  trenidem  J^ande  verknöpften 
Klagen,  femer  Klagen  ans  Bechtsgeschftften  aller  krt,  die  der  Fttrst  als 
Privatpnvon  abgeschlossen  hat,  von  den  fremden  Gerichten  anznnehmen  sein; 
ebenso,  wenn  sich  der  Fürst  der  fremden  Jurisdiktion  allgemein  oder  fttr 
konkrete  Falle  freiwillij::  unterworfen  hat.    Klagen  fremder  Landesherren 
werden  nach  feststeheutler  Praxis  von  den  Gerichten  angenommen.  ^)  —  Was 
die  Abgaben  und  Steuern  betrifft,  so  ist  der  Fürst  nur  von  solchen  befreit, 
die  einen  mehr  oder  weniger  persönlichen  Charakter  tragen  nnd  mit  der 
Wftrde  eines  Staatsoberhaupt  kollidieren  kfinnen.  ^)  Benutzt  er  staatliche  Ein- 
richtangen  n.  s.  w.,  so  ist  er  smr  Zahlung  betreffender  Gebühren  verpflichtet 

K  Vgl.  Gareis  §§  32,  .H3 

2)  Die  Möglichkeit  verbrecherischen  Vcrbaltens  eines  fremden  SoaveriU»  faßt  Byn- 
kershoek,  Tndti6  de  jugc  conipetent  Cap.  XVIU  ernstlich  in's  .Auge  und  bllt  es  flfr  Hsabt, 
lieh  der  Person  zu  bemlcbtigieii  nnd  selbst  sie  zu  tSdten.  (regenüber  dem  von  B y  n  k  i- 1  s  h  i>ek 

fnippnnicrtcn  Verhalten  (  nn  prince,  n?iss>fint  en  vrai  brigant  .  .  ."1  sind  alicrdin^'s  PrS- 

ventivniaihcgc'lu  uud  cveiUutiil  echte  Notwehrhandlungeu  zulässig.  Vgl.  F.  v.  Martens  I 
8.316;  Oarcis  §§  32,  33. 

3)  Vgl.  die  bei  Philliiu nre,  rommentaries  I  p.  130  aus  tler  Praxis  des  englischen 
Lord-Ma|or8  Court  mitgeteilten  t'iUle.  Siehe  auch  Calvo  a.a.O.  Vgl.  auch  iosbes.  v.  Bar, 
lotetiMt.  Priv.-  n.  Stnfr.  (I.  Aofl.)  502  ff.  and  die  aotfCUirndie  Unterendiaiiir  von  E.  Loo- 
ntog,  Pip  ftcriclitsbarkptr  nhrr  Staaten  und  S(Hivot,"uL'  (19031. 

4j  Über  die  Scliwierigkeitea,  die  sich  bei  restriktiver  Intcrpretatiuu  des  Privilegs 
(taamMtlteb  in  dar  Skshtong  der  Vollstrcckiiiv  betreffender  «Mlgericbtlidier  Urteile)  in  der 
Pnxt»  ergeben  klhinen»  dehe  F.  y.  Martens  I  3. 820»  321.  —  S)  F.  y.  Martens  I  S.  31». 


Digitized  by  Google 


160 


Dritte«  Buch.  Die  Orgaoe  der  Völkcrrechtasabjekte. 


§42. 


Ezteriitorialit&t  geniefit  aoch  der  Begent  (Mitregent),  dagegen  nicht 
der  Thronfolger.  ^  Streitig  ist  die  Frage,  ob  anch  die  Mitglieder  dai'  Familie 

and  die  Personen  des  t'ürstlicben  Gefolges  während  ilira*  Anwesenheit  im 
fremden  Lande  extei  t  iioi  ial  seien.  >)  Die  FamUiengenossen  sind  nieht  sonmän, 
sondern  Untertanen  des  Souveräns. 

3.  Souveräne  genießen  einen  erhöhten  strafrechtlichen  Schutz, 

4.  Der  Sonveräa  genieOt  im  VerlEelir  mit  andmi  Staaten  bexw.  derw 
obersten  Otganen  gewisse  Ehrenrechte  (siehe  oben  %  37X  er  hat  insbesondere 
Anqpmch  anf  ein  bestimmtes  Zeremoniell,  a»f  die  dem  Bange  seines  Staates 
beiw.  seiner  persönlichen  Stellung  gebührende  Titulatur  u.  s.  w. 

§  42  Stelluntr  dos  oberNten  Organ»  der  Ropnblikon.^J  Aus  der 
grundsätzlichen  (ileiclilieii  der  Staaten  erg:ibt  sich  die  formelle  Gleichstellung 
der  obersten  Orgaoe  dei  Monarchien  und  Kepubliken.  Indessen  ist  hier  doch 
die  rechtliehe  Stellung  des  Staatschefii  der  Bepnblilc  als  oberaten  Beamten  im 
▼erfassungsrechtlichen  Sinne  von  Einfloß  auf  dessen  internationale  Stellung 
im  Yeigleich  zu  dem  Monarchen  als  Träger  der  SoaverftnetAt.  Infolge  dessen 
sind  diesen  Persönlichkf^it^ii  jenr  Rechte  und  Ehreuvorziiwe  nicht  znjr^'stan- 
deu,  die  mit  der  Soiiveraueiät  der  Monarchen  verknüpft  werden,  insbe.'^undere 
haben  sie  keinen  Anspruch  aut  Exterritorialität,  Dagegen  gebühren  ihnen 
alle  jene  Bechte  nnd  Ebrenvorzttge,  welche  der  Wftrde  und  dem  Ansehen  des 
Ton  ihnen  repräsentierten  Gemeinwesens  entsprechen.«) 

§  43.  IIL  Bllfborgane.  Das  Hiniaterfum  des  Inflem,  die  diplo- 

matlNcben  Agenten.    1.  Das  Ministeriiiin  des  lußeru.-')    Es  ist  schon 

oben  (S.  157)  bemerkt  worden,  das  sich  das  oberste  Organ  des  Staates 
in  der  Ausführung  der  iStaatsverwaltung  auf  die  obei-ste  Leitnn«:  nnd  aus- 
schlaggebende Entscheidung**)  beschranken  mu^,  im  übrigen  aber  auf  die  Mit* 


1)  Vorwiegend  ist  die  Anddit,  daß  dicMO  Persunco  Ezt«nitoriiKtft  nidlt  Sttkommt, 

daU  dagegen  die  FauftÜpngenoHwn  nllpnlin^  die  ihrer  bevorzugten  Stellung  gebOhreudeu 
Ehren  und  einen  erhöhten  straf rcclitUcbcn  Schutz  gcoießou  (vgl.  96,  »7  dos  deutschen 
RStrGBl.  Herfter-Oeffken  |  55;  Blaatsehll,  Vftlkenedit  §1M:  Hartmaan  8.  TS; 
Kivier.  Lchrb.  8.  2-11,  Prindpee  I  p.  4198q.;  F.  v.  Martens  I  S  ;?21  —  A.  M.  fJareis, 
§  32j  auch  wohl  v.  Bulnicriucq,  VoL  ai3:  ^Die  Extcnitorialität  des  Föisten  erstreckt 
sieh  «ach  auf  sein«  BefH^t«r  . .  .**        2)  Vgl.  §§  loi,  lOS  des  dentuhen  RStrGB. 

3)  Nciustriis  *'i-si  liö|)rfii(!  WaltJier,  daa  Staat.sluuii.t  in  den  lU-publiken  (li)07)  190ff. 

4)  Die  Frage  ist  bestritten.  Obige  Ansicht  vertreten  Zorn  in  v.  Stengers  Wörterbuch 
des  d.  Vcrw.  Rs.  v.  Extenrltorislfttt,  G.  Loeniniir  a  a.0.  169ff.,  Heyking,  L'extenritoria 
lit6  (ISsftt  122,  123,  der  dem  PrSsideutm  nidit  atigemein  Exterr.  zugesteht;  Stocrk,  HHI 
424;  F.  V.  Martens  1'  314;  Kivier,  L^brb.  $  .H3;  arrcis  §  ,'J2  (S.  104,  Amii.  Ij  venvrisT 
Jedoeb  auf  <dne  entgegensetzte  Praxis  —  Für  die  Bejaluiutr:  neuesten»  Walthcr,  a.  a.  0.  lüi, 
V.  Uszt  (  1». 

f>i  Martens-Geffkru,  Guide  diplomatique!  p.  Isq;  Gcffcken,  HH  III  S.  ff., 
671) ff.;  Ileffter-Geffcken  §201;  llartmann  ö.  SOff.;  Gareis  §§32,  SU;  Kivier,  Lchrb. 
H.  24.H:  8toerk  in  v.  Stengel's  Wörcerbadi  des  dentsdieD  VenraltungereehtB  e.  r. 
„Ministerium  der  atiswrirtii^'fn  .Xn-relegenheitcn". 

Ii)  Aus  der  obigen  Darstellung  der  Eigenart  der  StcUung  des  obersten  Orgaus  der 
Staataeeirih  oqjibt  sieh,  daO  insbceondere  beiOglich  der  annibtigeD  Aniiel^eahelteD  die 
uninittelbaire  persSnllcbe  Leitunc  des  obersten  Otgut»  in  den  Vofdeqrniad  tritt  VfL  «och 
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Wirkung  auderer  Persönlichkeiten  angewiesen  ist,  denen  die  Lösung  der  staat- 
Uehen  Aafgaben  sa  Berafincht  ftbertragen  ist  Die  renehiedeneii  Zweige 
der  Staatstatigkeit  werden  auf  eine  Beihe  von  Ämtern  verteilt  Einheitliche 

Wirksamkeit  dieser  Ämter  setzt  Zentralisation  des  Staatsdienstes  voraas,  die 
im  heutigen  Staat  dadurcli  erzielt  w'rnl.  daß  an  der  Spitze  jedes  Ressorts  ein 
(veiHntwortliclierj  Minister  steht,  dem  die  Beamten  dieses  liessortü  unmittelbar 
untergeordnet  sind.  Die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  findet 
ihre  Zeniraliflation  in  d«n  Minis ter in m  der  answirtigen  Angrsleifcii- 
heften  (foreign  office,  minist^re  des  afißures  6trang6res).  Die  hohe  Bedentang 
der  Interessen,  deren  Pflege  dem  Chef  dieses  höchsten  Amtes,  dem  i^liiiister 
des  Auswärtigen,  anvevtraut  ist,  steigert  natürlich  die  AnfordHvinuzt'n  au  die 
staatsmännischeu  Fälugkeilen  und  den  Charakter  des  Trägeis  dieses  Amtes, 
denn  die  dienstliche  Stellung  gegenüber  dem  obei^teu  Leiter  der  auswärtigen 
Politili  mag  immerhin  den  Minister  des  Auswärtigen  formell  als  den  Voll- 
streeher  der  Entschliefiungen  des  Staatsoherhaapts  erkennen  lassen  —  der 
Sache  nach  sind  doch  alle  mit  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
verknüpften  Entschließungen  von  der  Initiative  des  Ministers  (namentlich  im 
konstitutionellen  Staate)  und  vielfach  von  der  konsequenten  Durchführung 
eines  bestimmten  |)olitischeu  Systems  abhängig.  —  Der  enge  Zusammenhang 
von  auswärtiger  und  innerer  Politik  kommt  in  vielen  Staaten  darin  zum  Ans- 
druck,  daß  der  Minister  des  Auswärtigen  sngleleh  die  Stellung  des  Kabinet»- 
chefe  (Ministerpräsidenten)  einnimmt.  —  Abgesehen  von  jenen  Funktionen,  in 
denen  der  Einfluß  des  Ministers  des  Answärtisfen  als  ersten  Ivatgebers  des 
Staatsoberhaupts  auf  den  Gan?  dei  auswärtigen  Politik  zum  Ausdruck  gelan«rt  -), 
kommen  folgende  Funktionen  in  Betracht. ')  Der  Minister  des  Auswärtigen 
ist  das  Organ  des  Verkehrs  mit  den  Vertretern  der  fremden  Staaten,  er  unter- 
baudelt  mit  ihnen,  er  vermittelt  den  Verkehr  der  fremden  Qesandten  mit 
seinem  Souverän,  in  allen  politisch  wichtigen  Fällen  ^)  hat  er  den  AudienzM 
beizuwohnen,  durch  ihn  erhalten  die  fremden  Konsilien  das  ?>xequatnr.  Der 
Minister  hat  dem  Staatsoberhaupt  tVir  die  Wrti-efuu!,'  <les  Staates  Ix'i  aus- 
wärtigen Hufen  geeignete  Persünliclikeilen  vorzuschlagen  und  seineu  Kat  be- 
xttglieh  der  Annahme  bestimmter  Persönlichkeiten  als  Vertreter  ft-emder 
Staaten  zu  erteilen;  die  Erediti?e,  Vollmachten  und  Instruktionen  der  Ge- 
sandten seines  Staates  sind  von  ihm  oder  wenigstens  unter  seiner  verantwort- 
lifhen  Leitun^r  tMit'vt'i  ft'ii  und  zu  unterzeichnen;  ebenso  hat  er  alle  in  ans- 
UHiiigen  Anf^eleuit'iih'  ' !  n  ab/urassenden  Sfaatssrhriften  (Urkunden.  l)Hj)eschen. 
Vertragsentwürfe,  Muuiieste,  Kricg6erklarung«;u  u.  s.  w./  zu  redigieren  oder 
unter  setner  verantwortlichen  Leitung  durch  seine  flil&arbeiter  redigieren  zu 

8to«rk  in  r.  Stengel'«  W5rterb.  des  dontacben  VerwaltongBracfata  s.  v.  Ministerium  der 

aufiwärtigcn  Angelegen lititeii*  uud  die  doruelbst  angeführte  kgl.  preußische  Verordnung  vom 
21.  Oktober  tSSO,  welche  für  die  priiizipiello  Stelloug  des  buuuscbefs  im  Bereich  der  aus- 
triftigen  Angelcgcnlicttcn  geradezu  typisch  ist 

1)  Die  Form  dieser  Funktion  ist  der  dem  Staatsoberhaupt  entattete  Vortrag'. 

2)  Gcffcken,  HH  III  S.  ti70.  üTl. 

3t  Hierher  gehört  iu  erster  Reihe  die  Lberreichung  des»  Kreditivs  bczw.  des  Ab- 
bentfiuigaadireibeina  der  Gesandten. 

ÜUa«BB,  V«lk«nMkt  11 
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laasen.  Verträge,  Gesetze,  Vemdiuiiiseii  und  Erldftrangen ,  die  sich  auf  aus- 
wärtige Angelegenhetten  beziehen,  sind  von  ihm  za  kontrasifniieren.  Anf 
Grand  der  an  ihn  zn  richtenden  Berichte  der  Gesandten  überwacht  er  die 
politisch*'!!  Beziehuni^en  znm  Ausland,  die  Beobachtung  der  seitens  seines 
Staates  mit  auswärtisren  Staaten  geschlosseneu  Verträge  u.  s.  w.  In  der  IJeg^pl 
fangiert  er  auch  ahs  Chef  der  Konsularbeamten,  überwacht  die  Pflege  der  aus- 
wärtigen Handelsbeziehungeil  und  die  Tfttigkeit  der  Eonsulcn  auf  diesem  Ge- 
biete, sowie  deren  diplomatische  Wirksamkeit,  soweit  ihnen  eine  solche  in 
einigen,  namentlich  den  nichtchristlichen  Staaten  ftbertragen  ist 

Der  Umfang  der  Geschftfte  des  auswärtigen  Amts  in  größeren  Staaten 
erfordert  eine  sorirfiiltir^e  Organisation  dieses  Dienstzweiges.  Der  Dienst  wird 
anf  verschiedene  Abteilungt'ii  i  Departements.  Sektionen  u.  s.  w.)  verteilt,  denen 
Generaldirektoren,  Direktoren,  Seklionschefs  mit  dem  ertorderlicheu  Hilfs- 
personal vorgesetzt  sind.  Als  Vertreter  des  Ministers  fhngiert  ein  Unter- 
staatssekretAr  oder  Gen^lsekretftr.  *) 

Die  rechtliche  Grundlage  des  Ifinisterinnis  des  Auswärtigen  und  der 
Stellung  des  Chefs  dieses  Ministeriums  sind  die  T.andesverfassunL^  ni  d  sonstige 
rechtliche  Vorschriften.  —  Gegenüber  den  Irenideu  diplomatisclien  Agenten 
genießt  der  Mini-sler  des  Auswärtipren  den  \'(  iranjr.  —  Der  Amtsantritt  des 
Ministers  ist  sowohl  den  eigenen  Vertreteiu  im  Auslande  wie  den  bei  seinem 
Staate  beglaubigten  ft'emden  Vertretern  bekannt  zu  geben. 

9  44.  S.  IHe  diplomatischeil  Agenten.  Das  Gesandtaehaftsreeht.') 

1.  Eine  der  maßgebendsten  Erscheinungen  in  der  Entwicklung  des  Völkerrechts  ist 

das  Institut  der  völkerrechtlichen  Gesandtschaft,  Als  I  n  s  t  i  t  u  t  allerdings  erst  das 
Ergebnis  der  Gestaltung  internationaler  r?>'zieliun£,^en  in  jener  Epoehe.  die  als 
der  Beginn  der  Au.sgestaltuug  tle*.  niudt^nieii  Staates  und  seines  bewutite» 
Hinausgreifens  über  die  Sphäre  isolierten  nationalen  Lebens  sich  charakteri- 
siert, ist  sig  ^ohl  zu  unterscheiden  von  Erscheinungen  der  älteren  und  Ältesten 

4)  Vgl.  Goffcken.  IIU  III  6.611. 

»)  Gentilit,  De  Legationibm  illiri  III  <1$S5);  Cb.  de  Mftrtone,  Le  Guide  diplo- 
matique (1S32>,  •>.  Ausjf.,  bc*orpt  von  Goffrkoii  iT^rni;  Zur  f;«<chichto  der  Entwicklung 
des  Geoaüdtechafurvdittt  vgl.  Mir  aß,  Dots  curupäiscbc  Geäaodtediaftambt  (1647);  MQller- 
Joehmiis,  Oeedilchte  des  VOIketreehts  im  Altertum  (164$);  Hontafae  Bernerd,  Fonr 
lecturcs  on  subjects  (imnoctxl  with  diplomaty  il^lih»,  ^nl  l>octure  p.  III  sp;  Alt,  Handbuch 
dee  europäiacben  tieuadtocbafUrechte  (ISTOj;  LÖhren.  Beiträge  zur  Geecfaichte  des  gcsandt- 
whafdlclien  Verkehra  Im  MftteUilter  I  (Beldelbeiir  18S4);  Fischer,  Ocschidite  der  Diplomatie 
im  Reforiiiiitioii-i/iit.ilter  (1874):  Krauskc,  Die  Kntwicklung  der  ständigen  Diplomatie  vom 
15.  Jahrhundert  bis  zu  den  BvschlQsäen  von  1^15  und  ISIS  iLeipzifj  l'»''.'.  Pi  adier-Fodero 
Cours  de  droit  diplomatique  (IS81);  Nys,  Les  commencement»  de  la  diplomatic 
Lehr,  Mumel  diforiqne  et  pratiquo  de»  agents  diplomatique«  et  consnUüres,  fnintais  et 
{•transrm  Scbaube.  Zur  Eutstiiiiin;r^|,'t •-cliicliti-  lUi  >t."infn=:oii  CesandtKchaften,  in: 

„.Miitcilungeu  dee  losütutö  für  österreicluscbo  Geschichtsforschung-  X  äul  ff.;  h\  v.  Mftrtens 
II  8. 15 ff.;  Oeffcken,  HD  III  &  605 ff.;  Pieper,  Zur  EotetebanKSgeeeblebte  der  ständigen 
Nuntiaturen  (Freiburg  j.  B.  ISlMi:  N'  .\  >.  Les  origines  du  droit  int.Tnational  (Bnixelics,  Pari« 
16U4)Cb.  XIV:  La  diplumatie  et  les  ambasaades  perautneota.  —  Weitere  Literataraogaben  bei 
RtTier,  Piindpes  I  p.  429);  —  Hr«bar,  De  iegatis  et  Lcgatloiübitt  ttactatm  varU  (1906); 
Httbler,  Uagistntureo  dee  vOlkerrecktliclieo  Verkebw  11  ff.;  Oppenbein  I  MS68eq. 
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Zeil;,  in  der  selbst  ein  wenig  entwickelter  und  zumeist  nnr  auf  konlcrete  Tat- 
iMBtftnde  und  Torttberg^ende  Beziehnngen  besciirftnkter  Verkelir  der  Staaten 
und  Völker  die  Notwendigkeit  von  Organen  nahegelegt  hatte,  denen  die 

Besorgunj^  betretender  Ot'scliäft»'  nliei  tra^en  ward.  Bei  allen  Völkern  tritt 
frühzeitii^'  als  Aus;diuck  sittlichen  Bewußtseins,  religiöser  Auscliauunj^  und 
wohlverstandenen  eigenen  Interesses  eine  gleichmäßige  Übung  bezüglich  der 
Verliandlun^n  nit  anderen  YOlkern,  auob  im  Falle  kriegeriseben  Konflikts, 
hervor,  der  zufolge  Gesandten^)  im  Interesse  der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe 
gewisse  Rechte,  insbesondere  Unverletzbarkeit  gesichert  waren.  Die  Bedeu» 
tnnp:  religiöser  Anscliannnp^en  für  die  Ausbildiinfjr  bestimmter  Kefreln  des  Ver- 
hallens im  Verkehr  mit  anderen  Völkern  tritt  namentlicli  bei  den  Römern 
hervor,  welche  gewisse  mit  der  Vertretunsr  des  Staates  nach  aulien  verknüplte 
OeKhafte^)  einem  Piiesterkollegium  (tetiales;  abertragen  hatten  (s.  oben  S.  62). 
Daneben  kommen  ab  Organe  des  Senats,  dem  die  eigentliohe  Verhandlung  oblag, 
noch  die  Feldherren  und  legati  in  Betracht.  Dieselben  Grfinde,  welche  im  Alter* 
tum  den  Oedanken  einer  konstant  wirksamen  Ordnung  internationaler  Be- 
ziehungen nicht  zur  Herrschaft  gelangen  ließen,  waren  auch  dafür  maßgebend, 
daß  der  Verkehr  der  Staaten  durch  Gesandte  nur  auf  einzelne  Fälle  be- 
scbrilnkt  blieb.  Ebenso  verhielt  es  sich  in  der  flanptsaehe  im  Mittelalter. 
Eine  eigenartige  Stellung  nehmen  in  dieser  Epoche  die  Vertreter  des  heiligen 
Stuhles  in  Byzanz  bis  zum  Ausbruch  des  Sehisina  r  1  am  Hofe  der  fränki- 
schen Könige  ein  fdie  apocrisiarii  oder  responsales) ;  in  dieser  Einnchtung 
kommt  allerdings  dei  (xednnke  ständiger  Vertretung  zum  Ausdruck,  ohne  daß 
jedoch  darin  die  Anfänge  des  Instituts  der  ständigen  Gesandtschaften  zu  suchen 
sind.»)  Mafigebend  lUr  die  Entwicklung  der  stftndigen  Gesandtschaften  war 
vielmehr  (seit  der  Mitte  des  Ib.  Jahrhuuderts)  die  Übung  der  italienischen 
Staaten^),  g^neeitig  ständige  Ge.'tandt.schaften  zu  bestellen;  von  diesen  Staaten 
wurden  auch  zuerst  residierende  Gesandte  an  die  Höfe  der  größeren  europäischen 
Staaten  (»panien,  Frankreich,  England,  Deutschland)  gesandt,  die  seit  dem 
Ende  des  15.  Jahrhuuderts  auch  untereinander  ständige  Gesandtschaften 
einführten  (s.ob^S.  64ff.).  Die  nationale  und  staatsrechtliche  Konsolidierung 
Spaniens,  Frankreichs  und  Englands,  das  machtvolle  Auftreten  dieser  Staaten, 
dem  gegenüber  eine  Annäherung  der  anderen  Staaten  als  das  Mittel  der  Er- 
haltung der  eij^enen  Inteiirrität  erschien,  ließen  bald  die  Zweckmnßijrkeit 
ständiger  Vertretung  erkennen.  ■')  Jlit  der  Ausbildung  des  Systems  des  poii- 
lischeu  Gleichgewichts  (insbesondere  seit  dem  Westphälischen  Frieden)  wurden 


1)  Bei  den  Oriacben  kommen  uiBwr  Oeeftadten  (xflvjfiw)  Herolde  («^f)  vor, 

welche  nur  eine  bestimmte  Botschaft  überbringen.  M-rilirciid  jcnr  zn  rigcntlichon  T'nterliaiul- 
iuoi^eD  verwendet  werden.  Vgl.  Näheres  bei  Mülle r-Jucbmus  a.  o.  U.  und  Ucffckon, 
HH  III  S.  606. 

2)  KriegBcrklbang,  .Abschluß  von  FriedBUBvertriigein  and  BQndniMen  usw. 

H)  Vfrl.  rieper  a.  n.  O. 

4)  Vgl.  Koumoüt,  Deila  dipluniazia  itaL  dal  scc.  XIII  al  XVI  p  11  sq.  Unter  den 
itelienlacfaen  BtMten  -mir  e»  insbesondere  Venedig,  dessen  Diplomatie  frabzeiti;  sieb  eot* 
wickelt  batte.        ()  Vgl.  Nye»  Les  originee  da  dr.  Intern,  ii.  295,  296. 

n* 
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Ständige  Gesandtscbaften  allg^m^  eiDgef&brt  0:  mu  erkannte  die  Notvendig- 
kdt,  sich  von  den  Zuständen  und  Machtverhältnissen  anderer  Staaten  und 
von  den  Zielen  iht  er  Politik  zuverlässige  Kenntnis  zu  verschaffen;  die  ständifi^en 
Vertretungen  {galten  aber  auch  als  das  Mittel,  freundliche  Beziehungen  unter 
einander  zu  erlialten.  Daneben  wurden  aus  ^iiugulären  Äulä.ssen  und  zum 
Zwecke  der  Erledigung  bestimmter  Geschäfte  besondere  Gesandte  verwendet 
{missions  de  c^remonte  und  nitnistres  nögociatenrs). 

II.  Der  Begritf  des  Gesandtschaftsrechts^)  hängt  auf  das  engste 
mit  dem  Institut  der  ständigen  Gesandtschaften  zusammen;  mit  Bezug  auf 
diese  letzteren  haben  sich  dnich  Übunj?  und  internationale  Vei  träf^e  jene 
völkerrechtlichen  Regeln  ausgebildet^  welche  die  rechtliche  Stellung  der  Ge- 
sandten im  Staatenverkehr  normieren  (objektives  Gesandtschaftsrecht). 
Voraussetzung  der  Tftlkerrecbtlichen  Stellung  betreffender  Personen  als  Ge- 
sandten  ist  das  publisistische  und  dienstliche  Verhältnis  derselben 
zu  dem  Staate,  als  dessen  (  »rofane  sie  zu  fungieren  berufen  sind.  Vom  staats- 
rechtlichen Standpunkte  koiniiien  daher  jene  Oro-ani^^nrois-  und  Dienst- 
vorschriften in  Bftrarht,  durch  welche  die  Stellung  der  Hiitsorgaiie  des  aus- 
wärtigen Dienstes  geregelt  wii  d,  zu  denen  die  Gesandten  als  ausführende  und 
berichtende  Organe*)  gehören.  In  dieser  ihrer  dienstlichen  Stellung  sind  sie 
dem  Minister  des  Auswärtigen  unmittelbar  nuteigeordttet.  —  Das  subjektive 
Gesandtschaftsrecht  ist  ein  aktives  und  passives;  ersteres  ist  das  Recht. 
Gesandte  zu  entsenden,  letzteres  das  l^'^^lit.  Gesandte  zu  empfanden.  Mir  dem 
aktiven  Gesandtschaltsiecht  ist  der  Antfiiruch  auf  Gewähi-uii<,'  aller  Rechte 
and  PriTÜegieu  gegeben,  welche  nach  Völkerrecht  dem  Vertreter  eines  Staates 
seitens  d^  in  der  intemationalen  Gemeinschaft  stehmden  Staaten  zukommoi. 
Das  Korrelat  des  passiven  Gesandtschaftsrechts  ist  die  Pflicht»  dem  Vertreter 
eines  Staates  die  völkt  i  rechtlichen  Befugnisse  und  Privilegien  zu  gewähren. 

§  45.  Das  aktive  und  iKisshe  Gesaiidt^rhaltsrecht (droit  de  16ga- 
tion).*j  Dieses  Recht  Ist  ein  Alinbut  jener  siaatlicheu  Gemeinwesen,  denen 
auf  dem  Boden  des  beutigen  Völkerrechts  die  Eigenschaft  eine»  Völker - 
reehtssnbjekts  sukommt  Die  Ausübung  dieses  Hechts  steht  dem  Staats- 
oberhaupt zu,  da  es  sich  bei  Gesand tschalten  um  die  Vertretung  des 
Staates  haaddt ^}  Die  Nwmen  ttber  die  Austtbung  dieses  Rechts  gehören 

1)  Ftir  dio  On^anisatinn  Fi.'indigcr  GosandtsriKiftan  war  Baumtltoh  da»  Voqidien  Fnok- 
reldis  unter  Iticheiieu  uud  Ludwig  XIV.  maßgebend. 

1)  Rfvler  «mpfleblt  dtm  AoMlraek  Oosaadtenreeht  (Lolirb.  $S5). 

3)  Gcffcl<fn.  IUI  III  s.  n:i». 

4)  Über  Gcsandadiaftarecht Vgl.  außer  dou  oben  citiorten  Schriften  Martens-Goffcken 
Guide  diplomatiqiio  (1866);  Hefftcr-Goffckcn  §§  l'Ji»  ff.;  Gcffikcn  Hll  UI,  62rt  ff.; 
F.  V.  Martens  II,  §§7,  S;  Blunt-^hli.  Völkorrecht  §§  15«  ff.;  llartmana  a  82  ff.: 
Gareis  §  8ö;  Kivier,  Lehrb.  244  ff.  Priucipes  I  §  H',-  Iliiblcr,  Magistraturen  20  ff; 
Greorille  Murray,  Droits  et  devoir»  des  cuvoyes  diplomatiques  (l«>b3j;  Deapagnet, 
Cours  iOßsq.;  Cal  vo  III  §§  1310  sq.;  Ph Ullmor«,  II,  §J  115  (ls  Pr*dl«r-Fod6r«,  U, 
No.  1225  sq.;  Fiore  11  No.  1112  sq.;  Oppeiihoini  1,  r.fm  —  YvgL  audl  Zom,  Dm 
deutsche  Gcsandscbaftsrccbt  in  den  Annale«  d.  deutschen  Hcicha  I8b2. 

5)  Auch  wohl  droit  d^ambanade  (von  Bivier  als  minder  g«iumer  Anadnck  bcBtidmet). 
6>  In  Monarcliien  »Hebt  dieses  Rccbt  dem  Monarehen  allein  s«  n.  s.  aoeb  dem  usnr- 
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dem  Yerfassangsrecht«  an,  w&hrend  das  Recht  selbst  aaf  der  Tölker- 

rechtlichen  Anerkennung  des  Staates  als  Völkerrechtssubjekt  beruht.  — 
Das  aktive  Gesandtschaftsrecht  hat  jedr-r  souverJlne  Staat  kraft  s^int^r  Ron- 
veräiu'tiit:  es  kann  daher  kein  Staat  einem  aniU'i  eii  das  Recht  der  Kepiäseu- 
tation  durch  Gesandte  bestreiten;  denn  darin  läge  die  Bestreitung  der  Existenz 
als  yoikerrechtssabjekt  An  sieb  ist  die  Aosttbnng  dieses  Reclita  ab- 
hängig Ton  dar  Erwigong  des  mit  der  Leitung  der  aaaw&rtigen  Angelegen« 
heiten  betrauten  obersten  Organs,  wobei  die  mit  dem  öffentlichrechtlichen 
Charakter  der  Anf^eleg-enlieit  verknüpfte  Frfti2:e  pfl  i  <• )» t  mii  Hiireu  Vorj^ehens 
beim  Gebrauch  oder  Niohtgcbiauch  jenes  Keclits  funiuii  lüiiner  luir  innerhalb 
des  betreffenden  Staates  vom  slaatsrechlliclieii  hazw.  poli tischen  Standpunkt 
ao^iewoifen  werden  kann*);  es  kann  vom  vftlkerrechtltchen  Stand- 
punkte an  sich  eine  Pflicht  zur  Ansttbung  dieses  Rechts  nicht 
behauptet  werden.  Indfflsen  dürfte  hier  doch  dem  Pflichtmoment  auch  in 
völkerrechtlirlier  Hr/ieliung  eine  Bedeutiin«:  ziikorameTi,  insofern  unniotivi^M  ter 
Xichtget)rau(:li  jenes  Kechts  iniiei-lialb  der  lieutit^en  S  aat  e  ii  ^  e  iiie  i  n - 
Schaft  gegenüber  einem  Staate,  mit  dem  man  sich  im  Friedeuszuätaude  be- 
findet, nicht  als  eine  blofie  ünfrenndlichkeit  erscheinen  wttrde,  da  der  andere 
Staat  ein  legitimes  Interesse  hat,  seinerseits  bei  dem  betr^feiden  Staate  Ter- 
treten  zu  sein,  die  Möglichkeit  dieser  Vertretung  ihm  aber  durch  das  passive 
Verhalten  des  letzteren  vielleicht  benommen  wird^j.  Die  Betonung  jenes 
materiellen  Pflicht inunientes  lie-^-t  übrigens  tatsächlich  der  Praxis  und  den 
herrschenden  Regeln  der  Conrloisie  zu  Grunde,  daher  kommt  es  heute  im 
Verkehr  zivilisierter  Staaten  auch  nicht  vor,  daß  sie  von  dem  ihnoi  an  sich 
znstehenden  Rechte,  fremde  Gesandte  nicht  zn  empfangen*),  unmotivierten 

patotiachca  —  siehe  imteu  S.  165;  iu  Kepubliken  dorn  StaiUscbef  allein  (z.  B.  in  Frankreich^ 
oder  ia  T«i1»todiniK  mit  «iiMnn  aoderwMtea  verfaMaogimiBig  dazn  benifeneii  Orgao  (s.  B. 
dorn  Senat  in  der  nontaniprikani^i'ficn  l'nionl. 

1 )  Eü  ist  zuufichst  eine  innere  ätaaUangelegeiibeit,  ob  die  Kcgioruug  bei  einem  anderoo 
Stnte  reprSseatieit  sein  wüt.  KontroTenea  fib«r  diese  Frage  sind  in  den  Kammern  der 
konstitutionellen  Staaten  vielfach  entstanden.  Die  Motive  des  Verhaltens  der  Kt-frictunf^  und 
der  Volksveitietong  mögen  allcrdinsrs  in  der  verschiedenen  Auffassung  der  iotemationaleo 
loterenen  und  Bedürfnisse  des  btaaus  f^egenüber  dem  betreffenden  answirtifen  Staate  wanelii. 

2)  Allerdings  wirti  Itii-r  vKnausgcsetzt,  daO  zwisehea  den  betreffenden  Staaten  diplo- 
matische Beziehungen  bestandi-n  Iiabon  und  daß  die  gegenseitigen  Beziehungen  im  allge- 
meinen von  solcher  Art  sind,  daü  die  praktischen  Bedüi-fniuse  eine  gegenseitige  Vortretung 
wOnaeheDswert  eraebeioeo  laäsen.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  wird  die  Frage  gar  nicht 
aufgeworfen  wcitien  können;  gewiß  steht  es  jedem  Staate  frei,  z.B.  mit  Rücksicht  auf  Beine 
finajuieile  Lage  von  der  Vertretang  im  Aualande  abzusehen.  £beoso  wirtl  die  Frage  keine 
BedeatDiv  mit  Sfielcddit  auf  Staaten  gewinnen,  denen  im  Ydtlcericonierte  keine  bedenliame 
Stellung  zukommt.  Sosendetz.  B.  Lichtenstcin  keine  Gesandtf.  ^lonaco  hat diplomatitiche 
Agenten  beim  heiligen  Stuhl,  in  Paris,  Wien  und  Rom;  JUontcnegru  iu  Peteraburg, 
Laxerabarg  in  Bertin  und  Paria.  —  Abw  audi  größere  Staaten  (z.  B.  DInemark,  die  Sefawdz) 
aind  sieht  bei  sämtlichen  MSchten  vertreten. 

3)  Kin  Anderes  ist  es,  wenn  es  sich  nicht  um  die  Annahme  eince  ständigen  Gesandten 
sondern  eines  zur  i'berbrlnguug  einer  2tlittcilung  bestcUtcn  Gesandten  einer  framden  Maebt 
handelt.  Hier  sprechen  schon  allgemeine  Gründe  humanen  Yerbaltena  f&r  die  Pflleht,  einen 
aoldie»  Geaindten  an  empfangen. 
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Gebrauch  machen  würden  <).  Eine  «igmartige  Bedeutung  gewisiit  das  passive 
Gesandacbaftsrecht  auf  Gmnd  der  Verträge,  welehe  europltische  Staaten  nit 

orientalischen,  insbesondere  ostasiatischen  Staaten  abgeschlossen  haben.  Diese 
Sta;itHn  <i,id  durch  beti  eifeiuie  rreiiiMlscliafts-  und  Handelsvertnijife -)  ver- 
pfiichlet  wonltn.  (ie.saudte  zu  fcüiplaiijreii.  —  Motivierte  Ablehnung  des 
Empfangs  fremder  Gesandten  läge  unter  anderem  vor,  wenn  der  absendende 
Staat  för  seinen  Trartreter  ein  gröfieres  Mafi  von  Hechten,  a]s  das  Völkerrecht 
fremden  Gesandten  Überhaupt  zugesteht»  oder  eine  SteUung  in  Anqmtch 
nehmen  wollte,  welehe  mit  der  Verfassung  und  Gesetzgebung  des  Empfiings- 
staates  in  Widei*sprucli  steht Jlntiviert  ist  auch  die  Ablehnung  einer  pei- 
sona  ingrata  und  solcher  Gesandten,  die  Unt^rtauen  des  Erapfangsstaates 
siud<).  —  Im  übrigen  gilt  der  Grundsatz,  daß  durch  Ahsendung  eines  Ge- 
sandten die  Bereitwilligkeit,  dnen  Gesandten  des  £m))fangsstaate8  anzu- 
nehmen, erklärt  wird. 

Halbaonveräne  Staaten  haben  das  subjektive  Gesandtscbaftsrecht  nur 
dann,  wenn  ihnen  die  Stellung  zum  Suzerän  heziisflieh  der  "Wahrung 
ihrer  Interessen  nach  außen  (durch  Vertrag,  Gesetz,  tibunjr  das  entsprechende 
Maß  freier  Bewegung,  insbesundeie  das  Recht,  Verlrage  mit  anderen  Staaten 
abzasehliefloi,  offen  läßt  So  ist  Elgypten  nnd  Bulgarien  zur  Wahrnehmung 
ihrer  wirtschaftlicher  Interessen  das  Verlangsreeht  eingwäamt  (s.  oben  S.  104  ff.) 
und  steht  ihnen  aueh  das  Recht  zu,  zu  diesem  Zwecke  diplomatische  Agenten 
zu  senden  und  zu  empfangen Was  insbesondere  die  nnter  dem  Protek- 

1)  RctorsionsmaOroj^  imd  boHeniof  dos  StMtM  wirtti  die  fdchsteit  pnktiMsbeii 
Folgen  Bolchen  Veriialten«. 

2)  DerM  Veitdg«  winden  in  der  neneran  Zeit  (Mit  1$54  —  Vertrag  von  Kanagawa) 
mehrfach  abgcsclilosseii.  So  z.  B.  der  Vcitrag  swisdien  dorn  deutichflu  Zollverein.  Bremen, 
Lübeck,  beiden  Mecklenburg  einerseits  nüfl  China  niMl'  r^fit.H  vom  2.  September  1S61,  der 
Vertrag  de«  Norddeutschen  Bundes  um  Japan  vuai  20.  Februar  lS<i9,  der  Vertrag 
z w  isclien  ö  s  I  c  r  1 1-  i  (  h  und  China  vom  2.  September  1669  (PeUacii  Vgl.  niben  Hittdlnagen 
bei  Eivlor.  Lehrbuch  §  Hr,  xmf\  Principes  I  p.  -IHSsq. 

3)  Unter  den  letstcix>n  GesicbtApuukt  fällt  die  Ablehnung  päpstlicher  Nuntien  seitens 
nicht  kathoHiclMr  Hidito.  Vgt.  Hartmsnn  8.  S8.  —  Unter  diesen  Oeeiebtapnnlct  Ollt  ttbrigen» 
auch  in  kathoHschen  Stautin  im  Hinblick  :inf  (Icron  \'oi-f ;is8ung  mitiintrr  das  Vorgehen  der 
Kantien  dea  hei%en  Stuhles,  welcbee  dann  Anlaß  zu  ßeklamationeu  geben  kann.  So  x.  B.  der 
Zwbdiflnfall  in  Frankreich  (M«i  1894»;  der  päpstliche  NnntiiH  hatte  tn  Pnito  an  die  franzö- 
sifchi'ii  HiiH'höfe  eine  konndentiollc  Note  filier  deren  Verhalten  gegenüber  der  neuen  fr.iiizö- 
«ufichou  AriNdtenchutzgebung  direkt  gerichtet.  In  Beantwortung  einer  Interpellation  luUte 
Gminitr  PCrier  den  Standpunkt  des  franKSaiicheu  Rechts  betont  und  bemerkt,  que  lo  noni» 
ne  pouvait  communitiucr  dlroctement  avec  Ic  clcr^'f«,  »auf  dans  un  soul  «  a.s  ...  -  Revue 
g<5nf'rale  de  dr.  inti-ni  I  4"«7  »ij.  Ein  andiMvr  Sr.in<ipuiikt  wird  in  der  Note  des  p;ipstlichen 
Uotentaat«»ekretür«>  vom  13.  April  1&>»5  an  den  Nuntius  in  Madnd  eingenommen:  die  Misaiun 
der  Nnnlien  Bei  keine  bloß  dlplomatiBcbe;  de  bitte.«  in  Gianbens-  tmd  nügUteeo  Aagdogea- 
betten  bezüglich  der  (gläubigen  gleichfalls  eine  Autorität  (I.  c.  p.  4S9Ni)te  1). 

4)  Ober  andere  Gründe  der  Ablehnung  siehe  F.  v.  Martens  II  S.  20  ff. 

6)  Aof  Qrand  de«  Fkiedeos  von  Rndadrak-Kalnardedti  vom  Jahre  1774  hatten  die 
ITnstentömer  Moldau  und  Wallachci  das  Reelit.  diploiiiatisetie  Ajrenten  bei  fremden  Hüfeii 
zu  boitellen.  —  In  Bulgarien  sind  einxolne  Mächte  durch  Gcneralkuusulen  und  diplumati»ehe 
Agenten  (ohne  diplomatfadieii  Chamkter)  vertreten.  Im  Jahre  1BT6  war  in  Beigrad  ein  Rang- 
•treit  twisdien  dam  fnozdeiechen  „Genenlkonsn)  nnd  dlplomatUeheo  Agenten*  Debnina 
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torate  eines  Staates  stehendea  Unterstaaten  betrifft,  so  ist  der  Inlialt  des 

Protektoratsvertrags  entscheidend').  —  Im  Staatenband  steht  das  sub- 

jektive  Gesandschaftsrecht  grundsätzlich  nur  den  Einzelstaaten  zu,  da 
das  Bundesoraran  nicht  mit  staatlichen  Holieitsrechten  ausgestattet  ist  und 
nur  kraft  Aulinigs  (per  delegalionem)  die  Bundesgewalt  ausübt  2).  —  In  der 
Realunion  (s.  oben  S.  97j  gehören  die  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  den 
sog.  gemeinsamen  Angelegenheiten,  deren  Organ  der  gemeinsame  Soarerftn 
ist  Formelle  und  wichtige  materielle  Gründe  sprechen  fttr  das  einheitliche 
Gesandtschaftsrecht  des  Monarchen,  denn  jede  Sonderung  auf  diesem  f4ebiete 
(wie  auch  auf  dem  Gebiete  des  Heerwesens  bedeutet  mit  Notwendig'keit  eine 
Auflösung  der  Union  als  realer  Union,  bezw.  eine  Umwandlung  in  eine  bloße 
Personalunion —  In  Bundesstaaten*)  gilt  die  ßegel,  dali  nur  der 
Bnndesgewalt  das  Gesandtsehaitsrecht  zukommt  In  der  nordamerika- 
nischen  Union  wird  dieses  Becht  vom  Bundespräsidenten  in  Ver- 
bindung mit  dem  Senat  ausgeübt*);  den  einzelnen  Staaten  ist  es  aus- 
diücklich  verboten,  ohne  Zustinininng  des  Kongresses  mit  einem  anderen 
Staate  der  Union  oder  uüt  aiLswarti^feu  Staaten  Vei  träge  abzuschließen,  wo- 
durch ihnen  auch  das  Gesandscha&recht  entzogen  ist  Ähnlich  verhält  es  sich 
in  der  Argentinischen  Repoblik«).  Ebenso  verhilt  es  sieh  in  der  schweizer- 

und  dem  deutschen  nciicialknnsnl-  v.  Rosen  entstanden  und  von  der  sotbisclicu  Regiening 
zu  üuustea  doe  orstcren  entschieden.  Die  deutsclic  Uegierung  erkannte  in  der  Bezeichnung 
qdiplomatltelier  Agentf'  nur  einen  Ehrenfltal;  die  Recht,  diplomatfaMifa«  Vertreter  xn  empfanKoi, 
stünde  niir  dein  Suzerän  zu.  SchlioßKdl  worde  die  Siiclic  in  letztcrem  Sinne  geregelt.  Vgl. 
Annuairc  de  l'institut  de  dr.  intern.  I  p.  290,  233.  Die  mit  dem  Xitel  diplometisdier  Agetiten 
bei  halbeonTednen  Staaien  bestellten  Konealen  haben  eben  nnr  den  dumkter  von  Konsolen. 

1)  Vielfach  behalten  solche  Staaten  daa  pistivA  Ge8andt8chaft8i%cht,  dagegen  wird  das 
aktive  Gc9andt8chaft.sro<-lit  von  dem  Protektor  ausgeübt.  So  ist  Tunis  im  Auslände  (auf 
Grund  des  Voitragcs  vom  12.  Mai  isSl  Art  G)  durch  Fraukreicli  vertrotea;  ebenso  Annam 
(anf  Oninil  de»  rtm  25.  August  16S8  Art  lU  San  Kariao  hat  «taua  Gesdiifia- 
tirij>;er  in  Pari«.  IM«  TraDBraalrapabUk  war  b  Berlin  und  Paris  durah  Hhdatematdenten 
vertreten. 

2)  Vergl.  Hübler,  Magistraturen,  21.  Dagegen  hatte  sich  der  ehemalige  Dcutscbo 
Bund  (Wiener  SchhiUakte  lS2o,  Art.  1,  2,  äi  da^  Gesandtschaftsrecht  gewahrt.  So  war  der 
Deutsche  Buud  z.  B.  im  Jahre  1864  auf  der  LondtJiier  Konferenz  (in  der  ecbleewig-holstieiniSGfaen 
Angelegenheit)  durch  einen  Bundesgesandten  veiti-eten. 

8)  Die  anf  die  nnne  Penonalunion  ahaielendon  Beetrebnngen  der  Roianth-Partei  in 

Ungarn  haben  zunächst  mit  der  Fordening  einer  besonderen  ungarischen  Armee  eingesetzt: 
mit  der  Erteicbung  dieses  Zieles  wäre  die  gemeinsame  Armee  zerstört  und  die  Grundlage  für 
schrankenlose  Forderungen  auch  anf  dem  Gebiete  der  auswärtigen  Angelegenheit  gegeben.  An> 
Sätze  in  dieser  Richtung  sind  übri<>:ea»  auch  schon  hervorgetreten,  so  insbesondere  bezüglich 
der  Fi-age  der  Errichtung  besonderer  unpariificher  Konsulate.  Bei  der  heutigen  Bedeutung 
dieser  Institation  und  ihrer  Stellung  neben  der  diploroaUscbcn  Vertretung  und  in  Verbindung 
nie  denelbem  ytixak  jene  Bestrebungen  nicht  au  untendiiben. 
4)  Vgl.  Geffcken  zu  Heffter  §  200. 

6)  Biiudcsverfassung  17<^7.  Art.  II  Sekt  2  Abs.  2.  Auf  Hi^ud  der  Verfassung  vom  Jahre 
ilbl  bcsaüen  die  Einzelstaatcn  das  Hecht,  unabhängig  von  der  Union  dipluwatisclie  Agenten 
an  beateDen. 

6)  Vachuwmg  yon  1S60  Art.  S6. 
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Dritte»  Bncb.  Die  Oigam  d«r  T(SlkeirediteMil||clct». 


iseheu  Eidg^NUMsenadiaftO*  Eine  eigenartige  Konkurrenz  bandeastaatliclien 

und  «nzelstaatlichen  Gesandtsebafterechts  besteht  im  Deutschen  Reicht). 
Art.  11  der  Reichsverfassung  erteilt  dem  Kaiser  als  Träg«"!'  öer  Repräsen- 
tativg-ewalt  des  Bundes  das  Recht  „Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu  emp- 
fangen-. Den  Einzelstaaten  ist  das  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht 
nicht  entzogen,  dasselbe  ist  vielmehr  in  dem  Schlußpiotokolle  zu  dem  baye* 
rischen  Bflndnisvertriige  TOm  23.  NoTember  1870  (Artt  VIL  n.  VIII)  äne- 
drücklich  anerkannt  Von  diesem  Beclte  kSnnen  die  Einzelstaaten  gegenüber 
auswärtigen  Staaten  und  untereinander  Gebjaitch  machen'»;  sie  können  ins- 
b*^*on»1ere  anch  neben  den  Reidis;^esandten  bei  betrefTenden  Höfen  ihre  pi^nnen 
Gesandten  beglaubigen  Die  Heiehsj^esandteu  liabeu  nicht  bloß  die  Interessen 
des  Kelches,  sondern  auch  jene  dei  Einzelstaaten  und  ihrer  Angehörigen  zu 
Tertreten;  aafier  ihrer  ansschlieAliclieii  Kompetenz  haben  sie  aach  eine  sab- 
sidiire  bezilgiieh  der  besonderen  Angdegenheiten  des  betreffenden  Einzel- 
staates, für  deren  Besorgung  eine  Landesgesandtschaft  nicht  bestellt,  oder 
"wenn  letztere  anfprehoben  oder  aiifrenblicklieh  niVht  besetzt  ist  '  Pageo^en 
steht  den  Landesjresandten  kein  Keclil  der  Vertretunj?  der  Rei(  ii>i;t  sandten 
zu;  dazu  wird  die  Bevollmächtigung  seitens  de.s  Kaitierä  und  die  Erlaubnis 
des  Landedierrn  erfordert  <}. 

m.  W&hrend  in  den  bisher  angeffihrten  Fällen  eine  jnristjsche  Orand> 
läge  für  die  Beantwortung  der  Frage,  wem  die  Austtbung  des  subjektiven 
Gesandtschaftsrechts  zusteht,  in  dem  Verfassungs recht  betreffender 
Staaten  gegeben  ist,  ergeben  sich  mitunter  Schwierigkeiten  in  Fällen  der 
Usurpation  der  Ötaatsp'walt,  ferner  dann,  wenn  ein  Land  sich  im  Zustande 
des  Bürgerkrieges  beliudet.  Wie  bezüglich  der  Frage  der  Umge^tallung  der 
mit  einem  staatlichen  Gemeinwesen  yerknilpften  VOlk^rechtssobjektivitAt 
bezw.  der  Entstehung  eines  neuen  Vftlkerrechtssubjekts  in  Folge  von  Staats- 
uniwälzungeu  der  faktische  Zustand  die  entscheidende  Rolle  spielt,  so  ist  dies 
anch  bei  der  hier  behandelten  Frage  in  der  Hauptsache  der  l''all.  St)  lange 
der  nach  Herrschaft  bezw.  Selbständigkeit  ringende  Faktor  (ein  Prätendent, 
eine  politische  Partei,  eine  Provinz  u.  s.  w.j  die  Herrschatt  der  legitimen 
Regierung  nicht  zu  beseitigen  Termag,  steht  nur  letztei'er  das  ReprAsen- 
tatfonsrecht  zu.  Erst  wenn  in  Folge  der  Umwälzung  neue  tatsächliche  Herr- 


l)  Auch  hier  ülitpn  dio  Etnzolsluaten  früher  (bis  IS»!»)  dn*  GoMiidtsohaftsrecbt  au». 

2i  Vgl  LabanU,  H  201  ff.;  HüDel,  Stiatiirccbt  1  8.  531  ff.;  Zorn  in  den  Aniuilea 
dM  Deotach«!!  Bekbs  1882,  8. 81  ff.  n.  408  ff.;  vgl.  aadi  v.  Kö  nig,  Handlnich  des  dealMfaen 

KoDEularwcaeuB  (18b8). 

.'>i  Di|i1uniatiticlien  Cluiniktor  liabea  auch  die  niditprcuOisclien  fievoUmlditigteii  der 

Eiuzelät^ateu  £uu(  Buiidcaiat. 

4)  Für  Preofieo  ist  ditm»  MSglicbkeit  wegen  der  IdentidK  der  Penon  des  Kfimi  und 
Kflnigs  ans^'csclil()s.Hen.  L*ba»d  ».  a.  0.         5)  Vgl.  La  band  a.  a.  0.  S.  201  ff. 

6)  In  dem  oben  augefOhrton  ha\ ci  isrli  cn  ^cMuliprutokolI  ist  die  Vortrctnnf^  der 
Rcicbegcsaitdtea  iu  Fällen  der  Verbindening  durch  den  bayerischen  Gesandten  an  dem 
betcefTenden  Hofo  rat  Gmad  k«iMrlicb«r  Volbnaeht  nnd  der  ZiiatiinmaBg  des  Könige  tod 
Beyem  in  AniBidit  genoiniiieD. 
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gchaftsverlialtiiisse  entstanden  sind  und  diesen  die  TQlkenechtliclie  Aner- 
kennung fiiorlicli  niclit  versaji^t  werden  kann,  tritt  ein  neues  Subjekt  dos  Ge- 
sandtschaftsrechts bezw.  ein  neues  Organ  der  Ausübung')  dieses  Rechts  in  die 
Staatengemeinschaft  ein.  Personen,  die  von  dem  Prätendenten  oder  der  levu- 
lotion&ren  Partei  u.  s.  w.  vor  Schaffung  einer  neuen  und  voraussichtlich 
stabüen  Soclilage  an  auswärtige  Staaten  gesendet  werden,  sind  daher  nicht 
als  Gesandte  zu  behandeln  2).  Hat  eine  B^itemog  den  Abgeordneten  einer 
faktisoli  bestellenden  fremden  Regierung  angenommen,  so  kann  sie  nicht  auch 
zug^leicli  den  Gesandten  der  depossedierten,  wenngleich  legitimen,  Ret^ening 
annehmen^).  Oregenüber  jenen  Mächten,  die  den  neuen  Zustand  nicht  aner- 
kennen, behält  der  depossedierte  Fürst  das  Recht  der  diplomatischen  Yertre- 
tnng.  Forsten,  die  dem  Throne  entsagen,  verlieren  das  Gesandtschaftsrecht 

IV.  Das  pftpstliche  Gesandtächaftereeht  wird  trotz  der  Einverleibung 
des  Kirchenstaats  in  das  Königreich  Italien  anerkannt  und  tatsächlich  geübt  ^). 

V.  Derzeit  ist  es  Regel,  daß  sich  ein  Staat  nnr  dnrch  einen  Gesandten 
auswärts  vertreten  lälit.  Werden  Hnsnahnisweisc  /.u  einem  Kongieli  oder 
einer  Konferenz  mehrere  Kepritöeütauteu  bevulliiiächtigt,  so  pflegt  einer  der- 
selbe als  erster  Bevollmfichtigter  beseeichnet  zu  sein»). 

YL  Zuweilen  wird  ein  Gesandter  bei  mehreren  Hofen  b^laubigt^;  fer- 
ner lassen  sich  mehrere  Staaten  durch  einen  und  denselben  Repräsentanten 
bei  einem  anderen  Staate  vertreten;  endlich  kommt  es  vor,  daß  der  bestellte 
Vertreter  einei-  Macht  die  ^'erlretUIl^,'  einer  anderen  übernimmt. 

§  40.  Arten  und  Klansen  der  diplomatischen  Agenten ').  I.  Die  Ver- 
tretung des  Stetes  bei  auswärtigen  Mächten  dient  entweder  geschäftlichen 

1)  So  lifitte  Mazarin  die  Gesandten  Cromwoll's  angenommen. 

2)  Während  des  uordamerikauischeü  Sezesttiooskrieges  wurden  von  einem  Kreuzer  der 
UnioniKKieniDir  auf  dem  «DgUflchen  ScUffe  „Trent'  xwei  PenSnlkiikeiteD  —  Hason  und 

Slidcll  — ,  wolctn"  sidi  al*  fJesandto  der  Süd^Linteii  ausgraben,  angehalten.  Diesen  Per?oiiliih- 
keiten  fehito  jedoch  der  diplooiatitcbe  Charakter,  da  die  sfldstaatUcbQ  ßeigieruDg  nicht  als 
Regierung  einee  lelbotiiidigvn  Staatos  von  anderen  Mlehten  anerkannt  war  und  der  Kampf 
auch  nicht  zu  Gunsten  der  Sczeseionistcn  ontai'hicdeii  ward&  VgL  Mnrqaardsoo,  Dtt 
l^eotfall  (iS62)  8.  7lfr  ;  Geffckon,  II  H  III     624 ff. 

S)  So  hat  die  englische  Regierung  nach  Anerkennung  des  Königreichs  Italien  den  Ge- 
sandten  des  Königs  von  Neapel  nicht  mehr  als  BOtcbiii  aiiLTkannt.  —  Cber  das  eigenartige 
Auskunftsmittcl,  welches  bezfiirlich  dor  Aiuvesenheit  eines  Vertreters  de«  Königs  von  Italim 
und  des  Königs  von  Neapel  bei  der  Krönung  des  Königs  von  FreuBcn  (1S61)  gewühlt  wurde 
dehe  Oeffeken,  H  H  m  &  620. 

4)  Näheres  s.  Ijci  H übler,  Magistraturen  21,  22,  2!?. 

5)  Beispiele  der  Bestellung  mehrerer  Gesandten  insbesondere  aus  der  russischen  Praxis 
bei  F.  V.  Martens  II  8.  Ht. 

0)  So  ist  z.  B.  seitens  Belgiens  ein  Gesandter  für  München,  Stufttrart,  Karlsruhe  (iml 
Dresden  tostellt.  Ostorreich- Ungarn  hatte  bis  in  die  neuere  Zelt  einen  einzigen  Ge- 
sandten für  China,  Japan  and  Slam. 

7(  Philliniorc  II,  ^§  211  sq.;  Travers  Twiss  I,  §§  sq  :  Oi.penheim  I, 
§§31»^  s.|  ;  HpffterCeffcken  §§20*.;  Oefrcken,  1111  III,  6:^5ff.;  Bonfils  Xo§6»)Tsq.; 
Pradier-Fuder^,  iii  §§  1277  sq.;  liivier,  Principe»  I,  443  sq.;  Hübler,  Die  Magistra- 
turen des  vülkeneditliGhen  Verkehrs  IS  ff.;  Oareis,  §37;  v.Liazt,  f  H;  A.  Zorn,  Vfiiker- 
recbt,  8.  bStt, 


Digrtized  by  Google 


170 
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Angelegenheiten  oder  sie  ist  veranlaßt  durch  Angelegenheiten  und  Üreigiusse, 
welche  keine  Sr;)at><?esehäfte  bilden  bezw.  mit  iiolitisclien  Verhältnissen  nicht 
zu5<aii))iienhäui,'eii,  bp/ii^lich  deren  aber  die  comita.s  gentium  die  Pflicht 
sympathischer  Teilnahme  und  deren  solenner  Kundgebung  den  Staaten 
wechselseitig  auferlegt.  Zum  Zwecke  dieser  Eundgebujig  ptlegen  bei  gewisaoi 
Aoltesen  (Familienereignisseii,  z.  B.  Trannngen,  Bestattungen,  bei  einem  Jnbi- 
läum  des  Souveräns,  bei  einer  Krönung  u.  s.  w.)  sog.  Ceremonialgesandte 
(Ambassadeui-s  de  cer^iuoine)  mit  der  Vertretung  des  Souveräns  oder  des 
Staates  beaiittras:i  zu  werden.  Diesen  Gesandten  können  die  übrigen  ab 
Geschättsgf sandte  (Ministres  n^gotiateurs)  gegenübergestellt  werden. 

XI.  Juristische  Gründe  einer  Klassifizierung  der  Gesandten  gibt  es  nicht, 
denn  in  allen  Fftllen  der  Vertretung  eines  Staates  bei  einer  answärtigen 
Macht  ist  die  reehtticbe  Stellang  des  Vertreters  die  gleiche;  diese 
rechtliche  Gleichheit  der  Vertrett^i  eiitsi»!  icht  auch  durchaus  dem  Grundsatz 
der  rechtlichen  (rleichheit  der  Völkerrechtssubjekte,  als  deren  aiisfülireiule 
Organe  die  (iesandten  im  Verkehr  mit  anderen  Staaten  ihren  amtlichen 
Funktionen  nachkommen.  >iur  bezüglich  der  Beglaubigung,  der  Re- 
pr&sentans  und  desCeremoniells  ergibt  sich  ein  ünterschiedi).  Bis  zur 
Ausbildung  der  Gesandscbaft  als  internationalen  Instituts  gab  es  nur  eine 
Klasse  von  diplomatischen  A^enttn:  die  Botschaf ter^)  (ambassadeui-s)»). 
Seit  (h'r  Einführung  ständigei  diesandschaften  kamen  zur  Bezeichnung  der 
Gesandten  noch  anderweite  Titel  in  Gebrauch:  Geschäftsträger  (charges 
d' affaires,  agenu  chargös  d' affaires),  Residenten  (r^sidents)  u.  s.  w.;  die 
rechtliche  Stellung  und  diplomatische  Aufgabe  derselben  war  aber  idratiscli 
mit  jener  der  Botschalter.  Streitigkeiten  über  den  Bang,  über  Vorsitz  nnd 
Vortritt  ließen  es  empfehlenswert  erscheinen.durch  einen  internationalen  Akt  eine 
Grundlagre  für  dir  Ordnung-  diese?;  Vei  liältnissns  zu  schaffen.  Dies  gescliali  durch 
den  Wiener  Köiigreü,  der  am  19.  März  1S15  ein  Reglement  über  die  RauRverhält- 
nisse  der  diplomatischen  Agenten«)  vereinbarte,  das  im  Kunierenzprotokoll  der 
fünf  GroSmftchte  zu  Aachen  vom  21.  November  1818  ergänzt  wurde.  Diesen 
Vereinbarungen  zufolge  gibt  es  Tier  Klassen  Ton  diplomatischen  Vertretern^): 

1.  Botschafter  (GroObotschafter,  ambassadenrs^  magnilegati,  oratoresX 


1)  Vgl.  HQblor,  Magistraturen  13. 

2)  Privatangelegembeitwi  d«r  Soaveribte  wurden  von  bMoodneii  Agembux  im  Amlwde 
besorj^t:  diese  hatten  keinen  RcpräsentativchuiktMT  nnd  fenoMen  nicht  dio  b«W)nd0i«D 
Recbt«  und  £brcB  mteraationaler  Repräscntarnen. 

8)  Über  die  etymolo^ecbc  Ableitung  des  Auadruck*  autbassadcur  siehe  Kivier, 
Lebrb.  35. 

4|  Dem  Kcgleincnt  sind  aiutcrc  Staaten  teils  ausdrilcklicfi  teils  stillacliweifriMid  bcige- 
treteD.  -  Cber  die  iVaschauung  der  nordaroorikauiachen  Union  über  die  Stellung  der  „Bot- 
schafter" in  goBchiftlidier  ReridiBnig  zu  den  EnpffMuiwtaat  aiebe  Sehoyler,  Anericm 
diplomarv  p.  1  in 

ö)  An  1  dcä  Keglemeuta  des  Wiener  KongrcsHcs:  „Los  eiupluyds  diplomatiques  »out 
pwtaffe  en  trois  «laaeee:  oelle  des  anbamdeiuB,  Idgats  o«  xonow;  Calle  des  enTOy^i«  ntni- 

!<trr8  nii  nutrrs  aeoirditüs  ■.m\nb»  des  soaverains;  eelle  d«B  dbMigt»  d'affdree  accrtdJtfc  anprte 

des  miniätrcs  des  affairca  ötrangörcs." 
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Diesen  stehen  gleich  die  päpstlicbeu  Nuntien  und  legati  h  latere^  d.  Ii. 
legati  missi  im  Gegensats  zu  den  legati  nati^.  Die  Legati  werden  mit  der 

Erledigung  eines  einzelnen  Geschäftes  betraut,  w&hrend  die  Nuntien  als 
ständij^e  Vertreter  des  Papstes  für  die  Besorgung  aller  Angelegenheiten 
bestellt  sind.  Äußer  ihrer  Fünktion  als  diidoniatiselie  A<?enten  sind  sie  zu- 
gleich kirchliche  Regierungskomniissäre^j.  Art.  2  des  Reglements 
8a{^  allerdings  von  den  Botschaftern,  qu'ils  ont  seuls  le  caractere  reprteen« 
tatif ;  indessen  die  rechtliche  Seite  des  ReprAsentativcharakters  ist  bei  allen 
Repräsentanten  der  Staaten  dieselbe.  Der  Artikel  bringt  lediglich  diese 
Klasse  von  dii»loiii!\tisclien  Agenten  in  nähere  Beziehung  zu  dem  pei'snnlichen 
Träger  der  Souveränetät  in  den  Monarchien,  iiisoteiii  der  Botschafter  als  un- 
mittelbarer Repräsentant  der  Person  des  Souveräns  gedacht 
wird^).  Die  Botschafier  genießen  daher  die  hitehsten  ceremoniellen  Aos- 
aeichnongen^);  dagegen  kOnnen  sie  nicht  ftr  sich  den  Anspruch  erhebm,  mit 
dem  Sonverftn  des  Empfangstaates  unmittelbar  zu  verhandeln  und  jederzeit 
zur  Audienz  zngplassen  zu  werden"")-,  die  nniiiittelliare  Vci'liaiidlnn^  ist  in 
Staaten,  in  denen  die  auswärtigen  Angelegenheiten  von  einem  verantwortlichen 
Minister  geleitet  werden,  von  vornherein  ausgeschlossen. 

2.  Gesandte  (im  engeren  Sinne);  sie  sind  diplomatische  Agenten  der 
aweiten  Klasse;  hieher  gehören  die  bevollm&eht igten  Minister  (ministres 
plfoipotentiairesX  die  ordentlichen  und  anBerordentlichen  Gesandten 

(envoyös  extraordinaires),  die  päpstlichnn  Internuntien  ii ml  \ormals  der 
k.  k.  österreichische  Internuntius  in  Kotistantinopel.  Sie  sind  ebenso  wie  die 
Botschafter  von  ihrem  Staatsoherhaupi  bei  dem  fremden  StAaisoberhaupt  be- 
glaubigt, vertreten  aber  nur  ihre  Staatsregierung,  nicht  die  Person 
ihres  Sovrerftns. 

3.  Ministerresidenten.  Sie  sind  Gesandte  dritter  Klasse^.  Auch 
sie  sind  unmittelbar  bei  dem  fremden  Sonverftn  beglaubigt 

4  Geschaftstrftger  (charg^  d'affidres);  sie  sind  nor  bei  dem  fremden 


1}  Die  päpstlichen  Bot^cbaftcr  baboa  den  X'orrang  vor  allen  autlereu  diplouiatisdien 
AgMiteD.  Art  4  des  Reigl.:  ,Le  prfwnt  rbglenient  n'appoitem  aueane  innoTitioo  rdattvomeDt 
ans  r^pr§sentant£  du  Pape  ' 

"21  Lptztcro  sind  Hiscliöfc,  welchen  <1pv  Papst  die  Ausiilninc,'  ('iinfTfr  seiner  I'esenvit- 
rechte  in  ihrem  Üi»tum  oder  iu  einem  grüUercn  Bezirke  (einer  Kircbcnproviuz)  überträgt,  so 
daft  iS»  Bcfagnis  dua  mit  dem  Biachofaaitz  ▼•rbanden  iat;  dieM  Kehttion  gar  aidit  ni  den 
diplomatischen  Agenten.         3)  V^l.  H  übler,  Magistraturen  14. 

4i  Über  das  Wcccn  der  Botschaf tcrrepräwii tau/.  Näheres  bei  II  übler,  Magistraturen  15 
Die  Botschafterrepräsentaii/.  ist  im  engsten  Zu»iuiimenhange  mit  dem  Ge&andtschaftsreclit 
aafirafassen. 

5)  Siehe  die  AoTzfibluiig  dieMr  EhraaToizDgc  boi  Hartman ii  S.  92.  Hflbler, 

Ma^iatraturen  16. 

6)  Bertritten.  Vgl.  F.  y.  Martens  U  S.  SS;  Hartmann  8.  92.  93.  HQbler, 

MagifltrAturrn  1K.  17. 

7)  Diese  Khuse  wurde  durch  das  Aachener  Konfci'CuzprotokoU  zwischen  den  „Ue- 
■andtea«  and  «Geediiftfltrlgvra''  eingefOgt  Smk  dem  Wiener  Bsglement  gebdrten  sie» 
wenn  de  bei  dem  Sonveribi  beffleubigt  lind,  aor  xveiten  Klane»  sonst  tat  vierten  Klasse. 
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Hinisteriam  des  Auswärtigen  befflanbigt  Von  diesen  Pei-afinlichkeiten  sind 

zu  unterflclimden  die  chargäs  des  affaires,  worunter  man  Pannen  versteht» 
welche  zwar  diplomatischen  Charakter  haben,  aber  nur  für  einzelne  Geschäfte 
beaiiltragt  sind.  Geschäftsträger  fad  interim)  werden  von  dein  Chef  der  Ge- 
SHüdtschaft  aus  der  Reihe  seiner  Hilfsbeamten  mir  f\>-v  Fiihnnicr  der  Gesandt- 
schaftsgescbäfte  betraut,  wenn  seine  Abberuiuug  im  Hiubiick  aul  einen  be- 
voTsteheuden  kriegerischen  Konflikt*)  erfolgt  ist  oder  heim  Antritt  eines  Urlanba^ 
In  die  vierte  Kla^e  der  diplomatischen  Agenten  gehSren  ftberhaupt  alle 
übrigen  diplomatischen  Agenten  ohne  Rücksicht  auf  ihre  weitereu  Titel  (die 
bei  dem  answärtigfen  Amte  bejrlaubi^ten  Ministerresidenten,  ein- 
fachen Kesidenteu  und  Konsuln,  wenn  sie,  wie  dies  im  Orient  der  Fall 
ist,  als  diplomatische  Agenten  tungieren). 

Die  Gesandten  verschiedener  Staaten  gleicher  Klasse  sollen  nach  dem  Wiener 
Reglement  (Art  4)  nach  dem  Datum  der  amtlichen  Bekanntmaehnng  ihrer 
Ankunft  rangieren').  —  Die  Eigenschaft  eines  anfierordentlichen  Gesandten 
gibt  keinen  Ansprncb  auf  Vorrang  vor  einem  einfachen  Gesandten.*^ 

III.  Die  Mitglieder  dieser  vier  l\ia>st-u  jjeiiieiäeii  die  völkerrechtlichen 
Rechte  und  Privilegien  und  werden  um  deswillen  charakterisierte  Ge- 
sandte genannt  —  Eine  Grnppi^ng  äet  Mitglieds  aller  vier  Kbssen  bat 
sich  insofwn  ausgebildet,  als  die  Mitglieder  der  zweiten,  dritten  und  vierten 
Klasse  unter  dem  Namen  'Missionschefs'  den  Bot^haftern  gegenübergestellt 
werden.  —  Art.  3  des  Wiener  Reglements  ordnet  den  Vorrang  unter  den  Klassen. 

IV.  Die  Auswahl  der  Klasse,  in  weleher  der  diplomatische  Agent  stehen 
soll,  ist  dem  freien  Ermessen  des  Absttude.suales  überlassen.  Kleinere 
Staaten  vermeiden  es»  die  mit  der  Absendung  von  Gesandten  höherer  Klasse 
verbundenen  kostspieligen  finanziellen  Leistungen  auf  «ch  zu  ndhmen.  —  Es 
ist  üblich,  sich  wechselseitig  Gesandte  gleicher  Klasse  zu  senden*).  Bot- 
schafter werden  mir  im  Verkehr  von  Staaten  mit  königlichen  Ehren  bestellt. 
Die  Umwandlung  einer  Gesandschatt  in  eine  Bolschaft  kann  nur  aul  Grund 
einer  Vereinbarung  der  beteiligten  Staaten  erfolgen.'-j 

1)  Sind  die  diplomaüachcu  Bcziphuii^cn  dcnnidv  abffebrochcii,  so  pflegt  der  Gesandte 
die  Veitretuog  der  lotereasi»!  der  Angehörigen  seines  Staates  «ioem  Geeaudten  einer  b«- 
freundeten  Macht  va  QbertfagfeB. 

2)  Von  dk'sin  Pereonen  handelt  ilas  Witner  Reglement  nicht.  -  Die  vim  i-inom  Bot- 
schafter vorgestellteo  Geschäftsträger  haben  deo  Vorrang  vor  den  Gcisandten  zweiter 
Klane  (Hartmann  &  94). 

3)  Ks  sind  Zweifel  cntöt.indcn,  ob  das  Datum  der  ersten  Bekanntniachunp  für  ilen 
Rang  eniactaeideod  sd,  wenn  der  Gesandte  infolge  eines  Regierungswechsels  in  seinem  Laude 
ein  nene«  Kr^itiv  fiberreidit  hat.  Diese  Frage  hatte  das  diplomatische  Korps  am  Hofe  sa 
Hadrid  am  19.  Februar  1875  aus  Anlali  eiiu'>  ^rreitflllcs  bezQglich  des  Ranges  des  auBeff> 
ordcntliclieii  Gc-sandtcn  und  l)cv<illiii:irli(ii,'tc'ii  Ministers  von  I'ortugal  dabin  ont.srhieden, 
daü  Iconform  der  Übung  das  Datum  der  erst  c  n  Bckanntmaeiiuug  als  entscheidend  anzusehen 
eei.  Amniafi«  dei'ltwdtat  d*  dnSt  lottm.  I  p.  7M,  287. 

■1)  Vpl.  im  ganzen  II  Tibi  er,  Magintraturcn  10,  2i>. 

&)  Indessen  bat  z.  B.  Frankreich  einen  Botschafter  iu  Bern,  die  Schweiz 
dag^en  «neo  Geauidten  in  Pari«.  —  Anden  Auaiiihn«!  nebe  bei  Rirler,  Lebi^ 
buch  1  35.       6)  H  tt  b  1 «  r,  Miüjatnitnrca  2S. 
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y.  Von  Gesandten  sind  zn  nntencheiden  Abgeordnete  einer  Provinz 

oder  einer  Stadt,  die  z.  B.  in  Kriegszuten  an  einen  fiwden  Sonverän  oder 
den  Befehlshaber  der  feituUichen  Armee  geschickt  werden.  Ferner  Komniis.sarien. 
welche  eine  Regierung  zur  Erledigiiü^  bestimmter  Angelegenheiten  an 
eine  tremde  Regierung  abordnet,  und  kont identiel le  Agenten.  Diese 
Personen  haben  keinen  diplomatischen  Charakter.  Dasselbe  gilt  von  den 
Konsnlen,  die  der  Staat  znr  Vertretang  seiner  Handeteintereeeen  nnd  zum 
Schutze  seiner  Handelsleute.  Scliifter  U.S.W,  an  fremden  Handelsplätzen  aufstellt. 

VI.  Der  Gedanke  der  Einheit  der  iFitglieder  der  Staatengemeinschaft  und 
die  Solidarität  der  Interessen  der  Staaten  haben  zu  der  UebiiTTj?  g-eführt,  daß 
die  bei  einem  Staate  beglaubigten  fremden  Gesandschafleu  eine,  wenngleich 
nicht  jaristisch  organisierte,  Körperschaft  bilden < }.  Das  sog.  diplomatische 
Korps  (anter  der  Führung  des  ältesten  unter  den  bei  dem  betreffenden 
Hofe  beglaubigten  Gesandten  der  höchsten  Klasse)  kann  znweilen  Anlaß 
finden,  gegenüber  Vorgängen  in  dem  betreffenden  Staate,  welche  die  inter- 
nationalen Interessen  berühren.  Stellung  zu  nehmen,  so  z.  B.  ^t^genüber  der 
Behandlung  der  Auslander  oder  Andersgläubigen  seitens  der  Staatsgewalt 
oder  der  Yerletznng  der  Immunitäten  der  Gesandten  u.  s.  w.  Die  Form, 
in  welcher  die  Anschannngen  des  diplomatischen  Korps  in  derlei  An- 
gelegenhalien  zum  Anadruck  kommen,  sind  Vonstellungen  und  Proteste«) 
In  dem  Wesen  dieser  Einrichtung  liegt  es  offenbar,  daß  nur  die  diplomatischen 
Af^enten  das  diiilomatische  Korps  bilden  sollten.  Jn  der  Praxis  umfaßt  aber 
das  diploinalisclie  Kuri*.s  auch  das  Hilfspersonal  der  Gesandten. 

§ 47.  Das  Gefolge  der  Gesandten Es  ist  ein  amtliches  (offizielles)  und 
ein  nichtam  tliches  (nichtoffizielles).  Das  offizielle  Personal  der  Oesandtschaft 
(Botschafts-  oder  Gesandschaftsräte,  -Sekretäre,  IJditori  im  Sprachgebrauch 
der  löniisclieii  Kurie,  -Attaches.  Kanzler  und  Kanzleibeamte,  Dolniet.sclier. 
Militär-  und  Marinebevdlhnächti^'te  oder  -Attaches;  Rechtskonsulenten,  Pfairei-, 
Aerzte,  die  für  die  Gesandschaft  in  diesen  ihren  Funktionen  bestellt  sind,  die  zur 
(Jeherbringung  ron  Depeschen  bestimmten  Kouriere)^)  ist  dem  Chef  der  Gesandt- 
schaft untergeordnet  Das  niehtofillzielle  Personal  bilden  die  Privatbediensteten  des 
Gesandten.  In  der  Familie  des  Gesandten  nimmt  seine  Gemahlin  eine  her- 
vorraj^ende  Stellung  ein'-);  sie  genießt  die.selben  Ehrenrechte  (bei  Empfang 
bei  üof,  bei  festlickeu  GelegeuheiteD)  wie  dei'  Gesandte  selbst 


1}  Dor  tiinmdgcdaiike,  dem  die  sog.  dipluu&tbchou  Korp»  ihre  Entstehung  zu  ver- 
daoken  haben,  blogt  so  sehr  mit  der  Idee  des  ysikenedilB  dnliaierteir  Staaten  sittammeiii, 

daß  a.h  Mitglieder  det^sollH-ii  fbt'ii  nur  ilic  N'citretcr  der  '/.iTHisieTteo  Staaten  anzaMhen  lind. 
Vgl.  übrigens  über  diese  Frage  F.  v.  .M  urteua  Ii  S.  3& 

2)  In  katbolieeb«}  Staatm  fuugicit  als  Duyen  dn  coips  diplomatique  gewOhnUdi  der 
Vertreter  des  heiligen  Stuhles. 

S)  Bei  solcbem  Vorgehen  ist  aber  immer  ^der  Schein  einer  Eiumlechnng  in  die  iODorea 
Angelegenhdten  des  Staates"  zu  vermeiden  (F.  v.  Martens  II  S.  86). 

4)  Geffckeu,  HH  III  S.  6t>0.    Ilüblcr,  Magistraturen,  in. 

5)  Das  deutsche  OVG  {§  18,  19  unterscheidet  die  „Mitglieder  der  Mission*  tind  das 

n(  lesch&ftspersouai" . 

6)  Geasner,  De  jure  oxoris  legati,  atque  l^tae  (1850).  Hübler,  Mufpstraturen  IT. 
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%  48.  BestelluDg  des  0«e«iiilteD.  I  Die  Ernennaiiir  «ioer  Person  zum 
Gesandten  erfolfft  nach  den  für  die>es  Gebiet  des  Staatsdienstes  im  Landesrecht 

vorqrezpichneteu  Normen.  Bezüglich  der  materiellen  und  formelleTi  Vorans- 
setzungen  der  Rpriifnno:  in  den  (iiplduiatischen  Dienst  bestanden  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  verscliiedeue  Grundsätze.  In  den  modernen  Kultui-staaten 
wd  regelmäßig  der  Nachweis  fachmänniseher  Bildung  verlangt  —  eine 
Torderong,  die  im  Hinblick  anf  die  im  modernen  Vdliceryerkehr  in  den  Vorder- 
grund gerückten  Aufgaben  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege,  die  ohne  fach- 
männis^  ll^■  Kenntnisse  iinrl  Praxis  kaum  gelöst  werden  können,  sich  von  selbst 
verjJteht.  Danehen  sind  allerdings  in  der  Praxis  der  Besetziin?  der  poli- 
tisch wichtigeren  diplomatischen  Post<in  auch  in  der  Gegenwart  vielfach 
Gesichtspunkte  maOgebend,  denen  zwar  nirgends  die  Bedeutung  publizistisch 
maßgebender  Voranssetraingen  innerhalb  derOrdnnng  derBemfäng  in  das  Staats- 
amt zukommt,  die abw  gleichwohl  in  dieser  Dienstsphäre  eine  schwerwiegende  Be- 
deutung besitzen:  es  sind  dies  inshesondere  die  soziale  Stellung  des  Diplo- 
maten nnd  die  Rücksicht  auf  den  Aufwand,  den  der  Repräsentant  eines 
iSlaale^  iianientlicli  an  größeren  Höfen  zu  machon  veranlaßt  ist  und  der  kaum 
immer  durch  das  noch  so  hohe  Gehalt  des  betreffenden  Postens  gedeckt 
erscheint. 

II.  Wie  schon  oben  (S.  166)  angedeutet  worden  ist,  kann  die  vom  Stand- 
punkte des  Absendestaates  getroffene  Wahl  der  Person  des  diplomatischen 
Agenten  bei  dem  Empfangsstaate  auf  Ilindprnis^e  stoßen:  ernste  polirische 
Grtlnde  und  Rücksichten  des  sozialen  Verkeiirs  können  den  Emptängs- 
staat  bestimmen,  die  Annahme  einer  bestimmten  Persönlichkeit  zu  Terweigern. 
Um  deswillen  ist  es  Uebnug,  vor  der  Akkreditiemng  eines  Gesandten  bei 
dem  answärtigen  Hofe  anzufragen,  ob  die  gcwälilte  Person  genehm  (eine  per- 
sona giata)  sei  (demande  d'agristion ) ').  —  Ebenso  ist  schon  beincikt  worden, 
daß  als  Gesandte  bestellte  Staatsangehörige  des  Enipfangsstaates 
nicht  angenommen  werden,  daher  solche  Personen  nicht  als  Gesandte  zu  be- 
stellen sind^).  —  Frauen  sind  nicht  unfähig,  eine  Oesandtschaft  zu  über^ 
nehmen,  aber  als  öffentliche  Gesandte  heute  nicht  gebrftuchlich^i. 

III.  Juristische  Konsequenz  fordert,  daß  der  Beginn  der  Stellung  des  Ver- 
treters eines  Staates  als  Gesandter  an  einen  völkerrechtlich  maßgebenden 
Akt  geknüpft  wird,  der  den  Willen  der  beiden  beteiligten  Staaten  fdes  Ab- 
sendestaates und  des  Kiupfangsstaates),  eine  diplomatische  Vertretung  für  ihre 
gegenseitigen  Beziehungen  einzurichten,  in  unzweifelhafter  Weise  bekundet. 
Dieser  Akt  ist  die  offizielle  Audienz,  in  welcher  der  fremde  Diplomat  als 
Vertreter  seines  Staates  von  dem  Staatsoberhaupt  des  Bmpfoogsstaates  an- 

1)  Beispiele  der  NH  litannalimc  von  Gesandten  siehe  Ik  i  ( ;  e  f  f  c  k  e  n ,  HH  III  S.  6;-i2,  635. 

2)  Ausdrückliche  Verbote  bestehen  in  Fiankreii'li,  Holland.  Schweden  und  in  der 
Schweiz.  Auch  die  römische  Knric  ist  von  der  früheren  i^egentciligcn  Übung  abgegangen. 
HBbler,  Magistraturen  2:^. 

3)  Andft--  in  früherer  Zrit.  Kiu  Beispiel  liiptomatischor  Wirksamkeit  von  Frauen  Ist 
der  80g.  Traitö  des  daiue^^  vom  b.  AugU6t  152i>,  gea-blosscu  von  Margarethe  von 
8ftToy«&  und  Uarifl  Louise  von  Anroull^iiie.  —  Werden  Fnrafln  ale  j^ttfadm» 
AgeDten  verwendet,  m  kommt  ilinen  ala  Bolchen  ohnehin  nidit  dlplomatiedier  Charakter  m. 
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genommen  wird;  von  diesem  Zeitpunkte  an  datiert  der  Amtsantritt  des  Ge- 
sandten  und  dess^  Ansproeh  auf  den  Qeuaß  der  völkerrechtlich  anerkannten 
IrnrnnDitateiL  Da  diese  letzteren  ihrem  Wesen  nach  als  Bedingungen  der 

freien  Ausübung  des  gesandschaftlichen  Amtes  anerkannt  sind,  so  er^ht  sieb^ 
daß  der  rechtliche  Titel  des  Genusses  jener  Immunitäten  ei-st  mit  dem  Amts- 
antritt irc^eben  ist').  Anders  die  Praxis,  welche  der  einseitij^  vom  Absende- 
staat beauftragten  Person  schon  vor  dem  Antritt  überall,  wo  sie  sich  außer 
ihrem  Ueimat^taate  augenblicklich  befinden  mag,  den  Genuß  der  Gesandten- 
rechte  zugesteht^.  Im  Bereich  der  asivilisierten  Staaten,  deren  Strafrechtfr- 
ordnung  auch  den  Schutz  des  Ausländers  in  gleichem  Maße,  wie  jenen  des 
Inlandeis  gewährleistet,  ist  das  Bedürfnis  nach  einer  derartigen  Praxis  nicht 
vorhanden.  —  Die  ceremonielle  Seite  des  Amtsantritts  ist  durch  die  Ceremonial- 
Vorschriften  des  Empfangsstaates  geregelt. 

Die  juristisch  bedeutsame  Handlung,  durch  welche  bei  dem  Empfang  des 
fremden  Gesandten  der  Amtsantritt  sich  voUsieht,  ist  die  Ueberreiehnng  bezw. 
Entgegennahme  des  Beglaubigungsschreibens  (Ereditiv,  lettre  decrtonoe). 
Das  Beglaubigungsschreiben  ist  für  r.c:?andte  der  ersten  drei  Klassen^)  von 
Souverän  '/u  S'onveriin  2r<"richtet:  in  konstitutionellen  Staaten  ist  die  ministerielle 
Kontrasigaatur  erforderlich;  es  enthält  in  Kürze  den  Zweck  der  Gesandt- 
schaft^ den  Namen  und  die  Kangklasse  des  Gesandten,  außerdem  wird  der 
Gesandte  dem  Wohlwollen  des  Sonverftns  mit  der  Bitte  empfohlen,  den  im 
Namen  des  absendenden  Staates  abgegebenen  Erklärungen  des  Gesandten 
Glauben  zu  schenken*).  Gesandte  der  drei  ersten  Klassen  überreichen  ihr  Be- 
glaubigungsschreiben dem  Souverän.  Die  Gescliäftsträ<^or  erhalten  von  ihrem 
Ministei'  des  Auswärtigen  ausgefertigte  und  au  den  fremden  Minister  gerichtete 
Schreiben.  Nuntien  und  Legaten  werden  durch  ihre  Emennuugsbulle  be- 
glanbigt.  —  Ist  der  Gesandte  bei  mehreren  Mftchten  b^lanbigt,  so  erhftlt  er 
mehrere  Krediüve. 

Außerdem  erhält  der  Gesandte  noch  folgende  Papiere:  die  Vollmacht, 
die  in  Fallen  ständiger  Gesandtschaft  selion  im  Hetrlaiibijrnnfjsschreiben  ent- 
halten ist;  sie  wird  bei  Gesandtschaften  ad  hoc  eigens  ausgestellt.  Sie  ent- 
hält den  Gegenstand  der  Mission  und  kann  generell  oder  speziell,  limitiert 
iiiimitiert  sein;  im  letztem  Falle  heiftt  sie  mandatam  cum  libera  (seil,  potes- 
tate),  plein  ponvoir.  Es  gibt  öffentliche  und  geheime  Vollmachten.  Bei  den 
Verhandlungen  kommt  nur  die  öffentliche  Vollmacht  in  Betracht,  da  der  Ge- 
sandte meinen  Staat  dem  anderen  Staate  gegenüber  nur  durch  das  verpflichten 
kann,  was  er  .--einei  \'ulhnacht  gemäß  tut.  Überschreitet  er  seine  Vollmacht, 
so  wird  er  dadurch  seinem  Staate  verantwortlich.  —  Verscbiedeu  von  der 
Yollmacht  ist  die  Instruktion,  d.  h.  die  Anweisung,  welche  ein  Gesandter 

l)  Vgl.  F.  V.  .M  a  r  t  e  D  8  II  S.  37 ;  Lohr  iu  seüieui  Berichte  über  die  diplumatischcn  ini- 
munitüton  an  das  .Institut  fOr  internatfonaleB  Recht* (Ammatre  de  rinstitntXI  p  395j. 
->i  \'^\.  iMi  i  I  i  i  II)  0  r  e,  Coiiunentaii«B  II  p.  194;  Kent,  Intemational  law  (ed  Abdy). 

3)  R  i  V  i  e  r,  Lchrb.  §  35. 

4i  Vgl.  F.  Marten»  IIS.37;  Neumann,  Grundriß  S.  155 ;  ß  i  v  i  e  r,  Lelirb.  §  35; 
Uabler,  llagiftiatoreii  24. 
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mituut«!'  erhält,  wie  er  die  Gesctiäite  mit  dem  anderen  Staate  betreiben  soll 
8ie  kuD  m&ndUeh  erteOt  werden,  ist  aber  im  dcor  Bf^d  eine  adiriftUdie. 
Mitunter  wird  die  Instruktion  als  ostentibd  ausgestellt;  re|g;elmUig  a1>er  ist 

sie  geheim  zu  halten.  ~  Außei^iem  erhält  der  Gesandte  Pässe,  die  ihm  von 
seinem  Minister  des  Auswärtigen  für  seine  Person,  die  Mitglieder  seiner 
Familie  und  seines  Gcfoltres  ausirestellt  werden.  Die  Pässe  bleiben  beim 
Ministerium  des  Auswärtigen  des  >^ini>l:iugsstaates  in  Verwahrung;  hier  hat 
er  de  im  Falle  der  Abbemfang  oder  ans  sonstigen  Anlässen  zurftckaafordeni. 
Wird  der  Verkehr  mit  ihm  bezw.  mit  seinem  Staate  abgehrochen,  so  geeehieht 
dies  dnrch  Übersendnng  der  Pilsse,  —  Gewöhnlich  werden  dem  Gesandten 
auch  noch  Empfehlungsschreiben  fsog-.  Adressen),  riiiffrescliliissel  u.  s.  w.  mit- 
gegeben. —  Reist  der  Gesandte  durch  das  Gebiet  von  Kiiegführenden,  so  er- 
hält er  Geleitsbriefe  (sauf  conduits)  'L 

IV.  Der  Gesandte  hat  seine  Ankunft  an  dem  Bestimmungsorte  dem  Minister 
des  Angwürtigen  des  Emp&ngsstaates  xn  not! fixieren  und  zwar  brieflich, 
wenn  er  der  ersten  Klasse  der  Gesandten  angehört  oder  dnrch  persönliche 
Ywstellang  eines  Botschaftssekretärs,  der  durch  eine  Abschrift  des  Kreditivs 
ge?:eniiber  dem  Minister  lecritiiniert  wird;  hiebei  werden  die  vorbereitenden 
Akte  der  Überreichung  der  Kreditive  besprochen  und  festp  setzt -). 

§  49.  Oeschäft«  des  Oesandteu.  Verhalten  des  Gesandten  gegen- 
über dem  Absendestaate  und  gegenüber  dem  Empfangsstaate.  L  Abge- 
sehen von  den  Ceremonialfiinktionen  ist  es  die  Aufgabe  des  Gesandten  (als 
eines  in  das  Aasland  detachierten  Staatsbeamten)^,  ior  die  mit  der  Aosübang 
seines  Amtes  verbundene  Bureauarbeit  zu  sorg^.  Hieher  gehört  die  gesamte 
Eonzejtts.irbeit.  deren  Verteilung  unter  das  Hilfspersonal,  soweit  es  sich  nicht 
um  Angelegenheiten  handelt,  deren  Bearbeitung  sich  der  Gesandte  vorbehält; 
die  Revision  der  Arbeiten  des  Hilfspemnals;  die  Führung  des  Tagebuchs 
der  Gesandtschaft;  die  Anficht  fib^  die  Begistrator  and  das  Archiv  der  Ge- 
sandtschaft —  In  sachlich«-  Beziehung  kann  die  amtliche  Tätigkeit  des  Ge- 
sandten außer  für  die  AngelegMilttiten  der  aoswftrtjgoi  Politik  auch  für  die 
übrigen  Gebiete  der  StHatsverwaltnng  in  Anspruch  genommen  werden,  so  z.  B. 
für  Handels-  und  iSc  liitialirtsantrt  legenheiten ,  internationale  Militär-  und 
Marineangelegenheiten,  Auswanderungssacheu,  Kechtshilfesachen;  er  hat  ferner 
pflichtmäßig  sich  der  Interessen  seiner  Connaüonalen  gegenüber  den  Behörden 
des  Empfkngsstaats  anzunehmen,  indem  er  bei  dem  Minister  des  Auswärtigen 
des  Empfangs-staats  interveniert,  vorausgesetüt,  (biH  es  .sich  nicht  um  reine 
Privatinteressen  handelt  <),  rnterstützuni?  und  ('bernalmie  hilfsbedürftiger 
Augehöriger  seines  Staates,  Patentschutz,  Musterschutz  und  Schutz  des  ür- 


1)  über  die  Abfusi^ung  »ämtUdier  bior  in  ficü-adit  liommeudeD  Taptere  s.  Martens- 
Geffcken,  Guide  difriomati^ae  IL  p.  fSi  tq.;  Pradier-Fodiri,  Coam  dedroit  diplo- 
matk]uc  I  p.  »5S  .s(|. 

2<  liczilglicb  der  bei  der  Audien?  ^'o^völmlich  MT'baltoara  Anrodon  siehe  Beispiele  bei 
Marten s-ücffclten,  Guide  dipluniutii|uc  II  p.  24!>  »q. 

3)  H  B b I e r,  Magistraturen  2S.        4)  Vgl.  H fib  1  er.  MagistratureD  29. 
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heberrechts,  Paßwesen  u.  w.  —  Obrigkeitliche  Eechte  hat  der  Ge- 
sandte in  der  Regel  nicht  anBzattbeo;  ausnahmsweise  kann  jedoch  der  Ge- 
sandte zar  AasQbimg  solcher  Rechte  von  seiner  Staatsgewalt  delegiert  sein, 

so  z.  B.  zur  Beglaubigung  von  Urkunden,  zu  stÄndesamtliclien  Funktionen: 
Ehesclilifßnn^en.  Benrkimdnne:  von  Heiraten,  Oobnrts-  und  Sterhofallen  Diese 
ieUlei'«Mi  l'iinktioneu  sind  ihm  entweder  ledifrlicli  bezüglich  der  Aiigehorigeu 
der  Gesiaudtücliaft  oder  auch  anderer  Augehörigen  seines  Staates  2)  oder  selbst 
iVemder  Staatsangehöriger  übertragen  Dafi  diese  standesamtUdien  Fank- 
tionen  nicht  als  Aosflaß  des  Privil^  der  sog.  Ezterritorialitftt  anftafiiBsea 
sind,  ergibt  sich  aus  dem  materiellen  Grunde  dieses  Privilegs  und  aus  der 
Tatsachf.  daß  derlei  Funktionen  auch  den  Konsnlpn  iibertraofen  sItkI.  «lencn 
als  solchen  Kxtenitorialität  nicht  zusteht.  Hicinacli  sind  es  andeiweite 
Inteiessen,  welche  den  Absende^^taat  bestimmen  mügeu^  derlei  Funklioueu 
seinen  Tertretorn  im  Amdande  zu  übertragen.  Damit  ei^bt  sieh  aber  ein 
Tatbestand,  besilglich  dessoi  die  Frage  entsteht,  ob  die  Übertragung  jener 
Funktionen  an  Gesandte  (und  Konsulen)  mit  der  SouveränetÄt  des  Empfang- 
.staates  vereinbar  ist.  WPiin  niclit  b^'/iitrlich  dieser  Materie  von  den  beteilig-ten 
Staaten  konventionelles  Recht  geschatlen  wurde*).  Während  die  Voi-nahme 
jurisdiktionellei'  Akte,  überliaupt  die  Ausübung  von  Herrschat tsreohlen  auf 
fremdem  Staatsgebiete,  notwendig  von  der  Einwilligung  der  IhHuden  Staats- 
gewalt abhängt^  weil  jene  Akte  rechtliche  Wirkungen  anf  fremdem  Terri- 
torium herbeiführen  sollen,  oder  vielleicht  die  Mitwirkung  der  Organe  des 
fremden  Staates  erhdsrlien.  also  überhaupt  die  rechtlichen  Interessen  des 
letzteren  bei  iiljrt  sind,  sclieint  ein  GU'.ichft^  nicht  auch  be/iiji:lich  der  Ehe- 
schließungen  vor  Gesandten  behauptet  werden  zu  können,  wenn  die  Par- 
teien Angehörige  des  Ab  sende  Staates  sind.  Diesen  Personen  gegen* 
ttber  hat  die  Autorisierung  der  Gesandten  und  Eoosulen  zur  Funktion  als  Zivil- 
standesbeamte wesentlich  den  Zweck,  die  Anwendung  des  heimatlichen  Bechts  auf 
diejenigren  im  Auslände  g-esrlilossenen  Ehen  zu  sichern,  die  in  dem  Heinmts- 
sia«it  (jUlligkeit  beanspruchen,  womit  übrigens  auch  das  Interusse  der  Parteien 
konkurriert,  im  Auslande  eine  Ehe  schließen  zu  können,  deren  Gültigkeit  im 
Heimatsstaate  nicht  bestritten  werden  kann. 

Diese  Frage  der  sogen,  diplomatischen  Ehen  ist  nunmehr  anf  kollek- 
tivem Wege  durch  das  Haa<;er  Abkommen  vom  12,  Juni  19()2.  Art.  G  in  der 
Weist.'  ^ere;rflt.  daP)  eine  Ehe  in  Ansehung  der  Form  überall  als  gültig  anzu- 
erkennen ist.  wenn  sie  vor  einem  diplomatischen  oder  kon.sularisehen  Vertreter 
gemäß  seiner  Gesetzgebung  geschlossen  wird,  vorausgesezt,  daß  keiner  der 


1)  Über  die  Bedeotniifr  d«s  Untmebieds  obriekeicHcber  TStigkdt  ah  Aiisflbno^ 

von  Staatsgewalt  und  a  ni  1 1  i  c  Ii  c  r  Tätigkeit  überhaupt  siehe  L  a  b  a  ii  d,  II  S  144,  gegen  die 
doginatiscbe  Identifizieraog  dieser  beidea  Tätigkoiten  bei  Zorn,  Annalen  d.  d.  Boich» 
16S2.  S.  85fr. 

2)  II  cf  f  ter  -  Gcf  f  ckeii  S  21  > 

3)  Lehr,  Revue  gfm'ralo      lii.  intern,  p.  I,  p.  f>T  (De  la  eomp£tence    «ttriboer aux 
agcnts  diplomatiqucs  et  cuiiäulaire»  cummc  officicrs  de  i'ctat  civil). 

4)  Di«B  Letztero  Ist  die  TorherrBcbende  Häinang  in  der  Doktrin. 
VlIakDB,  TBIkwneht  12 
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Verlobten  dem  Staate,  wo  die  Ehe  geschlossen  wird,  angehört  und  dieser 
Staat  der  Eheschliefiiiog  nioht  widerspricht  Ein  solclier  Widenpmch  kann 
nicht  erhoben  werden,  wenn     sich  um  dne  Ehe  handelt,  die  mit  Rücksicht 

auf  eine  vormalifre  Elie  oder  ein  Hindernis  religiöser  Natur  gegen  seine 
Gesetze  verstoßen  würde.  Doch  brauchen  die  Länder,  deren  Gesetzgebimsr 
eine  religiöse  Trauung  vorschreibt,  die  von  ihren  Angehörigen  unter  Niclit- 
beobachtung  dieser  Vorschrift  im  Auslande  eingegangenen  Ehen  nickt  als 
gültig  anxnerkennen.  Dieser  Vorbehalt  des  Art  5,  Aba  3  ist  aosdrücklich 
anf  die  diplomatischen  nnd  konsularischen  Ehen  für  anwradbar  erklärt 
(Art  6,  Abs.  2). 

Es  lieijt  teils  in  der  Natur  des  gesandtschaftliclien  Amtes, 
teils  in  der  Natur  der  Aufffahe  des  Gesandten  (so  insbesontiere  bezüg- 
lich aller  Fragen  der  Jr^olitik),  daß  eine  erschöpfende  rechtliche  Umgrenzung 
der  Gescbäftstätiglceit  hier  ausgeschlossen  ist;  Instruktionen  kann  diese  Be- 
deutung nnr  für  ein  einzelnes,  ttberdies  Ton  Tomherein  in  allen  seinen  Moda- 
litäten feststellbai  es  Geschäft  zukommen;  im  fibrigt-n  werden  Instruktionen 
in  der  Regel  sich  darauf  beschränken  mQs!<en,  eine  allgemeine  Richtschnur 
tiir  das  Verhalten  des  Gesandten  zu  bieten  ..Rei  keinem  Zwei^-e  der  <2fe,- 
samten  Staatsverwaltung  tritt  die  Freiheit  denselben  von  ge,st;t/lichen  Vor- 
schriften deutlicher  vor  Augen  als  bei  der  Verwaltung  der  auswärtigen  An« 
gel^ieoheiten"  ■)•  Um  deswillen  sind  den  Gesandten  gegenftber  erhöhte 
Garantien  treuer  und  vollständiger  Pflichterfüllung  notwendig,  die  in  lei/ter 
Reihe  durch  entispreehende  Ausgestaltung  der  diesen  Dienstzweig  betreffenden 
Disziplinarvoi  schriet  eil  und  der  strafrechtlichen  Bestiniinuntren  über  Amts- 
delikte'^) m  schatten  sind.  Dauiil  hängt  ferner  die  erliöhte  Bedeutung  der 
berichtenden  Tätigkeit  des  Gesandten  zusammen.  Eine  wirksame  und 
erfolgreiche  Leitung  der  auswärtigen  Politik  durch  den  verantwortlichen 
Minister  ist  ohne  eine  wahrheitsgetreue,  genaue,  aber  auch  mit  fachmännischer 
Einsicht  gefiilirte  Berichterstattung  seitens  der  ausführenden  Organe  des 
leitenden  Ministers  nicht  möglich'»).  Die  Berichte  des  Gesandten  sind  ent- 
weder periodische  oder  außerordentliche;  letztere  sind  entweder  aus 
Anlaß  wichtiger,  neu  hervortretender  internationaler  Tatbestände  zu  erstatten 
o4er  beim  Hervortreten  von  Modifikationen  in  Verliandlnng  stehender  Ange^ 
legenheitra,  wodurch  möglicherweise  eine  Erweiterung  oder  Modifikation 
vorhandener  Instruktionen  notwendig  geworden  ist  —  Die  Korrespondenz 


Ii  Laban  d,  II.  2U5ff. 

2)  Für  Deutschland  kommt  der  durcli  die  Nuvellu  vom  26.  Februar  oormicito 
fSSSa  in  Kctraebt  (Bcbandliuig  der  Verietnint;  des  Amiagehetmouaee  dlptonatiadier  Agenten 
ab  Amtsddikti. 

3j  Von  der  Bedeutung  der  gosaodtüebaftlicboo  Berichte  für  die  Geschichte  Uor  botreffenden 
Epoche  ist  btinr  natBrlid)  abgeeehen.  Solche  Bedentang  bedtsen  bekanntlMi  insbesomiere  die 

fli'iicralbonclitc,  wult-Iio  die  Muf  ilrei  Jalirc  crnanntrn  Botscliartpr  der  rji'jiiiblik  Venedig,' 
außer  ihren  gcwübDiichen  Auitsbericiitoa  am  äcbluaae  ihrer  Amtstätigkeit  zu  erstatten  batteu 
Audi  die  Keuaeit  kennt  geeandtadiaftliehe  Beridite,  wcldie  flir  die  Erkennialg  wichtiger 
VoigBng»  in  der  GesdiiditB  grSBten  Wert  besitzen. 
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wird  in  widitigeren  Angelegenheiten  in  Geheimschrift  mit  Chiffern 
geführt  1). 

n.  Bernfen,  die  Würde  nnd  das  Ansehen  seines  Staates  nach  außen  zu 
vfrtretPM.  ist  der  Gesandte  verpflichtet,  alles  zu  unterlassen,  was  das  Ver- 
truiien  zu  ei'schüttem  vermag,  auf  dem  ein  loyaler  Verkehr  mit  dem  Ver- 
treter einer  auswärtige«  Macht  beruht;  der  Gesandte  ist  also  vor  allem 
zu  strengster  Diskretion  ^)  verpflichtet;  er  ist  nicht  berechtigt,  ohne  Erlaubnis 
seines  Vorgesetzten  die  in  seiner  Amtsf&hrang  fibo*  Personen  and  Yorgftnge 
gemachten  Erfalinin^i:en  zu  veröffentlichen  oder  gar  in  Fragen  der  Politik  in 
der  Ta2re«;prp?«;e  kritisch  StelliiTiof  zn  nehmen.  Fa-  hat  allerdings  die  Pllicht, 
in  seinem  Amte  und  aulierhalb  der  Amtsfiilirunf»-  <reuiachte  Beobachtuii<i:eu 
genau  und  walirheitsgetreu  seinem  vorgesetzten  Minister  zur  Kenntnis  zu 
bringen,  auch  wohl  persi^oliche  Anschauungen  Aber  die  Politik  des  Empfangs- 
staates, ttber  das  Verhalten  maiSgebender  Persönlichkeiten  v.  s.  w.  zum  Aus> 
druck  zu  brimr^  n.  -~  dies  alles  aber  nur  in  einer  weder  den  eigenen  Staat 
kompromittierenden,  noch  den  EmpfanjSfsstaat  verletzenden  Weise.  —  Die  An- 
gelegenheiten des  Empfangsstaates  sind  für  den  Gesandten  tVennie  Angelegen- 
heiten; daher  verbietet  sich  jede  Einmischung  in  diese  von  selbst  —  es  wäre 
denn,  daß  das  Vorgehen  der  fremden  Staatsgewalt  die  Xnteressmi  dtf  Ab- 
sendestaates berührt;  in  derlei  Fällen  ist  es  hinwieder  Pflicht  des  Gesandten, 
nichts  zn  nntei  lassen,  was  von  ihm  aus  in ^iner  Stellung  als  Vertreter  seines 
Staates  geschehen  kann:  eventuell  hat  er  durch  stdilenni^ie  Berichterstattung 
an  seinen  Vorgesetzten  Instruktion  für  sein  \'pilialten  tdnznholfn. 

Iii.  Als  Keprä-sentant  seines  Staates  hat  sich  dei  (ipsandte  in  den  von 
ihm  zu  besorgenden  Angelegenheiten  in  der  Regel  nur  au  den  Leiter  der 
auswärtigen  Angelegenhäten  des  Empfangsstaates  zu  wenden;  der  unmittel- 
bare Yerkebr  mit  den  untergeordneten  BehSrden  mag  in  einzelnen  Fallen 
anbedenklich  erscheinen  —  er  bildet  aber  nicht  die  Regel. 

§  50.  Rechte  der  diplomatischen  Agenten^).  I.  Die  hier  in  Frage 
stehenden  völkerrechtlichen  Privilegien  nnd  Immunitäten  sind  die  Bedingungen 


1)  Diü  Chiffern  sind  entweder  Buchstaben,  deren  Beuuuung  beim  Schreiben  und  Elnt- 
dlKBm  nach  einem  aog.  SchlOMd  erfolgt,  oder  Zahlen  oder  dn  am  Zahlen  and  Baehttaben 

g«ml«chte?i  Systrm 

2)  Diese  Pfliclit  ist  in  Angelegenheiten  maet  Mission,  mit  Uiicksicht  auf  »einen  cigeucu 
Staat  nnd  die  beimatlidicn  Verfalltnlne  selbetveistündlfdi  nnd  bSngt  anf  das  engste  mit  der 
Pflicht  zur  AmtsverKchwiogenhoit  zuMiuimou. 

8)  Hcf f ter-Ocff ek  on  Sf  203 ff.;  Gef  f cken  IIU  UI  646  IT.;  Bluntschli> 
VlNkerrecht  §§  ini  ff. ;  v.  Bn  r,  Internationales  Privatreeht  S.  509  ff;  t.  Balm  er  ine  q  in 
V.  Holtrendorff's  Rechtslexikon  s.  v.  ^Kxterritorialitiif ;  F.  v.  Martens  II  S.  40  ff.; 
Hartmann  S. 'Jliff.;  Gai-ciä  §§39 ff.,  Rivier,  Lchrb.  246  fr.  Priucipes  1  §  Gottschalk, 
Die  Exterritorialität  der  Gesandten  (ISTS»;  dcHeyking,  L'exterrltoflalft*  <issrt(;  I^ovieoni. 
Die  Gesandtenrechte  (1S87);  Belin^'-  Die  amfrechtllcll«  Bedeutung  der  Exterrit<inalität 
Hübicr,  MaLnstrarnron  ni  ff  ;  Despagnet,  Cour»  p.  22!  sq.;  Calvo  §  14S((  ff.; 
Lehr  in  seinem  Bericht  für  das  „Institut  für  intern.  Recht"  über  die  Privilegien  und  Im- 
mnnititen  der  dtplomatisciiai  Agenten:  Annnaire  de  Tlnstitat  XI,  S9S  ff^  XII  26o; 
Annoaire  XIV  f  MO  aq.  (Reglement  adoptft  par  l'Inaütnt  en  matiii»  dnmmnnit«  diplomatique). 

12* 
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freier,  wirksamer  tind  ungestSrter  ErfttUaog  der  amtlichen  Aul^be,  die  mit 

der  diplomatLschen  Missiou  verknüpft  ist.  Da  die  diplomatische  Mission 
wesentlich  die  Aufgabe  der  zur  Repräsentation  des  Staates  berufenen  einzc'i  '-'i 
PfTsönlichkeit  —  des  «Ttej^andten  bildet,  sn  erpribt  sieb,  (3;iß  betreffend*»  Privi- 
legien und  lumiuniliiieu  nach  ihrem  begiiöiicheu  Wesieu  und  Zweck,  wie  aucii 
mit  Bezug  ?iuf  die  Person  des  Gesandten,  bezw.  jene  Personen  der  Mission 
bescbrftnkt  Bein  soUten,  welche  den  Staat  wirklich  vertreten.  Indessen,  ge- 
rade in  dieser  Beziehung  weicht  die  bisherige  Uebong  von  den  Eonseqnaaen 
des  rechtlichen  Wesens  der  Gesandtschaft  und  dem  praktischen  Bedürfnisse 
erheblich  ab;  mancherlei  Uebelstäude,  welche  mit  der  Ausdehnung  einzelner 
Privilegien  und  Immunitäten  auf  Personen,  die  zu  der  betreflfenden  Mission 
tdls  in  offizieller,  teils  in  uichtoffizieller  Beziehung  stehen,  verbunden  sind, 
haben  in  nenerar  Zeit  die  Erwägung  einer  seit-  und  saebgemftfien  internatio- 
nalen Regelang  bezw.  EinsebrAnknng  jener  Rechte  nahegerückt  i). 
Als  Rechte  der  diploraatiachen  Agenten  kommen  in  Betracht: 
l.  Die  Unverletzlichkeit  (sanctitas  legatorum,  inviolabilite).  Die 
SaiictitJis  legatorum  der  alten  Zeit  liatte  i)raktisch  die  Betleiituiiir  einer  Aus- 
nahme von  dem  herrschenden  Grundsätze  der  Rechtlosigkeit  der 
Fremden.  Heute  bedeutet  die  Unverleizlichkeit  den  positivrechtlich  er- 
höhten Schatz,  den  bestimmte  volkerrechtlich  qualifizierte  Personen  kraft 
Volkerrechts  in  Ansprach  nehmen  dflrfen.  Soweit  hier  In  erster  R^e  die 
Person  des  Gesandten  in  Betracht  kommt,  handelt  es  sich  im  Bereich  der 
civilisierten  Staaten  nicht  um  jenen  strafrechtlichen  Schutz,  den  das  T.eben. 
die  Körperintegrität,  die  Ehre,  das  Verninq-en  auch  des  Ausländers 
ohnehin  schon  genießen.  Die  ünverletzlichkeii  kommt  hier  als  völker- 
rechtliche Einriehtnng^)  in  Betracht,  vermöge  deren  der  Empfangs- 
staat dem  fremden  Gesandten  einen  erhöhten  nnd  aach  in  anderen  Rieh- 
tangen  als  dies  bei  Privatpersonen  der  Fall  ist  wirksamen  Schatz  zu  ge- 
währen verpflichtet  ist,  Die  sachliche  Grundlage  dieses  erhöhten  Schutzes 
lu'^t  in  beiietf  der  Person  iles  (resandten  darin,  daß  jeder  An^^ritt  mit  ihn 
außer  der  durch  die  Gesetze  jedes  civilisierten  Staates  olniehin  schon  ver- 
botenen Verletznng  oder  Gefährdung  betreifender  Rechtsguter  noch  andere 
weite  Interessenverletznngffli  in  sich  schlieBt»  insofern  jedes  rechtswidrige 
Vorgehen  gegen  einen  Gesandten  einen  Bruch  des  Vertrauens  bedeute^  aaf 
dem  ein  friedlicher  Verkehr  der  Xaiiotien  bernht.  und  eine  Mißachtung  nnd 
Verletzung  des  .Staates  enthält,  den  der  Gesandte  zu  vertreten  bei  iift-n  i.st. 
Um  deswillen  werden  Beleidigungen  fremder  Gesandten,  die  von  Privat- 
personen ausgehen,  wegen  der  Mehrheit  der  verletzten  Interessen  nnter 

d«za  Dupni«,  L'lDütitut  de  dr.  intern.  Soss.  Catnbriil^c  in  KG  II,  Lehr. 
RG  I  S7  ff.,  471  ff.;  Detnaiigcat,  rinimunit^  des  agontä  dipl.  in  Journal  do  Dr.  intern. 
piiv6  II,  Sil  sq. 

1)  Da»  I  n  Ht  1 1  u  t  für  i  n  t  e  r  ii  a  t  i  o  ii  ;i  1 1  ^  \i  >-  c  h  t  ist  in  seinen  letzten  Sessionen 
dieser  Krage  näher  gcU-ctcn.  Vgl.  .A  nnuaire  XI  und  Xll  a.  o  a.0..  Projet  de  reglemcat 
des  immunit«''»  diplomatiqacs  Xil  p.  268  ff.  SIdie  das  Rt^mamt  in  Annualre  XIV,  p.  S40  8(|. 

2)  F.  V.  Martens  U  &  4«. 
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erhöhte  SU-afe  gestellt  und  erscheinen  im  System  der  einzelneu  strafbaren 
Handlungen  als  EingriffB  in  die  Sphäre  der  Offisntlicben  Intere»sen '}. 

Die  ^Unverletzlichkeit"  der  Gesandten  legt  aber  dem  Staate  nicht  nnr  die 

Pflicht  auf,  den  strafrechtlichen  Schutz  dieser  Personen  entsprechend  auszu- 
bilden; in  erster  FxvUn'  er\värli>tt  den  Organen  des  Staates  die  Ptliclit,  sich 
auch  solcher,  die  l  iiabhäugigkeit  und  freie  Erfiillung:  der  Aulgabe  il&s  Ge- 
sandten störender  oder  gefährdender  Handlungen  zu  enthalten^  welche  nicht 
den  Tatbestand  einer  strafbaren  Handlung  im  Sinne  des  geltenden  Strafreehts 
begründen 

Die  ^1*11  verletzlichkeit"  genießen  alle  diplomatischen  Agenten,  die 
als  Vertreter  ilires  Souverän«  oder  Stnate?^  bei  einer  fremden  Regierung  be- 
glaubigt sind,  ferner  die  sonstigen  offiziellen  und  uichtofliziellen  Glieder  der 
Gesandtschaft,  die  Oesandtschaftsbeamten,  Aerzte,  Geistliche  u.  s.  die  Ge- 
mahlin des  Gesandten,  dessen  Kinder  und  sonst  war  Familie  gdifirenden  Per- 
sonen, die  Dienei"schaft  des  Gesandten  und  der  genannten  Personen.  In  ob- 
jektiver Beziehung  umfaßt  sie  auch  das  Hotel  des  Gesandten,  dessen  f^quipage, 
Effekten,  Papifre  und  die  Korrespondenz  des  Gesandten.  Der  Genuß  des  er- 
höhten Schutzes  beginnt  in  dem  Zeitpunkte,  da  sich  der  Gesandte  mittelst 
seiner  Pässe  bei  den  Organen  des  fremden  Staates  legitimiert  hat.  Im  Falle 
des  Avsbrachs  des  Kri^es  zwischen  dem  Absende-  und  dem  Empfangsstaat 
sichert  das  Völkerrecht  dem  Gesandten,  seinem  Personal  and  seinen  Effekten 
die  gleiche  Sicherheit  fUr  die  Dauer  der  Zeit,  die  nötig  ist,  um  das  Land  zd 
verlassen. 

Der  Genuß  jenes  erhöhten  Schutzes  hängt  aber  mit  dessen  Grund  und 
Zweck  so  enge  zusammen,  daß  die  sich  daraus  ergebenden  Konsequenzen 
sessieren,  wenn  die  mit  Grand  und  Zweck  der  Unverletsliehkeit  Twknttpfteii 
Voraussetzungen  im  einzelnen  Falle  nicht  /utieffen.  Es  ist  anerkajint«  daß 
sich  der  Gesandte  auf  seine  ünverletzlichkeit  nicht  berufen  kann,  wenn  er 
durch  eigenes  rech  t.<widriges  Verhalten  eine  Notwehrhau  dl  uns,'-  veranlagt,  wenn 
er  sich  ohne  zwingenden  Grund  selbst  in  die  Gefahr  begeben  hat  oder  ab- 
fällige Urteile  über  seine  mit  der  gesandtischaftlichen  Funktion  nicht  ztt- 
sammmbangende  Tätigkeit  herTorgehifen  hat  3)  oder  wenn  sein  Verhalten 
Akte  der  PräTentivpolizei  veranlaftt  hat<).  Abgesehen  von  Fallen,  in  denen 

1)  So  straft  §  104  deft  deutschen  UÄtrtiB  die  Beleidigung  eines  üesondtcn  mit  Gc- 
nngDM  bh  ZD  «Inini  Jahr  od«r  mit  FestnoRBlnft  von  gleidiw  Davor.  Diese  Bcatunmoii«  be> 
findet  sieb  aber  nicht  in  dem  Abschnitt  von  der  Bcicidifninpr,  sondern  in  dem  Ab«^chnitto 
„Feindticfae  SandluoKen  gegen  befroundete  Staaten''.  Über  die  Verfolgaog  von  Beleidi^ngcn 
eiiMB  GeundteD  nach  f ranz tisi sehe m  Hecht  e.  CteL  v.  IC. Min  1888:  dam  Garraa d 
Tratte  theoriqnc  et  prat  dn  Dr.  p^-nal  Fr.  III,  242,  .Hl 9,  IT,  422.  Bccftglich  4ea  «nsliaeben 
Becfats  8.  Stephen,  Digeet  of  er.  law,  Art.  9ö, 97. 

2}  Leb  r,  Anatiaire  XI  p.  396  saf^  hezQglleh  dee  Veihalteoe  der  Regierung  gegenQber 
freoiden  Gesandten :  •  .  Ic  gouvcmcment  .  .  a  Ic  devuir  ...  de  douner  Texcmplc  du 
respect  qui  leur  est  dft  .  .  Iiic  pilvnrlicrotulc  liedeutung  der  Ünverletzlichkeit  liegt  freilich 
iu  dem  Schutz  gegen  d  c  1 ;  k  t  i  i* c  Ii  o  0  ilaiidiln  (B  0 1  i  n  g,  Die  strufrechtl.  Bedeutung  der  Ejt* 
tenitorialitlt  52);  sie  ist  aber  nicht  die  ausschließliche.        3i  Vgl.  R  ivicr,  Ix>hrb.  §  99. 

4>  Der  Lebr'sche  Entwurf  hatte  nisprOnglieh  m  diesem  Punkte  foIgendermafieD  ge- 
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die  Polizeigewalt  wegen  dringender  Gelalir  Maüregehi  gegen  den  Gesandten 
SU  ergreifen  genötigt  ist,  hat  die  Regierung  des  Empfangsstaates  den  Vor&U 
jener  des  Äbsendestaates  xnr  Kenntnis  zu  bringen  nnd  die  Bestrafling  bezw. 

Abberufung  des  Gesandten  zu  begehren..  Unter  den  Gesichtspunkt  präventiv- 
polizeilicher  Maßrej^eln  fällt  auch  die  Umstell iivitr  des  Gesandtschaftshotels 
zum  Zwecke  der  Verhinderung  vuu  unerlaubten  Manifestationen  und  uner- 
laubten Verkehi-s  mit  dem  Gesandten. 

In  dem  Verkehr  mit  den  asiatischen  Staaten  sicherten  die  zivilisierten 
Staaten  ihren  diplomatischen  Agenten  die  Unrerletslichkeit  namentlich  in 
Freundscliafts-,  Niederlassungs-  und  HandetevertrSgen Japan  gegenftber 
derzeit  in  besonderen  Verträgen. 

Verletzungen  üemder  Gesandten,  die  von  der  Kegieruug  des  Empfangs- 
staates oder  deren  Organen  aui^ehen,  verpflichten  zur  Genugtuung  oder 
SchadenersatSf  besw.  zu  beiden^  eventnell  zn  strafi^chüicher  nnd  disziplinar- 
rechtlicher Verfolgung  der  schuldigen  Organe.  Bezüglich  der  von  Private 
verübten  rechtswidrigen  Handlungen  hat  die  Re^^ierunj^  die  Strafverfolgung 
nach  Jlaßgabe  des  geltenden  Keclits  zu  veranlasser)  uii  i  bezüf^iicli  eventueller 
bchadeuersatzansprüche  dem  Gcisaudtcn  den  Keclitsweg  offen  zu  halten. 

2.  Unter  dem  Ausdruck  „Exterritur ialität"  wird  eine  Reihe  von 
Immanitftten  und  Exemtionen  zosammengefaßt,  welche  den  diplomatisehot 
Agentm  und  heute  noch  auch  dem  offiziellen  und  nichtofflziellen  Personal  dw 

Gesandtschaft  zugestanden  werden  ■').  Im  Interesse  der  siclieren  und  freien 
Austibun»-  der  «^esandtschaftlichen  Funktionen  sind  gewisse  Befreiungen  der 
fremden  Ge.saudten  von  der  regelmäßigen  Wirksamkeit  der  öffentlichen  Ge- 
walt des  Empfangsstaates  völkerrechtlich  anerkannt.  Diese  Befreiungen  sind 
den  Gesandten  im  Interesse  dw  AnsObung  ihres  Amtes  zugestanden;  dsher 
konnte  der  einzelne  Gesandte  Ar  seine  Person  auf  den  GenuD  dieser  Be- 
freiung nicht  wirksam  verzichten  ^).  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  die 
hier  in  Frage  stehenden  Befreiungen  der  Gesandten  yon  der  WirJLsamkeit 

lantet:  «LMnTlolabiliM  ne  p«ot  Ötrc  invoquC>c:  3"  cn  cas  d'actw  rfipr^bensiblM  oomnb  p«r  1« 

niinisti-c  et  ])rovoqiiants  doa  mesures  de  defense,  de  pr^-pantion  nu  de  ri'pression  .  .  ."^ 
Auf  Antrag  vun  K  e  u  a  u  1 1  wurdeo  die  Worte:  ,ou  de  reprcflaioD''  gcstricboQ,  da  ein  Vur- 
gAm  dar  ofdentlteben  Gttichte  gegen  dan  fremden  GcBandten  aua^eadiloMeii  ist  Ao- 
Dttnirr  XI  p.  40'.;  XII  p  269. 

1}  So  z.  B.  in  dem  Vertrag  zwiscfaen  dorn  ZollveroiD  und  Japan  1869,  jetzt  doutaoh- 
japanisdiar  Konaalarvertrag     4.  April  18SS,  Alt  1,  Deutschland  tmd  Peniaa  IBTS,  Art  2. 

2)  Bei  den  Bcratuu^n  des  Instituts  für  iutem.  Recht  fibcr  die  diplomatisolien  Im- 
monitäten  iat  insbesondere  vonKenault  und  Fuainato  der  tiebraocb  dae  Auadrucks 
nSxtoiritorialltfit"  ^erfigt  nod  danoi  Beseitigung  ans  den  Bcacblüsaen  dea  Tnatitota  TOi|;e- 
schlagen  worden.  Indessen,  der  Ausdruck  wurde  auf  Grund  der  Ausfülmiui^cii  von  Lehr 
(Amuiaire  XI  p.  402  und  XII  p.  2<j2  sq.)  beibehalton  mni  zwar,  weil  vr  .iltlicTgebracht  und 
in  der  juribtisclMecbnischcn  Sprache  ciugebürgvrt  int,  uuüordcm  lieiui  Mangel  eint^  anderen 
sutieffcndcn  Ausdrucks  als  konTentioneilo  Abbreriatiir  braucfabar  erweist  zur  Bezeich- 
nung de«  Komplexes  von  Kxerntidnen  und  Immunitäten,  deren  sich  nicht  ji-iler  Fremde  or- 
freut, vermöge  deren  aber  der  diplomatische  Agent  von  der  Anwendbarkeit  des  gemeinen 
Eochta  dea  Kmpfangiataalea  befreit  ist  (£benao:  Reglement  tAmiuairo  XIV  p.  241]}. 

8f  Vgl.  Geff  ckon,  UH  III  S.  «55. 
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der  Staatsgewalt  dea  Empfaogsstaates  eine  andere  rachtliclie  Grundlage  haben 
ala  die  in  der  BeaetchanDg  „Eztenitorialitttt"  zom  Ansdmck  kommende 

Fiktion,  da0  sich  der  Gesandte  außerlialb  des  Territorinms  befinde  <),  in 

welchem  seine  riinktir»n  zu  erfüllen  liat^).  Nur  so  viel  ist  riciitig,  daß 
die  Steliun^f  der  Gejiauilteii  diucii  die  Anerkennung:  jener  Immunitäten  u.  s.  w. 
Uer  eines  Fiemden  gleichkommt,  der  sich  außer  dem  Territorium  betindet^). 
Jene  FikÜon,  als  ret^tticher  Ausgangspunkt  und  MaOatab  fttr  betreffende 
PriTÜegien  und  Frdbeiten  des  Gesandten  gedacht»  führt  su  praktiacb  un- 
haltbaren Konsequenzen^)  und  unrichtiger  theoretischer  Auf- 
fassung der  ganzen  Materie.  In  letzterer  Bezielimio-  sei  insbesondere 
der  Ansiclit  o^edarht.  riadi  weicher  die  Exterritorialität  die  Freiheit  von  der 
Geltung  des  materiellen  Civil-  und  Strafrechts  bedeuten  soll.*). 

Einzelne  der  lieule  aueikauuteu  Ex.emtionen  und  Immunitäten  weisen 
eine  Besiehnng  zu  der  schon  behandelten  Unverletzbarkeit  Gesandten 
auf,  insofmn  sie  teils  als  kgisehe  EGnseqnenz»  teils  als  Mittel  der  Sicherung 
der  Unverletzbarkeit  erscheinen:  so  die  Exemtion  von  der  Stra^eriehtsbarkeit 
und  die  Quartierfreiheit 

1)  Yon  ilteren  8cbttfl»telleni  folgen  der  FUctionalelire  Kldber,  6.  Ft.  Marteas, 

Rpnl,  Von  neueren  Blnntschli,  Harburpcr.  Pradier-Foder^,  Traver» 
Twiaa,  Üalvo,  6»bba.  (regea  diese  Amicbt  Zorn  io  Uiitb'a  Aoualeu  lbfs2,  lilü.; 
Deiselbe  D.  Stattar.  II,  4S2  und  in  Ston fiel's  WSrterb.  d.  d.  Verwtitnngv.  g.  v. 
,BzterritinI{■litit^  Boling,  a.  a.  0.;  HQblcr,  MaKiatraturcn  Ol  ff. 

2)  OrotiuH,  ili'jiirf  liolli  ac  jincis  II,  18,  5  4,  5:  Le>catt  rictiono  qiiadam  babentur  pro 
pcreoniä  mitteotium,  ita  ctiam  ficuono  simili  coaetituuotur  quasi  extru  territorium,  unde  ^ 
dvOi  fai«  po|HiU,  apad  quem  vivunt,  neu  tenentur.  I>enMlben  SlaodiNuikt  nimmt  Bjn- 
korshock,  De  foro  leg.  c.  10  in  der  Richtung  ein^  dnft  der  Exteiritoiiale  in  eelaeni 
Heimntaataat  verbleibe. 

3)  Vgl.  Lebr,  Anoanire  XI.  p.  402. 

4)  Grotiua,  De  Jure  B.  et  P.  II,  XVIII  4,  2:  „Omnino  tamcn  ccnHeo  placuisse  gen- 
tiba»  ut  communis  moa,  qui  quem  vis  in  alieno  territorio  aabjieit,  exceptionem  pateretur  io 
Iflgafia  nt  qtd  .  .  .  fictione  simili  eonatltuerentor  qnaai  extra  torritomm,  unde  et  ctvUi 
jOFO  populi,  ad  quem  veniuut,  nun  tiniiuiii. ' 

5)  So  wurilen  ini  Ki.  iinil  17.  JahrlnnukTt  z.  15.  t)(*/,tlf;iirh  der  rnverlmlichkeit  de» 
(josaudtacUaftsbotols  üio  üuUei'Hten  KoiiHtHjueuzeu  aua  der  I  iktiua.  daß  sich  d«r  Gesandte  uulior 
dem  Territorium  dea  Empfangastaatea  befinde»  gesogen.  Dicao  Konsequenzen  Icamcn  in  dem 
jus  quarterionim  —  francbiso  de«  quarrior?  —  ztim  Ausdruclc,  insofern  die  Exterritorialitüt 
des  Qosandtscbaftsliutels  auf  deu  ganseo  Stadtteil  auagedebat  wurde,  in  dem  sich  da»  Motel 
befand.  Ana  ^eeer  frandilBe  den  qnartien  wnrde  daüi  daaAaylreeht  (droit  d'aaOe)  ab- 
geleitet, kraft  (lesi<cn  die  Wirksamkeit  der  lokalen  Polizei-  und  Gerichtsgewalt  vielfach  aua* 
geschlossen  werden  konnte.  TatäScbJtob  wurde  diese  Quartierfreiheit  (selbst  zu  Vorschwö* 
mögen  gegen  den  Empfangüstaat)  vielfach  ralBbrnncbt  Vgl.  Bber  daa  Aaylreeh  t  ina- 
bcsondcrc  Bulmerincq,  Das  AKvlrocht  in  »einer  geschichtlichen  Entwicklung  (1S53),  mit 
Bezug  auf  das  Gesagte  S.  I2äff.;  P  r ad i  c r- F o  d  (i  r o,  Com»  de  droit  diplomatique  II  p. 
77 sq.;  F.  V.  Martens  IL  43  ff.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  wnrde  die  Quartierfreiheit  iu 
jenem  ausgedehnten  MaBe  teUa  eingeschränkt,  teils  gänzlich  abgeschafft.  --  Abgesehen  von 
der  fl>t'n  erwrdinten  Konsequenz  würde  sich  aus  jener  Hktion  neben  andi'ieii  unhaltbaren 
und  in  der  Praxis  nirgends  zur  Geltung  konuucuden  Folgesätzen  inabesondere  auch  ergeben, 
d«B  selbat  nnbewegUebee  VemOgen  dea  Geaandtan  der  Henmdiaft  der  Beebt»-  nnd  Venrai- 
InngaoTdnnng  den  Empfangatantea  enlnogon  'Wira.  Vgl.  fl  ttbler,  Hagiatntnven  89. 
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Drittet  Buch.  Dte  Oigue  der  YMkerwebtaaobJekt«. 


Im  Einaelnen  kommt  folgendes  in  Betracht: 

a)  Die  Qnartierfreiheit   Sie  besteht  nach  hentigem  Recht  darin, 

daß  kein  Organ  des  Empfangsstaates,  insbesondere  kein  Polizeibeamter,  Finanz- 
beamter und  Gericlitsbearnter  in  das  Gesandtschaftslioiel  eindringen  und  ohne 
Einwillif,'iing  des  Cjesaudten  daselbst  AnitsliandlnTigen  (Haussuchung, 
Zustellung  vou  Yorladungeu,  zollamtliche  Durch^>uchu^genJ  vornehmen  kann. 
Nadb  heutiger  Auffassnng  der  Grenzen  der  QoartierfreUiat  ist  die  Anafthnng 
eines  Asylreehts  za  Gunsten  flftchtiger  Verbrecher  ausgeschlossen  i).  BeÜndet 
sich  ein  ft&chtiger  Verbrecher  in  dem  Gesandtschaftshotel,  so  kann  allei  dings 
die  Ergreifung  nicht  stattfinden,  wenn  der  Gesandte  niclit  freiwillig  die  Ver- 
liaftung  gestattet  oder  die  Auslieferung  bewirkt  '^).  In  derlei  Fällen  halten 
sich  die  Lokalbeh«>rdeu  darauf  zu  beschränken,  das  Hotel  zu  umst(>11en  und 
das  Entweiehen  des  Fl&chtigen  zn  Terhindem  >}.  Die  Regierung  des  Emptungs- 
staates  kann  sich  bei  jener  des  Gesandten  flbor  den  Mißbrauch  seines  Privilegs 
beschweren  und  die  geeignete  Ahndung  seines  Vorgehens  verlang  ii.  -  Auch 
der  Wapfen  des  Gesandten  darf  nicht  zum  Asyl  dienen.  —  Da  das  Gesandt- 
schaftshotel nicht  als  fremdes  Territorium  gilt,  so  sind  strafl^are  Handlungen, 
welche  daselbst  von  niclit  exiniierteu  Personen  begangen  werden,  nach  den 
Gesetzen  des  EmpflEuigsstaates  zn  beurteilen«).  —  Das  Oesandtschaftshotd  ist 
frei  von  MiUtftrtinquartiening  und  der  an  deren  Stelle  tretenden  Taxe. 

b)  Exemtion  von  der  Strafgerichtsbarkeit  des  Empfangs« 
Staates^).  Durch  völkerrechtliche  Uebung,  in  Landesgesetzen  und  in  der 
gerichtlichen  Praxis  ist  der  Grundsatz  anerkannt,  daß  sich  die  Strafgerichts- 
barkeit des  Enijdang«istaates  nicht  auf  fremde  (Tefjandte  erstreckt.  Hat  der 
Gesandte  eine  strafbare  Handlung  begangen,  so  wendet  sich  die  Regierung 
des  Empfangsstaates  an  jene  des  Ahsendestaates  mit  dem  Ersuchen  um  Ab- 
berufung des  Gesandten  und  eventuelle  Bestrafung.  Politische  Verbrechen 
des  Gesandten  gegen  den  Empfangsstaat  rechtfertigen  nicht  bloß  Vorsichts- 
maßregeln, sondern  auch  die  Festnahme  der  Person  und  Auslieferung  an  den 

1)  Mit  dem  AByliteht  iat  addi  di«  fiOliM  fiblich  gcweacm  Eitdhuig  von  Sdiats- 
iinoroii  deitiiä  de  proteetioft)  venduranden.  Vgl.  HartmanD  8.  101.  Hübler,  Higt' 

Btraturon  »2  ff. 

2)  Art  9  dca  Loh  r scheu  Entwurfs  (Annuaiie  Xil  p.  270,  271)  im  G^^nsatz  zu  dem 
enten  Bntwttrr  (Annealie  XI  p.  897).  Ebento  MOt  F.  v.  Hartens  II  8.48  da»  Rewaltaame 

EinilnnjfOii  hi  das  Hotel  für  zulässig';  auch  Rivicr  T,ehrb.  §  Siehe  daf^egeii  neuntOOB 
im  Siuiie  de»  cH.  Art.  H  des  I,  c  Ii  i  ><'luii  Kntwurfs  i>e»pa^U(:it,  Cours  p.  227. 

8)  Es  ist  in  riiüc»  b  1 1-  ji  f  g  e  r  i  c  h  1 1  i  e  h  e  r  Verfolgung  davua  auszugehen,  daß  eigent- 
lich die  ifustimiuuug  seiteu»  dcsGeeandteu  nicht  verweigert  werden  darf.  AoMiahmen  dBrften 
im  Falle  eines  Burscrkricgcs  eintreten.    V>?I.  H  übler,  Maj^istrntfirpn  93. 

4)  Die  Flucht  von  Nationalen  in  das  Gcaaudtacbaftsbütcl  bedeutet  niemals  llückkebr 
in  da»  Hdnnthmd.  Tbdeftfnie^  Oebnrten,  BbeMhlleSitnfcn  sind  aicht  als  im  Abaendestaat  ge- 
achdien  anzusehen.  —  Über  die  Bedeutung  der  ubiigatorischen  Eintragung  in  die  Konsulats- 
matrikel  in  den  deutschen  Kuusularbezirken  des  Orients  für  die  Unterbrediaog  der  Ver- 
jäliruDg  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  s.  §  21  des  Reiebsges.  v.  1.  Joni  1870. 

5)  Byn  kershoek,  De  foro  legatonim  (1721);  Oeffckeil,  UH  III  8.  e54fr.;  F. 
V.  Hartens  U  &  iblt.;  Kivier,  Lelirb.  f  S$. 
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AbBendestaat^).  Der  in  derlei  Fftllen  anTenneidliidie  Eingriff  in  die  persön- 
liche Freiheit  des  Gesandten  hat  jedoch  niemals  den  Charakter  der  ordent- 
lichen Untersuchungshaft  im  Sinne  des  Prozeßrechts,  da  diese  ein  ProseDrechts- 

verhältnis  voraussetzt,  dieses  letztere  aber  wppren  Mancrels  einer  wesontlicluMi 
Prozeß  Voraussetzung;  (Subjektion  des  Angeschuldigten  unter  die  Straff.'-ewalt) 
nicht  zur  Eatstebang  kommen  kann.  Allerdings  wird  von  jeuer  Maüregel 
nur  in  Fftllen  der  ftnjlersten  Notwendigkeit  wm  Sehatze  gegen  dne  dringende 
Gefahr  Gebranch  gemacht  werden  dürfen^. 

Die  Exemtion  von  der  Strafgerichtsbarkeit  ist  in  den  Gesetzgebungen 
der  meisten  Staaten  ausdrücklich  normiert;  so  in  Deutschland  im  ("lei irlits- 
verfassungsgesetze 3),  in  Oesterreich  in  der  Strafprozeßordnung  (Ist:'.)');  da- 
gegen beschränkt  sich  das  ungarische  bti-GB  §  b  auf  die  Bemerkung,  daß  in 
bemg  anf  die  Exterritorialitftt  die  Gninds&tze  des  Völkerrechts  maßgebend 
sind.^). 

c)  Befreiung  von  der  ZI vil^^crichtsbarkeif^i.  Auch  hier  ist  in 
den  meist«!  Staaten  im  Interesse  der  freien  und  ungestörten  Ausübung  des 

1)  Bcisjiit'Ie  siclic  lioi  M  :i  r  f  c  ii  s ,  C'aiisM'S  erlebtes  du  droit  di's  j^tnis  I  p.  75  s«;., 
II  p.  5|S$fj-  —  im  Jahre  lS4ä  wurde  der  englische  (icsandto  Hcnr\'  Bulwer  in  Madrid 
wegen  Beteiligung  an  whM  TencbwAmog  gegen  die  spanische  Regierung  des  Landw  ver- 
wiesen   C ai  V o  §  1515. 

2)  Der  I.  c  Ii  r'sehe  Entwarf  (Annuairo  XII  p.  269»  bringt  dies  in  Art.  6  Nr  3  mit  «len 
Worten  zum  Ausdruck :  .  .  honnis  les  cas  d'u  r  g  c  n  c  o  extri'mc,  cel  l'ltat  doit  »c  bor- 
ner  etc."   VgL  Art  *;  Sr.  3  des  licglcmonts  (Anntuire  XIV  p.  241). 

3)  5  18:  „Die  inländisclip  Gerichtsbarkeit  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Chefs  und  Mit- 
glieder der  bei  dem  Dcutsciicu  Reiche  beglaubigten  ^lissiuueu.  Sind  dicüC  Persuucn  ätaats- 
ang«Urige  eiim  d«r  Bundowtaaton,  so  dod  aie  nur  Unofeni  vott  der  inlindlMbeo  Oerlebta^ 
barkeit  hrfrrit.  n!a  der  Stanr,  dem  sie  aiifrehörcn,  sich  der  Gerichtsbarkeit  Ober  sie  begeben 
hat  —  Die  Cbefa  und  Mitglieder  der  bei  oiuem  Buudeastaate  begUabigtou  MissioneD  bind 
der  Geriditsbatkeit  dieseB  SiaatM  nicht  ontenrorfen.  Dmelbe  gilt  von  den  Hhi^eni  de» 
Bunde  .Hr.its,  weUlio  nidif  von  demjeBigni  Stast»  abgeordnet  rind,  in  deaaen  Gebiete  der 
Bundesrat  aeiaen  Sitz  bat" 

4)  f  61:  ,Dio  am  SsterrelehiMli-attgarisehen  Hofo  beglanbigtcn  aoaUndiaehen  Oesandtoo 
und  das  eigentliche  (ic^andt.Hchaftspersonal  derselben  stehen  nicht  unter  der  Gerichtsbarkeit 
der  Landcsbeliriiden.  Auch  die  Haus-  und  Diensticute  dieser  Gesandten  und  der  in  Öster- 
reich sich  aufhaltenden  fremden  Suuvoriino,  welche  zugleich  Untertanen  des  Staates  sind, 
welchem  der  Souverän  oder  Gesandte  angehört,  unterstehen  den  SateiTelebiadWtt  Gerichton 
nicht.  Hätte  daher  mit  solchen  Personen  eine  Amfs-handtung  wegen  einer  strafbaren  Hand- 
lung einzatreten,  so  hat  die  Behörde  sich  zwar  nach  Umständen  der  Person  des  Beschul- 
dinttn  in  Tatriebflni,  jedoch  aoglddi  die  Anxeig»  davon  an  das  Obenthormanchallamt  inr 
weiteren  Eröffnung  an  den  Sonvorrin  nder  ''psandton  wegen  Übernahme  des  Beschuldigten 
SU  maeben.'*  Im  ganzen  vergl.  Jette  1,  Handbuch  des  intoniatioDaleo  Privat-  und  btraf- 
reebts  mit  Besag  auf  die  OeMtzgebnn?  OsterreidiB,  Unf^s,  Rroatieas  und  Bosniens  1189SI> 
S.  234  ff. 

5)  §  5S  der  kroatischen  StrPO.  vum  Jahre  iM5  schlieft  sich  an  §  61  der  ustcrr. 
StrPO.  an.  Ebemo  Pnnkt  91  der  DnreliniliningsvofBclirift  zur  bosniscli-berzego- 
winisclien  ätfal^HOiaBoidnnng  vom  Jahre  1S91,  wo  übrigens  den  Behörden  aufgetragen 
ist,  in  Strafsachen  exterritorialer  Penonon  vorerst  die  Anordnungen  der  Laadcsrogiening  in 
Sarajevo  einzuholen. 

6)  Außer  den  bcri  it»  allegicrten  Schriften  vgl.  Slatin,  Juridiction  enr  les  aisenta 
diplomatiqoes  in  Jonmal  da  droit  intern,  privi  XI  (1884)  p.  929  sq.  und  468  sq. 
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gesandtscliaftliclien  Amtes  durch  die  Landesgesetzgebung  ausdirftcklich  der 
Grundsatas  ausgegprocben,  daß  sicli  die  Zivilgerichtsbarkeit  auf  die  diplo- 
matischen Agent  ti  mcht  ei-streckt.    Fehlen  eingehende  Bestimmungen  im 

Lande!<i-ttdit  oder  ht-scliränkt  sich  das  Landesrecht  auf  die  Anerkerinun»'  des 
völkei  rt'(  litli<  lit'U  Oiuud.satzejj,  dann  ist  es  iSacli^  der  gerichtlichen  Praxis,  von 
Fall  zu  t  all  diesem  Grundsatze  entsprechend  vorzugehen  i).  Die  praktische 
Geltung  des  Grundsatzes  äoDert  sich  auf  dem  GeMete  des  ProzeftreebtS}  in- 
sofern auch  hier  (wie  im  Strafprozeß)  gegenftber  diplomatLschen  Agenten  ein 
Prozeßrechtsverhältnis  wegen  Man;(els  einer  wesentlichen  Prozeßvoraussetzuug 
rechtswirksam  nicht  be^rrtlndet  weiden  kann.  Klangen  ans  persönlichen  An- 
sprüchen, welche  gegen  den  diplomatischen  Agenten  während  seiner  amtlichen 
Tätigkeit  im  Gebiete  des  Empfangsstaates  oder  auch  scheu  vorher  entstanden 
sind,  werden  von  den  Gerichten  zurQckzu  weisen  sein^.  Mobilien,  welche 
der  diplomatische  Agent  in  seiner  amtlichen  Eigenschaft  besitzt  und  gebraucht^ 
sind  der  Exekution  nicht  zn^angiicli  Ebensowenig  sind  Exekutionsakte  liegen 
die  Person  des  Gesandten  zulässig.  ~  Die  Exemtion  ist  jedoch  keine  aufi- 
uahmslose.   Solche  Ausnahmen  sind  anerkannt: 

a}  Wenn  der  Gesandte  mit  Genehmigung  seiner  Kegierung*) 

1)  Vgl.  den  oben  zitierten  §  18  de«  deutschen  GV6.  —  In  $  88  de«  ostcrr.  allgem. 
BGK  winl  nur  der  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  die  Gesandten,  öffentlicben  Oc«<^^liäftsträger 
and  die  iu  ihrem  Piciii^tc  stellenden  l'ersonen  die  im  V  fi  t  k  c  r  r  e  c  h  t  c  xint]  m  den  ü  f  f  e  n  t  - 
lieben  Vcrträgou  gef^riiudetc-u  Befreiungen  gcuicikin.  BeseUi^liuh  der  mit  der  gesetzlich 
aaerkanntMi  SteUaag  des  0  berhof  manch  all  am  ta  onvMeinlMreD  BMtimmnDg  dM 
Art.  V  de«  EinfG  zur  Juiisdiktionauorm  (1S52)  siehc'  .lettnl  a.  a.  0.  S.  140.  Vfrl.  daf.t>gen 
Joriadiktiuiwoorm  v.  1.  Au^.  ISüä.  —  Die  Bestimmungen  des  ungatiischea  Rechts  (CPtO 
9  S72  and  ExekncionflO  [18811  f  99)  be8diiiiik«D  «kh  auf  Nofin«ii  Aber  ZvsteUungen  an  Ex- 
territoriale und  den  Vorpanp:  hei  pvcnttic>llen  Exekutionen.  —  Klar  sprieht  nieh  §  40  der  bos- 
niscben  CPrO  aus:  aulSer  dem  Fall  der  freiwilligen  Unterwerfung  or&trockt  sich  die  Gerichts- 
barkeit der  Landeaireridite  auf  Exterritoriale  nor  dann,  wenn  ea  afeb  nm  Oelteadtnadrang 
eine-s  dinglichen  Hetlits  an  unlteweglichen,  in  Bosnien  >;cle^'enen  Sadion  handelt.  —  Der 
fraazöeiscbe  Code  civil  enthält  keine  Beatimmoog;  die  im  Latwurf  prujoktiorto  Bcsümmuog 
fiber  die  Exemtion  der  diplomatiadMo  Agenten  vnrda  ab  in  intemationaie  Becbt  ge- 
hörend  in  das  Gesotzudi  nieht  aufgenommen.  —  Ober  ff  224,  225  der  nuaischen  CPtO  vgl. 
F.  V.  Martens  II  S.  55,  56. 

2>  Eiati  die  Freiheit  der  auslSodiscbea  Missionen  und  die  zivilrtchtlichen  Ansprüche 
der  Privaten  gleichmäßig  wahrende  vermittelnde  Funktion  ist  in  ö  s  t  c  r  r  o  i  c  b  -  U  n- 
p  a  r  u  dem  O  b  er  t  h  u  T  m  a  r  s  c  h  a  1 1  a  m  t  zugewiesen.  Diese  Behörde  besitzt  gleichfalls 
keine  Gerichtsbarkeit  gegenüber  Extcrritorialca  (sio  ist  forum  privilcgiatura  für  die  Mitglieder 
den  kideeriiehen  Haoaea  und  (Or  gewisee  Pemoneo,  namentlidi  Mitglieder  fremder  aonveiiner 
Familien):  es  kann  jedoch  (auf  Onind  vwi^s  k.iiserlichen  ITandschreibcru  vrrn  20.  .Tanuar  17',»5) 
vor  dieser  Behörde  auf  überreichte  Klage  ein  Verfatiren  eingeleitet  Wiarden,  dessen  Zweck 
die  gfitlidie  Anstngnnfr  der  üaebe  bildet  Die  BeIhSide  Imt  nlmlidi  den  diplomatiadien 
A^'enten  emz.nliiden,  den  Kl;i;rt*r  zu  befriedigen.  Bleibt  der  Anspruch  uubefriediKt,  wird 
auf  ncuerlicbea  Antrag  des  Klägers  die  Auftorderang  wiederholt.  Ist  auch  dieaer  Akt  ohne 
Erfolg,  so  wird  aitf  woitena  Begebren  dea  Kllgeni  die  Begierung  des  Geaandten  anf  diplo- 
matischem Woge  nm  Vermittlung  ersucht.  Ist  auch  dieser  Schritt  ohne  Erfolg  geblieben,  so 
erfolgt  auf  Antrag  des  Klägers  eine  nochmalige  Aufforderung:.  —  Geriehts  barkeit 
fibt  diese  Behörde  gegenüber  den  diplomatischen  Agenteu  nur  dann  au.-r,  wenn  diese  sich 
freiwillig  der  Gcridllabarlteit  unterwerfen. 

Vgl.  Hertmann  &  102;  F.  r.  tfartena  Ii  S.  56;  Ririer.  Lebrb.  f  38. 
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Steh  der  fremden  Oerichtsbarkeit  nnterwiilti  insbesondere,  wenn  er  selbst  als 
KUgw  die  Jurisdiktion  des  Empfangsstaates  in  Anspruch  nimmt;  in  diesem 
letzteren  Falle  wird  er  sieb  auch  anf  eine  e?entaeUe  Widerklage  einlassen 

müssen. 

-  /))  Wenn  der  Gesaudte  in  einem  publizistischen  Subjektionsverliältnisse 
oder  in  einem  amtlkdien  DienstTerhUtnisse  zum  Empfangsstaate  steht  nnd 
der  Empfangastaat  sieh  der  Gmchtsbarkeit  Uber  ihn  b^ben  hat»  bezw.  ein 
derartiger  Verficht  sich  daraus  ableiten  läßt,  daß  der  Gresandte  schon  vorher 
mit  Genehmigung  seines  Staate  in  den  Dienst  des  Absendestaates  getreten 
war*). 

y)  Wenn  der  Gesandte  ein  im  Gebiete  de^i  Euiplang^taales  gel^enes 
Imnobüe  besitit 

d)  Wenn  er  als  Kanfinann  oder  Gesellschafter  in  einem  industriellen 
oder  kommerziellen  Unternehmen  sich  mit  Handelsgeschäften  befaßt. 

Wird  nun  einei-seits  in  diesen  Ausnahmefällen  die  Ausdehnung  der  Juris- 
diktion auf  den  Gesandten  mit  der  Unverletzbarkeit  für  vereinbar  gehaltpn, 
so  ist  doch  anderseits  selbst  in  diesen  Fällen  wegen  der  Unverletz- 
barkeit des  Gesandten  die  Ausübung  des  Gerichtszwanges  gegen 
snne  Person  ansgesdilossen.  Ladmigen  in  Bechtsaachen  ^d  dem  Gesandten 
auf  diplomatischem  Wege  zuzustellen  —  den  Fall  des  Veraichts  (mit  Geneh- 
migung der  Regierung  des  Absendestaates)  aTisp:enommen2).  Andere  gericht- 
HrhR  Dekrete,  welche  die  Person  des  Gesandten  niclit  betreffen,  sind  ent- 
weder auf  sclirilllichem  oder  dipioumlischem  Wege  dem  Gesandten  zu  über- 
mittelnSoweit  mit  der  Geltendmachung  von  Rechten  (an  Hobilien)  gegen 
don  Gesandten  gwichtliche  Handlangen  notwendig  werd«i,  sind  sie  trotz  der 
Exemtion  zulässig,  wenn  die  Ausfüln  uiig  solcher  gerichtlicher  Akte  (z.  B.  der 
Pfändung)  ohne  ein  Einschreiten  der  Gericht.spewalt  fff'R'f'ii  die  Person  des 
Gesandten  möglich  ist-«).  Unbestritten  ist,  daß  an  Iinniobilien  des  Gesandten 
(außer  an  dem  Gesandtschaftshotel  oder  dem  von  ihm  selbst  bewohnten  Hause) 
der  GUubiger  Pfandrechte  geltund  machen  kann  ^). 

d)  Exemtion  von  der  Zeugu ispflieht  itt  Proxessei.  Die  Frei- 
heit von  der  Jurisdiktionagewalt  des  Empfangsstaates  schließt  den  Zwang  aur 
Abling  eines  Zengnisaes  ans«);  daher  ist  der  Gesandte  auch  nicht  ver- 


1)  §  Ib  Abs.  1  des  deutschen  GVG:  „Sind  (die  Chefs  und  Mitglieder  auswärtiger 
Missionen)  StaatMogchSrige  eines  der  Bundesstaaten,  so  sind  sie  nur  insofern  von  der  in- 
ländischen (kruht-sbarkeit  befreit,  als  der  Staat,  «Icm  sie  angvbAreo,  «icb  der  GeriehtalMikeit 
über  sie  begeben  hat"  —  Vgl.  auch  H  a  r  t  tu  a  n  u  S.  5(i. 

2)  t.  Bftf,  Intern.  Privat-  und  StrafrediC  S.  $01. 

3)  Vp!.  P  h  i  1 1  i  m  n  r  n  ,  romnicntaries  II  p.  21 5. 

4)  V.  Bar,  Intern.  Privat-  und  ätraf recht  ä.  4U  Aum.  1  hält  die  Uoltcadmachung 
«faM»  PfandreditB  ffir  xuUbb!^,  wenn  derOlinbiffortiehim  Besitse  der  Sneho 

befinde  t.    A  .M.  Hart  manu  S.  103. 

5)  V.  B  a  r  a.  a.  0.  und  die  daseibat  zitierten  ädiriftatellor. 

6|  In  der  Vofordnung  des  Ssterreiebisehen  JoathminlBteiiums  vom  i8.  Jantiar 
1874  Z.  12*;!)  wurde  die  Vorladung  eines  Gesandten  als  Beacbldigter  zur  HauptvcTliaii<lhiiig 
füi  ntt»tattbaft  eiklict  and  daianf  hingewieeea,  daS  wie  achon  im  jQ8tisniini»terial-£rlaS 
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pflichtet»  in  seiner  WohnuDg  betreffende  Aussagen  xu  Protokoll  m  geben. 

Dom  praktischen  Bedürfnisse  kann  in  Fällen  der  'Wichtigkeit  des  Zeu{^iisses 
Exterritorialer  für  betrtfft'nde  Rechtssachen  verschieden  abgeholfen  werden; 
so  dadurch,  daß  die  Keffit  i  iing  des  Gesandten  diesem  ausdriicklicli  dit^  Er- 
mächtigung zum  Erscheinen  erteilt»),  oder  durch  eine  schriftliche  i'rivat- 
änßerung  des  Gesandten  and  die  offiziös  erteilte  ErlaabniSy  von  dem  Scbrifb- 
stttek  im  Prozesse  Gebrauch  machen'). 

e)  Abgabenfreiheit  Der  Gesandte  ist  von  jenen  Abgaben  befreit» 
deren  Leistung  auf  dem  persönlichen  Snbjektinnsverhä1fnis«?e  des  L<nstungs- 
pflichtigen  gegenüber  dem  Staate  beruht.  Hieher  gehören  direkte  Personal- 
steuern, Luxussteuern,  Kapitalrentensteueru,  ferner  solche  Steuern,  die  zur 
Tilgung  anBerordentlicher  Ausgaben  den  Untertanen  auferlegt  werden,  -wie 
die  Kriegssteuer  Dagegen  umfaßt  die  Abgabenfreiheit  nicht  die  indirekten 
Steuern,  Glebflhren  für  Leistungen  der  öffentlichen  (staatlichen  und  komma- 
iialen)  Organe  und  die  Benutzung  solcliei-  Anstalten*),  die  Grundstpuer  von 
dem  (dem  Absendestaat  gehörendem  ( iesjindtschaftshotel '"■)  nnd  dem  Immobiliar- 
besitz de^i  Gesandten,  Miel-  und  Wuhuungssteuer,  Erbschalt.«sAteuern  und 
Übertragungsgebühren,  Steilem^  die  mit  der  AusHbung  eines  Handelsgewerbes 
n.  8.  w.  verknüpft  sind,  und  Qatttungntempel^).  Unter  diesen  Gesichtspunkt 
fallen  auch  die  Zollgebtthren.  Es  wird  aber  vielfiidi  Zollfreiheit  gewährt 
lim!  zwar  in  verschiedenem  T^mfang,  m  B.  für  die  unmittelbar  bei  dem 
AinUsantritt^j  in  das  Gebiet  des  Empfaugsstaates  eingeführlen  Gegenstände 'j, 

vom  2"».  Auprijft  Z  1«022  au«'«r<^)>rfK'hen  wnrd^,  sfibst  einfache  Zustellungen  an  Ex- 
territuiialc  nicht  uiuuittclbai  vurgeuummeu  werden,  »ondem  stcta  durch  das  Obersthof- 
marachallamt  zu  bewirken  Bind.  —  llmlicb  Jttstlnüiiistwial-TenmlDitap  vom  11.  Kai 
1892  Z.  S879  (Nr.  9  des  JMVBIj 

1)  Dieser  mSglicbc  Ausweg;  ist  z.  B.  in  der  ziUertea  üsterrcichischea  Justiz- 
miniBteiial'VorordBuiig  vom  Jahre  1892  in  Auntebt  g«oomm«o.  BesIlKlidi  dee  Gcsandt- 
»chaftiiper»onals  und  der  Dicnpi-sehaft,  die  dem  Abacndestaat  an^hört,  ist  der  E  r  ni  Ti  c  Ii - 
tigung  de«  Vorgesetzten  dieser  Pcrsoneo  gedacht.  —  £iii  Beispiel  eines  Falles  der 
Ermlehtifnmjtr  »i  einer  etdlicben  Eridlnmg  (des  holllndiadien  Gesandten  Duboia  In  Waabfng- 
tOU  l!>56)  »iclio  1)fl  (Jfffckcn,  HU  III  S.  (i:.:., 

2i  Art  IS  des  Lehr' sehen  Entwurfs  (Aaauaire  de  l'Inst.  XU  p.  274)  lautet:  gU» 
permmneB  joaiaaanC  de  rezemption  de  jnriiBetion  peuvent  refiiaer  de  oomparaltre  comme  t£* 
mnins  dcvant  unc  juridiction  ti  nitoriate,  ä  c<jndition,  m  eile«  cn  sont  requiscs  par  la  vote 
diplomatique,  de  donner  leur  ti-moisrnnf,'«'  m"mc  d:\n^  l'hrtfcl  de  la  mis^ion,  ä  un  mapn«trat 
du  pays  d6l6gu^  aupr^  d'clles  h  lei  effet. '  Ebeaso  Ait.  17  de»  Ilcglements  (Annuaiio 
XIV.  p.  244). 

»)  Vgl.  Art.  12  des  Lehr'schen  Entw.  (Anaoaire  XII  p.  ri)  Q.  Art  11  Begl.  Au' 

nuairo  XIV  p.  242». 

4)  Gebühren  fflr  gerichdidie  Handlangen,  Post^,  Telegraphen-,  Btoenbahntaxen,  Mwlh- 

gebfihrcn  aller  Art. 

h)  &  u.  A.  G  cf  f  ckcn,  IlH  Ul  ü.  659;  Hartmann  S.  106,  107.  —  DagegeuDcs- 
psgnet,  Conn  p.22T.  —  Etnzefae Staaten  gewlhien  alcb  bezfl^rlleh  der  Geaandtaehaflsholela 
Stencrfreihoit,  so  Deutschland  einer^teite,  Frankreich  und  Kuntand  andersi  irs. 

6)  Vgl.  Art  13  des  Lehr'scbra  Entw.  (Anoaairv  XU  p.  272).  ^icht  aufgenommen 
im  Regl.  <Annurir»  XIV  p.  226  aq.). 

7)  So  in  ÖMtorrcicli.  Dem  Gesandten  apSter  zogefBhrte  Oegenatiiide  aind  aoUpfllohtlf 
unter  Ber&cksichtigung  der  Besiprozitüt. 
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oder  auob  f&r  die  während  der  Daaer  der  Mission  fflr  den  Bedarf  der  Gesandt» 
gchaft  eingeführten  6eg;ensUlnd^  bald  allgemein,  bald  nur  fOr  bestimmte 

Gattnn<ren  von  Gegenständen,  bald  nur  in  bestimmtem  Maße').  Im  ganzen 
?iiHl  hier  vielfacli  ("oiirtoisie  und  Reziprozität  maßgebeiKl.  Dem  Ermessen 
Uk.s  Empfanir^staatt^s  ist  fS  vorbehalten,  ih'iii  (Tesandten  die  Einfuhr  solcher 
Gegenatände  z«  gestalLeu,  die  gesetzlich  von  dem  Staatsgebiete  ausgeschlossen 
oder  zeitweise  verboten  sind  <).  Den  mit  der  zoUamtliGhen  Behandlung  ver- 
bundenen FVnmalit&ten  mnft  sieh  dw  Gesandte  in  allen  FSllen  nnterziehen. 
Dem  Empfangsstaate  ist  es  überhaupt  vorbehalten,  die  Modalitäten  zn  regeln, 
unter  denen  die  hier  i!i  Fnm"  stehenden  Exemtionen  den  answArtigen  Mis- 
iuonen  praktisch  zu  'i'eil  werden  sollen -'X  * 

3.  Das  Recht  des  eigenen  Kultus.  Dieses  Recht  bal  seit  der 
Geltong  der  Rdigionsfr^eit  in  den  zivilisierten  Staaten  im  ganzen  nur 
wenig  praktische  Bedentang.  Vorher  bedmfte  es  allerdings  ansdrttcklicher 
Stipulalationen,  durch  welche  fremde  Missionen  von  dem  Empfangsstaate  er- 
niächtisTt  wurden  (abgesehen  von  der  devotio  doniestiea  simplex),  I'i  ivat «rottes- 
dienst iiii  Gesandtschaftshotel  (in  besonderen  Kapellen)  durch  dazu  bestellte 
Geistliche  (in  geistlicher  Funktion)  abzuhalten  (devotio  domestiea  qualificata); 
aber  anch  die  Gewfthrnng  dieses  Bechts  erfolgte  vielfoeh  nur  mit  Beschrän- 
kungen, 80  z.  B.  mit  dem  Verbote  des  Glockeugelftntes,  dem  Gebote  der  Ab- 
haltung des  Gottesdienstes  in  der  nationalen  Spi'ache  des  Empfangsstaates 
u,  s.  w.  ürsprünfrlifMi  imr  auf  der  vertras^nifil?!«:  sti{>ulierten  Konzession  des 
Empfangsstaates  beruhend  hat  sich  dieses  Keclit  zu  einer  allgemeinen  völker- 
rechtlichen Befugnis  —  dem  sog.  Kapellenrecht  —  entwickelt.  Seine  prak- 
tische Bedeutung  ftnfiert  das  Becht  insbesondere  g^nUber  den  nichtchrist- 
lichen und  jenen  christlichen  Staaten,  welche  das  System  der  Staatsreligion 
festhaltend  andere  Knlte  entweder  Überhaupt  nicht  zulassen  oder  nur  unter 
gewissen  Bedinsrnnfren  tolerieren.  —  Zur  Teilnahnie  an  dem  Gottesdienste 
sind  der  Ges<indte,  das  gesamte  Gesandtschallspersonal  (das  offizielle  und  niclit 
offizielle,  insbesondere  die  Familie  des  Gesandten  nnd  der  gesandtschaftlicheu 
Funktionäre  u.  s.  w.)  nnd  die  Angehörigen  des  Absendestaates  berechtigt. 
Wo  fremden  Mächten  das  Recht  eingeräumt  ist.  eigene  Kirchen  zu  errichten, 
genießen  diese  in  dtr  Regel  auch  das  Recht  öflentlicher  Religionsühunrr. 
Diese  Kirchen  stehen  unter  dem  besonderen  Schutze  betreffender  auswärtiger 
Mächte '). 

n  über  Mißbrlndie,  die  in  dfeaer  Bodebanj;  voigdkoromen  find,  «iehe  F.  v.  Mar* 
tens  II  b.  bü, 

2)  Hartmann'S.  t05. 

3)  Art.  11  Rogloincnt  (Aniiuaire  XIV.  p.  242):  Le  ministro  public  ä  IVtraiiger,  les 
fouctionnaires  «ffidellcincnt  attaches  h  ?a  nii^^iou.  et  les  mombres  do  Icur  famillc  dciueiiraut 
avec  eax  soot  dispcu&cs  de  piivcr:  1.  Los  impöts  personuels  direcLs  et  los  laxen  .«oniptuaire^ ; 
2.  lopfttt  gfainux  de  donnne  (|naiit  nux  obicta  k  leur  usnpre  |)crs4)iinel.  II  appaitieat 
h  chaquc  gouveiuemont  d'iodlquer  loft  jastificBtioDB  «nxquelle»  U  entond  saboidonnor  ce» 
<>xeniptioii8  d'impöt 

4)  So  stehen  die  rSulBdi-icatfaoUflcheD  Kirchen  in  Konatantinopd  teil«  tmter  dem 
ScbntM  der  fiateneiehiadien,  teil«  unter  jenem  der  rransoaiaeben  Gesandtseliaft  Die  griediiscbe 
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4.  Zerettio  nialrecht Jeder  Gesandte  balAnspiueli  auf  das  seinem 
Bange  und  dem  Bange  seines  Staates  entsprechende  Zeremoniel].  Das  Begle- 
ment  des  Wieoer  Kongresses  verfllgt,  daß  in  Jedem  Staate  ein  für  die  diplo- 
matischen Agenten  derselben  Kla.sse  gleichförmiges  Zeremoniell  gelten  soll. 
Saclu*  dt  r  einzelnen  Staaten  ist  es^  in  diesem  Sinne  Zeremonialvorschriften 
aufzustellen. 

5.  Der  Gesandte,  da«  oftizielle  Peisonal  der  (tesandtschaft  und  die  Mit- 
glieder der  Familien  der  gedachten  Personen  bleiben  ihrem  heimatlichen 
Foram  nnd  der  Herrschaft  ihrer  heimatliehen  Gesetzgebung  unterworfen. 
Dem  Gesandten  steht  an  sich  kme  Gerichtsbarkeit  über  sein  Gefolge  nnd 
seine  Familie  zu*).  Sie  könnte  ihm  nur  mit  Genehmigung  des 
Empfangsstaatps  vom  Absendesta;rt  deleq^iert  werden.  Eine  solche 
Genehmigung  würde  aber  bezüglich  der  Ausübung  von  SUaljurisdiktion  heute 
nicht  erteilt  werden.  In  früherer  Zeit  kamen  allerdings  Fälle  der  Ausübung 
von  StraQnstiz  durch  Gesandte  gegenüber  Mitgliedern  der  Hission  vor^O.  — 
Hat  ein  Mitglied  der  Gesandtschaft  eine  strafbare  Handlung  begangen,  so  hat 
derzeit  der  Gesandte  nur  jpne  Instruktionsha lulluugen  vorzunehmen, 
wclihf  ftir  rlin  Einleitung  um!  eventuelle  Ptirchrührung  des  Strafverfahrens 
gegen  den  L  rlieber  der  Übeltat  nötig  erscheinen:  er  wird  insbesondere  für 
die  Feststellung  des  objektiven  Tatbestandes  und  für  die  Stellung 
des  Angeschuldigten  vor  das  zust&ndige  Gericht  zu  sorgen  haben. 
Im  Zusammenhange  mit  diesen  Vot  kelu  tingen  wird  wolil  auch  r^elmftftlgdie 
V'ernehinnnq^  von  Mitgliedern  der  Mission  als  Ausknnftspersonen  und  die 
Beurkundun<2:  ilner  .Aussagen  stattfinden. 

Dem  Uesaiidten  ist  gewöhnlich  eine  Reihe  von  Funktionen  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  bezüglich  der  Mitglieder  seines  offizielleu  und  nicht- 
ofilziellen  Gefolges  eingerftumt.  Er  ist  insbesondere  befugt  zur  Aufnahme  nnd 
L^lisiernng  von  Testamenten»  zar  Tersiegelang  des  Nachlasses,  znr  Auf- 
nahme der  Inventur,  zur  Aufnahme  nnd  Legalisierung  von  Kontrakten  u.  s.  w. 

Bezüglich  der  Ansfibung  der  Disziplinargewalt  Uber  die  gesandtschaft- 
lichen Beamten  und  Diener  aller  Grade  ist  das  heimatliche  Beamtenrecht 
u.  s.  w.  entscheidend. 


Kirahe  io  Giltts  steht  nnter  dam  SchiitM  der  rnuiaeheii  GenndtBCibaft  (Itiode  von  End- 
f>cbuk-KaiDnr(Urhi  1774,  Alt  14).  IM«  rOmi«cli-k»tboliscbe  Ktrcbe  in  Peking  «tobt 

uator  französifiohcui  ücliuue. 

1)  Näheree  siehe  bei  Heff ter-Oef  f ckcu  §§  21'iU. 

2|  Aach  etnem  SooTeribi  in  fremdem  Lande  steht  omo  Gerichtsbarkeit  über  aem  Gefo^ 

uicht  zu.  W  j  r  q  11  f  f  (1  r  T,  L'aiiibassndrnr  et  srs  fniictions  (Aiinfj.  von  17.S0)  I.  p.  421  scliüellt 
daraus,  daß  amso  weniger  dem  Gesandten  eine  Gerichtsbarkeit  zukommen  kann;  nur  ia  dem 
Gesandtacbeftshotd  kSnne  er  (kraft  der  ExterritorialiUUsfiktion)  »olehe  Roehto  tttf  Grand  ymi 

Delegierung'  »citcns  x  iiKs  Souvcnins  ausüben. 

3)  n  y  II  k  i'  r  .s  luM>  k  ,  He  furo  U'i^.  XV  ii.  XX.  So  liatto  S  u  !  I  y  als  Gesainltcr  Hom- 
richV  IV.  von  Frankrcicli  in  London  (Um)  ein  Mitglied  seines  rcrsonals  weficn  Mordes  zum 
Tode  verorteiien  laaBon;  der  VemteiltB  vnrde  jedoeh  ron  den  EOnig  Jakob  begna^^ 
Siehe  Marten»,  Cansee  ca&biea  Ip.  391.  Andere  Beiepielo  bei  Cairo  1  f  609. 
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f  51.  Ansdebniuig  d«r  geaandtoeluifllielieii  Beehte  und  Exemtloii«ii 

auf  da»  PerMonal  der  Mission.  Nach  geltendem  Recht  finden  die  ^esaiidt- 
•schaftlichen  Privilegien  and  Exemtionen  auch  auf  die  übriiren  !Mit<rlioder 
der  Gesandtschaft  Anwendunjr.  ob«rlei(  h  der  rechtliche  (rrnnd  der  exiniierten 
Stellung  nur  bei  dem  Gesandten  als  Keyräsentanteii  des  fremden  Staats  uud 
bei  jenen  Personen  des  Gefolges  zutrifft^  die  in  offizieller  Funktion  an  Stelle 
des  Gesandten  als  Gesehftflstrilger  tätig  werden.  Derzeit  genieften  das  Privi> 
le^  der  UnTerletzlichkeit.  die  Exemtion  von  der  Gerichtsbarkeit  sowie  die 
Befreinnpf  von  direkten  Stenern  nnd  T>asten  das  pranze  Per<5otinl  der  Gesandt- 
schaft (Botschalts-,  Gesiindtscliaftsräte,  -.Sekretäre.  -Attarhe's,  die  Ärzte,  Geist- 
lichen, welche  der  Missiun  aiigeitüren),  ferner  die  Familie  des  Gesandten,  die 
Familien  der  genannten  Personen  nnd  die  Dienei'sebaft  aller  dieser  P«wniMiO. 
Anlaß  zu  Kontroversen  hat  insbesondere  die  Exemtion  der  Dienerschaft  gege- 
ben, znmal  gerade  die  privilegierte  Stellung  dieses  Teils  des  nichtoffbriellen 
Personals  keinerlei  Beziehnnqf  zu  den  Bedincrnnsren  einer  freien  und  ange> 
störten  Ausübung  der  gesandtschaftlicben  Funktionen  aufweist'^). 

Die  traditionelle  Ausdehnung  der  Exemtion  des  Chefs  der  Mission  von 
der  Gerichtsbarkeit  aof  das  Gefolge  hat  in  der  Praxis  mancherid  Übelstftnde 
herbeigeführt.  Die  Frage  der  Einschrftnkong  dieser  Exemtion  ist  übrigens 
namentlich  dadurch  begründet,  daß  die  Zustände  und  mangelhaften  Einrich- 
tnni^en  der  Staaten,  in  Fol2;e  deren  anssfedeliute  Privile<ripn  7M  Gunsten 
Ireinder  Missionen  immerhin  notwt  iulig  erscheinen  »iochten,  derzeit  in  den 
Kulturstaateu  einer  regelmäßig  und  sicher  funktionierenden  Rechtsordnung 
gewichen  sind.  Aasnahmen  von  der  Herrschaft  dieser  Rechtsordnang  sind 
nur  ans  triftigen  Gründen  gerechtfertigt.  Diese  Gründe  liegen  allerdings 
bezüglich  der  Person  des  Repräsentinten  eines  fremden  Staates  in  vollem 
^faße  vor;  ebenso  bezü^-lieh  jener  Mitglieder  des  nffiziellen  Pei-sonals  der 
fremden  Missionen,  die  zur  Vertrftung  des  Chefs  der  Mission  und  sohin  zur 
offiziellen  Repräsentation  der  fremden  Macht  autorisiert  sind  bezw.  ihrer  Ver- 
treter, endlich  besflglich  der  Gemahlin  des  Chefs  der  Mission;  sie  li^en  da» 
gegen  augenscheinlich  nicht  vor  bezüglich  der  übrigen  Mitglieder  des  offiziellen 
Personals,  bezüglich  der  Kinder  und  sonstigen  Gliedei"  der  P'amilie  des  Ge- 
sandten sowie  der  Familien  der  übrigen  Personen  der  Mission  3).  Soweit 

1)  §  19  des  deutechcn  GYG  dehnt  die  in  §  IS  normicrto  KxemtioD  von  der  Gericht»- 
barkeit  „auf  die  Familieoglicder,  daa  GoM'bäfiflpersonal  der  im  §  IS  erwShnten  Personen  und 
anf  Holcho  B  e  d  i  e  nstete  defsettMOt  welche  nicht  Deutsche  »in  d*",  aus. 

2t  Bei  ilnn  Knnfrn^«™  7.ti  Miinf^ter  iinit  Ryswvk  waren  die  (V-ärrndfcii  rilKMOin-rckommen, 
daU  alle  Vergehen  ihrer  Diener  von  der  Ortsobrigkeit  abgeurteilt  werden  »ollt«n  G  e  f  t  ck  o  u, 
UH  m  S.  «61. 

:i)  Der  Lehr'sclie  Entwurf  'Aimnairo  Xlt  p  2T,T!  <>or.cichnet  die  rprsonon,  dir  außer 
dem  Cbef  der  MiMion  {.Art.  H)  die  Befreiung  von  der  Juhadiktiun  gcnicUen  sollen:  „La 
iii£rae  inniiiiiltg  appaitient:  1.  A  eelni  des  noonibi«»  de  la  misnon  qui  est  Indlqaö  |mr  le 
niinistrc  roiimu-  scui  rcpr'sLiitaiit  oti  n  inplarant  evcutuel ;  2.  A  la  femme  du  chef  de  nns»ioM 
et  ä  Celle  du  dlt  rcpresentant  ou  rcuipla«;ant.  Daa  KciKlemoDt  Art.  12  lAonuaire  XIV  p.  Hü) 
t»gt  dagegen:  Le  minlstre  pnbUe  i  l'^Stnuiger,  lee  fuDCtloonaires  ofndeUemeat  attachte  I  sa 
mission  et  les  mcmbres  de  lear  fainUle  demeannt  avec  cux  aoat  exempts  de  tonte  jnildicttott 
civUe  ou  crioiinolle  .  .  . 
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Übrigens  die  offizielle  Mitglieder  der  Mission  in  amtlicher  Eigenschaft  auf 
Befehl  oder  Instruktion  ihres  Cfaefe  odei'  des  Vertreters  des  letzteren  tätig 

•wfrden,  hätten  auch  sie  Ansprach  auf  Elxenition  von  der  Gerichtsbarkeit  — 
Diese  im  Schloßt'  des  Instituts  für  internationales  Rtn  lit  i)  in  Erwägung  sre- 
zogeue  Bescbittiikung  der  diplomatischen  Immunitäten  bezieht  sich  lediglicli 
auf  die  Jurisdiktion  des  Euipfaugsstaates.  Die  Abgabenfreiheit  soll  in  dem 
traditiondleo  Umfange  anerkannt  bleiben.  In  der  Tat  liegen  zwingende 
Gründe  einer  Beform  dieser  Materie  nur  besäglich  der  Befreiung  Ton  d«r 
Jurisdiktion  vor;  auf  diesem  Gebiete  können  durch  das  Verhalten  betreffen- 
der Mitglieder  der  IVenulen  Missionen  riffciitlirl'"  imd  Privatinteressen  «]:efilhv- 
det  bezw.  verlet/t  wenlen.  ohne  dab  allt'iiial  eiiic  wirksanu^  Kemediir  gescliaf- 
fen  werden  könnte.  Die  Abgabenfreiheit  bringt  dagegen  weder  lür  die  öffent- 
liche Ordnung  noch  für  das  Interesse  der  Privaten  iigend  welche  Nachteile 
mit  sidh  Jedenfalls  steht  der  Umfiuig  der  Befreiung  Ton  der  Jurisdiktion 
nirht  in  Zusammenhang  mit  dem  Umfang  der  Abgabenfreiheit  2).  In  letzterer 
Beziehung  können  die  Mitglieder  fremder  Missionen,  die  stich  im  Gebiet«^  des 
Empfansfsstaates  ja  nur  zu  dem  offizipllen  Zwecke  ihrer  Mission  aut halten, 
nicht  aut  gleiche  Stule  gestellt  werden  mit  jedem  andereu  Fremden,  der  im 
Auslände  seinem  Berufe,  Gewerbe  n.  s.  w.  nachgeht  und  fttr  diese  privaten 
Zwecke  den  Schatz  des  Aufenthaltsstaatea  in  Ansprach  nimmt 

Schließlich  ist  nocli  bezüglich  der  nationalen  Stellung  der  Kinder,  die 
dem  Gesandten  oder  einem  Mitgliede  der  Mission  im  Gebiete  des  Empfftnc-«^- 
stAates  (oder  eines  dritten  Staates)  geboren  wercien,  zu  bemerken,  daß  eine 
Wirksamkeit  der  Staatsgewalt  gegenüber  diesen  Personen  auf  Grund  der 
Tatsache  ibrw  Geburt  im  Enipfangsstaate  aufgeschlossen  ist*). 

§  52.  Terhältnis  der  dlplomatisehen  Agenten  in  dritten  Staaten. 
Der  enge  Zusammenhang  betreffender  Immunitäten  und  Exemtionen  als  Be- 
dingung freier  und  würdisrer  Ansühnn?  des  gresandtsrhaftliehen  Amtes  bringt 
es  mit  sich,  daß  die  aus  jenen  Immunitäten  entspringenden  Rechte  und  Pflichten 
strenge  genommen  nur  aut  das  Verhältnis  des  Empfangsstaates  zu  den  bei 
ihm  akkreditierten  Gesandten  nnd  umgekehrt  sich  beziehen  können.  Wenn 
nun  gleichwohl  diplomatische  Vertreter  eines  Staates  auch  seitens  dritter 
Staaten  praktische  Anerkennung  ihrer  diplomatischen  Mission  finden  und  (ins- 


1)  Vgl.  ubrigcuä  auch  die  bemerkcusweitcn  Erwägungcu,  vou  deucn  F.  v.  Martens 
II  Su  60  ff.  in  der  vorli«gw<toii  Materie  im  Sinne  der  EfmehtSakanir  betreffender  Immani- 
titen  ausgeht. 

2t  lüchttg  bemerkt  Lehr  (Annuairc  XII  p.  265):  .•••>!  est  »tricteoicnt  equitabic 
qu'uD  &at  ne  ftaee  pa»  de  b&nifiecB,  eoui  forme  de  pr^livemeDt  dlmpAts,  au  prtjudiee 
<l'('tr.nn;:ors  r|ni  vicnncnt  et  s6jonment  wot  wa  terrUoiro  uniiiaeBieDt  pour  y  rempltr  aoomie- 
uon  de  Icur  guuveroemoDt " 

8)  Vgl.  Geffcken,  HB  III  S.  W9.  —  Art  10  des  Lehr'eebeD  EntwarfB  empdelilt 
folgende  Formel :  ^^'  t^nfant  nö  dans  Ic  pays  ofi  la  niifisicm  est  acer£dit(le  du  ministrc  ou  d'un 
fonctionaire  ofnciellenieut  atUchS  ä  la  inission,  e»t  r^put^  ne  dans  la  patrio  de  ses  pa- 
rente  ..."  —  Eine  auf  diesen  Gegenstand  bezügliclio  Formel  wurde  dagegen  in  das  Rogle- 
mcnt  nicltt  nnfgenuiiimen  (vgl.  Aonuiro  XIV  p.  2t9|,  da  es  sich  hitt-  am  dne  Fnge  der 
>atiunalität  handelt 
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besondere  auf  der  Kei^e  uacli  ilnem  Bei>timmung80i  te  oder  bei  anderen  Au- 
UaseD)  sich  der  aoiilosen  Behandlang  wie  im  Empfongwtaate  erfreaen,  so 
kommen  augenscheinlich  in  dieser  Uebung^  der  Gedanke  der  Interessenge- 
meinschaft der  Kulturstaaten  und  die  sich  daraus  insbesondere  für  die  diplo- 
matiscli«^ii  Organe  der  in  Veikelü  stellenden  Staaten  ergebenden  Konsequenzen 
zum  Ausilt  Iii  k:  das  Institut  der  Gesandtschaft  ist  nicht  bloß  eine  Einrichtung, 
die  mit  den  konkreten  Verkehrsverh&ltnisseu  des  Absende-  und  Empfangs- 
staatee  zusammenhängt  —  es  ist  eine  interoatioQale  Institntion  im  eminenten 
Sinne  des  Wortes;  der  Schutz,  den  ein  in  diplomatischer  Mission  begriffenes 
Organ  eines  Yölkerrechtssubjekts  bei  jedem  anderen  Völkerrechtssubjekte 
findet,  bekundet  die  Ueberzeuf^ung  y<m  der  Notwendigkeit  eines  solchen 
Verhaltens  aller  einzelnen  Völkerreclitssubjekte,  welches  deren  freien  Veikehr 
gewährleistet  Allerdings  kann  Jener  besondere  Schutz,  um  den  es  sich  hier 
allein  handelt  i)»  aos^ribtigen  Missionen  nnr  dann  zukommen,  wenn  diese  als 
solche  nnd  in  ihrer  diplomatischen  Aktion  befindlich  legitimiert  sind,  insbe- 
sondere dann,  wenn  der  di'itte  Staat  die  Durchreise  durch  Erteilung  oder 
Visierung  der  Passe  oder  von  sauf  conduits  oder  auch  nur  stillschweigend  zu- 
gelassen liat^}.  Selbstverständliche  Voraussetzung  ist,  daß  das  Betreten  des 
Territoriums  eines  dritten  Staates  ein  fineundschaftUches  nnd  ungefährliches 
iBt>).  Nichtachtung  der  UuTerletslichkeit  des  Gesandten  dner  fimden  Macht 
ist  eine  Verletzung  des  Absende-  und  des  Empfangsstaates.  Eine  der  sdiwersten 
Verletzungen  des  Vrilkerrechts  in  der  Geschichte  war  die  Hinrichtung  der 
Gesandten  des  Königs  Franz  I.  von  Frankreich  durch  den  Statthalter  von 
Mailand  und  die  Weigerung  Karl's  V.,  auch  nur  das  Minimum  von  Genug- 
tuung dnrch  Bestrafung  des  Vei'brechens  zu  leisten;  dieses  Verlialten  war  ein 
gmrechter  Grund  des  Krieges,  der  nun  erklftrt  wurde,  nnd  der  Anmfting 
aller  anderen  Staaten  zur  Teilnahme  an  der  TölkerrecbUichen  Sflhuang  des 
geschehenen  T'^nreclits. 

Diese  Pfiicht  zur  Achtung  fremder  diplomatischer  Missionen  schließt  aber 
keineswegs  das  Urteil  des  beteiligten  Staates  über  den  unbedenklichen  bezw. 
gefihrlicheii  Charakter  der  Durchreise  nnd  das  Becht  zur  Ergi^ifong  der 
nötigen  SchutzmaDregeln  und  Vorsichten  oder  zur  Dntersagnng  der  Durchreise 
aas;  so  kann  der  fremden  Mission  eine  bestimmte  Rente  vorgesehriehen,  der 
Aufenthalt  auf  eine  bestimmte  Frist  beschränkt  oder  geradezu  untersagt  4) 
werden  u.  s.  w. 

Einen  Anspmch  aul  Befreiung  von  der  Jurisdiktion  des  Durchreisestaates 

1)  An  »ich  rrfiiießt  j:i  im  Pcrcicli  der  Kulturstuaton  diT  Go^atutte  olinehill  achoo  jonott 
rechtlichen  Schulz,  dca  da»  heutige  Hecht  allcuthaJbcu  den  Fremden  gewährt 

2)  Hartmann  S.  109.         3)  Jus  transitu»  innoxii. 

4)  Im  Jahre  !^i4  hütto  die  frnnMsischc  Regierung  dem  Hesaiidten  der  nordamerikani- 
schen Union  in  Madrid  zwar  die  lJurchrciso  durch  Frankreich  nacii  »einem  Bestimmungsorte 
gwtattet,  aber  den  Anf enthalt  auf  franaMBclumi  Gebiete  Terweigert  In  der  betieffenden 
Note,  durch  welche  da?  Verfahren  der  franznsisrhen  ll(>i;iernrig"  ^ererhtfertifrt  werden  sollte, 
wurde  eiueraeit»  der  Unterschied  der  blußen  Durchreise  und  des  Aufenthalts  herror- 
isebobeiit  aodeneitB  auf  Intereieen  der  öffontHdien  Ordnuiv  Ungewteseo,  die  in  dem  konbreten 
Falle  rn  Frage  Htfinden.   Vgl.  Geffcken,  HH  III  S,  m, 
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kana  eine  fremde  Ifission  nicht  erbeben.  Besttglich  der  Abgaben  werden  ge» 
wOhnUeh  Begfiastigangen  gewährt  i). 

Im  Kriegsfälle,  d.  h.  wenn  das  Kriegsrecbtsverhältnis  zwischen  zwei 
Staaten  entstanden  ist.  braiu  lit  keiner  Missionen  des  anderen  die  lireise 
und  den  Au^nrl:alt  auf  seinem  Gebiete  zu  gestatteTi  —  es  wäre  denn,  daß 
er  der  Mission  iieies  Geleite  gegeben  liat  Fremde  Gesandte  können  in  derlei 
Fällen  festgenommen  werden  >).  —  In  Okkapationsfälien  wird  der  Okkupant 
die  Unverletzbarkeit  der  bei  dem  G€gner  akkreditierten  Gesandten  respek- 
tieren; im  übrigen  wird  sich  sein  Verhalten  gegenSber  den  fremden  Missionen 
nach  Maßgabe  der  Kriegsnotwendigkeit  bestimmen:  er  wird  inshesondere  lie- 
rechti^t  sein,  den  Verkehr  der  Missionen  nach  außen  zu  beschränken  •♦).  — 
Neutrale  haben  das  Recht,  ihren  Verkehr  mit  beiden  Eriegsteileti  fortzusetzen; 
daher  dftrfon  die  von  einem  bei  einer  neutralen  Begiernng  akkreditierten 
Gesandten  anf  einem  neutralen  Schiffe  versendeten  Depeschen  an  seine  Re- 
gierung von  den  Kreuzern  jener  Regierung,  welche  mit  der  seinigen  im 
Kriege  ist,  nicht  mit  Bestlilap^  belebt  werden 

§  53.  Beendigung  der  diplomatischen  Mission»  ^)   1.  Die  diplomatische 

Mission  endigt: 

1.  Durch  Ablauf  der  Frist,  llir  welche  die  diplomatische  Mission  er- 
teilt wurde. 

2.  Durch  Erledigung  des  speziellen  Auftrags,  z.  B.  Beglück- 
wilnschnng  eiuM  Souveräns  zur  Thronbesteigung  n.  s.  w. 

3.  Durch  den  Tod,  die  Abdanknngoder  Entfernung  des  Souveräns, 

den  der  Gesandte  vei  ti  itt,  (  der  desjenigen,  bei  dem  erbej^aubigt  ist.  Die  Fort» 
Setzung  der  .Missi<»ii  bei  dem  Naclil'olcrer  erfordni  t  neuerlirbe  Beglaubigung 
des  Gesandten.    Dies  gilt  fiir  den  Fall  des  Wei  lisels  in  der  Person 

des  Staatsoberhaupts  der  Republiken,  wenn  dem  Staatsoberhaupt  wie  in  Frank- 
reii^  das  Reprftsentationsi'echt  ohne  Einschränkung  znsteht-,  ihm  also  die 

1)  Dor  Lohi 's< lic  Kntu Ulf  Art.  l!l  (Ännuairc  XII  p.  275)  empfiehlt  (iic  \  <"li  i  f>c1it- 
licbe  Nonnierunj,'  Uli  Abgabcnfreiheit  ia  gleichem  Maße,  wie  sie  fremden  MieBiituen  im  Lmp- 
FaniMtMte  zukommt.  Der  Entwurf  wfliucbt  aadi  die  völkerrechtliche  nxiening  der  in  den 
Artt.  7  nnd  10  formulierten  Kon»C(|ucnzen  der  e.xtprritruinien  Stellung  des  Gesandten,  resp. 
seiner  Familie.  Das  Reglement  bat  dan^eg^  ^ii<>  cuischlägigo  Bostimmung  (unter  Zuatim« 
wmg  Uhfti  nicht  aiifK«DOiimiCD  (AnBDaii«  XIV  p.  239,  240). 

2)  D«ff  F«]l  des  Marschalls  von  Bcllc-Isic,  1756.  0.  F.  v.  Martens,  Cauae«  c&l^ 
brcs  II  p.  2S5.  —  Ein  Fall  von  Verlctzutitr  de»  Völkerrechts  ist  die  Festnahme  des  eng- 
lischen Gesandten  Lord  Iloldemessc  duri^ii  einen  Österreich iscbon  Offizier  1744.  Die  kaiscrl. 
Begittnng  mißbilligte  dieses  Vorgehen,  denn  Bn^aod  wnr  nicht  im  Ericige  mit  örtomicb, 
■ondem  nur  mit  down  Feiiulcn  vcrhiuiilct. 

S)  l>a»  Vorgehen  Deutschlands  im  Jahre  1S70  gcgcuQber  den  in  Paris  freiwillig  ver- 
bltobenen  Gcoandteo,  deren  Kouitare  mit  yenchlocwnen  Biefen  nicht  frei  peederm  daiftso, 
wir  durchatis  hrrcchtigt    Vgl.  Ocffrken,  HH  III  S.  fi67. 

4)  Vgl.  Gcffcken,  liU  111  S.  66S  und  den  dort  erwähnten  Fall. 

5)  Hefter-Geffeken  W  286 ff.;  F.     Marten»  II  S.  «itt.t  Hnnmnnn  S.  UOfT.; 
GaioTft  §  40;  llfibler,  Magistraturen,  35ff.;  Hall  §  Phillimorell,  ff 
Oppenheim  I,      40ö  aq.;  KivUr  Phocipoa  I  §  40j  Boofils  ^'r.  730  sq. 
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Beglaubigung  beaw.  der  Empfanf  der  diplomatisehen  Agenten  übertragen  ist; 
somit  hat  der  Wechsel  des  Chefs  der  Exekutive  in  den  Bepnbliken  die  Be* 

endignng  der  Gesandtschaft  nicht  zur  Folge  *)•   Obiger  Grundsatz  findet  aber 

nur  Anwendung  auf  Gesandte  der  drei  eisten  Klassen,  weil  nur  diese  un- 
mittelbar die  Person  ihres  Staatsoberhauptüä  bei  dem  fremden  Staatsoberhaupt 
vertreten.   Der  Geschäftsverkehr  bleibt  aber  aufrecht. 

4.  Der  Ausbruch  eines  Krieges  zwischen  dem  Absendestaat  und  dem 
Empfongsstaat  Itthrt  znr  Einstellung  der  diplomatischen  Beziehnngen.  Der 

Gesandte  verläßt  seinen  Posten  und  pflegt  die  Vertretung  der  Interessen 
seiner  LanJsleute  einem  Gisandten  einer  anderen  Äfacht  zu  übertragen. 
Ist  dei  Krieg  bevorstehend  und  wird  der  (iesaudte  vor  Ausbruch  des  Krieges 
abberufen,  so  wird  ein  Mitglied  der  Gesandtschaft  als  Geschäftsträger  mit 
der  Besorgung  der  minder  wichtigen  diplomatischen  Geschüfte  betraut. 

&.  Dnrch  die  definitive  Einstellnng  der  amtlichen  T&tigkeit 
(Rnptnre,  Abbrechnng  des  diplomatischen  Verkehrs),  z.  B.  im  Falle  grober  Yer* 
letznng  des  Völkerrechts  gegen  den  Gesandten. 

6.  Durch  Weigerung  des  Empfangsstaates,  den  diploma- 
tischen Verkehr  mit  dem  Gesandten  fortzusetzen  (Zustellung  der 
Pässe  unter  Fristnotierung,  Ausweisung).  Sie  kann  im  Wege  der  Eetorsion 
vorkommen;  zumeist  hat  sie  die  Bedentang  des  Abbruchs  des  friedlichen  Ver- 
kehrs mit  dem  Absendestaat 

7.  Durch  Eintritt  des  Gesandten  in  eine  höhere  Klasse  des 

diplomatische'n  Dienstes*). 

Durch  Abberufung  (rappeli  in  Fo]>^h  von  Resignation  des  Ge- 
.saudtPii  -.\nf  seine  Stellung  im  Staatsdienst,  in  I''ol}je  seiner  Versetzung  auf 
eiutii  audereu  Posten,  oder  Eintritts  in  den  Kuhestand-  —  Die  Abberufung 
kann  ahw  aneh  durch  dne  dem  Gesandten  seitens  des  Empftngsstaates  zu« 
gefttgte  Beleidigung  veranlaßt  sein.  In  diesem  Falle  verlangt  der  Gesandte 
die  Übersendung  seiner  Pässe.  In  normalen  Fällen  der  Abberufung  sind  ge- 
wisse Förmlichkeit en  üblicli ;  in  dein  eben  bezeichneten  Falle  entfällt  dagegen 
der  formelle  Abschied.  —  Der  Gt;iandte  hat  sein  Abberufuugs schreiben 
(lettre  de  rappel)  in  einer  Audienz  dem  Staatsoberhaupt  oder  der  mit  dessen 
Vertretung  betrauten  Persönlichkeit  bezw.  dem  Minister  der  auswirtigen  An- 
gdegenhetten  (wenn  diesem  seinwzeit  das  Beglanbigongsschreiben  Oberreicht 
wurde)  zu  übergeben.  Der  blos  ad  Interim  ernannte  Gesandte  bedarf  keines 
Abberufunersschreibens;  es  srenui^^t  die  nffi-'idle  Mitteilung  der  Beendigung  der 
Mission.  Die  Übergabe  des  Abberutuiigs.M  hreibens  wird  mit  einem  Rekre- 
ditiv  (lettre  de  recreance)  erwiedert^  in  dem  der  Empfang  des  erstereu  be- 
stätigt wird  und  anerkennende  Änltefiingen  über  die  Wirksamkeit  des  Qe- 
sandtea  ausgesprochen  werden.  PSsse  und  Geleitschreiben  werden  dem  Ge- 
sandten seitens  des  auswärtigen  Amt&s  zugestellt.  Gewohnheitsmäßig 
genießt  der  Gesandte  bis  zur  Überschreitung  der  Grenze  die  gesandtschaft- 
licheu  Privilegien. 

IJ  Vgl.  Habler,  Magiatrataren  86.        2)  Hartmana  &  121. 
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9.  Durch  den  Tod  des  Oe sandten.  Die  Yem^ielnng  Aer  Papiere  und 

Effekten  des  Gesandten,  sowie  die  Aufnahme  des  Nachlaüinventars  erfolgt 
durcli  den  GesaTKitst^haftssekrptji?-.  oder  f^int'ti  in  der  Nähe  befindlicbea  Ge- 
sandten oder  <7esHuUt^chaitsbealnten  derselben  Macht  od«r  durch  ein  Mitglied 
des  Gesandtüchaftspersuüals  einer  beüeuudeten  Macht,  oder  eventuell  durch 
die  Behörden  des  Empfaugsstaates  —  letzteres  jedoch  nvr  auf  Ersuchen  des 
Absendestaatee.  War  dagegen  da*  Gesandte  Untertan  des  Emp&igBstaates^ 
so  tritt  mit  dem  Tode  des  Gesandten  die  lokale  Jurisdiktion  in  Wirksamkeit. 
Von  diesem  Falle  abgesehen  kommen  die  (Trnndsätxe  des  internationalen 
Privatrechts  in  Betracht  In  Deutschland  ist  die  Vei  laNNeuschaft  des  Gesandten 
als  in  seinem  Heimatlande  eröffnet  anzusehen  und  die  Abhandlung  nach  den 
Bestimmnogen  des  dkat^dlen  PriTatrechts  und  den  formellen  Vorschriften 
Uber  Verlassenschäftssaehea  des  Hdmatlandes  durchzuführen  (£Q  z.  BGB. 
Art  25).  Modifikationen  treten  ein,  wenn  unbewegliche  Sachen,  die  im  Ge- 
biete des  Empfangsstaates  liegen,  zum  Nachlaß  gehören.  Das  in  <  Aiisl'unl 
gehende  Vermögen  unterliegt  keiner  Ei-bschaftssteuer,  keinem  Heiuilailsreehie 
und  keinem  anderweiten  Abzug. 

GewohnbeitsmUig  werden  der  Familie  des  Gesandten  betreffende  Exem* 
tionen  bis  zur  Abreise  zugestanden.  Dabei  kann  ein  Termin  zur  Abreise 
fixiert  werden.  Nach  Ablauf  dieses  Termins  wird  die  Jurisdiktioa  des  Auf« 
enthaltsstaates  in  vollem  Umfange  wirksam. 

11.  Von  der  Beendigung  der  Mission  ist  die  ^uspeusion  zu  unter- 
scheiden. Wegen  eingetretener  Mifistimmuug  können  die  diplomatischen  Be- 
ziehungen eine  zeitweilige  Unterbrechung  finden,  nach  deren  Beseiti- 
gung der  regelmäßige  freundschaftliche  Verkehr  wieder  aufgenommen  wird. 
Eine  solche  Unterl)rechung  kann  auch  durch  revolutionäre  Vorgänge  im 
Empfangsstaat  veranlaßt  werden,  insbesondere  dann,  wenn  in  Folge  derartiger 
Vorgange  Zweifel  entstehen,  ob  sich  die  Organe,  bei  denen  die  Beglaubigung 
des  Gesandten  «folgte,  noch  im  Besitze  der  Autorität  befinden. 

§  54.  3.  Die  Konsolen ').  Entwiekliug  des  Konsolarwesens.  Die 
Entstehung  dieses  Instituts  wird  vielfach  mit  Einrichtungen  der  Staaten  des 

1)  Depping,  Hktoire  du  commerce  entra  le  Levaot  «t  l'Enrope  18S0  II;  A.  de 

Miltitz,  Manuel  des  Con^ul^^  is:t7;  TusBy,  licglenients  cuusulaires  des  prineipaux  fA&t» 
oiaritiiue«  (1^1);  MiruU,  Das  eurupäüdi«  GesaudtochüfUrecbt  IMT;  Ob.  do  Marten», 
Ouhfe  diplomatique  {4.  iA.)  1857  I;  H.  B.  Oppenheim,  Bdb.  d.  Kooeidate  aller  LSeder 
(1854);  Lcup.  Neu  mann,  Handbucli  des  di'nt-'diiii  KonsulatHweson»  IVyi;  f»  p  Plorq 
et  de  Vallat,  Guide  pntique  dm  CooBulata  (4.  cd.)  ISäO;  F.  v.  MarteuA  Ii  S.  6liff. 
und  Das  Kouselarweaea  and  die  KonsQlafJttriadiktian  im  Orient  fatn  dem  Ruas.  flbera.  reo 
Skcrst)  1S7I;  v.  KöniKi  Uandb.  dos  doutechcu  Konsularwesens'  (4.  Aufl.);  Calvo  III 
§^  läüSsq.;  U übler,  Die  Magiatrattueo  doa  Tölkerrecfatlicben  Verkehre  iLi>iH));  Pardea- 
Bua,  CoIIcetioD  dea  lois  maritimea  antMeuras  an  XVIII  aiMe  I  (iS'Si;  t.  Bnincrincq, 
HH  III  8.  6ST$  amreis  Hartmann  §  TS;  Rivier,  Lehrb.  §§  41{f.:  v.  Liazt. 

§15;  Denpaffnet,  Cours  p.  >  v  :  P  i  c- d  e  I  i  i- v  r  e,  Precis  de  droit  intern,  public  I 
p.5ü7  6.  V.:  boulil8  p.  731sq.;  P  r h  d  i  u  i  -  F o  d  e r  o  IV, 2«r.2üa4sq.;  I' i  u  r  e,  II  Nr  llT6öq., 
Sallea,  L'inadtntioin  des  conanlati»,  »on  originc,  cte.  (189b):  Warden,  A  Trcati»e  on  tbe 
origin,  natnrc,  ctx!.  of  flic  Cousulatc  Estahlishmeut  (1S14);  0  p  p  c  n  Ii  i- i  m  1.  §§  ItS  sq.; 
Kngelliardt,  Annuairc  do  l'Iiu>titut  de  dr.  intern.  XI  p.  ^46  sq.,  Xü  p.  27K  sq.  XUl  17i)  sq. 
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klassisehra  Altertams  in  Zusammenhang  gebracht  >);  ao  Tor  allem  mit  den 
ftf^iroi  dtf  helleniadi^  Staaten    ferner  mit  dem  hostpitimn,  dem  Patronat 

und  der  Funktion  des  praetor  peregrintts  bei  den  Bömern Indessen  der 

Grandgedanke,  aus  dem  diese  Einrichtnn«^en  des  AI*  rtums  sich  gebildet 
hatten,  ist  ein  anderer  als  jener,  auf  dem  das  Konsularwesen  beruht;  auch 
fehlt  der  geschichtliche  Zusammenhang  des  Konsularwesens  mit  jenen  Ein- 
richtnngen,  indem  die  tatsächlichen  Verhiltnisse»  vedche  zur  Bildni^  des 
Konsnlarwesens  ffihrten,  in  einer  viel  sp&to^  Zeit  wirksam  gew(»4en  and. 
Ks  ist  dies  die  Zeit  der  Entwicklnng  des  Handels  der  occidentalischen  Völker 
nach  dem  Orient  <h'n  Kreuzzfigen;  in  dieser  Zeit  gründen  insbesondere 
die  unternehmenden  üandeLs.stiidte  Italiens  (\  enedig.  Pisa,  Florenz,  Genna), 
des  südlichen  Frankieiclis  (Marseille)  und  Spaniens  (Barcelona)  in  den  Län- 
dern des  Orients  Handelsniederlassungen,  deren  Gedeihen  mit  der  Schaflbng 
einer  jvrmdiktionelleii  Antoritftt  anf  das  engste  Terknttpft  war.  In  der  Tat 
sind  die  geschichtlichen  AnfMnge  des  Konsularwesens  auf  das  Bedürfois  nach 
eitlem  richterlichen  Organ  für  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  ans  H.in- 
delsirescliäften  unter  den  Aiigehörij2:en  derselben  Jleimat  und  mit  den  Freuideu 
zurückzuführen  Der  Kreis  der  Interesdeii  der  KauÜeute  blieb  aber  nicht 
anf  bandelsreehtliche  Streitsachen  beschränkt;  es  handelte  sich  aneh  am  ein 
Oi^an,  dem  der  Schutz  des  Handelsbetriebes  im  ganzen  gegenttbor  den 
Lokalobrigkeiten  übertragen  werden  könnt«.  In  den  HandelsstÄdten  des  süd- 
HcheTi  Europa  gab  es  Lokalobrigkeiten  mit  polizeilicher  und  richterlicher 
Autorität  zum  Schutze  des  Handels;  sie  führten  zumeist  den  Namen  consules 
(consuls  des  marchands,  juges-marchands,  consuls-marchands).  Unter  ver- 
schiedenen  Namen  worden  auch  in  Syrien,  Palästina  nnd  Ag3rten  für  die  nach 
diesen  Lftndem  handeltreibenden  Stftdte  und  Nationen  richterliche  Organe 
eingesetzt.  Für  die  Enlsclieidungen  war  nach  dem  damals  herrschenden 
System  der  Nationalität  des  l?echts  das  h^^imatliche  Recht  der  Parteien  maß- 
gebend. Außer  der  richterlichen  Funktion  hatten  diese  Funktionäre  (consuls 
d'outre  mer  oder  k  l'^tranger)  auch  ikber  die  Privilegien  in  bezug  auf  Handel 
und  Schiffahrt  za  wachen —  Mit  der  Entwicklang  des  Handels  noter  den 
Kulturvölkern  des  Occidents  hingt  die  Bestellung  ähnlicher  Organe  seitens 
der  italienischen^  ftranzQsischen,  spanischen  nnd  hanseatischen  Städte  in  den 


1)  Siehe  darüber  im  aUgemeinen  Pradier-Foder^,  Traitu  de  droit  intern,  public 
IV  f  2037  sq.  Vgl.  auch  W  o  |[r»lBki  Nonnen  dm  altgriMhisdieii  VSnteneehtB  (1SS5);  8  c  h  s n  b  e 
La  poxfnie  au  moycn  ü^f  R  XXVII,  §  25  sq. 

2)  Miltitz  l!  c.  l  S.  11;  Miruß  1.  e.  1  S.  4St.  —  Über  die  griecfaiechcn  Prozenetea 
im  allgoiMiiim  lAdie  Tiaiot,  De  proxdne«  grccqocs. 

3)  De  Clereq  et  d«  Vallat  1.  e.  I  p.  l  sq.;  Bell,  Raknpeiaiioii  der  BUmer  <U37> 

ISO  ff. 

4)  Über  die  Entwicklung  des  Konsnlanresooa  aafier  der  zit.  Arbeit  von  Martena 
Goldachmidt  Handb.  d.  Handelsrecht»  1  (Geschichte  des  Handelsrcehts);  Sehaube  in 
den  Mitteil.  d.  Inst.  f.  Ssterr.  Geschicbtsforechung  XUI  SSSff.:  Dören  in  Schmollor,  Staata- 
u.  aozialwiaa.  Foncbun^on  XU,  2  ff.  XV,  3  ff. 

5)  Über  dfe  jnfe»  %  boid  dea  iwTiica  (aarBeanidditiipnifr  der  SehiffamamiadMft)  aidie 
Xlltits  f  S.  6  0.  162  aq. 
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Handelsstädten  am  mittelUndiscben  Meer,  an  der  Nord-  nnd  Ostsee  va- 
BaiBBien  i).  —  Seit  der  definitiven  Festsetzung  der  mohamedanisclien  Hen> 

Bchi^  in  den  vormals  von  den  Kreuzfahrern  besetzten  Gebieten  galt  es,  die 
Intere,<i^Hii  der  christlichen  Handelsniederlassungen  gep'pnülMM'  der  niolia- 
medaiusciieii  t)taat«ige\valt  sichei'zuslellen.  Diesem  Zwecke  diente  die  Ab- 
schlieüuug  von  Verträgen,  sog.  Kapitulaiiouen  Dabei  handelte  sich  vor- 
nehmlich um  die  Erhtütnng  eigener  Rechtspflege  nach  dem  nationalmi  Recht 
der  Handeltreibenden  durch  eigene  Organe,  die  Kommlarrlchter,  deren  Kom- 
petenz sich  indessen  allmählich  dahin  erweiterte,  daß  sie  zur  AusUbong  der  ge- 
samten Zivil-  und  StraQurisdiktion,  ferner  zur  Ausübuiio:  der  Polizelgewalt 
und  zur  Vertretung  und  zum  Schutz  ihrer  Landsleute  berufen  wurden.  So 
erlangten  die  Genuesen  1453  von  SultAu  ilahomet  II.,  die  Venetianer  durch 
einen  Vertrag  von  1454  die  förmliche  Anerkennung  nnd  Emenerung  der 
Privilegien,  welche  sie  bisher  genossen  hatten').  Besondere  Bedeutung  besitzt 
in  der  Geschichte  der  Kapitulationen  der  von  Frankreich  mit  der  Türkei 
im  Jahre  1535  abgeschlossene  Vertrag*);  er  winde  zum  Vorbilde  für  analoge 
Verträge  der  europäischen  Mächte  mit  der  1  ui  kei.  Jene  Kapitulationen  wur- 
den aus  Anlaß  ihrer  wiederholten  Erneuerungen  mehrfach  erweitert;  neuere 
Artikel  sicherten  Frankreich  eine  bedeutsame  Stellnng  im  Orient,  insbeson- 
dere in  dem  heiligen  Lande Für  England  sind  die  Kapitulationen  von 
1580  und  deren  Erweiterung  von  1675  maßgebend*).  Den  Holländern 
wurden  1612  ähnliche  Konzessionen,  wie  Frankreich  und  F.ngland  bezüglich 
der  Handelsniederlassungen,  der  Bestellung  von  Konsulen,  der  Schiffahrt 
u.  s.  w.  bewilligt;  bis  dahin  standen  sie  anter  dem  Schutz  der  französischen 
Flagge  nnd  französischer  Konsolen^).  Für  Österreich»;  kommen  in  erster 
Tieihe  die  Kapitulationen  von  1615  in  Betracht^  femer  deren  Bestätigung^  im 
Jahre  1"!S  und  wiederholte  ßeki  äftigungen  und  Erweiteruusyen  im  Ijiufe  des 
1&  Jalu'hunderts Sie  wurden  durch  den  Handels-  und  Schiflahilsvertrag 


0  Di«  HaiiMitlidtB  hatten  In  ihnea  IGederiMningai  ihre  Alderniian«r  und  Bei- 
gcoidiictcn,  andere  Btidto  ihre  Koii»ale»,  Protektoren,  Konservttoren,  6oo- 

Tvrueurs. 

2}  Über  die  geeehiditlicfae  EntwickluDg  der  8telliing  der  Konsulen  im  Orient  elelie  ine- 
besondere  das  schon  oben  zitierte  Werk  von  F.  v.  Martens,  Das  Konsularwesen  und  die 
Konsulurjurbdiktion  im  Orient  Siehe  »ucli  Genevois,  Uiitoire  cridqao  de  1»  jnridiction 

consulairc  |1S66) 

3)  l'l)er  den  Vertrag  der  \  t  i:t  liancr  vom  Jahre  1454,  insbesondere  Ober  den  Umstand, 
daß  di»'ier  Vtrtin«r  nicht  ansdnii  klii  Ii  von  ciiu  m  Konsularrichter  spriclit,  siehe  Trarers 
Twiss,  Ihe  iaw  of  natiou»  L  p.  421.         4)  Sielie  den  Vertrag  bei  Miltitz  U,  I  S.  21G. 

6)  finienerungen  fanden  atatt  aeit  dem  Vertrage  vom  Jafare  1740  in  den  Jaliien  1602, 
1888,  mi. 

6)  Vjfl.  Travers  Twias,  The  law  of  nations  I  425  sq.  Eine  wertvolle  Dant^tuig 
der  Entwidkfaing  der  engliaelien  KonBalarReridit8l»Bi)teit  im  Orient  and  der  Sdratsraebte  Aber 

Niclitonglandor  bietet  nencj^tens  Hall,  A  Treatise  on  tlie  Foreiifii  r(iwci>*  and  Juriadiotion 
of  tbe  British  Crown  {IbM)  p.  182  eq.        1)  Vgl  ri^dcli5vre,  Pr^cis  I  p.  all. 

8)  Siebe  Maifatti,  Bandbudi  de»  OatetrelebiaefaeD  Konaolarwesena  (1879.) 

9)  Durch  den  l'assarowitzcr  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  27.  Juli  Kl^ 
wurden  die  Funktiooco  der  OBterreichisohen  Koosulon  in  den  türlüechoo  liUidera  und 


^kjai^  .o  i.y  Google 
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vom      ICai  1863  neuerlich  bekr&ftigt  Ferner  kommt  hier  in  Betra«ht  die 

nunmehr  für  das  Deutsche  Reich  geltende  preußische  Kapitulation  vom 
22.  März  17G1  (neu  bekräftigt  durch  Vertrag  vom  20.  März  1S62),  die 
schwedische  Kapitulation  vom  10.  Januar  1737  (erneuert  durch  Vertrag 
vom  5.  März  lbö2j,  die  dänische  vom  14.  Oktober  1756,  die  spanische 
▼om  14.  September  1782  (emenert  dnreh  Vertrag  vom  13.  Iförz  1862),  die 
rnssische  vom  10.  Juni  1783  (mit  einigen  ModiHkatlonen  emenert  dnreh 
Vertrag  vom  22.  Januar  1862),  die  sardinische  vom  25.  Oktober  1823 
und  1839').  Außerdem  wurden  mit  der  Türkei  Verträge  analogen  Inhalb? 
geschlossen  von  Belgien  (1838,  184U>,  Portugal  (1843),  Griechen- 
land (1855)  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (1S30).  —  Ähn- 
liche Vertrtge,  dnrdi  welche  den  Konsnlen  Gerichtsbarkeit  nnd  gewisse 
Lnmnnitfttai  dnger&nmt  werden,  wurden  von  den  eoropltischen  Staatai  mit 
Persien,  China,  Japan Siam,  Korea,  Maskat,  Madagaskar  nnd 
Zanzibar  ab^^eschlossen.  Die  iUtesteu  der  mit  diesen  Ländern  geschlossenen 
Verträge  sind  jene  Persiens  mit  Frankreicli  (1708)  und  mit  Raßland 
(1717).  Die  Erneuerung  dieser  Vertrage,  sowie  jene  mit  den  übrigen  Staaten 
gehören  dem  19.  Jahrhunderte  an. 

Die  Voraussetsnngen  der  Einrilumnng  so  weitgehender  Rechte  der  Eon- 
sulen  in  den  nichtchristlichen  Ländern  hängen  mit  dem  Unterschied  der 
Zivilisation,  der  relis:iösen  Anschauunp-en  und  den  damit  gegebenen  ei^en- 
artifren  politischen  Einrichtungen  dieser  Länder  zusammen.  Dieser  Unter- 
scliied  der  Zivilisation  uud  die  inlolgedesseu  ziemliuii  unverändert  geblie- 
bene Abechliefinng  der  Völker  jeuer  Länder  gegenüber  dem  Einllnfi  jener 
ZivilisatioD,  in  der  die  christlidien  Völker  die  Garantien  einer  konstanten 
Anerkennung  der  Rechte  der  Fremden  nnd  einer  nnparteüachen  Justiz 

ib»e  Bedit»  und  Privilogl«&  geoa«  deflniwt  Die  B«lniA%iiik|;  erfolg  in  18.  Jahiliaiidert 
danob  die  Handelskonvention  vom  21.  Februar  1784  und  durr*i  dm  Vertrag  vom  1.  Auf:;-.  1701. 

IJ  Die  Kapitulationoa  faadca  seitens  der  Türkei  eine  generelle  Bekriftigung  auf  dem 
PMriwr  KoDgiwo  von  1856.  Ober  die  Erklirongen  der  tftiirisdien  Bevollnilebtii^ttti  nod 
jener  der  übrigen  KongreßmlUhtc  aichc  v.  Buimcrincq,  HH  III  S.  722. 

2)  Eine  tiefeingreifendo  Umgeetaltiuig  der  Beziehangea  Englands  zu  Japan  ist 
neaeetene  dordi  den  Vertrag  vom  IS.  Jnli  1994  (Times  Tom  19.  Oktober  1194;  dse  fnm- 
zfisisclie  Übersetzung  und  Besprechung  einiger  Punkte  dieses  Vertrages  enthalt  die  R.  G.  I 
563  sq.l  angebülint.  BezQglieli  der  Stellung  der  etiKlischeu  Konsulcu  enthält  Art  20  eine 
maOgcbendc  Bestimmung.  Lugland  veraiclicct  darin  auf  die  Jurisdikdun  seiner  Konsulon  in 
Japen  fQr  die  Dauer  von  zwölf  Jahrm.  Diese  Frist  beginnt  nach  Ablauf  von  fünf  Jalircn 
(vom  Datum  der  Unterzeichnung  gerechnet»;  übrigens  ist  der  Kintritt  der  Wirksamkeit  des 
Vertrages  abhängig  gemacht  von  dem  Veriangeu  der  japanischen  Regierung  (Art  21).  Offen» 
ber  aon  eqirobt  werden,  ob  die  VeihiKBlMe  dieeee  mldidK  emporstrebenden  Landes  eine  Uo- 
rrichende  Garantie  unparteiischer  und  korrekter  Rechtsprechung^  bieten.  Eine  analopc  Re- 
gelung dieser  VeibiÜtnisse  eatb&lt  der  Uandels-  uud  Schiffabrtsvortrag  zwisvben  dem  Deut- 
tehen  Beieh  nnd  Japan  t.  4.  Aprii  1V96  (RGBl.  S.  715);  Art  20:  . .  dengemlB  bört 
alsdann  die  bis  dahin  in  Japan  ausj^eTdite  Gerielitsbarkeit  deutt-cher  GericliLsbch"r(Ien  auf  .  .  . 
Die  GMichtabarkeit  wUd  alsdann  von  japanischen  Ucricbteu  übernommen  und  ausgeübt  wer- 
den.**  Art.  2t  konform  dem  Art  21  des  englisch-japanischen  Vertrags.  Text  bei  Fleiseb- 
mann  266.  —  S.  auch  den  deutsch-japanischen  Konsularvertrafr  vom  gleichem  Datum 
(RGBl.  S.  1»2).  Andere  Mficfate  haben  seit  1894  analoge  Vertriige  mit  Japan  gescbloseeii. 
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erblicken,  baben  «ich  heote  in  der  Hanptsaehe  ibre  Bedentnag  nicbt  rer- 

loren  ').  Übrigens  hat  man  in  neuester  Zeit  den  Gedanken  einer  Revision 
der  VertrSj2:e  mit  pinzelnen  orientalischen  Staaten  in  das  Auge  gefaßt''),  um 
eine  Grundlage  zu  sclmüei).  aiit  der  Modifikationen  der  anomalen  Jorisdik- 
tioDSverbältnisse  in  betreffenden  Ländern  durchgeführt  werden  könnten Die 
Yoranssetsangen  der  Eapitnlatioiien  sind  nur  in  jenen  Gebieten  weggefallen, 
wo  an  die  Stelle  der  mohanedanischeii  Begienuig  eine  cbriatliche  getreten, 
bezw.  europäischer  Einflaß  auf  die  Verwaltung  und  Rechtsprechung  zur 
'TMitniiß:  gekommen  ist.  Hier  kommen  zunächst  die  Beschlüsse  des  Berliner 
\tiliafres  vom  Jahre  l&7l>  bezüglich  Serbiens  (Art.  37)  und  Rumäniens 
(Art.  49)  in  Betracht.  An  die  Stelle  der  Kapitulationen  sind  tvousularvei  träge 
dieser  beiden  Staaten  mit  enropAiBcben  Mftcbten  getreten  Femer  ist  im 
Gebiete  des  Kongostaates  die  Justiz  dnrch  den  Souverän  organisiert  la 
Bosnien  und  der  Herzegowina  sind  derzeit  auf  Grund  neuer  von  der 
österreichisch-iinffarischpn  Resjienino'  geschaffener  (besetze  Gerichte  org:anisiert 
und  mit  der  .\usiihung:  der  Jurisdiküoii  betraut'').  —  In  Cyperu  hat  die 
englische  Kegieiung  einseitig  die  Kuusulargerichtjibarkeit  beseitigt  —  Mit 
der  ESnfÜbrung  franzOsiscber  Einrichtungen  in  Tunis  (auf  Grund  der  ScbutS" 
hoTScbaft  Frankreichs  in  diesem  Lande)  war  der  Grand  der  Fortdauer  der 
ezieptionellen  Konsulargerichtsbarkeit  weggefallen;  alsbald  hatte  das  Deutsche 
Reich  die  Konsnlarg-erichtsbarkeit  vom  1.  Febr.  1SS4  ab  außer  Übunof  gesetzt 
und  durch  Erklärung  vom  IS.  Nov.  1890  ausdrücklich  auf  die  Gellung  der 
Kapitulationen  in  Tunis  verzichtet ;  zugleich  wurde  ei  klärt,  für  die  deutschen 
Reichsangehörigen  in  Tunis  keine  anderen  Rechte  in  Anspruch  nehmen  zu 

1)  S.  ncucstcns  auch  Oppculieim  1,  §  442;  v^l.  auch  («arcifi  §  47  i'B.  135). 

2)  Mit  Rücksicht  auf  die  Kapitulationen  mit  der  iürkoi  geschah  dies  im  14.  Protokoll 
dM  Paitoer  Vertrags  Tom  2S.  Min  1656  im  HinbHdc  auf  kfloltig«  Refonneo  in  der  Tbkol» 
die  eine  Andprang  des  cxceptionellcn  Zustand»  gestnttrn  wArden  Dfesp  Hoffnung  Ist  aber 
nicht  io  £rfttllun|;  gegangen.  —  In  dem  deutacb-koreaniscbcn  Vertrage  v.  26.  >Iovbr. 
ISS»  iRi^bl.  1884  8.  211)  wild  für  den  IUI  ebier  «utipndiendeii  Indmiiig  oad  VerbaaMnng 
(\cf^  G(  ri<  )it.sv  orfebrais  in  Keiceft  die  AnflaiMng  der  dentBcfaeo  Konmlarfniiediklion  Iii  Apt» 
eicbt  gestellt 

5)  Durch  Ordonui»  t.  it.  Jan.  18T9  fQhrte  der  engllMJie  Hii^eomniMtoner  in  Cypem 
cngliadic  Jufttubehörden  ein;  die  Kapitulationen  wurden  gekündigt. 

4)  Dieser  Aufgabe  bat  eich  das  Institut  für  intern.  Hecht  auf  Grund  zweier  Propoei- 
tion^  von  Dudley  Field  (1875)  unterzogen  (siebe  Annuaire  XI  p.  .<<35  m|.).  Wie  sehr  die 
UmpreBtaltiuig  der  KulturvcrbältniiM  eines  Landes  im  Sinne  europäischer  Zivilisation  die  Vor- 
aussetzungen der  Kajjitniationen  zu  modifizieren  fieeij^net  find,  zcipt  der  oben  S.  inft  Anm.  2 
mitgeteilte  Verzicht  Englands  und  des  Deutschen  Reiches  auf  die  Konaulaijurls- 
^dön  In  Jn|ian.  Bcsflgllcli  Japan»  oiehe  fttnigens  Annuira  XI  pk  848  oad  die  dniallNt 
allegicrton  Benchte  von  Travcrs  Twiss.  Derselbe  in  Kovoo  de  droit  intern.  XXV  p.  213; 
Paternostro,  ebenda  XXllI  p.  5  aq.  17&  sq.;  Kentaro  Kaneko,  ebenda  XXV.  p.  3jtS; 
neaestem  Dabois,  Revae  g^ninie  de  dr.  inten,  pnbiie  Up.  Iii  sq. 

.'))  Soriiien  hat  Konsularvertra^'e  mit  Deutschland,  <»sterrei("Ii,  Belgien, 
Italien,  der  Türkei  and  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika;  Rumänien 
mit  der  Schweiz,  mit  Belgien  ond  den  Vereinigten  Staaten  gesehloiBeii. 

6)  Deutschland  bat  durch  Gesetz  vom  7.  Juui  ISSO  bez.  Verordnung  v.  2S>  Dei.  1680 
(BOBl  &  191)  3  1  aof  die  Konanlar|iiriMliktion  in  dieeen  IJndetn  veixicbtet. 
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wollen  als  diejeuigen,  welche  ihnmi  in  Frankreicb  anf  Grund  der  zwiBchen 
DentscUand  und  Frankreich  bestehenden  Verträge  ziislehen. 

Anders  mnftto  sieh  die  Stellung  der  Konsnleii  in  den  christlichen  Staaten 
gestalten.   Die  politischen  Verhältni^e  der  mittelalterlicheu  Staaten  und  all- 

g'emeinen  RecIitsHn^eliauungen  der  damalig-eii  7j^\t  knmitfM;  di^'  AMomuli»'  einer 
tVenidea  Juiisuikiioii  im  Laude  iiiiinerliiii  j^t- 1 ecliliei iigi  t rsoheineii  iasseii; 
dagegen  hatte  die^e  Auomalie  jede  Grundlage  verloreu,  seitdem  der  aioderne 
Staat  sdne  Gewalt  einheitlich  gestaltet  und  abgesefalofisen  and  folgemftftig 
deren  Ausflbnng  gegenüber  allen  im  Territorinm  befindlichen  Personen  nach 
dem  eigenen  Landesrecht  iu  Anspruch  genommen  hatte.  Eine  Jurisdiktion 
fremder  Konsulen  wurde  nicht  m^hr  anerkannt').  Die  Aufgabe  d^v  Kr.nsulen 
beschränkte  sich  in  der  HaupUsaclie  auf  den  Scliutz  der  HaiidfLsiiiieressen 
ihrer  Laudsleute,  dereu  Vertretung  vor  den  Laudesbeliürden,  schiedsricliter- 
liche  Fanktionen,  eine  Heihe  poliseilicher  Beftignisse  bezüglich  der  Kandel* 
treibenden  und  der  Schifflkbrt  ihrer  Länder*)»  Seit  der  Einftthrung  stAodiger 
Gesandtschaften  wurde  übrigens  die  Autorität  der  Konsuleu  in  christlichen 
Staaten  auch  in  anderer  BezielMun^  abgesrhwRcht.  Ursprünglich  aus  der 
Mitle  liirer  handeltreibenden  Laudsleiite  f^ewiihlt  nnd  lediglich  deren  Ver- 
treter sind  die  Konsuleu  im  Laufe  dei  Zeit  Vertreter  ihrer  Nation  auf  Grund 
offizieller  Tollmacht  ihres  Staates  geworden,  deren  AntoritAt  um  so  bedeat- 
samer  war,  als  eine  ständige  diplomatische  Vertretung  noch  nicht  bestand. 
Konnte  man  vorher  die  Konsulen  i\h  eine  Art  von  offiziellen  Repräsentanten 
ihres  Staates  betrachten,  so  waren  nunmehr  die  diplomatischen  Agenten  die 
ausschließlichen  Vertreter  ge wurden •'').  Die  Bedeutung  der  spezifisch  politischen 
Interessen  im  17.  und  18.  Jahrhundert  hatte  die  Diplomatie  in  den  Vorder- 
grond  gerttckt;  in  der  gleichzeitigen  Literatur  wurde  bei  der  Benrteilnng  des 
Konsularwesens  die  Aufmerksamkeit  vorwiegend  auf  die  Wahlkonsulen  ge- 
richtet nnd  die  rechtliche  Stellung  bezw.  praktische  Redeutung  der  Herufs- 
konsulen  übersehen  ♦).  Indessen  konnte  doch  auch  in  jener  Zeit  die  Bedeutung 
des  Konsularinstituts  nicht  unbeachtet  bleiben,  waren  doch  die  handels- 
politischen Interessen  eines  der  wichtigsten  Objekte  der  Wohlfahrtspflege 
des  absoluten  Staates  geworden.  In  diesem  Zusammenhange  ist  in  Frankreich 
die  unter  Colbert  entstandene  Marineordonnanz  von  16Sl  aufzufassen,  die 
den  meisten  anderen  Staaten  als  Vorbild  der  Organisation  des  Konsulardienstes 
eredient  hatte.  —  Seit  dem  Passaro  witzer  Vertrage  war  für  die  handels- 
poliliüchen  Beziehungen  Oesterreichs  zu  den  Ländern  der  Pforte  eine  feste 
rechtliche  Grundlage  gegeben:  ein  wichtiges  Mittel  der  Pflege  dieser  Be- 
ziehungen wurde  die  1754  gegründete  Orientalische  Akademie  in  Wien 

J)  Vgl.  üftbler  a.  s.  0.  4h,        2|  Vgl.  Calvo  iU.  p.  186». 

S)  Mit  RBdndcht  auf  di«ien  Wantfd  der  SteUnof  der  K<mnilen  sagt  Vattel  (Le  droit 
des  gcns  IV,  VI):  „Autrefois  ce»  agonts  <>taicnt  uno  cspdcc  do  mini&tres  publics:  mais  au- 
jourd'bui  quo  li^  titres  »ont  multipli^s  et  prodigut^,  eeloi-ci  est  donnö  k  de  simples  com- 
missionaires  des  princcs  pour  les  affaires  particuliörcs." 

4)  Vgl.  Engelhardt  im  Annuairo  XI  p.  355  sq.  and  die  da^ellM  allegiecten  (fllrjeiie 
Zeit  cluuaktflristiacfaeD)  AaHqHtcbo  von  WIcqnefort  and  Bynkershoek. 
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Ar  die  Heranbildang  von  Beamten  des  Konsnlardienstes.  —  Im  guusen  wurde 

aber  doch  erst  im  19.  Jahrlmndert  die  Notwendigkeit  einer  intensiveren  Pflege 
und  Ausbildunp^  des  Koiisularinstituts  erkannt  und  in  Gesetzi^ebuug  und  Ver- 
träg:en  eine  teste  Grundlage  für  die  Wirksamkeit  dieses  für  die  TiifeiHssen 
des  modernen  Staates  so  wichtigen  Jnstituts  geschaffen.  Als  Ergebnis  uktueiier 
Gegensätze  der  Zivilisation  der  Vslker,  die  im  Welthandd  eine  Bolle  spielen, 
und  der  ganzen  gesdiiehtlichen  Entwicklung  des  Konsnlannstitnts  ragt  ancli 
in  die  Gegenwart  der  Gegensatz  der  Konsulen  in  den  ein  ist  liehen  und  nicht- 
christlichen  Staaten  herein.  In  dei'  koii-n lyrischen  Vertretung  der  christlichen 
Staaten  unter  einander  spielt  dagegen  dei  Gegensatz  von  BeruDskonsulen  und 
Wahlkonsulen  eine  Eulle. 

§  55.  Vuu  den  Konsilien  iiu  ullj^emoijnon.  Bezüglich  der  Stellung 
der  Lebre  vom  Konsularwesen  im  System  des  Vdlkerreclits  wird  von  ver- 
sebiedenen  Gesichtspunkten  ausgegangen.  Vielfach  macht  sich  die  An- 
schauung geltend,  in  den  Konsulen  Organe  zu  erkennen,  die  den  Interessen 

(insbesondere  den  ftkonomischen  Interessen)  der  Angehörigen  des  Absende- 
slaattö  iu  tVeuideu  Lilitütiru  und  Ilaudelsplätzeu  dienen,  daher  die  Darstellung 
dieses  Gegenstandes  jenem  Abschnitt  des  Systems  vorbehalten  ist,  der  von 
den  internationalen  Beehtsverbftltnisaeii  bezflglicb  der  Einseipersonen  bandelt  i). 
Indessen,  diese  einseitige  Besiebung  der  Eonsularfunktionen  auf  die  Interessen 
der  Privaten  entspricht  weder  der  Xatnr  dieser  Funktionen,  noch  auch  dem 
Umfange  der  Konii»eten/,  welche  die  Ivulturstaaten  ihren  Konsulen  tatsächlich 
einräumen.  Es  ist  in  der  Tat  unzutreffend,  iür  die  theoretisch  korrekte  Auf- 
fassung der  praktiscb  so  wichtigen  Konsul&iiustituüon  die  eigenartige  Er- 
scheinung der  consules  decti  im  Gegensatz  zu  den  Benifskonsulen  (oonsnies 
missi)  als  eine  gleichberechtigte  Grundlage  für  die  Erkenntnis  des  Wesens 
dieser  Institution  binzustclK-n.  Die  geringe  Leistungsfähigkeit  der  Wahlkon- 
sulen für  die  heutigen  Zwecke  des  Konsularinstituts  läüt  die  einzig  maß- 
gebende Grundlage  fiii-  die  Erkenntnis  dieser  Materie  in  den  Bestimmungen 
aber  die  Bernlbkonsnlen  und  in  den  Aufgaben,  denen  im  JBlnblick  auf  die 
heutigen  Interessen  der  Staaten  in  vollem  Hafte  eben  nur  die  Bernftkonsulen 
gerecht  werden  kSnnen,  erblicken.  Behält  man  die  Au^aben  des  Eonsular* 
instituts  im  Auge,  so  ergibt  sich,  daß  die  Kinrichtuiig  der  sog.  Wahlkonsulen 
nur  eine  Begleiiei scheinung  in  der  neuereu  geschichtlichen  Entwickelung  des 
Konsularinstitus  bildet.  Der  Kauüuanu  an  einem  fremden  Handelsplätze,  dem 
als  Wahlkonsnl  gemiss»  Funktional  und  Aui^aben  im  Interesse  der  Ange- 
b&rtgen  des  Absendestaates  anvertraut  sind,  ist  vorwiegend  eine  offiziell  be- 
zeichnete PeisOnlichkeit,  an  die  sich  die  im  Auslande  weilenden  Staatsange- 
hörigen in  ihren  piivaten  ökonomischen  und  anderen  Angelegenheiten  um  Rat 
wenden  mögen.  Es  mag  zugegeben  werden,  daß  die  gescbiobtliohen  Anfange 

Ij  So  i,  B.  Qouostcos  Dospagnot,  Cours  p.  3Üä  sq.  iücbtig  die  Systematik  bei 
F.  Harten»  II  S.  SS  ff.;  Bivier,  Lebib.  |  41,  wo  die  Lebre  von  den  Komnlen  in  nn- 
mittflbareni  AnscblttB  «&  jeoo  von  d«n  diploniitiadien  Agenten  abgelundelt  wird;  ebenso 
Dessen  Principea. 
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des  Instituta  auf  eine  aokdie  ausschließliche  Vertretunj^  von  Privatinteressen 
im  Auslande  hinweisen Allein  im  Bereich  der  heutigen  Aufgaben  des  Staates 
handelt  es  sich  beziiglich  der  Konsularinstitution  vornehmlich  um  Üi^ane  der 
.Staatsgewalt,  die  iui  öileutlichen  Dieiiüte  üteheud  und  mit  fachmünuischer 
Bildung  ausgerüstet  für  eines  der  wichtigsten  staatlichen  Interessen,  dessen 
Bedentong  darch  die  Entwioklnng  des  modernen  Handels  zum  Weltbandel 
Stetag  znnimmt,  im  Auslande  Anzutreten  haben.  Man  mag  daher  in  unseren 
Tagen  die  Einrichtung;  der  sog.  Wahlkonsulen  noch  immer  für  nützlich  er- 
achten"^) —  zm  Erfüllung  der  Konsularaufgabe  sind  doch  mir  die  Berufskon- 
solen  geeignet,  da  nur  sie  in  der  Lage  sind,  das  eminent  üßeniliche  intereiise 
des  Staates,  das  hier  in  Frage  steht^  wirkiNim  zur  Geltung  zu  bringen.  Mag 
daher  immerhin  im  YerhUtnis  zn  den  diplomatisehen  Beprftsentanten  di«  reeht> 
liidie  Stellung  und  Aufgabe  der  Eonsulen  als  eine  besondere  aufgefaßt 
werden  —  immer  tritt  die  offizielle  Vertretung  betrelfonder  Staatsinteressen 
im  Auslande  in  der  Funktion  der  Konsulen  derart  in  den  Vordergi'und,  daü 
ihre  Eigenschaft  als  staatliehe  Organe  für  die  Stellung  der  vorliegenden  Materie 
in  der  Lehre  von  den  staatlichen  Organen  entscheidend  ist  Die  Verhandlungen 
des  Instituts  für  intern.  Becht  über  diesen  Gegenstand^)  lassen  deutlich  ei^ 
kennen,  wie  sich  die  Erkenntnis  Bahn  bricht,  daß  nur  die  Berufskonsulen  in 
unseren  Ta*^en  die  mit  dem  Konsularinstitut  verknüpften  Intere.ssen  der  Kul- 
turstaateu  wirksam  zu  vertreten  in  der  Lage  sind,  daher  eine  genaue  recht- 
liche iicheidung  dieser  Klasse  von  Konsulen  von  den  Wahlküiisuleu  unerläßlich, 
biraiit  aber  auch  zugleich  die  Notwradigkeit  gegeben  ist,  die  Tölkerreehtliche 
und  staatsrechtliche  Stellung  der  Beru&konsulen  anders  zu  gestalten,  als  dies 
bidang  unter  dem  Einfluß  der  traditionellen  Gleichstellung  mit  den  Wahl- 
konsulen der  Fall  war «).  T)ie.se  durch  Übunj^,  Handels-  und  Konsnlarverträge 
ausgebildete  und  auch  in  den  neuesten  Quellen  de.s  Konsularreelits  beiheb  alten« 
Gleichstellung  beider  Kategorien  von  Konsulen  ist  in  der  Tat  eine  Auumalie, 
deren  Fortdauer  auch  in  unseren  Tagen  prävali(»render  Ffl^  der  ökonomischen 


11  Tn  den  Vnrhandluri^ren  dps  Insritiits  für  intern.  Recht  betr.  die  Stcllang  der  Knn- 
äuiou  (Annuairc  XI  p.  347  sq.,  XU  275  an.,  XIII  p.  17U  sq.)  batt«  »ich  eine  ümiga  Stimme, 
dl«  de  Montlnc',  nicbt  nur  för  die  tiadltiooelle  GIcfebBtellnoff  der  Beraiii-  und  Wafal- 
kmiüulen,  sondern  geradezii  für  ein  Zurückgreifen  auf  die  Anfänge  dos  Iiiiitittits  ausge- 
aprochen.  Hiernach  wäre  der  Kuoftul,  der  aelbst  Oeadiiftsauum  ist,  aus  der  Mitte  seiner  an 
einem  fremden  Handelspletz  Geecblfte  treibenden  Landeleute  zn  irlblen.  Dieser  Standpuiitt 
in  der  Konsularfrage  kann  aber  nur  als  Anaclironismus  bezeichnet  werden.  Während  ur- 
sprünglich das  Institut  in  der  Tat  nur  eine  Einrichtung  im  Intefflese  der  11  and  eltreiben* 
den  war,  i»t  es  heute  du  bedeutsames  und  onentbehrllcbes  Mittet  der  Pflego  eines  der 
wiehtigBten  öffentiicheit  Interesaen.  Ebt  ZnrOdcgrdfen  anf  die  «eaebtebiUeheii  Anflbife  tai 
beute  aii!«^ese)il<j:'sen. 

2)  Aus  finanziellen  tiründeu  oder  wogen  der  geringen  Bedeutung  des  Platzes  f&r  den 
Handel  dee  AbseBdestaatea  n.  s.  w. 

31  Siehe  die  oben  angeführten  Stellen  im  Annuaire. 

4}  Eine  durchaus  sacfagemäde  und  juristisch  korrekte  Beleuchtung  der  derzeitigen 
SteUnng  der  Berafakonaiden  und  Ihnr  elgentUcben  Antgaben  entiialten  ^e  Gntacbten  und 
Beruhte  von  Engelbardt  fSr  die  Verliaadlunigen  dee  Instituta  für  Intern.  Recbt  ilm  An- 
nuaire a.  a.  0.) 
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luteressen  nmsoveniger  Tentändlich  ist,  als  dto  numgelhafte  Vertr«tnng  dieser 
Interessen  im  Auslande  die  empfindlichste  Wirkung  anf  das  nationale  Wirt- 
schaftsleben übt;  die  nationale  Wirtschaft  der  Knltorstaaten  existiert  und  ge- 
deiht heute  nicht  mehr  als  isolierter  Orfrani'^imis  —  sie  kann  mirmehr  als 
ortj'iinischpr  Bestaiulteil  der  Welt  wirtschalt  gedeilien.  Dali  die  Vertretung  der 
liier  in  Frage  stehenden  Interessen  durch  sog.  Wahlkonsulen  nur  eine  luige- 
niigende  a^  kann,  wird  hente  kaum  melv  emstlicli  bestritten  vinnden  kSnnen. 
Die  WaUkonsulen  ■)  sind  PriTatpersonen,  smmeist  Kauflente  nnd  Untertanen 
des  Staates,  in  dessen  Gebiete  sie  die  Handelsinteressen  eines  fremden  Staates 
vertreten  und  eine  Reil!«-  anderer  Aufgaben  zu  erfrtllen  haben.  Ahjresei'Mii 
davon,  daß  die  Verl)indiii  l'  dr-r  konsularen  Funktionen  mit  den  Angelegeiiheitt  u 
eines  vielbenchäftigten  Käuinianns  oder  luduslrielleu  eine  ungewöhnliclte  Ar- 
beitskraft Torsussetst,  leidet  diese  Kumnliemng  von  QescliAften  an  einem 
ofibnbaren  inneren  WÜenqpmch.  So  gewiS  es  nnter  den  Wahlkonsulen  Per- 
sSnlichkeiten  gegeben  hat  und  heute  nocli  gibt,  die  dem  Staate,  dessen  Inter- 
essen sie  zu  Vfi  treten  haben,  wertvolle  Dienste  in  handelspolitischen  Fi  MtreTi  n/iw. 
geleistet  haben,  so  liilit  sich  doch  niclit  leugnen,  daß  dies  im  Hinblick  aul  die 
Gesamterlahruugeu,  die  mit  diesem  Institute  gemacht  wurden  sind,  eben  nur 
Ausnahmen  sind.  In  der  Regel  ist  die  kanfknlknnische  od«r  industrielle  Aus- 
bildung und  Routine  einer  Persönlichkeit  keine  GewAhr  für  den  Besita  jener 
fachmännischen  Bildung,  welche  die  sichere  nnd  verläßliche  Ausübung  der 
Kon'^ul'irtniiktionen  notwendig  vnransi^etzt.  Jener  Widerspruch  steigert  sich 
aber,  wenn  wir  die  durchaus  nicht  seltenen  Fälle  in  lietracht  xielien,  in  denen 
die  offiziellen  Interessen  mit  den  privaten  kollidieren  ^j.  Eine  Oefabrdung  der 
Interessai  des  einennenden  Staates  ist  hier  nicht  anageschlossen,  sei  es,  daft 
ihm  wichtige  Tatsachen,  Konjunkturen  osw.  verschwiegen  oder  positive  Mit- 
teilungen gemacht  werden,  die  von  den  Anschauungen  des  Konsuls  über  die 
eventuelle  Gefahr  für  seine  ]>iivaten  Interessen  beeintliißt  sind.  Eine  .Anomalie 
und  Quelle  von  Pflichtenkoiiisioüen  liegt  namentlich  dann  vor,  wenn  der  Wahl- 
konsnl  Untertan  des  Staates  ist,  in  dessen  Gebiet  er  die  Konsularfunktion  ans- 
xnllben  berufen  ist  Nicht  selten  erford^  es  die  Umstftnde  des  einzelmNi 
Falls,  daft  der  Konsul  g^enttber  den  Lokalbehörden  seiner  amtlichen  Auto- 
rität Geltung  zu  ver.'jrhaffen  hat^  er  also  ungeachtet  seiner  Stellung  als  Untertan 
fremde  Interessen  gegen  seinen  Heimatsstaat  vertreten  soll.  Selbst  in  jenen 
Fällen,  in  welchen  er  der  übernommeneu  Aufgabe  gerecht  werden  wollte, 

1)  Vgl.  für  (las  Folgende  die  Denkschrift  vfin  Engelharflt  (Annuaire  XI  p.  348  sq.). 

2)  CbarakteriBtisch  ist  die  Auüerung  der  im  Jahre  1S76  in  Paris  dab«rttfeii«Q  aaßer- 
1Murl«ineotariwh«ii  EiM|tietekoniniiuIoii,  an  der  Vertretor  des  Orollfauidels  und  der  Dfplo> 
matio  tcilfjcnoiTimen  haben.  Naeli  dvn  Mitteilungen  von  E  n  fjcl  Ii  .n  rd  t  ( Annuaire  XI  p.  3.'5t) 
Iieißt  es  in  doa  VerfaaDdluogoD  der  Kommisuoa:  „Si  l'on  peut  itce  imari  de  la  capAciti 
d'an  BCfoeiut  dam  la  bmdM  d«  oommeice  qall  exploite,  die  est,  ao  contraire  eontcMable 
8ur  toutcs  Ics  matiöres  si  noinbreuscs  qui  rentrent  daus  la  sphire  du  consulat  On  pent  mßme 
peuaer  qu'cn  cc  qui  conoenie  loa  qacstiuns  que  Ii«  conauls  ad  honorem  sont  particuli^rcmcnt 
apte«  k  traiter,  c'esMpdire  ceHea  qui  toucbent  k  Jeur  propra  commerce,  on  ne  troave  paa 
tottjonra  cfaez  eux  nnc  cntl^  inpartlalM  et  il  est  vtaiaembiable  qn*!!»  u'euploinnt  pae  vo< 
IflQtiei»  1^  eax-mdmoa  des  coocammta.* 
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wftrde  ihm  doch  jene  SJIientUche  Autorität  fehlen,  die  den  Erfolg  seines  Ein- 
sehreiteDS  verborg  —  Abfeaehen  tob  der  Wahnieliminifr  der  HandelsiBtereffieii 

ist  den  Küiisulen  noch  eine  Reihe  Ton  Fttnktionen  übertragen,  deren  Ausübung 
juristische  Bildung  und  Praxis  voraussetzt  und  mit  einer  anitliclien  Veränt- 
wortunL'  verkuüpft  ist,  die  einen  engeren  dienstlichen  Verband  mit  der  StaatH- 
gewalt  dtiä  ernenueuden  Staates  voraussetzt;  in  beiden  Richtungen  fehlen  bei 
Wahlkonsnleik  die  niH%en  Garantiea  —  Fem«  sind  zweifellos  Obelstände 
damit  verknttpft,  daß  der  Konsul,  der  nicht  Beamter  ist,  kein  üxes  Gehalt 
bezieht,  daß  die  Konsularfunktion  von  ihm  nur  als  Ehrenamt  und  Neben- 
beschäftigung behandelt  wird,  daß  er  bezüj^licli  seiner  Ilaiiptbescliäftig^nn^  den 
Schwanktmgen  der  kommerziellen  und  industiiellen  Verliältnisse  ausgesetzt 
leicht  in  eine  Lebenslage  geraten  kann,  welche  dem  Ansehen  des  Amtes  in 
hohem  Halle  abträglich  ist.  Überhaupt  durften  sich  im  Gegensätze  zn  den 
für  den  Eonsnlardienst  ausgebildeten  und  durch  ihre  di^tliche  8teUsng  und 
Disriplin  streng  yerpflichteten  Berufskonsulen  die  Wahlkonsiilen  nicht  immer 
dazu  eignen,  in  allen  mit  ihrer  Funktion  verknüpften  Veihältnissen  nnd  auch 
außerhalb  denselben  das  Ansehen  ihrer  amtlichen  stt  llung  zu  wahren.  — 
Schließlich  i^t  auch  auf  die  lästigen  Raugstreitigkeiten  aufmerksam  zu  macheu, 
die  an  vielen  HandelspUUzen  zwischen  Wahl-  und  Berufbkonsulen  hervorgerufen 
werden,  nnd  die  kaum  zu  vermeiden  sind,  solange  trotz  des  Uefigreifenden 
Unterschieds  zwischen  diesen  beiden  Kategorien  von  Funktionären  deren  for- 
radle  Gleichstellung-  einen  durchgreifenden  Grundsatz  bildet '). 

Alle  diese  Übelstände  entfallen  bei  den  Berufskonsulen.  Diese  sind 
eigene  Staatsangehörige  des  Absendestaates  und  beiladen  sich  in  amtlicher 
Berufletellung;  in  dem  pnblizistfechen  Subjektionsvorhftltnis,  sowie  in  dem 
DienstverhAltnis  liegen  erhöhte  formelle,  in  der  ftdimftnnischen  Ausbildung 
und  der  berufsmiliigen  Tätigkeit  dieser  Beamten  liegen  materielle  Garantien 
einer  gleichmäßigen  und  praktisch  wirksamen  Vertretung;  dei  mit  df^i  Konsu- 
larfunktion verknüpften  Interessen  des  Staates  und  der  die  J>ieusLe  dieses 
lustitutä  im  Auslande  benötige.ndeD  Staatsangehörigen.  Staaten,  deren  öko- 
nomische Interessen  nnd  Stellung  im  Welthandel  eine  verl&Bliche  nnd  wirksame 
Vertretung  im  Auslande  erheischen,  dnd  zweifidlos  veranlaßt,  das  Schwer- 
gewicht ihrer  Konsularvertretung  in  den  Berufskonsulen  zu  suchen.  Einige 
Staaten  sind  in  neuerer  Zeit  v^n  der  Übung,  Konsulen  beider  Kategorien  an  frem- 
den Plätzen  zu  beistellen,  abgekommen:  sie  verwenden  fast  nur  Bf  rufskunsulen; 
80  England,  Frankreich,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. ')  Je  mehr 

1)  Von  lntcrc88o  sind  in  dieser  Beziehung  die  von  Engelhardt  (Annnairo  XI  p. 
S78,  S79»  mitgeteiiteo  ÄaßeniDgcn  eines  Gencralk<)n!>uls  bezüglich  der  VcrbiltniBad  in  einer 
groBen  Hafemtiidt  Eoropas:  „Los  troh  qtiarts  des  membres  du  coilM  oODMihdie  local  ap- 
pnrtifnnpnt  au  commerce  ou  ä  l'industric.  pt  pln-^ici-s  ireiiiie  c\ix  nc  fiptirent  pas  parmi  les 
plus  honurable»  de  la  ciU\  11  y  en  a  qui,  ü.  pcine  conuus,  ä  pcine  cotes  sur  la  plaue,  rvprä- 
Bentent  des  rtpabliqnes  ^pb^möres  oa  miDisealw,  et  »ont  eux  qni»  d'ordinidi«,  mix  joun  de 
aollcnitds  offit'ifllw.  sKint  If>*  plns  rTicombraub»''  u.  s.  w. 

2i  Dcuteohland.  Kuüiaad,  Belgien  u.  a.  bestelle  Kousaleo  beider  Kateguricu;  die  Schweiz 
bat  nnr  WaUkonBokn.  Vgl.  beeigliefa  der  Sebweiz  Onck«»,  Die  Mbweberiidie  KoDMdar- 
lefoim  —  Über  den  Umfu^,  in  welehem  bente  noch  die  Bostelluiig  von  Wefalkon- 
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in  der  Neuzeit  die  Bedeutung  der  Berufskonsulen  in  den  Vordergrund  tritt^ 
desto  niher  rOckt  die  Notwendigkeit  einer  Umgestaltung  des  gansen  KonsolaF- 
iresen-  I- 1  Staaten  durch  Landesgesetze  und  Verträge  auch  im  Sinne  der 
rechtlichen  Konspqnenzen  bezOglieli  der  iiitHrnationalen  Stellnnj^  der  Rerufs- 
gee;enüber  den  Wahlkonsuleu  und  der  ersteren  neben  den  diplomatischen 
Agenten.  In  ersterer  Beziehung  dürtte  es  unvernieidlicli  weiden,  die  tradi- 
tknelle  Olmehstellung  beider  Kategorien  von  Konsulen  aufzugeben  und  den 
Unterscbied  rar  allem  durch  eine  Terschiedene  Beseiehnong  der  beidra  Kate- 
gorien auch  äußerHch  zu  markieren.  Das  Reglement  ftber  die  Immunität^ 
der  Konsilien  in  den  christlichen  Staaten,  das  von  dem  Institnt  fiir  intern. 
Kecht  auf  Grund  der  tretllichen  Gutacliten  und  Berichte  Eno:elhardts  ange- 
nommen worden  ist,  beschränkt  den  Gebrauch  des  Titels  „Konsul"  auf  die 
BernfskoDsnlen  (. . .  agents  du  Service  ezt^rienr,  qni,  ressortissants  de  l*^t 
qn*il8  repr^ntent,  n*exer^t  pas  d'antres  fonctions  qne  celle  de  consnl  [con- 
soles  ini8si])t);  dagegen  wird  zur  Beveiehnung  der  Übrigen  Fanktionftre  des 
Konsularwesens  der  Titel  ^Konsalaragent**  (agent  eonsnlaire)  vorge- 
schlagen 2). 

In  der  Haat)tBaclie  liandelt  es  sich  um  den  Gegensatz  zwischen  jenen 
Konsulen,  die  Untertanen  des  Absendestaates  sind  und  in  einem  dienstlichen 
VerliiUtnisse  stehend  den  Eonsnlardienst  als  amtlichen  Bemf  aosftben  —  nnd 
jenen  Konsilen,  die  Angehörige  eines  and^n  Staates  sind  nnd  neben  ihrem 
Beruf  als  Haadelsleate  oder  Industrielle  die  Konsulargeschäfte  des  ernennenden 
Staates  hesorsr»"».  Daß  dieser  Gegensatz  eine  rechtliclie  Gleichstellung  der 
btiden  Katco^ui  ien  ausschlieRt  —  darüber  herrscht  so  ziemlich  Übereinstimmung 
der  Meinungen.  Dagegen  gehen  die  .\nsichteu  über  die  Frage,  ob  die  Berufs- 
konsnlen  mit  diplomatischem  Charakter  auszustatten  seien,  anseinander.  Daß 
sachliche  Grttnde  vorliegen,  welche  die  heutigen  Bemfikonsnlen  den  diplo- 

Bolen  sieb  empnehlt,  sicbo  F.  v.  .Martens  II  S.  73.  Das  gemischte  System  bezeicluiot 
Riyier,  Lehrb.  8. 196  Asm.  5  aU  du  pnktlidiste^  obwohl  er  den  Yonng  der  Beruf Bkonnilen 

In  Punkte  völkciTechtHcher  Vertretung  des  AbsendcÄtaatcs  nicht  verkennt. 

U  A.rf.  I  des  Entwurfes  Imitctc-  „Le  ütrt'  ilo  consnl  n'appartipnt  qu'aux  a^nts  du 
Service  ext<5rieur,  qni,  »ujcts  I'fltat  qu'ils  repn^sentent,  n  cxerccui  paa  d'autres  fonctions  quo 
oellw  de  consal  <constilfli  mtMi)  oa  qui,  ezercant  d'aatrea  foncttoos  ne  f^c  livrcnt  ni  au 
mmmorcp,  ni  h  rinduBtric."  Bezfii^Iich  d(  r  Irtrtrrcn  Gruppe  entfallen  jene  Cbelständo  und 
Kollisionen,  die  mit  dem  Ikarieb«  des  Handels  oder  eines  iodustrielleB  Untcmebmoos  vielfach 
Terimflpft  dnd.  Dieae  Gruppe  weht  erfahrangenilKg  PerBonlichkeiteii  aoT,  deren  Wiiteamkeit 
dem  betreffenden  Sta.itr  \<>u  Nutzen  i«r.  In  soinrm  letzten  Pcrtchtf  fAnnuairc  XIII  p.  ISl, 
182)  untendieidct  Engelhardt  fünf  Typen  von  Kousulen:  die  oben  in  Art.  1  dee  K^glemmt» 
entirorfee  beeeiebneten  zw«  Orappen,  eodanii  9,  Coaeu)»  nationatix  exer^ant  le  oommeroe  oa 
l'industrie;  4.  Consuls  indigi^ne«,  loa  uns  cxer^ant,  les  autreg  n'exen.ant  pas  le  comuifiTt'  oii 
riodustrie;  Consuls  non  nationaox,  mais  non  sujcts  d«  l'£tat  ou  ils  rfiaident,  les  uns 
exer^ant,  les  aatres  n*exer(*ant  pas  le  commerce  on  IlDdaetrfe.  —  Siebe  das  Itegfement  In 
Annuaire  XV  304. 

2)  Es  sind  dies  die  soelien  in  Anm.  1  bezeichneten  Gruppen  S,  4,  .V  Knf^elhardt  hatte 
ursprünglich  die  Bezeichnung  „ageuts  commerciaux"  vorgeschlagen.  Derlei  agents  commerciaux 
hatte  die  fraozMache  R^gieniDje  aar  Zeit  der  MenelcliiacheQ  Hemdiaft  io  Lombatdo-VenetleiK 
in  Mailand. 
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matuchen  Vertroteni  der  Staaten  näher  gerftekt  haben,  dagegen  eine  Gleich- 
stelhmir  dersdben  mit  den  Wahlkonsnlen  als  nngeeignet  nnd  geradezu  a]s 

eine  Anomalie  erscheinen  lassen'),  dürfte  kanm  zu  bezweifeln  sein.  Jene 
IntPiPS'^pn,  deren  Pflege  die  traditinnelle  Aufgabe  der  Konsolen  ist.  sind  zu 
einem  der  wiclitijrsten  Momente  des  (ikonoraischen  Lebens  der  Staaten  ge- 
worden; das  ökonomische  Leben  liat  aber  hinwieder  eine  so  hervorragende, 
ja  TielÜBich  entacheidende  Bedeatnngr  für  das  gesamte  politische  Lehen  ge- 
wonnen, daß  die  Bolle,  welche  den  Qi^nen  der  Vertretung  jener  Intemsen 
im  politischen  Leben  selbst  tatsächlich^)  zukommt,  unmöglich  verkannt  werden 
kann.  Es  dräng-t  sich  daher  die  Frao:e  auf.  ob  es  nicht  der  Funktion  und 
dem  wichtigen  politischen  Dienste  der  Konsuleii  eutäiuechender  wäre,  diesen 
auch  in  hierarchischer  und  völkerrechtlicher  Beziehung  die  Stellung  von 
BeprSsentanten  des  Staates  za  gehen,  besiehnngsweise  sie  mindestens  den 
diplomatischen  Agenten  relativ  gleichzustellen.  Im  Bereiche  seiner 
Kompetenz  repräsentiert  der  Bernfskonsul  seinen  Staat.  Die  Speziali- 
sieriin<?  seiner  Aufgabe  und  die  jn-inzipale  Beschränkiuifr  auf  diese  AnfV^he 
schließt  heute  im  Hinblick  auf  die  Eigenart  und  Natur  dieser  Aufgabe  jede 
mechanische  und  rein  äußerliche  Erfüllung  betreffender  Pflichten  aus.  Em 
seiner  Angabe  bewußter  Konsul  wird  die  für  seinen  Dienst  nnerlftOttche 
Initiative  in  sachlicher  Beziehung  immer  dahin  auffassen,  daß  die  Erscheinnngen 
des  heutigen  ökonomischen  Lebens  nur  als  Momente  des  gesamten  politischen 
Lebens  und  der  dieses  letztere  bestimmenden  Ursachen  und  MoTi\'e  befrriffen 
und  in  ihrer  praktischen  Bedeutung  für  die  Interessen  seines  Heimatstaates 
gew&rdigt  werden  kOnnen.  Nicht  um  die  ErfBllitng  atomistiseh  aneinander 
gereihter  Au^ben,  sondern  nm  die  LOsnng  einer  einheitlichen  Gesamtanfgabe 
handelt  es  sich,  die  mit  den  Gesamtinteressen  des  Absendestaates  auf  das 
engste  zusammenhängt.  Im  Bereich  dieser  Oesamtanfg^abe  spielen  aber 
politische  Momente  die  größte  Rolle.  Welche  liervoirai^^ende  Bedeutung  kann 
nicht  ein  Bericht  eines  fachkundigen  Beruiskonsulen  in  der  Zeit  der  Er- 
neumrung  odor  entett  Abschließnng  von  Handelsverträgen  gewinnen I  Daß 
aber  Handelsrertrige  sogleich  eine  eminente  politische  Bedeutung  besitaeo, 
ist  allgemein  anerkannt^).  An  dieser  Sachlage  ändert  der  T'mstand  nicht^ 
daß  der  Kompetenzkreis  der  Konsulen  territorial  abgegrenzt  sich  auf  den 

1)  Aitomalfe  irt  ce  «beo,  daß  die  Vertii^  besOglicb  der  Kompetenz  keinen 

Cnterecliicd  /.«-isolipn  dm  hciäcn  Kaff^'oricu  von  Konsulen  mnchrn. 

2)  Mit  Becbt  bemerkt  Engelhardt  (Anmiairo  XI  p.  'd^Qi-  „Cq  caractire  (nämlich  de 
aiinbtre  pobllo)  —  Iis  le  poteident  dejü,  »an»  que  touteloiB  le  droit  public  iaf  donne  sa 
auetlon  nattirolL-.- 

3)  Vgl.  Fradier-FodCr^,  TraitC-  do  droit  intorn.  public  IV  §  2033:  .,aujourd'hui,  gräce 
h  la  transfonnadon  des  rapports  cntre  nation»«,  il  n'y  a  ricn  de  plus  polit{(|ue  quo  le«  trattfo 
decommeroe.  Fnnck-Brontano  et  Sorel.  ViHi»  dedroit  de«  KOim  p.  164:  „Le&  traif's  de 
commerce,  si  l'on  ti'm  ermsitlrT.'  (itic  t'objixt  diroct,  nppartienncnt  ä  l'onlrc  <''conomi(|ne.  Mais 
ce  serait  »'exposer  h  des  dangercuses  iilusiunH  qiie  du  les  negocier  et  de  los  concliu'c  saus 
tMir  omfit»  dw  oonsAqnanew  ^ib  entnbient  adceasairement  dans  Tordrc  politicjuc.*'  Vgl. 
anch  F.  T.  Martens,  Dan  Koomlarweeen  und  die  Kenaularjaiisdiktioii  Im  Orient  (fibenetzt 
von  Skerst  1S74)  S.  9S9. 
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KoDffiilarbezirk  bescbrftnkt.  Innerlialb  der  einheitHclien  politisclten  Gesamt- 
aufgabe des  Staates  macht  sich  eben,  wie  auf  allen  Gebieten  sozialen  "Wirkens, 
die  Notwendigkeit  einer  Arbeitsteilung  freltend.  die  sich  aucli  hier  als  eine 
Bedingung  der  sicheren  Erreichung  gewünschter  Erfolge  bewährt.  An  sich 
betrachtet  liegt  ja  in  der  Einheit  des  st&atlichen  Gemeiuzwecks  die  Forderung^ 
einlieitlicber  Zentralisation  der  Organe  des  Qemeinvillens;  die  Mannigfitltigk^t 
der  praktischen  Bedingungen  der  Erreichung  des  Genieinzwecks  und  die 
komplizierte  Gestaltung  der  tatsilclilii-lien  Verhältnisse,  in  denen  jene  Be- 
dingungen enthalten  sind,  führt  aber  zu  einer  Verteilung  der  staatlidien 
Arbeit.  Die  Geiichichte  der  diplomatischen  Vertretung  der  Staaten  einei-seits 
nud  jene  des  Konsularwesens  anderseits  zeigt  deutlich,  daB  mit  der  län- 
ricbtnngr  ständiger  Gesandtschaften  die  traditionelle  Bedentiing  des  Konsular- 
institnts  eine  Minderung  erfahren  hatte.  Diese  geschichtliche  Enebeinnng 
erklärt  sich  zweifellos  dadurch,  dali  der  Gedanke  der  Vertretung  nunmehr 
einen  einheitl!<"h*'n  und  zutreffenden  Ausdruck  iu  der  Abordnung  staatlicher 
Organe  des  diplomatischen  Dienstes  gefunden  hatte.  Daß  diese  diplomatische 
Vertretung  zunächst  für  genügend  beftmden  wurde  >)  — ,  dafttr  liegt  dar  Orund 
darin,  daO  d«*  staatUclie  WoUlklirtssweek  mit  der  reichen  Flllle  von  einseinen 
Aufgaben  sich  noch  nicht  in  dem  Maße  geltend  gemacht  batte^),  das  für  die 
neueste  Zeit  entscheidend  wurde.  Die  moderne  Wirtscliaft  mit  ihren  An- 
forderungen an  die  staatliche  Wirksamkeit  und  ihrer  Abhängigkeit  von 
aualogen  Verhältnissen  anderer  Länder  drängte  zu  einer  selbständigen  Ver- 
tretung betreffender  Interessen  im  Auslände  durch  Abkündige  Organe  und 
sobin  SU  intensiverer  Pflege  jener  Interessen.  Indessen  diese  Arbeitsteilung 
bedeutet  doch  keineswegs  eine  derartige  Differenzierung  des  diploUMtlBCben 
nnd  des  Knnsnlardienstes.  daf5  darüber  der  innere,  materielle  Zusammenhang 
verloren  gehen  könnte.  Die  nioderne  (Gestaltung  dei-  Dinge  bringt  aber  diesen 
Zusammenhang  zu  klarem  Bewußtsein,  und  indem  wir  eiuer&eits  an  der  durch 
die  Terbftltnisse  gebotenen  Arbeitsteilung  festhalten,  redttfertigt  sich  zugleich 
die  rationelle  Gestaltung  des  recbtlichai  Verhftltnisses  der  bdden  so  enge 
miteinander  verknüpften  Zweige  des  auswärtigen  Staatsdienstes.  Dieser  enge 
Zusanmicnliang  ist  in  dei'  Tat  kein  willkürlich  geschaffener  und  hlos  äußer- 
licher, sondern  ein  organisclier;  es  entspräche  also  durchaus  den  realen  Ver- 
hältnissen, wenn  jener  Zusammenhang  tler  beiderseitigen  Aufgaben  in  einer 
gleichartigen  rechtlichen  Stellung  der  staatlichen  Organe  formellen  Ausdruck 
iände.   Dabei  mag  man  aber  das  Ma0  der  Assimilierung  der  rechtlichen 

1)  NacJi  <l«r  ErofQhinnfr  stindi|rer  Gcsandttcliiftro  madite  rieh  nor  noch  dm  BodQtftri« 

poltcnd.  an  <lcp.  ciii/i-lncn  IlaiKlcI-iiIfifzcn  Ageriti-n  zu  linlM'ii,  itciu^n  vornclimlich  die  Aiif^raliC 
zukam,  eich  der  Ilandclsintcrcsscu  ihrer  KouDaüuoalea  boi  uud  gogenUbcr  den  Lokalbchördcn 
ansnnehnieii. 

2i  Der  C5c<lankc,  daC  die  Konsulcn  nicht  nur  für  die  Handels-  und  andcrwciten 
Interessen  der  Angehörigen,  sondern  zugleich  aneh  für  das  öffentliche  Woid  ihres  Staate«  ein- 
zutreten hätten,  ist  übrigens  der  Zeit,  in  welcher  ständige  fJesandtschaften  allgemein  in  Auf- 
nahme kamen,  nicht  unbekannt.  Die«  zeigt  lU  titlich  der  Handelsvertrag  zwischen  Frankreich 
und  Dänemark  vom  14  Februar  166S  (de  Miltitz,  Manuel  do8  Comnls  II  p.  27).  Vgl.  «aeb 
Bulmerincq,  tili  III  S  690. 
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Stelluni,'  der  Koiisulf-n  und  diiildiiiaiixheii  AffPiitfii  \ frscliiwlpner  Meimuig 
sein;  allein  iui  ganzen  und  giolieu  wiid  man  doch  von  der  Eiwäguug  aiis- 
sageben  haben^  daß  ancli  den  Berufekonsnlen  ein  gewisses  Minimnm  von 
Immunitäteu  und  Exemtionen  als  Bedingungen  freier  nnd  wirksamer  Ansttbung 
ilires  Dienstes  zukommen  müsse,  in  denen  ihre  eigenartige  Stelinng  als 
Vertreter  ihres  Staates  gepf^TiiU^pv  dtui  Aiis!;\nde  zu  völkeiTechtlich  an- 
erkannter Geltung  kommt').  W  le  die  IjHrurskonsiilen  der  Neuzeit  tat- 
sOclüich  in  mannigfachen  Richtungen  zu  wirklicher  Vertretung  ihre^»  ötaates 
berofen  sind,  zeigt  ein  Blick  auf  die  in  Eonsolarvertrftgen  nnd  Eonsalar« 
gesetzen  geregelte  Kompetenz  dieser  Organe.  Zn  der  traditionellen  Anfjgfabe 
des  Schutzes  des  Handels  und  der  Handel  treibenden  Angehörigen  des  Ab- 
sendestnate^.  dem  Schutze  der  Staatsaiijreliorijren  des  letzteren  überhaupt,  der 
schiedsrichterlichen  und  richterliclieii  Täügkeit,  der  Ireiw  iiiigen  (  ü  richtsbarkeit, 
den  Fanktioneu  dei^  Konsnlen  als  Staudesbeamten,  der  polizeilichen  und  ver- 
waltenden Tfttigkeit  tritt  eine  Reibe  von  Funktionen,  deren  Bedentnng  Ittr 
die  Gesamtintere.ssen  des  Staates  im  Vordergrande  steht,  so  die  Fürsorge 
für  die  sichere  Vollziehung  der  Handelsverträge,  die  Verfolgung  von  Ver- 
letzungen des  Völkerreclits',  die  eminent  politische  Wirksamkeit  in  den  in 
anderen  Weltteilen  befiudlichen  Schutzgebieten  und  inkorporierten  Gebieten, 
die  teils  staatsrechtlichen,  teils  völkerrechtlichen  Charakter  hat. 

§  56.  Grundlagen  des  geltenden  KousiularrechtH.  ^)  Das  Konsnlarreeht 
omfaßt  dieRechtssatze,  welche  die  rechtliche  Stelinng,  die  Beftagnisse  und  Pflichten 

der  Konsnlen  normieren.  Quellen  dieser  Hechtssitze  sind  Gesetze  (Kousular- 
gesetze),  Verordnungen  (Reglement^  Instruktionen)  und  die  Gewoiinheit.^)  Die 

1)  Vgl.  Kngclhardt,  Annuain»  XI  p.  854  aq.,  XIII  p.  1t»3  sq.  Die  inneren  Grunde 
der  Assiniilierung  beider  Kateguricn  vonKepriisentanten  brinfftEn^'olhardt  in  zutreffendster 
Weise  in  folgendeu  Worten  (o.  a.  O.  XI  S.  363,  364)  zum  Auadrucic:  gAioü  se  räv41e,  im- 
maaenta  et  n^eoasalte^  la  iofidaiM  profttrionelle,  qni  mit  Im  «tffom  extßrlenres  dm  In* 
tirits  fconomiiiuos  ot  politiqucs  d'un  dtat.  Peri«ister  dans  los  piL'iufji!'^  :UK■^CIl^  et  rlan»  le 
nuünüeu  des  institutions  suraimcSs  qui  divifieut  encore  le«  diplomatos  et  ies  coosuls,  traiter 
les  ODS  «t  lee  aotres  comme  sMJs  proc^ddent  dnn  dw  tphirw  iDd^pendantn»  e'eat  aller  k  Ten- 
contre  de«  douu^a  ies  |>Ius  daires  de  rcxp^ricacc,  c'est  m^connaltre,  dauä  leurs  manjfwtatioiia 
pourainsi  dire  quotidioones,  Icä  besoins  Ics  plus  iinperieux  dos  temps  modemes." 

2)  Bulmerfncq,  HH  Iii  8.  7«9;  Rlvicr,  Lehrb.  §  41. 

3)  Über  die  Quellen  des  doutächen  Konsularrechts  siehe  im  allgenH  unn  Zorn,  Die 
Konsubrgcsetzgcbung  de»  deutsclion  Reichs  (2.  A.  1001);  Dciac  Ihc  in  AnnalLii  «ios  deutschen 
Reichs  lh*i2,  S.  409ff.;  Derselbe  in  v.  Stengel's  Wörterbuch  des  dLuts^lun  Wrwaltuujfs- 
reiAt  s.  «ElMsuln'' ;  Hänel  und  Lesse,  Die  Gesctz^bung  des  dc  ut^hen  Koidis  fiber 
Konfliilnnvpsen  und  Seeadnffahrt  (IST5);  v.  Kuni^,  Handbudi  de»  deutschen  Konaularwcsrns 
(4.  AufL)  IbHS;  Gareie  §  42;  Brauer,  Die  deutscheu  Justizgeseuce  iu  ihrer  Anwendung 
auf  die  amtliche  Titigkdt  der  Koorafai  u.  tUpl.  Agenten  a.  d.  Koos.-OeriefatabarkeU  (1879); 
Labaud,  II  -lo:,  ff.;  II -1  nol,  Staatsrecht  S.  31  ff.  —  Deutsrhr  RoiHivcrfa.-sung  Art.  1  Z.  7, 
Art  56;  Konsulatsgesetz  vom  b.  Kovember  1867;  dazu  die  Dicnstiostnüctiou  vom  6. 
Juni  18T1  tmd  Nachtragabatraktion  vom  22.  Febraar  1678;  Geaets,  betreffend  EbesdilieBuiigen 
und  Beurkundung  des  Personenstands  im  Auslande  vom  4.  Mai  1870;  dazu  Instruktion  vom 
1.  März  1871  und  11.  Dezember  18S5;  Seemannsordnung  vom  2.  Jniu  1902;  Gesetz, 
betreffend  die  Koosalat^erkbtsbaikeit  vom  10.  Juli  1879  beaw.  10.  Agni  1900;  eine  ana- 
führlichc  Dicnstinstruktion  T.  6,  Juni  1671,  neu  erllntert  ontann  23.  Febr.  läTS.  Anders 
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konTeDtioneUeii  Normen  sind  teils  in  Freandflchalts-,  Handels-  und  ScUffiilirts^ 
▼erträgeii,  teils  (in  nenerer  Zeit)  in  eigenen  Konsnlarvertrftgen  niedergetegt 

Daza  kommen  noch  die  Niederlassungsverträge  und  die  Verträge  betreflSmd 
die  Abhandlung  <lt  s  Xachla.sses  in  fr^-inden  Staaten  verstorbener  Staatsbürger. 
So  TerschicflPTiiu  tiii:  dipse  Quellen  im  cinzolnfn  sind,  so  la.ssen  sie  doch  -eine 
Reihe  gkiühaiiiger  rechtlicher  (iedaDken  erkeuueu,  die  der  Gleichartigkeit  des 
geregelten  Gegenstandes  entspredien  und  den  Ansdrudc  einer  geraeinsanieii, 
reehtlichen  Ütiei-zengran?  der  Verkehr  pfl^enden  Staaten  bilden. 

§  57.  Arten  der  Kon^iileu. ')  I.  In  den  meisten  Staaten  kommt  in  erster 
Reihe  der  schon  oben  (8.  in  i  ff.)  besprochene  rnterschied  von  Berufskonsulen 
und  Wahlkonsiilen^j  in  Hetracht.  Die  ersteren  sind  Anqfelinrijift'  des  .Staates, 
welcher  sie  ernennt ;  die  Eruenniing  setzt  in  der  Regel  eine  bestimmte  theoretische 
Vorbüdnng  und  Praxis  yorans  <);  sie  beliehen  ein  fixes  Gehalt;  sie  dürfen  in 

RofebagfOBetze  enthalten  BestmuDitni^en,  welche  fOr  K<»ini1eD  von  dienctiidter  Bedeutung:  sind, 

so  das  G«.  V.  4.  Mai  1S70  in  Verbindung  mit  §  S5  dm  Zivilchc)f(s.  v.  6.  Febr.  187:i  und 
Art.  40,  40  K(i  7.  BOB;  ferner  das  BeichsK««.  v.  2.  Juni  1902  betr.  die  Verpfliciitung  der 
Kauffahrteiscliiffe  zur  Mitnahme  hilfsbedflrfüger  Seeleute.  -  Für  Ö.sterreieh-Uu^arn  siehe 
Neumnnn,  Hnndlmeli  de»  deutM'hea  KonsularwescuB  utt  beeonderer  JU i  iKksidiri^ung  des 
österreieliifR'lioa  (1'554);  Pi^kisi  Ostcrreiclis  Koiisiilanvespn  n*«t>2t;  Mulfutti,  Handbuch 
des  üsteneiihiscli-iingariöciien  Knnsulanre^uD  (l>>"y;.  —  Für  Frankreich  &ioliG  de  Clercq 
et  de  Yaitat,  Manuel  praiiqae  des  ooneidat»  (4.  Aafl.l  ISSO;  Belin,  Des  capitoUtlooe  et 
de"  tmiff*«;  ilf  In  I'r.Tnro  on  Orient  ilSTo);  I>ehr,  Mnnnnl  tli(''orique  et  pratiquc  de*  agTiits 
dipluniatiquoH  et  coiisulairea  frauyatu  et  uti'augci'»  1"»^.  —  Für  GroUbritauuien:  Britiab 
Consular  Service,  General  instmctiom  for  Her  Majesty'n  Conralar  Oflfloer»  Revieed  1879. 
l^ondon  ISTfi  Für  Italien:  Fef,'ge  consolare  vom  i's.  .lanuar  l'iiiG;  Tarilfa  dei  diritti  da 
riwoutf-rsi  uci  K.  R.  contelati  all'  estero  (»ankUouivit  durch  Oc»eU  vom  16.  Juni  — 
Flir  RnOland:  Konsnlarrefrleroent  vom  25.  Dezember  1658  (dentsdie  Übersetstan;  1881). 
Beziigiich  Hußlands  vgl.  in»b«>.M>ndere  F.  v.  Martens,  Das  Kont-ularwetien  und  die  Kon- 
Bttlarjurisdiktion  im  Orient.  —  Fttr  die  Niederlande^  Gesetz  vom  25.  Juli  ISTl;  Zücken, 
Consularie  Hegtsniagt.  La  Haye  1873.  —  POr  Belgien:  Oeeets  vom  31.  Dezember  1S51  <Re- 
cueii  des  Köglements  consniairen  p.  .">,  30).  —  Für  die  Schwei»:  Moroi.  lI;unll>U(li  des 
sdiweizeriHchen  Bnude!>3t,"uit.sretlits  III  S.  121  -IMl,  480— 43S.  —  Für  Nordann  ri  k  a: 
öchuyler,  American  diplomacy  (c.  II:  Our  consular  aystcm):  Uuited  States  Cunsular  regu- 
lations.   Wa-shington  lsr.>. 

1)  Vgl.  V.  Buhnerincq.  IIH  III  S.  (Vir,  ff. 

2)  Etatmäßige  und  auUeretatmiiUigc  Konsuleu. 

8)  Vgl.  das  deatsebe  Relativ  ftber  die  KonsnlatsprBfnniir  vom  28.  Februar  1S7S 

bei  V.  König  a.  a.  O.  S.  n't  nni!  Zorn,  Kon?vil;ir;:osp(z^'obuiit!;  S.  l'.".  ff.  N;nli  dem  Ki>n- 
sulargeaetz  vom  S.  November  $  1  kann  zum  Berufükon&ul  nur  ein  Bundc&an^eböhger 
eniaimt  werden,  welcher  1.  entweder  die  für  die  Juristische  Lanfbabn  in  den  eimcelnon 
Bundesstaaten  erfoKliTlii  he  erste  Früfuiifj  liot.imlon  hat  und  ;ui[U'rdcm  miudc»tcn8  divi  .lalire 
im  inneren  Dienst;  oder  in  der  Advokatur  und  mmdeeteos  2wei  Jalirc  im  Konsulardii-u^^t  dea 
Bodtes  oder  eines  Bundaasiaataa  beechäftigt  gewesen  ist,  oder  2.  die  besondere  Prüfung  bc- 
standen  hat,  welche  für  die  BcUeiduug  des  Amts  dnes  Bcnifskonsulcu  l  iu/ufulircn  ist.  Iiier 
genügt  also  die  l'rfiftnig.  <T<>gcn  diese  Einrichttmp:  v.  Bu  Im  c  rin  i  i| ,  HH  III  8.  ri?>"i.  —  In 
Österreich  ist  die  Enieunuag  zum  Berufskon.Hui  abLäjigigVüu  de r  Ablcgimg  der  Konsular^ 
elevcnprüfung  (Halfatti  a.  a.  0.  .s.  E»  kommt  hier  noch  in  Betraeht  die  AilerliSchRte 
EntschlicQuug  vom  13.  Juni  lS"i.'i,  in  wtli  licr  irIhmi  di  u  n  rlits-  inut  .«t.iaTswissenscbaftliclion 
Studien  die  nutige  Spracbkenntuiü,  ein  Grad  von  Erfahrung  und  Ortskenntnis  betont  wird. 
—  Die  f  ransSsiselie  G«sstig«lMUig  geht  von  dem  Znsanneiibang  des  Konsnhudieutes 
mit  dem  answiitigeii  Dienste  ans;  sie  fordert,  daA  der  Eonanlareleve  awd  Jahr»  als 
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der  Elegel  kein  andei-es  Amt  verwalten  oder  ein  Gewerbe  belreibeu. ')  Die 
Wahlkonsulen  sind  derzeit  nicht,  wie  im  Mittelalter,  von  den  an  einem  fremden 
Handebplatz«  lebenden  Landslenien  gewählt,  sondern  gletchliins  Ton  dem  Staats- 
oberhaupt ernannte  Funktionäre.  Sie  müssen  aber  nicht  Angehörige  des  er- 
nennpudpii  Staates  sein;  sie  sind  vielmelu  in  der  Regel  Kaufleate  an  dem  Orte 
bezw.  in  dem  Rezirko,  flu  fl>  n  sie  bostellt  werden:  sie  können  also  neben  ihm- 
Konsulax'funktion  noch  ein  anderes  Amt  oder  ein  Gewerbe  austtben.  Sie  stehen 
in  keüieni  engeren  dienstlichen  Verband  zu  dem  ernennend«!  Staat;  ihr  Amt 
ist  ein  onbesoldetes  Ehrenamt^ 

U.  Im  Gegensätze  za  den  diplomatischen  Agenten,  die  ihren  Staat  bei  der 
freuulen  Ke^nenin;^  vertreten,  üben  die  Koiisulen  Namens  iliies  Staates  die 
Koiisnlartuüktion  im  fremden  Staate  innerhalb  eines  bestimmten  Teiles  des 
bLaatjjgebietes,  dem  iäog.  Konsularbezirk,  aus.  Der  Gedanke  der  territorialen 
Abgrenzung  des  Panktion^gelnets  der  Kcmsalen  ist  übrigens  in  rechtlißher 
Beziehnng  fOr  die  Organisation  des  Konsulats  im  Oegensatse  sor  Stellung  der 
diplomatischen  Agenten  von  maßgebender  Bedeutung,  wenn  ein  ein^i<?er  Konsul 
für  das  ganze  Gebiet  eines  Staat&s  von  mSBicfet-  Ausdehnung  bestellt  ist.  Im 
übrigen  ist  es  dem  Übereinkommen  der  beteiligten  Staaten  überlassen,  die 
Konsulärbezirke  abzugienzen.  in  den  Verträgen  mit  orientalischen  Staaten 
wurden  den  europäischen  Staaten  vieUkch  nur  einzelne  Plätze  fttr  die  Errichtai^ 
von  Konsulaten  eingeräumt  Die  Fixierung  von  Konsulärbezirken  empfiehlt  aieh 
aus  dem  Grunde,  weil  die  Ausübung  der  Konsularfünktion  die  Legitimation  des 
Konsuls  c'es'eniilK'i  den  l.okalbehörden,  mit  denen  er  in  konstanter  Beziehnng 
sieht,  züi  Voi ;utss.  i/iin2r  hfU.'') 

III.  Mit  der  Bildun?  \i»u  Konsularbe/.irkeu  h<iiiiJ:t  unlwin*«-! die  inerHr<'h- 
ische  Gliederung  der  iü»iisularbeamten  eines  bestimmten  Staates  zusammen. 
In  dieser  Beziehnng  sind  6  e  ner  alkonsnlen,Kon8nleni.e.S.,  Ylz  ek  onsnlen 
und  Konsularagenten  zu  unterscheiden.  Der  Generalkonsul  ist  Inder 

Sup«rQUinemriuB  im  Atuwärtigeu  Amte  geaibeitct  habe.  Auch  bei  der  Zuflanuuenaetzung 
der  Priirungfcoininiasioo  kommt  }ener  Zoaaininenbaafr  xtun  Aindrack.  Vgl.  de  Clerq  et  de 

Vallar  I  r  I  p.  IS. 

1)  §  &  des»  (tcutechen  KuimUatägeseue«  vua  verbietet  dca  Berufekuosulen  dieBe- 
tnibanf;  von  Handebgeflcbiften;  die  franzSmsche  Oesetzgebtmg  verinetet  dies  den  Konsolen 
überhaupt  (de  Clcrcij  et  de  V.illat  1  p.  Ur 

2)  Die  deutsche  Uosetzgebong  enthält  koinc  Be»timmaogen  über  die  QuaUfikation 
war  FtanktSon  eines  Wshlkonsolen;  f  9  des  Oesetzee  vom  Jahre  1867  will  nnr»  daB  vorzugs- 
weise Kaufleute  mit  Buudesangchöriglieit  ernannt  werden  sollen.  Die  Wahlkonsulcn  beziehen 
die  gesetzlichen  Gebühren  für  ihre  Amtshandlungen,  erhalten  wohl  auch  eine  Panschaient* 
Schädigung  ffir  KanzleibedQrf ntHse ;  die  Benif^kousulen  sind  aus  der  Reicliskasse  besoldet  — 
In  Österreich-Ungarn  sind  ilii-  Hcrufskonsulen  wirkliche  Staatsbeamte,  die  voBS 
Staate  besoldet  werden;  die  Wahikou.Hulen  sin>!  Ttäj;or  f  iiics  rionorarnmts;  oin  Teil  derselben 
bezieht  ein  Pauschale  für  Kanzleibcdürfnisse,  alle  beziehen  tahfuiäiji^e  Kunsulargebfihren. 
(PI  s k n r  a.  a.  0.  8.  81  ff.) 

H)  Mit  Recht  spricht  sich  F.  v.  Ma  rtcns  II  S.  "2  daffir  attp.  »iafi  die  Regierung  tü'-  '-'t  naue 
Bc^eiclmung  der  geographischen  Grenzen  dcA  Gebiet«  fordern  dürfe,  innerhalb  dessen  dur  Konsul 
Min  Amt  «nslllMn  mIL  8.  flbrigens  maeatens  Art.  2  Abs.  2  dea  dentaek-japaniaehea 
KonanlamrtiagB  vom  4.  April  1886. 

U* 
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Regel  mit  dt*r  LeitHn^  der  f-tpsoliafre  eiues  gioliereii  Ivinsularbezirkes  betraut; 
dem  Geiieiaikoiisul  sind  die  Konsuleii  seines  Staates,  die  in  demselben  Lande 
(in  kleineren  Besirken,  namentlich  in  wichtigeren  Hftfen  nnd  l&ndelsplstzen) 
Angestellt  sind,  antei'geordnet  Vizekons nlen  sind  Hilfebeamte  des  General- 
konsuls bezw.  Konsuls  und  insbesondere  zur  Vertretung  der  leitenden  Konsular- 
beamten berufen.  Zuweilen  ist  ein  Konsularbezirk  vinem  Vizekonsiil  y.w  selb- 
ständiger Leitung  anvertraut ;  dabei  wird  jedoch  vorausge.setzt,  daü  der  V  ize- 
konsul füi'  diese  selbständige  Stellung  unmittelbaj-  Ton  seiner  Regierung  eniannt 
ist.  Die  Konsularagenten  werden  zumeist  Ton  den  Generalkonsnlen  zur 
Besorgung  einzelner  Konsulargescliäfte  an  bestimmten  Plätzen  des  Konsular- 
bezirks ernannt.  Während  aber  die  Konsulen  (bezw  Vizekoiisulen)  bezüglich 
der  Ausübiniß-  ihrer  Funktionen  eint?  selbständige  Stellung  eimiplimen  und  in- 
folgedessen direkt  mit  ihrer  Regierung  (durch  Berichte  usw.)  verkehren  und 
persönlich  fiir  die  pflichtgemäße  Verwaltung  ihres  Amtes  verantwortlich  sind, 
hal)en  die  Generalkonsnlen  für  die  Handlungen  ihrer  Konsularagenten  die 
Verantwortung  zu  flbemehmen. 

IV,  In  den  Verträgen  räumen  sich  die  Staaten  in  der  Regel  Konsulen  der 
bezeichneten  Kategorien  ein  <),  in  den  Verträgen  mit  orientalischen  Staaten 
auch  Dolmetscher  (Dragomans). 

t)  Nachweiac  au»  Vciiiätron  siehe  bei  Biilmcrincq,  HH  III  S.  61)7.  —  Naili  dcni 
Gesetz  vom  Jaln-c  IS67  wird  in  Deutschland  mit  dom  Naincn  KodruI  der  Vorstclior  eines 
Geoeralkoiisulatfi,  Konsulats  oder  Vizekonsulat»  tiezeic-iiuet.  Die  dienstlichen  Noi-mcn  (vom 
6.  Jiui  1671  vmä  tt,  F«toMr  1878)  beeiehen  sicii  gleichmSBif?  auf  Qenendk<»iMnlen,  KonatdeD 
und  Vizekonsulen.  Don  (?onerr>lknnsTdon  und  einzelnen  Konwden  kann  eine  Icitondc  nnd 
Überwacheade  Stellung  bi*zfiglicii  der  zu  ihroiu  Kotuularbezirkc  gchörondeu  Konsulen  und 
TisekoiMalen  Qbertroi^  werden.  —  Slmtiicbe  KoMDlen  Bind  dem  Rddiakamler  unter' 
gctinliiot.  Belituict  :uii  Atnt.-^sit/c  <U's  Konsuls  ein  diplomatisrlier  Vcrti-eter  des  Reiches 
so  sind  Berichte  allgomeiucn  Inhalts  durch  diiäcu  au  den  lieichskauzler  za  senden.  —  Die 
Bestellung  von  KonraUmgioiton  zor  Wahnefaniong^  bestimmter  Fonktionen,  mit  Aamahm« 
der  obrigkeitlichen,  ist  den  Kousulcn  (Geiicralkonsuleu)  innerhalb  ihres  Bezirkes  freigelassen. 
—  Das  Deutsche  Reich  bestellt  in  der  Kegel  Konsulen,  iu  wichtigeren  Gebieten  General» 
konsulen,  an  Orten  daijoie-en,  die  nur  eine  geringere  Bedeuttmg  für  den  deutschen  Handel 
und  die  Interessen  dci  llticliangchörigen  besitzen,  Vizekonsul en.  —  In  l-ämlorn  mit 
mehreren  deutschon  Kr  isuli  n  winl  liiicm  t-cncralkünsul  im  Interesse  gleichmäßiger  Aus- 
fibting  der  Koiiäuluiluukiii>ueu  duc  ül»c!i wachende  Stellung  eingeräumt  —  lu  Österreich 
(Malfnttl  a.  a.  0.  S.  9  nnd  Pisk u  r  a.  a.  0.  S.  32)  sind  die  Konsnien  gegliedert  in  General- 
konsulen  erster  und  zweiter  Kinase,  Konsulen,  Vizcknnsulen  und  Konsnlnr- 
eleven;  die  letzteren  sind  wirkliche  t^taatsbeamte.  Die  Konsularageuteu  werden  von 
einem  leitenden  Konflolarbeamten  inr  Besoi^nf;  einselner  GeecbSfte  ernannt  Die  Hwotgvmg 
von  Amttsg«»schiiftcn,  die  zur  Komjn  tcn/  innes  höherfn  Knn.snlarhoamtcn  jjehöri'ii,  kann  ilin(*n 
nicht  übertragen  werden.  —  Üeit  lä5'J  (Allerhöchste  Entschließung  vom  12,  September)  steht 
das  Konnilarwesen^  in  Oateneteb-Ungam  nnter  dem  Hiditetiam  dea  kaieerL  nnd  königL 
Hauses  und  des  Äußeren.  —  In  Frankreich  (De  Clercq  et  de  Vallat  I  p.  3S  sq.) 
werden  Geucralkonsuleu,  Konsulen  der  ersten  und  zweiten  Klasse  und  Konsular* 
eleven  unterschieden.  An  der  Spitze  eines  Konsularamts  steht  entweder  ein  Gencralkoneol 
oder  ein  Konsul.  Die  Konaulareleven  (Ordonnanzen  vom  9.  Doember  1776,  20.  August  1833, 
26.  Apiil  1^^451  sind  Ilüfsnrjrnne  der  leitoadon  KoiiMilarbeamten;  sie  können  ancli  mit  der 
Vertretung  »Ic»  aijweseiideu  Kuusiils  betraut  wenlen.  Seit  dem  Dekret  vom  14.  Februar  179S 
lat  daa  K<HiaularweBen  in  Fhutkrdcb  dem  Hiniateriom  dea  Anawlitlgen  mgewieaen.  Vorher 
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Einzeliie  europftische  Staaten  senden  nach  den  zenti^al-  und  süd- 
amerikanischen Republiken  ■)  und  nach  halbsouTerftoen  Staaten  ^)  General- 
konsulen  mit  dem  Titel  diplomatischer  Agenten,  consuls  2:(!Tiei  <inx  cliarges 
d'alfaires.  3)  Das  prävalierende  Moment  in  der  ätelliing  dieser  Orgaue  ist 
jedoch  das  küUäulai'iäche.  ■) 

V.  Die  Kossäten  aller  Klassen  stehen  anter  den  diplomatischen  Vertretern 
ihres  Staates;  diesen  ist  die  Auftleht  Uber  die  AmtstiU^keit  der  Konsolen  llb^ 
ti'agen;  sie  haben  den  letzteren  unter  Umständen  bezüglich  ihres  Verhaltens 
Edt  zu  erteilen  und  für  die  Wahmng  ihrer  rechtlichen  Stelloag  dem  fremden 
Staate  gegenüber  einzutreteu. 

§  58.  BeMtelluii^  der  KoUHuleu.'')  I.  Es  hängt  von  dem  Ermessen  des 
Staates  ab,  im  Aoslande  Konsnloi  zn  bestellen}  ebenso  hängt  es  von  dem  Er- 
messen des  Staates  ab,  fremde  Konsulen  fiberhanpt  oder  an  einzelnen  Orten 

goiiünc  es  auf  Gruiid  der  K[uin»4)rdQnnanz  vom  Jahre  ISBI  in  das  Reesort  des  Marine^ 
mini>teriunis.  -  Tn  Orttfihritannicii  wird  zunächst  untcrschif^ipn  zwisdicii  Koiisulnr- 
boaniteii,  die  uuniittelbar  von  der  Kroiiü,  uud  solcbeu,  die  von  comuiissioned  üfticera  unter 
d«r  Aotoritit  der  Krone  eronint  werden.  Im  abrigen  (gliedert  «ich  dieser  EeamtenkSrper 
fol^'cndfnnnßfn :  (!  esrhiiftHträfc'er  und  Generalkonsnlen ,  fJonornlkonsuIen, 
Kousulcn  uud  Vizckousulcn,  Konsularageuteu  und  Prokunsulcn.  Letztere  sind 
tar  Aafhahnie  von  Notariatselcten  in  Vertretunf?  des  abweaendMi  Konenls  oder  Vbe- 
koiu<ulä  ennächligt.  Mit  ilor  Leitung  des  Konsularwesens  ist  das  Ministorimu  des  Aiiswärtiijfcn 
betraut.  —  In  den  Niodorlandon  werden  Generaikonsalen»  KuqsuIcq,  Vize- 
konenlen  und  Konenlaragenten  unterscbieden:  in  Belgien  anAerdem  noch  Konaular- 
eieven.  Die  belgischen  KonsulOB  aind  der  betreffenden  belgischen  (iesaudtiichaft  in  dorn 
Lande  ihrer  Amtstätigkeit  uud  in  oberster  Instanz  dem  Miuiäterium  des  Auswürtigeu  unter- 
geordnet (ArntJB,  Pr^s  m£tbodiqne  des  reglenients  cons.  de  Belgique  1S<)S|.  —  Das 
i tn! ieuisi'he  Hecht  geht  von  der  rnterscheidung  von  agenti  inviati  (missi)  Itnd  locaM 
(elcetii  ati^^.  JniieilKill)  der  ersten  (inippe  M-erden  (ietieralkonsultii  und  Konsulen  erster  und 
zweiter  Klujjie  und  drei  Klassen  von  VizckonaulMi  unterschieden.  In  der  zweiten  Gruppe 
findet  eine  weitere  Klassifizierung  der  Generalkonanlen  usw.  nicht  statt.  —  In  der  Nord- 
amorikanisctien  T'nion  werden  außer  den  in  anderen  lindem  üblichen  Katc;?oricn  noch 
Deputy-Consuls  und  Ilandelsageuteu  bestellt.  Die  Geoeraikouaulen  sind  zuweilen  als 
diplonuitiaclie  Afenten  akkreditiert,  so  in  Ägypten,  Tonis  uaw.  Die  Gesamtheit  der  Konaular* 

hcnniten  zerfällt  in  drei  Klns'Ji'n;  in  die  erste  ^'eliöreii  die  ( lenendkonsuleu,  Konsulen  und 
Handehtagenteu,  iu  die  zweite  die  Konsulen  uud  Kousularbcauitcu  mit  uiixlerem  Gehalt  uud 
mit  dem  Recht  Qesdütfte  an  treiben;  die  Konsnlaibeamten  der  dritten  Klasse  sbd  unbesoldet 
und  auf  den  Bezug  der  KonsulargebQhreu  angewiesen.  —  Die  Handelsagenten  leoniniercial 
agentB)  werden  zur  Wahrnehmung  der  Uaudeleintercssen  iu  das  Ausland  gescbiekt  —  viel- 
ÜMh  ohne  f5imlidie  Bestellung  in  ihrer  Funktion  gegenQbcr  den  BebGrden  des  fremden 
Staatca. 

1>  Seitens  Frankreichs  auch  nach  Staaten  in  Afriluu  Do  Clercq  et  de  Valiatlp^aS; 

Piedeiievre,  Pr^cis  I  p.  517. 

2)  So  nach  Egypten  und  Bulgarien. 

3i  Vgl.  über  die  Bedcutimg  der  Rtelluni;  dieser  Apptiten  F.  v.  Martens  11  S.  26. 

4)  Zur  Tcrmiaulugie  sei  noch  bemerkt,  dal$  General  konsulen  usw.  audi  schlechthin  aia 
Kontttlen  i.  w.  8.,  auch  wohl  «Is  Konsularagenten  t  w.  S..  Im  Gegensatz  an  den 
diplomatiBchen  Agenten  bezeichnet  werden.   Rivicr,  I^hrb.  %  4]. 

&}  V.  Bulmerincq,  UU  III  7ü2fL;  Derselbe,  in  v.  lioltzendorff  s  Hechts- 
lexlkon,  a.  v.  „Exequatur»;  F.  v.  Martens  H  S.  T4ff.;  Rivier,  Lefarb.  $  41;  Hübler 
a.  a.  0.  51fr.;  Gareis  §  44,  v.  Liszt  §  15;  Dcspagnct,  Cours.  p.  8<2aq.;  Pi^deUivro, 
Piecis  1  p.»U,  5i9»q.;  Pr«dier-Fod«r6,  Trait^XV  §|2ü60sq. 
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§68. 


»ODlaaaeii.  Dieser  Freiheit  sind  infolge  der  Entwicklung  des  Verkehrs  and 

Handels  tatsächlich  Grenzt n  2<  :^ogen.  In  betreffenden  Verträgen  sichern  sich 
die  Staaten  g^e^puseitig  dik»  Üecht  zn,  Konanlen  für  bestimmte  Bezirke  bezw. 
Plätze  zu  bestellen.") 

iL  Die  liesiellung  einer  Pei-sou  als  Konsul  uuitalit  üwei  Akte:  1.  die 
Ernennung  znm  Konsul;  sie  «folgt  dureh  das  Obwhaupt  des  Staates,  dessen 
faandelspolitifidhe  Interessen  der  Konsul  zu  rertreten  bat.  Die  Wahl  von 
Konsulen  ist  heute  ausgeschlossen.  Die  Voraussetzungen  der  Ernennung  regelt 
das  Landesreclit.  —  Das  Ernenrinnersdekret  heißt  Provision sbrief,  lettre 
de  Provision,  brevet.  —  2.  Die  Ausübung  des  Amtes  hängt  vuu  der  individu- 
ellen Erlaubnis  des  Staates  ab,  in  dessen  Gebiet  der  Ernanute  als  Konsul 
fhngieren  soU.  Zu  diesem  Behnfe  hat  der  Minister  des  ÄnOeren  des  ernennenden 
Staates  den  ProTisionsbrief  an  den  Gesandten  zu  senden  und  dieser  hat  ihn 
der  Regierung  des  anderen  Staates  vorzulegen.  Dieser  allgemein  übliche  Vor- 
gang setzt  einen  l  e^elniäßigen  diplomatischen  Verkehr  zwischen  den  beteiligten 
Staaten  voraus.  Handelt  es  sich  daher  um  die  Ernennung  eines  Konsuls  tür 
einen  8taat,  mit  dem  der  diplomatische  Verkehr  noch  nicht  eingeleitet  ist,  so 
bedeutet  eine  solche  Ernennung  jedenfalls  die  mittelbare  Anerkennung  des 
besendeten  Staats  als  VSlksrrechtiisubjekt,  zumal  ja  der  ernannte  Konsul  ohne 
die  ErliiuLnis  de>  letzteren  nicht  in  die  Lage  kommen  kann,  sein  Amt  anzu- 
treten und  auszuüben -I.  Die  Erlanlinis  wird  erteilt  iiiitielst  des  sog.  Exe- 
quatur')  oder  Placet  (berat  in  der  Türkeij;  die  Form  der  Erteilung  des 
Kaeet  ist  verschieden:  so  durch  bloße  Eiutraguug  des  Wortes Exequatur"  in 
dem  Provisionssehraibat,  oder  durch  einen  Beseheid,  in  welchem  dem  Konsol 
die  ErteilQng  des  Ezeqnator  bekannt  gegeben  wird  usw.«), 

1)  i^t  in  einem  Stallte  die  lie.HU^iung  von  Ktmaulen  au  ltc><tiuiintei]  Plätzen  eingeräumt, 
ao  bedeutet  die  Weigerung  gegenüber  einem  bostiminten  Staat,  deesen  Konsuln  anzunehmen^ 
eine  „niifn-uiuirulii"  Ilandlnnir."  Hiiliter  a  a.  0.  -VJ.  Entspriclit  ilif  Knichtung'  des 
KoDüulats  eines  besümmten  Staates  nicht  den  Interessen  eine:»  Staatce,  so  muU  dieser  auch 
dm  llbrigvn  StaatM  die  ErriclitiRig  von  Konmdateii  vtnagm.  Die  StMten  Tiameit  ÜA 
daher  gcpcuppitig  das  Recht  ein,  Konsnicii  an  allen  Piritzoii  zu  bcstctieii,  an  wclolicn  Koii- 
Mileo  dritter  Staaten  zugeJaasoo  sind.  Siclic  z.  B.  die  Vorträge  des  Dcutschcu  Koicbes 
mit  den  V«rehiigten  Stuten  von  Nordanerika  (IBTl),  den  Nledwlandeo,  Spanien  and  Italien 
(18721,  .lapan  (lS!t6),  Österreich-Ungarns  mit  den  Niederlanden  (1S55>,  Frankreich  (IS66), 
den  Vereinigtea  Staaten  (1$;0).  —  In  Straß  barg  werden  keine  Konsolen  aogelaaaen.  Vor- 
mab  hatte  RnBland  die  Errichtung  von  Konanlatcn  in  Waracban  verweigert.  Vgl.  F.  v. 
■arcena  n  S.  75. 

2)  So  auch  Oppcülieini  1  §  l'iS  (rc^^en  Hall  §§  50*.  Iii,"),  >vi'lcliPr  die  Meinung  ver- 
tritt, daß  der  AbscmU'olaäi  durch  hroeanuiiK  ciüeö  Kuusuls.  für  duu  Kunsukibtzit k  in  einem 
nea  eDt^^taiuleTion  Staat  dietien  nicht  ipw  facto  anerkennt,  weil  die  EMeonung  des  Konsuls 
nur  zur  Wahrung  kommeizieUer  Inteteaaen  erfolgt  and  an  aich  kdne  politiache  fiedeo- 
tung  besitze. 

3)  Nadi  de  Clercq  et  de  Vatlat  I  p.  IM  iat  einer  der  enten  VertrilgOk  wdelM  da* 
Exequatur  f Dep<^che  d'approbatiQii)  forden,  der Komalarvertmg  von  13. Hin  ITSS swiaGlien 
Frankreich  and  Spanien. 

4)  Der  fnuntfiidaeli^iMniadie  Vertng  vom  IS.  Min  1769  etattdert  die  Fonnel:  „«dai» 
et  reconnu",  der  engUMh-BOidMieiikaBiadie  Vertrug  vom  19.  November  1794:  „appiroved  and 
admitted.^ 
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III.  Die  Erteilung  der  Erlaubnis  kann  versagt  werden^);  in  diesem 
Falle  sind  die  Gründl'  initziiteilt  n.  —  Die  Erteilung:  des  Exequatur  ist  in  der 
für  amtliclie  Bekanntniacluini2:en  Hhliclipn  Weise  zu  publizieren  und  insbeson- 
dere den  Ijokalbeliörden  des  beireüenden  Konsularbezirkes  mitzuteileu -j.  Mit 
der  Erteilung  des  Exequatur  (bezw.  der  Poblikatio»  derselben)  erlangt  der 
Konsnl  das  Becht  sar  Ansflbnng  seiner  Funktionen,  er  tritt  in  den  Oennß  der 
ihm  zustehenden  Privilegien.  Tniinunitäten,  jBxemtioneu  and  Ehrenrechte;  für 
die  Lokalbeliörden  entsitelit  dit-  Priicht.  den  Konsul  als  solchen  anzuorkennen 
und  mit  ihm  in  Verkehr  zu  tr^ten'^i.  —  I»as  Kxt.quatur  kann  zuriickge- 
n  0  m  m  e  n  werden,  wenn  das  Verhalten  des  Konsuls  den  Voraussetzungen,  unter 
denen  die  Erlaubnis  erteilt  wnrde^  nieht  entspricht,  insbesondere  wenn  sein 
politisches  Verhalten  die  Interessen  des  Landes  gefllhrdet«).  Das  Recht  der 
Zurücknahme  des  Exequatur  ist  ftbrigens  auch  Gegenstand  der  Normierung 
in  ein>^elnen  Verträgen-').  So  wird  dieses  Refht  z,  R.  in  dem  italinrii^-rli- 
niederländischen  Vertrage  vom  3.  Au{rn«!t  1875  dem  die  Erlaubnis  erlcilendi-n 
Staate  ganz  allgemein  eingeräumt;  der  frauzösisch-nordamerikanische  Vei  trag 
ntrieht  von  dem  Vorbehalt  der  Zurücknahme  der  Erlaubnis  mit  gleichseitiger 
Übernahme  der  Verpflichtung  zur  Angabe  der  GrQnde.  In  anderen  Vertrftgen 
der  nordamerifcanisciien  Union  sind  nähere  Bestimmungen  ttber  das  Vorgehen 
gegen  einen  Konsul,  dessen  Verhalten  die  Zurücknahme  des  Kxo<iuatur  recht- 
fertigt. ge2:eben:  der  Konsul  kann  je  nach  Bescliattenheit  de.s  tin/eliien  Falles 
bestiaft,  ausgewiesen,  außei-  Funktion  gesetzt  werden.  —  Soll  das  Exequatur 
zurftd^nommen  werden,  so  ist  vorher  die  Regierung  des  Konsuls  von  der 
Mattr^^  in  Kenntnis  zu  setzen. 

IV.  Das  Exequatur  erlischt  ipso  jure  im  Falle  des  Äusbrnrhs  eines 
Krieges  mit  dem  ernennenden  Staate.  D;^^'"l^^^•  Lnh  dann,  wenn  ini'olfre  staats- 
reriiiiiciier  bezw.  vijikei  rechtlicher Veränderungen  eine  neue  Kt^pierung  die  Herr- 
schall  im  Laude  übttrnimmt  *').  Dagegen  tritt  diese  Wirkung  nicht  ein  in 
FAllen  eines  bloBen  Personenwechsels  der  Souveriae. 

§  59.  Beendigung  der  KonsidaiAinktloi.  Die  KonsnlarfiuiktiQn  endigt: 
1.  Mit  dem  Tode  des  Konsuls.  Das  Archiv  ist  entweder  von  dem  Vertreter 
des  Konsuls  oder  von  dem  Koosnl  einer  befreundeten  Macht  zu  übernehmen. 

1)  Falle  der  Vemai^nnfr  des  Exc(|uatur  bei  Calvo  III  §  l'!*«!.  Im  .lalue  1SG9  ver- 
weigert« England  einem  in  der  Nordamerikaoiscbai  Union  naturalisierten  Irläuder  Nunens 
Haggerty  da«  Exeqtuttur  «k  Komal  der  ünion  in  Glasgow.  Oppoubdim,  I  $  4S7. 

2i  Ke^'letuent  über  die  Immunitäten  der  Kunsulcn  Ait.  3  Abs.  2  (Annuaire  XV  p.  304). 

3)  im  DeatsdMD  Keich  (v.  König  S.  31)  erhält  der  Konsul  den  Bescheid,  daß  ihm 
dlB  Bsequtur  erteilt  ist  nnd  die  Behörden  seine«  Konsularbc/Jrkc«  die  erforderlichen  Au- 
weisiiDgen  erhalten  haben. 

4)  Fülle  hei  F.  v.  Martens  II  ö.  7«  und  Calvo  III  §§  1383,  13S4.  V^^l.  fernci  Pra- 
dior-Fodere,  TraiU;  I\'  §  2085.  Im  Jahre  1&34  hatte  FrankrcicJi  dem  preubischcn  Konsul 
in  Bayogm  mgm  Untentfitzung  der  CaiHaten  bi  S^ieii  dnidi  Zufuhr  von  Wiffen  das 
Exeqnatar  entzogen.  Oppenheim  I,  §  427. 

5)  VgL  V.  Balmeriocq,  UH  Iii  8.  70d. 

6)  Siehe  den  bei  F.  Martens  II  S.76  mitgetsilten  Fall  ans  Anlafi  der  BlUhug  des 
neuen  Königreiches  Rclg^ien.  Siehe  «nch  Btilnierineq  in  v.  Uoltsendorff's  Redita- 
Icxikon  ft.  V.  nExeqaatur". 
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%  Mit  der  Abberufiin;  des  Konsuls  oder  der  Entlassiuigr  aus  dem  Amte 

seitens  des  ernennenden  Staates. 

3.  Mit  der  Zurücknalime  dfs  Kxcqnatnr  seitens  des  Enipfangsstaates. 

4.  Mit  dem  Ausbruch  üt^  Kii^ges  z\\i.s€hen  dem  ernennenden  und  dem 
Küii>iaugssta<ate.  Die  Besorgung  der  Konsulatsgeschäfte  und  die  Verwahrnng 
des  Archivs  wird  dem  Konsal  einer  befreundeten  MsAht  ttbertragen. 

5.  Staatsreclitliche  bezw.völkerierlitliclie  Umgestaltungen  des  einen  oder 
anderen  der  beteiligten  Staaten,  deren  Wirkung  die  Eiiöschang  der  offiziellea 
Aufträge  der  den  Staat  vertretenden  OrcrrtTif  ist. 

§  00.  Rechtliche  Stelliinä:  der  Konstilen  im  alle:eincincn Der 
Ausgangspunkt  für  die  Beurteilung  der  rechtlichen  Stellung  der  beutigen  Kon- 
snlen  ist  ein  doppelter:  der  Zweck  der  Konsularinstitution  und  der 
Umstand,  daß  die  Erfüllung  der  amtlichen  Aufgabe  der  Konsulen  bedingt  ist 
durch  eine  Reihe  rechtli(  lu  r  Währungen  des  fremden  Staates,  in 
des.'jpn  Oehiftf»  der  Knjisnl  s»  iii  Amt  verwaltet.  Damit  ist  nun  zweifellos  eine 
Analoü;if  mit  den  Grundlagen  der  recht lit;hen  Sielluiig  der  diplomatischen 
Agenten  gegeben;  allein  der  Unuitand,  daß  die  Aufgabe  der  Konsnlen  sich 
▼orwiegend  auf  eine  bestimmte  Art  staatlicher  Interessen  beschränkt  und  die 
Konsularinstitution  auf  der  Pflege  gerade  dieser  Interessen  beruht,  bringt  es 
mit  sfcli.  dar»  den  Konsulen  an  sich  die  Attribute  nicht  zukommen,  welche  mit 
der  Stellung  jener  staatlichen  Organe  verknüpft  sind,  die  ihren  Staat  in  der 
Gesamtheit  seiner  Interessen  im  Auslände  rei>rasHniieren.  Um  deswillen  ist 
im  Hinblick  auf  das  geltende  Recht  die  Stellung  der  Konsulen  znnfichst 
negativ  dahin  xu  präzisieren,  daß  ihnen  nicht  diplomatischer  Ghai-akter  und 
sohin  Jene  Privilegien,  Exemtionen,  Immunitäten  und  F.  Ii  reu  rechte  zukommen, 
wflclie  die  diplotiiatis(  heu  A^rf^nten  genießen.  l>ie  oben  berührte  Frage,  ob 
den  Herufskonsulen  im  Hinhliek  auf  die  namentlich  in  der  Neuzeit  so  stark  in 
den  Vordergrund  tretende  politische  Seite  ihrer  Aufgabe  diplomatische  Stellung 
zu  gewähren  sei,  ist  dens^  durchaus  eine  Fi-age  de  lege  ferenda. 

§  61.  AmtsplUehteii  der  Konsulen.  Die  im  Zweck  der  Konsular- 
institution wurzelnden  EechtP  und  l'lliehten  (Inhalt  der  Konsularfunktion) 
sind  verschiedener  Art.  Für  den  Umlang  diesei'  Hechte  bezw.  Pfliclitcn  ist  in 
der  Hauptsache  der  Unterschied  der  Konsulen  in  den  christlichen  und 
nichtchristlichen  Staaten  (Uaudelskonsulen,  Gerichtskousulen) 
von  maßgebender  Bedeutung.  Hier  soll  zunächst  nur  der  Konsnleu  im  allge- 
meinen und  besonders  jener  in  den  christliehen  Staaten  gedacht  werden. 

1.  In  ihrer  Eigenschaft  als  Organe  der  handelspolitischen  und  industriellen 
Interessen  ihres  Staates  liahen  die  Konsulen  ihre  Regierung  über  alle  Vorgün^re 
auf  den»  (lebiete  des  Handels  inid  der  Industiie.  die  eine  Beziehung  zu  den 
Interessen  des  Absendestaates  au  1  weisen,  zu  inlbrmieren.  Diese  IntbrmationeQ 
setsen  eine  eifHge  Wahrnehmung  der  gesamte  Ökonomischen  Tätigkeit  des 
Volkes,  der  Entwicklung  der  Gesetzgebung  und  ihrer  Tendenzen,  der  Freis- 

I)  Heffler-Geffcken  §  244;  Bnlmorfncq,  HR  III  S  TlOff.;  F.  v.  KarteBS  IX 

S.  soff.;  G.iieis  §  4«;  v.  Liszt  §  15,  III;  Kivier.  Lehrb.  §41;  Deftp«|pnet,  CoaiS 
27»  »q.;  Piedclif>vre,  Preci»  1  Ä2»»q.;  Pr.idier-Fod£r£  IV  S§  IW9  sq. 
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bewegung,  des  HerT<Hrtreten8  never  Ökonomischer  Bed&rftaisse  und  der  Mittel 
ihrer  Befriedii^iig,  der  Bewegung  des  flAndels  und  der  Schiffahrt  usw.  im 

Empfangsstaate  voraus.  Landesrecht  und  Dienstinstruktionen  enthalten  die 
Yorscliriften  über  die  Berichterstattung,  mittels  welclier  in  den  jj^edachten 
Richtungen,  ^sowie  bezüglich  individueller  Angelegenheiten  die  Inforuiatiuu  der 
Regierung  durch  die  Konsalen  zu  erfolgen  hat.  Vielfach  ist  die  Verwertung 
da*  £ifoi*mationen  nur  mdglich  durch  Mitteilang  des  Inhalts  der  Konanlar- 
berichte  an  die  Interessenten  bezw.  deren  Organe  (die  Handels-  und  Gewerbe- 
kannneru,  Gewerbe-  und  Industrieveieiiie.  Exportvereine.  Produktionsgenossen- 
schaften tisw  );  in  eitiijren  Staaten  ist  f  ür  eine  legel mäßige  Publikation  gesorgt^ 
80  in  Kiiglaiid,  Frankreidi.  Üelgirii,  Italien  ii>w. 

2.  Die  Konsulen  haben  die  Erfüllung  der  Handels-,  Nieder- 
lassungs-  und  sonstigen  Verträge  zu  überwachen  und  daRür  zu  sorgen, 
daft  ihren  Schutzbefohlene  die  vertragsrnttfigen  Rechte  seitens  der  Landes» 
behOrden  unverkürzt  zugestanden  werden.  Inbe.sondere  haben  sie  darüber  zu 
wachen.  dnR  die  ans  der  Meistbegünstiguii  f!:sk  la  u  nel  der  TTandelsverträge 
ent^^pringende  Fürderuiiu''  der  Einränmnn«:  jener  Keclite.  die  /.w  ar  ni(dii  vertrags- 
mäßig zugesichert  sind,  aber  auf  Grund  anderweit«r  N  ertrage  oder  sonst  dritteu 
Staaten zagest«]Mlaiwerden,eTlftDt werde.  Qegen  Verletznng  der  Verträge 
können  die  Konsulen  in  dringenden  Fällen  unmittelbar  Protest  einlegen; 
außer  diesen  Fällen  haben  sie  über  den  Gegenstand  der  Beschwerde  dem 
diplomatischen  Vertreter  ihres  Landes  Hericht  zu  erstatten  und  ihre  Begierung 
Ton  dem  Yortalle  in  Kenntnis  zu  setzen. 

l'ie  unniittell)aie  Inanspruchnahme  der  diplomatischen  A<renten  wird 
namentlich  dann  sicli  emplehlen,  wenn  den  Konsilien  ganz  aligeuieiu  in  den 
betreffenden  Verträgen  die  Au^be  abertragen  ist,  die  Beobachtung  der  Vor- 
schriften des  „Völkerrechts"  durch  den  beeendeten  Staat  zu  ftb«rwacben. 

8,  Die  Konsulen  haben  die  mit  der  Schiffahrt  ihrer  Nationen  verknüpften 
Interessen  in  den  verschiedensten  Richtungen  zu  wahren.  Zu  diesem  Zwecke 
haben  sie  das  Rechte  persönlich  oder  dnreh  ihre  Vertreter  die  Schifte  ihrer 
Landsleute  bei  der  Ankunft  und  Abfahrt  zu  besuchen,  den  Kapitän  und  die 
Schiifsmannschaft  zu  vernehmen,  die  Schiflfspapiere  zu  kontrollieren  und  zu 
l^lisieren,  der  ZoUreTision  zu  assisti^n,  das  Schifipersonal  in  betreffiendeii 
Angelegenheiten  vor  den  lokalen  Geridits-  und  Verwaltungsbehörden  zu  unter- 
stützen. —  Erlittene  Havarien  sind  vom  Konsul  des  Landes,  dem  das  Schiff 
anarehört.  zu  konstatieren.  Schiffbrüche  und  Strandunjren.  von  denen  ischiffe 
seines  Landes  im  Bereich  des  Gebietes  seiner  Amtswirksamkeit  betroffen 
wurden,  sind  dem  Konsul  seitens  der  Lokalbehf^rdea  bekannt  zu  geb^.  Er 
bat  die  nötigen  MaSregeln  zur  Rettung  von  Personen  und  znr  Sicherung  von 
Schiif  und  Ladung  zu  ergreifen;  auch  hat  er  die  Ausbesserung  und  Verseilung 
des  Schiffes  mit  Proviant,  sowie  den  Verkauf  des  gestrandeten  Schiffes  zu 
Überwachen;  für  die  Beförderuug  der  Schiff  brüchigen  iu  ihre  Heimat  ist 

1)  Vgl.  Art.  8  de»  Veitnwn  vom  11.  D«sbr.  1S71  iBGbL  1872  9.  9$|:  d«xii  v.  LiBzt 
f  1»,  m,  2,  a. 
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Beitens  des  Komiilats  Sorge  zn  tragen.  VielfSudi  and  die  RonsuIeB  berechtigl^ 
den  Führern  der  Handels<>chiffe  ihrer  Nation  die  Rttckbefördernng  hilft- 

bedttrfticer  SpfliMit*-  nuf/uti'a^pn. 

^lii  i\m  Iiitt-ii'sseii  ih-r  Si  hilt'ahrt  hänget  iVw  Pflicht  des  Konsuls  zusamnien, 
den  Gebrauch  der  uatiuualeii  Handelsflagge  und  die  Beobaclituiig  der  auf 
Handel  and  SehiilUirt  bezflglichen  Gesetze  and  Yerordnnngen  zu  Überwachen. 

4.  Die  Konsalen  ttben  gewisse  polizeiliche  BefiignisBe  Aber  die  An- 
gehörigen ihres  Landes  in  dem  Empfangestaat  und  über  die  Schiffe  ihrer 
Handelsmarine  aus;  sie  haben  in  letzterer  Beziehung  insbesondere  die  Beob- 
achtung der  im  Interesse  der  Gesundheit  und  Sicherheit  g^egrbenen  Vor- 
schriften zu  überwachen.  In  Zusammenhang  mit  der  polizeilicheu  Gewalt  der 
Konsulen  steht  die  Pflicht  der  Schiffe,  ihre  Ankunft  und  Abfahrt  dem  Konsul 
anznzeigen.  la  den  durch  Verträge  bestimmten  Grenzen  sind  die  Konsulen 
berechtigt,  ihre  Polizeigewalt  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und 
Ruhe  an  Bord  der  Schifte  geltend  zu  machen,  Streitigkeiten  zwischen  dem 
Schiffer,  den  Matrosen  und  den  l*assa^^ipren  zu  si  hlirbten.  Für  die  Ein- 
bringung desertierender  Schitt"sleute  kann  der  Konsul  die  Hilfe  der  Lokal- 
behördeu  in  Anspruch  nehmen. 

Zu  den  polizeilichen  Beftignissen  gehört  auch  das  Recht  des  Konsuls^ 
Angehörigen  des  ernennenden  Staates  Päss«^  iius/ustellen  und  die  von  finden 
Behörden  ansg-estcllteii  Pässe  zum  Eintritt  in  das  Gebiet  des  ernennenden 
Staate.s  zu  visieren  (vgl.  Deutsches  Konsulatsgesetz  §  25). 

5.  Bezüglich  der  Kriegsschiffe  seines  Landes  ist  der  Konsul  ver- 
pflichtet, den  Konmiandauten  mit  Rat  und  Tat  zu  unterstützen.  So  haben 
die  dentscben  Konsulen  die  SchilEsbefehlshaber  insbesondere  von  den  im 
Konsulärbezirke  hinsichtlich  fremder  Kriegsscliitfe  bej.telieiiden  Vorschriften 
und  Ortsgebräuche,  sowi*^  von  etwa  dort  lieii. seilenden  epidemischen  Krank- 
heiten Mitteilung  zn  ni  iclu  ii  und  bei  der  Einholung  desertierter  Mannschaft 
behilflich  zu  sein  i§  (j  i>eutsches  Kousulatsgesetz). 

6.  Eine  der  wichtigsten  Ao^ben  der  Konsulen  ist  der  Schutz  der 
Rechte  und  Interessen  ihrer  Landsleute  und  der  Schutzgenossen; 
sie  haben  die  Interessen  dieser  Personen  als  Katgeber  und  Vertreter  wahr« 
zunehmen,  mit  ihrer  Kenntnis  der  Sprache,  der  lokalen  Verhältnisse,  der 
Vor.<ichriften  dts  Landesreclits  ujid  der  Organisation  dt  i  Lokalbehfirden  jenen 
Personen  behilflich  zu  seiu'j.  Hillsbedüiftige  (Kranke  und  Arme;  sind  aus 
den  zur  Verfügung  stehenden  Geldmitteln  zu  unterstOtzen,  eventuell  ist  Ar 
deren  Rflckbefördernng  in  die  Heimat  Sorge  zn  tragen. 

Über  die  Personen,  welche  den  Schutz  des  Konsuls  in  Anspruch  nehmen 
dürfen  und  im  Amtsbezirk  wohnen,  ist  eine  besondere  Matrikel  zu  führen'). 

1)  Vgl.  Laband,  H  S.  2o6. 

2)  Iixicascn  i^t  dif  EinüagtiiiK  iu  die  Matrikfl  nicht  furnicllL'  Bedingung  dea  Anspruch» 
«af  Schutz.  Üb<*r  die  Fülimng  dieser  Matrikol  seitens  der  deutschen  KonsuJea  aiahe  Ges. 
vom  8.  Nov.  1867  |  12.  Nach  deutMhem  B«iehw«cht  (Gce.  v.  1.  Jiwi  1^  1 2t  —  Cm.  Uber 

Erwerbnnfj  nnd  Verlust  der  RuikIos-  t:.  St.Tarfianjjchöngkeit)  bJeibt  dio  heimatliche  Staats- 
an^ehürigkcit  erhalten,  so  lange  die  Eintragung  in  die  Konsulatsmatrikel  besteht,  auch  weun 
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7.  Die  Konsnlen  ftiDgieren  als  Notar e>).  Sie  sind  erniftchtigi,  Notariate« 
akte  aller  Art,  insbesondere  letztwillige  Terffignngen  ihrer  Landistleate  anf- 

Minehraen,  und  eventuell  in  dem  Konsnlatsarcliiv  zu  deponieren,  Rechts- 
geschäfte über  liegende  riiiter  zwischen  Ang'eliö riefen  ihres  Landes  unter  ein- 
ander oder  mit  anderen  Ausländern  oder  auch  ntit  Angehörigen  des  Empfangs- 
staates, wenn  das  Geschäft  im  Gebiete  des  Absendestaates  wirksam  werden 
soll,  zB  beurkonden.  Die  Tom  Konsnl  beglaubigten  nnd  mit  dem  Amtssiegel 
TFefseheiien  Abschriften  der  Urkunden  Uber  Bechtsgesobifte  haben  in  den 
Ländern  der  beteiligten  Staaten  dieselbe  Gültigkeit  und  Kraft,  wie  die  von 
Notaren  oder  ötfentlichen  Behörden  des  einen  oder  anderen  Staates  auf- 
genommenen Urkunden.  Vorausgeseizl  wird  nur.  daß  die  Vorschriften  des 
Absendestaates  über  Errichtung  betreßeiider  Lrkundeu  und  die  zu  beob- 
achtenden Förmlichkeiten  befolgt  sind^.  Die  Eonsnien  flingieren  als 
Urkandspersouen;  sie  können  ftber  ihre  eigenen  Amtahandlnngen  und 
üljer  die  bei  der  Ausübung  ihres  Amtes  wahrgenommenen  Tatsachen  Ur- 
kunden mit  öffentlichem  Glauben  aufnehmen.  Ferner  können  sie  alle 
Arten  von  Urkunden,  die  von  den  Behörden  des  Absendestauies  aufgenommen 
sind,  legalisieren.  Von  dem  Konsul  veranstaltete  amtliche  Übersetzungen 
soleher  Urkunden  haben  im  Gebiete  des  Empfangsstaatee  dieselbe  Gültigkeit, 
wie  Übeiaetznngen  beeideter  Dolmetscher, 

8.  Die  Eonsulen  können  auf  Grand  besonderer  Er nuichtigang 
des  ernennenden  Staates^)  und  mit  Zustimmung  des  Knipfangsstaates 
als  Zivilstandsbeamte  luiiiriei eii,  d.  i.  Eheschließunijfen  ihrei"  Landsleute 
yornehmen,  Geburten,  Heiraten  und  Sitibelälle  beuikuuden. 

9.  Die  Konsolen  sind  in  den  christlichen  Staaten  heute  nicht  mehr  be- 
rechtigt, G«ichtai>arkeit  in  Streitsaehen  aiuaaftben.  Dagegen  wird  ihnen  in 
Tertrtgen  das  Beeht  zugestanden,  auf  Antrag  der  Parteien  in  Beditastreitig- 

keiten  ihrer  Landsleute  unter  einander  oder  mit  AngdkSrigen  des  Empftngs» 

stjA;Ue.s  oder  anderen  Au.sländern  den  Ab^elihiß  von  Vergleichen  zu  ver- 
mitteln, eventuell  auch  das  Schiedsrichterunit  /.u  übernehmen.  Ferner 
sind  sie  berechtigt  zur  Vornahme  von  -Akten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit. Stirbt  ein  Angehöriger  des  Absendestaates  im  Konsulatsbezirk,  so 

doi  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  infolge  des  Aufenthalts  in  der  Fremde  an  und  für  sich 
emtrct«iD  müßte.  Vgl.  Laband  H,  210,  v.  König  a.  a.  0.  l()3ff.  Eine  Verpfliclitung  zur 
Meldung  bohufs  Eintragung  in  die  Matrikel  besteht  in  der  Regel  iiii-ht  Anders  /.  Ii.  Dach 
dfr  Instruktion  des  Reichskanzlers  (t..Mai  l*'72i  für  Konsulatsbehörden  in  der  Türkei, 
Egypten,  itumänien,  Serbien,  China,  Japan.  Hiernach  bind  die  Schutzgenoeaeu,  welche 
HdAaiaptiihOrlge  riod,  venrfUditiet,  tkt  ia  den  «ntan  di«l  UonKtw  Ihn»  Aitfwthalto  im 
Amtsbezirke  des  Konsuls  bei  ihm  zu  melden.  Lühand,  Staatsr.  III,  3i>  ti.  H  210,  Über 
obligatorische  Eintragungen  der  Scbutzgenossou  des  Deutschen  Reiches  to 
d«r  TBrkci,  Egypten,  Bmübdui  mid  Serblea  eMi«  Labaad,  H  6.  210;  ferner  De»»en 
Staatsrecht  d.  d.  Retchs  U,  8.  2T1  ff.,  und  die  doit  «UegleMeii  tJebriften  von  König 
und  Zorn. 

1)  Vk>       14,  \h,  IC,  IT  Deutsches  Konealatsgesets. 

2)  Vgl.  z.  B.  den  «loutflch-nordamcrikanisthen  Vertrag  von  1S71  Art.  i*. 

3)  Bezfigtich  der  deutschen  Konatilea  siehe  v.  König  a.  a.  0.  ä.  Hb  ff. 
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hat  ißt  ffoDBul  die  Lokall>ehörde  davon  in  Kenntnis  za  setzen  bezw.  ist  der 
Eonsol  von  letzterer  in  Kenntnis  zn  setzen,  Xacti  Maßgabe  der  Gesetze 
erneuueudeu  Staates  und  nach  Vertragen  hat  der  Konsul  die  Obsignation, 
Inventarisierung  und  Liquidation  des  Nacklaßverniiigens  vorzunehiiieTi.  f'fis 
Mali  der  Keclit«  des  Konsuls  ist  liiei'  in  der  Hauptsache  durch  den  Zweck 
der  Intervenüou,  die  Sicherung  der  Rechte  der  abwesenden  Erben,  bestimmt"). 

Die  Konsolen  können  femer  besonders  ermächtiget  sein^  Zeugren 
eidlich  ku  vernehmen,  Zustellungen  jeder  Art  an  die  in  ihrem  Amts- 
bezirk wohnenden  Personen  zu  bewirken  und  zwar  beides  auf  Ersuchen  der 
Behörden  des  Absentlf^stnates.  Viflfach  ist  auch  die  Befugnis  der  Konsulen 
anerkannt,  \  er  klar  uu  gen  aufzunehmen  und  in  Fällen  der  grolieri  Haverei 
auf  Antiag  des  Schifführers  die  Dispache  aufzumachen^),  wenn  nicht  etwa 
Angehörige  des  Emp&ngsstaates  oder  dritter  Staaten  an  der  Haverei  be- 
teiligt sind. 

§  62.  Kochte  und  Privilef^ion  der  Konhiilon^).  Es  ist  bereits  oben 
(S.  210)  des  ümstandes  gedacht  worden.  dal5  die  Erfüllung  der  amtlichen 
Aufgabe  der  Konsulen  von  einer  Keilie  rechtlicher  Gewährungen  des  fremden 
Staates  abh&ngt^  in  dessen  Gebiete  der  Konsul  seine  Funktion  austtben  soll. 
Es  ist  auch  in  negativer  Beziehung  betont  worden^  daß  den  Konsulen  die 
Hechte,  Inmuinitäten  usw.  der  diplomatischen  Agenten  nicht  zustehen.  Als 
ött'entliche  (Organe  eines  auswärtigen  Staates,  denen  durch  das  Exequatur  die 
Ausübnnj^  ihres  Anit«'s  j^estattpt  wird,  haben  aber  die  Konsulen  jedenfalls  den 
Anspruch  aut  jene  Immunitäten,  ohne  welche  eine  fi'eie  und  wirksame  Aus- 
illHing  jenes  Amtes  nii^t  möglich  wire;  sie  haben  vor  allem  Ai»prueh  auf 
Gewährleistung  ihrer  persönlichen  Sicherheit,  soweit  sie  die  Gesetze  des  Anf- 
enthaltsstaates  beobachten.  Die  Immunitäten  und  Vorrechte  der 
KoirsuliU  li.iben  bisher  liiif  allj^emeine  und  einheit  lii*!ir-  rölker- 
r i' (•  Ii  t  Iii' In-  Nnrmic!  uii^r  nie  Im  gefunden;  sie  sind  verschieden  in  den 
eiüzeluen  Liiudeni;  zumeist  sind  sie  derzeit  in  Verträgen  stipuliert,  teil- 
weise anch  im  Landesrecht  festgestellt').  In  Ermangelung  Vertrags» 
mäßigei*  Festsetzung  entscheidet  die  Gewohnheit.  Die  Verträge  enthalten 
Bunieist  die  Klausel  der  Gegenseitigkeit  und  stipulieren  gewöhnlich  fttr  die 

It  Vfcl.  :iiit  lic'.ug  auf  da»  deutsche  Koni^ulaiTeelit  Lahnnd,  Staaterecht  des  deutsclien 
Kekhcs  lU  lüff.  —  Laband  erörtert  auch  doa  rechtlichca  Chai-aktcr  dieser  Art  der  kon- 
•tthrhdie»  Wirksamkeit :  er  erbUckt  darin  eise  Art  cura  nb»mtitt.  Vgl.  in  dieeer  Richtung 
snih  Pradier»Pod6r»5.  Traitf  IV  §^5  20S9wi.:  Zorn,  Konsulargesctzgcbuug  332.  —  Ein- 
gehende Bc«stinin]ntiu^en  iiber  die  UchaiKlIimK  von  Verlasi^onAchafteti  cntbUt  der  deuttcll* 
riitk>ischc  Vertrag  vom  12.  November  lbT4  (?>.  Hü  des  RüBl  für  ISTo). 

i)  Deotsclies  KonaakttgosetB  1  8S;  H6B  Art.  524,  7t9;  Code  de  commerce  Art. 
414,  41S. 

9)  HeffUr-Ueffckeu  §  2ih;  v.  Buluicriucq,  Uli  III  Tlüff.;  v.  MartoQs  II 
8.  TS  ff.;  Gtrels  f  48;  Rivler,  Lefarb.  |  41;  Despaffnet,  Cours  p.  873  sq.:  Pradier* 

Foder^',  Tniiti«  IV  ^  ■2\1\\  Piedelii-vro ,  Tv^cis  p.  ö4ö  »q. 

4)  Allgeiueiiic  Nonueu  ul>«r  die  Rechte  der  fremdca  Kunsulcn  enthält  z.  B.  das  bel- 
gische Gesetz  vom  1.  Januar  1956.  von  Xltercn  Geseteen  wIre  soerwübneii  das  spaniflebe 
RefTlcnu  nt  \  ..ni  .Jahre  1705,  ilir  simiiisclieti  Ordonnanzen  von  1S2T,  ISIT.  das  preafiiacba 
2Urkular  vom  2.  Movember  1:^17,  die  hulläodisclie  Ordonnanz  von  1^22  u.  a.  w. 
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Konsuleu  der  beiden  kontrahierenden  Staaten  jene  Behandlung,  welche  der 
melatbegün.stigten  Nation  zugestanden  wird  (MeistbegUnstigungsklausel)  >), 
Deriei  Vertrl^ie  Terpflichtra  natBrlieh  nur  die  Ecmtrahenten.  Oesetsliclie 
Normen  (U-r  bezeichneten  Art  haben  nur  für  den  betreffenden  St-aat  bindrade 
Kraft;  allein  eine  Bernfnncr  auf  derlei  Gesetze  zum  Zwecke  der  Erlanj^nn": 
der  (TBWährune-  der  Reziprozität  ist  nicht  ausgeschlossen Die  Verwr  i  imii,' 
der  Meiätbegiinstigungsklausel  wuide  durch  die  Unbestimmtheit  des  Inhalts 
heitschender  Gewohnheiten,  sowie  die  UnTollstftndigkiät  der  Normierung  der 
einzelnen  Rechte  und  ImmunitAten  in  Oesetzen  und  Vertrftgen  veranlaßt. 
Indessen  ist  die  allgenieine  Formnliemng  jener  Klausel  keineswegs  geeignet, 
volle  Sir«liprli»'it  Ijezilglich  der  irfC'enseitisren  Reilite  und  Privilegien  der 
Konsnlen  der  l>eiden  konti;ilüerenden  Staaten  zu  gewähren.  Pline  genaue 
Fixierung  der  Hechte  der  Konsulen  wurde  in  neuei'en  Verträgen  mit  Erfolg 
iwnieht^  so  z.  B.  in  der  österreichisch-französischen  Konsular- 
konventlon  Tom  11.  Dezember  lS6ft.  Daneben  ^thalten  abrigens  selbst  diese 
Verträge  auch  noch  die  Meistb^nstignngsklausel,  SO  z.  B.  der  eben  er- 
wähnte Vertrag  (Art.  15)-»). 

In  finxtduen  Verträgen  ist  der  volle  Genuß  der  Immunitäten  ii5:w.  nur 
Konsulen  zugestanden,  welche  Angehörige  des  ernennenden  Staates,  oder  Nii  ht- 
angehöiige  des  Staates  ihres  Amtsiützes  sind^),  bezw.  nur  Bt:ruf:>kousulen  *). 
Insbesondere  wird  zuweilen  die  Bel^nng  von  der  Zeugnisablegung  nur  den- 
jenigen Konsnlen  gewährt,  die  Angehörte  des  ernenn^den  Staates  sind*) 
und  keinen  Handel  oder  Gewerbe  treiben. 

Konsularbeamte,  welche  Handel  treiben,  dürfen  sich  nach  der  ausdrück- 
lichen Bestimmung  einzelner  Verträfre  auf  konsnlarisrhe  Vorrerhtp  nicht  be- 
rufen, um  sich  ihren  privatrechtlichen  Verbindlichkeiten  zu  entziehen.  Be- 
sondere Bestimmungen  pflegen  die  Verträge  auch  bezüglich  der  Gebühren, 
Abgaben  nsw.  zu  enthdten,  welche  der  Konsul^  der  Angehöriger  des  er- 

1)  So  laotet  z.  B.  Art.  21  de«  doutscb-oöterrcicltiscbeu  Uaadclsvertrags  vom 
16.  D«Mmber  1878:     .  .  DleM  Komuleo  dM  einen  der  yerbsgenden  Teile  eoHeo  unter  der 

Bedinffimg  der  Gegenedtigkeit  in  dem  0«bicte  de»  anderen  Teiles  diesolheu  Vorrechte,  Be- 
fugnisAo  und  Befreiuii(;cn  {genießen,  deren  sich  diejeuigea  irgend  eines  dritten  Staates  er^ 
frenen  oder  erfreuen  werden."  —  Ebenso  Alt.  19  des  dentsch-italiealsflhen  YertRge» 
1868;  deutsch-japanischer  Konsul.ir-Vertni^  vom  4.  Apiil  1896  Art  I  Ab».  2. 

2>  Vi;!  Pradier-FodOre.  Traite  IV  p.  K5S. 

3)  Für  den  Wert  einer  präzisen  Slipulicrung  der  Üttlite  u.  s.  w.  in  betreffenden  Ver- 
tilgen treten  die  Motive  dee  Oeaeteea  betr.  ^Genehmigung  der  franzüsiseh-russigcben 
Konsularkonvention  vom  1.  April  1S74  ein.  .Siehe  De  t'lercq,  Reciieil  des  trait^s  de  la 
Fnnce  XI  p.  sq.  —  In  diesem  Sinne  sprecben  eich  aucli  F.  v.  Martens  II  &  79  und 
y.  Bulmerineq,  BH  UI  S.  711  n.  A.  ms. 

41  Vgl.  z.  B.  Art  8  des  dentich-Dordamerlkaniechen  Veitiages  vom  11.  De- 
zember 1871. 

5)  Vgl.  z.  B.  Axt  8  des  VettraKee  Italiena  mit  dem  Norddontechen  Bande  vom 

21.  Dezember  1868  und  mit  dem  Deatscben  Reiche  vom  7.  febnur  1872.  —  Art  4  de» 
dentsch-Bpnnisnhcn  Vertrages  vom  12.  Januar  \bl2. 

6)  Vgl.  z.  B.  Art.  3  des  österreichieeh-nordamerikanUcben  Konwdsrverlrtg«» 
von  1870. 
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nennenden  Staates  ist,  zu  entrichten  bat^  wenn  er  im  Empfaugsstaat  unbewegt- 
liehe  Güter  beeitxt  oder  BasM  oder  Gewerbe  belieibt 
Im  einzelnen  kommt  hier  folgendes  in  Betrecbt: 

1.  Grundsätzlich  sind  die  Konsulen  in  den  christlichen  Ländern  der 
Zivil-  und  KiiiiiiTialjurisdiktion  unterworfen").  Mit  Rücksiclit  auf  dif*  freie 
AnRÜbung:  di  r  konsularischen  Funktion  ist  indessen  auf  dem  Gebiete  der 
Ziviljurisdiktiün  die  Schuldhaft  gegen  Kouäulen  nicht  anwendbar.  Wahl- 
koDsnlen  und  Konsaloi  aoe  dem  ^ndelsstande  dttrfen  nach  einzelnen  Yer^ 
trägen  dem  Peraonalarrest  nnr  in  Handdssachen,  nicht  in  anderen  Zivilsaelien, 
unterworfen  werden*).  Da  Berufekonsnlen  durch  die  Gesetze  des  ernennenden 
Staates  der  Betrieb  von  Handelsj^eschäften  untersagt  ist,  so  findet  auf  sie  die 
Schuldliaft  überhaupt  keine  Anwendung^).  Im  übrigen  dürften  jene  Hand- 
lungen der  Konsulen,  die  sie  in  Ausübung  ihres  Amtes  innerhalb  der  Grenzen 
ihrer  Kompetenz  yomehmen,  im  Interesse  der  freien  AnsftlHing  ihres  Berufes 
▼on  der  Jurisdiktion  des  Amtssitzes  schlechthin  zu  eximieren  sein*). 

In  Strafsachen  ist  die  persönliche  Immunität  durch  Verträge  mehrfach 
den  Berufskonsulen  einj^präumt.  wetin  das  Delikt  sich  nicht  als  eine  straf- 
bare Handlung  höchster  Ordnuns:  ;Vei  brechen  i.  e.  S.  oder  als  Geirenstand 
der  Kompetenz  der  Schwuigerichte  jj  dai"Stellt -j.  Gew«diulich  wird  jedoch 
mit  Ausnahme  der  Fftlle  der  Ergreiftang  auf  frischer  Tat  die  Verhaftung 
bezw.  Str&fr^olgttttg  erst  eingeleitet,  nachdm  das  Exequatur  zarttelcgezogeD 
worden  ist.  Znwdlen  tritt  an  die  Stelle  der  Verfolgung  die  Ausweisung  des 
Konsnls^). 

1)  I'U-^en  Grundsatz  stellt  auch  da»  Kegleniont  über  ilip  Imraunitäton  <Iri  Konsotm 
Art.  J»  auf.   Annuaire  de  riustitut  XV.  p.  ;^05.   V^l.  §  21  DoutÄcIies  Ger.-Verf.-Ge». 

2)  Deutsch-italienischer  Vertra«^  Art.  :>:  franzö^isch-gri  echtseh  er  Yertiaff 
vom  .lalne  l*«"''  .\rf.  S;  ÖRtcrrcichiHi-h-nordaiiiorikantsrh  er  Vertrag;  Art.  2;  fran- 
zösisch-itaiiouisolier  Vertrag  Art  2.  Vgl.  weitere  Abgaben  bei  v.  Bulmerincq,  HU 
m  S.  714,  715. 

^1  V<^l.  r.  V.  Mar  Uli-  II  S.  77  und  den  dort  allefpwten  nissi»ch>»pasi0chen 

Konsularvcrtnig  vom  Jaitre  l^Tt». 

4)  So  die  konstante  Pruis  der  fnuixMidien  Gerkhte.  Siebe  die  KmhweiaQiigeQ  bei 

Pieil(  lit  \  I  i  .  Pr^ci!*  I  )!.  5M  Anm.  -1.  —  Das  zitierte  Kcglenicnt  »tollt  in  Art.  5  folgenden 
Grundsatz  auf:  Iis  (lee  coosuls)  oe  sont  |)as  jueticiables  des  tribonsax  Jocsnz  puur  les  actes 
quMls  seoompUssent  en  leor  qtudftS  offieielle  et  dans  les  Hmites  de  hmr  eomp^tcnce.  Lee 
exception»  qui  sont  faite»  a  cctte  rt'gic.  doivcnt  ftre  pcivafö!'  et  d^finios  per  trait6.  Für  den 
Fall.  (laPj  durcli  betreffende  AnjtsJianMhtti^on  bilercssen  von  Privatpersonen  verletzt  würden, 
ist  UieEiulegiing  einer  Beseb werde  bei  dtr  Kegierung  des  Empfangsstaates  in  Aussicht  genonunoo, 
die  eventuell  das  Weitere  sof  diplomatischem  Wege  einzuleiten  hat. 

:>]  /..  B.  don  öst  er  reich  iscli  -  ii  ord  ameri  kan  ischen  Vertrag  von  1870  Art  i. 
—  deutsch-japanischen  Koosui&rvertrag  vom  4.  April  lS9i>  Art  III  Abs.  1. 

61  Vgi.  z.  B.  den  franzOeisoh-russisehen  Yertrai:  von  1S74,  Art  2. 

7*  Zuweilen  wird  dio  (Jrenzo  durch  eine  bcstimmtr  Stmfart  oder  ein  gesetzliches 
Strafmaß  des  Straf eusystcms* des  Empfaugsstaates  fixiert.  So  &  B.  io  dm  österreiobisoh- 
italienisehen  Vertrag  von  1874,  Art.  2  beaflgliob  der  in  Italien  vwObten  Straftaten.  — 
Art.  7  des  Konsularrcglcments  (Annuaire  XV  p.  305)  s,ii,'t:  En  auciin  ca-s,  les  cun.'^uls  ne 
peavent  fitre  arr^tfis  ni  dötenus,  si  ce  n'est  i  raison  d'iufractious  graves.  Entwurf  An.  6 
'  . .  dft  laits  qnalifite  erimea  par  la  U^gialadons  du  pays  dans  lequel  üs  rMdent 

B)  Ygi.  Prndier>Fod«r«,  TiaM  IV  p.  mtq. 
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2.  Im  Interesse  möglichst  uubehiuderter  Ausübung  des  Amtes  wird  den 
KoDsiiIeii  vielfach  die  Befreiung  von  der  Pflicht,  aU  Zeuge  vor  Ge- 
richt 7Ai  er 80 h einen,  zugestanden.  Man  begnügt  sich  entweder  mit  einer 
schriftlichen  Aussasfo.  oder  der  Richter  nimmt  die  Yemehmnog  des  Konsuls  in 
dessen  Amtswohnimtr  vor'). 

3.  Eine  notwendige  Bedingung  der  freien  Ausübung  des  Konsulaianit«« 
ist  die  Unverletzbarkeit  des  Konsulats-Archivs.  Dieses  darf  weder 
polizeilich  dorebsncht,  noch  gericfatiicb  mit  Beschlag  belegt  wwden.  Im  ein- 
seinen  Falle  können  sich  Schwierigkeiten  ergeben,  wenn  die  amtiiehen  Schrift- 
stücke von  den  Privatpapieren  des  Konsuls  nicht  gesondert  verwahrt  sind. 
Mehrfach  ist  die  Befr*  imifr  der  aiiitliclien  Schriftstücke  in  den  Verträgen  aus- 
drücklich stipuliert  ujid  s«*ii  l>sH2  den  Kousulen  die  Verpflichtung  auferlegt,  die 
amtlichok  Schriftstacke  gesondert  zn  ywwahren*).  —  In  einzelnen  Verträgen 
smd  auch  die  Amtslokalitäten  des  Konsnlats  fUr  unverletzlich  erklärt;  dagegen 
dikrfen  sie  nicht  als  Asylorte*  verwendet  werden'). 

4.  Die  Kousulen,  welche  Anpvhniiire  des  ernennenden  Staates  sind,  ge- 
nießen !\rilitar-  und  Einquartiei  unq-sfreiheii :  sie  sind  von  allen  di- 
rekten und  persönlichen,  Mobiliar-  und  Luxussteuern  (Staats-  und 
Kommnnalstenem)  befreit  Besdiglißh  ihres  Immobiliarbeeitzes  nnd  des  etwa 
betriebenen  Handelsunternehmens  unterliegen  sie  wie  jeder  andere  Ausländer 
der  Steuerprticht. 

5.  Den  Konsulpn  ist  es  gestattet,  an  ilirer  Aiutswoliiiuiiir  das\\'ai)pen 
des  ernennendfMi  Staates  ittit  einer  da^  Kousuial  liezeichnenden  Inschritt  und 
bei  feierlichen  Anlassen  die  Nationalflagge  an  dem  Amtsgebaude  und  in 
den  Häfen  auf  dem  Eonsulatsboote  anzubringen. 

Die  Immunitäten,  Exemtionen  usw.  werden  in  einzelnen  Verträgen  den 
beiderseitigen  Generalkonsulen,  Konsulen,  Vizekonsulen  und  Konsularag^ten«) 
ferner  den  Kanzlern  und  son^titreu  Konsularbeamten  eingeräumt,  wenn  sie 
Angehörige  des  ernennenden  Staates  sind^).  Fehlen  vertragsmäßige 
Bestimmungen,  so  sind  die  hier  in  Frage  stehenden  Rechte  usw.  nicht  auf 
KonsnlareleTen,  Kanzler,  Sekretäre  auszudehnen.  —  Dem  interimistischen  Kon- 
snlatsrerweser  kommen  diese  Bechte  fUr  die  Dauer  seiner  leitenden  Amts- 
tätigkeit  in  dem  fUr  die  freie  Ausübung  des  Amtes  erforderlichen  Maße  zn<% 

1)  Dieseu  Vorpanp  empfiehlt  das  Reglement  Art.  t  Abs.  1  als  Kegel.  Ist  :iu^naliina- 
weise  das  penöalicbe  Erschoinen  oder  eine  Koofrontadon  mit  dem  Augeklaj^ten  notwoodig, 
tu  soll  fm  FaHe  der  Weigcmn^  des  KodboIb.,  bei  Geifcbt  zn  endi^nen,  der  (Hpimiiatiscbe 
Weg  beH<hritti"ii  worflen  (Art.  S  Abs.  21.    Annuaire  XV  p.  3i)5. 

2)  Der  (iniiidsntz  wurde  in  der  Praxis  mehrf.ich  verletzt.  Über  die  Verletzung  des 
franwisifichciv  Kuusul.it>archiv*  in  Horenz  im  Jahre  IS'SS  vgl.  NR(;  (2.  Scr.)  XVI,  69S,  730, 
R  XX  i>.  229sq.  (Gabba)  und  405sq.  (Engelhardt).  —  Auf  die  Unverletzbarkeit  des 
Archivs  beziehen  aich  die  Art  9  bia  11  dea  Iteglemonta  der  KomutarimmaoititieQ.  Annuftir« 
XV  p.  306. 

S)  Art  e  Aba.  9  des  Beglemaita  der  KonaatirimaMnltitea  TetfOcfatet  die  Kmmieii  sw 

unbedingten  Au^licfcninf^  vnn  Inflh  idncn,  die  in  das  Konsulat  gefltlditet  Bind. 

4)  Art.  19  des  deutsch -italieni&cheii  Vertrages  von  lis6S, 

i)  Z.  B.  deatach'japaniaeher  Konsalarrertrag  vom  4.  April  1896.  Art  HI, 
AI».  7.  0  Vgl  BiTier,  Ldirb.  8.  {  28. 
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§  63.  Die  Rechte  der  k(»ii.siilüu  iu  Jiichtehristlicheii  Siaateu  ipa^s 
hors  chr6tieDtö)i}.  Aus  Grttndeiif  die  oben  erörtert  wurden,  genieOen  die  Kon- 
snloi  der  christlichen  Stuaten  in  den  nichtehristlichen  Ländern  des  Orients, 

des  östliclieii  Asien  und  Afrikas  eine  exzeptionelle  Stellung.  Ein  wirksamer 
Schutz  des  Interesses  der  zivilisierten  Staaten  an  der  nng-ehinderten  Pflege 
der  HandelsbeziebuiigLii  nadi  jenen  Ländern  sowie  der  iSicherlieit  der  Person 
und  des  Eigentums  ihrer  Angehörigen  ist  durch  die  Exemtion  der  letzteren 
Ton  der  lokalen  Jurisdiktion  vnd  Gesetzgebung  nnd  sohin  doreh  ein  ent- 
sprechendes Matt  von  Immunitäten  und  Exemtionen  der  ofifizieUen  Organe  der 
zivilisierten  Staaten,  denen  die  Sicliernng  jenes  Schutzes  anvertraut  ist.  be- 
ding-t.  Der  Exterritorialität  der  Angehörigen  der  zivilisierten  Staaten  ^)  korre- 
spondiert die  exterritoriale  Stellung  der  Konsulen;  die  praktiscii  wichtigsten 
Rechte  derselben  sind  die  Unverletzbarkeit  und  Freiheit  von  der 
lokalen  Geriehtsbarkeit,  sowie  die  eigene  Gerichtsbarkeit  in  dem 
unten  niher  va  bestimmenden  Umfang.  Die  Exterritorialität  der  Konsulen 
fühl  t  zu  einer  teilweisen  Assimilierung  ihrer  Stellung  mit  jener  der  diplo- 
matischen Aerenten^).  Die  formelle  Grundlage  dieser  Stelluncr  «ler  Konsulen 
bilden  teils  das  Herkommen,  teils  Verträge  (die  sog.  Kapitulationen).  Das 
Herkommen  bildete  im  Laufe  der  Jahrhunderte  eine  bedeutsame  Quelle  f&r 
die  Anmestaltnng  der  JttrisdikticHisgewalt  und  der  Ehrenrechte')  der 
europäischen  Konsulen. 

Tni  einzelnen  kommen  hier  folgende  Immunitäten,  Exemtionen  und  Vor- 
rechte in  Betracht: 

1,  Die  Konsulen  sind  unverletzbar;  sie  dürfen  weder  verhaftet  noch 
einer  Freiheitsstrafe  unterzogen  werden.  Auch  wegen  strafbarer  Handinngen 

1^  V^'l.  die  Literatur  oben  S.  190  Am».  1.  Dazu  noch  Lippmann.  Die  Koiisular- 
jurisdiktion  im  Orient.  Ihre  historische  Entwicklung  usw.  (ISUS);  Staude,  Die  völkcr- 
rochtikbe  SoDdentellun^  der  Jarisdiktionakons^uin  in  dwTQrkei  (1900)  s  Liest  %  15,  IV,  2) 
Rcy,  I<a  protcftion  diplomatique  dan.<  Ics  rcholles  du  Lpv.int  et  de  riarh3!*6e  (1S99):  Ri  ouillat, 
Etnde  biütorique  et  critique  »ur  la  juridictiun  Cunaulain;  Pelisaiä  du  Kausa&t  Lc 

rtgiine  dos  ei^talatioiu  dam  l'Bmpire  Ottoman  (1902.  L  Bd.);  Armin jon,  Etnmgen  et 
Protfß^es  dans  rKmpirc  Ottoman  (1'tiir?.  I.  IM.)  Hcinrih,  Nr,  77(>»q.  (mit  weitareu  Litentar- 
aogaben);  äavas  Fa&cha  in  der  Straf gosetzgcbuug  der  (iegeowart  I,  TOS. 

S)  8o  wird  in  d«ai  deatachen  FreondadiaflsTwtng  mit  Zaozibar  vom  20.  Dezember 
18S5  (RGBl  ISSU  S.  261)  Art.  IG  den  A nffchörif^cn  de«  doutHchen  Itcichcs  im  Gebiete  von 
Zanzibar  auadriicklidi  dm  Becht  der  Exterritorinlität  zu^e^tnnden :  »ogar  die  Bediensteten 
und  Angestflitten  der  dentsclien  Refchs*niif:(  lh"iiifion,  die  Aiigcliörigcn  nichtchristficher,  durch 
Konsulen  bei  dem  Sultan  nicht  \  fitit  u  ncii  Nationen  i^nicUcn  denselben  Schutz,  wie  ihre 
deutschen  Diensthci  tc  n  (Art.  17).  —  P.ctnjffende  Exemtionen  beziehen  sich  nacli  tiuz>  lnea 
Verträ/^cn  auch  auf  ilic  Wohnung  tler  christlichen  Staatsaogobörigon,  iusoforu  sie  nur  mit 
Genehmigung  oder  in  Ctegenwart  des  Konsuls  einer  Dorclunobang  nnteimgeii  werden  ItOoneii. 

3)  V<:1.  V.  V.  Martens  II  S.  Hb:  Kivier,  Lehrb.  §  43  (die  Konsulen  haben  „eine 
qiuiai  diplomatiscJie'  Stellung  inne):  Pi6delidvre,  Pr^is  I:  ,0n  peut  dire  que  lee  coa»ula 
y  aont  tndtfe  anr  Je  m6me  pied  qne  lea  miniatroa  pal>lica.* 

41  Der  Voi-siidi  der  Prurtc,  einzelne  Ehretneohte,  die  auf  Gewohnheit  benilien,  dnirh 
einen  einseitigen  Akt  aufzubeben  (Zirkular  vom  II.  Oktober  1S81),  veraniaßtc  einen  KoUektiv- 
pcoleat  der  InteiaaaierCeo  MUchtet  in  welchem  die  Unmläseigkeit  eiueitigen  Vorgehens  betont 
wurde.  Vgl.  F.  v.  Härtens  II  8.  6S. 
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d«r  AngeUrigen  des  Atnendestaates  oder  wegen  Forderungen  an  diese 
letsteren  (und  in  Fällen  des  Bankerotts)  darf  die  Territorialgewalt  gegen  die 
Person  des  Konsuls  keinerlei  Gewaltmaßregeln  voniKhnien.  —  Die  Immunität 
erstreckt  sich  auf  die  Familie  des  Konsuls,  das  offizielle  Pei*sonal  des 
Konsulate  und  die  Dieuei-schaft;  sie  umfaßt  Zivil-  und  Stratsachen. 

2.  Die  Eonsnloi,  Vizefconsoleii,  Dolmetscher  und  andere  im  Dienste  des 
EoBBulats  stehende  Personen  sind  von  der  Zahlnng  jedes  Tribnts,  aller 
direkten  and  indirekten  Stenern  nnd  posftnlichen  Aoflagen  befreit 

3.  Das  Konsnlatsgeb&nde  ist  unverletzbar >);  den  Lokalbehörden 
ist  die  Ausübung"  von  Jnrisdiktionsakten  in  dem  Konsulatsgebäude  untersagt. 
In  einigen  Plätzt  n  ist  den  Koiisuleu  ein  eigenes  Quartier  eingeräumt,  welches 
erhöhten  Schutis  genießt  Zu  ihrem  persönlichen  Schutz  und  zum  Schutz  des 
KoBSQlatqgebtndes,  auch  wohl  znr  Erhöhung  des  Äußeren  Ansehens  dftrfen  die 
Konsnlen  sieh  einer  eigmoi  Wache  bedienen,  die  toid  Empfangsstaat  bei- 
gestellt» aber  auf  Kosten  des  Konsulats  erhalten  wird. 

t,  f^iM  Konsilien  haben  das  Recht  der  freien  ReligionsQbung-  im 
Koniulais^'^eliaiKie;  sie  dürfen  daselbst  eine  Kapelle  einrichten  und  den  Gottes- 
dienst duicii  Geistliche  ihrer  Nationalität  besorgen  la:<sen. 

5.  Auf  Grund  unvordenklicher  Gewohnheit  genießen  die  Konsulen  gewisse 
Ehrenreehte.  In  neuerer  Zeit  wollte  die  Pforte  eine  Einsehränknng  dieser 
Privilegien  eintreten  lassen.  Ein  Protest  der  Hftchte  (in  den  Kollektivnoten 
V.  28.  Dez.  iSSt  und  v  25.  Febr.  1SS2)  verwies  jedoch  die  Pforte  auf  vor- 
läufige Verstand ignnjj:  mit  den  beteiligten  Staaten. 

Nach  einzelnen  Verträgen  und  Gewohnheiten  kommen  in  einigen  Ge- 
bieten noch  andere,  für  die  Stellung  der  Konsulen  jedoch  nicht  in  gleichem 
Mafie  bedeatsame  Befiignisse  u.  s.  w.  in  Eetraeht. 

§  64.  Die  Kottsnlargerlehtsbarkeit^    Das  bedeutendste  Hecht  der 

europäischen  Konsulen  in  nichtchristlichen  Ländern  ist  die  eigene  Gerichts» 
barkeit  in  Zivil-  nnd  Sttafsarhen,  deren  Au??iibnn2r  nach  den  Gesetzen  ilires 
Heimatsstaates  erlolsrt.  So  sehr  heute  noch  die  (Triinde  best^iheii.  welche  die 
Ausbildung  und  Entwickelung  dieses  Rechts  eigener  Gerichtsgewalt  in  fremden 
Staatsgebieten  rechtfertigen  m5gen,  so  darf  doch  nieht  der  anomale  Charakter 
dieser  Erscheinung  ans  dem  Auge  verloren  werden,  der  in  dw  nenerm  Zeit 
um  so  stärker  hervortritt,  als  jener  Staat,  in  dessen  Gebiet  sich  die  europäische 
Konsnlargerichtsliaikeit  zuerst  ausgebildet  hat  —  die  Türkei  — ,  inzwischen 
in  die  Uemeinschalt  der  Träger  des  europäischen  Völkerrechts  (durch  den 

Ii  In  ZnsriniiDenhauR  mit  dor  UnTerlctzbarkeit  des  Konsulatsffcbaudes  winl  auch  viel- 
fach (in  Asyln  «  ht  Ijthanptct.  S»  npiiesteus  von  Pi^delüvre,  PrÄds  1  p.  5M.  —  Vj^  über 
dij^  Krage  v.  Huluiei  iucq,  IUI  III  S.  725ff. 

2)  VgJ.  imbesonderc  da»  »chon  üben  zitierte  Hauptwerk  von  F.  v.  Martens,  Ihm 
Konsularwesen  n«^.  —  Femer  Pradier- Fudi'n' .  Traitö  IV  §§  2f2H8q.;  Försitid- Oi r;ni <i , 
Lea  jtifiüceä  mixtes  daos  les  pays  bors  chr^tiente.  —  Ferner  iJeaselben  Trait4^  ia 
jariadictf««!  fi«ii^«e  daoB  l«s  fidielks  du  Levant;  De  Clereq  et  de  YalUt  I.  c.  II, 
p.  3H«>f.,|.;  Engelhardt,  La  Tturqule  et  le  TuMtinat;  iwiMitens  Pi£deli(vre,  Pr^a  1 
p.  &31  sq. 
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Pariser  Frieden  Ton  1856)  aa^enommen  ist^}  und  mit  den  meisten  anderen 
nichtchristlichen  Staaten  (Persien,  China,  Japan,  Siam  u.  s.  w.)  Vertrag^  nnd 
diplomatischer  Verkehr  besteht.  In  dem  Maße,  als  diese  anniiiaN  Einrichtung 
namentlich  von  jenen  Völkern,  die  selbst  Träger  alter  Kultur  sind  and 
manchen  Forlüchritt  im  Geiste  europäischer  Zivilisation  in  neuester  Zeit  auf- 
zuweisen haben,  schwer  empflmden  wird,  steigert  sieh  aber  auch  die  Verant- 
wortlichkeit der  enropAischen  Staaten  Ar  eine  dnrehans  nnparteüsehe  nnd 
korrekte  Justiz.  Nur  dann,  wenn  die  Ausübung  dieses  Rechtes  von  dem 
stren2:en  Ernst  beherrscht  ist,  den  das  öffentliclie  Recht  der  zivilisierten 
Staaten  bei  den  Orgauen  der  jßechtspflef^e  voraussetzt,  kann  die  moralische 
Mission,  welch  die  Greschichte  den  zivilisierten  Völkern  anvertraut  hat^  zur 
Asrirnttiam^  der  BeohtsiBstinde  der  durisfilehen  nnd  ni^fcohrfirtilidien  Lftnder 
beitragen^.  In  den  Besiehangen  einer  Reihe  von  Staaten*)  za  Japan  hat 
sich  allerdings  in  den  Neunzigerjahren  des  vorigen  Jahrhunderts  ein  Wandel 
vollzogen,  der  zum  —  vorerst  zeitlich  beschränkten  —  Verzicht  auf  die  Konsular- 
gerichtsbarkeit geführt  hat  (s.  oben  S.  199.  Aum  2).  Von  der  Einschränkung 
der  Konsulargerichtsbarkeit  in  Egypten  wird  unten  {&.  S.  232)  die  Rede  sein. 

L  DiB  Organisation  der  Eonsnlargeriehte  in  den  nichtcbrist- 
lichen  Staaten  ist  keine  einheitliehe,  denn  abgesehen  davon,  dafi  sie  nicht  auf 
einer  einheitlichen  oder  internationalen  Regelung  beruht,  sondern  auf  Einzel- 
verträgen, den  nationalen  Gesetzen  der  Mächte  und  vielfach  auch  auf  Her- 
kommen, muß  die  Verschiedenheit  de&  Malier  der  Bedürfnisse  der  einzelnen 
Staaten,  der  vielfach  eigenartige  Charakter  ihrer  eigeiieu  heimatlicheu  Ein- 
richtungen nnd  schlieUich  die  Tatsache  in  Erwägung  gezogen  werden,  daß  es 
sich  anch  hier  nm  BildungsproKesse  handelt^  die  sich  im  Lanfe  geschichtlicher 
Entwickdmv  nnter  dem  Einfluß  verschiedenartiger  Umstände  vollziehen. 
Indessen,  gewisse  typische  Einrichtungen  haben  sich  unter  dem  Einfluß  jener 

1 ;  Vgl.  aber  die  Voniicbe  der  TBricel,  die  fremde  Koiwaliigericfatibeikcit  zu  beeeltigeo 

Hübler  a.  a  0.  77. 

i)  Der  grOndlielnte  Kenner  der  Geechfehte  nnd  der  heutigen  Wicfcsarakeit  der  Kooralu^ 

gerichte  im  Orient  —  K.  v.  ttartene  —  hat  wiederhult  betunt,  daß  die  ricbtorlicfaen  Befugnisse 
der  Konsulen  nidit  als  Privilegien  nngeschen  woflf  ii  dürfen,  die  man  Eürojiilcm  erteilt,  da- 
mit rie  ungestraft  Verbrechen  begehen  und  die  Eingeboreueu  und  Luiidc&icgicniugcu  csploitiereo 
kSnotcn.  Dem  Hechte  der  Komularjarisdiktion  ent»prioht  die  Pflicht,  die  Kunsulur^'cri>  lito 
nnvci-j'.ii'rlicli  iii  eiiu-r  den  I'orderuugen  der  Ilechtsordnungentsprcclioiulcii  Woiso  m  orf^aiiisici  cn 
(II  S.  iU,  vgl.  auch  S.  %i.  Im  Schöße  des  luetituts  fQr  internationales  Kcclit  hat  man  »ich 
in  neuerer  Zeit  mit  dteeer  Finge  eingehend  beicbtftigt  Die  betreffende  KommiMioit 
hatte  folf^cndc,  diirth  F.  v.  Martens  vorf^whla^rnr  Itr-isolntion  angenommen:  „1.  Die 
gegenwärtig  im  Verfahre»  bei  gemischten  Prozessen  befolgte  Praxis  ist  unwürdig  der 
riviOeierten  lOchto  nnd  den  legllteen  Intereaeen  ihrer  ini  Orient  domiriiiensnden  An- 
gehörigen im  höchsten  Grade  schädlich;  2.  Die  Exronitöriiiiität  der  .ms  clinsflichen  ,^t;i;i(cn 
entstammenden  Bewohner  oneutalischer  Linder  ist  nicht  bloß  ein  Pririiegium  und  ein  Becbt, 
ete  begründet  andi  eine  Pflicht'  Die  Beeohttion  wiide  In  der  Plenanrenemmlung  de«  Inedtnti 
für  internationales  Recht  (läS2)  angenommen.  —  Näheres  daräber  im  Annualrc  do  l'Institnt 
IV  p.  233  sq.  —  S.  schon  hier  MandeUtam,  La  justice  Ottomane  etc.  RG  1  ff.,  :H3ff. 

3)  England,  V^oigte  Staaten  von  Nordamerika,  Italien  (1894),  Peru,  Schweden- 
Norwegen,  RuÜland,  D&nemark  (1S95|,  Deatediland,  Ainkreioh,  Holland,  Sebweii  (18S6K 
Spanien.  Portugal  (181i7>, 
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Nationen  ausgebildet,  welche  am  Mheeten,  zugleich  aber  auch  in  größerem 
Uafie  ihren  Verkehr  nach  jenen  LSodern  zu  entwickeln  in  der  Lag«  waren, 

ao  daft  die  von  ihnen  eingeführte  Oi-ganisatioa  der  Konsulargerichte  vielfach 
für  die  übrigen  Nationen  vorbildlich  werden  konnte.  In  dieser  Beziehung  hat 
in  erster  Linie  die  der  französischen  Marine-Ordonnanz  von  1681  zugrunde 
liegende  Organisation  der  französischen  Konsulaigerichte  großes  AnsehMi 
erlangt  nnd  Nadiahmnng  gefunden!).  Die  in  der  Marine-Mffluiaiuc  nieder- 
gelegten Prinsipieo  haben  aUerdinge  durch  die  sp&tere  fransSsische  Gceets- 
gebun^  maniAe  Ifodifikation  erfahren  (so  durch  das  Edikt  vom  Juni  J778, 
die  Ordonnanzen  vom  3.  Mära  17S1  und  5.  Juli  1842  und  das  Gesetz  vom 
8.  Juli  1851).  Tn  Zivil-  und  Handelssacheii  fungiert  in  jedem  französischen 
Konsolarbeziike  ein  Konsulargei  ich  l;  dieses  besteht  aus  dem  Konsul 
(der  den  Voisiüi  führt)  und  xwei  Beintsem,  die  ans  den  im  Konsalarbeiirke 
etablierten  Fraozoeen  rom  Konenl  gewihH  werden.  Fehlt  es  an  geeigneten 
Persfinlichkeiten  zur  Bildung  eines  OMri  -litskollef^iums,  so  schöpft  der  Konsul 
allein  das  Crteil.  D^-i-  Ktuizlf^r  dr  -  Konsulats  titn!?i^^i-r  als  ScliriftfiiftrMr.  — 
In  zweiter  Instanz  euisciieidei  über  Apellationen  gegen  Entsclieidiuigeu  der 
Konsulargerichte  iu  der  Türkei  und  Pei^ieu  der  Gerichtshof  zu  Aix; 
fibet  KassationsUagen  entecheidet  dw  Pariser  Eaasatlonehof.  Fflr  die  Ent- 
floheidungen  der  französischen  Konsulargmchte  in  China,  Slam  ihngiort 
das  Gericht  in  Saigon  als  zweite  Instanz^,  lÜr  die  Entscheidungen  der 
Konsulen  in  Maskat  jenes  mf  der  ftiv*-!  Ke miio n 'i.  —  Die  Organisation 
der  Straffi-erichte  ist  an  die  J>ieiieiiung  der  strafbaren  Handlungen 
geknüpft.  In  Übertretungssachen  (contra ventions)  entscheidet  der  Konsul 
als  Einzelrichter  in  erster  nnd  letaster  Listanz.  Fflr  Vergehen  (d^lits) 
werden  Kollegialgerichte  aus  dem  Konsul  und  zwei  Laienrichtern,  wdche 
der  Konsul  aus  der  Mitte  der  in  dem  Konsulärbezirke  etablierten  Franzosen 
auf  die  Daner  eines  Jahres  auswählt,  ;2febildet.  Die  T^rteile  dieser  Gerichte 
sind  anfechtbar;  als  Keclitömittelinstanz  fungieren  dieselben  Gerichte,  wie  in 
Zivil-  und  Handelssachen.  Verbrechenssachen  (crimes)^)  werden  durch 
SottsaUurgeriehte  nicht  entschieden.  Der  Konsul  hat  lediglich  die  Funktion 
d^  Untersuchungsrichters  auszuüben;  er  hat  den  Beschuldigten  zu  verhaften 
und  mit  dem  deninäclist  abgebenden  Schiffe  an  den  Generali>roknrator  bei 
dem  Gerif-htshüfe  zu  Aix  unter  gleichzeitiger  Mitteilung  der  Akten  und 
Beweisstücke  auszuliefern'^). 

1)  F.  V.  Martens  II  9?)  stellt  für  die  Or<fan'mti()n  der  KuiistüMgerichtedgciTewchledeiie 
Tjrpeo  Mit:  dea  (ranzösichen,  den  englifichon  und  den  russischen. 

i)  OeMtz  Tom  28.  Mai  18S6,  Art  8>  modifid«rC  durch  Art  2  dm  Cksetses  von 
28.  April  lSfi9.  31  Gesetz  vom  s.  Juli  !S52  Art.  15. 

4)  Zu  dieser  Urupp«  gehören  übrigens  alle  Sachen,  welche  eine  peine  affiictive  ou  infamante  - 
nach  ikb  zletien. 

5)  Auf  Orund  dee  Edikts  vom  Juni  ITTS  steht  den  französisclu  n  Kc>Il^^lI^«Il  das  Recht 
SU,  franzoüaclie  Staatsangehörige,  die  sieh  im  Konsularbeziriie  auflialteu  uud  durob  ihr  Ver- 
halten die  internationale  Ordnung  va^etzen  oder  die  HudelsintieimMD  ffaiw  Heiiutlaiides 
Bchädigeu,  auszuweisen.  Dieses  Recht  wurde  durch  spätere  Oesetoe  {18S5,  IS52,  1!>.jS,  18«2, 
im  —  fOr  die  BetideDten  and  Tixerealdenteii  in  Madagaakar  —}  bestätigt  Die  Praxis 
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Diesen  französischen  Einrichtungen  sind  in  der  Hauptsache  jene  des 
DetttseheB  Beiches*),  OesterreiehB,  Italiens,  Belgiens  o.  s.  w.  nach- 
gebildet BeKilglich  des  Deatschen  Beiches  ist  folgendes  zn  beachten: 
Nach  dem  Gesetz  vom  7.  April  1900  wird  die  KonsulaifCf'iiclitsbarkeit  in 
jenen  T^iindeni  ansfreiibt.  in  welchen  si^  rlnrcli  Herkommen  oder  dwvch  Ver- 
träge gestatttt  ist;  der  KonsulargerichUsbarkeit  sind  die  iu  den  Konsulär- 
bezirken wohnenden  oder  sich  aufhaltenden  Beichsangehörigen  und  Schnta- 
genossen  nnterworfen  ((  1).  IMe  Konsniargerichtsbesirke  werden  von  dem 
Beichskanzler  nach  Vemehniune:  des  Ausschusses  des  Bundesrats  für  Handel 
und  Verkehr  bestimmt  f§  2).  Die  Konsnlargericlitsbarkeit  wird  durrh  den 
Konsiil^i  als  Einzelrichter  und  durch  Kollegialgerichte  —  die 
Konsulargerichte  —  ausgeübt.  Die  formelle  Grundlage  der  Gerichts- 
barkeit des  Konsuls  ist  die  Ermächtigung  des  Reichskanzlers;  neben  dem 
Konsul,  sowie  an  Stelle  desselben  kann  auch  ein  anderer  Konsnlarheamter  zur 
Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit  ermächtigt  werden  (§  5).  Das  Konsn  lar- 
gericht  besteht  aus  dem  Konsul  als  Vorsitzr^n  li  n  und  zwei  Bei.'sitzern,  55oweit 
nicht  im  Gesetze  die  Beiziehung  von  vier  lieisitzeru  vorgeschrieben  ist.  Deu 
Beisitzern  steht  unbeschränktes  Stimmrecht  zu  (§  6).  Die  Berufung  der 
Bdsitser  erfbigt  dnrdi  d«i  Konsul  auf  die  Dauer  eines  Jahres  ans  den  adit> 
baren  Gerichtseingesessenen  oda>  in  Ermangelung  solcher  aus  sonstigen  Ein- 
wohnern des  Konsülarbezirkes,  Es  sind  vier  Beisitzer  und  mindestens  swei 
Stellvertreter  zn  berufen  ('§  71  Rezti^lidi  der  saclilichen  Kompetenz  in 
An^elen^enheiten  der  sti  eititreu  (i  ericlitsbarkeit  bestimmt  §  12:  Soweit 
dieses  Gesetz  nicht  abweichende  Bestimmungen  enthält,  ist  für  die  durch  das 
Geriehtsrerfhssungsgeseta  und  die  Konkorsordnung  den  Amtsgerichten  za- 
gewiesenen  Sachen  der  Konsnt,  fhr  die  den  Schöffengerichten,  sowie  für  die 
den  Landgerichten  in  erster  Instanz  zugewiesenen  Sachen  das  Konsular- 
gericht zuptänditr  Tn  den  zur  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  ge- 
hörenden Angelegenheiren.  welche  in  den  im  §  3  Abs.  l  bezeichneten 
preußischen  Landesteilen  in  erster  Instanz  zur  Zuständigkeit  der  Amts- 
gerichte oder  der  Ijandgerichte  gehören^  ist  der  Konsnl  zuständig.  In 
Strafsachen  ist  die  Kompetenz  eingeschränkt,  insofern  bezüglich  der  Ton 
Eeichsangehörigen  odei-  S»  hut/^iMKisseii  begangenen  strafbaren  Handlungra, 
für  welche  in  erster  und  letzter  Instanz  da<  l^  ichsgericht  oder  das  Scltwur- 
gericht  zuständig  ist,  der  Ivonsnl  nur  dieit  iiint'n  Handlungen,  welche  zur 
Sicherung  der  Strafverfolgung  notwendig  sind,  Cntersuchungshandlungen 
aber  nur  insoweit  ▼orznnehmen  hat,  als  sie  darch  die  G^Mir  im  Verzuge  ge- 
boten erscheinen.  Die  Akten  sind  der  Staatsanwaltschaft  bei  dem  zuständigen 

erblickt  daiia  oin  weitvulles  Mittel,  das  Ansehen  and  die  lotorefuen  der  in  den  Konsnhur- 
b«slrk«n  anprerfeddten  Pnuizosen  zn  tidiOtsen.  Vgl.  NSheree  bei  Pradf er-Pod4rA,  Tnltfi  IV 

p.  7S0  sc|. 

1)  Vgl.  ioBbesondcre  Brauer,  Die  deutschen  Jiistiz^eaetzc  in  ihrer  Anwendung  auf  die 
amtliche  Tätigkeit  der  Konnulon  usw.  (ts79).  Über  da«  dcutwhc  Konsulargerichtsbarkolts- 
gveeb  vom  7.  April  ÜMKi  vgl.  (lareis  §47. 

2)  V«;i.  Gesetz  betr.  die  Orfaniaation  der  BuodeskOBSulate  vora  8.  Nov.  1987. 
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Oericlite  des  Inlands,  hn  Falle  des  §  9  Abs.  1  Str.-P.-O.  dem  Oberreich»' 

anwalt  zu  übersenden  nnd  der  Beschaldigte  dahin  abzuliefern.  —  Ent- 
scheidungen in  Übertretunj^saclien  können  nicht  mittels  Rechtsmittels  an- 
gefo<'hten  werden;  in  anderen  Strafsachen  tiudet  gegen  Endentscheidungen 
der  Konsulargerichte  die  Berufung  statt.  Über  Beschwerden  gegen  Ent- 
scheidangen  des  Konsnls  oitseheidet  das  Konsnlargerieht  Die  Bestlmmnng 
des  §  23  Abs.  1  Str.-P.<0.,  welche  jtuen.  Richter»  welcher  bei  einer  durch 
Rechtsmittel  angefochtenen  Entscheidung  mitgewirkt  hat,  von  der  Mitwirkung 
bei  der  Entscheidung  in  höherer  Instanz  kraft  Gesetzes  fi'n  mis^eschlossen 
erklärt,  ist  jedoch  hierbei  nicht  anwendbar.  In  den  Jb'ällen  des  §  353 
Str.-F.-O.'/  ist  der  Konsul  zur  Abänderung  seiner  durch  Beschwerde  an- 
gefochtenen Entscheidnng  befugt.  —  Zur  Vefhandliuig  und  Enlscheidnng  aber 
das  Bechtsmittd  der  Beschwerde  gegen  die  Entscheidungen  des  Eonsolar- 
gerichts,  sowie  über  das  Rechtnnittel  der  Berufung  ist  das  Reichsgericht 
ÄOständig^).  (Bezüglich  Japans  s.  oben  S.  199  Anni.  2.) 

Die  enj^lischen  Konsulargerichte^'  bestehen  aus  dem  T\"n.sul,  der 
den  V'orsiitz  führt,  nnd  zwei  bezw.  vier  Beisitzern,  die  von  dem  Konsul  aus 
den  im  Konsularbezii  k  etablierten  Engländern  gewäiilt  werden.  Fehlt  es  au 
solchen  Persönlichkeiten,  so  entscheidet  derKoosol  als  Einzelrichter.  Für 
Strafsachen  wird  ein  Geschwomengericht  gebildet  Die  Geschwornen  (fünf 
an  der  Zahl)  werden  aus  einer  jährlieli  aus  den  ansässigen  englischen  Unter- 
tanen zu  bildenden  Liste  gewählt-  in  höherer  und  höchster  Instanz  ent- 
scheidet der  britische  „Supreme  Consular-Court  for  the  Dominions  of  the 
Sublime  Ottomau  Porte"  in  Konstantinopel.  FOr  China  und  Japan  besteht 
ein  britisches  Ober-Konsnlaigericht  in  Shanghai  (Besstiglidi  des  Trachts 
Englands  anf  e^^e  Jurisdiktion  gegenüber  Japan  &  8.  199  Anm.  %) 

Was  BnOland^)  betrifft,  so  besteht  nur  für  dessen  Konsulargerichte  in 
Persien  eine  gesetzliche  Grundlage.  In  Persien  fum^nereii  fJericlite.  die,  bei 
den  Konsulaten  der  verschiedenen  Konsulatsbe/.irke  gebildet  sind,  und  ein 
Gericht  bei  der  russischen  Gesandtschaft  in  Teheran.  Jene  sind  zuständig 
fttr  RechtsBadi^  deren  Parteien  in  dem  Konsnlarbesirk  ansässige  nssisdie 
Untertanen  sind;  das  Gesandtschalt^ericht  entscheidet  in  Rechtssachen  der 
in  Persien  überhaupt  Handel  treibenden  russsischen  Untertanen.  In  beiden 
Gerichten  nehmen  Beisitzer  aus  der  ansässigen  Kaufmannschaft  an  der  Recht- 
sprechung Teil.  i>er  Konsul  entscheidet  als  Einzelrichter  in  Sachen,  deren 
Wert  30  Rubel  nicht  übersteigt.  —  In  höherer  Instanz  entscheidet  das 
Gesandtschaftsgericht,  jedoch  in  anderer  Zusammensetzung. 

it  Die  Kompetenz  der  Eonsnlargerichte  in  Zivil-  nnd  Handete- 
saeh«i  gestaltet  sich  verschieden,  je  nachdem  an  der  Rechtssache  a)  Auslinder 

1)  Es  sind  dies  die  Fülle  der  sofortt{r«n  Beschwerde,  in  denen  du  Geiidit  zn 
einer  Abänderung  srlner  (!ui<  Ii  ßcsdiwoide  aui^^ofuchtenen  Entscheidimg  nicht  iMfngt  ist. 

2)  $1  U—üQ  dea  Gesetzea  über  die  Koiwuliugericlitabarkeit. 

Gnmdlage  Bind  die  Ordetfs  In  cooneil  ans  den  Jahren  1S64,  1S6$  und  i9Sl>  Vgl. 
F.  V.  Marteus  II  S.  94;  Dessen  Konsularwesen  S.  292  ff. 

4>  F.  V.  Martens  II  H.  95  und  Dessen  Konsaiarwesen  ti.  dOtilf. 
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denelben  Nationalität,  oder  b)  Ansliiider  Terschiedener  NationaHtftt,  oder 

c)  Ausländer  und  Eingeborene  beteiligt  sind.  Ad  a)  entscheiden  die  Konsulea 
(Konsulargerichtel  •).  Ad  b)  wird  gewohnheitsmäßig  der  Grundsatz  actor 
sequitui  forum  rei  an?e\\eiidet.  Eine  internationale  Vereinbarung,  welche 
diesen  Grundsatz  als  aligemeiu  bindende  Regel  für  die  Behandlung  gemischter 
ProzesBe  normieren  wttrde,  fehlt  bis  jetst*).  Ad  c)  Streitsachen  swisdien 
Aofllindexn  und  EängeborenMi  werden  anf  Grund  der  Kapitulationen  ver- 
schieden behandelt.  Nach  Art.  26  der  österreichisch-türklsf Inn  Kapitulation 
▼cm  Jahr  17t7  ist  das  (Teridit  des  HeklM^rten  kompetent,  d.  h.  das  lokale 
Gericht,  wenn  der  Beklagte  ein  Kins^eijorener  i.st,  das  Konsulargericht^  wenn 
er  ein  Ausländer  ist.  In  der  Praxis  werden  z.  B.  Prozesse,  in  denen  Franzosen 
beteiligt  sind,  zumeist  Tor  das  Forum  des  fransttsischen  Konsuls  gebracht  und 
zwar  xum  Zwecke  der  Herbeiführung  eines  Yergteiches  oder  Schiedsspruchs^X 
In  China  und  Persien  entscheiden  die  lokalen  Gerichte;  der  Konsul  hat 
ifL<  TRerht  zu  interTenieren.  In  Korea,  Siam  n.  a.  0.  entscheiden  die 
Behörden  des  Geklagten.   Für  Handelssachen  bestehen  (seit  1847J  in  der 


1)  Seit  ISGT  ist  dfu  Angehörigon  europäischer  Staaten  der  Erwerb  von  Onind  und 
Bod«D  im  ottomaniBchen  Reiche  gestattet.  DÜnit  stdit  dio  vsrtngwiiSfiige  Regelaair  der 
Kompetenz  tter  I.rokalgerichtp  iiml  der  Konsular^oriclite  in  Innnohiliarsaehen  in  Zasaminen- 
haag.  Nach  dem  am  9.  Juni  186S  in  KuuBtantinupol  unterzeichnetGO  Protokoll  atebt  den 
lokalen  QerichtebehSiden  in  ImmobtHantebeo  aiuBeliliefindieKoinpeteitt»!.  Vgl.  deOlereq 
L  c.  II  p.  372.   Handels  tarn,  La  Justice  Ottomane  etc.  RG  XIV,  1  ff.,  343  ff. 

2)  Pi*"  F.vlsttmz  einer  anfr<"Wiili  im  .Talire  !S20  in  Konst.nitiitopol  zwincht'ii  den  dipto- 
matischeu  Vertretern  Englands,  1  luiikrcicltä,  Obterreicbs  und  iiuUlands  abge.'w.'hloätieucn  Kon- 
vention, durch  wdche  die  Geltung  des  obigen  GrnndMtxee  aneilciuint  und  die  Bildong  f  e- 
mischter  Komm5!=?=iftn(Mi  für  die  Etifschcidung  gemischter  Prozesse  in  .\u8»it'Iit  fr«'noimncn 
worden  sei,  i«t  nicht  nachweisbar.  F.  von  Martens  II  S  97,  9S.  Für  die  Existenz  jener 
Konvention  treten  in8l>eMadore  fnuttjieiMlie  Schriftsteller  ein;  so  aneh  ncaestens  PÜde* 
lit  vre,  VrM^  I  p.  —  Das  Institut  für  intern  Kicht  hat  sich  sehr  cinjrehend  mit 
der  Frage  der  Rcgcloug  des  Verfahrens  in  Prozessen  zwisdien  ADgebörigcu  europiUscher 
atMten  im  Orient  v.  s.  w.  bescbiftigt  (vgl.  Annnaire  de  l'Enstitnt  VI  p.  223  sq..  vii  p.  ii, 
2«,  190  sq.l.  Auf  Grund  eines  von  F.  v.  iMartens  aus^'eai})eiteten  Projekts  einer  inter- 
nationalen Konvention  über  Prozeß  der  eben  gedachten  Art  wurden  am  .September  IbbS 
(Müncbener  Session)  betreffende  Rcsolatlonen  bcsdilossen  und  den  Regiernngen  mitgeteilt 
Hiernach  sollen  zur  Entscheidung  berufen  sein:  1.  Das  Konsulargericht  des  Beklagten 
(Art.  Uli.  2.  In  zweiter  Instan?;  entseheidet  ein  Appellationspcrieht  fenur  d'nppcii;  ein  solches 
soll  in  jedem  Lande  des  Orients,  wo  die  Konsularjuiisdiktion  aneri^annt  i8t,  erriclitet  werden. 
Jede  iksr  VeitragamScbte  ernennt  eine  jaristisch  gebildete  Persßnliehlceit  oder  eine  solche^ 
die  als  Konsularrichter  ])r.ikti>('li  Ijcreits  tütli,'  war.  mm  Mitsliffle.  Die  C'cncralkonsulen  am 
Sitze  des  AppeUationsgehchts  können  gleichfaib  zu  .Mitgliedern  cniannt  werden  i.^rL  IV.i. 
Die  dritte  Instanz  bleibt  nach  den  BMcMBssen  des  Instituts  unbeatinuit.  F.  v.  Hsrtens 
hatte  vorgeschlnffen,  ilaR  d-  r  oliorpte  flerielifslutf  iKas^ntiotislhif  des  Staates,  dem  der  He- 
klagte  angehört]  aU  dritte  Instanz  zu  fungieren  habe.  —  Dji»  engiisdie  Order  in  Council  vom 
Jshre  1864  gestattet  den  Angehörigen  aller  Linder,  Klagen  gegen  Engllnder  sonrobl  bei  dem 
betreffenden  Konsulargericht,  wie  auch  beim  obersten  (Jericlitshof  in  Konstantinopel  <s.  S.  137) 
anzabringcn.  Dci-  Kläger  bat  jedoch  die  Erlaubnis  seines  Konsuls  zur  Erhebung  der  Klage 
vor  dem  englischen  Konsulargericht  n.  s.  w.  zu  erbringen,  für  dio  Prozefikosten  Kautk>n  zn 
ertegen  und  die  Erfüllung  des  Uitcils  zu  versprechen. 

3}  De  Ciereq  et  de  Vallat  1.  c.  II  p.  87«. 
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TOricei  0  (in  EoaBUntiiiopel  und  einigen  anderen  Plfttsen)  gemisehte  Geridite*} 

für  Prozesse  zwischen  türkischen  Untertanen  und  Ausländem  —  ohne  Unter- 
schied, ob  die  ausländische  Partei  Kläger  oder  Bekliii^ter  ist.  Das  fleritlit 
besteht  aus  drei  türkischen  Richtern,  von  denen  einer  den  Vorsitz  liihit.  und 
zwei  Ausländem,  die  Angehörige  der  Nationalität  des  klagenden  Ausländers 
sind.  Der  Dragoman  des  EonsnliiU  des  Ansllndors  bnt  dns  Eeeht»  bei  der 
Verhandlnng  zugegen  sn  sein.  —  Im  Jahre  1850  wnrde  ein  gemischtes 
Seebandeisgericht  in  Eonstantinopel  für  Seehandelssachen  zwischen  Ein- 
geborenen lind  Ausländem  errichtet^). 

Die  Kompetenz  der  Konsulargerichte  in  Strafsachen  wurde  schon 
üben  bei  Erörterung  der  Organisation  dieser  Gerichte  teilweise  berührt.  Aus 
dem  Zmtik  der  Roosalarjurisdiktion  nnd  ansdrOdclidi«!  Bestimainngen  der 
Eapitnlationen  ergibt  sich  der  GmndsatE,  da5  strafbare  Handlungen  eines 
Audänders,  begangen  an  einem  Eonnationalen  oder  Schntzgenossen  des  Staates, 
dem  der  Täter  angehört,  vor  das  Konsnlargericlit  dieses;  Staates  ji^ehören. 
Wurde  die  strafbare  Handlung  von  einem  Ausländer  an  einem  Eingeborenen 
begangen,  so  ist  in  der  Türkei  das  türkische  Gericht  kompetent;  der  Konsul 
mnft  jedoch  von  jed^  Anklage  gegen  einen  seiner  Staatsangehörigen  in 
E^ntnis  gesetzt  werden;  die  Vei'handlnng  wird  in  seiner  oder  seines  Ver- 
treters Gegenwart  dnrcbgei&hrt.  Hausdurchsuchungen  dürfen  ohne  Beteiligung 
des  Konsnls  nicht  vorgenommen  werden.  Zuweilen  entscheidet  jedoch  das 
Konsulargericht.  Seit  lS5fi  bestehen  in  Konj^iantinopel  und  anderen  größeren 
Städten  gemischte  Zuchtpolizeigerichte,  die  zur  Hälfte  mit  türkischen 
fiicbtem  und  Ausländem  besetzt  sind.  Der  betätigte  Eonsnl  (oder  dessen 
Dragoman)  ist  bei  der  Verhandlung  anwesend  nnd  kann  an  derselben  teil- 
nehmen. Der  Vollzug  des  Urteils  kann  erst  erfolgen,  wenn  der  Konsul  das 
Urteil  genelimic't  und  unterzeichnet  hat').  —  In  den  mit  Persien  ab- 
ge.schlosseiieii  Verträgen  i.st  für  Strafsachen  in  einem  der  kontrahierenden 
Staaten,  au  denen  Untertanen  des  anderen  Staates  beteiligt  sind,  bestimmt, 
daß  die  Erledigung  der  Sache  in.  dem  einen  nnd  anderen  Staate  nach  den  in 
diesen  Staaten  für  meistbeg&nstigte  Nationen  bestehenden  Regeln  zu  erfolgen 
habe^).  ~  In  China  gilt  auf  Grund  von  Verträgen  für  gemischte  Fälle  der 
Grundsatz,  daß  die  Konsilien  .Vusrehnrii^H  ihres  Staates,  welche  einen  chine- 
sischen L'iitertau  veiletzt  lialtt-n,  zu  verhaften  und  nach  den  l>andesgesetzen 
zu  bestrafen  haben,  Stralbare  Handlungen  eines  chinesischen  Untertans  an 
einem  Ausländer  geh5ren  Tor  die  chinesichen  Gerichte*).  —  Strafbare  Hand- 

1)  Mandelstntn.  La  .lusticc  Otiomano  etc.  KG  XIV,  1  sq. 

2)  Medjli.        !S50  word«  «in  dein  französischen  Code  do  commcr -c  nach  gebildete« 
Uandelgp:c9ct7hu«  Ii  und  1S02  ein  noiicä  rro7.oß^ct<ctz  für  HandebBacbeQ  in  der  Türkei  poblUiert. 

3}  Vgl.  Pradier-Fodiifs  Traite  IV  p.  TSa,  T40. 
4)  Tgl.  Aonaaire  de  riiutitnt  V  p.  192  «q. 

->)       /  B  die  Vertiig«  Penicui  mit  DentadiUnd  Art  16,  inlt  östemleh  Art  12, 

mit  Frankreich  Art.  5. 

•)  Vfl.  I.  B.  Art.  13  de«  Vertrages  mit  dem  dentscben  ZoUverein,  Art  99  dw  Ver^ 

träges  mit  Österreich.  Tu  dem  Vertrage  üiit  dem  Deutschen  Kcicli  vom  31.  MKn  1880  wurde 
der  Vorbehalt  besoodcrer  Verhandlungen  io  gemiecfaten  Fiileo  stilpaliert 
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Inngm  der  Earopäer,  wdehe  an  Japanern  od^  Ansl&ndern  b^;angen 
Warden,  waren  nacti  den  Vertrigen  vor  1894  (&  8.  t99)  von  dem  Konsul  des 
Täters  zu  untersuchen  und  nach  dem  Rechte  seines  Staates  zu  entscheiden. 
Dagegen  waren  Japaner,  welche  einen  Auslander  verletzt  haben,  von  den 
Japanischen  Gerichten  nach  japani&cljem  Rttdn  zu  bestrafen. 

§  65.  Biuüchränkimg  der  KoiiHiilargericht.sUurkeit.  L  Die  Praxis 
der  Konsnlargeriehte  in  sog.  gemischten  PnneOsachen  hat  in  den  meisten 
LSndem  Anlaß  zu  Beschwerden  gegeben;  die  Cbelstftnde,  welche  mit  der 
Heri-schaft  einer  größeren  Zahl  fremder  Jurisdiktionen  und  dem  Streben  der 
Konsolen,  ihre  Kompetenz  auf  Kosten  der  territorialen  Jurisdiktion  m  cv- 
weitern,  verkiuipit  sind,  die  in  vielen  Fällen  hervorgetretene  Scliädigung 
legitimer  Interessen  der  Inländer,  der  Mangel  objektiver  Beurteilung  von 
Strafinchen,  an  denen  EnropSer  als  Angeklagte  oder  Besehftdigte  beteiligt 
sind,  traten  namentlich  in  Egypten  besonders  grell  herror  und  rückten  das 
Bediirfnis  einer  f^ründliclieii  Reform  der  Konsulargerichtsbarkeit  in  den 
Voideitjiunfl.  I)ie  hiiriative  wurde  von  der  Regierang  de-s  Khedive  1867 
ergriffen'),  welche  zunachsi  einen  von  ihr  ausgearbeiteten  Plan  den  beteiligten 
europftischen  Mächten  und  den  Vereinigten  Staaten  Ton  Nordamerika  vor- 
gelegt hatte.  Ein  erstes  Projekt  einer  Organisation  von  Geriehten  fttr  ge- 
mischte Prozesse  wurde  zunächst  von  der  Pforte  und  dem  Khedive  (1S70), 
ein  zweite?!  von  dem  Khedive  und  Fmnlci  i  ich  (in  demselben  Jahre)  vereinbart. 
Die  Verband luMfren^)  nahmen  einen  nur  langsamen  Fortgang  und  wurden 
durch  den  Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krieges  unt^irbrochen;  sie 
wurden  1873  in  Konstantinopel  wieder  au^enommen  nnd  führtoi  znr  Yer- 
einbarnng  eines  Reglements  ftber  die  Organisation  der  Geriehte  fftr  ge^ 
mischte  Prozesse  in  Egypten»),  das  seit  1.  Juni  1876  in  Kraft  ist.  Der 
egyptischen  Koiisul;ir5^ericht.sreform  tiaten  unter  verschiedenen  Bedingungen 
und  Vorbehalten  bei  die  Niederlande  1874,  Fraukreieh  tS74*),  Italien  1875, 
Deutschland  1875*),  Österreich-Ungarn  1875,  Großbritannien  IS75,  Rußland 
1875,  Belgien 0),  Spanien,  Portugal,  Griechenland,  Schweden>Korwegen,  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordaroerika«).  —  Die  Urteile  Uber  den  Wert  da: 

1)  Vgl.  inaboft.  F.  v.  Martcus,  Das  Koasulanvcäcu  u.  i^.  w.  S.  500  ff. 

2i  IHe  lotematioittlen  KommiB^OMD  worden  In  dm  Jabnn  1869,  1S70  zu  Kairo 

abgehaltiu. 

3)  Text  d(»  KoglcuicDts  im  Annuaire  de  tlnstitut  1  p.  ^^21  sq.;  bei  riciücbmanu, 
ISS  niul  NRG  (2.  8.)  II,  68S. 

1)  firset?:  \nm  IT.  Pr/emhcr  ]S1'>.  D:is  französische  Adhbion^rotokoll  I.— IS.  Ko- 
vcmbcr  ^^'i  ubgcdiiickt  im  Anuuaiii;  ü«  l'lmt  l  p.  337  sp., 

5)  Nach  dem  Gesetz  vom       Min  IST4  (BGBl  S.  2S|  könnt»  dl«  den  Konsnleo  de» 

Doutscben  Kcklis  in  A,uyi>t('n   /ii?tt'lirii<le  (Jerirlitslcirkcit  auf  fünf  Julnt-  flii_i;i>s(.liiruikt  rop. 

«otgebobcu  wcrdeu.  Am  2Ii.  Dtsiemb«!"  1^1  ä  wurde  eine  Verordnung  betreffend  die  Kiu- 
acfaiinkung  dicaer  Gertditsbarkelt  ettassen,  trelcfie  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahn»  tn  Kraft 

trclfn  sollte.  Durch  (icsetz  vom  5.  Juni  l^SO  (RGBl  S.  145)  wurde  diese  ZeitbeBchi*änkung 
aufgehoben.  \m  23.  Dezember  ISSü  (RGBl  ISsi)  .S.  192»  wurde  eine  betreffende  Verordnung 
erlassen.  —  Das  deutsche  Adha8ion8protok«>il  vom  2. — 5.  Mai  im  Annuaire  de  !*In- 
stitat  I  p  '(37  ap.        C)  Geäctz  vom  16.  Juui  1ST5. 

7j  DoGument»  oc  n^godations  relatilft  ä  I»  r6forme  judicialre  cn  tgyta  1S78.  Die 
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neuen  Einrichtung  lauteten  widereprechendi).  Allem  Anscheine  nach  dürfte 

niclit  sein-  die  Institution  als  solche  und  der  ihr  sugninde  liegende  Ge- 
danke der  Wirksamkeit  internationaler  Organe  auf  einem  \vi( iitif^en  Gebiete 
internationalen  Trebens  als  die  Quelle  neuerlicher  Übelstände  und  Beschwerden 
anzusehen  sein;  es  kommt  eben  auch  liier  darauf  an,  dab  die  beteiligten 
M&chte  bei  der  Avsflbnng  ihrer  Rechte  anf  dem  Boden  der  nichtchristlichen 
Staaten  eich  ihrer  (ob«i  betmitea)  Wmnaa  bewußt  blnben  und  rorgftltig  ftber 
der  koiTckten  Aasöbnng  betreffender  Funktionen  durch  geeignete  Organe 
waohen.  Daß  die  Quelle  mancher  trbelstände  teilweise  in  der  Organisation 
der  Gerichte  Heften  niac;.  kann  allt-rdintjs  nielit  l)('stiutten  werden.  !)ie 
Reformbedürltigkeit  eiuzeluer  Einrichtungen  dürlte  kaum  in  Abrede  zu 
Stellen  sein^ 

II.  Anf  Grund  des  Reglements  bestehen  in  Egypten  drei  Geriditshdfe 

erster  Instanz  in  Alexandrien,  Kairo  und  Ismailia  (ursprünglich  nach 
Alt.  1  Tit  1  des  Regl.  in  Za2:azi*!f).  ferner  ein  Appellations-frericht  in 
Alexandrien.  Die  Gericht«  erster  Instanz  sind  mit  sieben  (vier  europäischen 
und  drei  ägyptischen),  das  Gericht  zweiter  Instanz  mit  elf  (sieben  europäischen 
und  Tier  ftg>i)tisQhen)  Richtern  besetzt  Diese  Gerichte  sind  sustftndig  Ar 
Streitigkeiten  in  ZivU-  und  Ifondelssachen  zwischen  Ausländern  und  Egyptern 
und  Ausländern  untereinander  (Art.  9  Tit.  I  des  Kegl.).  In  Sachen,  bezüglich 
welcher  beide  Parteien  Ausländer  sind  und  derselben  Nationalität  ansfehören. 
fungiert  nach  wie  vor  das  betreffende  Konsulargericht.  Anderseits  entscheiden 
die  gemischten  Gerichte  Aber  Immobiliarklagen,  selbst  wenn  die  Parteien 
derselben  Nationalitftt  angehören  (Art  9  Abs.  2  Tit.  1  des  Regl.).  Dagegen 
sind  sie  nicht  zuständig  für  Vindikationsklagen  der  Ausländer  gegen  fromme 
Stiftungen»)  und  für  Statusfragen.  Über  öffentliches  Eigentum  kommt  den 
gemischten  Oericliten  keine  Jurisdiktion  zu;  auch  können  sie  Maßreo^eln  der 
Verwaltung  weder  interpretieren  noch  deren  Vollzug  auflialten,  dagegen  ent- 
Bchriden  sie  über  Rechte,  die  Ton  Ausländern  durch  Akte  der  Verwaltung 
erworben  sind;  ebenso  sind  sie  znstftndig  in  Rechtssachen  der  Ausländer  gegen 

Satninlung  der  Verträge  und  »unatigeu  Materialien  dieser  Augelegenhcit  sieLc  auch  bei  Hol- 
land, Tbe  EurofMnn  Conceit  in  the  eastem  qneKlion.  A  Mll«etioii  of  treaties  and  odicr 

imhlu'  acts  lOxford  !SS5».  Vgl.  auch  H.TL'cns,  Von  der  Sgyptisclifn  Jiistr/iTfnnii  (ISS.H); 
Oavillot,  Lea  Capitulaüon«  et  la  r^rorme  judimire  iliilb);  Arntz,  Freds  m^thodique  des 
RiglemeBts  coMnldrea  (1S76);  Tiramermaiin»,  La  i^rorme  Judfcialre  en  £gypte  et]«» 

capitiiTatinns  (1S75I. 

1)  So  2.  B.  eioerseits  das  Urteil  eiuos  cbcmaligen  Mitglieds  des  (icricUtsltofa  P.  vaa 
Bemraelen  (Pwndooym  Boutroa),  L'Sgypte  et  l^Earopc  par  an  anckn  juge  mixte,  i,  Teile 
1881,  18S4;  anderseits  das  Urteil  dea  PtiaidentMi  des  IntenuMioiuleii  Geriditabofa  in  Ktko 
Hagonti  iu  der  oben  zitierten  Schrift. 

2)  F.  V.  Marten»  II  S.  100.  Im  ganzen  s.  Zorn,  Staaterecht  II.  505;  Derselbe, 
KoimilargCHCtzgcbung  2i)S;  Lippiiiann  a.  a.  0.  120;  Patureau-Mirand,  Les  tribuiianx 
mixtes  d  tfiyptf-  (tM<0!:  FCrand  Gir aud  K  XXII,  70;  Faucbille  BG  I,  126;  Bonoe- 
vay,  L'organisatioD  judicairc  de  1'  Lgypto  (19u2). 

3)  Dag«!gen  gÄOrt  die  Ktife  flter  die  Tng»  dea  legalen  Besitzes  ohne  Uückstcfat 
anf  die  NatioaaHtit  de«  KMgen  oder  Bddagten  vor  di«  gcmiacbten  Gerichte  (Art  12 
Tit.  1  Begl.) 
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die  Begiernnif»  die  einzelnen  Administrationen,  die  Datras  des  Khedive  nnd 

der  Mitglieder  seiner  Familie  (Art.  10,  11  Tit.  I.  des  Regl.).  Zu  ihrer  Za- 
stHTidigkeit  gehört  ferner  die  Entscheidung  über  die  Kerhtsbestiindigkeit  einer 
zugunsten  eines  Ausländers  auf  Immobilien  bestellten  Hypothek,  ohne  Unter- 
schied der  Nationalität  des  Besitzers  oder  Eigentümers,  ebenso  über  den 
Zwangsrerkanf  und  die  Yerteilan;  des  KanfBcbillings  (Art  13  Tit  I 
des  Beg:!.). 

In  Strafsachen  ist  die  Kompetenz  dieser  Gerichte  wesentlich  be- 
schränkt. Die  Mächte  konnten  sich  über  eine  e^leicharfige  internationale 
StraQustiz  in  schweren  Strafsachen  nicht  einigen.  Die  «jerichte  entscheiden 
lediglich  über  Strafsachen  unter-ster  Ordnung  (Übertretungen)  und  die  gegen 
die  Gerichte  selbst  gerieltteten  Vergeben. 

Die  internationalen  Gerichte  haben  anch  das  Recht  der  Exekution 
ihrer  Urteile  und  Beschlüsse  (Art  tS  Tit  I,  Art.  36  Tit.  II  des  Regl). 

§  R6.  4.  Airenton').  In  dem  Verkelir  von  Staat  m  Staat  können  zum 
Zwecke  der  Vertretung  öftentlicher  Interessen  auch  Personen  verwendet 
werden,  denen  nicht  die  spezifisch  diplomatische  Stellung  und  folgemäßig  auch 
nicht  der  Tttlkerrechtliche  Ansprach  auf  den  GennS  ton  Immnnitftten,  Rechten 
nnd  Privilegien  zakommt  die  eben  nur  den  ReprSsentanten  der  Staaten  als 
solchen  zugesichert  sind.  Derlei  Personen  —  Agenten  genannt  —  können 
zum  Zwecke  der  Krif 'Ü^nnc:  piner  politischen  Angelegenheit  seitens  ihrer 
Kei,neruna:  bei  einem  tremdeu  Staate  beglaubigt  sein:  auch  kann  wohl  die 
politische  Mission  eine  geheime  sein  oder  es  handelt  sich  um  eine  nicht- 
politische  Hission.  Derlei  Agenten  werden  insbesondere  auch  von  einer  bloß 
de  facto  bestehenden  Regierung,  welche  noch  nicht  anerkannt  ist^  ferner  von 
den  infolge  einer  Staatsnmwälzung  augenblicklich  zur  Handhabung  der  öffent- 
lichen Gewalt  gelangten  Vertreten!  der  Hew'-o'niT^pHrtei.  die  als  Kriegs- 
partei anerkannt  ist,  entsendet  werden^').  Kerner  iit  innen  eine  solche  J^tellung 
in  der  Regel  die  Agenten  der  Iialbsouverauen  Slaaieu  und  entthronter  Fürsten 
ein.  —  Ti«tK  des  Mangels  diplomatischen  Charakters  können  derlei  Agenten, 
wenn  sie  von  ihrer  Regierung  beglaubigt  sind  nnd  der  besendete  Staat  mit 
ihnen  in  offiziellen  Verkehr  und  in  Verhandlung  tritt,  Unverletzlichkeit  be- 
anspruchen. Anderseits  steht  es  dem  bescndeten  Staate  frei,  einen  solchen 
Agenten  nicht  zu  empfangen,  bezw.  seine  Beglaubigung  nicht  anzunelinien.  — 
Den  Agenten  halbsouveräner  Staaten  können  durch  Verträge  einzelne  Kechte 
and  Inmnnitftten  zugesichert  sein'). 

1)  Qcffckcn,  Uli  III  a  662;  fleff ter-Geff ckeu  S  222;  Bluntscbli,  Völkerrecht 
H  241fr.:  F.  V.  Hart  OBS  U  tl  (f.:  Hbrtmtno  S.  12S;  Garols  |  50;  RiviAr,  Lehib. 
§44;  DcislUx  Prinoipe»  I,  f  14;  Flore  U,  No.  llSSaq.;  HalJ  f$  tOi«q.;  Oppen- 
heim I,  §  452  sq. 

2)  Ein  nenerw  Beispiel  bietet  die  SeDdnaff  der  Afir^ten  der  Sezeeeloniflieii  OStwa  und 
Slidell)  im  nordaineriknnisclicn  Bürii^erkricge. 

9)  So  hatte  die  Pforte  durch  doa  Vertrag  von  Kud»chuk-Kainard»clii  deo  Dooau- 
fftntertilnMMi  die  Abaniilniig  je  eine«  cbargfi  d'affaires  gC8tattt;t  uud  deoselbeo  iDa  Behand- 
lang  •oonrae  penoimee  joaiesant  du  droit  dei  gens»  c'eBt4>dii«  Tabri  de  tonte  TJobnee" 
sugMiebert 
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Geheime  Agenten  ohne  B^anhignng  werden  zu  potitisehen  nnd  polizei- 
Jichen  Zwecken  vielfach  verwendet:  sie  haben  keinen  Anspruch  auf  ein  anderes 

Maß  persflnlichen  Schutzes  als  iv^md  ein  anderer  Ausländer  nach  heute 
allgemeyj  geltenden  Grundsätzen  über  die  Behandlung  von  Ansiändern.  Da 
sie  sich  rechtlich  in  keiner  anderen  Stellung  als  der  eiues  Ausländers  be- 
Ünden,  so  ergibt  sieb,  dsB  sie  in  der  Verfolgung  ihrer  Zwecke  sieh  der  Vor> 
nähme  Ton  Handinngen  enthalten  müssen,  welche  eine  Verletzung  dee 
Landesrechts  nnd  der  dem  fremden  Staate  schuldigen  Achtang  enthalten, 
hezw.  eine  Antonsation  der  Territorialgewalt  zur  Voranssptznnjr  haben. 
Derlei  Peifsonen.  die  etwa  als  agents  provocateur«  ihrer  polizeilichen  Mission 
dienen  wollten,  können  ohne  Rücksicht  auf  die  ihnen  übertragene  Funktion 
ansigewiesen,  nnd  wenn  sie  die  Bnhe  nnd  Ordnnng  gestört  habeOf  bestreit 
wwdm,  —  Ebenso  befinden  sich  lediglich  m  der  Stdlnng  anelftndiBehen 
Privatperson  die  Privatagenten  eines  Soaveräns  zur  Besorgung  seiner  Privat- 
angelegenlieiten.  —  Keinen  Anspruch  auf  v>')lkerrpchtliche  Privilegierung 
haben  ferner  Personen,  wololie  im  Auftrage  des  Staates  zum  Zweclve  von 
Studien  im  Auslände  sich  autliuiten.  —  Geschieht  die  Absendung  zum  Zwecke 
feindseliger  Unternehmungen  (Spionage  n.  s.  w.),  so  kttnnen  derlei  Personen 
sofort  ausgewies»!  besw.  strafivchtlich  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 

§  67.  5.  Kommissäre').  Agenten  des  Staates,  welr  lie  zur  Besorgung 
bestimmter  öffentlicher  Ang-elegenheiten  mittels  Tollmarlit  beauftragt  ?ind, 
werden  gewöhnlich  als  Kommissäre  (Komniissarien)  bezeichnet.  Mitteis 
ihi'er  Vollmacht  werden  sie  bei  den  auswärtigen  Autoritäten  in  ihrer  offiziellen 
Eigenschaft  nnd  Ittr  den  bestimmten  Zweck  ihrer  Abordnung  beglaubigt  Die 
Erfüllung  ihrer  Aufgabe  ist  bedingt  durch  die  Gewährung  eines  entsprechenden 
Maßes  von  Schutz  ihrer  Per.son^t,  sowie  der  Unverletzlichlseit  ihrer  Papiere^ 
Depeschen,  ihrer  technischen  Effekten  n.  w 

Die  Zwecke,  für  welche  derlei  Kommissare  abgeordnet  werden,  sind  sehr 
verschiedenartig.  Es  kann  sich  um  Regelung  wichtiger  spezifisch  politisch- 
rechtlicher  Fragen,  z.  B.  um  die  Begnliernng  der  Staatsgrenzen,  die  Aus- 
führung von  geschlossenen  Friedensverträgen  u.  s.  w.  handeln,  oder  die 
Angelegenheit  gehört  dem  großen,  namentlich  in  der  Neuzeit  intensiv  ge- 
pflegten Gebiete  des  internationalen  Verwaltungsrechts  an.  Hierher  sfobören 
die  Verhandlungen  durch  Kommissäre  über  Angelegenheiten  des  Verkehrs- 

1)  Ilartmanu  S.  123;  Gareis  §  .50;  ßivier.  Lchrb.  §  14. 

2)  Der  deutsch-schwcizorisotic  Vortrag  vom  &.  Dezember  1696  (RGBl  lb97  8.  195)  be- 
atbumt,  daß  das  Rchwdzerische  Zollporeonal  wShrend  sdnes  offiziellen  Aofeiidtalts  auf 
dentBohem  Gebiete  den  deutschen  Gesetzen,  der  deutschen  Gerichtsbarkeit  und  Polizeigeualt 
^mpoweit  unterworfen  dsti,  ah  nicht  die  Ausübung  seiner  zollamtlichen  Verrichtungen,  mithin 
L>itaipliu,  Dienstvergeiien  oder  Dienstverbrechen  in  Frage  stehen."  Vgl.  den  von  Garci» 
$  60  and  Rivier,  L«bib.  f  44  mitgeteilten  Auszug  au»  dem  amtlichen  Akten^itQeke  der 
knisrrl.  (^ontwrhen  Ke^^omng  vom  2S.  April  l'-'^T  in  dem  Falle  .,Schnübc!e"' ;  hier  ist  vom 
völkerrcchtJicheö  Standpunkte  »m  dio  l'ncntbehrlichkeit  des  Schutze»  gegenseitigen  freien 
GeldtB  fSr  g«MfaifdIcbo  ZuMiumMikOnfte  der  Agenten  ««egespffoeheii.  Siehe  femer  fiber 
den  Fall  .Sdiidbele''  Triepel,  Völken-cdit  und  Landesrecht  309,  SU  ff.;  Oppenheim  I 
p.  4Ud. 
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Wesens  (Post,  Telegraph,  £iseiibRhneii,  Scbi^rt),  Uber  Angelegenheiten  des 

ökonomischen,  geistigen  Lebens  u.  s.  w. 

Die  Kommissäre  treten  auf  Grund  ihrer  Vollmacht  und  nach  Aus- 
wechselung- derselben  mit  den  Organen  des  besendeten  Staates  in  Koi^renzen 

zusammen. 

§  68.  IV.  Internationale  KonuuiüKioncn Mit  dem  Namen  inter- 
nationale Kommissionen  werden  in  erster  Linie  die  zur  Erledignng  einer 
bestimmten  (ifentliohen  Angelegenheit  von  zwei  odw  mehreren  Staaten  ab- 
geordneten Kommissäre  in  ihrer  genjeinschaftlichen  resp.  {gegenseitigen  Tiitief- 
keil  bezeichnet'^).  Man  ^'ersteht  darunter  aber  auch  ständige  kollegiale 
Körper,  die  durch  einen  internationalen  Akt  mit  einem  inter- 
nationalen Mandat  ausgestattet  eine  gewöhnlich  längere  Zeit  in 
Anspmeh  nehmende  offizielle  Wirksamkeit  entfUten,  oder  dauernd  fOr  be» 
treH^de  Zwecke  bestellt  sind. 

Diese  ständigen  internationalen  Kommissionen  unterscheiden  sich  von  jenen 
vorQbergeliend  für  eine  konkrete  Ancrelegenheit  der  beteiligten  Staaten  bestellten 
Kommissionen  und  vtin  der  \\  irkstiiiikeit  der  ständijren  Vertreter  der  Staaten 
(Gesandte,  Konsuln),  durch  die  ihnen  übertragene  Autgabe.  Diese  hängt  nämlich 
wesentlich  mit  der  Pflege  gemeinsamer  Interessen  der  Mitglieder 
der  internationalen  Gemeinschaft  bezw.  einer  größeren  oder  einer 
kleineren  Gruppe  derselben  zusammen.  Juristisch  beruht  die  Komi>etenz 
dieser  Kommissionen  auf  dem  autonomen  "^^'i^en  der  au  dem  bi  trettenden  inter- 
nationalen Akt  bt^tt^iligten  N'iilkerrpc.litssultjt^kte;  sie  sind  ihilit^-  nicht  selbst 
Organe  der  internationalen  Gemeinschaft,  wenngleich  sie  im  Hinblick 
auf  die  Quelle  ihres  Mandats  nnd  die  ihnen  anvertraaten  Interessen  lediglich 
praktisch  gewIssermalSen  als  Organe  der  internationalen  Gemeinschsit 
fnni^ieren.  In  dieser  immerhin  singulären  Stellung  werden  derlei  Kommissionen 
Triifrer  einer  die  freie  T{ewep:nng  und  rHspositidustahicrkeit  ihrer  Mandanten 
einschränkenden  iiueniiitionalen  Kompetenz  in  der  Kichtuug  der  Kntscheidong 
Entschließung  und  Exekution. 

Derlei  Kommissionen  bestdien  derzeit 

1 .  im  I  nteresse  der  Freiheit  der  Schiffahrt  auf  zwei  internationalen  StrSmen 

und  im  Snezkaual. 

In  ersterer  Be/.iehuue  wurde 

a)  für -die  Donau  die  europäische  Donaukummission  ')  durch  Art,  lö 
des  Pariser  Vertrags  vom  '60.  März  lS5ü  eingesetzt.  Ihi-e  Mitglieder  Wttdffli 
von  den  Signatarroftchten  des  Pariser  Vertrags  (Preufien  [Dentsches  Beich]» 
(Österreich  [Ungarn],  Frankreich,  Groftbritannien,  Kußland,  Sardinien  [Italien], 
Türkei)  abgeordnet.  Nach  einer  Verlftngernng  ihres  Mandats  (Londoner  Vertrag 

1)  Blvier,  Lehrb.  ttS,  J9T:  Prlncipcs  I,  564  sq.;  Gtrefs  §  51;  v.  Liest  %  t6; 
Opp«Dheim  $  45S  »i. 

2)  Z.  B.  die  für  die  Aiisfülininjf  der  Bcschlüfi»e  des  Wiener  KougresM»  seit  1815  bi»  1S44 
tat  Ausarbeitung  der  bctrcffooden  Schiffahrtsakten  (für  die  Woichad  I9t*— 1818,  die  Ube 
1821  bis  18-11,  den  Rhein  1981,  die  Em»  ISIS)  verBanimelten  Koioniiaflioiiai. 

S)  Stehe  Fleiscbwann  &3,  72,  94,  ib»,  160,  171,  173. 
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vom  13.  Mftn  1S71)  wurde  ihr  Weiterbestand  ohne  Seschrinkang  auf  einen 
Termin  dnreh  den  Berliner  Vertilg  Tom  Jabre  1878  bcachlosaen;  gleichzeiläg 

wurde  Rumänien  die  Vertretung  in  der  Kommission  eingeräumt.  Außerdem 
kommt  hier  in  Betracht  der  Zusatzvertrag  vom  28.  Mai  18Si  K'QBl  18S2 
s.  62\  Die  Kompetenz  der  Kommission  umfaßt  das  Stromg^ebiei  der  Donau 
vou  Bnüia  biü  zur  Müuduug;  sie  ist  exemt  gegenüber  den  Uterstaaten;  ihre 
Mitgtteder,  Bureaus  nnd  Archive  sind  nnverletadieh.  Die  Kommiflsion  hat 
Geriehtsbarkeit  bei  Übertretungen  der  Schiffiihrtspolizeivoraohrifkien  nnd  dn 
besonderes  Flaggenrecht.  Diese  Polizeivoi-schriflen  wurden  von  der  Londoner 
Konferenz  1883 beschlossen  n.  ?..  für  das  Gebiet  vom  eisernen  Tor  bis  Braila.  Durch 
Art.  96  dieses  Reglement*«  wurde  gleichzeitig:  eine  i^emisclite  Korn  mission  ') 
(Delegierte  von  Österreich-Ungani,  Serbien,  Bulgarien,  Rumänien  und  der 
enropftischen  Donan  -  Kommiasion)  zur  Überwachung  der  Beobachtung  dM 
Reglements  eingesetzt.  2) 

b)  Die  internationale  Kongokommission,  die  durch  den  Berliner 
Kongovertrag  vom  26.  Februar  1885  Art.  IV.  20  mit  der  Überwachune:  der 
Ausführung  der  Kongo-Schittahrtsakte betraut  wurde  Die  völkerrechtliche 
Stellung  der  Mitglieder  ist  ebenso  wie  für  die  Donankommission  geregelt 

Mit  der  Überwachnng  der  Ansftthmng  der  Nentralisiernng  des  Snes- 
kanals  ist  die  Suezkanal konimission  durch  den  Vertrag  vom  29.  Oktober 
1 8SS  heti  ani  Die  Kommission  besteht  ans  den  Konsuln  der  Signatarmächte  in 
Egypten. 

2.  Es  bestehen  drei  internationale  .Sanitätskommissionen  u.  z. 
a)  der  Conseil  international  de  santö  zu  Bukarest  seit  1881 

(Artikel  6  des  Zusatsverlrags  zu  dem  Vertrag  vom  %  November  1865,  unter- 
zeichnet  am  2S.  Mai  1  SS  1  betrefl^d  die  Schiffahrt  in  denHUndungen  der  Donau.)') 
der  Conseil  snperieur  de  sante  zu  Konstantinope! ;  er  ist 
mit  der  Überwachung  der  Ausführung  der  Vorschritten  beti*.  die  Bekämpfung 
der  Cholera  betraut. 

c)  der  Conseil  sanitaire  et  qnarantenaire  zn  Alexandrien, 
nntei^rdnet  dem  snb  b  bezeichneten  Conseil,  mit  analoger  Au^be  (s.  unter 

d)  der  Conseil  sanitaire  international  in  Tanger. 

3.  Die  Finanzkonnn  i.v-sionen  zur  Wahrung  der  Interessen  der  aus- 
wärtigen Gläubiger  einzelner  Staaten. 

a)  Die  internationale  Kommis.siüu  zur  Verwaltung  der  türkischen  Staats- 
schuld, bestehend  aus  Delegierten  fblgender  Staaten:  Dentsehhind«  England^ 
Franloreich,  Österreich-Ungarn  und  Italien. 

b)  Die  internationale  Kommission  zur  Verwaltung  der  egyptischen 
Staatsschuld. 

1)  Klcischmaan  174. 

2)  Vgl.  NRG  (2.  8.1  IX.  9S4  femor  Travers  Tirits  I.  $|  ISO  aq. 

81  Bei  Fleii^chmaiiH  11)9,  201.  4)  Bei  Fleischmanii,  171, 

5i  Murat,  Ije  coqUöI«  iotematiuDal  »ur  les  finance»  de  l'£^te,  de  la  Grtce  et  de 

ia  Turquie  i1S99i. 

G  Vi.!.  Kaufmann,  Diig  mtBiiiation«le  Recbc  der  cfypdschen  Sbutseehald;  Der- 
selbe R  XXU,        XXIU,  62. 
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c;  Die  iuteiuatioiiHle  Küiumiäüiou  m  Aliieu  zur  Kontrolle  der  behufs 
Tilgung  der  griechischen  KriegSBchiild  getroffonen  Finaiunmiigeiiienls  des 
griechischen  Staates. 

§  69.  V.  Internationale  Ämter. ')  Es  ist  schon  oben  (S.  94)  in  anderem 
Zusammenliani?  betont  worden,  daß  mit  der  Idee  der  internationalen  '-^fmeinsl■llaft 
und  des  Völkerrechts  uberliaupt  der  (Jedanke  genieinschai'tlicher  ^^'i^k.salllkeit 
völkerrechtlicher  Subjekte  Tür  geuieiiisanie  Zwecke  und  zur  Päege  solidüri^cher 
Interesseii  raf  das  engste  Terküttpft  ist  Dieser  Qedanke  fknd  anf  dem  Gebiete 
verwaltender  T&tigkeit  der  Knltonrtaaten,  insbesondere  isi  Hinblick  anf  die 
Wohlfahrtsauf^aben  des  modernen  Staats  eine  wirksame  Verwertung  in  der 
Schaffung  von  völkerrechtlichen  Ver wa  1  tu ng-s -(rcmeins chaft en 
(Verwaltuugsvereine,  Unionen),  dereu  rechtliche  Organisation  den  beteiligten 
Mächten  die  konstante  Möglichkeit  bietet,  wichtige  Gemeinintei'esseu  durch 
rechtlich  geregelte  Inanspmcbnahine  der  Mittel  fremder  Verwaltung  intensiver 
zu  pflegen  und  zu  ftrdttm,  als  dies  selbst  bei  rationellster  Verwertung  der 
eigenen  Mittel  der  Verwaltung-  zu  erzielen  wäre.  Die  praktische  Wirksamkeit 
dieser  Unionen  beruht  auf  deren  Or;ü:anisation.  deren  wichtigster  Bestandteil 
die  Schattung  von  Organen,  nämlich  interuaüoualen  Ämtern  oder  Bureaus 
bildet  Solche  Ämter  sind  derzeit  die  folgenden: 

1.  Das  Bnrean  international  des  administrations  teligraphiques  des  inter* 
nationalen  TelegraphenTm«ins  i Union  tel^g.  inteiu)  auf  Grund  des  Pariser 
Vwtrags  vom  17.  Mai  1865  mit  dem  Sitz  in  Bern  (seit  1868). 

2.  Für  Postwesen  besteht  (seit  tSlb)  gleichfalls  in  Bern  das  Bureau 
de  rUniou  yu^iLaie  universelle  als  Organ  des  Weltpostvereins  ^Union  postale 
univei-selle). 

3.  Das  Bnrean  international  des  poids  et  mesures  anf  Grund  des  Vertrags 

vom  20.  Mai  1875  unter  der  Leitung  der  Generalkonferens  der  SignatamteJlte 
nnd  eines  internationalen  Komitees  derselben  in  Paris. 

4.  Das  Bureau  de  l'Union  international  pour  la  protection  de  la  propriet^ 
industrielle  auf  Grund  des  Fasiser  Vertrags  vom  20.  März  18B3  mit  dem  Sitze 
in  Bern,  das  deridt  vereinigt  ist  mit  d«n 

5.  Bnrean  de  Union  international  pour  la  protection  des  oeurvres  littAraires 
et  artistiques  auf  Grund  des  Vertrags  vom  9.  September  1886. 

G.  Das  Bureau  intern;i  t  ional  maritirae  in  Zanzibar  zur  Bekftmpfling 
des  Sklavenhandels  auf  Grund  des  Vertrages  vom  2.  Juli  lb90. 

7.  Das  Bureau  de  rUuiou  internationale  pour  la  publication 
des  tarifs  d onaniere  auf  Grund  des  Vertrags  vom  5.  Juli  1890  mit  dem 
Sitae  in  Bern. 

8.  Das  Office  central  des  transports  internationauxauf  Grund  des 
internationalen  Eisenbahnvertrags  vom  U.  Oktober  1B90  mit  dem  Sitze  in  Bern. 

1)  Moynter,  Lee  Bnmnx  intttii.  des  Untons  uidveindlM  (1S92);  Beseampi,  Let 

Offices  iiiteniationaux  et  Ipur  ave;iir  1S94(;  Rivit-r,  Priucipes  I,  564  sq.;  Renault  RG  III, 
Kazausk.v  R  XXIX,  23Sj  JeiUoek,  Allg.  Staatäiehrc  67H;  Rehm,  Al\g.  Staatalefare  97 fL; 
O.  Hayer,  Deattebe»  YenriltiiiigBteGht  H,  459ff.;  Oppenheim  I,  §{  463  sq.j  GareisfU: 
Ltut  {  17t  Di«  intMii.  Umottm  n.  b.  w.  (1S99):  A.  Zorn,  TSlk«inMlit  llSff. 
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9.  DasBarean  central  in  Potsdam  der  in  Berlin  1864  gofrUndeten 

Association  g^i&odesique  internationale  unter  der  Leitni^  einer  com- 
Diissioii  permanente  (7  Mitglieder).  An  der  Spitae  des  Bureaus  steht  der 
Direktor  des  preußischen  «feodätischen  Instituts. 

10.  Das  Bureau  der  ständigen  Zuckerkommission  auf  Grund  des 
Yertrages  Tom  MSrz  1902  (Artikel  7);  das  Bureau  bat  alle  Arten  Ton 
bformationen  betreffend  die  Gesetagebnng  und  Statistik  in  Sach^i  der  Zucker^ 
Produktion  usw.  zu  sammeln  und  zu  veröffentliclien. 

11.  Da.«;  auf  (irund  des  Haager  Friedensabkommen!?  vom  29  Tuli  t899  im 
Haa^  für  das  Sekretariat  des  ständigen  Schiedshofs  gebildete  internationale 
Bureau  unter  der  Leitung  de.s  von  den  im  Haag  akkredidierteu  diplomatischea 
Agenten  gebildettti  Terwaltungärats. 

§  70.  Satemailoiiale  Geflehte.  Hier  kommen  in  Betracht 

1.  Die  schon  oben  (s.  S.  232)  vom  Gesiehlapnakte  der  in  der  neueren 
Zeit  sicli  vollzipbendeii  Einschränkung  der  Konsnlarsferichtsbarkeit  in  der 
Türkei  und  in  Kfi^ypteii  besprochenen  gemischten  Gerichte; 

2.  die  aul  Grund  der  ßheinschiöahrtsverträge  gebildeten  Rheinschiff- 
fahrtsgeriehte,  die  enropftische  Donankommission  (s.  oben  S.  236) 
nnd  die  internationalen  Sanitfttskommissionen  (Übertretungen  der 
snr  Abwehr  d^  £inschlepputtg  der  GhoI«ra  nnd  Pest  erlassenen  Yorsehiiften 
werden  von  einer  bei  jenen  Kommissonen  bestehenden  besonderen  Kommis-sion, 
die  aus  den  in  Konstantinopel  beglaubigten  Konsulen  gebildet  wird,  ab- 
geurteilt). Vgl.  die  Intern.  Übereinkunft^  betreffend  Maßregeln  g^eu  Pest^ 
Cb<dera  and  (^Meber,  vom  3.  Dezember  1903  (BGBl.  t007  S.  425). 

3.  der  ständige  Schiedshof  im  Haag  auf  Orund  des  Friedws- 
abkomniens  vom  20.  Jnli  1899.  (Über  die  rechtliche  Natur  dieser  im  Dienste 
friedlicher  Erledij^nni*'  von  internationalen  Streitfällen  geschaffenen  Institut inn 
und  deren  Funktionen  ist  unten  in  der  I^ehre  von  den  den  friedlichen  Ötreit- 
erlediguugbuiiticiu  ausführlich  zu  iiaudeln); 

4.  der  Internationale  Prisenhof  auf  Grund  des  Haager  Abkommens 
(XII)  YOm  19.  Oktober  1907; 

5)  als  obligatorisches  Schiedsgericht  fungiert  das  Bureau  des  Welt- 
postvereins in  Streitigkeiten  aus  dem  Weltpostvertrag  vom  Jahre  1891. 


Digrtized  by  Google 


240 


Viertes  Bneh. 


Mittel  des  rechtlichen  Verkehrs  üer  Vöikerrechtssabjekte. 

I  7t.  L  Die  VerhandlmigeiL  Im  allgeiii«lMii>).  Die  reehtlleh  bedeut- 
samen Beziehungen  der  Völkerrechtssubjekte  werden  zumeist  durch  deren 

Oro'ane  (Hanpt-  und  Xebenorfrnn^^i  lierg'estellf'').  Pas  reffelrnäßige  Mittel  sind 
die  Verhandlungen  der  Ori;<tiie  der  Staaten,  in  deritti  der  autonome  Wille 
der  Völkerrechtssubjekte  zu  rechtlich  wirksamen  Ausdruck  gebracht  wird. 
Materiell  beruht  jede  internatioitale  Aktion  auf  einer  objektiven  Sacblage 
oder  einem  Tatbestand,  an  welchen  das  Bewußtsein  der  Interessensolidaritftt 
der  beteiligten  bezw.  aller  an  der  Völkergemeinschaft  aktiv  teilnehmenden 
Völker  gekTiiipft  ist.  V('rhatidlun2:ßn  der  vStaateu,  die  nanientlich  wie  jene  in 
der  Neuzeit  nicht  ausschlielilich  indifiduelle  Verhältui.'^se  einzelner  Staaten, 
sondern  vielfach  Gemeininteressen  aller,  gleiche  Kulturzwecke 
verfolgenden  Staaten  zum  Gegenstände  haben,  weisen  auf  den  fttr  die 
Erkenntnis  des  internationalen  Bechtslebens  maßgebenden  Bestand  einer,  wenn 
auch  nicht  koritorativ  organisierten  Gemeinst  haft  der  Staaten  und  Völker 
hin.  d^T^Mi  lt>t::itinie  Zweckt'  in  den  Handlungen  der  einzelnen  Völkerrecbts- 
subjekie  bezw.  yrakiisi  Ii  in  den  Handlungen  der  rechtlichen  und  physischen 
Organe  dieser  Subjekte  ihre  Erfüllung  und  Befriedigung  finden.  Die  Viel- 
gestaltigkeit  der  Oegenstinde  internationaler  Vcu'handlnngen  läftt  immerhin 
eine  doppelte  Gruppierung  derselben  zu:  es  verhandeln  zwei  Staaten  über 
einen  lediglich  ihrem  Interessenkreise  angehörenden  Gegenstand  oder  die 
Verband  hm  sfen  präsentieroii  sich  als  eine  mehr  wenigrer  umfassende  Aktion 
einer  Mehrheit  von  Staaten  bezüglich  eines  (jegenstandes,  der  nicht  bloü 

1)  Ocrrrkcii.  FIlMIl  S.  «7f|ff.;  V.  Biilincrincq,  eboiuk  IV  S.  iriff.:  H.fft.  r- 
Geffcken  §  240;  Drojaen,  £in  historisdier  BviXxig  mc  Lehre  tou  den  Kongrcssca  üb 
der  Vonatawbrtn;  der  PreaBischen  Akademie,  Jolf  tSA9H  Zale«ki,  Die  Tftlicerreciltiidie  Be- 
dcutung  der  Kongresse  1S74;  F.  v.  Miirtonn  I  >  223ff.;  Pradier- Kodi-rC',  Coiir»  de  droit 
diplomatiqae  II  p.  14  sq.;  Kivicr,  Ix;hrb.  S.  297:  Goßner  in  HolUendorfr»  Kech te- 
le xikon  8.  V.  »Kongfene";  Nippold,  Die  Fortbildung  n.«.w.  480ff. 

2)  RocfatUch  bedeateame  Bozieliungeii  der  Vdlkerrechtsfinbjcicto  kdimOQ  allerdings  auch 
auf  andere  Weise  liergestellt  wtnien.  sn  ihuch  das  Vcrbalt^^n  diT  T'iitcrtancn,  wodurch  eine 
ofriziclle  Aktion  dos  einen  ät.aateä  gegenüber  dein  anderen  liervorgemfcn  wird.  Die  Aktion 
der  stauüicbeii  Oifn«  iat  hier  dareb  ciDen  geigebeneDf  lDtHiiati0Dal«  Beaehnogen  mfwelMn» 
dem  Tstbeatand  liedingt 
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beiw.  nidit  so  sehr  eine  Beziehnng  zu  dem  indiyidoellen  Interessenkreise  der 

an  der  Verhandlung  beteiligen  Staaten,  sondern  ym  den  Gesamtinteressen  der 
Kulturstaaten  überhaupt  aufweist.  Indessen  stellen  dncli  wieder  beide  Gruppen 
der  Yerhaiidlung'eu  auf  greuieinsainem  Bodeu.  flenn  auch  die  Verhandlunr?en 
zweier  Staateu  Uber  die  sie  allein  oder  zunäciist  interessierenden  Gegeustäude 
kommen  völkerrechtlich  doch  nur  insofern  in  Betracht,  als  sie  Momente 
der  Anerkennung  einer  Oemeinschaft  der  Staaten,  ttberhanpt  bilden.  Dieser 
Anerkennung  entnimmt  die  rechtliclie  Wirksamkeit  des  formellen  Ergebnisses 
jener  Verhandlungen  in  letzter  Reihe  ihre  bindende  Kiaff.  Daraus  erg'ibt 
sich,  daß  die  iiiternatioualeu  Verhandlnnp^en  der  Staaten  an  sich  ein  einheit- 
liches Objekt  der  juristischen  Betrachtung  bilden  und  die  in  dieser  Lehre 
aoitanchenden  Detailfragen  nur  Modalitäten  jenes  materiell  einheitlichen 
Objekts  der  Erkenntnis  bilden.  Diese  Detailfragen  beseiehen  sich  in  der  Hanptr 
Sfldbe  auf  die  Form  der  Verhandlungen  und  gewisse  mit  verschiedenen 
Formen  verknüpfte  Erscheinungen  in  der  Geschichte  internationaler  Ver- 
handlimj?en.  80  gewinnt  insbesondere  die  publizistische  Qualität  der 
verhauddiideu  Organe  und  das  relative  Maß  der  internationalen  Be- 
dentnng  des  verhandelt«!  Gegenstandes  dnen  länflnfl  anf  die  Behandlung 
dieser  Materie.  Damit  steht  dann  weiter  die  Rttdtsicht  anf  gewisse  im  inter- 
nalaonalen  Verkehr  ausgebildete  Solennitäten  in  Zusammenhang. 

Die  Ve-1ir>iidlungen  unter  den  Staaten  werden  durcli  die  zur  Repräsen- 
tation des  ytaates  berechtigten  Uro;an»'  g:ept!ogen:  seltener  sind  es  die  Staats- 
oberhäupter selbst,  welche  die  Verhandlungen  einleiten  und  darchluhreni  heute 
sind  an  den  intttnationalen  Verhandlnngen  vorwiegend  die  Minister  der  aoa» 
wtotigen  Angelegenheiten»  die  diplomatischen  Agenten  nnd  andere  für  den 
einzelnen  Verhandlungsgegenstand  bevollmächtigte  Personen  beteiligt 

Die  Form  der  Verhandlung  der  Staatshäupter  ist  entweder  die  schrift- 
liche oder  mündliche  -  letztere  auf  sog:.  Fürstenkongressen  oder  in 
intimen  Zusammenkünften.  I>a8  Staatsrecht  der  konstitutionellen  Staaten  er- 
fiordert  fiel&ch  je  nach  der  Besehaffenheit  des  verhandelten  Gegenstandes  die 
Mitwirkong  des  verantwortliehen  Ministers  der  answSrtigen  Angelegenheiten. 
Ebenso  verhandeln  die  Minister  entweder  schriftlich  oder  mündlich  unter 
einander  oder  mit  dem  Staatsoberhaupt  des  andereu  Staates.  Botschafter 
verhandeln  direkt  mit  dem  Staatsoberhaupt,  wobei  inde^ssen  zu  bemerken 
ist,  daß  die  überwiegende  Mehi^ahl  der  Verhandlungsgegenstände  eine  vor- 
bereitende Verhandlung  mit  dem  verantwortlichen  Minister  rar  Voranssetzung 
hat  nnd  die  direkte  Verhandlung  mit  dem  Staatsoberhaupt  nnr  als  der  fbrmell 
abschließende  Akt  erscheint.  Auch  die  Verhandlung  der  diplomatischen  Agenten 
mit  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  ist  mündlidi  oder  sehi  iftlich. 

Tn  der  Geschielite  der  Verhandlungen  der  Staaten  be/.w.  ihrer  (•rsrane 
treten  zwei  Formen  mündlicher  Verhandlung,  die  eine  technische  Bezeichnung 
geAioden  haben,  hervor:  die  Kongresse  nnd  Konferenzen. 

§  72.  II.  Kongresse  und  Koaferenseni).   I.  Diesen  beiden  Formen 

U  Bluntschli  I  12;  HeffUr-Geffckea  %  242;  Oeffckea  HH  IH,  679  ff.;  F.  v. 
Martens  1       .2  ff.:  GareU  &  21  ff. 220;  v  Ll»zt  §{  Ift,  21;  A.  Zorn  116,  187}  Ntp- 
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der  Yerbandlang  ist  gemeinsam,  daß  die  zur  Terhandlttog  berufenen  Organe 
den  Willen  der  von  ihn»  reprisentlerteD  V^Jlkerreehtsnilg^te  in  persönliclier 

Zusammenkunft  mündlich  bekunden.   Anhaltspunkte  Jurist isclier  \atur,  auf 
TN'plche  eine  doL-'Tii  'ii'^rlie  Differenzierurg  der  intcrnatioiialpn  \  -  rliandlani^en 
zurückgeführt  werden  köuiite  und  der  folgemäßig  eine  verschiedene  tecliiiische 
Bezeichnung  als  Konferenzen  und  Kongresse  entspräche,  lassen  äich  nicht 
erkennen  1),  denn  die  Momente,  an  welche  gewShnlich  die  verschiedene 
technische  Bezeichnung  geknüpft  wird,  sind  in  juristischer  Beziehung  im 
Hinblick  auf  die  Frage  des  Vorhandenseins  einer  internationalen  Verhandlung 
und  die  Vorau^^setziing-en  der  rechtsgültigen  Durchfuhruns'  derselh'^ii  beziicriirli 
dpr  beteiligten  Organe  und  des  verhandelten  «Tes^enstandes  ulme  iiedeiitung. 
So  ist  es,  wie  die  Geschichte  zeigt,  für  die  liezeicliuuug  als  Kongrelj  oder 
Konferenz  nicht  entscheidend,  daft  an  betrefftmden  Znsammenkttnftan  nur  die 
Staatshäupter^  bezw.  beToUmftchtigte  Organe  beteiligt  sind,  da  Kongresse  ab- 
gehalten wurden,  an  denen  nur  Minister  der  betreifenden  Staaten  oder  andere 
Bevollmächtisrte  und  höchstens  der  Fürst  des  Landes,  in  dessen  Hauptstadt 
der  Kongrelj  stalÜHiid,  beteiligt  waren^).   Daß  Kongiesse  mit  der  Ordnung 
der  wichtigsten  Angelegenheiten  der  europäischen  Völkergemeinschaft  befaßt 
waren«),  ist  begrifflich  gleichfalls  nicht  entscheidend;  die  neuere  Zeit  kennt 
Konfierenzen,  die  sich  mit  Gegenständen  zu  beftussen  hatten,  deren  Wichtigkdt 
jener  der  sonst  auf  Kongressen  verhandelten  Sachen  nicht  nachsteht,  so  die 
Londoiipv    K'"nferenzen         — 1833,  IS:{^t,   iSTl.  die  Herlitiei'  Konofo- 
konterenz   l';^^  1  —  1885.     Auch  der  Umsiand,  dati  die  eine  internationale 
Aktion  vorbereitenden  Verhandlungen  eine  zutreffendere  Bezeichnung  durch 
den  Ausdruck  ^Konferenz"  finden  dürften»  ist  nicht  niaBgebend;  solche  vor- 
bereitende Konferenzen  sind  vorgekommen,  z.  B.  die  Wiener  Konferenzen 
vom  Jahre  lSr)5;  allein  der  Ausdruck  wird,  wie  eben  gezeigt  wurde,  auch 
zur  Hezeichnung  von  Zusammenkünften  srehraurht.  dif»  mit  der  sachlichen 
Krledifirunj?  betreffender  internationaler  Angelegenheiten  betraut  waren;  so 
puld,  I»ie  Fortbildung  der  Verf.  in  völkerr.  Stroitigk.  127,  4S0£f.;  Philliuiore  II,  §§  liii, 
40,  TravMBTwlM  II  §       Taylor,  §§  34—36;  Oppenheim  I,  §§  4S3  sq.;  Pradior- 
Foddri  p.  2593  .sq.:  Uivicr,  Principi-  II,  4  b;  Fiore  II  p.  1216  sq.;  Boiifils  p.  "92  sq.; 
Cb.  de  Martern»,  Guide  diplomatique  1  §  äb:  Pradier-Foderä,  Cours  de  dr.  dipt.  II, 
3T2  9q.\  ZaIeskI,  Di«  vfilkenr.  Badeataog  der  Kflograese  (1874);  Droyeen,  Histor.  Boltnig 
z.  Lehre  von  don  Kon^^rrH^r^n  in  der  Moiiataedirift  der  Prenßtoclien  Akademie  (1669»  Juli); 
Geßncr  lliiL  8.  v.  „Koagrcase." 

1)  Ebenso  a.  a.  Bonfils  p.  796,  Oppenheim  T,  §  483. 

2i  Heiitpic'le  von  Kongressen,  auT  wolrlim  Soiim  i:1qc  p^ftnüdl  anweeond  waKO, 
die  Kougreaae  zu  Wien,  Aaehro,  Truppau,  Laibacb. 

8}  Einen  Dntenchied  gründet  F.  v.  Hartene  II  S.  324  fr.  dannf,  daft  an  Konferenien 

Fürsten  nie,  Minister  ficlten  teilnehmen;  er  pibt  aber  zu,  daß  dieser  Unterschied  in  neuerer 
Zeit  uicht  immer  zutrifft,  und  daß  in  einzelnen  Füllen  wirldiciie  Kongresse  als  Konferenzen 
bearidinet  wurden.  —  Gegen  die  Annahme  eines  Untei-schiede«  vgl.  namentlich  Geffcken, 
RH  III  S.  B80   Hivier,  Lehrb.  §  4:>. 

4)  So  die  Konirres^o  m  Mno'srpr  und  0«iiabrüek  I04S.  der  Kongn-ß  der  Pyrenäen 
ItiöK,  der  Kongreß  zu  Aachen  U>tip3    Nim  wegen  U>7tt-  1070,  Ryswyk  1697,  Utrecht 
1712  bia  1718,  Soissons  1728,  Aaehen  1746,  Tesehen  1779,  Wien  1818,  Paria 
Berlin  1678. 
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wordft  auf  den  Londoner  Konferenzen  Ton  1830 — 1833  das  Kduigr^eh 
Belgien  geschaffen,  187]  «ne  wesentliche  Modifikation  der  Stipulationen  des 

Pariser  Konfrresses  znsfunsten  "RnRlands  bezüglitli  der  diesem  Lande  im 
schwarzen  Meer  auterlegtcii  Heseln iinkimgen  durchgeführt;  ebenso  sind  die 
Aulgaben  der  Berliner  Kongokonferenz  von  dieser  im  ganzen  Umfange 
gelflflt  worden.  Anderseits  ist  es  allerdings  richtig,  daß  zur  Bezeichnung 
der  Zosammenkttnfte,  die  mit  wiciitigen  and  komplizierten  Angelegenheiten 
befaßt  waren,  der  Ausdruck  Kongreß  gebraucht  wird.  Ferner  zeichnen 
sich  Kongresse  durch  die  giößere  Solennität  des  pranzen  Vorgangs  aus  und 
genießen  um  deswillen  ein  jj^roßeres  Ansehen.  In  leclitlicher  Beziehung  haben 
abei'  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  i^oufereuzeu  dieselbe  Bedeutung. 
Kongresse  tretm  znmekt  nach  einem  Kriege  zusammen;  auch  ^  der  vor- 
wiegend politische  Charakter*)  ihr&r  Yerhandlungsgegenstftnde  (anfier  dem 
Umstände,  daß  sie  mancherlei  Komplikationen  anfreiBen)  zu  beachten; 
vielfach  errribt  sich  ein  Teil  (l»'s  Prdgranims  der  Kongresse  selbst  in  der 
Riehtnnf^  auf  wichtigere  Angelegenheiten  ei^l  im  Laufe  der  Verhandlungen. 
Auf  Konferenzen  ist  der  Gegenstand  der  Verhandlungen  zumeist  bestimmt 
abgegrenzt  Die  Aufgabe,  die  einer  Konferenz  gesetzt  ist,  kann  von  größter 
Tragweite  Ar  die  Weiterbildung  des  Völkerredits^)  und  seines  Qnellenlnhalta 
sein,  so  z.  B.  die  Aufgabe,  welche  sich  die  Brüsst-Ii  i  Konferenz  vom  Jahre 
1S74  bezüglich  der  Kodifizierunfr  des  TCriejzfsreclits.  die  K;iager  Konferenzen 
der  Jahre  180;^  tt.  Ijeziiglich  der  Einigung  über  di  undsalze  des  interuatiuualeu 
Privatrechts  und  die  Haager  Friedenskonferenzen  1899,  1907  gesetzt  hatten^'). 

IL  Wenn  einzelne  Schriftsteller^)  die  Kongreese  und  Konfei^nzen  als 
»Organe  der  internationalen  Gemeinschaft'^  bezeichnen,  so  scheint  der  Begriff 

1)  Aber  auch  der  politiHchc  Charakter  des  Gexenstaudes  ist  nicLt  iiianf-'cliend,  so  z.  B. 
sind  in  dem  Weitpo8tvoreiu»-Verti-agc  vom  1.  Juui  IbTb  Art.  25,  Ziffer  2  in  ZwiscbenräuuMn 
von  mindeBtem  fünf  Jahi-cu  Kongresse  zur  Weiterbildung  d«B  Vertragsgegenstandes  in 
Aottidit  geDommen.  Aiulei><eit«  »iiid  doch  auch  auf  Konferenzen  wichtige  politisclie 
Fragen  erledigt  worden,  so  insbesondere  aof  den  oben  erwSbaten  Londoner  Konferensen 
von  1831— 1871. 

2)  Anderseits  haben  aber  auch  die  Kongresse  seit  dem  Begfnn  des  19.  JahrtiundertS 
pich  nni  die  WeiteHiiltliiiig  des  Vollierrecbt.s  vt-rdifiit  frrnKu-ht;  so  in  einigen  wichtigen 
Punkten  der  Wicuci  Kongreß  ibl5,  der  Pariser  Kongrell  1*>56.  Sehr  ricbdi;  betont  aucli 
nm  Nippold.  Die  Fortblldanfr  de»  Verfahrens  in  vfilkerr.  Screltigfc.  481. 

3>  Die  I''ragc,  ob  whon  zvvci  Staaten  einen  Kongreß  bilden  können,  bezeichnet  Ki- 
vier,  Ijciirb.  ä.  »13  Aum.  2  mit  Uecht  »b  eine  müßige.  An  sich  könnte  docli  wohl  auch 
von  «inem  derartigen  Kongresse  gesprochen  werden»  wenn  man  erwlgt,  daß  die  Beteiligung 
an  Kongressen  vielfach  auf  eine  Minorität  der  Staaten  -  nändich  der  Groümädito  —  be- 
schi-änkt  ist  und  die  Zahl  derselben  auf  die  itleinste  Minorität  von  zwei  ätaaten,  die  sicli  die 
Hegemonie  im  VMkericonxert  in  sidieni  wuBten,  redoziort  sein  kSnnte.  Der  Gang  der  ge- 
schichtlichen Entwickltiiiu'  ist  nun  freilich  ein  anderer.  —  Für  die  Uieoretiache  Bejahung  der 
Frage  Rivier  a.  a.  O.;  Herner  in  1^1  untschli's  Staatswörterbuch  V  .S.  6ti2.  —  A.  M. 
Ooffcken,  IIH  III  S.  67"J,  der  den  Begrifl"  der  Kongresse  und  Konfei-enzen  auf  Veiuaumi- 
inngm  der  Vertreter  mriirerer  Staaten  beschränkt  Dies  entspricht  allerdings  der  Praxis  und 
(ic^phichti'.  fbrii^en-*  gibt  (.Jeffeken  selbst  zw  drtlS  der  Bt-irriff  fifs  Kon  «presse*«  n.  s.  w. 
nicht  von  der  Zahl  der  Tcibichnier  abhängt;  es  uiiiUte  also  auch  jene  uiniiuiaie  Zahl  genügen. 
—  Auf  der  Haager  Konf.  1907  waien  44  Staaten  vertreten;  es  ist  «fiee  die  erste  moo- 
diale  Venammlung.        4>  P.  v.  Härtens,  Geffcken,  Geßner  n.  A. 
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des  Organs  wohl  in  weiterem  Sinne  gedacht  zu  sein.  Der  Zusammenhang 
dieser  Formen  internationaler  Terhandlnngen  mit  der  Bnstenc  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  kann  allerdings  nickt  übersehen  werden*),  weil 
rechtlich  maßgebenrle  Akte  der  autonomen  Völker  und  Staaten,  überhaupt 
eine  völkerrechtliche  Wirksamkeit  der  einzelnen  Völkerrechtssubjekte 
nur  auf  dem  Boden  der  internationalen  Gemeinschaft  möglich  ist  Dieser 
Zmammenhang  wurde  auch  schon  oben  (8.83)  betont  Es  ist  aneh  snzugeben, 
daß  Kongresse  and  Eonfierensen  jene  intemationAle  Einrichtung  sind,  in 
welch«^  am  unmittelbarsten  und  In  einer  spezifisch  intemationalrechtlichen 
Form  die  isfemeinsame  Rechtsüberzeufrunp:  nnd  der  rer)itlifh  l»pdeutsame  Wille 
der  \'r(]kpriefhtssul)jekle  /.um  Ausdruck  komuit.  Indes>.eii  dies  reielit  nicht 
iuü,  um  zur  juristischen  Uliaiaki^ristik  der  Kongresse  und  Konferenzen  den 
Begrüf  des  Organs  im  tedinisch-pnblizistischen  Sinne  y^werten  an  kennen. 
IHeser  Begriff  setat  eine  feste,  korporative  Organisation  vorans.  Die  Teil- 
nehmer an  einem  Kongresse  n.  s.  w.  sind  allerdings  Organe  in  diesem  Sinne 
kraft  der  koiiHirativen  Orj^anisation,  auf  der  ihre  Mission  beruht.  Sie  hören 
auf  dem  Küugre.s.se  u.  s.  w.  niclit  auf,  als  Oigane  ihrer  betreffenden  Staats- 
wesen zu  fungieren.  Der  Kongreß  oder  die  Konfei  enz  iät,  nur  das  Mittel  der 
Beknndnng  des  autonomen  Willens  der  Staaten,  die  hier  dnrch  ihre  Organe 
in  einer  ebenso  autonom  gewählten  Form  mit  dnander  in  Verhandlnng  ge- 
treten sind. 

§  73.  F.inlt'ittiiiir  d>"<  Zuxinnn»*'n< ritts  von  Konirr^'sson  und  Kon- 
fereuzeuj  Vorgang  bei  den  Verhuudiuugeu-j.  i.  Der  Zu.sanimentritt  von 
Kongi'essen  und  Konferenzen  kann  von  einer  oder  mehreren  der  i  n  teressi  erten 
MSchte  oder  yon  einer  dritten  in  einer  awischen  anderen  Staaten  schwebenden 
Angelegenheit  vermittelnden  Macht^)  mittels  Antrags  angeregt  werden. 
In  diesen  beiden  Fälleu  liegt  der  materielle  Anlafi  in  einem  konkreten  völker- 
rechtlichen Tatbestand,  einem  Streitfall  u.  s.  w.  Im  übri^Hn  kann  das 
Interes;se  an  einer  zvvar  niclit  aktuellen,  aber  die  Völkergemeinschaft,  ihre 
rechtliche  Ausgestaltung,  oder  wichtige  Fragen  der  internationalen  Wohl* 
fahrtspflege  beriihrenden  Angelegenheit  yon  jedem  Staat  in  einem  Antrag 
auf  Zusammentritt  yon  Bevollmächtigten  der  Staaten  bekundet  werden.  Bei» 
spiele  bieten  in  neuerer  Zeit  der  Antrag  der  Schweis  auf  eine  gemeittsane 

1)  Die?  scheint  auch  die  MciiiUDf?  von  P.oiiril-  p.  7'J7  zu  »ein,  obwohl  die  Ro<le- 
weuduog:  „Kungresse  und  Kunforeiaen  sind  Organe  der  intcnuiüuoalea  Geuda«cb«/tf 
kelttMwegs  aber  der  eimelneB  Staaten  als  soldieir'  auf  die  «nt^egeogefletete  Anrieht  fauweiat. 
Bonfils  weist  namlirli  nur  darauf  liin,  daß  ilir  Koii^civAse  <ier  .Tuhro  l'^l"),  IS,"))),  f^TS, 
1645,  l&OO,  1S99  nur  dadurch  zuüUade  kouuaeu  kotmteo,  thä  dio  betBiligtea  Staaten  sich 
9irer  SoUdarititt  al«  Mit|KK«d«r  der  iiit«iiiati<nial«ii  Oamaiiuehaft  bawolt  wmd.  Allem  iSmm 
Moment  Int  für  jede  kollektive  Aktion  der  Mächte  echon  Badi  der  Nator  des  Völker- 
rechts Oberhaupt  von  cutschekietader  Bedeatang^,  aber  ohoe  EÜiiflgB  genade  auf  die  joristiacfae 
^'alur  der  Kongresse. 

2)  Tftl.  Geffcken,  HH  DI  S.  661  IT.:  F.  t.  Marten»  U  S.  SS«  ff.:  Boafils  p.  IM  sq.; 

Oppenheim  I,  §§  4S4  »q. 

3)  Z.  6.  der  KougieS  zu  Te^ohea  Hii)  auf  Aari^ung  der  Kaiserin  Katharina  IL  ;  die 
Wiener  Konferenzen  vom  Jahre  1655;  die  darcb  Napoleons'!  HL  Vetmittlaiif  1866  ein- 
geMteten  Verhandlungen. 
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Regelung  des  internationalen  Eisenbahnfrachtrechts  (1877),  der  zu  einer  Reihe 
von  Eonferaizen  in  den  Jahren  1878,  1881  und  1886  ftthrte,  deren  Ergebnis 

in  dem  internationalen  Übereinkommen  Uber  den  Eisenbahnfrachtverkehr  von 
Bern  vom  II.  Oktober  1890  niedergelegt  L«:t:  die  wiederholten  Anträge  der 
Scliweiz  ilSS]  lind  auf  Xiisammentritt  einer  Koiiferpi,:'  in  Bein  zur 

Vorbereitung  einer  genieinsanien  Gesetzgebung  über  Fabriken  und  die  Rechts- 
verbiltDtee  der  Arbeiter,  ferner  die  auf  Anregung  des  deutschen  Kaisers 
1890  in  Berlin  zosammengetretene  Konferenz,  welche  die  eben  erw&hnt^ 
Fragen  einer  vorbereitenden  Diskussion  unterzogen  hat,  die  Anlegungen,  die 
von  russischer  Seite  für  den  Ziismnmentritt  der  Briisseler  Konferenz  1S74 
zur  Regulierung  des  Kriegsrechts,  189b/y*.)  für  den  Zusammentritt  der  Haag:pr 
Konferenz  zur  Regelung  wiclitlger  Fragen  der  friedlichen  Erledigung  von 
internationalen  Streitigkeiten  gegeben  wurde  (s.  oben  S.  61,  S2). 

II.  Die  Beteiligung  der  M3ichte  geht  in  der  Hauptsache  parallel  mit 
dem  Interesse  an  dem  Verhandlungsgegenstande.  In  Ffilleo  der  Berufhng  der 
Vei-saramlung  durch  eine  vermittelnde  Macht  ist  anch  diese  berechtiget,  an  der 
Znsan)menknnft  teilzunelinien.  In  Fia^^en.  welche  die  Völkergemeinschaft 
im  ganzen  interessieren,  sind  alle  Mächte  berechtigt,  au  den  Verhand- 
lungen teilsonehmen.  Daraus  ergibt  sich,  daD  die  in  concreto  an 
dem  Verhandlungsgegenstande  beteiligte  oder  irgend  interessierte  Macht 
niemals  von  den  Terhandlungen  ausgeschlossen  werden  sollte Auf  den 
Kongressen  zu  Wien  1815  und  Laibach  1621  haben  die  Großmächte  allein  über 
Rechte  und  Interessen  anderer  Staaten  entschieden.  Halhsouverane  Staaten 
werden  durch  ihren  Suzerän  vertreten,  soweit  es  sich  nicht  etwa  um  Fragen 
handelt,  bezüglich  welcher  ihre  Selbständigkeit  nach  außen  anerkannt  tst^ 

III.  Die  Staaten,  welche  teilnehmen,  senden  nach  ihrem  Ermessen  einen 
oder  mehrere  Bevolhnftchtigte;  in  letzterem  Falle  ist  einer  erster  Bevoll- 
mftclitigter. 

TV.  Dem  Zusammentritt  der  S  ersammlunc»:  gehen  im  Ansclilul'»  an  den 
Aulrag  auf  Zusammentritt  Verhandlungen  über  das  Programm  derselben,  unter 
Umständen  mit  gleichzeitiger  Feststellung  der  Detailfragen*),  sodann  fibor 
Zeit  und  Art  da*  Versammlung  vorauf.  Zur  Sicherung  der  Freiheit  der  Be- 
ratung und  Beschlnfifossnng  kann  der  Ort  der  Versammlung  ad  hoc  für 

Ii  f.  V  Martens  II  S.  227  i-ügt  mit  Recht,  daß  aueli  in  neuerer  Zeit  diese  pniniMvo 
Forderoog  der  G«KGfatigkeit  von  den  Mächten  igooriort  wnido,  so  z.  B.  li>69  m  Sacbeu  des 
CandSoteD-AnfttuidM.  Noch  «affkllender  tat  dai  Veifahren  der  MIchte  auf  der  Konstan- 
tinopler  KonfereiiK  (1876— 1S7T»  in  der  Frage  der  Regelung  der  Verhältnisse  der  Türkei 
zn  Serbien,  Montenegro  nnd  der  Reformen  der  Örtlichen  Verwaltung  in  Bosnien,  HenEOfo- 
wina  «nd  Bulgarien.  Vgl.  auch  Boufils,  p.  SOi). 

2)  So  haben  Rumänien,  Serbien,  Montenegro  vor  Erlanginig  ihier  SouverSnetSt 
und  Egypten  an  den  Konferenzen  aber  die  Schaffung  def  Welt-Po^t  Vorrins  (IbTS)  teil- 
genummen  und  das  betreffende  Vcrtragsinstruinent  niltuntei-zeicliner.  Auf  der  Haugcr 
Konferans  ISM  bat  Bulgarien  tetlgmooimeo.  Ebenso  im  Jahre  1907. 

3i  Dip  r.ierucMi  der  saclilichcn  Kompetenz  liegen  in  dem  iuternntirmnlrn  ("tinniktcr  be- 
treffender Gegenstände.  \N'aä  sehier  Natur  nach  Saeke  nationaler  lutere^^isen  irst  und  keine 
istematkMiale  Seite  anfwefet,  geMJit  nicht  vor  da»  Forum  der  Kongicsae  and  Konferenzen. 
Vgl.  flbfigen«  F.  v.  Härtens  H  S.  22S. 
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neatral  erklSrt  werden.  Der  Vorgajig  beim  Zusammentritt  ist  heute  im 
Gegensatz  zur  frfthereii  Zeit  viel  «dnfaeher  und  frei  von  jedem  ttberflflasifni 

Zeremoniell.  Streitigkeiten  über  Fragen  des  Vortritts  und  des  Vorsitzes.«) 

V.  Die  kdllejjiale  Tätij^kcit  der  versammelten  BevolImÄchtigten  be£rinnt 
mit  der  No  in  inier uiig  (Wahl)  eines  Vorsitzenden;  in  der  Kegel  tagt 
die  Versammlung  unter  dem  Vorsitz  des  Ministers  des  Auswärtigen  jenes 
Staates,  in  dessen  Gebiet  sieh  der  Ort  des  Znsammentritts  befindet^  —  Zu 
Sekretftren  werden  in  der  Rei^  GesandtschaftssekretSre  oder  httliere 
Iffindsterialbeanite  ernannt.  —  Es  folgt  soliin  die  Konstituierung  der  Ver- 
sammlung durdi  Anstauscli  und  Pi'üfu  n<(  de)-  Voll  m  acli  t rk  un  den 
und  die  Bestelluns;  der  Bureaus.  In  dieses  6tadiuni  lallt  mitunter';  auch  die 
Erledigung  dei-  Frage  über  die  Gescbäftssprache,  Uber  die  Anordnung  der 
PIfttze  und  Uber  den  Modus  der  Abstimmung.  Je  nach  der  Beschaffenheit 
des  Yerhandlungsgegenstandes  bezw.  der  Notwendigkeit  einer  Yorbo^itung 
der  Verhandlung  im  Plenum  werden  Spezialkommissionen  bestellt 

VT.  Xach  dtircli^Htnlirtpr  T?eiatnng<)  wird  znr  Abstimmung  ge- 
scliritleii.  .Feder  der  heteiligften  Staaten  hat  nur  eine  Stimme.  Formell 
maßgebende  Besciiliis.se  können  nur  mit  Stimmeneinhelligkeit  gefaßt 
werden,  da  die  Teilnehmer  gleichberechtigt  sind,  eine  Hiyorisiemog  demnach 
ausgeschlossen  ist  Die  Stimmeneinhelligkeit  ist  übrigens  schon  Vwanssetsnng 
des  gfiltigen  Zustandekommens  des  Vertrages,  auf  den  die  Verhandlungen 
ftwa  p-erichtet  sind.  Lief2:t  zunächst  nur  ein  Majoritätsbeschluß  vor,  so  ist 
eine  Einiirnns:  sämtHclier  'reilnehmer  anzustreben.  Kann  eine  Kinijrung  nicht 
eniielt  werden,  so  muß  der  ßeratungspunkt  von  der  Verhandlung  ausgeschieden 
werden.  Betrifft  die  ablehnende  Haltung  einzelner  Teilnehmer  den  wesent- 
lichen Inhalt  des  Beratungsgegenstandes  bezw.  des  projektierten  VertrageSi 
so  ist  die  Verhandlung  als  gescheitert  anzusehen.  —  Die  Erklärung  de.s  die 
Zustimmung  verweigernden  Teilnehmers,  ^  in  »  twa  formulierter  Protest  oder 
voi-gebrachte  Bedenken  müssen  in  das  Protokoll  aufgenommen  werden.  Der 
Standpunkt  des  nicht  Zustimmenden  kann  übrigens  auch  in  einer  selbständigen, 
▼on  ihm  unterzeichneten  Note  (vote  et  opinion)  dem  Protokolle  als  Anlage 
beigefügt  werden. 

Vir.  Über  den  Gang  der  Verhandlung,  den  Inhalt  der  Beratung-  und  die 
Abstinimunjjsergebnisse  ist  ein  Protokoll  anfzunelimen.  welches  von  den 
Teilnehmern  zu  prüfen,  zu  genehmigen  und  zu  unterzeichnen  ist.  Das  Gesumt- 

1)  So  nahmen  i.  B.  auf  dem  Berliner  Kou;;rcß  ISTS  die  Vertrctier  der  Hldito  an 
«inero  hafeiseiifOnnigcn  Tisch  in  alpbabetischer  OrdnuDg  Platz. 

21  Bs  war  ein  Akt  der  roditnisle,  dafl  auf  der  BrBateler  Konferenz  von  1S74  dem 

nis^isclicn  Bevolltnächti^rtMi.  l1f■^'^nl  Rc^crnn^  die  Beratunf^en  über  die  Kodtflkation  des 
Krie||;srechts  an^ero^  hatte,  der  Vorsitz  überiai^en  wurde.   Ebcn^<o  im  Hang  1007. 

S)  Wenn  nieht  .nchon  in  Zusammenhang  mit  dem  Antrag  auf  Einhemrnng  oder  den 
daran  sieli  ankmlprcuden  Verhandlungen  die^e  Kragen  ihre  Krlc<Iignng  gefunden  haben. 

4)  Der  Beratung  liegt  /nwi  ilpn  ein  seitens  de*  eiiil)(  nifm<1cn  St;i;ito>  liezw,  von  cinrr 
Spezialkouimisaion  vorbereiteter  Entwurf  zu  Gruode.  Der  Beratung  und  Abtttimmung  können 
aber  aneh  im  Ijufe  der  YetfaamBong  geatellte  Antrilise  onteieteilt  werden.  Deriei  Antiff« 
oder  Eikllrungen  dnd  in  der  Rei^l  eehriftHch  su  fibenreichen. 
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erg«biiis  bildet  fom^  eine  Kongreß-*)  oder  Konferenz*  oder  General - 

akte  ^).    In  diesem  formellen  Ergebnis  kommt  der  antonome  Wille  der  an 

dem  Küiif^reß  oder  der  Konferenz  beteiligten  Staaten  zum  Ausdruck,  daher 
nur  diese  durch  die  Beschlüsse  i^ebunden  sind.  Je  nach  der  Bes('hatt>Tih»'it 
des  V^erliandlUDgsgegtiUötaudes  ist  dem  interessierten,  aber  au  der  V  erhandiung 
nicht  beteiligten  Staate,  bezw.  allen  etwa  interessierten  Staaten  der  Beitritt 
Tonnibehaltett*)b 

Vni.  Die  Vollziehung  der  Beschlüsse  erfolgt  wie  die  jedes  anderen 
autonomen  Akts:  es  ist  die  Pllicht  der  Teilnehmer,  ihr  Verhalten  in  be- 
treffenden Angeiegenlieiten  dem  ßeschlnsse  gemäß  einzurichten,  übernommene 
Leistungen  zu  erfüllen  u.  s.  w.  Dasselbe  gilt  von  einem  seitens  des  Kongresses 
oder  der  Konferenz  einem  einzelnen  Staat  übertragenen  internationalen 
Mandate;  Ar  dessen  Erfttllnng  ist  der  Mandatar  den  übrigen  Kontrabenten 
verantwortlich. 

IX.  Die  Nützlichkeit  kolIei,'iü]fr  Reliaiidlunt,^  wichtii^er  polif isrher  und 
sonstiger  die  Vrdkergemeinschaft  interessitit  udfr  Angeleg-eiiiieiten  hat  wieder- 
holt den  Gedanken  eines  regelmäßigen  bezw.  hauhgeren  Zusammentiitts  der 
Mftehte  in  Kongressen  oder  Konferenzen  in  den  Vordergrand  gerüekt ;  so  in 
dem  Aachener  Protokoll  vom  15.  November  1818  Art  4.  Indessen  bescbrftnkt 
sieb  die  Praxis  auf  Kongresse  u.  s.  w.,  deren  Einberufung  in  einem  aktuellen 
Interesse  eine  hinreichende  Motivif^rung  findet.  Kongrel^projekte  ohne  hin- 
reichend präzisiertes  Verhandlungsprogramm  haben  keine  Aussicht  auf  Ver- 
wirklichung^). 

§  74.  III.  Die  Staatoverträgo').  Begriff  und  Natur  der  Staats- 
vertrige.  L  Es  ist  schon  oben  in  anderem  Zusammenhange  (in  der  Lehre 


1)  So  z.  ß.  die  Wiener  KungrcUakte  vom  '.).  Juni  Iblä. 

i}  Die  Berliner  Konferenzakte  von  tSS5  ist  ah  Generalakte,  die  Haager  von 
189t  und  1007  als  S<'ltl  u  Hak  t  f  I»ozciclnict. 

2i  Daa  Nähere  darüber  unten  in  der  Lehre  vun  den  StaaUvcrtnigen. 
4)  So  z.  B.  das  Kun^reüprojckt  Napoleon's  III.  im  Jahre  1668. 

5»  Berner  in  BluntRchli's  Staatsworterbuch  s».  v.  »Staatsvertrage'';  Bergbohni; 
SuatBverträgo  und  Gesetze  als  Quellen  des  Völkerrecht*  üsTSr.  v.  Bulnierincq,  Theorie 
tind  Kodifikation  des  VulkerrecbtS  (IST4);  Gncist.  Gutachten  über  Art.  4«*  preöß.  Vü.  — 
Druck»acticn  de«  preofi.  Abgeordnetenhauses,  lo.  Leg.-Per.  II.  Sess.  IMiH:  Krnst  .Meier, 
Über  den  Abschluß  von  Staatsvcitnlgcn  (1S74|;  Gorius.  Verfraj<src«'ht  des  Deutschen  Ucichs 

—  Annalcn  de«  Deutschen  Reichs  1S74,  1S75;  die  Arbeiten  von  Gcßncr,  Geffcken, 
V.  Helle,  Mein,  Dambnch,  Lammasch  in  HH  III:  I  nger,  f'bei  die  Gültigkeit  ven 
^taat«vcrt^i^^^n  in  Griiuhut's  Zeitschrift  VI  (1S79)  S.  349  ff.:  .Tcllinck,  Die  nnhfltdic  Xntiir 
(ier  .Staatenveitriigo  (ISSü);  Leoni,  Liu  BciU'ag  zur  Lehrc  von  der  Gültigkeit  der  Ötaals- 
vertilge  in  Veffaerangaataaten  —  im  A.  f.  Off.  R  I  ä.  498:  Affolter,  Ebenda  VI  STSft; 
v.  Martitz.  International*.'  I'vrlirsliilfc  in  Sti-a^;icheii  I  ll'^v'^)  II  fl*''^»"*;  Prr»stcle,  T>io 
Lehre  vom  Ab^luli  völkeiTediÜichcr  Verträge  durch  das  Deutsche  Kcich  und  dte  Kiuzel- 
Staaten  de* Reichs  <lS92i:  Ma^erA.  F.  ö.  R.III  (znr  Lohre  vom  off.-reditl.  Vertmi?);  Pröbet, 
Der  Abt-diliiß  völki  ricohtlicber  Verträge  durch  du-,  Deutsche  Reich  und  dessen  Hin /.L't>t;Kit<  n 

—  Annaleu  des  Deutscheu  Urachs  (1^62);  Schraut,  äysteu  der  Uandelevorträgo  und  der 
Heiatbeganstigung  (I8b4):  Seligmann.  Beiträge  zur  Lelii«  vom  Staategeaetz  und  Staate- 
vertrag  (1S90);  Tinscli.  Das  Recht  der  deutschon  BUueletaaten  bezQglich  des  Abschlusses 
völkerrechtlicher  VemSge  mit  besonderer  Bcrückaicfatigang  ihrer  Stellung  im  Koichc  {l^i'it ; 
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von  den  finrmeUen  Quellen  des  Yölkemchts)  der  SUatsverträge  gedacht  ond 
eine  Beibe  von  Momenten  berrorgehoben  vord^,  die  mit  der  Lehre  von  den 
Staatsvertragen  überhaupt,  insbesondere  mit  der  Frage  der  Möglichkeit  ver- 

tragsmäßi£;:er  Verpflichtungen  von  Staaten  nntereiuander  in  ^n<r^(t.,  Verbindung 
stehen.  Hier  handelt  es  sich  uiu  die  zusammeufaäsende  Darsttslluiig  des  üechts 
der  Staatsverträfire. 

11.  Für  die  Erkeiiutiii:»  der  jurihtischeu  Natur  der  titaatt»verträge  werden 
gewöhnlich  die  Kategorien  des  priv&treebtUchen  Vertragsrechts  zum  Ausgangs- 
pttttkt  genommen  und  die  Analogie  des  Privatrechts  fOr  die  völkerrechtlichen 
Normen  als  maßgebend  erklärt').  Indessen,  die  Natur  des  Vertrages  als 
„universell  (  II  liechtsinstitntes"^^;  bringt  es  mit  sich,  daß  wir  der 
reclillicli  bedeutiuuieii  zwei-  oder  iiielirseiti^en  Bindung  des  Willens  durch 
betreflende  Willenserklärungen  nicht  bloli  iin  piivaten  Obligationenrecht  (wo 
sie  allerdings  ihre  intensivste  juristische  Ausbildung  gefunden  hat),  sondnm 
auch  dort  begegnen,  wo  publizistische  Subjekte  unter  einander  Verkehr 
pflegen  und  deren  Interessen  den  Gegenstand  betreffender  Willenserklärungen 
bilden,  Ks  sind  selbständige  R*'»"litssätze,  von  dent-n  di»-  Ivegelung  der  Staats- 
vei träge  beherrscht  ist;  ilire  ^Selbständigkeit  eat>iiiicht  der  Eigenart  der 
kontrahierenden  Subjekte,  des  internationalen  Verkehrs  und  der  Objekte  der 
konventionellen  Regelung.  Die  Identität  so  mancher  Sfttze  des  Vfilker-  und 
Frivatvertragsrecbts  hat  ihre  Wurzel  in  den  allgemeinen  Kriterien  jedes 
Vertra^rs,  die  selbst  wieder  in  gleichartigen  tatsächlichen  Verhält nissen  des. 
Privatverkehrs  und  des  Verkehrs  publizistischer  Subjekte  ihren  Grund  haben 
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(ISMi);  Derselbe  Staat»r.  I,  40.')ff.;  I.aband.  Staatsrecht  de»  Deutscheu  Reichs  (2.  Aufl ) 
I  8.  626  ff.  und  H  S.  155  ff.;  v.  Seydel,  Bayer.  Staat&r.  1  S.  VM,  II  S.  340,  III  S.  734 ff.; 
Hflnel,  Staatsrecht  I  8.  SSlff.;  bcziighch  der  Protektoratsverträ^re  Heilhorn,  Völlcerr. 
Protektorat  S.  "3ff.;  Sioerk,  Da.s  Ausfulirveihot  n.  d  jart.  Suspension  völkcn'.  Verträ^^e, 
in  A.  f.  ö  R.  Isg.H.'SM,  1  ff  ;  Df  r>elhr  in  v  Steilfeuers  Wörterbuch  drs  (IcutM-iion  Vt-r- 
waltungsreehts  s.  v.  „Staatüveilriige" ;  Hiibler,  ebenda  s.  v.  „Konkoniate"  ;  ieancr.  Zur 
liCbre  von  der  GültigktMt  der  Staatsvcitriige  —  in  Oritobnt'sZeltMhrift  XXI  (1894):  Weif- 
mann, Die  Ratifikation  der  Staatsvertiüge  F.  v.  Martens  I  S.  3S9ff.:  Unrtmann 
ö.  125  ff.;  Üareis  $  72(f.;  v.  Lisit  ^  21;  Kivier,  L«brb.  §  47;  Priucipes  Ii,  83  sq.; 
A.  Zorn,  VöJicenMbc  14011.:  Nippold,  Der  rSlkerreditlidie  VertnK,  adne  SteHitiifr  In 
Kechtssystem  und  seine  Bedeutung  für  da«  internationa!e  IN  cht  ilSlM);  DeiHclhp,  Die  Fort- 
bildung des  Verf.  in  völkerr.  Streitgk.  ibOU,  —  Calvo  III  §$  1567  sq.;  Pradicr-Fod6re, 
Tndte  II  §§  nSh  nq.;  Despagnet,  Conn  489  m].;  Piifdeliivrc,  Pr^  1  279  sq.;  Bftll, 
§  107:  Phillini  nr.  II,  §$  14  M).;  Tr«V6r»  Twi*s  I,  224  «q.:  Taylor  H  811  tq.; 
Oppenbeiiu  I,  §§  4*»1  sq. 

II  Vgl.  Zorn,  Stajitsr.  I,  41(5  ff.;  A.  Zorn,  Völkcrreeht  141;  Gareis  §  72. 

i\  rnpor,  System  de»  Sttenr.  Privatixi-hts  I  §  «3. 

S)  Gtiroii  lüc  aisnlopr  Annondnog  privatrechtliehti  Oiiindsätze  auf  die  Staatsverträge 
u.  A.  Jelliuek,  .Siaateiivrrtrüge  S.  50  ff.;  Geßaer,  HH  III  S.  10  ff.;  eingehend 
Nippold,  Der  völkorrcehtiichc  Vertrag  S.  84  ff.;  92ff.  ~  Ernst  Heier,  der  in  seiner  ver- 
dienstvoUen  Schrift:  .Über  den  Abschluß  \on  Staats verti-ägen"  der  ^Analopic  des  Privat 
recht«"  eiB  eigeacs  Kapitel  widmet  (S.  dütU,  erklärt  dagegen  diese  Analogie  als  »an  sich 
durtbAiw  etataaft";  aie  sei  aber  nur  mit  Vonldit  «anwenden,  ond  man  milaie  aidi  darOber 
Idar  werden«  wie  ee  sieb  mit  betieffcnden  Fragen  d«s  Vntragnecbts  im  Privatrecbt  TeibSlt» 


Digitized  by  Google 


§74. 


Di6  StntKverttige.  Begriff  und  Natar  der  StMtsvertrSge. 


249 


Hit  priTatrechtlichen  Anschanungen  häDgt  es  zitsanimeii,  wenn  das  objektive 
Vertragsrecht  für  privatrechtliche  und  Staatsverträge  gldehartig  aitfgsfaßt 

wird.  Für  erstere  ist  das  objektive  Vertragsreclit  in  der  Privatrechtsordnung^ 
des  Staate?:  ^oo-ehen ;  ftir  die  Sta.atsverträge  ^bt  es  allerdings  auch  ein  objek- 
tives Vertragsreclil,  nach  welchem  derlei  Vei träge  zu  beurteilen  sind;  allein 
es  trägt  die  Eigenart  der  Entstehung  und  praktischen  Geltung  des  Völker- 
rechts, als  dessen  Bestandteil  es  erscheint,  an  sieb  ^,  Wfthrend  im  Priratreelit 
für  die  Kontrahenten  die  staatlichen  Vertragsnormen  maßgebend  sind,  setzen 
die  kontrahierenden  Staaten  sich  diese  Normen  in  den  Verträgen  als  Akten 
selbstveriiflichtenden  Willens:  bei  der  Anwendimg  der  Rechtsform  des  Vertrages 
bringen  die  ^Staaten  die  Erkenntnis  der  allgemeinen  Natur  de.s  Vertrages  und 
ihrer  logischen  Konsequenzen  unmittelbar  znm  Ausdruck  und  zu  wirksamer 
Geltung.  Die  bei  diesen  SelbstTerpflicfatnngsakten  regelmflflig  beobachteten 
Regeln  ernmngeln  nicht  des  Charakters  der  ObjektivitSt,  denn  einerseits  sind 
sie  <h'r  Natur  des  Vertrages  (der  Natur  der  Sache)  entlehnt;  anderseits  haben 
wir  uns  diese  Regeln,  weil  als  Konsequenz  der  Natnr  der  Sache  von  den 
kontrahierenden  Staaten  angewendet,  zugleich  als  von  ihnen  anerkannte 
bindende  Norm  vorzustellen. 

III.  Die  Möglichkeit  von  Staatsverträgen  hängt  auf  das  engste  mit 
den  Voraussetzungen  zus  i n  m  auf  denen  das  Völkerrecht  selbst  beruht.  Weil 
der  Staat  durch  maßgebende  Wiilenserklärnngen  —  durch  seine  Normen  —  sich 
selbst  verpflichten  kann,  so  kann  er  sieii  aiu  h  im  Verkehr  nach  außen  Nonnen 
setzen,  die  sein  VerhalitMi  kdiistant  oder  für  die-  Dauer  di  s  betieffendea  Rechts- 

da  vielfach  aof  Grdnde,  die  der  privatrccbtlickeu  Ausdiauuoi;  entlehnt  sind,  Bezu^;;  genommen 
■wird.  —  DioBe  Eimcliriinkiiiigeii  sfBd  In  der  Tat  so  bedentBain,  daß  eher  Ae  infinstpielle 

Ablehnunf>:  jedpv  ilcrai  tiiri  ii  Analogie  hier  ei-wartot  ^v  orden  sollte.  —  Daß  ältere  Schrift^tcIhM-, 
wie  Grotius,  rufcndorf  a.  A.  auch  io  der  Lehre  voo  den  Staatsverträgeu  an  den  Kate- 
gorim  des  Privatrechts  feethfelten,  erURit  rieh  «iw  der  liemdieDden  Bedeotuniir  des  lOmisclieii 
Becbts,  wo  diese  Kategorien  ihre  Ausbildung  gefunden  hatten. 

1)  Der  von  Jellinek,  Staatenverträgo  S.  4  ausgesprochene  Satz,  dali  Staaten rertrige 
nur  dann  einen  rechtlichen  Chamkterlwben  kOnnen,  wenn  Nonnen  existieren,  welche  Uber 
(Irl)  Vfitirufen  stehen  —  findet  in  einer  neueren  Arbeit  desselben  Verf.  ^System  der  snb- 
ji  ktivcn  üfft  ntlu  heil  Ücdit.  -  eine  Ergänronfj  oder  vielleicht  Refonnlcrung.  Hier  snirt  .Fel- 
iiutk,  diiü  dk  Fiugt  uach  der  Entstcijuiitfaijuehö  des  ohjektiven  Vertragsrechts  nur  durch 
die  Krkcnntnis  gehlst  werde,  tidaß  <ler  Vertrag  eine  allgemeine  Heehtsfonn  ist  und  daher 
gewisse  jiHtremiine  EIr  mpiUe  vorhanden  sind,  die  auch  ohne  ausdiückliehe  Anerkorimiiiü:  ilurch 
den  Gesetzgeber  objektives  Veitragsreeht  bilden.  So  ist  auch  aus  dem  allgemeinen  Wesen 
des  Vertrages  das  objektive  Recht  der  v5]kerreeiitHc]ien  Vertrilge  deduslert  worden,  ftlMir 
welches  niemals  mtedriicklirhc  Vfrciiibaniii;;nn  stattsjofuiidon  hnben".  —  Xippold  (a.  a.  0. 
S.  ä5  tf.),  der  dieser  Frage  eingehend  näher  gcu-ctcn  ist,  gebt  davon  aus,  daU  im  Völkerrecht, 
nicbt  im  Frivatrecht  durch  Vertrag  Reditmitse  giesebaffen  werden  kQanen:  daher  kSonen 
auf  demselben  Woge  auch  Normen  dt  s  vnlkcrreehtlichen  Vertragsrechts  erzeugt  w  eidi u  Um 
m  Existenz  so  gelangen,  bedArften  aber  diese  Normen  nicht  der  iedesoialigen  Fixierung 
durch  Vertrag,  besw.  in  dem  betreffenden  Vertrage:  sie  oxittieiiai  «is  allgemeine  Vertrags* 
grundsät7.e  kraft  des  Willens  der  Staaten  anch  ohne  besondan  Vaitriige.  In  der  Form  des 
Vertnifft'*  koniu  n  ,niiht  mir  zwi^clicnstaiitliclic  Befugnisse,  aondera  auch  objektive  Rcehts- 
sätzt-  bcgiüiulei  und  daher  uiöglicherw  eibe  auch  die  Normen  gesetzt  werden,  nach  denen 
▼dlkciTechtliche  Vertflge  im  aUgemtioeD  lu  bearteilen  sind"  i^.  37).  Vgl.  übrigens  anch 
noch  Jellinek,  Staatenverttlge  S.  51. 
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TcarhJUtiiiBses  bestimmen.  Hat  der  Staat  mit  anderen  staatlichen  Gemeinwesen 
Verkehr  angeknflpft,  so  maß  er  die  Notwendigkeit  einer  Ordnung  dieses  Verkehrs 

anerkennen,  die  aber  selbst  wieder  nur  denkbar  ist  unter  der  Voraussetzung 
gegenseitiger  Anerkennung  der  Staaten  als  Recht«:nbjpkte.  In  dieser  Anerkennung 
liegt  aber  in  letzter  Üeihe  die  Erklärung  der  konstanten  Bereitwilligkeit  (bezw. 
Notwendigkeit),  den  eigenen  Willen  im  Interesse  geordneten  Verkehrs  dritten 
Staaten  gegenüber  beschränken  zu  wollen.  Da  die  Nonnen  dieser  Selbst- 
beschrftnkung  im  Verkehi-  unabhängiger  Staaten  nicht  von  einer  ftbO'geordneten 
normsetzenden  Gewalt  ausgeben,  sondern  die  unabhängigen  Staaten  in  voller 
Autoii*  fiiif  die  Normen  ihres  Verkehrs  sich  selbssf  setzen,  spielt  gerade  die  all- 
genieint;  Reclitsform  des  Vertrages  aiit  dem  Gebiete  de.s  Völkerrechts  die  her- 
vorragendste Bolle  normierender  Tätigkeit  der  Staaten.  Diese  eigenartige 
Betätigung  des  Willens  der  Staaten  ist  nach  dem  Gesagten  an  die  Anerkennung 
der  Notwendigkeit  gegenseitigen  Verkehrs  der  Staaten  und  der  Rechtssubjektivität 
der  let7tei>  Ti  ^'"'ipft.  Es  sind  also  reale  Verhältnisse  des  Menschheitslebens, 
deren  Erkenntnis  die  Vorstellung  von  der  Notwendigkeit  der  Selbstbeschränkuug 
der  Handlungsfreiheit  des  einzelnen  Staates  hervorruft  und  damit  Motive  des 
praktischen  Verhaltens  des  Willens  erzeugt  Dieser  psychologisch  und  ethisch 
bedeutsame  Prozeß  wiederholt  sich  nun  in  jedem  Falle,  in  welchem  die 
Staaten  einseitig  oder  gegenseitig  ihren  Willen  binden.  Immer  sind  es  Momente, 
die  in  der  Natur  let  htlich  zu  ordnender  Verhältnisse  objektiv  niedergelegt  sind, 
zu  Gegenständen  der  Erkenntnis  erhoben,  die  Bedeutung  von  ^fotiven  vcrniinl- 
tiger  WilleDsbestimmung  gewinnen  und  schließlich  den  rechtlich  maßgebenden 
DnUensakt  auslosen.  Damit  ist  aber  auch  der  Bod^  fttr  die  Beantwortung  der 
mit  der  HOgiichkeit  von  Verträgen  der  Staaten  unter  einander  «ige  verknöpf- 
ten Frage  nach  dem  Geltungsgrunde  der  Staatenverträge  gegeben. 
Auch  beziigncli  dieser  Verträge  gilt  der  Satz:  Pat'ta  snnt  servanda  —  eine 
Parömie,  die  nicht  ohne  inneren  Grund  in  die  Form  eines  allgemeinen  Imperativs 
gekleidet  ist.  Er  gilt,  weil  der  allgemeinen  Natur  des  Vertiagsiostituts  ent- 
nommen, auch  im  Privatrecht  nicht  in  and^r  Art  als  auf  andei'en  Gebiete, 
denn  der  Umstand,  daß  die  Privatrechtsordnung  fttr  den  Fall  der  Nichterfüllung 
den  gesetzlich  normierten  Zwang  zur  Ei-füUung  in  Aussicht  stellt,  also  eine 
Mvenigstens  fiir  die  meisten  Fälle)  praktisch  wiiksame  Sanktion  vorhanden  ist, 
ändert  nichts  au  dem  Wesen  jener  Verptlif  litnng  selbst.  Für  das  Wesen  die.ser 
Verpflichtung  ist  eben  jener  psycholugiscli  und  ethisch  bedeut^vame  Vorgang, 
auf  dem  jede  vemftnftige  Willensentscheidung  beruht,  von  malSgebender  Be- 
deutung. Formell  beruht  die  Verpflichtung  zur  Erfllllung  des  Vertrages  auf 
dem  erklärten  Willen,  ,.denn  es  ist  unmöglich,  etwas  zugleich  zu  wollen  und 
nicht  7.n  wollen,  und  d;i  alles  Wollen  sich  auf  die  Zukuntt  bezieht,  so  erkennt 
der  vertiagsclilieijende  W  ille  durch  den  Akt  des  Vertragsschlusses  sich  für  die 
Zukunft  als  gebunden  au"*. Die  materielle  Sanktion  der  verbindlichen 

1)  Jellinek,  St.iaU'nvcitriigc  S.  .^7.  -  Xippold  a.  a.  O.  betont  S.  .H7  als  Geltimg»- 
graod  der  Staat^veiträge  nur  das  furmclle  .Moment,  daß  der  Vertrag  ,.alä  Ausfluß  do» 
9itaBtBwilleii!<  ^c'mc  («eltiinK'  in  sich  selbst  tiiigt".  —  Vgl.  ferner  Gareis  §  T2  und 
Oes«ea  Uecfatsenzykiopädie  S.  b;  Merkel,  Enzyklopädie  $       in  der  Anmerirang;  ferner 
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Kraft  der  Vertrage  ist  eine  ethische.  Das  M omoit  der  sittlichen  Pflicht 
beherrscht  das  sittlfehe  Handeln  det*  Menschen;    dieser  «ttlichen  Pflicht  kann 

sich  auch  der  Staat  nicht  entziehen,  da  die  Realisierung  des  Gemeinzwecks 
Realisierung  des  CHineinwillen!«  ist.  in  dem  Oenieinwillen  aber  menscliliclier 
Individnalwillen  nicht  nur  die  Grundlage  der  Bildung  des  ersteren,  sondern 
zugleich  auch  das  Medium  der  Betätigung  bedeutet.  Der  Wille  der  als  staatliche 
Organe  fungiwffliden  EimcelperscHkeii,  die  berufen  aiiid,  nanens  der  juristischen 
PersSnlichkeit  des  Staates  die  praktisohe  Bet&tigiing  des  GemeinwiUens  durch 
ihi  e  eigenen  Handlangen  zu  vermittdu,  dnd  in  dieser  ihrer  ^^^t  i:  nig  als  Organe 
in  vollem  Umfanjre  an  die  Fordf^rnngen  von  Treue  nnd  (  ilaiil)en  im  Verkehre 
gebunden;  die  sittlichen  Grundlagen  des  menschliclien  Handelns  können  in  der 
ethisch  bedeutsamsten  Erscheinung  menschlichen  Zusammenlebens  — -  im  Staate 
•  —  keine  EinsGhrftnknng  erfahren;  ihre  Bedeutung  erfährt  vielmdir  eine 
Steigerung:  der  gesetdich  normierte  ErflUlnngszwang  hat^  wie  jeder  staatliche 
Imperativ,  in  erster  Reihe  die  Bedentnng  einer  Verstärkung  dei-  Motive  recht- 
gemäßen Handelns.  Beziicrlich  der  verpflichtenden  Kraft  der  Staatenvertrftge  fehlt 
allerdings  die  dem  nationalen  Recht  eiuentiimliche  Sanktion:  sie  fehlt  aber  im 
Völkerrecht  nicht  überhaupt  Ferner  darf  vom  Jjtandpunkte  der  praktisclien 
Erhaltung  geordneten  Staatenverkehrs  das  seinem  Wesen  nach  allerdings  nur 
otilitarische  Moment  nicht  unterschätzt  werden,  welches  in  dem  Interesse  der 
einzelnen  Glieds  der  Staatengemeinschaft  seine  Wurzel  hat.  Mißachtung 
fremder  Interef»sen  diiri  li  Verletzung  von  Treue  und  Glauben  im  Verkehr 
sehafft  namentlich  inuerlialb  der  vielgestaltigen  und  komplizierten  Verkehrs- 
nnd  Interessen beziehungen  der  Staaten  allemal  eine  heute  kaum  mehr  ab- 
zuwehrende Oefkhr  f&r  die  eigenen  Interessen;  Staaten  die  in  der  Erl&llnng 
hbemommener  Verbindlichkeiten  nicht  gewissenhaft  vorgehen,  leugnen  die 
fhndamentalste  Voraussetzung  rechtlit-h  geordneten  Verkehrs  und  ÜITN'  Teil- 
nahme an  der  vfdkerrprhtlichen  Gemeinscliaft  •  üü- Verhalten  ist  um  so  wider- 
spruchsvoller, als  die  um  des  eigenen  egoistischen  Interesses  willen  erfolgte 
Mißachtung  fremder  Interessen  eine  der  wichtigsten  Bedingungen  des  eigenen 
Wohles  —  die  im  heutigen  Volkerleben  praktisch  so  stark  hervortretende 
Ergänzung  der  nationalen  Mittel  der  Erreichung  des  Staatszwecks  durch  die 
Mittel,  welche  der  geordnete  Völkerverkehr  bietet,  zerstört.  —  Schließlich  sei 
noch  fnlf^endes  bemerk f :  w.-Un  end  in  der  Zeit  vor  der  AnsbiMtiiii)- des  modernen 
Vidkerrechts  die  zumeist  aul  Streitfälle  sich  beschiankendeu  \'erträge  die 
individuellen  und  im  übrigen  isolierten  Interessen  der  Beteiligten  in  den 
Vordergrund  stellen,  kennt  das  moderne  Völkerrecht  Vertiilge,  deren  Ausgangs- 
punkt die  Oesamtinteressen  der  Völkergemeinschaft  bilden,  die  ahm  auf  einem 
viel  breiteren,  dem  Gutdünken  und  der  Willkür  der  Kontrahenten  entzogenen 
Boden  sich  beweg-en  und  um  deswillen  die  (larantie  ihrer  Erfilllnnsf  in  ei  liiihtem 
Mabe  in  sich  tragen.   Die  Macht  geregelter  Verhältnisse  .selbst  ist  es, 

die  Foiinulicrung  de«  Gcltungsfcnindes  bei  F.  v.  .Marton»  I  S.  39(1;  Blunt^chli,  Völker- 
»eilt  §  410;  Rivier.  Lchrb.  §  47.  —  Vgl.  auch  Triepcl.  Völkerrecht  and  Lundeendlt  82. 
II  Vgl  Oppen  beim  I,  $  493,  Nippold,  Der  vdlkenr.  Vectra«,  §  11. 
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die  hier  deu  Willen  der  Küiiu  alieuten  konstant  zu  bestimmen  geeignet  i^t  und 
in  den  Grenzen  des  Vertrassreehts  bUt  Diese  mit  der  Existenz  des  YMkei^ 
rechts  nnd  der  Anerkennnng  der  internationalen  Gemeinsdbaft  heute  so  wirlcsam 

in  die  "Wagschale  fallenden  Motive  der  Beobachtung  von  Treue  und  Glauben 
im  StaatHnv^rkelir  f'^hlten  natürlic!!  in  der  Zeit  vor  der  Existenz  einer  ^\'irk- 
samkeit  des  \  nlkt-nechts;  imies^eii  war  doch  üiicli  jenen  Kpochen  die  neilit,^keit 
der  Verträge  uuler  Staaten  nicht  fremd:  nur  wirkten  im  Gegeusiatze  zui  Neu- 
zeit (anBer  dem  zn  allen  Zeiten  wirksamen  CJtilitfttsstandpnnkt)  vornehmlich 
religiöse  nnd  allgemein  ethische  Motive  im  Sinne  nnabweisbarer  Anerkennung 
der  Pflicht  Zill-  Erfüllung  von  Staatsvertrlgen. ') 

IV.  Verkehr  pflegende  Staaten  können  die  Vertragsform  zur  Regelung 
alles  dessen  verwenden,  was  für  den  Staat  von  Interesse  ist.  Nicht  der  TiiIimU 
bestimmt  die  Qualität  eines  Vertrages  als  Staatenvertrag;  ef^  ist 
lediglich  die  Tatsache  entscheidendj  daß  die  Staaten  als  solche  Kontrahenten 
sind.*)  Es  gehören  daher  nicht  hierher  Verträge  zwischen  dem  Staat  (ins- 
besondere als  Fiskus)  und  Privaten  (einzelnen  Privatpersonen,  Privatgesell- 
schaften, z.  B,  Eisenbahngesellschaften»,  ja  selbst  mit  Fürsten  und  fürstlichen 
Hängen!.'')  Die  rechtlir-he  Natnr  der  Konkordate,  d.  h.  Verträq:?.  die 
„zwisclien  eiiit-i  welllichen  Landesregierung  und  dem  Papst,  als  kiiclilichem 
Oberhaupt  der  katholischen  Staatsangehörigen,  über  Angelegenheiten  von 
gemeinsamem  Interesse  abgeschlossen  werden**«)  ist  streitig.  Den  Charakter 
von  Staatsverträgen  kann  man  den  Konkordaten  nur  dann  vindizieren, 
wenn  das  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  in  seiner  heutigen  Stellung 

1)  V^l.  auch  OppeuheJm  I,  {  491. 

2)  In  diesem  Sinne  fassen  den  iStaatcuvertrag  von  neueren  ScIinftHtcllcm  inabesondero 
Laband,  H.  112  („Willensaktc  des  .Stantes.  gleichriel  worin  ihr  Inhalt  besteht .. ."); 
P.  V.  Martens  1  S.  4tl5  (^Gegenstand  internationaler  Obfigatfonen  kann  überhaupt  alles 
sein,  was  irgend  in  den  BcMPidi  der  intvinatiimalen  Beziehungen  iiml  rntenichmunt,'cii  fre- 
hörf);  Zorn,  Staatsi-ccht  II  S.  ■12t):  Stork  in  v.  Stengel V  Wörterbuch  dfs  deutschen 
Verwaltungsrcchts  s.  v.  -Staatsverträge  („Was  einen  Vertrag  zum  Staatsvertrag  stempelt,  ist 
eben  nicht  die  Natur  des  Objekte,  sondern  lediglidi  die  Beschaffenheit  der  danm  beteiligten 
Subjekte");  Iii  vier.  Lelnl).  ^  47:  Pradi  er  •  Fodf-r^^,  'l'rait^  IV  §'^-»S;  I>pspn^nrt.  Conn? 
lu  47«);  ncucäteuä  eingehend  Mypold  a.  a.  0.  S.  ISlff.  gcgeu  audcrwcite  Ansichten  von 
Gareis  $  72  (wo  der  Inhalt  d«  vfilkerrechtUcfaeD  Teitrilitre  aof  eine  EioBchribikaDfrt  Ans- 
dchnunft  oder  sonstige  Modifikation  von  Hoheitsreclitcn  der  St.-uiton  bp';chrruikt  'virfli 
Tinacb  a.  a.  ü.  S.  3  (wo  eine  gewia^o  Qualität  der  Koutraheiiteu  und  des  Inhalt»  erfordert 
wirdi;  Sellgmana  a.  a  0.  Sw  6.  Vgl.  ancb  Zorn  Staatstvcht  I,  4ft(fr.i  A.  Zorn»  Vl}lk«rr. 
140:  V51kcrr.  V.  sind  Veieinbarungeu  zwischen  Staaten  Qber  SfeutshoheitmnedilB  jed«r  Art. 

3)  Vgl.  hieiüber  insbesondere  im  allgemeinen  iiml  mit  Bezug'  ntif  Art.  1*»  der  prenß. 
VU  Ernüt  iVlcier  a.  a.  ü.  S.  öl  ff.  Unter  den  PräzedcuzfiUlca  werden  hier  hervorgehoben 
^MnbabiiTCTtrl|i^  mit  PrIvatbahiMD,  der  Poetvertnig  mit  Thum  and  Taxia  vom  SS.  Januar 
1S67,  die  finanziellen  Ahfindtiiür^vcrtrSgc  mit  den  Depos8e<lierten  He*  Jahres  1S66  nnd  mit 
der  ätadt  Frankfurt  a.  M.,  der  Ankauf  de»  Dieoetgebäude»  für  dwi  Mariueniiiii«terium,  der 
Verkauf  von  EiaeDbabneD,  FestungsgrundatDeke«  und  sooatigeni  Etdchaeigentonii  der  Padit- 
vci  tin^'  /^w  isihen  der  Gcneraldirektion  der  Eiscobabnen  für  Ebaß-Lotbringren  and  d«r8od(t£ 
anonyme  des  chemine  de  fer  de  l:t  Lorraine. 

4)  Hfibler  in  r.  Stengers  WBrterbadi  dea  daatadiea  VerwaltnngBivcht  a.  r.  nKan* 
koidato*.  Hier  ist  die  Finge  ebifebend  erQrteft  und  die  Litefatur  «afogeben. 
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Volkerrechtssiibj  ekt  ist.  0  Praktisch  werden  die  Konkordate^  allerdinge 
nach  Art  der  StaatsvertrSge  behand^t 

V.  Zur  Bezeichnung  dtst  hier  in  Frage  stehenden  Verträge')  werden 
verschiedene  Ausdiilcke  p:ebrancht:  SrHf^tsverträofe.  St aaten Verträge, 
V ölker vert l  äge,  völkerrechtliche  Verti  üfre,  (ifleni  liclip  Verträge, 
Traktate,  Konventionen,  Übereinkuiiuneu  —  traites  und  Conventions 
—  treaties  und  Conventions.  Die  AnadrQeke  Staaterertrag,  traitö 
werden  gewöhnlich  znr  Bezeichnung  von  zwiachenstaatUehen  Übereinkommen 
gebraucht,  denen  im  Hinblick  auf  den  Gegenstand  des  Vertrages  beaw.  die 
Veranlassung  zu  dessen  Abschlicßuno-  oder  auch  die  solennere  Form  eine  erhöhte 
Bedeutung  zukommt;  t^o  sjaicht  uiau  von  Friedensvertrag,  traite  de  paix  und 
nicht  von  Friedenskonveution;  dagegen  spricht  mau  auch  von  Au^lielei  ungs- 
vertrag,  Konsniarvertrag  nnd  Handelsvertrag.  Femer  wird  der  Ansdmck 
Deklaration  gebraucht  aar  Bezeichnung  einseitiger  Brklftmngen  des  Ein- 
verständnisses, Deduktionen  (memoires)  Bescheinigungen  (attestations)  und 
Anzeigen  (significations),  die  ein  Staat  an  andere  Staaten  anf  (üplomatiscliem 
Wege  richtet,  denen  gleichfalls  bindende  Kraft  zukommt,  so  z.  B.  die  Deklar  uiott 
Englands  und  Frankreichs  vom  29.  März  1854,  betreffend  die  KechtäsleUuug  der 
Neutralen  wfthrend  des  Krimkrieges,  ^  femer  zur  Bezeichnung  von  Erklftmngen 
ntehrerer  Staaten,  die  das  Ergebnis  vertragsmäfiigw  Stipulationen  sind,  so 
z.  B.  die  Pariser  Seereelitsdeklaiation  vom  Jahre  1856.')  Wirkliche  Verträge 
sind  auch  die  Kapitulationen  und  Kartelle  im  Frieden  und  im  Krie;;:e. 

VI.  Staatsverträge  sind  Rechtsgeschäfte,  durch  welche  die  blaaten 
(als  solche)  zum  Zwecke  der  Begründung,  Abänderang  oder  Aufhebung  von 
Ansprüchen  oder  Verpflichtungen  ihren  Willen  einigen  nnd  diese  Willens* 
einigung  erklären.«)  Auf  dem  Boden  des  Völkerrechts  haben  diese  Pledits- 
geschäfte  unmittelbare  rechtliche  Wirkung  für  die  Staaten  als  Koiitralienten; 
aber  auch  nur  für  diese  Staaten,  ako  nicht  für  dritte  Staaten,  die  an 

It  Vt'l.  Itübler  a.  a.  0,  §  3  »ub  3  (S.  829  1.  Sp.)  —  Uneigentliche  Staatsverträge 
neiiut  GcBucr,  HH  III  S.  23  (ähnlich  wie  Hermann  in  Bluutschli'ß  Staatswürtcrbuch 
8.  V,  .Konkordate*")  die  Konkordate.  Zu  jenen  zählt  Gettner  überhaupt  alle  Verträge,  welche 
nicht  seltene  Ijcidir  Kimtrahenten  (iincli  die  Staaten  gestutzt  wordcMi:  VcrfrfiRc  z\vi!*clicn  Sou- 
veränen oder  Dynastien  unter  »ich  oder  mit  fremden  htaaten  über  persönliche  und  dyna- 
■tkdie  AnquAdM  auf  die  Tbroitfelge,  StuliTCcfedige  ait  fiemdmi  PriTatpenoneB»  weldie 
atiRnatnnswciae  unter  völkcrreditlichem  BdHttx  Mdwo,  Uber  StMtsverUltiiiaee.  Siebe  sneh 
ncuestcua  Heilborn,  Syatem     2ül  ff. 

21  Über  Cirknnskrlpttotisbiillen  aidie  HObler  a.  a.  O. 

3)  Vf:l.  Rivler,  L^-lirl).  §  IT.  r         Rüiinis  p.  slR. 

b)  Die  Beschlüsse  der  Brüsseler  Konferenz  vom  Jahre  IST!  betreffend  die  Kodifi- 
sienmiir  des  Kriegsrecbta  fOhren  andi  den  Namen  Deklaration.  Indeasen  das  Erkeln»» 

jener  Verhandlungen  hat  lediglich  die  Bedeutung  eines  Entwurfes  eines  volkerrcchtUchcD 
Reglements;  dieser  Entwurf  wurde  nicht  durch  Vertrag  zu  wucm  Völkergesetz  erfaoben. 

6)  Vgl.  die  den  Charakter  dos  Staatsvci-tragee  als  Rechtsgeschäft  zum  Ansdruck 
biingendon  Begriffsbestimmungen  bei  Laband,  H  S.  Kjö:  Seligmann  a.  a.  0.  2;  Bcrg- 
bohm,  Staatenverträ^f  s.  TT;  Hareis  §  72;  Calvo  III  §  1575;  NipjK)I<l  93,  94  und  die 
eingebeadea  Enirtei-ungen  über  diese  Frage  in  dessen  Ausführungen  zur  Tlieorie  dee  vulker- 
leehtttohea  Vertrags  a  02ff.  —  A.  M.  Zorn,  Staatsiecbt  II  S.  422:  gegen  Zorn  vgl.  Weg' 
mann  a.  a.  0.  S.  70fr. 
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VertrafsabsdilaB  nicht  teilcpenommen  haben,  und  zunächst  aneh  nicht 
fftr  die  innei-staatliche  Rechtsordnung  bezw,  die  durch  diese  verpflichteten 
Behörden  und  Gt'setzesnnt«  i  taiu*n.  Wie  die  Spliilrp  dt-s  rechtlichen  Verkehrs  der 
Völkerrechtssubjekt^  iiiirt  i einander  und  die  an  diesen  N'ei  kelii  geknüpften  Leheii?»- 
und  Eechtäverhältnitiäe  von  dem  innerstaatlichen  Leben  und  der  innerstaatlichen 
BechiBordnnng  zn  nntencheiden  sind,  so  ergibt  sich  besttglich  der  intemationalen 
Willensakte  der  Staaten  ein  Unterschied  der  rechtliche  Wirkung  nach  aniten 
und  nach  innen,  sohin  für  die  Staatsverträ^e  eine  völkerrechtliche  und 
staatsrechtliche  Wirksuiiikeit  deist^lben.  Die  stniitviechtliche  Wirksamkeit 
des  Staatsvertraqref  ist  noch  iiiclit  iiiil  ilessen  völktii  i ecljtlicher  Exi^teui^  ipso 
juie  gegeben.  Was  auf  Grund  eine»  beUetfeudeu  tJlaatsvertra^s  als  Anspruch 
oder  Verpflichtung  des  Staates  formell  zur  Entstehung  gelangt  ist,  gewinnt 
praktische  Bedeutung  erst  durch  maßgebende  staatsrechtliche  Akte;  die 
Regierung  kann  den  Inhalt  des  Vertrages  nur  mit  den  ihr  in  der  innerstaatlichen 
Recht*!ordnun£r  zur  Verfilgnnc  stehenden  ]>ersrin]iclien  niid  sacliliclien  Macht- 
mitteln realisieren.  Die  rech  Hiebe  Verlüguug  über  diese  Macliijuittel  ist 
aber  in  jedem  geordneten  Staatswesen  an  das  Vorhandensein  des  staatlichen 
Befehls  gebunden.  In  der  Tat  erwuchst  also  fllr  jeden  der  kontrahierenden 
Staaten  in  der  Richtung  der  Erfüllung  des  Vertrages  die  in  dem  Vertraq^e 
selbst  nicht  ausgesprochene,  weil  selbstvei-ständliche  Verpflichtung,  nach  Maß- 
gabe der  innerstaatlichen  Rechtsordnung  ')  die  Erfüllung  des  Vertrajres  (linch 
Erlali  beireüeuder  Gesetze  oder  Verwaltuugsverordnungen  beuw.  blülier 
DieDstbefehle^'.i  zn  erniüglicheu.  Suhin  gehört  auch  die  Publikation  des 
Staatsvertrages  znr  Ausführung  des  Vertrages,  denn  erst  durch  die 
Publikation  kann  der  Normeninhalt  des  Vertrages  für  die  Qesetzesuntertanen 
verpflichtende  Wirkung  erlangen. 't  Daraus  ergibt  sidi  aber  weiter,  daß  der 
Staat  den  abgeschlossenen  Vertraji:  erfüllt  nnd  nicht  die  Behörden  und 
Geset/.esunierlaiieu:  diese  erfüllen  lediglich  den  Befehl  ihrer  Staatsgewalt.*) 
Eine  solche  Verpflichtung  entsteht  dagegen  nicht,  wenn  der  betrefl'ende  Vertrag 
gar  nicht  publiziert  wurde;  allein  auch  diese  V^rtrAge  haben  rechtliche  Existraz 
und  Wirkung  für  die  beteili^rtcn  K  eirie  i  u  uß-en.  Ihre  rechtliche  Existenz  ist 
mit  der  selbständijren  rerbtlirbeii  Kxist(?nz  der  völkerrechtlichen  Bezit  liiingen 
gegeben,  die  von  Voraussetzungen  des  nationalen  Rechts  unabhängig  sind.  ^) 
Der  staatsrechtlich  entscheidende  Akt  ist  die  Publikation  des 


1)  Ist  zur  Kcalisieraiig  des  Inhalt«  eines  Staat sveitrai^pi«  Hne  .\ndening  oder  Aufhebung 
ItcstrhpTuler  llwhtssätzc  crfordcrlieli,  so  .ist  ein  Ht-fehl  der  St.iatsjjewalt  erforderlich,  welcher 
die  bcfulpunp  (icr  io  dem  Veitrage  entbaltoncn  licchtsregeln  anordnet,  sie  mit  C4c»etze«- 
kiaft  auästattot,  d.  h.  dB  Gesetsbefehh.  Labaad,  H  8.  ISB.  Neoeatem  Heilborn,  A. 
f.  Off.  K.  XH.  ;l>cr  Stn,at?5 vertrag  als  Staats;,'r"""t7^  •    M4  ff 

2)  Verpflichtet  »ich  der  Staat  zur  Vurnahine  von  llandiuuKeu.  „zu  weldien  die  Bebür- 
d«D  nadi  HaBf^be  der  boBtefaenden  Ocsetze  befai^  sind,  so  genüj^eine  VerfBgrnnfrCDicnst- 
bd'eh!»\    Lahand.  II  S.  114, 

8)  Vgl.  Jelliuek,  ätaateuverträge  £>.  50;  k\  v.  Harten^  1  .S>  417;  Mppold  a.  a.  0. 
S.  m.  IM.  —  A.  M.  Gefiner,  HB  Ilt  S.  62. 

4)  Vgl.  Laband,  II  S.  \hi>;  Seligmann  u.  a.  O.  S.  », 
ä)  Vgl.  2)tippold  a.  a.  0.     IUI,       gegen  Zoro. 
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Tertras>«8-^)  ^  korrekte  Yorfan^  ist  der^  daB  mit  der  Pablikation  der 
Befehl,  den  Inhalt  des  Vertrag  zn  befolgen,  verbunden  wird.  Begnügt  man 
sich  mit  der  Publikatioa  allein,  so  wird  allerdings  der  Befolgungsbefehl  still- 
schweigend erteilt,  -"i 

§  75.  Abschlun  der  StaatsveHrfiffe.  1.  l>ie  K<nitnihenten  der  Staut«- 
Terträge.  T.  Staataverträge  können  in  der  Regel  nur  von  souveränen 
Staaten  ^>  abgeschlossen  werden.  Als  Vfilkerreehtssiibjekte  besitzen  sie  die 
znr  Vornahme   solcher  rechtlich   bedeatsamer  l&ndlongen  erforderliehe 

Rechtsfähigkeit.  Beschränkungen  der  Souveränetät,  welche  die  Hechts- 
fähigkeit iiarli  außen  nicht  berühren,  äußern  auch  keinen  Einfluß  auf 
die  Fähigkeit,  au  dem  Ahscliliilj  eines  Vertrages  mit  anderen  Volkerrechts- 
subjekteu  teilzunehmen.  Übrigens  ist  es  nicht  möglich,  eine  feste  Regel  be- 
züglich des  Vertragsrechts  der  nicht  voUsouTerinen  Staaten  anftnstelleB:  die 
besondere  rechtliche  Stellnng  des  betreffenden  Staates  und  die  Eigenart  des 
konkreten  Falles  entscheiden  hier  allein.  Das  vasallitisclie  VeiMltnis,  die 
Protektoratsverhältnisse  und  die  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  verfassungs- 
mäßig geltenden  (verschiedenen)  Grundsätze  über  die  Ab^n  enzuiig  der  Kompetenz 
des  Bundes  und  der  Gliedstaaten  äuüern  bezüglicii  der  vorliegenden  Materie 
Torschiedene  Wirknugen.  *) 

IL  Da  alle  Aktionen  des  Staates  als  Jvristiseher  Persönlichkeit 
nur  durch  seine  Organe  vermittelt  werden  können,  so  alnd  e»  auch  bei  der 

Abschließung  von  Staatsverträgen  die  physischen  Personen,  welche  nach 
der  Yerf;t'^-iing  und  nach  den  für  die  Täti<j:keit  dt-r  staatlidipn  Orcrane  be- 
stehenden \  oi"Schriften  für  den  Staat  und  int  xXaineii  des  Staates  die  für  den 
gültigen  Abschluß  des  Veitiages  erforderlichen  Handlungen  vornehmen.  Die 
Wirksamkeit  der  StaatsvertrSge  weist  nach  dem  oben  (S.  254)  Gesagten  eine 
völkerrechtliche  und  eine  staatsrechtliche  Seite  auf;  es  sind  ab«r 
schon  bezüglich  des  Abschlusses  gleichfoUs  völkerrechtliche  und  Staatsrecht^ 

1)  Vgl.  Ertnt  Meyer  a.  a.  0.  (Die  Publikation  von  Staatsvertiigen);  Kaufmann, 

Die  Rechtskraft  des«  internationalen  Rechts  '.i'. 

2(  Lntiand,  II.  S  15S  riigt  dieses  Verfahren,  weil  es  die  Vorstellung  hen-oiTufen 
kann,  .als  ob  Rehönlen  und  Untertanen  durch  den  Abschlui)  des  Vertrages  zur  Befolgung 
desselben  verpflichtet  würden  und  als  wenn  die  Verköndigung  des  Vertrages  keine  andere 
Bedeutunir  hüttc,  als  ihn  zur  öffentlichen  Kciintiiit  zu  Krinaren'*.  Über  die  Mängel  dee 
deutseben  Verfahren»  bei  Verkündigung  von  ijtaatsvertnigen  siehe  ebenda  S.  160,  lül. 

S>  Oppenheim  I,  {  494:  Th9  so  calied  rigfat  of  making  treaties  is  not  a  liglit 
of  a  State  in  thc  technical  monning  of  tho  tcrni,  but  a  inerf»  roinjxitence  attaelnng  to 
sovereignity.  A  State  poss^ses,  therefore,  treaty -waking  power  only  »o  far  it  is 
aovereign. 

4)  So  sind  /..  R.  nnch  Art.  II  der  deutsrliiu  IJ  c  i  r  Ii v  p  r  f.  die  ClHilstn.itt'ii 
kompetent  zur  AbschlieOuug  von  Verträgen  betreflend  alle  jene  üc^custäude,  welche  nicht 
nadi  Art.  4  RV  der  Kompetenz  dee  Reiches  vorbehalten  sind.  Nach  Art.  1  Sektion  tO  der 
Verf.  der  nordamerik.  Union  dürfen  die  (jlicd*taaten  weder  unter  einander  noch  mit 
Hoewärtigeh  .Staaten  Verträge  abschließen.  Nacli  Art.  7  u.:i  der  Verf.  der  scbweixeriechen 
Eidgenoesenscbaft  dflrfcn  die  Kantone  unter  einander  n  1  eh t p oüti ae b e  VerbHtge  ab- 
schließen, ferner  Verträge  mit  auswärtigen  Staaten,  die  volkswirtschaftlicfae  Inteicaaen.  Ver- 
kchreimeresBen  oder  potizeilicbc  Angelegenheiten  zam  Gegenstaude  haben. 
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lidie  Momoite  in  Betracht  211  ziehen  und  zwar  vor  allem  heztkcflich  der  bei 
diesem  Vorgang  zum  Handeln  berufenen  Pemmen  nnd  der  re(  litlichen  Voraus- 
setzungen der  Wii  ksanikeit  ihrer  Hanillnn^en.  Da  der  Absrliluß  eines  Staats- 
vertrages ein  völken'echtlicher  \'organff  ist.  so  wird  die  Beantwortung  der 
Frage,  wer  zum  Abschluß  berechtigt  ist,  tücht  wolil  einseitig  und  ausschlieülich 
vom  staatsrechtlichen  Standpunkte  eifolgen  können.') 

Denkt  man  eich  den  Fall  des  Absehlnssea  eines  Staatsvertrages  zwischen 
zwei  Staaten,  deren  Oberhlnpter  (wie  in  der  absoluten  Monarchie)  das  volle 
Repnlsentationsrecht  besitzen  und  geht  man  zugleicli  von  dem  (in  der  Praxis 
dei'  neueren  Staaten  selten  vorkommenden)  2)  Falle  aus,  daß  die  Oberhäupter 
selbst  die  Verhandlungen  pflegen  und  den  für  den  Abschluß  des 
Vertrages  völkerrechtlicli  maSfebenden  WillensaKt  setzen,  so  ge- 
winnt man  den  praktisoh  einfachsten  and  juristisch  typischen 
Vorgang  des  Abschlusses  eines  Völkervertrages:  die  tlir  den  Vertrag 
entsdieidende  Erkläniii'j'  der  Willenseiiü^iinfr  zweier  Staaten  erfolgt  durch  die 
zu  dieser  Handlung  berufenen  Hauptorgane  des  Staates  als  Träjrer  des 
völkerrechtlichen  Verkehrs;  die  beteiligten  Orgaue  siud  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  absolute  Sonver&ne  staataarechtlich  and  vSlkaTechtiich  zweifellos 
zum  Abschlntt  des  Vertrages  l^timiert,  oder  mit  anderen  Worten,  die  Frage, 
ob  die  Legitimation  dieser  Organe  an  reehÜiehe  Voraussetzungen  geknüpft 
sei,  wird  hier  nicht  aufgeworfen  werden  können.  Allein  für  ilic  prakti sollen 
Verhältnisse  und  auf  dem  Boden  des  geilenden  Kerlits  der  mo- 
dernen Staaten  kompliziert  sich  die  Erörterung  des  vorliegenden  Gegen- 
standes; in  enterer  Beziehtutg  ist  nftmlich  za  beachten,  daß  die  Verband- 
langen,  welche  dem  inr  den  VertragsabsehlnO  maßgebenden  Akte  (dessen 
Sil^t  nar  die  za  diesem  Akte  —  der  Ratifikation  —  legitimierten  Staats- 
organe sein  können)  voraufgehen,  von  staatlichen  Hilfsorganen,  z.  B. 
^riiiistern,  (Jesandten,  Oberhaupt  Bevollniachtigteu,  geführt  werden.  In 
der  zweiten  Richtung  kommt  das  moderne  Y erfassungsrecht  in  Betracht,  welches 
in  den  einzetaien  Staaten  in  verschiedenem  Umfong  die  Legitimation  des  Trägei-s 
des  völkerrechtlichen  Verkehrs  zum  Ab  schlaft  von  StaatsvertrXgen  ver- 
fassungsrechtlich durch  Statuierung  eines  Rechts  der  Beteiligung  (Genehmigung, 
Zustimmnnjr)  der  Volksvertretung  (überhaupt  einer  repräsentativen  Körperschaft 
im  Staate^  beschränkt. Hieraus  ergibt  sieh,  daß  in  der  heutigen  Praxis 
mit  Bezug  auf  den  Abschluli  von  \  ü]ker Verträgen  die  Frage  der  Legitimation 
ZOT  Beteiligung  an  dem  AbscblnS  in  doppelter  Richtung  anfenwerfen  ist:  ein- 

1)  Ttizuer  (in  Grünhiit'»  Zeitscbrift  XXi  S.  124 ff.)  rü^t  mit  Itocht  jeoc  Eiosciügkcit. 
Ernst  Meter  ft.  a.  0.  S.  91  hettnA  snr  Cbacaktertetik  der  vOlkerrecbtllehen  Litenrtnr  Ober 
diese  Frage,  daß  sie  vou  dou  raei»ten  Seh riftstcl lern  vom  völkerrechtlichen  Crebiet  auf  da» 
BUumracbtlidie  verwieseo  wird.  —  Hegen  dieeeo  Vorgang  aeaestma  Mippuld  (a.  &.  0.),  der 
tait  Mfattfer  Soodeitmg  der  vSJkMrecblUdm  und  atiuKsreelitlieheii  Momente  die  vorliegende 
Fngß  einer  eingchendcD  Unteranehnng  unterzogen  hat  {S.  IIS  ff.). 

2)  Die  heilige  Allianz  (Paris  ISl-l)  wurde  von  den  Souveränen  Österrolchs,  Rußlands 
und  PrewOcn»  persönlich  gescbloBsen.  An  dem  Abschluß  des  Präliminarfriedens  von 
Villafranca  am  24.  Janl  1659  warM  die  Souveräne  Österreidis  ond  Fnmkreicbe  per«5nlich 
beteiUgt        3i       Beueetene  Oppenheim  I  %  497. 
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mal  besflglich  der  mit  den  Vorrerhandloiiffen  d.  i.  der  Heratellang  des  Vertn^- 
entwnrfs  befaßten  BeTollmftchti^ti  ii  der  /um  Abschluß  des  Vertrages  allein 

berufenen  Hauptorgane  der  kontrahierenden  StaatPti  nnd  der  T.egritimation 
dieser  Hauptorgane  selbst.  Die  Voranstcllunof  der  Frasre  der  Leg^itimation  der 
lievo  11  ju ächtigten  bedeutet  natürlich  nicht  die  Behauptuuir  primärer  Be- 
deutung dieser  Frage  4n  Joristischer  Beziehung;  sie  rechtfertigt  sich  aber 
dadnreb,  daß  ja  lats&chlich  die  Anknflpfting  von  Verbandlongen  durch  die 
staatlichen  Hilfisorgane  namens  der  Hauptorgane  der  primRre  Vorgang  bei  der 
Einleitung  eines  internationalen  Übereinkommen'^  ist  und  die  llaiiptfirsrane  erst 
auf  G  rund  des  fertigges  i  elU  en  Vert  ragsent  wnrfs  den  für  den  Vertraß:sabschluü 
maßgebenden  Akt  —  die  Katilikatiou  des  ^'erirages  —  vollziehen.  Dies  ist 
auch  jener  Moment  in  dem  gesamten  Vorgang,  in  weldiem  die  Frage  der 
L^timation  zum  Vertragsabseblnß  von  ent«sheidender  Bedeutung  ist; 
liier  entsteht  die  Frage:  ist  das  den  Vertragsabsdihiß  bewirkende  Organ  ancli 
wirklich  reelitlicli  berufen,  \\'inen  des  von  ihm  vertretenen  Staates  tax 
bekunden,  bezw,  Lst  der  Wille,  wie  er  bekundet  wird  ^der  wahre  Wille  des 
vertietenen  Staates?  Es  liegt  nahe,  in  Verbindung  mit  dem  selbstverständ- 
lichen Satz,  daß  in  einem  Staatsvertrag,  der  doch  die  Willenseinigung  von 
Staaten  bedeutet«  nar  der  iv'ahre  Wille  der  kontrahierenden  Staaten  zu  formellem 
Ausdruck  kommen  soll.  Einrichtungen  zu  postulieren,  welche  Konflikte  einerseits 
zwischen  den  kontralnerenden  Staaten  selbst  und  anderseits  zwischen  den 
kontrahierenden  Verlrelerti  der  Slualen  und  anderweiten  veifassungsreclitlich 
zur  Geltendmachung  ihres  Willens  berufenen  Faktoren  verhüten.  Es  liegt 
nahSi  zur  Votnoidang  von  Konflikten  unter  den  Rontrabenten  zu  fordern,  daß 
dem  «inen  Kontrahenten  das  Recht  zustehe,  die  Legitimation  des  anderen 
Kontnihenten  zu  prüfen,  d.  i.  sich  volle  Gewißheit  zu  verseliaffen.  daß  der  Mit- 
kontrahent  nach  den  für  seine  repräsentative  Wirksamkeit  nach  außen  be- 
stehenden verfassungsrechtlichen  Normen  berechtigt  ist,  den  btaalswillen  so, 
wie  er  es  getan,  rechtswirksam  zu  bekunden.  Allein  hier  treten  sofort  jene 
Momente  hervor,  welche  jenes  Postulat  als  einen  bloßen  Wunsch  erkennen 
lassen.  Vor  allem  ist  nämlich  zu  beachten,  daß  eine  solche  Prüfung  der  Le- 
gitimation —  vorausgesetzt,  daß  ein  Kecht  zu  diesei'  Prüfuns:  völkerrpchtlicli 
überhaupt  statuiert  werden  krönte  —  zumeist  der  zuverlässiiren,  Kontiikle  aus- 
schließenden Grundlage  entbehrt.  Die  Frage,  ob  zum  Abschluß  eines  Vertrages 
im  Namen  des  Staates  betreffende  Organe  an  die  Zustimmung  der  Volks* 
Vertretung  (oder  anderer  staatsrechtlicher  K6rp(nwihaften,  z.  B.  des  Bundesrates 
im  Deutschen  Reich  liach  Art.  1 1  Abs.  3  der  Reichsverfassuntr)  i.'^ehunden  seien, 
oder  ob  die  Verfassnnir  eine  deiartiir-'  Znstimmnn!^  nur  fiir  die  Vollziehunfr 
eines  Vertrages  fordert,  läßt  sich  nicht  immer  mit  Sicherheit  beantworten 
Derlei  Fragen  bilden  einen  der  streitigsten  Punkte  des  konstitutionellen 
Staatsreehta  und  die  Quelle  mannigfacher  Konflikte  zwischen  Regierung  und 
Volksvertretung.  Soll  jene  Prüfung  der  Legitimation  zum  Vertragsabschloß 

l)L«b«nd  HS.1S8:  „Die  LegiciniatiOD  znr  Vtttietttog  betrifft  oin  gioz  «nden» 
Reell  ts\  crliältDi^  wlo  die  Befugnie,  Untertaum  wA  Behörden  recbtagUltlgo  Bpfebtc  ntdlcn 

Ollisanii.  veikMtMht.  17 
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wirklichen  Wert  haben,  so  müßte  die  MOerlicbkett  einer  anderweiten  Beant* 

worturg  betreffender  Vorfragen  ausgesclilosspn  sein  —  es  müßte  mit  anderen 
Wollen  die  Bejahung  der  Vorfrage  dti  Lec(itimation  durch  den  einen  Kon- 
trahenten allemal  mit  voller  Sicherheit  auf  die  gleiehe  Rejahnnf^  durch  die 
betreti'enden  inneii^taHtiicben  Faktoren  des  anderen  kontrahierenden  Staate« 
rechnen  können.  Dies  ist  jedoch  ansgeschloesen,  so  lange  nicht  die  VeriSuaangs- 
staaten  gl^i^hmSOig  den  Ornndaata,  dafi  die  etwa  xnm  TertragsabsohlnA 
nach  der  Verfasan^  notwendige  Genehml^ng  unbedingt  vor  der  Batifikation 
eingeholt  werde,  zu  Pinpr  verfassunofsrcclifliclipn  Pflicht  erheben.  Durcli  diese 
Einrichtung  würde  Konflikten  unter  den  Kontrahenten  am  wirksamsten  vor- 
gebeugt werden  <)•  Allein,  abgesehen  davon,  daü  eine  zuverlässige  Grundlage 
flLr  die  Beantwortung  der  Vorfrage  Legitimation  zam  Yertragaabachloß 
derzeit  fBhlt>).  fehlt  ee  auch  an  dem  Recht  ta  dieser  Prftfting  selbst  Es 
unterliegt  all*  i  iings  keinem  Zweifel,  daß  ein  Staate  der  mit  einem  anderen 
Staat  Pin  Übereinkommen  schließen  will,  durch  seine  Orffane,  insbesondere  durch 
Fachmänner  aut  (irund  des  8taatsrecliis.  der  parlamentaritschen  Praxis  und 
etwa  auch  der  Auä^priiche  der  Autoritäten  der  staatürechtlichen  Doktrin  die 
ans  irgend  einem  Omnd  streitige  Vorfrage  der  Legitimation  des  Oberhaupts 
des  anderen  kontrahierenden  Staates  prOfen  lassen  kann.  tMee  gebietet  sdion 
die  Vorsicht  beim  Eintritt  in  zwisclienstaatliche  Verhandlungen,  deren  Ergebnis 
man  durch  Nichtbeachtnnp  pventneller  Gründe  der  Nicliti^keif  des  Geschäfts 
von  vornherein  in  Fragte  stellen  würde.  Ebensowenig  ist  es  aus^^esclilüssen, 
bei  den  Verhandlungen  die  Frage  etwaiger  Beschränkungen  der  Vertreiungs- 
beftignis  eines  der  beteiUgten  Oiigane  ansnregena).  Allein  eine  besondere 
Legitimation  des  kontrahierenden  Staatsorgans  gibt  es  nichts  da  die  Bildung 
eines  eine  solche  Legitimation  normierenden  Rechtssatzes  mit  der  gegenseitigen 
Unabhängigkeit  der  Staaten  unvereinbar  ist;  ferner  besteht  in  den  vielg-e^staltippn 
Normen  des  Verfassungsrechts  der  einzelnen  Staaten  über  die  Schranken  der 
Bepräsentatiousbefugnis  des  Staatsoberhaupts  keine  gleichmäßige  und  geeignete 
Grundlage  Ihr  die  Bildung  einer  TÖlkmechtlichen  Übung,  in  welcher  der  dem 
Privatrecht  eigentümlielie  Satz,  daß  sich  der  Kontrahent  von  der  Hechts^  und 
Handlunf^sfilliit^keit  des  ^litkontralienten  zu  überzeugen  habe,  zu  einer  völker- 
rechtlichen Kejrel  erhoben  werden  könnte*).  Für  das  Völkerrecht  ge- 
langen wir  also  zu  dem  (»rundsatze,  daß  dasjenige  Organ  eines  kontrahierenden 
Staates,  weldies  tatsfteblicb  die  fttr  den  Abschlnfi  eines  Staatsvertrages  maß- 
gebenden Handlungen  vornimmt,  zunächst  als  zu  dieser  Vornahme  legitimiert  er- 

1)  Darin  erblickt  auch    ippold  a.  a.  0.  ä.  162  ein  Mittel,  um  Verfassangswidrigtcoitco 
von  vtmnberein  ei]tge||[enn»tbeiCMi.  Er  bemerkt  aber  fiberdies  Bit  Bedit,  dafi  aodi  in 

Ptnntrn.  wo  die  licihcnro^  der  Kinholnnp-  dor  niMKiiiiiipimc  nnii  llntifikafinn  iiirht  atis- 
drUcklich  geregelt  ist,  praktieck  doch  so  gehandelt  wird,  worin  auch  der  Beweis  dafür 
an  eiblidcen  ist,  daE  an  eld)  die  Neif^ung  znr  Beirehniig  von  Verraeeongawidrigkeiteo  iddit 
VOrhartlon  ist. 

2)  Vgl  Tezner  a.  a.  0.  Ö.  137,  der  dieser  gansea  Frage  eine  eingebende  Uutci-Bucbong 
wldinet,  Inebesondere  idne  genaue  Sonderong  der  staatereehtKcbeD  und  vAlkeneditiUdien  Seite 

der  Fra^fe  fe«thält.         3)  Vpl.  Nippold  a.  a.  0.  S.  117. 
4)  Vgl.  insbesondere  Tezner  a.  a.  0.  S.  ISLff. 
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scheint  ■)  Da  das  Staatsorgan  zum  Handeln  im  Namen  des  Staates  legitimiert 
ist,  „streitet  die  Vennatttog  stets  für  die  Kompetenz  des  Organs"  >).  Soweit 
in  einzelnen  Vei-faswng^  auch  der  konstitutionellen  Monarchien  ^)  das  Becht 
des  Staatsoberliaupts  zum  Abschluß  von  Verträgen  oline  Einschränkung  aner- 
kannt i«!t,  stimmt  der  staatsreclitliche  Gninis^atz  mit  dem  völkerrechtlichen 
ilbereiu^;.  Wo  dagegen  verfassungsrechtliche  ßeschränkungeu  der  Repräsen- 
tationsbefugnis  bestehen,  ist  die  Tölkerrechtliche  und  staatsrechtliche 
Legitimation  juristisch  und  praktisch  sn  unterscheiden.  Fttr  die  staats- 
rechtliche Legitimation  ist  aber  in  allen  Fällen  immer  nur  die  Verfassung 
des  einzelnen  Staates  ma  ßg-ebend-'),  sei  es,  daß  dem  Staatsoberhaupt 
die  Repräsentationsbefugnis  ohne  Einschränkungen  eingeräumt  ist"),  oder  der 
\dlks Vertretung  ein  Mitwirkuugsrecht  zusteht  Völ kerrech  tl i c h  beruht  die 
Legitimatioa  zum  VertrsgsahsehlaB  darauf,  daft  das  den  Staat  tats&chlich 
vertretende  Organ  zum  Abschluft  des  Vertrages  als  legitimiert  gilt  Staats- 
rechtliche  Beschränkungen  der  Legitimation  beruhen,  wie  bemerkt,  lediglich 
auf  der  beti  i'freiulen  Verfassun*  und  können  in  verschiedener  Weise  die 
staatsrechtliciie  Legitimation  zum  Abschluß  von  Verträgen  normieren *>). 

1)  Nippold  a.  n.  0  S'.  tl6.  2i  Jc  llinck,  System  der  subjektiven  Öffentlichen 
Uecbte  S.  229.  Vgl.  auch  1' essen  Ausfühning^en  in  .liccbtiicbo  Natur  der  Staatenverträge'* 
8.  52fr.;  NIppold  a.  a.  O.  S.  117,  12B,  12». 

ni  In  den  nhsolutcn  Mmiarrhicn  iricht  es  formell  keine  andere  Quelle  der  Bildung  des 
ätaatawülciis  als  den  Willen  des  absoluten  Monareben.  Vgl.  Soligmauu  a.  a.  0.  S.  3d 

4)  Ygh  Seligninn  a.  a.  0.  B.  21,  M. 

5)  Die  publizistisrlii'ii  Streitfragen  sind  an  jene  VuiTas^unpn  j^fkuriiift,  in  deiu'ii  ilom 
Staatsoberbaupt  ganz  allgeineio  daa  Beeht  emgei-äuiut  ist,  den  Staat  vülkerrocbtlicb  zu  \-er- 
treteo,  aofoit  aber  auch  der  Volksvertretnng  beiflgKch  des  AbaeblnMee  von  Staatsyerträgen 
bezw.  der  Ausfabrnng  des  Inhaltes  der  Verträge  eine  bestimmte  Mitwirkung  zugestanden 
iat   Vgl.  darßber  im  allgemeinen  Wegmann  a.  a.  0.  S.  82;  Seligmann  a.  a.  0.  31). 

6)  In  diesen  iJiudcru  kommt  der  Volksvertretung  nur  ein  Einfluß  auf  die  Voll- 
aiehltBg  der  Yerbigc  zu.  So  in  England,  «las  Parlament  den  Abschluß  des  Ver- 
trnpc!»  nifht  tn  ^oniliinij^Mii  liat;  es  bat  nur  bei  dvn  znm  Zwpeko  des  VoIIzufr?  erforder- 
lichen Gesetz-  und  liudgetvoriiigen  mitzuwirken.  Vgl.  Fischel,  Die  Verfassung  Englands 
(2.  Aufl.»  8.  124,  m;  vgl.  aocb  GeBuer,  HH  HI  a45ff.,  64. 

7)  Mpiiold  a.  a.  0.  S.  129.  —  Wt-iin  Rivior,  I.chrb.  §  48  bemerkt,  daß  es  für 
den  Mitkuntraheuteu  wescutUch  ist,  au  wissen,  inwieweit  Minister  und  Kammern  mit  dem 
StutBobeibaiifit  mitwirken  mfissen  —  andeiveit»  aber  angibt,  d«6  lath  der  Hitkontniheint  an 
den  absclilioRcmlcn  VcrtrettT  /n  lialti-n  liat,  >u  kommt  es  cliiiii  aurh  nach  soiiiiT  Aiitiicht 
völkerrechtlich  nur  d.irauf  an,  daß  mit  dem  den  audcix'u  Staat  tatsächlich  vcitrcten* 
den  Organ  der  Vertrag  abgeechloBBeo  wird. 

8)  Die  Bestimmung  der  (lcut«chen  Ueichsvcrfassung  Art  11  Abs.  3  ist  Gegenstand  von 
Meinungsverschiedenheiten.  Vgl.  insbes.  La  band,  Staatarecbt  des  Deutächen  Reiches  L  a. 
a.  0.  und  II  S.  162  ff,  der  die  Restimmung  lediglich  auf  die  Vollziehbarkoit  besieht; 
Ernst  Aleier  a.  a.  0.,  der  die  Bestiuimung  auch  auf  den  Abstbluß  der  Verttige  besieht. 
Mit  der  Frutr.  !r 'x-ti  >\vh  ilic  dIr-h  allcgicrtcn  Arlieiteii  von  (Im  ius,  Zorn,  Prestcle, 
Ungcr,  Scliginanu,  Wegmawii,  Tinach,  Gebner  und  Probst  (mit  genauen  Literatur- 
angaben)  beschäftigt.  Vgh  femer  audi  Uänel,  StaatBrecbt  II  S.  &43ff.:  v.  Seydel,  Bayer. 
St.iatsrcchf  III  S.  734  ff.;  Pesselben  Kommentar  zur  Verfas-sungsurkunde  »Irp  Dfiit^chcit 
Keiciis  zu  Art.  11  (2.  Aufl.).  ~  Über  den  Abschluß  von  StaatsvertrSgeu  nach  dem  Hechte 
anderer  Staaten  siehe  GeAner»  HH  HI  ü.  4$— 61.  Allgemeinca  nnd  OceehiehtUchea  eben- 
^  &  29ff. 
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Obswar  diese  staatsrechtlichen  Nonnen  an  sich  keine  formelle  Bedeutung  für 

das  Völkerrecht  beanspruchen  können.  muA  doch  im  Aoge  behaltt^n  wwden, 
daß  sie  sich  auf  die  Betätig^ung  de.«?  Staatswillens  nach  außen  lu  /.iHhpn  und 
praktisch  eine  Bedeiuiinf^  iur  den  Vertr;u'sHl..schlnß  g:ewinnen  können.  Ks  ist 
insbesondere  zu  beachten,  dab,  wie  sclion  oben  bemerkt  wurde,  in  dem  abzu- 
schließenden Vertrage  der  wahre  Wille  der  Kontrahenten  zum  Ausdruck  kommen 
soll;  es  kennen  daher  die  fBr  die  Bildung  des  StaatswiUens  auf  Seite  jedes 
der  beiden  Kontrahenten  nach  ihrem  Veifassmigsrecht  mafigebenden  Vorschriften 
fiir  die  Frage  des  siilti^ren  Zustandekommens  eines  Vertrages  nicht  ohne  Be- 
deutnno;  bleiben.  Die  Fra^je  der  Gültigrkeit  eines  Staatsvertrages  ist  eine 
einheitliche;  entweder  ist  ein  Ötaatsvertrag  zustande  gekommen  oder  er  ist  es 
nicht  I)*  Beriehen  sich  also  betrdlhQde  Vorsdnilten  des  Tofassungsredits  aul 
die  Bildung  des  StaatswiUens^  indem  das  Zusammenwirken  mehrerer  Organe 
erfordert  wird^,  so  schließt  der  Mangel  dieses  Zusammenwirkens  die  Bildung 
des  Staatswillens  selbst  aus  und  der  Aon  dem  komraliieienden  Organe  be- 
kundete Wille  ist  nicht  der  für  den  Vertrag  nialr^elteude  Staatswille  ');  es 
kommt  weder  vom  völkerrechtlichen  noch  vom  stauisrechtlicheu  Standpunkte 
ein  Vertrag  zustande:  der  Vertrag  ist  ungültiger,  wenn  der  Mangel  nicht 
nachtrftglich  saniert  wird^).  Dagegen  berühren  staatsrechtliche  Mängel  anderei- 
Art,  insbesondere  der  Mangel  der  nachträglichen  Beteiligung-  der  Volksver- 
tretung an  den  zur  Vollziehung  des  Vertrages  notwt  iidicfen  .Aktt  n  die  vBlker- 
rechtliche  Wirksamkeit  des  Vertrages  in  keiner  WCise;  überiiaupt  kommt 
staatsrechtlichen  Sätzen  keine  völkerrechtliche  Bedeutung  zu'j,  aui^genommen 
jenen,  welche  die  rechtliche  Entstehung  des  Vertrages  berühren*).  In  den 
FälleUf  in  welchen  das  zur  Vertretung  des  Staates  nach  auDen  berufene  Organ 
an  die  Zustimmung  eines  anderen  Organs  gebunden  ist,  ist  gleicliwoLl  das 
erstere  dasjenige,  welches  den  Vertrag  schließt     Die  Dispcsitioiisfilhigkeit 

1)  Vgl  iiwbca.  Kroat  Mcior  a.  a.  0.;  Unger  a.  a.  0.  S.  äVJ,  aalff.;  Looui  a.  a.  0. 
8.  4SS:  Nippold  a.  a  0.  8.  143. 

2)  Unger  a,  a.  0.  S.  351  vorweist  auf  :iii:il(i;,'f  Fälle  dos  Privatrecht»,  in  dcDco  ZOT 
G&ltigkeit  cineü  GoschUft»,  inebcBondvro  eines  Vertrages,  die  Zustimmung;  eines  Dritten  er- 
fordcrlicii  ist.         3)  Vpl.  Jellinck,  Sj-stoni  S.  215;  Seligniann  u  a.  ü.  S.  50. 

4i  Zu  anderen  l{«$ultateu  müssen  Jone  gelangen,  welche  die  Ratifikation  «la  durch« 
grc if  c iidcu  VerpflichtnncTPfri und  lictrachten.  im  pnnzen  unch  DoHpagnet,  Lea  dtCfl- 

cuitä»  internationales  vcnaut  de  la  Constitution  de  certüins  pays  ÜG  II,  1S4 

5)  Unger  a.  a.  0.  S.  S&S.        6)  Indirekte  Mitwirkunf;:. 

71  Vfrl.  rrrncr  n  a.  0.  S.  M3. 

8)  Cbcr  die  Versuche,  eine  allgeinoiao  Bedeutang  staatarecbtlicher  Vurschrilteu  Öber 
<Ke  BcMiuiQknilff  d«a  Recfata  anr  AbaehlleBanff  von  StaatsTortrilgen  auf  doea  v5lker> 
reohtlifibea  BeebtWatz  zurückzuführen.  >i<  tu'  Nippold  a  :i  O  S.  141)  ff. 

f)  Uagera.  t.  Ü.  Ö.  fi52  gegen  Brual  .Meier  a.     0.  &  10b,  2S1,  der  die 

Kammera  $h  OTgase  der  vertragschlielSendeii  Gewalt  erklOit.  Uager  hemorkt  mit  Secbt: 
„Die  Volksvertretung  hat  audi  in  diesen  Fallen  keinerlei  Anteil  an  der  Schließung  des  Ver- 
trag; ihre  Teilnahuie  und  Mitwirkuag  ist  lediglich  eine  akzesssorische,  welche  die  prinzipale 
Aktion  des  kontnhiennden  Staatsoberbaaptcs  ergänzt  uud  vcrvulbtäudigt.  Die  N'ulks- 
vcrtrctuug  wirkt  nicbt  beim  AbadiluB  mit;  tlo  emCglksfat  d«D  Abachkifi,  ab«r  sie  bewirkt 
iJia  nidit" 
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§  7ü.  Abschluß  der  Staatsverträge.   2.  Die  Verhandlungen.  26 i 


dieses  Organs  ist  aber  in  diesen  Fällen  eingeschränkt  und  seine  Legitimation 
ei^Dznngsbedftrfti^. 

§  76.  2.  Die  Vorhandlnn^en.  Der  für  den  Vertragsabschluß  maß- 
gebenden Handlung;  der  Kontrahent€n  —  dem  Austausch  der  Ratifi- 
kationsdokument«* —  gehen  Verhandlungen  der  Bevollniäclil igten 
vorauf').  Diese  Personen  handeln  auf  Grund  der  ihnen  erteilten  Vollmachten, 
welche  den  Gegenstand  der  Verliandlangen  beseiehnen.  Die  Yerliandlnngen 
beginnen  nach  Anstansch  nnd  Prttfang  der  Tollmachten.  Diese  Prttfang  der 
Legitimation  kann  unterbleiben.  Die  Erklärungen  der  ohne  Vollmacht  ver- 
handelnden Person  haboti  die  Bedeutung  hlnßpi  Sponsionen,  deren  Kati- 
fikation  seitens  de?  Staateü,  für  den  oliiie  Vollmacht  vt^rliaiidelt  wurde, 
verweigert  werden  kann*).  Während  die  Vollmacht  formelle  Voraussetzung 
der  Beteiliguni^  des  Bevollmächtigten  an  den  Verhandlongen  ist,  bildet 
die  dem  Bevollmächtigten  in  der  Bogel  gleichzeitig  erteilte  Instruktion 
die  Grundlage  für  sein  Verhalten  bei  der  Verhandlung,  insofern  darin  die 
Absicht  der  bevnllmäclitigten  Regierung  in  bpznor  auf  den  abzuschlicfJendpn. 
Vertrag  und  sohin  der  Inhalt  ihrer  beim  deiiniLiveu  Abi^chluli  de.s  Vertrages 
allein  in  Betracht  kommenden  Willensentscheidung  zum  Ausdruck  gebracht 
wird.  Die  Instruktion  3),  die  gewöhnlich  schriftlich  erteilt  wird,  muß  nicht  in 
einem  einzigen  Schriftstück  bestellen;  sie  kann  nach  Bedarf  im  Laufe  der 
Verhandlungen  abgeändert  und  ergänzt  werden;  es  kann  auch  wohl  neben  der 
schriftlichen  noch  eine  mündliche  Instruktion  erteilt  werden.  —  Überschreitet 
der  Bevollmächtigte  seine  Instruktion,  sei  es  rücksichtlich  des  Gegenstandes, 
sei  es  bezüglich  der  mit  Bezug  auf  den  Gegenstand  des  Vertrages  in  der  In- 
struktion bestimmt  bezeichneten  Absicht  der  Regierung  (in  der  Hauptsache 
oder  in  den  Einzelheiten),  so  kommt  kein  Vertrag  zustande,  weil  der  Wille  des 
Kontrahenten  nicht  zur  Erklärung  gelangt  ist:  der  fiir  den  Abscliliiß  ent- 
scheidende Akt  des  Kontrahenten  —  die }latifikation  —  wird  iuisl)leiben.  Hiernach 
genügt  es  nicht,  wennder  Bevollmächtigte  nur  die  Grenzen  seiner  offenen  Vollmacht 
nicht  ttbei-schritten  hat;  er  muß  auch  gemäO  seiner  Instruktion  —  ohne  Unter- 
schiedf  ob  sie  eine  geheime  ist  oder  nicht  *)  —  in  allen  Punkten  gebandelt 
haben,  da  die  Ratifikation  in  erster  Linie  die  Genehmigung  der  von  dem  Unter- 
händler im  Namen  des  bevollmäclitit^milen  Kontrahenten  ab-rpi^ebenen  Er- 
klflrni'KTMn  ist.  au  welehe  die  förmliche,  in  der  ItatitikatidU  zum  Ausdruck 
koiuniende  Willenserklärung  des  Kontrahenten  erstgeknüptt  werden  kanu*J.  — 

1)  Laband,  H  S.  16!':  Wc^nutnii  a.  n.  0.      IT;  Nippold  a.  n.  n.  S,  121. 

2)  Dio  UntencbeidaoK  von  Verträgen  und  Spousionon  ist  bcuto  von  geringer  Be- 
dentung,  seitdem  die  Notwendigkeit  der  Batifikfttlon  fftr  den  gültigen  Abaohlnfi  vm  BtMti- 
▼«ftrilgen  dtircliKriMfendc  Ifcdcutun?  erlangt  hat.  Vgf.  Oppenheim  I,  {  495. 

8)  Vgl.  Hartniann  S.  129 ff. 

4)  Instruktionen  sind  immer  iosoforn  geheim,  als  sie  nicht  znr  Mitteilung  an  den  Bo- 
Yollmiohtigten  des  anderen  Kontrsbeolon  bestimmt  «ind.  Hartmnnn  s.  isn. 

5)  Es  ergibt  sich  di(»«  flcm  Wo«en  der  Hatifikation,  die  in  Fällen  der  Unterhand- 
lung durch  Bevollmächtigte  <icr  .Sache  nach  in  eine  (ienchmigung  der  Krklärungcn  der  Be- 
vollmüchtijgten  und  die  dc^ittve  Annahm«  de»  Erfebniaae»  der  VcrhandlnDgea  aeriiilt 
Vgl.  Wogmann  a  a.  0.  S.  10. 
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Anfier  den  VoUnmcbten  zur  Verhandlmig  Uber  einen  bestimmten  Vertrag  gibt 
es  aach  stillschweigende  Vol  Im  achten,  welche  staatlichen  Organen,  die 
mit  fremden  Mächten  in  Verbindung  stehen,  kraft  ihrer  amtlichen  Stellung  zu- 
stehen. Solche  Vollniarhten  befolfren  insbesondere  die  höheren  Befehlshaber 
der  Armeen  und  der  Marine  in  Kriegszeiieu ;  diese  Funktionäre  können  kraft 
ihrer  amtlichen  Stellung  Vertrli^  abechließen,  welche  rechtliche  Wirkung 
haben,  ohne  daß  eine  SpezialTollmaeht  von  dem  Staatsoberhanpt  erteilt  worden 
ist.  Abgesehen  von  diesen  (im  Kiiegsrecht  nfilier  zu  erörternden)  Verträgen, 
bei  denen  die  .stillschweigende  Vollmacht  in  der  Regel  genügen  wird,  kann  j« 
nach  den  Umständen  der  andere  Teil  auf  Vorlage  einer  speziellen  Vollmacht 
bestehen 

Die  fievollmichtigten  mOsMn  sich  bei  den  Verhandlungen  im  Zustande 
freier  Willensbestimmung  befinden.  Furcht  und  Irrtum  schließen  die  Haglichkeit 

der  Schaffung  eines  rechtlich  maßgebenden  Vertragsentwurfs  aus:  in  derlei 
Fällen  kann  die  Yv&f^e.  oh  eine  Ratifikation  stattfinden  solle,  überhaupt 
nicht  aufgeworfen  werden;  die  Verweigerimg-  der  Ratitikation  ist  selbstver- 
ständlich.  Sind  die  Ratifikationsurkunden  bereits  ausgetauscht^  so  kann  der 
Vertrag  angefochten  werden^. 

§  77.  3.  Die  fireie  Willensbestimmmig  der  Kontrahenten.  Die  fnr 
den  Abschluß  des  Staatsvertrages  entscheidende  Willenseinigung  der  Kontra- 
henten ist  ansf?eschlossen.  wenn  die  höchsten  Funktionäre  des  Staates,  die  als 
Träger  des  Staatswillens  die  rechtlich  maßgebenden  Erklärungen  abgegeben 
haben,  unter  dem  Eintiuij  von  IiTtum  oder  Zwang  gehandelt  haben.  Es  ist 
ebm  aneh  hier  bezUglich  des  StaatBwiUeDS  und  seinM*  Bildung  za  beachten, 
daß  es  der  Wille  der  als  Organe  des  Staates  fungierenden 
physischen  Personen  ist,  auf  den  es  ankommt;  nur  dieser  Wille  kann 
von  Irrtum,  Betrug  oder  Zwang  beeinflußt  werden.  Aus  dem  allgemeinen 
Wesen  des  Vertrages  ergibt  sich,  daß  in  derlei  Fällen  eine  freie  Willeiuseini- 
gung  und  darum  ein  Verti'ag  ausgeschlossen  ist  Gegenüber  der  Tatsache, 
daß  Staatsrerträge  unter  dem  ofTenbaren  länfluß  einer  Zwangs-  oder  Notlage 
geschlossen  w^en,  in  welcher  doi  ▼erantwortlichen  Organm  des  Staates  «ne 
andere  Willensentscheidung  unmöglich  war,  o^elit  die  hen-schende  Meinung')  — 
insbesondere  bezüf>-lir]i  der  RechtsbestÄndigkeit  der  Fi  iedensverti  äs^e  —  dahin, 
daß  die  Handlungstieilieit  der  Staaten  zu  präsumieren  sei;  es  genllgr?,  wenn 
die  beim  Abschluß  des  VerUages  handelnden  Vertreter  persönlich  frei  sind 

n  Vp!  Berner  a.  a.  0.  S.         neßner,  HH  III  8.  14. 

2)  Borner  ».  a.  0.  8.  63d;  Garei»  |^  72. 

3)  Vgl.  BlnnttehH,  VSlkenrwht  f  40e;  Heffter-Geffcken  ff  85 ff.;  Jelllnek, 

Staat«nvrm-äpc  S.  (in  ff.;  F.  v.  Martens  U  Mrtrf.;  Cn  eif;  §  72,  IV,  l;  Bonfi!>>  Xr.  S!S; 
Oppenheim  1  §  499.  —  ^ieueatco»  bat  sidi  Nippold  a  a.  0.  &  165  ff.  mit  dieser  Frage  ein- 
gvbend  befiifit  Er  verwirft  die  h«naidi«ide  Mcdmuff.  bdewcD,  so  aDericemieiinrert  vtm 
Standpunkt  ist  —  gegenüber  der  M«cht  der  Tateadiea  dftifte  «s  wohl  kaom  gelingen,  die 
ans  der  allgemeinen  Recbtsnatur  des  Vertraget)  »icli  erttobendeii  Konaequensm  in  vOlkerreclM- 
lidhe  Rocfatssätze  umzusetzen  und  ihnen  praktisclic  Geltung  za  sichern. 

4)  Geffcken  zu  Ileffter  a.  a.  0.  untcr^chetdct  den  Zwang  g^gen  dneo  Unter- 
hindler  oder  don  ratifizierenden  Faktor  einereeits  und  den  Zwang  gogen  einen  Kon- 
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Die  Aosaebaltaimr  des  Zwanges  ab  eines  die  GOltigkeit  des  VertragsatischlnaBes 
auBsdiliefieaden  Faktors  ist  im  Völkerrecht  in  dtt*  Tat  anmüg^lieh;  man  kftme 

sonst  insbesondere  bei  Friedensverträgen  zu  dem  absurden  Ergebnis,  daß  der 
Krieg  bis  zur  totalen  VernicJitung  des  Gej^ners  weiter  geführt  werden  und 
sohin  eine  Sachlage  (Debellation  geschalten  werden  müßte,  in  der  docli  be- 
kanntlich eine  Beendigung  des  Krieges  durch  Vertrag  ausgeschlosseu  iüt.  Auch 
der  Vertrag,  der  mit  einem  gefangenen  Sonvwftn  geschlossen  wird,  ist  gültig, 
wenn  die  Willenserklärung  nicht  durch  Nötigung,  Bedrohung  oder  Ein- 
schüchterungen herbeigeführt  wurde ').  Der  im  Wege  der  Selbsthilfe  zur 
Geltendmachung  oder  Verteidigung-  eines  lepfitinien  interesses  f^eübte  Zwang 
sei  ein  rechtämäßiger,  da  Selbsthilfe  auf  dem  Gebiete  des  Yölket  rechts  niclit 
ausgesdiloasen  ist  Allein  eino*  BesehrSnknng  des  den  Vertrag  nicht  hindernden 
Zwangs,  auf  einm  rechtmäßigen  stftnden  ngroSe  praktische  Schwierigkeit^ 
entgegen,  da  eine  ohjektive  Entscheidung  über  die  Rechtmäßigkeit  völker- 
rechtlichen Zwanges  nicht  vorhanden  ist,  so  hm^-e  die  Staaten  Richter  in 
eigener  Sache  sind.  Mit  der  Aufnahme  des  Alerkmaln  der  Jiechtmäliigkeit 
stellt  man  es  faktisch  in  das  Belieben  des  besiegten  Staates,  ob  er  sich  durch 
einen  fViedensvertrag  gebunden  erachtet  oder  nicht,  oder  vielmehr,  man  er- 
kUrt  dadurch  die  FriedensvertrSge  f&r  unverbindlich,  denn  der  FaU,  daß  ein 
Staat  von  dem  Recht  des  Gegners  und  seinem  eigenen  Unrecht,  das  den  Krieg 
provoziert  hat,  überzeugt  wäre,  zahlt  zu  den  allerseltensten  in  der  Geschichte 
Jene  Theorie  der  Verbindlichkeit  der  Friedensschlüsse  hat  eine  Art  von 
Vorbild  darin  gehabt,  daß  man  im  Mittelaltei'  die  Verträge  gefangener  Fürsteu 
oder  Edellente  ftber  AusUisnngsgelder  schon  Ittr  rerbindlieh  £  h.  als  dne 
Ehrenschuld  betrachtete.  In  ähnlicher  Weise  muß  sich  anch  der  Staat,  der  mit 
einem  gefangenen  Souverän  einen  Friedensvertrag  schließt,  auf  dessen  persön- 
liche Rhrenluiftif^keit.  hezw.  darauf  verlassen,  daß  er  demselben  erträgliche 
Friedeiii>bedinguiiet"n  £^t;maclit  hat,  welche  einzuhalten  der  Gefangene  auch 
nach  seiner  Beireiuug  ein  lulei  esse  haben  kann. 

Was  den  Einfluß  von  Irrtum  und  Betrug  anlangt,  so  ist  in  ersterer 
Beziehung  nur  wesentlicher  Irrtnn*)  geeignet,  das  Zustandekommen  einer 
den  wahren  Staatswillen  bt^kundenden  Willenserklärung  auszuschließen.  Der 
Irrtum  muß  ferner  entschuldbar  sein*).   Die  Wirkung  einer  von  Irrtum 

trahenten  nndtrsfit.^^  Nur  im  erstcrcn  Falle  könne  der  Zwanj;  licii  Bestand  vülkerrecht- 
lieber  Verträge  in  Frage  stclicD,  ladcssou:  der  gegen  den  ratifizieiuudeu  Faktur  geübte  Zwang 
iiC  Bich  dan  oben  OcMUten  ein  gefen  den  Kontnbentfln  selbst  anegeabter  Zwang.  Yf^ 
Qbrigeiui  auch  Nippold  a.  a.  0.  S.  173. 

1)  So  war  der  Friedeusvertriig  Pma'  I.  vüu  Frankreick  mit  Karl  V.  lö2U  recbta- 
beBtiadJg;  ebeoao  die  Thronentaagiaiff  Napoleon*»  L  »ti  Footaineblean  1814;  ebeuK»  bitte 
mit  Napoleon  III.  auf  Wilhelinsholic  der  FrledensVLitra;:  al*gescliIosscn  werflcn  krinnon,  wpim 
aicht  inswüicben  eine  andere  Regierung  zur  Vertretung  dea  iitaates  au  »eine  btelle  getreten 
•win.  Vgl  Leopold  Neunano,  OrundHS  S.  «5;  F.  v.  Hartens  I  S.  404. 

2)  Jellinek,  Staatenvertrftge  S.  61. 

3)  VgL  Berner  a.  a.  0.  S.  6S8;  Ueff ter-Oeffoken  a.  a.  0.;  i\  v.  Martens  I 

S?.  408. 

4)  Ob  der  Irrtutn  unvei-seliuldct  sein  muß,  könnte  nach  Nippel d  (a.  a.  <>.  8  ITTJ  für 
das  öffentliche  Eccbt  fraglich  erscheinen;  die  Fn^  wird  aber  nicht  weiter  verfolgt. 
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beeiofluftten  WillenBerkläniiig  ist  die  Kichtig^dt  des  Vertragea  Betrug 
bewirkt  eTentnell  Anfechtbarkeit  des  VertrageB. 

§  78.   4.  Die  Ejitiflkation  der  Tertrftge').   I  t>ie  von  den  BevoU- 

m&chtigten  fnlii ten  Vpiiiandlnnjsfpn  find^»n  ilimi  Abschluß  in  der  TT n ter- 
zeich iiung  fies  bchriftstürkes,  in  welchem  das  Krpreljnis  der  Verhandlungen 
uiedergfclegt  ist.  Dieser  die  Vei iiauülungen  der  Bevollmächtigten  ab- 
sdblieBende  Akt  ist  jedoch  keineswegs  der  Abseblnfi  des  Vertrages  selbst«). 
Dieser  erfolgt  erst  durch  einen  Akt  der  Kontrahenten,  d.  i.  die  Ratifi- 
kation des  Vertrages.  Erst  durch  den  Anstansiii  d  r  Tf^itifikationen  wird  der 
Vertrap:  vrdkftrrechtlich  perfekt-').  Das  Erj^ebiiis  der  \  erhandlunoreii  der  I^e- 
voUmäcliLigteii  hat  also  in  der  Tat  juristisch  nur  die  Bedeutung  eines  Ver- 
tragsentwurfs*), wenngleich  für  die  Eegelfälle  im  Auge  zu  behalten  ist, 
daß  der  wahre  Wille  dar  Kontrahenten  den  Vollmachten  und  Instruktionen 
gemllfi  dnrch  das  Medium  der  Verhandlungen  der  Bevollmicht^^  objektiv 
und  materiell  zum  Ausdruck  gelangt,  ebenso  die  für  das  Zustandekommen 
eines  Vertraarcs  nr»tige  Willenspinis'nnf^  der  Sache  nach  g'e<^eben  ist:  allein  der 
Absciiluli  daa  Ötaatsvertrages  ist  so  sehr  ein  Akt  der  souveränen  Staats- 
gewalt selbst,  daß  eben  nur  die  im  Namen  des  Staates  zum  Abschluü  legiti- 
mierten Organe  ihre  Willenseiniguug  in  einer  juristisch  mafigebenden  Hand- 
lung snm  Ausdruck  bringen  können  Die  Ratifikation  kann  nicht  entbehrt 
werden,  weil  der  A\'ilk'  des  Staates  durch  die  berufenen  Organe  zum  Ausdruck 
kommen  ninß;  den  Vertrat,rs\villen  des  Staates  können  aber  nur  die  zur  Repräsen- 
tation der  kontrahierenden  .Staaten  legitimierten  Organe  bekunden.  Sie  ist 
unentbehrlich,  mag  es  sich  im  einzelnen  Vertrage  um  die  Ordnung  wichtiger 
Angelegenheiten  oder  um  einen  unbedeutenden  Gegenstand  bandeln.  Sie 
kann  auch  nur  seitens  des  einen  Kontrahenten  notwendig  sein,  wenn  auf  der 
anderen  Seite  das  oberste  Oi^jan  des  Staates  persönlich  an  den  Verhandlungen 
beteiligt  war  nnd  den  Vertragswillen  selbst  schon  zu  recht^wirksamen  Ausdruck 

4j  Wurm,  in  der  tlout»dicn  Vierteljalirsschrift  1S|5,  1.  H.  S.  lf>3  ff.;  Börner  in 
liInntschli'H  Staate  Wörterbuch  s.  v.  „Staatenverträge" :  v.  ßulniorincq  in  v.  Iloitzcu- 
durff»  Kechtslcxikon  v.  „liatifikation" ;  F.  v.  Martens  18.  395  ff.;  liartmann  S.  130ff.; 
J  cl  I  in  ck ,  Staaten  verträte  S.  i»3  (f.;  Laband,  Staatsrecht  a.  a.  O.  und  II  §49;  Ihvicr, 
Lehrb.  S.  170;  tJeffckcu  zu  U elfter  $  Si;  Wcguiaun,  Solignianu,  l'röbst  a.a.O.: 
Nippold  1.  a.  0.  S.  122  U. 

5)  Indessen  liodifnt  sich  solh^t  (jer  offizielle  Spnichp^Hirnncli  viclfnrli  einer  jiinslisch 
umatroffeuden  Ausdruckswci&c,  wenn  die  Uutcrzcichuung  des  von  den  Bevollmächtigten 
fMtgwtellten  Vertrsgrontwnrfc  ate  «AbsehlnS'  doa  Vererai^ee  bnseldmct  wixL  VkI  fibrigan 
Ober  die  Bcticutung  der  1" ii t .  i /. oichnung:  I-;ib;ind,  Staatsrecht  I  S.  656;  Oeffeken  ZU 
Iloffter  §  b7;  TrübAt  a.  a.  ü.  i5.  241;  Scligmaao  a.  »■  0.  S.  24. 

6)  Vgl.  Wofcmann  »•  a.  0.  S.  11;  Laband,  H  S.  169;  NIppold  a.  a.  0.  8.  12S. 

7)  Laband,  H  I  1.  S.  122. 

S)  Mit  Recht  stellt  Zorn  a.  a.  0.  S.  25  die  Ratifikation  eines  Staatsvertrages  in  Pa- 
rallele mit  der  Sanktion  der  Gesetze.  Die  gleiche  Beurteilung  finden  Ratifikation  nnd 
Sanktion  bei  F.  v.  Martens  i  s  :'.97.  Gegen  die  Ansicht  von  Zorn,  daß  die  Ratifikation 
7nir!cirh  dm  Ge^el/oln  frlil  enthalte,  der  den  Staatisangchniit^en  die  Beobaohtnn<;  des  \'er- 
tragtt*  ttctiehlt,  siehe  .leiiinck,  iStaateu Verträge  hb.  Diiw  Ansicht  hat  Ubrigeu»  Zum  in 
dor  2.  Aufl.  aufgegeben.  Die  richtige  Analdit  Tertrttt  auch  Oaroi«  §  72  IV,  5  Ania.  t  v^* 
nit  (  22  i8.  89). 
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gebracht  bat  So  bedurfte  es  z.  B.  beim  Abscliluß  des  Garantie- Y^rtrngs  von 
Oaar-Said  vom  12.  Hai  1881  zwisdim  Fraakreiaii  und  Tnnis  nur  der 

Ratifikation  seitens  Frankreichs,  da  dieser  Vertag  vom  Bey  von  Tnnis  selbst 
abgesi^Mossen  worden  war  Den  Gegensatz  zu  der  liier  vertretenen  Ansicht 
bildet  eine  andere,  welclie  die  Ratifikatiun  im  Hinlilick  auf  die  konstante  und 
gleichförmige  Staatenübung,  lerner  aus  Gründen  der  Zweckmäßigkeit  (Bedürfnis 
nach  einer  ÜberprttfnDgr  des  Qesamteffekts  des  Vertrages  flir  die  Staatsinter* 
essen  im  ganzen,  die  in  der  Zwischenzeit  eine  Verändemng  erfahren  konnten) 
und  des  Verfassnng^srechts  (Tvü(  ksii  lit  auf  gewisse  verfassungsrechtliche  Voraus- 
setzungen des  gültigen  Vertnigsabschliisses  mit  Rücksicht  anf  den  konkreten 
Vertragsgegenstand),  aber  nicht  für  dogmatisch  notwendig  liält.^) 

II.  In  den  hier  znnftchst  in  Betracht  gezogenen  Regel  fallen,  in  denen 
die  BevoUmftehtigten  in  den  Grenzen  ihrer  Vollmachten  und  naeh  Mafigabe 
ihrer  Instruktionen  die  Verhandlungen  geführt  haben,  wird  auch  regelmäßig 
die  Ratifikation  erteilt.  Allein  da  am  Ii  in  diesen  Fällen  der  Staatsvertrag 
erst  mit  dem  Anstauscli  der  Ratitikationsurkunden  perfekt  wird  i.  so  ist  die 
rechtliche  Möglichkeit  der  Verweigerung  der  Uatitikatioa  aucii  hier  nicht 
ausgeschlossen  und  keineswegs  aof  F&lle  zu  beschränken,  in  denen  derBevoll» 
mftehtigte  gegen  seine  Instruktion  gehandelt  hat^  bezw.  die  Verweigemng  der 
RatifiJcation  anerkanntet  maßen  statthaft  oder  gar  geboten  ist.  Die  ältere  An> 
schaumrj'  (Grotius,  Pufendorf!,  welche  im  Anschlag  an  die  privatreclit liehen 
Bestiinniuugen  über  das  Mandat  in  jenen  Regelfallen  eine  Verweigerung  der 
RatiHkation,  wenn  sie  nicht  ausdiilcklich  vorbehalten  wurde,  für  unstatthaft 
erklärt  *),  ist  anvereinbar  mit  der  Selbständigkeit  der  f&r  die  reehtliehe  Be- 
lurteilnng  von  StaatsvertrAgen  maßgebenden  Graadsätze,  nach  denen  die  Ana* 
logie  des  Privatrechts  hier  zu  vermeiden  ist.  Immerhin  mag  man  eine  durch- 
aus unbegründete  oder  nicht  stichhaltig  hngrundete  Verweigerung  der  Hatifi- 
katiou  als  moralisch  verwerfliches  Vorgehen  erklären;  ein  solches  Vorgehen 
mag  auch  politisch  bedenklich  erscheinen  und  das  Ansehen  des  Staates  unter- 
graben; vom  rechUiehen  Standpunkte  ist  es  unanfechtbar*). 

III.  Die  Grttnde,  wdche  den  Souverän  veranlassen  kfinnen,  die  Batifiliation 
zu  verweigern  bezw.  deren  Verweigerung  notwendig  erscheinen  lassen,  liegen 

1)  BonfiU  Nr.  824. 

2)  J'*!  notir??trns  Opp  rii  Ii  (■  i  in  I  §  510.  "Ol.  ftrr  7tir  Hpirrrindung  seines  Stamlpunkts 
u.  a.  sicli  darauf  l>ci-utt,  Unü  ein  Vertrag  nioiit  b\uü  in  einzelnen  Teilen  ratifiziert  wordeo 
kau,  fem»  dardi  dto  RaUTilaiitlon  kcino  Aadernng  dm  Inhalis  d«  Vwtf^gneutwmfw  }m- 
bcigefuhrt  werden  kann,  daß  es  anclj  eine  durch  .•Kitsfnliruntr  dos  VcrtrapKinlinlt.s  ßicli  stOI« 
scbweigcud  vollzicLcDdi}  Katifikation  gibt  und  die  Ratifikation  rückwirkende  Kraft  hat. 

S)  A.  M.  noch  Uartmann  S.  130,  der  für  den  Fall,  daß  die  Ratinkation  nleht  vor^ 
bclmltoii  lind  den  Instriiktinticn  ircmüR  ein  Vcrtrai;  nlt^eschlosscn  ist,  die  T'atlfikatinii  zur 
Perfcktiuo  nicht  für  crfurderlicb  hält  Im  Hinblick  auf  die  Praxis  gibt  aber  auch  llart- 
mann  zn,  da0  man  auch  In  diesem  Falle  vor  erfolgter  Ratifikation  nnf  die  RechtaverbiDd» 
Udikcit  dc8  Vertrages  nicht  rechnet. 

4)  Ebenso  Bynkershoek,  QiiaesL  jur.  |iubl.  Cap.  VIT:  Vattel.  Droit  des  gen»,  Liv. 
II  §  ISf»;  vgl.  F.  V.  Martens,  Einleitung  in  das  positive  cm-fipäischo  Völkerrecht  §  42. 

5)  Ahnltclie  Erwägugca  können  mitunter  auch  in  Fällen  der  Vervr«geniD(;  der  Sank- 
tioD  oinea  tod  den  Xammefn  votierten  Geeetaca  in  Betracht  kommen. 
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teils  im  Gebiete  des  Bechtn,  teils  id  jenem  politischer  Erwlgongen  nnd  Rück- 
sichten auf  das  Staatswohl  i).  In  erstarr  Bestellung  kommen  wieder  teils 
solche  Griiiide  in  Betracht,  die  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  das 
Zustandekonniieii  einps  Vertrages  zusammen hanpren  (Überschreitung  der  Voll- 
macht des  ünterhäudlers,  IiTtum,  Betrug,  Zwang.  Vertreibung  des  Fiuslen, 
der  den  Auftrag  zu  den  Verhandlungen  erteilt  hat^  Untergang  des  Gegen- 
standes des  Vertrages),  teils  solelie  stsatsreehtlicher  Natur  (Verwdgerang  der 
G^enebmigung  des  Vertragsentwurfs  seitens  der  betreffenden  parlamentarischen 
Körperschaft)  ').  Eine  formelle  Pflicht  zur  Angabe,  der  Gründe  der  Ver- 
weigernng  fr^L^fniiber  dem  anderen  Kontrahenten  liesteht  indi^ssen  nicht'). 

IV.  Praktische  Bedürfnisse  und  außerordentliclie  Situationen  leciit fertigen 
eine  Modifikation  des  Vorgangs  bei  dem  Abschluß  von  Verträgen,  insofern  eine 
stillschweigende  S&tifikation  stattfinden  kann.  Die  ansdrackliche  nnd 
formelle  Batütkation  kann  durch  konklndente  Handlungen,  in  denen  die 
Kontrahenten  ihren  Vertragswillen  bekunden,  ersetzt  werden;  eine  solche 
konkludente  Handlung  ist  die  AnsfTiliiung  des  Vertrages  seitens  der  Kontra- 
henten.')  --  Ausnahmsweise  kttnnen  liiti  Kontrahenten  stiimlit^ivn,  daß  mit  der 
Ausführung  des  Vertrages  beguimen  werden  soll,  ohne  daß  die  Katilikatiun 
förmlich  erfolgt  ist.  So  wurde  in  dem  Londoner  Vertrag  vom  |5.  Juli  1840 
(betreffend  die  Maßregeln  zur  Bett^nng  des  tlirkiscb-egyptiscben  Konflikts)  ein 
geheimer  Spezialartikel  aufgenommen,  dem  zufolge  die  verabredeten  Maßregeln 
unverzüglich  und  ohne  die  K;itiflkatTon  abzuwarten,  ans^^efi\lirt  werden  sollten. 

—  Eine  Ratifikation  durch  den  Souverän  enttällt  bei  den  während  eines  Krieges 
von  den  obersten  Befehlshabern  abgeschlossenen  Waffenstillständeu,  Kartellen 
zur  Auslieferung  von  Gefangenen  usw.;  die  anfierordentlichen  Umstünde,  unter 
denen  der  Abschluß  solcher  Verträge  notwendig  wird,  lassen  eine  Aus- 
dehnung der  Vollmachten,  die  mit  der  amtlichen  Stellung  jener  Personen 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  gegeben  sind,  auf  den  rechtswirksamen 
Absc h  1  uß  derartiger  Verträge  erkennen.  ■'')  Mitunter  wird  den  obersten  Beiebls- 

1}  Wcgmaun  a.  a.  0.  S.  23,  Seliginanii  a.  a.  0.  S.  30  kommen  auch  zu  dem  Er- 
gebnis, dali  die  ßatUiluitioa  beliebig  und  obue  besondere  Gründe  verweigert  werden  kann. 
Gleichwohl  will  VITegmann  ein  Oewobuheitsrecht  konsitadercn,  welches  bi»  auf  „wenige  Aui»- 
nahmerillo  die  VcrsagOBg  der  Ratifikation  verbietet''.  JndesHCu,  auf  duiHl  der  Pructo  der 
Staaten  läßt  sich  liächsfpns  l)(»hntiprrn,  daß  frivole  Vor«  ci^^crung  der  Raüfikaidon  selten  nt. 

—  Gegen  cui  suiclius  GcwoluihoiLsrecLt  aucJj  N'ipi)i»id  a.  a  0.  125. 

2)  Beispiel  von  nicht  ratifizierton  Vcitrngen:  der  Vertrag  Tom  20.  Deumbor  1S41 
betr.  iliv  t'ntcidiTickung  des  Skiavenhundelj'.  wuKtc  von  Frankreich  nicht  ratifizifrt,  weil  os 
eine  Dmcbsuchuug  seiner  Schiffe  zu  dic»cni  Zweck  uicht  goalatten  wuHte.  —  Andere  Fälle 
fliehe  bei  Geßner,  HH  m  &  IS:  Pr»dier-Fod4r«,  TnM  III  9  III«. 

H\  Xippold  n.  n.  O.  S.  123.  —  üivicr,  l-ohrb  §  II»  verlangt,  daB  dem  Mldcantia« 
henten  der  Grund  der  Vervr'eigeruag  wenigbtcus  uiitgctcUt  werde. 

4)  Ein  interasMuiter  Feli  kam  in  der  neneeten  frtnzMscIieii  Praxis  IjesQfiidi  der  Ver» 
trri;;o  vom  21.  April  18S6,  1.).  Oktober  1S>7  uud  b.  Jainiiir  \^'X2.  durchweiche  die  Insel  An- 
jouau  (Afrika)  unter  frauzösiache»  Protektorat  gestellt  wurde,  vor.  Von  diesen  Verträgen 
war  der  letzte  noch  niebt  ratifixtert,  aber  tstriieliiieh  in  Vollzug  gesetzt  iroiden.  —  Siehe 
dM  Nähere  Ober  den  Fall  selbst  in  tid  Üevue  generale  de  droit  intern,  p.  I  p,  6S  sq. 

9)  Vgl.  Oeffeken  xu  Ueffter  §  b7  und  Laband,  U  S.  m  Anm.  2. 
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habern  aafier  der  Vollmacbt  snm  AbscMuft  von  Kartellen  während  des  Krieges 
auch  das  Recht  eiDger&amt^  dnen  Präliminarfrieden  abzuschließen  nnd  die  Tor- 

läuflgen  Friedensbedingungen  in  Ausfülirung  zu  bringen,  ohne  daß  die  Rati- 
tikation  seitens  des  SoiivevRTis  abzuwarten  wäre.  —  Zuweilen  kommt  eine 
Delegierung  der  Katilikatiünsbenigiüs  au  hohe  Staatsbeamte  vor.  die  in  eni- 
fernten  Provinzen  oder  Kolonien  ihi-  Amt  verwalten.  Eine  solche  Delegation  ist 
dem  englischen  Vizek5nig  in  Indien,  femer  dem  rosrischen  Generalgenvemem* 
in  Turkestan  in  ihren  Beziehunjren  zu  asiatischen  Staaten  erteilt  wordttB.0 
V.  Was  ilie  r'orni  der  Ratifikation  betriflft,  so  wird  folgendermaßen 
vortjegaiigeu :  Die  Ratifikationsiirkimde  wird  in  so  vielen  Exemphiren  aus- 
gefertigt, als  CS  Kontrahenten  gibt;  nach  richtiger  Praxis  soll  sie  den  ganzen 
Text  des  Vertrages  vollstaudig  enthalten;  zuweilen  wird  nur  der  Anfang  und 
das  Bude  aufgenommen,  mit  den  Namen  der  Unterzeichner.  Nachdem  die 
Kontrahenten  den  Vertrag  genehmigt  haben,  werden  die  Katifikationsurkunden 
ausgetauscht.  Dies  f^eschieht  g-ewöhnlich  auf  dem  Ministerium  des  Äußern 
desjenig'en  Staates,  bei  welchem  der  Vertraj^  unterzeichnet  wurde.  Hie  Hevnll- 
uiäciitigten  legen  die  Ratifikationsurkunden  vor;  nachdem  die  KoUatiunierung 
Stattgefunden  hat^  wird  Uber  den  ganzen  Vorgang  ein  Protokoll  aufgenomm^. 
Die  Notwendigkeit  der  Kontrasignatur  der  Batifikaticnisnrknnde  durch  den 
verantwortlichen  Minister  des  Äußern  entspricht  dem  völkerrechtlichen  Gebrauch 
und  dem  konstitutionellen  st  uitsrecht.  2)  Ein  vereinfachtes  Vei  fnliren. 
das  in  neuerer  Zeit  in  Übung  gekommen  ist.  besteht  in  der  Hinterlegung 
der  Katifikatiouserklärung  beim  Ministerium  der  Macht,  in  deren  Gebiet  die 
Verhaadlangen  stattgefunden  haben.  Das  rereinfachte  Yer&hren  kommt  z.  B. 
in  der  Kongoakte  Artikel  38  folgendermaßen  zum  Ausdruck:  „Jede  Macht 
wird  ihre  Ratifikation  der  Regierung  des  deutschen  Reiches 
z«p:ehen  lassen,  durch  deren  Vermittlung  allen  anderen  Signatar  mächten 
der  gegenwärtigen  Generalakte  davon  Kenntnis  ^ej;eben  werden  wird.  Die 
Ratifikationen  aller  Mächte  bleiben  iu  den  Archiven  der  Regierung 
des  deutschen  Reiches  aufbewahrt  Wenn  alle  Ratifikationen 
beigebracht  sind,  sowirdftber  den  Hinterlegnngsakt  ein  Protokoll 
errichtet,  welches  von  den  Vertretern  aller  Mächte,  die  an  der  Berliner 
Konferenz  teilfcenommen  haben,  unterzeichnet,  und  wovon  eine  bep:lanbi^  te 
Abschrift,  wehlie  den  Charakter  einer  gemeinschaltlichen  Urkunde  hat. 
allen  diesen  Mächten  mitgeteilt  wird."' ')  Dieses  Protokoll  enthält  die  definitive 
Vereinbarung.  D«r  Abschluß  des  Vertrags  «folgt  hier  durch  Ausfertigung 

einer  einzigen  Urkunde.-*) 
 *  .- 

11  F.  V.  Martens  I  8.  8116  midit  dannf  «ufaMtkaani,  dafl  die  bent«  nur  VerfOgoBR 

steheiuk'ii  Vcrl:f'Iir?niittrl  finsbcnondero  der  Telegraph»  donutige  Ausnahmen  von  der  KoKcl 
eotbcbrlidi  madieu.  2]  Labaud,  U.  Ü.  169.  Siehe  auch  Wogmann  a.  a.  0.  &  52 ff.; 

Seltgmann  a.  a.  0.  S.  2S. 

3)  DicHes  vereinfachte  Verfahren  wurde  das  erste  Mal  bei  der  Kongoaktc  angewendet 
—  nicht,  wie  Rivier,  Lehrb.  S36j  Anm.  1  bemerkt,  echoo  bei  dem  Pariser  Kabelvertntg 
von  1884. 

4)  So  heifit  «  in  der  Haager  Schlußakte  1S9!):  „Geschehen  ini  Haag  ...  in  einer 
einzigen  Ausförtiganf^,  die  im  Archive  der  Regienmg  der  Niederlande  hinterlogt  bleiben 
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Sind  Behörden  zur  Absehlieftiiiiff  yod  Tertiiligeii  delegiert,  so  ist  der 
Vorgang  der,  daß  einseitige  Urkunden  der  betrefienden  Behörden  aus- 
gewechselt werden. ')  —  Der  Vertragswille  der  Kontrahenten  muß  jedoch  nicht 

notwpTidifr  scIiriftHch  riklilrt  soin,  um  eineti  grülti^pn  Vertrag  zn  schaffen.  Die 
Schriftlic.likeit  dt^v  Vci  tiäire  liildct  /.war  die  Ke^rel:  '-)  bleibt  aber  im  übrigen 
den  Kuutralienteu  Uberlatisien,  ob  sie  mündliche  Eirklärungeu  des  Verlragswillens 
als  genügend  erachten  wollen.*) 

VI.  Gewöhnlich  wird  eine  Frist  stipuliert,  binnen  welcher  die  Ratifikation 
7A\  (n  folgen  Imt.  *)  Hat  der  eine  Kontrahent  ratifiziert  und  läßt  der  andere  die 
stipuliertp  Frist  verstreiclien.  so  muß  letzterer  seine  Versäumnis  erklären.*) 
in  derlei  Fällen  kann  der  ( istei  e  niemals  so  vorgehen,  als  ob  die  Ratifikation 
schon  stattgefunden  hätte.  *•)  Eine  Verlängerung  der  Frist  kann  nur  mit  Zu- 
stimmung der  Signatate  erfolgen.  •) 

Vn.  Ans  dem  Wesen  der  Ratifikation  und  ilirer  Bedeutung  für  die  rechtliche 
Entstehung  des  Vertrages  und  der  aus  demselben  entspringenden  Rechte  und 
VerbindlirhkHiten  era^ibt  sicli,  daß  diese  Wirkiuig-cn  or.^f  mit  dem  Datum  der 
Unterze  iclinung  der  Katifikationsurkunde  eintreten  können.  Da 
das  Ergebnis  der  Verhandlungen  der  Bevollmächtigten  nur  die  Bedeutung  eiues 
Vertragsentwurfes  hat,  so  ist  der  entgegengesetzte  Gmndsats,  daO  die  Rati- 
fikation rückwirkende  Kraft  habe  und  soliin  der  Vertrag  vom  Tage  der 
Unterzeichnung  durch  die  Bevollmächtigten  rechtliche  Wirkung 
habe,  unzutreffeiifi ') 

Die  Ratilikation  hat  nur  insofern  rückwirkende  Kraft^  als  der  Vertrag 
vom  Tage  der  Unterzeichnung  durch  die  Bevollmächtigten  datiert.  So  datierten 
z.  B.  die  Haager  Schlnfiakte  und  die  betreffenden  drei  Konventionen  and 
Deklarationen  vom  29.  JnU  1899     dem  Tage  dar  Unterzeichnung  der 

80li  und  vorOher  beglaubige  Absdirirrcn  den  Yertm^mSditen  anf  diplomatitchem  Wege 
fibergebei)  werden  «ollen." 

I)  Cerrenstando,  für  wclclic  Fonn  üblich  wt,  sind  bei  La  band,  H  ä.  169  Anm.  2 
beiapicisweiso  aiifrefülirt.         2)  Gefrckcn  zu  Hefftcr  §  87. 

a>  P.  V.  Martens  I  S.  41'2;  Nippold  a.  n  0.  S.  179. 

■Ii  r?(*i«pii'l:  .\rt.  ü"^  >]vv  Tivr]u]ov  Knn'^i'nktr  l;uttnt!  rjcjfenwiirtipe  (»pno-Ml.  'r'r-  sn!l 
binnen  kiirzosler  und  keinei*fiill>  de»  Zeitraum  eines  .laiires  überscbrcitonder  Frist  rainizierl 
weiden."        5)  Rivier,  Lebrb.  $  lu.        O)  Vgl  F.  v.  Martens  1  S.  40t>. 

71  Brr^pirlr  l>if?  franzn?!*!  tn'  I'i  putiortenkamnipr  hatte  nrn  .tiini  \S9l  dio  Ratifikation 
des  Entwurfs  der  Brüsttcicr  Konfcreuzakte  (betr.  die  Unterdrückung  des  Sklavenhandel») 
▼ein  2.  JdU  ISM  venreii^  Die  Signatarmiiciite  bewilligten  dne  Friat  bia  stim  3.  Jamuir 
1892.  —  Die  Kun)mer  gab  am  2^  De/oniber  1S91  ilire  Ziiadnanung;  der  AnstattBch  derJEtati" 
fikationsarkundcQ  erfolgte  am  2.  Januar  lbM2.  • 

6)  Art  3S  Abe.  2  der  Konfi^MÜcte  laatH:  <Dio  fegcnwIrtiKO  GenenilaJEto)  ^tritt  fDr 
jede  Macht  von  dem  Ta^  ab  in  Kraft,  an  wcldiem  letztere  die  Ratifikation  VOJlcotfCn 
bat".  —  Seitens  Dcutachlanda  erfolgte  die  Ratifikation  am  b.  April  Ibhb. 

9)  Richtig  F.  V.  Härtens  I  S.  403;  Pradlcr-Fod$r4,  Trait«  III  $  1119.  —  Rivior, 
I^ehrb.  §  19  vindiziert  der  Ratifikation  rückwirkende  Kraft  um!  Hißt  den  Tag  der  Unter- 
schrift des  Vertrapes  entselieidon.  Eine  weitere  Riickwirkung  sei  aber  im  Zweifel  nicht  an- 
znnehmen.  Ks  ist  dies  die  herr.schendc  .Meinung  der  Doktrin  (vgl.  z  B  noch  Hart- 
mann s.  i;;si.  Sie  ist  aber  offenbar  nar  haltbar,  wenn  vom  schon  das  Vertra||«elabomt  der 
BevoUmIchtigtcii  als  den  Vertrag  selbst  ansieht. 


5.  Gegeaatand  der  Voitr3s:o. 


269 


Schiaßakte,  während  die  Batifikation  seitens  der  einzelnen  Mächte  eiüt  später 
erfolgte.*)  Die  Unterzeichnung  der  Konventionen  und  Deklarationen 
stand  bis  zum  31.  Dezember  1899  offen. 

VIII.  Die  Ratifikation  kann  sich  nicht  anf  Teile  t  Vertrages  be- 
jicln  ünken ; sie  muli  ferner  eine  berlingungs-  und  vorbelialtlose  sein.  Eine 
Erklärung  des  Inhalts,  dali  der  beschlossene  Vertrag^sentwurf  nur  in  veränderter 
Gestalt  die  Ratifikation  finden  könne,  ist  gleiciibedeutend  mit  Ablehnung  dei- 
Batiflkation  und  ist  als  Vorschlag  zur  Einleitung  neuer  V^handlungeu  zu 
behandeln. 

§  79.  ß.  Oegenatand  der  Vertrige.>)  I.  Die  Frage  wurde  in  positiver 

Richtung  schon  oben  (S.  46)  teilweise  berührt.  Hier  handelt  es  sieh  um  eine 
nähere  Abgrenzung  de.s  Veitr.ig'PafPi^fenstandes;  dabei  ist  im  allgemeinen  zu 
beachten,  dnß  aucli  hier  nur  Grundsätze  maßgebend  sein  können,  die  sich  aus 
der  Natur  des  Vertragsinstituts  im  ganzen  und  vom  publizistischen  .siaudpuuktt! 
ergeben  —  nicht  Giiindsätze  oder  Analogien  der  privatreehtlichen  Bestimmungen 
9bet  VertrSge. 

Im  allgemeinen  kann  ein  Staatsvertrag  Aber  irgend  einen  Gegenstand, 

der  die  staatlichen  iTitere^sen  berührt,  abi^eschlofsspn  werden,  soweit  nicht  dit^ 
Natur  des  Vertragsinstituts  und  anerkannte  völkerrechtliche  Grundsätze  eine 
(Jrenze  ziehen. 

IL  Gegenstand  des  Vertrages  kann  nur  das  physisch  Mögliche  und  darf 
nur  das  rechtlich  iind  sittlich  Zulässige  sein.    Eine  vernfinftige  Willens- 

bestimniung  und  Willenseinigung  kann  nur  das  Mögliche  zum  Gegenstande 
haben;  die  Fordernnar  sittliclier  und  rechtlicher  Möglichkeit  lies  Gesfenstandes 
wurzelt  in  letzter  lieihe  in  de«  sittlichen  Grundlage  alles  Kechtj».  Verträge, 
die  dieser  Forderung  widerstreiten,  können  keine  rechtliche  Wirkung  äußern; 
das  auf  Grund  eines  solchen  Vwtrages  etwa  Geleistete  kann  zurückgefordert 
werden.  Ein  allgemein  anerkannter  Maßstab  für  die  Beurteilung  des  sittlichen 
Charakters  des  Gegenstandes  eines  Staatsvertrages  ist  allerdings  nicht  vor> 
banden.  ^) 

1)  Da  jede  Konvcnrinn  wr.d  y.  Ao  Di  Ularation  einen  eignen  Akt  bildet,  so  konnte  ein 
Staat  den  eineu  uuterzeichncn,  bei  dem  andern  dio  Uutcraclirift  verwoigct-u.  K»  kuantcn 
alao  die  Scbiaßakto  und  die  eimeloMi  Akte  ▼«ncfdodeo  nnteneiclinet  weiden.  Vgl.  MSherro 
über  das  V.ir-::ehen  in  der  llaager  Konferans  bcoEugiidi  der  Fonngebang  bei  Henrer,  Die 
Uaager  Fricdcnakoofercazi  I,  42  ff. 

2)  NSherm  bei  Oppenheim  I  f  517. 

3)  V.  V.Martens,  I  S.  407  ff.;  Leopold  Neuniann,  Grundriß  S.  57  ff.;  Hartmann 
Ö.  132ff.;  Hcfftcr-Geffcken  §§  bS,  9H;  Kivier,  Lelirb.  §  4S;  Pradier-Fodßri,  Traitö 
II  f§  1«80  8(|.;  Jollinck,  SiaatenvertniKc  S.  .V»ff.;  dio  ritiertcn  Schriften  von  Berno.i', 
Seligniiinii.  Probst.  I..aband,  Zorn;  Nippold  a.  .i.  0,  S.  181  ff. 

ti  H.  II.  <)i)}MMi1u'iiii.  Syt-tcni  dv-^  V'ilkcn 1 1 lit;^  S.  1^6  verweiBt  dagegen  auf  pacta 
lurpia,  ÜL-reu  Nullitiit  piaktiM.li  nicht  lierviiigetreteii  ist. 

.^1  Nach  Nippold  (S.  \S'yff.\  liegt  in  der  vorliegenden  Flage  eioe  Gefahr,  daß  man  sieh 
von  dem  Boden  de»  pn^ith  tn  Iltclits  entfenit.  Alles,  was  der  Sr.tnf  will ,  »ei  Hecht.  Gerade 
auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts  gebe  es  keine  absolute  Sittüehkeit,  denn  was  das  eine 
Volit  für  novttiicli  liUt,  «A  bd  dem  andevm  aittlicb.  Man  mfiaee  prüfen,  inwieweit  licli 
vSlkenwhdich  der  Staatawille  baOglicb  der  annttlicbea  Yeiti^  geinOcrt  habe;  aabjektivc 
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Bechtliche  Wirkung  feUt  auch  einem  Vertrage,  dessen  Inhalt  mit  an- 
erkannten Gmnds&tzen  des  YSlkerredits  in  Wid^pradi  ateht^  so  z.  B.  wenn 
ein  Staat  dnem  anderen  gegenüber  die  Pflicht  Übernehmen  wollte,  nicht  2ni 
intei'venieren.  wenn  der  letztere  sich  Teile  der  offenen  See  aneignet  oder  einem 
Staate  gegenüber  auf  die  Verfolgung  des  Seeraubs^  Sklavenhandels  usw.  ver- 
zichten würde. 

III.  Leistung  and  Gegenleistung  müssen  einander  nicht  gleicbätehen ;  die 
priratrechHichen  BesUromnngen  Uber  laesio  enormis  finden  im  Völkerrecht  keine 
Anwendung.*)  Als  eine  besondere  Beschränkung  der  Vertragsfrelkeit  bezüglich 

des  Gegenstandes  kann  die  Forderung,  daß  die  Kontrahenten  nicht  Uber  ein 
Objekt  disponieren,  das  bereits  Gegenstand  eines  anderweiten  Vertraj^s  gewesen 
ist,  nicht  gelten:  hier  handelt  es  sich  eben  nur  um  einen  Fall  rechtlicher 
Unmöglichkeit. 

Rechtliche  Wiikutig  fehlt  daher  einem  Vertrage,  dessen  Inhalt  mit  der 
darch  frtthere  Vertrttge  geschaffenen  reohtlicben  Ordnung  betreffender  Ver- 
hältnisse in  Gegensatz  tritt  So  war  z.  B.  der  Tnhalt  des  Präliminarfriedens 

von  San  Stefano  ISTS  unvereinbar  mit  dem  Pariser  Vertra2:  von  1850  and 
der  LoTidoner  Konvention  von  1871.  Der  Protest  Englands  war  daher  durch- 
aus leiritim. 

IV.  im  Wesen  des  Vertrages  liegt  es  ferner,  daß  er  nur  für  die  Kon- 
trahenten rechtliche  Wirkung  äußern  kann,  weil  sie  dnreh  die  betroffende 
Willenseinignng  nnr  sich  selhsty  nicht  noch  Dritte  verpflichten  kSnnen,  es  wäre 

denn  der  Verpfliditnngswille  des  Dritten  bei  dem  Abschluß  des  Vertrages  zum 
Ausdruck  gekommen.  Daher  sind  auch  Kollektivverträge  immer  nur  ftir  die 
kontrahierenden  Mächte  rechtlich  wirksam.  Das  vorhandene  Vertragsverliältnis 
kann  auf  Dritte  nur  dadurch  ausgedeluit  werden,  daß  sie  sich  den  ursprüng- 
lichen KontralMntra  anschließen  nnd  in  das  Vertragsverbaitnis  eintreten.  Da- 
gegen kann  ein  Staat  sich  allerdings  yerpflichten,  seine  freundlichen  Dienste 
ibons  Offices)  zu  verwenden,  um  einen  dritten  Staat  zit  einer  Handlung  oder 
Leistunsr  zn  bestimmen.  Inhalt  der  übernommenen  Verpflichtung  kann  natürlich 
nur  die  bona  tide  auszuführende  Verwendung  sein.  —  Auf  <Tnind  spezieller 
publizistischer  Beziehungen  zweier  Staaten  zu  einandei  kann  die  Übernahme 
einer  Verbindlichkeit  auch  für  den  anderen  Staat  volle  rechtlicbe  Wirksamkeit 
ftaßem;  so  binden  die  vom  Snzer&n  rechtggftltig  abgeschlossenen  VertrSge  auch 

AnsdiBnimgeii  Aber  den  alttlicheii  Cbankter  eiiuelner  Vertragufefrenstibide.  wie  de  imibesoo- 

dore  in  Aufzühlunpcn  uiij^irtlidicr  Vorträge  bei  cinzoliien  SchriftetcIIcni  (Bl  unt8cli  I  i .  Vnlkor- 
rocbt  §§  411,  4U  u.  A.)  bcrvojifcetietea  sind,  »eiüa  in  juriBtieehcr  Bosichaug  nicht  verwertbar. 

S)  F.  V.  MarteDB  I  S. 406;  Jellin«k,  Staatenvertriigo  S.  60:  Nippold  a.  a.  0.  S.  1S9. 
Vgl.  aucb  Fiore  I,  p.  49.H. 

4)  Vgl.  die  AafzähluuR  von  deriei  Fällen  bei  T.<>opold  Neumann,  Grundriß  S.  5S. 
Dagegen  stellt  F.  v.  Marten»  I  S.  407  obige  Foixitjiung  als  einem  seibBtindigen  Unindsatz 
auf.  Siebe  dagegen  Nippold  a.  a.  0.  &  189,  190,  der  sidi  auch  im  AnachlnB  an  Jcllinek, 
Svst<'m  S.  .'!04  gegen  <1ic  ivnn  F.  v.  Martens,  Gareis,  v.  Bulnierincq)  aus  der  Unvcn' 
liuijerliciikcit  der  »ug.  (inuidrecbte  eine»  äUateä  abgclcitetuu  Hcschninkungcn  der  Vertrag»- 
freiheit  »usspricht.  Die  Frage  hingt  bekanntlicb  mit  der  Anaehanung  Uber  die  joriatiacbe 
Matur  die««'  Becfate  ausammen. 
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den  halbsonTerftnen  oder  VasalleiiBtaat  0  Anderadte  sind  die  ans  dem  bnndes- 

staatlicheii  Verhältnisse,  dem  Schutzverhältnisse  und  dem  Verluiltnisse  der 
Halbsouveränen  entspringenden  Reschränk niigen  der  Dispositionsfiihigk*'it  der 
Einj^elstaatPTi,  der  Schntxstaaten  und  der  halbsouveränen  Staaten  zugleich 
Beschränkungen  ihrer  Fähigkeit,  Verträge  über  gewisse  Gegenstände  mit  dritten 
Staaten  za  schlieSen.  Ferner  darf  der  dauernd  nentraliaierte  Staat  keine  Ver- 
trag« mit  anderen  Mächten  abecUiefilen,  dorcli  derm  ErfftUting  er  die  mit 
seiner  singulären  internationalen  Stellung  Terknüpften  Terbindlielikeiten  vei^ 
letzen  würde.  -' 

<j  s(t  ().  Form  der  Staatsvortriiire.  ')  1.  Das  gülti2:e  Znstandekommen 
eiucü  öLaaLsveitrages  ist  nicht  an  eine  bestimmte  Form  der  Erklärung  des 
yertragswilleaa  der  Eootrah«iten  geknüpft.  Die  Erklärung  mnftjedoeh  regel- 
mABig  eine  ansdrfteklielie  sein;  stillschweigende  WillenserkUrungen 

werden  für  das  Zustandekommen  eines  Vertrages  nur  dann  genügen,  wenn  die 
Erkennbarkeit  eines  bestimmten  Willensinhalts  ans  Zeichen  und  Tatumständen 
mit  gleicher  Gewißheit  wie  aus  gesprochenen  nder  schriftlich  fixierten  Er- 
klärungen erfolgen  kann.  —  Mündliche  Erkiaruiigmi  des  Willens  sind  zulässig;') 
offenbare  Grttnde  der  Zweckmäßigkeit  haben  aber  seit  jeher  der  schriftlichen 
Form  der  Willenserklärungen,  denen  ftlr  die  rechtliche  Ordnung  inter- 
nationaler Verhältnisse  eine  sichere  Grundlage  auch  für  die  Zukunft  gegeben 
werden  soll,  den  Vorzug  vor  der  mündlichen  gesichert :  es  hat  i^idi  in  der 
Praxis  die  Uegel  der  Schriftlichkeit  gebildet.  Dabei  ist  aber  zu  beachte.n.  daÜ 
dit^er  Übung  nicht  etwa  die  Bedeutung  eines  Gewohnheitsrechtssatzes  zukommt ') 
n.  Die  schriftliche  Willenserklärung  kann  in  verschiedener  Form 
erfolgen:  in  Briefen  der  Souveräne  untereinander, »i)  in  Protokollen,  die 
von  den  Beteih'gten  unterschrieben  sind,  in  Deklarationen.")  Zumeist  wird 
der  Vertrag  in  einer  herkömmlichen«  viel£&ch  solennen  Form  urkundlich 

1)  So  vcq^)f!iditi>to  ITorto  fliirrli  Art.  1^1  des  P.irisor  Frieden»  vom  .Taliro  l'^.'H  auch 
ihre  VaBalleoataatcn  bezQgUch  der  Fortdauer  der  Ueltung  der  voo  der  Pforte  für  ihr  ganzes 
Bttaftageblet  gnehfoBMoen  Veitrlge  trad  KapHnlattoneo. 

2)  So  führt  Rivicr,  I>ehrb.  §  l*«  Anin.  1  an,  daß  BoI^moii  in  dem  Vertrage  vom 
11.  Mai  1^1  Luxemburg'»  Noatralität  nicht  mitgaraaticreQ  durfte.  In  Art.  2  dieaes  Ver- 
trages werden  als  Galanten  die  Signatamiebte  hiseichnet  nad  Belgien  aaadrfieklieb 
aasgenomnicD. 

3)  Hefftcr-Geffcken  §§  87,  89-91;  Bluntschli,  Völkerrecht  §§  417-424;  Hart- 
mann ö.  1.S5  ff.;  v.  Martens  1  S.  410  ff.;  Rivier,  Lolub.  §  4S:  Geßner,  HU  HI  S  11» ff.; 
Jellinck,  Staaten  vertrage  -i';;  I.cojxjM  .Ncumann,  Grundriß  S.  6öff.;  Seligmanna. 
n.  O.:  Xippnld  n  a.  0.  S.  Hl» ff.;  Pradier-Foderä  II.  $  l(>86»q.i  Westlakel,  2T99q.; 
Oppeuh  i)im  1,       507  »q. 

4)  Ein  hinfiger  Gebrauch  dieser  Form  ist  im  modernen  Staatileben  infolge  der  Mit« 
Wirksamkeit  konstitutioneller  Faktoren  bei  der  Bildung  des  Staatswillen?  von  vornherein  aus- 
geschlossen. —  Beispiele  niUndlicher  Verträge  aus  älterer  Zeit  bei  F.  v.  Martens  1  412;  Uppen- 
beim  ],  §  ftOT.         &)  Vgl.  JelHnek,  Staatenverträge  8.  56;  Nippold  a.  a.  0.  S.  179. 

6)  So  wurde  durch  einfachen  Briffwccli.'-t  1  il?.  April  bezw.  18.  Mai  17*^1 1  zwischen 
Joseph  II.  und  Katlianoa  II.  ein  wichtiges  Uffcnsiv-  und  Defensivbüodnis  gcschlossuu.  Vgl. 
▼.•.Arneitb,  Joaepb  II.  und  K«tbarin»  n  S.  e7f& 

7«  Gegen  die  irrige  BeliaaptBng,  daB  Deklarationen  keine  Vertilge  begründen  vgl. 
F.  V.  Harten«  I  ä.  411. 
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fixiert.  Die  Urkunde  wird  von  d«a  Eontrahenten,  sei  es  von  Staatsoberbftuptem, 

sei  es  von  äetea  Bevollmächtigen  nuterzeichnet.  Mit  dem  Namen  Traktate 
bezeichnet  man  gewöhnlich  die  über  wichtige  Gegenstände  in  solenner  Form 
abgeschlossenen  Verträge.  Prälimiu  arver  träge  sind  wirkliche  Verträge, 
Von  Verträgen  selbst  sind  die  Panktationen  zu  unterscheiden,  in  welchen 
die  Hauptpunkte  eines  abzaschließenden  Vertrages  vorlänfig  festgestellt  werden. 
Die  delSnitive  Feststellmig  des  Vertragnnhalts  ist  einem  selbetAndigen,  den 
Vertragsabschluß  bildenden  Vorgange  vorbehalten. 

Gemeinschaftliche  Urkinidt  n  (welche  in  so  vielen  Exemplaren, 
als  Kontrahenten  vorhanden  find,  ausgetcrti^t  und  unterzeichnet  wei'den  i  hil  !*  n 
heute  die  Kegel.  Bezüglich  der  Redakiiun  kommt  vorerst  die  Formulieuiug 
des  Eingangs  in  Betnusht;  wichtigere  Vertrage  beginnen  mit  der  Fdrmet: 
„Im  Namen  der  göttlichen  Dreieinigkeit'  oder  wenn  die  Pforte  Mitkontrahent 
ist,  „Im  Namen  des  Allmächtijren  Gottei»";')  zum  Eingang  gehört  clis  H«- 
zeichnung  der  Kontralu'nten  und  der  Revollni  icliti^'ten  nach  Namen  und  Titel^), 
und  die  Bezeichnung  der  Veranlassung  des  Vertrages  '^des  Vertragsgegeustaudesj; 
ferner  ist  die  Legitimation  der  Bevollmächtigten  anzugeben.*) 

IV.  Der  Inhalt  des  Vertrages  wird  je  nach  Bedarf  in  Artikel  zerlegt. 

Man  unt^t^heidet  Hanpt-  nnd  Nebenartikel;  jene  enthalten  die  wesent* 

liehen  Bestimmungen,  diese  znmeist  Ausfiihrungsbestimmungen;  letztere  können 

auch  sogenannten  Separatartikeln  vorbehalten  sein.   Daneben  können  auch 

geheime  Separatartikel  vorkouimtii.    Zuweilen  wird  dem  Vertrags- 

iustrument  noch  ein  gleichfalls  in  Artikeln  abgefaßtes  Schluß  Protokoll 

hinzQgef&gt^  welches  noch  weitere  Bemerkungen,  Erklärungen  und  Verab- 

rednngen  enthält^).  Alle  diese  Artikel  haben  gleiche  Wirkang  wie  die  de» 

Hauptvertrages.  —  Additional-  oder  Zusatzverträge  werden  zuweilen 

über  spezielle  Punkte  des  Hauptgegenstandes  abgeschlossen;  sie  hänjren  mit 

dem  Hauptvertrage  formell  und  materiell  zusammen  uud  haben  die  gleiche 

Yerbindlicbe  Kraft 

1)  So  in  neuerer  Zeit  der  fierliner  Veirtn^r  vom  Jahre  18TS  und  die  Berliner  Kongokon- 
feienzakto  vom  Jalne 

2}  liier  wie  bei  iJcr  l  ntorseicbnuDg  des  DokumenU  fuidct  der  liaug  ünr  kontrahieren* 
den  Staaten  Berackncbti^ung.  Untier  BevoltmSchtl^ten  von  Staaten  gidehen  Kungcs  wird 
Regel  beobaclitet,  daß  in  dem  för  einen  btj^tiiiiiiiten  Staat  und  in  dessen  Kanzlei  aus- 
•jcfcitigten  Vcrtnigsexemplar  dieser  und  sein  Bevoilmüchtigter  den  vornehmsten  Platz  erhält. 
In  neueren  Verti'ägen,  die  unter  uieiir  als  zwei  Staaten  abge»chlusaen  werden,  ist  bezilglieh 
der  fibrigen  Unter^ichriften  die  aJfAnbetii^cIte  Ordnung  maßgebend.   Hart  mann  8.  137. 

3)  ^Seine  Majestät"  u.  s.  w.  ,in  der  Ahsielit"  (ff>)^  die  Ansjnhr  d(>s  (u'^jcnstundts» 
,babeu  befieblo&sen,  zu  diesem  Zwecke  (eine  Konferenz  in  X  zu  ver»amniein  und  haben)  zu 
ihren  BevoUmlicfatiKten  ernannt,  nimlleb:"  (folKeD  die  Namen  der  Bevolladtehtigten)  «welebei 
versehen  mit  Vnllniachten,  die  in  «riitcr  nnd  frchöriger  Form  hoftindeu  worden  aind,  oadl 
einander  beraten  und  aogenummcn  haben  "  (folgt  der  Inhalt  der  Bcscblflaae). 

4)  i^iebe  Nlberea  darfiber  bei  v.  Melle,  BB  III  S.  252 ff.  Z.  B.  daa  SeUufiivotakoU 
cirtc  finale)  der  Haagcr  Knitfcrcnz  180A  entfallt  eine  Aufafthlnng  von  B  Abkotnmen,  8  Dekla- 
rationen uud  6  W&Dachcu  (voeus). 

51  In  der  Wiooer  Kongreßakto  wurden  16  Vertrlgo  ala  hinzugefQgt  nnd  als  Beatand' 
teile  der  Kungreßbestinimungen  erklärt,  darunter  die  Deutsche  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815* 
—  Dem  Pariaer  Frieden  vom  SO.  Hirz  lb&6  wurden  drei  Zuaatavertriige  beigefügt.  Art  U 
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§81.  7.  Bet€ili§:ii]iK  dritter  Stuateii  an  StaatsTertrS^en^.  Vei-träge 
sind  erlclärte  Wil]eiis»Mni£^nngen  bestiiiimter  Subjekte;  es  haben  nach  dem  oben 
Ausereführten  auch  die  Staatsverträge  rechtliche  Wirkunp;  nur  für  die  Kontra- 
henten. Während  aber  im  Privatrechtsverkehr  abgeschlossene  Verträge  die 
BegelQDf  isolier,  in  den  Personmi  dar  KontMibfiiitak  ncUieli  nnd  fonnäl 
abg«Bch)o6seiier  InteMtBeii  vm  Gegenstände  haben,  berUiren  die  Gcgenstfliide 
d«r  Staatenverträi^e.  wenn2:leich  anf  den  ;  t r  ii  Blick  auch  lediglich  mit  dem 
Interessenkieis  der  Xi  ntrahenten  verknüpft,  docli  vielfach  auch  znsrleich  die 
Interessen  anderer  .Staaten  und  zwar  mindestens  in  dem  Maße,  als  die  meisten 
wichtigeren  internationalen  Vorgänge  für  jedes  Glied  der  internationalen  Ge- 
meinschaft ein  Interesse  aufweisen.  Die  hente  im  Verkehtsleben  der  Staaten 
machtvoll  anr  Geltung  gelangte  Solidarität  der  Interessen  aller  Glieder  der 
Vdlkergemeinsrliaft  ist  die  sachliche  Grundlage  und  der  materielle  Legitimations* 
^nnd  fiiv  die  KundgeLunp:  les^itin^pr  Interessen  in  Angelegenheiten,  die.  schein- 
bar eine  res  inter  alios  tresta,  gleichwohl  internationale  Bedeutung  aulweisen 
können.  Auf  dieser  Grundlage  ist  eine  Beteiiigang  dritter  Staaten  auch  au 
StaatSTortrllgen  denkbar;  sie  kommt  aui^  in  der  Praxis  in  ▼erschiedenen 
Formen  vor;  eine  der  vichtigsten  ist  die  Vermittlung  (Mediation)  (s.  da- 
rüber unten  in  d.  L.  vom  rechtlichmi  Verfahren  ).  —  Die  Beteiligung  kann  femer 
erfolgen  durch  Akv^ession,  Beitritt  oder  Adhiision,  Anschliif^.  Akzes- 
sion, Beitritt  ist  der  lurmliche  Kintiitt  eines  Staates  in  ein  bereit>  üe.stehendes 
Vertrag^verhitltüis  anderer  Staaten.  Der  Beitritt  bewirkt,  daß  der  beitieleude 
Staat  dieselben  Bechte  atid  Pflichten  fOr  sich  begrBndet»  die  fftr  die  Kontrahenten 
ans  dem  Vertrage  überhaupt  entqwingen.  Daraus  migibt  sich,  daß  die  Beitritts- 
erklärung von  den  anderen  Kontrahenten  angenommen  sein  muß,  um  jene 
Wirkung  hervorzubringen').  In  Yerträsrpn,  deren  Gegenstand  mit  den  Inter- 
essen der  Gesanitlieit  der  Staaten  ^usaninienliiingfen  oder  durch  die  insbesondere 
internationale  Intititutionen  der  Wohlfahrti»pliege  geschaffen  werden,  wird  der 
Beitritt  den  an  dem  Absehlnft  des  Vertrages  nicht  beteiligten  Uftchten  vor- 
behalten *).  —  Die  Adiiäsion  ist  minder  fSrmlich  und  beschränkt  sich  mitp 
unter  nnr  anf  einxeine  Bestimmungen  eines  zwischen  anderen  Staaten  ge- 


ODthält  die  Bc»timiniing,  dnR  dor  i  iissi^oh-trirkisrlip  Znf.itzvertrafT  bctrpffend  die  leiclitpn  Kiiston- 
acbiffe  ohne  Zustimmung  der  Vcrtragsm&chtc  weder  aufgehoben  noch  ver&odert  werden  aoU. 
(Wfflbttir  für  dw  VoTK«h«n  RdNttids  16T1). 

1)  E.  V.  Martens  II,  §  III  ;  Ouroi»  §  72;  IIhII.  §  111;  0  p ponli  »-im  I.  §  529  sq.; 
Bonfiis  p.  ^32  sq.;  Dcspagnet,  Cours  p.  457;  Pradior-Fod<^rC'  II  §  1127  sq.:  Bivier 
PHBcipes  II,  89  m|.        2)  F.     Marten»  I  8.  40S. 

3)  Vgl.  Abs.  2  und  3  der  Kongokonrerenzaktc  vom  Jahre  lSb5;  Ab«.  2:  „Der  Bdtritt 
jeder  Macht  winl  anf  diplomati»chetn  We^  znr  Kenntnis  der  Regienin^^  de«  Deotacben 
Beiches  und  von  dieser  zur  Kenntnis  aller  der  Staaten  gebracht,  welche  diese  Geaeralakte 
unterzeichnen  oder  derselben  nachtrlglicli  boitrctea'^.  Aba.  S:  »Er  bringt  zu  vdlem  Recht 
die  Annaliiiu-  aller  Verpflichtitnjr«>n  nnd  dif  Ziiia.«snn«r  »llen  Vorteilen  mit  elcb,  welcfae 
durch  die  gegenwärtige  GeneraJakto  vereinbart  worden  sind." 

4)  So  eagt  z.  B.  Act  ST  Abs.  1  der  Soii^ioiBOiirenBaMiEte  -vom  Jahre  1885:  «Dif  Ah- 
(^c^(>n^rrtrti?c  rienr'nil.ikrc>  iiichtuntendclnienden  Hlebte  kSnnen  ihren  Beetimmungen  dorch 
einen  besonderen  Akt  beitreten." 

üllaaBk.Ttlknndit  16 
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sclilosseiien  Vei  traire.s ;  sie  bezieht  sich  auch  wohl  bloß  auf  Reclitsprinzipien, 
die  in  dem  betreftendeii  Vertrage  dfklariert  sind ').  Die  Erklärung  des  An- 
schlusses, die  von  den  Sigiiatarmächteu  augenommeu  wird,  enthält  eine  rechts- 
förmliche  Billigung  betreffender  Grundsätze  usw.;  sie  begründet  daher  mindestens 
die  Pflidit>  der  AasfUhrung  des  Vertrages  nicht  hindernd  entgegenasotreten 

—  Ein  bloß  formeller  Beitritt  bezweckt  bloß  die  Erhöhung  der  Solranität 
des  betreffenden  internationalen  Akts,  begründet  jedoch  keine  Verpflichtungen^). 

—  Eine  E inm isc Ii iingr,  Intervention  ist  nur  dann  rechtmäßig,  wenn 
Vertragsverhandlungen  dritter  Staaten  erworbene  Rechte  des  Intervenienten 
gefährden  oder  VM'leizen  *).  Sonstige  FftUe  d«r  Iiktm*veiitian  bilden  Akte  der 
Selbflthilfe  (8.  nnten  in  der  Lehre  von  der  Intervention),  denen  gegenüber 
das  Urteil  offen  bleibt,  ob  es  sich  im  einzelnen  Fall  um  einen  Akt  zulässiger 
Intervention  hajulelt.  FTierher  gehört  z.  B.  der  unter  Anm.  4  erwftbnte  Fall 
der  Intervention  gegen  den  Frieden  von  Shimonoseki 

§  82.  Arten  der  Staatsverträge  1.  Die  völkerrechtliche  Doktrin 
bat  sich  seit  Grotins  •)  mit  der  Frage  der  Einteilung  der  Verträge  besehUtigt  ^) 
Indessen  sind  alle  bisher  fbrmnlierten  Unterscheidttngen  nicht  einwandfr^. 

1)  BoiKpiel :  Der  „AnMblnB*  einoMliier  Seemlehte  an  die  DeUtnÜtm  d«r  Katwrio 

Katharina  IL  vom  28.  Fobnuir  lT»iO  betreffend  die  Grundsätze  de«  internationalen  Seerociits. 
Diesem  «Anschloß"  folgte  später  der  aBdtritT'  zur  „Bcwaffactcn  Ncutralttat".  —  Aach  der 
Parfwr  Seerechtsdektaratioo  hatten  stell  die  anderen  Staaten  „an^ef<chlo8sen".  Vgl.  F.  t. 
Martens  I  S.  4«!»;  Geffcken  zu  Hcfftor  §  88.         2)  Vgl.  Rivier,  Lehrb.  §  50. 

3>  Über  Apiirobation  von  Vertrrii^on  xgi.  I'rad  i  er -Fod^ rf,  Ti-iit.^  III  §  U  M. 

Ii  liivior,  I^ehrb.  §  50  führt  aus  der  neuesten  Gcsciiichte  als  ciiaruktcristischc«  Bei- 
spiel ixTechtigter  Intervention  die  Einmischung  Großbritanniens  und  Osterrndia  In  die 
russisch-törkii^fhpn  Friedensverhandlungen  nach  dein  Präliminarfrieden  von  San  Stefano  1**7>> 
ao.  Die  Grundlage  der  EiDmiscbuog  war  die  im  Pariser  Frieden  1S56  vereinbarte  Kollektiv- 
gaiwrtle  des  ottomanlMlien  Gebt etea.  Ein  mnwer  FUI  tot  die  IntemntiOB  Dentaditanda, 
Rußlanil-i.  liixl  Fraiikroichs  gegen  den  FricHlon  von  Shimonoscki  im  chinesisch-japanischen 
Kriege  1S95.  Der  Charakter  dieses  Falles  ist  iodeasen  eiu  gaaz  verschiedener,  daher  das  ver- 
adiledflne  Verhalten  der  Mldita;  ao  entwliled  aloh  Enffland  ediifeBltob  fOr  Niebtinterrentton. 

Siehe  übrifct  ns  NMlu-res  in  HC,  II,  456  sq. 

5)  Geßner,  UH  lU  ä.  19 ff.:  Beffter-Geffckea  §§  89  ff.:  Bluotscbli,  Vulkorrecht 
§§  442ff.;  P.  r.  Hartena  I  8.  418fr.;  Hartmans  fi.  Hlff.;  Leopold  Neumann  8. 68fF.: 
Gareis  §  73;  Rivier,  Lehrb.  §  52;  Bergbohu,  8taataTertiige& T»ff.:  Jeliinek,  fitaaten 
Verblödungen  S.  104  ff.;  ßonfils  p  661  sq. 

6)  Grotius  nntcrscheidct  Vorträge,  die  aus  dem  jus  naturale  oiuspriiigen  und  solche, 
die  zu  den  aus  dem  joa  naturale  entspringenden  Obligationen  diircli  Konvention  der  Staaten 
etwas  hinsolUgcn  oder  (nach  Pufondorfl  das  unbestimmte  Kii-Iit  feststellen  iiiul  ergänzen. 

T)  Heffter  unterscheidet  Konstitutiv- Verträge,  durch  welche  Staaten  bestimmte 
anbJektiTe  Reohte  «werben,  wie  i.B.  OrenaragnMemngB»,  Tellnnga*,  Zeeelonsvertrilge  a.a.  w. 

RefTiilntorischp  Vertrage,  durch  welche  politische  und  soziale  Bezichunpen  t'  r 
Staaten  geregelt  werden,  z.  B.  Verträge  betreffend  den  Handelsvcrtiehr  u.  s.  w.  —  Gesell- 
aehaftayertrl^e  oder  Bflndnlaae,  dnreh  welche  die  Staaten  sieh  zu  gemeinaanien 

lialtcn  oder  Voif^elien  im  ITinliIiek  auf  einen  ^emeinschaftliclien  Zweck  verpfiicliten.  Ein  »>in- 
heitlicber  Eiutcilungsgrond  indessen  dieser  Groppiening  nicht  ui  Grunde.  —  Durchaua 
«nbahbar,  weil  teDa  elnadtif  in  der  Wahl  des  Ebiteilnngsgrunds,  teila  nnantreffend  mit  Be- 
zug auf  leitende  Grundsätze  über  die  Entstehung  von  Verträgen,  ist  die  EinteiluBg  von 
Bluutscbli  a.  a.  0.  in  Verträge  direkt  erwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten  und  solchen 
zwischen  untergeordneten  BebOrdoa  verschiedener  Staaten.  -  Die  Einteilung  in  Traktate,  die 
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II.  Abgeselieii  von  cki  Ge^^enüheislclluiig  rechtsetzen der  Verträge 
und  solcher,  deren  Inhalt  in  der  Regulierung  konkreter  Tatbestände 
bestellt,  die  oben  in  der  Lehre  von  den  Quellen  des  Völkerrechts  verwertet 
wurde,  ist  auch  schon  anderer  Unterscheidungen  gedacht  worden:  so  jenei-  in 
Haupt-  und  KebenTerträge,  DafinitiT-  nnd  PrlliminAirTer träge. 
Im  Bereich  der  allgfuneineii  Gmndsfttse  des  Vertragareehts  Icaxm  dann  weiter 
nnterschieden  werden  zwischen  Verträgen,  die  auf  eine  bestimmte  Zeit 
und  soli'lien,  die  ausdrücklich  anf  ewige  Zeiten  abgeschlossen  werden; 
ferner  giljt  ^  unbedingte  und  bedingte,  zweiseitig-e  und  einseitii^e  Verträge  usw. 
—  innerhalb  der  rechtsetzenden  Verti'äge  ist  zwischen  allgemeinen  und 
SpesialvertrAgen  sn  nnteraeheideii «}. 

III.  Ungeaditet  der  Schwiengkeiten,  die  sich  mitunter  der  Charakteri- 
sienmg  eines  Vertrages  als  politischer^  bezw.  sozialer^  entgegenstellen 
mOgen,  ist  doch  der  Grundgedanke  der  Martens'schen  Gliederung  vom  8tand- 

zu  «iner  daaemden  Titig'keit  der  Kontrabenten,  nnd  Konventionen,  die  zu  einer  konkreten 

I^eistnng  verpflichten  (Vattcl,  G.  V.  v.  MnrtoiiB  u.  A.),  beniht  auf  der  schwankenden 
Kfitojrorie  der  zcitlidicii  Duucr  vcrtragsmäßipor  I.pistiin^rfn  —  Eine  ältere  Einteilung,  die 
Jeüoelt  heute  für  dio  Lehre  von  den  Staatsi  crt i-iigeu  uline  Bcdcutiinf;  ist,  ist  die  in  pacta 
nalla  und  pcrsonalia;  erstere  auch  pacta  ucttunu  genannt,  eSnd  «lin^licbe  Vertrage  in  dem 
Sinne,  daß  s^if  die  Staaten  bleibend,  d.  h.  abgesehen  von  dciu  RegentenwediÄcl,  ver- 
pllicbten.  Dio  pacta  porsonalia  sind  \'eitt%e,  deren  Verbindlichkeit  nai*  auf  eine  gewisse 
2eit  oder  auf  das  Leben  der  kontnliierenden  Sonverlne  beeeliTinkt  ist  In  lOttddtier  (bis 
in  da»  16.  Jahrh.)  wurden  die  Staatsverträge  gewöhnürh  nnr  nis  verbindlich  für  das  Lolicn 
der  kontrahierenden  Fürsten  betraditet  nnd  daher  ihre  Erneuerung  bei  einem  Regenten - 
wcdMol  für  nAtig-  eraditet  —  Der  Unteredif ed  von  rechtBetzeaden  Vertrigen  nnd  nndereD, 
die  iilelit  als  Quelle  von  internationalen  net  lit^hützi  ii  in  J'etiaclit  kommen  (vgl.  Bergbo  Ii  ui , 
ätaatcuvcitxägo  S.  79  ff.),  wurde  oben  in  der  Lehre  vou  den  Quollen  des  Völkerrecht»  ver- 
wertet (eiebe  8.  45  ff.)  —  Mit  Bezug:  «nf  den  Inhalt  (ohne  RQdincht  anf  ihre  Inflere  Fonn) 
will  F.  V.  Martens  I  S.  414  eine  er«diiS|rfende  Einteilung  der  Vcrtnlge  in  politische  uod 
soziale  fonnulicren.  Dadurch  werde  der  Artnntenobied  aller  VertHigc  scharf  präzisiert.  In- 
dessen dio  Prädikate  „politisch"  und  ,,6ozial'  entsprochen  kdneswogs  dem  Inhalte  nach  fest 
abfrcirrouzteti  Uejiriffcn,  und  dürften  sich  doch  bei  der  Zuweisung  einzelner  Vertrige  in  die 
eine  oder  die  aiukre  Klas*o  S'elivvierii^^keiten  ergeben.  Tliehtig  bemerkt  F.  v.  Martens,  daß 
die  Gegenwart  der  AbechlieUung  t.og.  »ozialcr  —  den  sozialen  Interessen  und  Kultur- 
beatrebungen  der  Völker  dienender  —  VertrSge  gflnstiger  ist,  als  die  frfiheren  Epochen,  In 
denen  politische  Vcrtnis:^  (z.  V,.  den  Territorial  besitz  der  Staaten  betreffende  Verträge, 
Friedeusverträge,  ^Ulianzen  u  s.  w.)  prävaliereu.  —  Jellioek,  Staatenverbindnngeu  S.  lud 
wShlt  als  l^teilnngagrand  die  epealfiBeb  JaiiMiache  Funktion  der  VertrSge,  d.  i.  die  Vetfoin- 
dnnp  der  pazisziercnden  Stariton  und  klassifiziert  nach  der  Art  nnd  dem  Grad  der  duivh 
Verträge  hervorgerufonea  Verpflichtungen.        1)  Vgl.  Bcrgbobni  a.  a.  0. 

2)  Politisdie  Verträge  beswecken  den  Schutz  und  die  Verteidigung  der  btetesaeD  der 
Staaten  als  Mitglieder  der  internationalen  Gemeinschaft  durch  Wahrung  ihrer  Integnti^  Un* 
abbiogigkeit  und  gleichberechtigten  Stellang  gegen&ber  anderen  Staaten. 

S)  Bivier,  Lehrb.  S.  329  Anm.  4  plldiert  fftr  die  Beiieidinung  „V erkehr 
vortr&ge*»  weil  htn  der  Bezeichnung  s  ozi nie  Verträge  eine  Verwechslung  mit  den 
Cesol IschaftsvertrSgen  nahe  liecre,  die  et  in  einer  separaten  Einteilung  den  Dispositiv- 
vcrträgen  gegenüberhU^llt.  Beide  LinteiJuiigen  kreuzen  sich  nach  Rivicr,  insofeni  die 
Diapositiv  vertrage  politische  Vertriige  sind,  die  G  e  s  e  1 1  s  c  h  »i  f  t  s  v  e  r  t  r  ä  g  e 
(die  eigentlichen  foedora  oder  Brindiiis^ei,  teils  iM.liti>elier,  teils  rikni](jiiu>(  her  Natur  sind. 
Die  Verkehrsverträge  werden  sämtlich  als  Gescllschaftsverträgo  charakterisiert. 

18* 
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punkte  prftTalierender  Momente,  die  bei  einzelnen  Verträgen  hervortreten, 
bei  der  Grappierung  der  Vertrl^  imnerliin  zu  verwerten.   Daneben  kommt 

das  Moment  der  durch  Vertrag  geschaffenen  Kooperation  mehrerer 
Staaten  fiir  politische  resp.  Rechts-  und  Wolilfahrtszwecke  in  Betracht. 
Bündnisse  im  engeren  Sinne  —  Allianzen  —  verfolgen  politische  Zwecke 
als  Schutz-  und  Trutzbündnisse,  Neutralitätsbündnisse,  als  Bündnisse,  die  ein 
bestimmtes  Verhalten  in  vichtigen  politischen  Angelegpenheiten  (EMialtung 
bestehender  Besitzverhältnisse  der  Staaten  usw.)  gegenüber  dritten  Staaten 
feststellen.  Für  den  politischen  Zweck  wird  ^^emeinj^chaftliches  Handeln 
und  Verli a Iten  der  Verbiindeten  zuf^esag-i ')•  i'ie  Bündnisse  können  all- 
gemeine politische  Zwecke  verfolgen  oder  sie  werden  mm  Zwecke  der 
Herbeiführung  eines  bestimmten  Erfolges  abge^hlossen;  sie  sind  fomer 
«itweder  gegenseitige  oder  einseitige;  sie  können  femer  gleich  oder 
ungleich  sein  2).  Der  Fall,  auf  welchen  die  Leistung  zugesagt  wird,  heißt 
casus  foederis;  ob  der  Fall  eingetreten  ist,  beurteilt  jeder  der  Verbiindeten 
selbst.  Bei  unbestinimtpr  Fassuncf  des  Vertrap:es  können  .^ich  Schwierigkeiten 
bezüglich  der  Beantwortung  dieser  Frage  ergeben,  daher  sich  eine  sorgfiLlUge 
Redaktion  derartiger  Verträge  dringend  empfiehlt »).  Die  in  der  neueren  Ge* 
schichte  bemerkenswerten  Bflndnisse  mit  allgemeinen  politischen  Zielen 
beruhen  auf  den  verschiedenartigsten  Motiven.  Die  wichtigsten  B&ndnisse 
dieser  Art  seit  der  lieilijj;en  Allianz,  die  am  M.Oktober  1815  zwischen 
den  Souveränen  Östcrj  eiebs.  Preuüens  und  Rußlands  geschlossen  wnrde  und  vor 
allem  die  Wahrung  des  Prinzips  der  Legitimit^it  (s.  oben  S.  74)  sich  zur  Aufgabe 
setste,  sind  die  folgenden:  das  fiflndiüs  Englands,  Östwreichi^  Prenfims» 
Frankreichs  und  RuOlands  vom  IS.  November  1SI^%  mit  dessen  Wirksamkeit 
der  Zusammentritt  der  Kongresse  zu  Troppau,  Tiaibach  und  Verona  ver- 
knüpft ist,  d^T  Bi'indnisvertrag  zwischen  Deut.schlaiid  luul  Österreich 
vom  7.  Oktober  ib79  (verötFentlicht  am  3.  Februar  1S;k:<,  int  Deutschen 
ßeichsanzeiger  abgedruckt,  bei  Fleischmann  löa),  dem  Italien  im  Jahre 
18S2  beigetreten  ist  (Emenemng  des  Dreibandes  1863,  1887,  189t,  1902), 
und  der  sog.  Zweibund  swischen  RuBland  und  Frankreich  1897.  >~ In 
der  Sphäre  des  Rechts-  und  Wohlfahrtszweckes  der  Staaten  hat  die 
Entwicklung  des  Verkeltr-  und  die  Stärkung  des  Bewußtseins  der  Solidarität 
der  Rechts-  und  Kultunnteresseu  znr  Abschließung  von  Verträgen  crtd'ühit, 
durch  welche  die  Kontrahenten  in  letzter  Reihe  sich  zu  einer  geraeinsamen 
Wirksamkeit  für  jene  Zwecke  verpflichten,  indem  ein  dauerndes  VerlUUtnis 
geschafl'en  wird,  anf  Grund  dessen  die  vertragsm&fiigen  Leistungen  jedes  Kon- 
trahenten konstant  und  regelmäßig  erfolgen.  Hierher  gehören  die  Jnrisdiktions- 
vertrüge  (Hechtshilfevertrige,  Auslieferungsverträge),  NiederlassungsvertrAge, 

1)  Darin  «iblfekt  aadi  G^elfeken  in  mIimii tiiig«b«Bd«i  AmfBbraiifen  ttber  Bflndnii» 

vcitrtjfe  (Hfl  III  S.  IIP.  ff.)  das  Wcmoii  der  BnndniRse.  Deshalb  orkirirt  er  aucli  die  heilige 
Alliaos  vom  Jahre  1615  als  ein  wirkliches  Bündais,  weil  aicfa  die  Verbündeten  (Art.  1)  Hüfo 
md  Bciattnd  ««gesagt  faatten.        2>  Vgl.  Gerfeken  a.  a.  0.  8.  128  fr. 

3)  Näheres  bei  Geffckcn  ;i.  a.  0.  1^4  ff 

4)  Aachener  KoiM(reß.  Zwciu»  Protokoll  bei  Fleiscbmaan  2&. 
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Hjuadebh  nnd  Scliiffiüirtsrertrilge,  FreondscbaftSTerträge,  Post*  ond  Telegraphen- 
vertr&g«,  Eisoibahnvertrige,  Vertrige  sam  Schutze  des  Privatrechts,  d«8 
Urheberrechts,  der  Marken  und  Muster  usw.  Bezüglich  einzelner  dieser 
Materien  führte  das  Streben,  den  dnrch  Verträge  zu  leistenden  jfe{j:en:*eitigen 
Sehnt?:  möglichst  intensiv,  allgemein  und  gleichartig  zugejiUilttiii,zu  Kullektiv- 
V er  trägen,  welche  die  Grundlagen  von  Unionen  oder  Vereinen  wardra 
(X.  B.  die  Weltpostnnion)  i). 

§.  83.  Wirkung  nnd  Sichemng  der  StaatsYefträge  2).  I.  Die  allgemeine 
Rechtswirkung  der  Verträge  ist  die  Verpflichtung  zu  ihrer  Erfüllung.  als>o 
auch  die  Begründung  von  Zwaugsbefognissen  der  Kontrahenten  gegen  ein- 
ander (8.  0.  S.  249  ff.). 

IL  Znr  Bestärkang  der  StaAtsvertrige  dieaeii  sog.  SicherungsgesdiXfte  — 
pacta  cantionis  — ,  die  in  der  Segel  als  Nebenvertrage  ersehnen.  In  allerer 
Zeit  diente  als  Sicherungsmittel  hauptsächlich  der  Eid  der  kontrahierenden 
Sonverftnp,  woduirli  einer  übernommenen  Verbindlichkeit  zugleich  noch  eine 
religiöse  Verptiichtnng  hinzugefügt  wurde.  Die  Anwendung  dieses  Sichernngs- 
mittels  kam  insbesondere  in  jener  Zeit  vor,  iu  der  die  Verträge  als  pacta 
penwnalia  abgeschlossen  wurden  (s.  o.  8.  274  Anm.  7),  Der  Eid  bindet  das 
Gewissen  der  d^  Eid  leistenden  Einzelperson;  anf  dem  Qeblete  der  Staats» 
Verträge  handelt  es  sich  aber  um  eine  Sicherung  der  Erfüllung  eines  Vertrages 
«lurch  den  Staat:  es  solli  n  dem  Rerechiigten  Mittel  zur  Verfügung  gestellt 
werden,  welche  eventuell  als  Zwangsaktion  gegen  den  verpflichteten  Staat 
ihre  Wirkung  äußeru  können. 

Andere  ffieherungsmittel  waren  in  ftlterer  Zeit  die  Stellung  von 
Geiseln,  Bürgen,  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Eonrentional- 
strafe  im  Falle  der  Nichterfüllung  (ohne  alle  positive  Beschränkung),  das 
Einlegen  oder  Einreiten  des  Schuldners  (jus  obstagii).  Geiseln  sind 
gleichsam  ein  an  Staatsangehörigen  bestelltes  Pfand;  ^ip  ^vprripn  heute  nur 
noch  bei  Friedensschlüssen,  Kapitulationen  usw.  vertragbuiußig  übergeben, 
zuweilen  auch  mit  Gewalt  weggenommen.  TTrsprilnglich  war  der  Zweck  aller- 
dings die  Erfüllung  einer  gewissen  Leistung  durch  die  Bedrohnng  dar  Person 
der  Geiseln  zu  sichern.  Hente  hält  man  den  Staat  nur  für  befügt,  die  Geiseln 
bi«!  zur  Erfiilhing  in  nnständi^'er  Haft  zu  halten;  jede  Mißhandlung,  Bedrohung 
oder  Verlety.ung  ihier  l*erson  gilt  für  völkerrechtswidrig. 

Das  Pfand  kommt  im  Völkerrecht  aU  iSaizung  vor,  nämlich  entweder 
als  pfandweise  Übergabe  Ton  Landesteilen,  Festungen  usw.  oder  als  Pfand- 
nahme  (Abpfändung),  indem  ein  Staat  einen  Landesteil  eines  anderm  durch 
Selbstiiilfe  in  Besitz  nimmt^  um  eine  Sicherb^t  für  eine  gewisse  Leistung  des 

1)  I,nvo!!^e,  T.es  unious  inteniatioualcs  —  in  <1«m-  Ri  viie  il'liistoire  diploin.  I  (I'iST); 
Meili,  Die  intoraaüoDalpn  Unionco  Uber  das  Itccht  der  WoltvcrkebnausUlten  und  des 
geistigen  Eigeotanw  (18S9);  Eogelhardt,  Bistolre  dn  droit  flovi«!  oonTentioiinCl  (1889). 

2)  Gcffcken,  HH  III  S.  S.iff.;  Hoff tcr-Gef  f ken  §§  96  ff.;  Bluntschli,  Völker- 
recht §§  425;  F.  V.  Martcus  I  S.  417  ff.,  Hartnianii  S.  141  ff.;  Garei»  §  74:  Milo- 
wanowitsch.  De  traites  de  garantie  en  droit  interniitional  (1^59);  Rivier,  Lehrb.  %  51; 
Mlipold  .1.  a.  0.  S.  2i2ff.;  Pradior-Fod^re,  Traitä  U  fS  p.  1156  sq.;  PiCdelltvr«, 
Ftfysi»  I  p.  297  sq.;  Despagnet,  Goars  p.  4»3  sq.,  IST  sq. 
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anderen  zu  haben.  Die  Verpfändung  von  bewegliclien  Sachen  kam 
aneb  Mher  mr  selten  vor.  In  neuerer  Zeit  kommt  es  vor,  daß  Staaten  ihren 

Gläubigern  zur  Sicherung  staatliche  Einnahmsquellen  verpfänden;  dies  geschah 
2.  B.  seitens  der  Türkei  und  Egyptens  zugunsten  dor  ausländischen  Gläubiger. 
Eine  finanzielle  SiclifThtit  pflegt  den  Gläubigem  durch  Hinterlegung  von 
Wertpapieren  gewährt  zu  werden.') 

Als  modifizierte  Form  der  Pfandnahme  erscheint  die  vielfach  iu  Anwendung 
gebrachte  militärische  Okkupation  von  Landesteüen  des  verpflichteten 
Staates.''')  Sie  wird  zumeist  in  Friedensv^rigeu  zun  Zwecke  der  Sicherang 
des  Anspruchs  anf  Zahlung  der  Kriegskosten  stipnliert.^)  (BeaU 

garantio.)  «i 

Das  eigentliche  Sicherungsversprechen  oder  die  vOlkei  rechtlii  lie  caiitio 
ist  die  Garantie.  Sie  be^^teiit  im  ailgeueineu  darin,  daß  ein  oder  mehrere 
Staaten  einem  anderen  ihre  Hilfe  gegen  andere  Staaten  lUr  den  Fall  einer 
Rechtsverletzung  oder  Bedrohung  mit  einer  Rechtsverletzung  verspi^hen.  Sie 
ist  also  ihrem  Wesen  nach  Hilfeversprechen  and  vertdtt  im  Völkerrecht  die 
Stelle  der  Bürjjscliaft.  Von  äfr  tiarantie  kann  7.mn  Si  hutze  individueller 
Interessen  bestimmter  Staaten  rMier  Tium  Schutze  der  GeMuiitintorPsseu  der 
völkerrechtlicheu  Gemein.schafi  Gebiauch  geuiaclit  werden.  In  der  einen  wie 
in  der  anderen  Gruppe  von  Fällen  ist  die  materielle  Grundlage  der  Garantie 
eine  Solidarität  der  Interessen.  In  der  zweiten  Gruppe  gewinnt  sie  vom  Stand- 
punkt des  allgemeinen  Völkerrechts  und  der  Aufgaben  der  Völkergemeinschaft 
erhöhte  Bedeutung.  In  dieser  Solidarität  der  Interessen  liegt  zugleich  die 
sicherste  Gewähr  für  die  praktische  W'ii  ksanikpit  der  T^arantie.  ••) 

Der  einfachste  und  gewühulichste  Fall  der  GarHUtie  ist  derjenige,  iu  dem 
es  sich  um  die  Sicherung  dmr  Beobachtung  und  Ausführung  der  Be^mmnngen 
eines  Vertrages <>)  handelt  In  derlei  Fällen  hat  die  Garantie  akzessorischen 
C'harakter,  mag  das  Garantieversprechen  in  dem  Hauptvertrage  oder  in  einem 
Nebenvertrage  enthalten  sein:  einfachCi  einseitige  Garantie.  Die  Garantie 

1)  F.  V.  Harten«  I  8.  419  beB«AchB«t  «fa  den  vielieicbt  oiniifeD  Fall  di«  Vcfpftodang 

dnr  polnischen  Kronjuwelen  an  PreuDen.   S.  aiirli  Pfi  illiniorc  II,  §  .'.')  ilhor  diesen  Fall. 

2)  Zorn  Unterecfaiede  voa  der  im  Laufe  des  Kriet^s  erfolgenden  Okkupation  von 
Lnxlmteilen  des  anderen  BeHigeteotsit.        3)  Vgl.  Gar«ls  f  74. 

i)  Pitispide:  Auf  Grund  des  Vertrages  muh  S.  SoplemlH  r  1S08  wurden  Nnpolcon  I. 
dio  Fefttungen  Küstrin,  Stettin  und  01o|piu  zur  Sicherung  der  KriegaentBcb£digang  Qbei¥ret>en. 
Auf  Gnind  dea  Vertragea  vom  20.  NoTembcr  1815  beaetaton  dfe  Allfirten  die  Sadicfaen  De- 
partements von  Frankreich  zur  Sichcmng'  der  Fordcmnp  von  Ton  Millionen  Kriegskontribution. 
Anl  Grund  dea  Präliminarfriedens  zu  Versaiilea  vom  26.  Februar  1871  (bei  Fleischmann  97) 
Art  III  besetzte  dto  dcatsche  Armee  einen  Teil  dea  franasöaiachen  Territoriums  zur  Sicherung 
der  Kriegsentschädigung  itii  lU  tnige  von  5  .Milliarden. 

5»  Vgl.  Geffcken,  HH  III  5,  11!,  112. 

6)  Die  ErfQlluug  eines  Bündnisvertrages  war  mehrfach  GegensUuul  der  üaiuutio; 
so  namentlich  seit  dem  WeetpMUiadien  Frieden.  Als  Beispiele  werden  angeführt  aus  Sltenr 
5^it  die  Garantie  de?*  Vntrnprs  zwisrlim  Frankreif  Ii  und  Arrn^inien  durch  Enerl:ind  1506 
(Bivicr,  Lchrb.  S  .')4u  Anm.  is);  aus  neuerer  Zeit  wird  die  Garantie  der  Kaiaeriu  Maria  Theresia 
fttr  den  Bindnievertrair  swlachen  f^ltretdk  and  Dtneinark  OQKefübrt  (Rivler  m.a.  0. 
und  F.  v.  Härtens  I  S.  42t). 
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kann  geleistet  werden  von  einem  dritten  Staate  Ar  einen  oder  fitr  beide 
Eontratienteii.  vom  t  inem  Koatrahenten  flir  einen  anderen  Mitkontrabenten 

gegen  aiuU'ie  Mitkoiitialientpii,  auch  kann  von  sämtlichen  Kontrahenten  ofegen- 
seitiir  (iaianrie  ^ek-istet  werden:  sogenannte  wechselseitige  Oarautie.  Es 
handelt  sich  in  diesen  Verträgen  zumeist  um  die  Garantie  der  Unabhängigkeit 
and  eines  bestimmten  Besitzstandes  i)  oder  einer  Gesamtbeit  Ton  Becbten,  die 
ans  einem  internationalen  Vertrage  entsiHringen.  Die  Garantie  kann  femer  die 
Erbaltnng  eines  bestimmten  internationalen  Zustandes  im  all- 
gemeinen Interesse.  z.B.  der  dauernden  Neutralität  und  damit  der 
Unabhän^Mgkeit  und  des  Besitzstandes  eines  Staates,  zum  (Jefjenstande  haben^); 
es  kann  auch  die  Thronfolge  eiueui  Fürsten  oder  einem  Zweige  einer 
ftti'stlieben  Familie  garantiert  werden.*)  Ebenso  künnm  ehudne  odw  mebr^ 
Hftehte  für  die  ErflUlnng  der  Scbnldverbindlichkelt  eines  dritten  Staates  Garantie 
leisten.  *)  Wird  die  Garantie  von  mehreren  Staaten  übernommen,  so  liegt  ein 
Kollektivakt  vor  (sogenannte  Kollektivgarantie).  Eine  solche  Kollpktiv- 
garantie  tritt  vielfach  als  selbständiger  Akt  der  Großmächte  auf,  iür  welche 
nicht  so  sehr  die  Interessen  des  Staate^i,  auf  den  sich  die  Gai-antic  bezieht, 
sondern  allgemeine  politisehe  Interessen  entsebeidend  sbid.  Derlei  Akte  spontaner 
Übwnahme  «ner  Garantie  werden  (mit  Blnntscbli)  passend  „Garantie- 
beschlüsse"  genannt.  Eine  anomale  Erscheinung  sind  die  Fälle  der  Garantie 
der  inneren  Einriclitnngen  eines  Staate«?,  insbesondnre  SHiii»-r  Vt-rfassung.  Derlei 
V'ei'ti'äge  t^rsclnveren  die  freie  Entwicklung  der  inneren  Angrit-genheiten  eines 
Landes  und  sind  leicht  der  Anlafi  zu  internatiunalBU  Verwickinngen.  ^) 

1)  So  garantierte  Napoleou  1.  dv.m  Küiner  von  Österreich  die  luU'Kriiät  seiuet>  Besitz- 
standes (Art.  14  dn  Tertngfis  vom  14.  OI<tuber  1$U9).  Durch  Vertrag  vom  13.  Februar  18S2, 
bestätig  am  Ifi.  Juli  18G3,  c-arantifu  n  Eiif,'!aiid,  Frankreich  und  Rußland  die  l'uabbiln^'ifrkcit 
und  deu  Besitzstand  des  Königreicha  Griecbonlaud.  Es  garantiertün  sich  Öatcrreicli  und 
PrcmBen  darck  Art.  1  de«  Vwtragfs  vom  30.  April  1S54  IQr  die  Daoer  des  orientaliaehen 
Kricpps  ibrt'  doutscLen  und  außerdcntscheii  Resit/iingen.  Art  7  des  Pariser  Friedens  vom 
3U.  Mäiz  185Ö  ganuitiert  die  Uaabbfiagigkeit  und  Integrität  des  türkiacfaeo  Reicbee  (bestätigt 
dnrob  d«n  Tiipkvvntnf  «wischen  österreteb,  Englind  und  Frankrdch  vom  15.  April  1856 
and  den  Berliner  Vtrtmpr  vom  13.  Juli  1S7&  Art.  63l.  —  Vi;].  (Jeffcken,  IUI  III  S.  'X'.. 

2)  An.  29  der  Wiener  Koogreßakte  und  die  Alitc  der  fünf  Großmächte  vom  20.  Jan. 
1815  gnrantiert  die  danemde  Nentnititit  der  Schweiz,  der  Bezirke  von  Cliablati  und 
Faucigu}'  (vgl.  daza  nemMM Morand  in  der  Kevue  genMftde  droit  intern,  p.  I  p.  512 sq.), 
.\rt  7  und  25  des  Vertrages  vom  15.  November  1S31  jene  von  Belgien,  Art,  2  des  Ver- 
trages vom  18.  Mai  1SÖ7  jene  von  Luxemburg.  —  Bei  Heginn  des  dcutscb-französischea 
Krieges  von  IS'O  schloß  KuKlainl  mit  Preußen  (9.  Aug.  ISTO)  und  Frankieich  (11.  Ani;.  IBTO) 
wata  Schutz  der  Neutralität  F>eli,ncnH  liptieffendo  Vertrüge  ;d>. 

S)  llieher  gehört  der  Londoner  Vertrag  vom  S.Mai  1!$52  zwischen  Dänemark,  Ö&ter- 
reidi,  FtenBen,  Enf^lud«  Finnkreidi,  Rofiiand  ood  Sdiwedea,  ducb  dm  den  FBcBteo  Chiistian 
von  Sonderburg-OIOcksburg  die  Nachfr)):rp  nach  dem  Könige  Friedrich  VIX  (der  Icdne  minii- 
licb^  Nachkommen  hatte)  garantiert  wurde. 

4|  So  wurde  c  B.  im  Jahna  18SS  die  griecfaieebo  Anleihe  von  Frankreich.  England 
und  KtdMaiid  gaiiiiitiert.  Im  Jahre  l*»*^.''  <i:iruntiert('n  diu  sechs  riroßmilflite  olu  E;:yiitisclies 
Anlehen  von  0  Udlionen  Pfund  Sterling  für  eine  Jahrcasummo  von  315  OOD  Pfund  Sterling. 

5)  Die  Geidiidite  des  alten  Deutschen  Riehes  seit  dem  WeetphlUachen  Frieden  be- 
zeugt dies  am  dentlichaten.  Die  von  Frankreich  und  Schweden  Gbemommcno  Garantio  der 
deutschen  RekfasvMfBsaang  war  eine  ständige  Quelle  von  Einmischungen  Frankreichs  in  die 
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(84. 


Die  Garantie  kann  eine  gleiche  oder  angleiche  sein,  je  nacMem  tin 

Staat  ebenso  viel  oder  mehr  usw.  garantiert  als  der  andere,  ferner  one  all- 
gemeine  oder  partikuläre,  eine  beständis^e  oder  temporäre. 

Derjenige  Staat,  für  dessen  Leistungen  oder  vertrag^mäßig^es  Verhalten 
ein  dritter  Staat  garantiert,  braucht  nicht  einzuwilligen,  daß  garantiert  werde. 
Die  Garantie  kann  gegen  seinen  Willen  geleistet  werden,  wdl  sie  eben  nur 
HilfeTeraprechen  ist 

Die  Wirkung  der  Garantie  ist  verschiedenartig,  in  Fällen  einfacher 
Garantie  ist  der  Garant  verpflichtet,  alle  Mittel  (selbst  kriep^erisc  lie)  anzuwenden, 
um  die  Erfüllung  der  Verpflichtiinpcn.  deren  Sicherung  er  durch  sein  Garantie- 
versprechen übernommen  hat,  zu  bewirken.  Die  Erfüllung  dieser  Pflicht  setzt 
die  Anffordernng  der  Partei,  za  deren  Gunsten  die  Garantie  ttbemommen 
wurdCf  Torans;  <)  sie  ist  aber  auch  in  anderen  Beziehungen  keine  unbedingte. 
Der  Garai  t  ]  it  als  unabhängiger  Staat  die  volle  Freiheit,  die  Vorfrage,  ob 
der  Fall  der  (jarantie  eingetreten  ist,  nach  eij^enem  Ermessen  7A\  beantworten; 5) 
aber  aucli  im  l^'alle  der  Bejahnnf^  dieser  Frage  und  wenn  die  üliernoramene 
(iaiautie  an  keine  besonderen  Bedingungen  geknüpft  ist,  ist  die  Erfüllung 
der  Pflicht  doch  noch  davon  abh&nglg,  daß  der  Garant  in  der  Lage  ist,  xa 
helfen.  Im  Falle  des  UnvermSgens  des  Garanten  kann  der  Garantierte  keinen 
Schadenersatz  fordern.  Ebensowenig  ist  der  Garant  verpflichtet,  Entschädigung 
zu  leisten,  wenn  er  seinem  Hilfeversprechen  mit  den  ihm  zur  ^'erf"lgung  stehenden 
Mitteln  buiia  fide  nacligekommen.  die  Hillekisiiing  aber  ohne  Erfolg  geblieben 
ist.  Wird  der  Garant  von  mehreren  Vertragsparteien  um  Hilfeleistung  an- 
gerufen, so  hat  er  derjenigen  Beistand  su  leisten,  deren  Ansprüche  und  deren 
Auslegung  de«  Garantieversprech^  er  HLr  begründet  hält  Der  Garant,  der 
nicht  zugleich  mit  Hauptkontrahent  ist,  hat  kein  Recht,  sich  einer  Abänderung 
des  Vertrages  dnrch  Verständigung  unter  den  Kontrahenten  zu  widersetzen; 
er  ist  aber  nicht  mehr  zur  Garantie  veiptiichlet,  insoweit  der  ursprüngliche 
Vertrag  abgeändert  woiden  ist. 

f  84.  Auslegung  der  Stautsvertrige.')  I  Zweck  der  Auslegung  der 
Verträge  ist  die  Feststellung  des  wahren  Willens  der  Kontrahenten.  Da 

deotacben  Angclegcnhclteii.  —  Neuere  Beispiele:  Die  Konvention  vom  7.  M«}  1832  swiscfaen 

Fraukreicb.  lOn^lanil  timl  Rußland  ühcrtn'igt  diesen  Mlcbtcn  die  Garantie  des  ueucn  Künlg' 
reiches  Griecbeislarni.  In  dem  Berlim  i  Vortraff  vom  Jahre  187i>  wuiile  vun  den  öi^^tar- 
luächtcn  die  Garaime  tlc«  uigauischcn  Statute  für  Ostrumclica  übernommen. 

1)  Auch  wenn  dies  nicht  ausdi-Qcklich  gesagt  ist,  wie  dies  z.  B.  im  Wes^lJiaelien 
Frieden  gC8ili;ili  (Tcrfrkoii.  HU  ITI  S.  10.'),  -  Es  kommpn  hier  dir  Konsequenzen  der 
SclUstäudigkcit  und  IJnnbiiungigkcit  des  Garantierten  zur  Geltung.  Das  spuntauc  Eingreifen 
dee  OuaBten  actifc  daher  eine  «udrtdcfiche  StipnlalloB  voaum.  überdk»  OtttfUlt  die  Not- 
wendigkeit der  FIilfriri;^ttnt;;.  wenn  der  OarnntTcrto  seine  Becbt»  Selbst  geltend  machen  trill 
oder  nenn  er  übcihaupt  aut  die  Garantie  vcnüchtot. 

2)  Melnniigsvendiiedenheiten  swieclien  dem  Garanten  und  dem  Genuitierteii  werden 
zur  Versagung  der  llilfp  frilircn;  iler  Garant  „darf  nicht  seiiu-  AusIe>,'Liii!?  der  (Jaiantic  ri<rpn- 
uiicbtig  dorchsotxeu",  Gcf  f  ckon  a.  a.  0.  S.  104.  Auch  darf  der  Garant  mit  Kückaicbt  auf  das 
fibor  die  Selbstindigk^t  des  Ganntietten  Gesjigte,  dem  letzteren  die  Garantie  niebt  auf- 
dringen, wenn  er  seine  Verbindlichkeit  weiter  faßt  aU  der  Ganunierro.    C  eff cttena*  a.  0. 

3)  Grotitts,  De  jure  b.  et  p.  Ub.  11  cap.  XVI,  ferner  hb.  XU  cap.  XX  n.  XXm; 
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die  in  dem  Vertrage  erfolgte  ErklAruDg  des  Willens  an  die  Sprache  geknttpft 
ist,  80  kommt  es  wesentlich  darauf  an,  den  wahrra  S&ui  der  gebraachten  Worte 

zu  eruiereu,  in  denen  der  Wille  (die  Absiebt)  der  Kontrahenten  zum  Ausdruck 
gekommen  ist.  Formell  anerkannte  "Rpo-eln  der  Interpretation  kennt  das  Völker- 
recht nicht  In  letzter  Keibe  sind  die  Kegeln  der  Aaslee;imr^  Ue^^'enstand  der 
allgemeinen  Rechtslehie.  Als  leitenden  Gruiidi^alz  der  Interpretation  von 
VOlkenrertrSgeo  wird  man  die  Anwendung  wissenschaftlich  anerkannter 
r{e::>i:i  der  Feststellung  des  Sinnes  von  Willenijerklärungen  und  Vertrags- 
wil]en.serklärunp:en  übei  fianpt  und  der  durch  die  spezifische  Natur  der  Staats- 
verträge in  der  Praxi«  entwickelten  Regeln  hinstellen  dürfen.  Es  lie^  nahe, 
daß  die  Heri-schaft  des  römischen  (bezw.  gemeinen)  Rechts  bei  den  Kultur- 
vdlkem  sb^  andi  in  der  Frage  der  Auslegung  der  Yölkerverträge  geltend 
gemacht  hat  nnd  damit  die  vielfoch  einseitige  Yerwertong  pri7atrecbtlicher 
Int^retationsregeln  in  Üboog  gekommen  ist  *} 

II.  Bei  der  FeitStdlnng  des  Sinnes  der  Worte  werden  außer  anerkannten 
Regeln  der  Grammatik  jene  des  Spracligeltraurlis  Heriieksiclitij^ung  finden 
müssen.  In  dieser  letzteren  Ikziehung  wird  immer  nur  der  gewöhnliche,  niclit 
ein,  wenngleich  zuweilen  vorkommender,  aber  im  übrigen  unzulässiger  (weil 
dem  Geiste  and  der  Strnktnr  der  betreifenden  Sprache  nicht  entsprechende!*) 
Sprachgebrauch  Anwendung  finden  dftrfen.  Für  die  Festellung  des  Sinnes 
einer  einzelnen  Bestimmung  bezw.  des  ganzen  Inhalts  des  Vertrages  wird  in 
Fällen  do.<<  Zweifels  jedenfalls  immer  anch  der  Zusamraenhansf  des  betreffenden 
Iiechtsverliältni.sses  mit  anerkannten  Grundsätzen  des  Völkerrechts  in"s  Ange 
zu  fassen  sein.  Die  Kontralieuteu  regeln  ihre  Beziehungen  heute  auf  dem 
Boden  der  Tölkerrechtlichen  Gemeinschaft;  bezüglich  der  im  Verkehr  am  meisten 
hervortretenden  Verhältnisse  nnd  Besiehnngen  haben  rechtliche  Mszinen  An« 
erkennung  gefunden,  die  in  jedem  neuen  Falle  der  Anknüpfung  betreffender 
Beziehungen  unmöglich  ij^oriert  weixien  kennen;  liesrt  docli  der  Weit  inter- 
nationaler Verträge,  abgeselien  von  dem  konkreten  /wecke,  dem  sie  dienen, 
in  der  Auijerung  gleichmäßiger  rechtlicher  Anschauung  und  Anerkennung 
betr^end«*  Grundsätze  als  Regeln  des  Volkerrechts.  Technische  Ausdrücke 
sind  in  dem  Sinne,  der  in  dem  betreffenden  Wissensgebiet  von  Fachleuten  dem 
Ausdruck  beigelegt  sind,  zu  nehmen.  Mehrdeutige  Ausdrücke  sind  in  dem 
Sinne  zu  nehrnen,  der  mit  der  Absicht  der  Kontralienten.  einen  jrültigen 
Vertrag  zu  schaüen,  in  Einklang  steht.  Zweitelhalte  Sertragj^bej^timmungen 
bind  in  dem  die  verpflichtete  Partei  am  wenigsten  drückenden  Sinne  aufzufassen. 
Verzichte  sind  nicht  zu  vermuten.  Im  ganzen  ist  aber  die  Interpretation  von 
Staatsverträgen  von  der  Natur  dieser  Verträge  als  bonae  fidei  negotia  beherrscht: 

Vattel,  Druit  des  gam  lib.  II  cU.  17;  Wildinaun  1.  c  p.  ITösq.;  Ucff tcr-Gcffcken 
§  9(;  Gefiner,  HH  III  S.  T«ff.;  Hartmann  a  14Sff.;  F.  v,  MarttDR  T  ß.  42S  ff.;  Rivler, 

Lehrb.  §  63;  Jcllinck,  Staalcnvertrngo  8.  64;  Phillimoro  I  r.  If  p.  Sfi  sri.;  Pradier- 
Fod^rü,  Traite  11  §§  IlTUq.  (atufahrlick) ;  Piddeliövrc.  l'iTciä  1  p.  3UB  sq. 

U  Die  Aufltr§«ralgoricbte  des  ubemalig««  Dentachen  Bttnd«e  hatten  d(ts  ecmdn«  B«cbt, 
soweit  CS  noch  auf  die  Verliältnissc  der  ßnmh  ^süiateu  anwendbar  war,  aUttWcndcD.  Wen« 
öcblu^kte  Art.  23,  AuKtiiftalurrtnuug  vom  lü.  Juui  IS  IT  III,  7. 
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die  Kontrahenten  sind  hiernach  nicht  nnr  iü  dem  verpflicbtet^  was  im  Vertrage 
ansdraeklich  normiert  ist;  sie  haben  dra  Vertrag  in  seinem  ganzen  Inhalt^ 

wesentlichen  und  minder  wesentlichen  Bestimmnngen  in  dem  Sinne,  den  Recht» 
Sitte  und  «ruter  Glaube  fordern,  7ä\  prftUlen. 

Ii.  Eine  authentische  luterpi  etation  kann  nur  durch  die  Kontra- 
henten selbst  in  einem  gemeinschaftlichen,  ihren  Willen  außer  Zweifel  setzenden 
Akte  (einem  Nachtrags-  oder  Erlftntemngsvertrage)  erfolgen.  Ist  anf  diesem 
Übereinstimmnog  der  Meinnngen  nicht  zu  endeten,  so  ergibt  sich  als 
wirksamstes  Mittel  der  Beseitigung  der  Zweifel  und  sohin  des  etwa  damit 
gegebenen  Streitfalles  die  Mitwirkinifr  drittel-  Staaten.  Die  Auslegung  wird 
durch  Kompromiß  einem  dritten  siaatf  übtMlas««.eü  und  diej^er  fungiert  als 
Schiedsrichter.  Neuere  Verträge  nehmen  aut  diesen  Vorgang  schon  bei  der 
AbschlieOnng  Rücksicht,  indem  sich  die  Kontrahenten  für  den  Fall  der  Diveigenz 
der  Anschauung  über  den  Sinn  einer  Vertragsbestimmnng  Terpflichten,  sich 
einem  Schied-sgericht  unterwerfen  zu  wollen,  sogenannte  kompromissarische 
Klausel  ')  (s.  unt«n  i.  d.  Lehre  vom  reditl.  Verf.:) 

IV.  Das  Institut  für  internationales  Recht  hatte  in  der  Session  zu 
Cambridge  aus  Anlaß  des  Entwürfe  der  Revision  der  Beruer  Konvention 
vom  9.  September  1886  betreffend  den  Schnts  des  literarische  und  aitistischen 
Eigentums  den  Gedanken,  internationale  Gerichte  mit  der  Interpretation 
der  Verträge  aber  internationale  Unionen  zu  betrauen,  aiisge.sprochen.^)  Nach- 
dem Koguin  und  Darras  über  die  Frage  Reridit  trstaltet  hatten,  wurde 
von  de  Seigneux  in  Brüssel  1902  ein  neuer  Entwurf  vorgelegt.  In  Edin- 
burg  wurde  die  Beratung  wieder  aufgenommen  und  die  Errichtung  besonderer 
internationaler  Gerichte  fallengelassen  und  folgende  Resolution  angenommen: 
^Institut  de  Dr.  intern,  ästime  qu'au  cas  dlaterpretation  divei'gente  des 
Conventions  internationales  il  y  a  lieu  pour  les  gouvernements  de  leconrir 
l'interveiitiun  de  la  Cour  permanente  d'arbitrage  de  la  Haye." 

§  S5.  Dauer,  Betitätigtiug,  Erneuerung,  Wiederherstellung  und 
Erlöschen  der  Staataverträge.  ^)  I.  Ein  Staatsvertrag  behält  seine  Wirkung 
besw.  Verbindlichkeit  so  lange,  bis  ein  Grund  des  Erlöschens  eintritt. 

IL  Unter  Bestätigung  (confirmatio)  eines  Staatsvertrages  verstellt 
man  die  aosdi  Qckliche  Erklfirnng  der  Anerkennung  seiner  fortwAhrenden  Ver< 

1)  Auf  Mu  II  eint's  Anregung'  wnrde  in  die  neueren  VertrSgo  Italiens  regdmlftig  die 
EomproimUklauscl  aufgeuoiumcQ.  Ähnlich  gehen  jetst  auch  andere  ätaateo  vor. 

2)  Annnaire  XV,  aS9. 

.11  Drcsoti,  fber  ilic  Dauer  der  Völkervcrtröge  (tSoS);  Tröltsch,  Vcrencb  einer  Ent- 
wicklung der  Uruiutiiätzc,  nacli  welchen  die  Fortdauer  der  Völkverträ^^o  zu  bewrt^leu  |180d); 
Heffter-deffcken  §§  9S,  99;  OeBner,  HH  lU  8.  79(1.;  BluntBChll,  VnkeiTeclit  $f  451 
Iiis  ici:  1'.  V  Martens  I  S  I25(f.;  Hartmann  S.  150  ff.;  GarciH  §§  75;  LoopoM  Neii- 
maon,  Grundriß  S.  7»;  itivier,  Lebrb.  8. 349ff.;  Jellinok,  StaatcTiverträgc  S.  62^^.;Nip- 
pold  a.  a.  0.  8.  2S5fP.:  Pradier-FodiSr^,  Traitu  S§  12üO  sq.;  Dc-j^im^net  Coun  p. 
485  sq.;  Pi<;dell6v  re,  PrC'cia  I  p.  309  sq.  —  Vgl.  auch  den  interessanten  Aufsatz  von 
John  St.  MiU,  Treaty  obligations  in  der  Fortniglitly  Keviow  vom  1.  Divcmbcr  ISTO  and 
G.  liolin-Jaequemy  ns,  Archive«  de  droit  international  I  p.  VIII  »q  ;  Fiore  Up.  lu47  8q.; 
Pradier>Fod6r^  II,  p.  iSOOtq.;  Kivier,  Frindpi«  If,  §65;  Olivi  SqIP  «tiiiilcmo  del 
tnttaü  intern.  (1S88);  Hall  §  tl6;  Taylor,  M  394  sq.;  Oppenheim  I  M  &84aq. 
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bindlichkeit  anter  den  Kontrahenten.  Sie  ist  gewöhnlich,  wenn  Zweifel 
aber  die  Fortdauer  besorgt  werden.  Die  Beetätig^nng  eines  StaatsTertrages  in 
einem  anderen  Staatsvertrage,  welcher  mit  t  in«  r  oder  mehreren  anderen  Mftcbten 
abgeschlns>pn  wird,  macht  nacli  der  Püixis  den  ersteren  Vertrajj  nicht  so  un- 
beditrjft  zu  einem  integrierenden  Restaiidtcil  des  neiipn  Vertracres.  daß  mm  die 
Garanten  des  neuen  Vertrages  als  Garanten  des  alten  \  erirages  zu  betrachten 
wären  und  zwar  ^Ibgt  dann  nicht»  wenn  gesagt  ist,  es  solle  so  angesehen 
werden,  als  wenn  jener  Altere  Vertrag  iu  Am  neuen  wirklieb  nnd  wörtlich 
eingerAckt  wäre,  oder  wenn  er  auch  wirklich  in  den  neuen  Vertrag  hinein- 
fre«:etzt  wird,  denn  di^s*  hat  im  Zweifel  nur  die  Bt-fleutnnG:.  daß  f  ii  !•  die 
Kon  trali e n  tc u  dt'Ä  älteivii  Vt'i  tra'j:^^  die  Anerkennung  seiner  fortwährenden 
Gültigkeit  auch  eine  Stii^ulaiion  des  neuen  Vertrages  ist,. 

ni.  Die  Erneuerung  (renovatio)  der  Staatsvertrftge  ist  die  Verlängerung 
ihrer  Dauer,  wenn  sie  nlmlieb  nur  aaf  bestimmte  Zeit  abgeschlossen  waren. 
Zum  Begriff  der  Renovation  gehGrt^  daß  die  eiforderliche  Willenserklärung  vor 
dem  völligen  Ablauf  dieser  Zeit  geschieht. ')  Die  Erneuerung  eines  Staats- 
vertrages wird  nicht  vermutet;  sie  kann  aber  auch  stillschweigend  f^esi  lielieii, 
z.  B.  wenn  in  dem  Vertrage  die  Klausel  enthalten  ist,  daß  er  nach  seiueui 
Ablauf  wieder  für  dieselbe  Zahl  von  Jahren  gelten  soll,  wenn  er  nieht  mher 
gekündigt  wird.  Auch  kann  ein  Staatsvertrag  dadarch  stillschweigend  fortp 
gesetzt  werden,  daß  b^8  Staaten  nach  seinem  Ablauf  fortfahren,  tat^hlich 
die  Tel  trafrsbe.'itimmnngen  zu  beobachten.  Rin  solcher  abgelaufener,  nur  still- 
sclnveit^eud  fortgesetzter  Vertrag  kann  ahei*  von  jedem  Teil  in  jedem  Momente 
gekündigt  werden,  oder  es  kann  einfach  seine  fernere  Beobachtung  unterbleiben. 
Die  stillschweigende  Fortsetzung  enthült  keine  Juristische  Vermutung  einer 
Emenernng  auf  die  gleiche  Zeitdauer. 

IV.  Die  Wiederherstellung  eines  Staatsvertrages  ist  die  neue  Ver- 
bindlichkeitserkläi-iiii»^  desselb« n.  wenn  seine  Wirkung  aas  irgend  einem  Er- 
löschungsgründe beeudigl  wurde. 

V.  Die  Kl  lösch ungsgründe  der  Staatsverträge  sind  teils  solche,  die 
sich  aus  d«r  Natur  des  Vertrages  Überhaupt  ergeben,  teils  solche,  welche  dem 
Völkerrecht  eigentümlich  sind  nnd  mit  der  eigenartigen  juristisch-politischen 
Natui-  der  Kontrahenten  und  der  Bedingungen  ihres  Lebens  und  ihrer  Ent- 
wicklung zusammenhäncreii. 

In  ei-sterer  Beziehung  kommen  folgende  Erlöschungsgründe  in  Betracht: 

1.  Die  Erfüllung  des  Vertrages  (solutio),  die  verschieden  sein  kann,  je 
nachdem  der  Vertrag  zu  einmaliger  Leistang  oder  zu  fortgesetzter  Leistung 
verpflichtet.  Der  Vertrag  endigt  durch  Ei  fiilluiig  natürlich  nur  in  dem  ersteren 
Falle  —  Tnter  den  Gi  si*  htspunkt  der  ErfüUuug  fällt  auch  die  sonst  erfolgte 
Erreichung  des  Vertragszwecks, 

2.  Der  mutuus  dissensus. 

3.  Ablauf  der  bestimmten  Zeit,  ohne  daft  die  Erneuerung  des  Ver- 
trages (siehe  oben  snb  III)  stattgefunden  hat 

1)  Die  ETcntnalttilt  d«r  Emeuemng  wird  mdit«m  MbOD  bcin  AbscliJiiß  des  Vertrugcs 
in  mwt  bnonderai  KtaoMl  in  Anwicfat  gvnomnicn. 


Digitized  by  Goo^^Ic 


284       VicKtm  Bach.  Mittel  dm  rechtliobai  Veilcebn  der  y«lkeneebtMibjekte.       {  85. 


4.  Eintritt  einer  Sesolntivbedingang. 

5.  Verziclit  des  Staates  auf  die  ihm  ans  dnem  Vertrage  znstehenden 

Rechte.  So  verziehtete  England  durch  Vertrag  vom  29.  März  1864  auf  das 
ihm  durch  Vertrag  vom  5.  November  1815  eingeräumte  Protektorat  über  die 

jonischen  Inseln. 

6.  Untergang  de»  Vertragsgegenstandes  oder  eines  der  Ver- 
trag saabjekte  (AvfbOren  des  Staates). 

7.  Tod  des  kontrahierenden  Subjekts  bei  Verträgen,  die  von 
Souveränen  für  ihre  Person  abgeschlosaen  sind  (siehe  oben  &  274  Anm.  7 
über  pacta  personalia  der  ältpren  Zeit). 

fe.  Die  Kündigung  des  Vertrages,  wenn  diese  bedungen  war.  Bei  unbe- 
fristeten Verträgen  (Einzel-  und  Kollektivverträgen)  wird  gewöhnlich  die 
Kttndigungsklansel  anf|g;enommen.  Ihre  Forranlierong  ist  verschieden. 
So  lautet  z.  B.  Art.  20  des  Bern  er  Vertrags  vom  9.  Sept.  1886  betr.  die 
t'nion  zum  Srliiit/cc  des  literarischen  und  artistischen  Eigentums:  „Die  gegen- 
wärtige tJbereinkuiitt  ^oll  .  .  .  in  Fvi  aft  bleiben  bis  zum  Ablaufe  eines  Jahres 
von  dem  Tage  an  gereciinet,  an  welchem  die  Kündigung  erfolgt  sein  wird. 
Diese  Efindigung  soll  an  die  Regierung  der  Schwdzerischen  Eidgenossen- 
aefaalt gerichtet  werden.  Sie  übt  ihre  Wirkung  nur  in  Ansehung  des 
aufkündigenden  Landes  aus,  während  die  Übereinkunft  fUr  die  Übrige 
Verbandslihider  verbindlich  bleibt."  Art.  Gl  des  1.  Abkommens  dei-  Haager 
Küüf^^r^  iiz  is'.iu  lautet:  „Falls  einer  der  hohen  vertragschließenden  Tt'ile  dieses 
Abkunmien  kündigen  sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach 
der  schriftlich  an  die  Regierung  äer  Niederlande  etgehen^n  und  von  dieso* 
allen  anderen  Vertragsm&chten  unvensagHch  mitauteilenden  Benachrichtigung 
wirksam  werden.  Diese  Kündigung  soll  nur  inAnsehnng  der  Macht 
wirksam  sein,  die  sie  erklärt  bat." 

TT.  Spezifisch  völkerrechtliche  Endigungsgrüude  der  ätaatöverträge  sind 
folgende : 

t.  Bruch  des  Vertrages  (Treulosigkeit),  d.  h.  unheftagtes  einseitiges 
Abgehen  des  einen  Teiles  von  dem  Vertrage.  In  solchen  Fftllen  kann  der 

andere  Teil  sich  sofort  von  dem  Vertrage  als  entbunden  betrachten.  Der 
Grund  hievon  lieget  darin,  daß  das  Völkerrciht  dem  durch  ein  solches  Ver- 
halten verletzttMi  Kontrahenten  einen  rechtlichen  Weg,  die  Ertüllnnj^  des 
Vertrages  herbeizuführen,  nicht  eröffnet:  es  bleibt  dem  Verletzten  außer  der 
Entbindung  von  der  eigenen  Verpflichtung  nur  die  Selbsthilfe  als  Mittel,  die 
ErfttUnng  eventuell  su  erzwingen,  Übrig.  Odit  man  davon  aus,  daß  Verträge 
unter  der  Voraus.'JetÄung  gegenseitiger  Treue  abgeschlossen  werden,  die  Treue 
also  "•leichsam  conditio  tacita  des  Geschäftes  ist,  so  lieirt  im  Brucli  der  Treue 
implicite  eine  Entbindung  des  anden  ii  Kt  iitiahenten  von  seiner  Verpflichtung. 
—  Wegen  des  organischen  Zusaiiinienhanges  der  einzelnen  Vertragsbe- 
stimmungen, berechtigt  der  Bruch  des  Vertrages  in  einem  einzelnen  Punkte 
den  anderen  Kontrahenten  zum  RUcktritt  von  dem  Vertrage  Überhaupt.  Zur 
Vermeidmi2r  des  Kücktritts  wegen  geringfügiger  Verletzungen  des  Vertrages 
wird  beim  Abschluß  die  Klausel  aufgenommen,  daß  die  Verletzung  einzelner 
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Beatimmnngen  des  Vertrages  nicht  als  Bruch  des  ganzen  Vertrages  anzusehen 
sei.  —  Der  Bruch  des  Vertrages  bewirkt  übrigens  nicht  selioii  ipso  jnre  das 
F'rlöschen  des  Vfrtrasres.  dalier  hat  d^v  verletzte  Koiitralient  die  Wahl,  mit 
den  ihm  zur  Veriiigung  stehenden  völkerrechtlich  zulässigen  Mitteln  die  Er- 
fftUimg  des  Vertrages  und  eventuell  Entschädigung  zu  erzwingen  oder  den 
Vertrag  anfznUtoen.  Der  Rliektritt  wkä  in  Fallen  des  Vertragsbmctae  sns- 
geschlossen  sein,  wenn  der  betreffende  Vertrag  Gegenstand  einer  Harantie  ist 
In  derlei  Fällen  sind  die  Garanten  veriiflichtet.  ,,(ien  Vprtra<rsl)nich  zu  ver- 
hindern, und  wo  derselbe  bereits  zur  Tati»aciie  geworden  ist,  dagegen  einzu- 
scbreiten*'  >)•  —  I>as  Mittel,  den  Kücktritt  in  der  Form  Hechtens  zu  bewirken, 
ist  die  Kflndigung. 

2.  Die  Veränderung  der  ümst&nde,  nnter  denen  der  Vertrag 
ursprünglich  abgeschlossen  war  —  ein  Endigungsgrund  der  (nnbe- 
fristeten)  Verträge,  der  wegen  seiner  singulären  und  im  Hinblick  auf  das  i  ^ivat- 
rechtliche  Vertragsrecht  anomalen  Natur  Gegenstand  vielfacher  Erorii  iuiiEf '^^ 
geworden  ist  und  auch  als  ein  Argument  gegen  das  Völkerrecht  verwertet 
wird.  Indessen,  die  Natnr  des  Staates,  die  Abhängigkeit  der  Erfüllung  und 
FOrdemng  des  Gemeinzwedcs  von  den  jewtäligen  tatsAeblicben  Verhältnissen 
ond  die  sich  daraus  ergebende  Unm  "L  li  likeit,  die  im  Laufe  der  Geschichte  sich 
vollziehende  Entwicklung  des  staatliciieu  Leiwens  durch  unabänderliche  Vertrüge 
zu  hemmen  oder  ^ar  unmöglich  zu  machen,  drängen  zu  einer  singuläien  (ie- 
staltung  des  völkerrechtlichen  Vertragsrechts  in  dem  hier  in  Frage  stehenden 
Punkte.  In  Folge  verinderter  Umstinde  kann  die  Erfilllnng  eines  Vertrages 
ndt  den  primären  Interessen  des  Staates»  ja  mit  seiner  Selbsterhaltung  in 
Kollision  treten  und  eine  Notlage  entstehen,  welche  die  Erfüllung  nnniögUch 
macht.  Ist  tii*'-e  Klausel  in  einem  Veitiafre  ausdrücklirh  aufgenommen,  so 
iuUerlie<?t  es  keinem  Zwt-iiel.  daß  eine  Veränderung:  wesentlicher  ümstände> 
uuier  denen  der  Verlrag  abgeschlossen  wurden  war,  zur  Aufhebung  des  Ver- 
trages (durch  Kündigung)  berechtigt  Ist  eine  derartige  Bestimmung  nicht 
an^nommen,  so  wird  derzeit  allgemein  angenommen,  daß  Verträge  nnter  der 
stillschweigenden  Klausel  rebus  sie  stantibus  bindend  abgeschlossen  werden"*). 
Al]f2;emeine  Regeln,  nach  denen  die  Frage,  ob  die  Voraussetzungen  gegeben 
sind,  vvelclie  die  Klausel  berühren,  lassen  sich  allerdings  nicht  leststellen.  Im 
ganzen  läßt  sich  eben  nur  sagen,  daß  nicht  jede  Veränderung,  insbesondre 
aber  nicht  ein  veränd^er  politischer  Standpunkt  der  Partei  diese  berechtigen 

1)  Nipp  Ol  d  a,  a.  0.  &  244.  Denelbo  koapft  m  dic&eu  äatz  die  fOr  die  Weiter- 
geetahoag  des  YAIkeiTedits  zntrelfonde  BemerkniK,  doli  dnieb  Vennehmiig  d«  Vertrige- 

ganiDtien  die  Endigung  der  Verträge  durch  BQcktritt  Infolge  VeitragBbnid»  ndt  der  Zeit 
pcaktäsch  in  den  Hintergrund  treten  würde. 

2)  Bynkershoek,  Quaestiones  jaria  publ.  II,  cap.  X  verneint  die  Möglicfakeit  «HOB 
•ddien  Vorgangs  Bclilcchthiu.   Der  Vertrag  kunue  in  den  hier  m  FMgO  Steheoden  Fitten 

nur  durdi  gemeinsame  Übereinkunft  aufgelöst  wcnicn. —  V<:\.  im  j,'anzcn  neuesten?  O  avag- 
lieri,  La  fuozione  deila  dauaula  „R.&st."  etc.  {l^Oi);  Bruno  äcbmidt,  Lüer  dic.volkci-r. 
CbusiiJa  JL  e.  at**  usw.  (IMT). 

üi  rnbcprnndpt  ist  die  Polemik  Bluntschli's,  Völkerrecht  §§  ISfiff.,  pepen  dif  Auf- 
fassung der  Klausel  als  einer  stillschweigonden.  ßichtig  dagegen  Nippoid  a.  a.  O.  W»,  ia;». 
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kOnnt«,  ein  lästi?  c^  wordenes  oder  nachteilige  Wirkungen  äußerndes  Vertrags- 
verhältnis aufzuheben ').  Jedenfalls  IciTnidt  es  sich  um  eine  Ausnahme  von 
dt-r  Ke^^el,  daü  Vertriis:»;  erfüllt  werden  müssen;  daher  wird  man  im  Zweifel 
bezüglich  der  Vorfrage  sich  für  die  Gültigkeit  der  \  erirage  aussprechen 
mOssen.  U^en  objekür  solcbe  V^ndertuigai  vor,  welche  die  Anwendbarkeit 
der  Klausel  rechtfertilgeii  klMinen  tmd  rind  dieselben  ttberzengend  darg^tan,  so 
ist  der  Vertrag  nicht  schon  ipso  jure  als  erloschen  anzusehen;  es  liegt  vielmehr 
in  den  T^edin?rungen  eines  rechtlich  geordneten  Stjin'fTiverkehrs  die  Forderung, 
daü  in  einem  selbständigen  Akte  dei-  Wille,  das  be»lelieude  Vertragsverhältuis 
aufzuheben,  der  Gegenpartei  zum  Ausdruck  gebracht  wurde,  nämlich  durch 
Kandignng  des  Vertrages^).  Eine  einseitige  Anfhebang  des  Vertrages 
durch  den  Kontrahenten  widerspricht  dem  Grundsatz  der  Heiligkeit  der 
Verträge 

Vir.  Thnch  den  Ausbruch  des  Krieges  zwischen  den  Kotrahenten 
erlöschen  gewisse  politische  Verträge. 

1)  Verinderuagcn  der  Verfassung  oder  der  Staatsfonu  rechtfertigen  an  sich  keines- 
wegs die  Aafhobang  des  Vertngee.  Uareie  §  75;  Blantscbü,  Völkerrecbt  $  416;  Nip- 
pold  a.  a.  0.  240. 

2)  Die  Kündifruiit?  fangiert  hier  zugleich  als  Mittel  der  Verhütung  des  hier  allordingB 
wlir  ii:die  Iicfrcnden  Mißbrauch».  In  diT  Tat  ist  aucli  in  der  Praxis  mit  der  Klausel  rebus  «lic 
ßtantibiis  viel  MiUbranch  geübt  worden.  —  Em  »euerer  Fall  der  Eudiguug  eines  Vui-tragc« 
wegen  der  Verfbuderung  der  UmstSad«  lat  das  Vorgehen  Rußlands  im  Oktober  1870  bezUglicb 
der  Bestimmungen  de«  Pariser  Vcrtmj'f's  vom  .Talirc  1*^50  bttieffcnd  die  Neutralität  des 
ecbwarzen  Meeres  and  die  Be«chrünkuog  der  rassischen  Khcg!«niarine.  Es  ist  schon  an  anderer 
Stelle  bflmttkt  wordoi,  daB  die  mchte  auf  der  Loodooer  Koofereu  bei  der  im  Sinne  der 
russiscbon  Wnnschp  prfulpten  Krlctlif^ung  dieser  Arfrelpfrenhcit  Anlaß  {rcnoinmcn  hatten,  die 
Begel,  daß  Vertrüge  nicht  einseitig  aufgehoben  werden  können,  feierlich  zu  bekräftigen.  Gei;eo- 
Uber  der  dgenntiditigeii  Anfhebnng  der  Art  11,  IB  and  14  des  Pariaer  Vertraga  vom  80.  Min 
1856  und  des  russistli-tiiikisclien  iMeeren-renabkommens  vom  selben  Tage  äußerte  fichGran- 
Tille  in  seiner  Depesche  a&Bucbanan  folgcadenuaüen;  .Das  Voigeheti  ßaßlands  remicbtet 
alle  Vertrüge;  jeder  Vertrag  besweekt,  die  Vertrngadilteflenden  gegeneinander zv  Mnden,  nadi 
russischer  Auffassung  dagegen  unterwirft  sich  jede  Partei  ihrer  eigenen  Autorii  r  i  d  hält 
aich  nur  sieh  selbst  ge^penQber  für  verpflichtet."  Indessen,  das  Vorgehen  Bußlaudi»  (erklärte 
MCh  damals  sacbllcli  ans  den  in  der  Tat  seit  cmgetrcteneu  wirklichen  Veränderungen 
der  ümsdbido  und  der  Lage  der  Dinge  in  Enropa  16T0,  war  also  eifcllrlkli,  wenngleich  for> 
nell  bedenklich. 

3)  Der  Konsens  kann  auch  stiiiediwcigend  erklärt  werden.  Heispic):  iiußland  hat  üich 
anter  Berafong  anf  eine  Verlndetong  der  ümatinde  in  einer  Note  (nnd  Memorandam)  an  die 

Signatarmächto  des  Berliner  Tei-trafre>  vnm  .fahre  I^-Tv  von  der  Bcftimmun""  dos  Art.  T>'.\(hctT. 
Batutn)  losgesagt  England  allein  hat  protestiert.  —  Siehe  G.  Bulin-Jacqucmyns,  XIX 
p.  37  sq. 
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DaB  Staatsgebiet  Das  offene  Heer.  Die  intmationalen 

FlfiBse,  Seen  and  Kanäle. 

?5  S6.  Das  iStaatsgebiet  und  sicliio  Bestandteile  ')•  T^«^  Staatsgebiet 
ist  die  physische  Gritndlage  der  Ptaatlichen  Gemeinschaft;  innerlialb  des  Staats- 
gebiets Qbt  der  ätaat  seiue  Herrschatt  aus.  Als  Staatisgebiet  gilt  im  Staats- 
recht and  Völkerrecht  der  dnrch  Grenzen  gegenüber  den  Gebieten  anderer 
staatlicher  Oemeinsehaften  oder  staatenlosen  Gebieten  abgeschlossene  Teil  der 
Erdoberfläche,  innerhalb  dessen  die  Staatsgewalt  ausschließend  »ich  betätigt; 
das  Staatsri^ebiet  kann  also  immer  nur  Gegenstand  einer  Staatsgewalt  sein  2), 
insotein  sich  keine  andere  Gewalt  darin  betätif,'en  kann  (ne^-ative  Bedeutung 
des  Staatsgebietes),  anderseits  ist  alles,  was  sich  auf  dem  Staatsgebiete  betiudet, 
der  Staatsgewalt  nnlerworfen  (positive  Bedeutung  des  Staatsgebietes).  Die 
Gebietshoheit  ist  die  Staatsgewalt  selbst;  diese  kann  eben  nur  innerhalb 
eines  bestinimten  Gebietes  ausgeübt  werden.  Vermöge  dieser  rechtli  Ii*  n 
Stellung:  pe^enüber  dem  Staatsi^ebiete  ist  der  Staat  bereclitii^t,  jede  fremde. 
Herrschatlshandlung  aut  seinem  Gebiete  als  einen  Kin^ritt'  in  sein  ansschlieü- 
liches  Hokeitsrecht  znrUckzu weisen,  soweit  nicht  aut  Grund  anerkannten  Rechts- 
titels anderen  Staaten  die  Ansttbung  von  Hoheitsrechten  in  Gestalt  von  Staats* 
sorritnten  nsw.  dnger&amt  ist  Die  Gebietshoheit  ist  nicht  identisch  mit  dem 

t)  Heffter*GeffckcD  §§  64-67;  Blnnttchli,  YSikerrectit  §§  276—277;  v. Gerber, 
nniiiiküge  §22;  Fricker,  Vom  Staats-rclwt  (1S67);  Derselbe,  Gebiet  und  Gebietshoheit 
(l»Ül);  V.  Holtzendorff,  HHII  S.  225  ff.;  F.  v.  Marten»  1  S.  343  ff.;  llartm ann  S.  155  ff. 
Oarei»  §  69;  v.  \Aszt  §§  8,  9;  Kivicr,  Lchrb.  S.  129ff.;  Principca  I,  135  »q.;  Hall  §  30; 
Westlako  I,  84  sq.;  Lawrence  §§  90,  91;  Phillimo  re  I,  §S  150  -  154;  Oppcuheim  I, 
217  f»q.;  De!  Ron,  Proprict.i  t(>rnti)nale  (lc;,'li  Stati  (1S67);  Bigliati,  Diritto  intcrnazionale 
e  dir.  cosdtuz.  i,  72  »q  ;  Cuvagiieri  im  Arcbivio  giuridico  (Öor.  Iii.)  Vol.  2,  p.  77  aq.; 
Flore  I,  p.  52Ssq.;  Brockhaas  In  v.  floltiendorff's  BechtBlexikon  e.  t. ,StaatBgd>iet''; 
V.  Iiiama- Sternegg,  Ztschr.  f  fl  ppf.  ."^tnatsw.  XXV;  v.  SeydoJ,  Bayer.  Staatsrerbt  I 
S.  269fr.;  3S4ff.}  Uarburger,  lulaud  (18S2);  Labaud,  Staatsrecht!  l'2ff.  Derselbe 
H  S»lf.;  Zorn  I,  SS  ff.;  Helmbarirer,  Der  Erwerb  der  Qebietabohelt  (1892);  Heilborn, 
System  S.Sff.;  Jollinck,  ftant^lohrp,  •!.T5ff.;  Rosin.  üffentl.  Geno»»eD»(;h.  Ir^- ff  ;  T?phm, 
Staatslehre  37ff.  Saff.j  Bausi,  Dio  Gcbictsbubcit  (1&9T);  v.  Stengel,  Annalen  d.  d.  R 
t.  J.  im,  S.  499(1;  ClauS,  Lehre  v.d.  8taaied1eiMtb«rkeiten  (ISSilS.  1S3  IT.;  Despagnet, 
Cours  p.  395  sq.;  l'i .'dcli r  v  n  .  PrC'ciä  I  p.  828  sq.;  Pradier-Fod4r<  II,  |>>  «12:  Nye  I, 
402  sq.        2)  Jeiliuck,  ätaatslobre  3ä«If. 
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§86. 


Privateigentom;  eine  Analogie  mit  dem  PriTateigentam  besteht  aber  insofern 

als  die  Gebietshoheit  ein  exklusives  jas  imperaudi  über  das  Gebiet  und  alles, 
was  sicli  auf  diesem  befindet,  bedeutet Von  dieser  pnblizistisclien  Stellung 
des  Staatsgebietes  im  niodeinen  Recht  ist  die  Identifizierung  der  Gebietshoheit 
mit  dem  Frivateigeiitutn  im  Mittelalter  und  auch  in  neuerer  Zeit  zu  untei^ 
scheiden.  Dort  wurde  das  Vevbältuis  als  sog.  Staatsobereigentam  (TdlJceireehtF 
liebes  Eigentum)  aafgefkSt  Die  in  dem  Ausdruck  Obereigentnm  Cdomininm 
eminens)  zum  Ausdntk  kommende  Überl^geniieit  besteht  für  die  Gebietshoheit 
nicht  auf  privatrechtlichem  Gebiet,  sondern  anf  Jenem  des  Staatsrechts.  Daraus, 
daß  sich  der  Staat  im  politischen  »Sinne  alles  beilegt,  was  sich  auf  dem  Ge- 
biete befindet,  folgt  also  nicht,  daß  dies  vom  Staate  für  sich  selbst  und  für 
seine  Zwecke  gleiehnftßig  besessen  wird,  sondern  der  EKktoititftt  der 
Gebietshoheit  können  die  einmlnen  Teile  des  Gebietes  and  die  darauf  befind- 
lichen Rechte  in  sehr  verschiedener  Weise  zivilistisch  besessen  werden;  sie 
können  res  publicae,  Patrimonium  civitatis,  ein  Vermögen  sein,  wovon  der 
Staat  (als  Fiskus)  im  privatrechtlichen  Sinne  ?vi|rentftmer  ist  nnd  worüber  er 
als  solcher  oder  nach  der  Verfassung  für  gewisse  ötaatszwecke  verfügen  kann  2). 
Es  können  auch  tou  aadenm  Korporatimiw  und  selbstTerstftndlich  von  PtiTa^ 
Personen  Eigentumsrechte  an  Grund  und  fioden  erworben  werden.  In  manchen 
Staaten  erscheint  als  besondere  Klasse  von  Vermögen  das  fürstliche  Domänen* 
oder  Karamergut  nl^  fürstliches  Familieni^nt.  Überhaupt  k,t'>n  daraus,  daß 
eine  Klasse  von  (iiitei  n  im  Staate  vorkommt,  nicht  geschlossen  oder  präsumiert 
werden,  dali  sie  im  Staatseigentum  im  privatrechtlichen  Sinne  des  Wortes  sielieii. 

Im  modernen  Recht  ist  das  Staatsgebiet  der  inivatreehtlicben  Aniteung 
entrilckt;  es  können  daher  Tom  Träger  der  Staatsgewalt  Dispositionen  aber 
das  Staatsgebiet  nur  in  der  in  der  Verfassung  zugelassenen  publizistischen 
Form  des  Gesetzes  und  unter  den  verfassungsrechtlichen  Vorausset zungei\ 
stattfinden.  Dagegen  sind  jedweder  Kntäußerung  durch  Zession,  Tausch)  ge- 
wisse Teile  des  Staatsgebiets  entzogen,  itäuilich  die  Eigengewäisser,  der  Luft- 
raum ttber  und  der  Baum  unter  dem  Staat^biet  Diese  Pertinenzen  des 
Staatsgebietes  können  nur  mit  Teilen  des  Landgebiets  veräußert  werden;  so 
z.  B.  kann  das  Küstenmeer  oder  ein  Fluß  usw.  nicht  llir  sich  zediert  werden. 
Eine  nur  scheinbare  Ausnahme  liegt  dann  vor.  wenn  z.  B.  zum  Zwecke  der 
Grenzberichtigung  ein  Greuztiuli  dem  Naciibarstaat  abgetreten  wird,  denn  hier 
wird  der  Zusammenhang  des  Flußes  mit  dem  Landgebiet  überhaupt  festgehalten: 
der  Fluß  kommt  bei  einem  solchen  Vorgang  lediglich  als  Pertinenz  des  Land- 

1)  über  die  i'Yage,  ob  das  Staatsgebiet  als  Objekt  der  Gebietshoheit  aufgefaßt 
wwd«D  kSuoo  Tfl.  Lnband,  Staatsrecht  I,  S|  8,  9  and  SK  lt.  f;eg«nSW  }enen 
fclirifrstellcni,  welclio  jfdo  Analogie  des  privntrccfitlichcn  r;ninilt'i,ir»'ntiim.s  in  dor  Lelire  von 
der  Gebietaboboit  ablehnen  (Fricker,  Jellioek,  G.  Meyer,  Cavaglieri,  Garois, 

Liest  tt.  ».).  Die  BdiMtdlong  d«s  6ebt«tft  bIb  Objekt  der  Gebietshoheit  ttt  im  VSJkenedM 
im  Hinblick  auf  die  Okkupation,  Zession,  Tausch,  Verpachtung,  VeipHlldimg  YOn  StMli- 
e:ebiet  wohl  kaum  abzalehneo.  A.  M.  Jollinek,  Staatslehre  S66. 

2)  Der  Staat  kann  flbrigens  oicht  bloß  Im  Tnlandc,  sondera  aadi  im  Auslände  (sowdt 
nicht  rechtliche  Schranken  gezogen  sind)  Privatci^.'0!itinn  an  Grand  nitd  Boden  erwerbeiL,  die 
aller  der  HeriBchaft  des  fremden  Staates  nnterworfcn  ist 
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gebiets  in  Betracht.  —  Das  Staat sfi^ebiet  al^  reale  Grundlage  des  Staates  ist 
wie  die  S'taatspersönlichkeit  selbst  grundsätzlich  unteilbar 

(Gebietshoheit  kommt  auch  einem  Bundesstaate  zu.  insofern  die  Bondes- 
gewalt in  dem  Bundesgebiet  ausschließlich  sich  betätigt,  ferner  in  bezag  auf 
ein  der  Bandesgewalt  reserviertes  Oebiet  ^ 

CDas  Staatsgebiet  ist  iresehlossen  (terrttoriam  etansmu),  wenn  es  ein 
in  allen  Teilen  nuammenhaDgendes  Stflck  der  Erdoberfläche  darstellt;  nicht 
geschlossen,  wenn  es  aus  mehreren  Stücken  besteht,  welche  von  einander 
geographisch  i?etrennt  sind.  Einzelne  dieser  Stücke  oder  das  Staatsgebiet 
selbst  bilden  sog.  Enklaven,  wenn  sie  nach  allen  Seiten  von  dem  Gebiete 
eines  anderen  Staates  ungrenzt  sind'£:  Das  Staatsgebiet  umfiifit  festes 
Land  (Landgebiet}  und  Wasser  gebiet,  welches  wieder  Flnft-,  See- 
Meeresgebiet  ist.  Zum  Staatsgebiet  gehört  auch  der  Liiftr  uirn,  dessen 
stereometrische  Basis  die  von  den  Staats^n^enzen  umsäumte  Fläche  bilUet  und 
dessen  Hidie  bis  daliin  reicht,  wohin  man  mit  menschlichen  Mitteln  dringen 
kauu  ^  Die  Bedeutung  des  Luftraumes  für  die  Luftschiffahrt  und  drahtlose 
Telegraphie  bat  in  neuester  Zeit  die  Sehaffiing  von  Nonnen  nahegelegt,  die 
in  Friedens-  und  Kriegszeiten  zu  gelten  bfttten.  In  den  Verbandlangen  des 
Instituts  für  internationales  Recht  (Gent  1906)  '')  fand  das  Prinzip  Anerkennug: 
Lps  Etat.s  n'ont  snr  lui  fden  Luftraum)  cn  temps  de  paix  et  en  temps  de 
guene,  iitie  les  droits  nrceüijHire-s  ä  leur  conservation ;  es  wurde  daher  der 
Gedanke  abgelehnt,  lieui  Staate  volle  Souveräuetäi  an  dem  Luftraum  über 
dem  Staatsgebiete  zuzugestehen. 

Zum  Staatsgebiet  gehört  femer  der  Raum  anter  der  Erdoberfläche*). 
Als  Bestandteile  des  Staates  werden  rechtlich  auch  die  Schiffe  auf  hoher  See, 
wflclie  die  P'la!S'£re  des  Staates  führen,  ohne  T'ntersfhied  oh  Krieq^s-  oder 
Handelsschiffe,  ob  iui  Staats-  oder  Privateigentum  betindlich,  ferner  die  Kriegs- 
schiffe in  fremden  Gewässern  behandelt. 

§  87.  Insbesondere  das  Wa^isergeblet.  L  Das  Flußgebiet')  eines^ 
Staates  bilden  alle  innerhalb  des  Staatsgebiete  entspringenden  Flftsse  bis  zar 

1)  Vgl.  Gerber,  GrundzOge  8.  62,  83. 

2)  Beispiele'.  Der  Distrikt  dee  Staatea  Colmibia,  In  urelchem  die  SimdeelniiiMstMlt 

Wafthin^ton  bcle;;en  ht  ■  RcicbsIttMl  BIsBi-LothHiigeii  ^«iolngewls  vom  9.  Juni  1871 
RGBl.  S.  212,  $S  1,  3  Abs.  1,  4). 

3)  Z.  B.  San  Marino  —  eine  Enklave  in  italien.  Bfricenfdd  —  dn  TMl  Oldeoboitp  in 

Prenßen. 

4)  Der  Luftraum  ist  von  Bedeutung  für  die  Teiegraphie,  Funkentelegrapbie,  Telepbonie 
ond  Lnfuditffaiut  (V«r«rendanir  der  letzteren  im  Kric^ce).  Vgl.  b€sfigli(^  der  H5he  der  Lvffc- 
dnlc  die  Bcracrkunfitn  lui  v.  Holtzendorff,  HH  II  S,  230. 

5)  Annuairc  XXI,  76  gq.  Vgl.  Uber  die  Frage  im  ganzen  Fauchille  BG  VIII  p. 
314  »q.;  Nvb  I  p.  522  »q.:  Derselbe  R  XXXVI,  591.  F%r  uneinfccschräokte  Aoericennnng 
der  Gebietsliuhoit  v.  LiHzt  §  9,  II,  2  Anm.  2. 

6)  Bedeutung  far  den  Bergbau,  die  Anlage  von  Tonnelannd  dioLegang  «nterirdiacber 
Tclcgraplienleitungen. 

7)  Vgl.  Caratii«odory»  HH  D  S.  irrSff.;  Kivier,  Principe»  I.  14SfF.;  Heiib  un. 
System  S.  .H6ff.;  GnreisS  20;  v.  LiHzt$|ft,  27;  PrAdior-Fod£r«Up.e86 aq.;  Weatlake 
1  p.  142  eq.;  Oppenkeioi  I,      17G  sq. 

Oll» «»B,  T«lli«nelit  IB 
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Greine,  wo  sie  das  Land  ▼«'lasaen,  ferner  jene  Flüsse,  welche  das  Land 
dnrclifliefleii,  von  dem  Punkte  Aee  Grenze,  wo  sie  das  Land  betreten  bis  za 
jeoßlBit  wo  sie  das  Land  verlassen  ;  auch  Grenzflüsse  entweder  bis  zur  Mitte 
oder  7Mm  sog-.  Talweg',  auch  wohl  in  ihrer  glänzen  Breite  bis  zwm  anderen 
Ufer.  Die  Kef^^elmig  der  Schiffahrt  und  der  Fis«herei,  sowie  der  zur  Benutzung 
des  Greiizllus-seii  erforderlichen  Anstalten  und  Maßregeln  erfolgt  durch  Verträge 
der  a4ja2ierenden  Staaten  i).  Besondere  Bestinminngea  kommen  bei  inter- 
nationalen Flflssen  in  Betraeht  Ein  ansschließliches  Dispositionsrecht  eines 
Staates  ist  nur  raöglicli  bei  so<^.  nationalen  Flüssen,  d.  Ii.  solchen,  welche 
von  ihrer  Quelle  bis  zur  Mündung  im  Meere  einem  und  demselben  Staate 
gehöreu. 

II.  Zu  dem  Wassergebiet  eines  Staates  gehört  femer  das  Küsten meer, 
d.  h.  das  nSchst  der  KUste  gelegene  lICeer  (mare  proximnm,  mer  tenitorial^ 
territorial  waters)^  Es  ist  dies  dojenige  Teil  des  Meeres,  welche  die  Kosten 

eines  Landes  bespült.  Die  Ausdehnung  der  Staatsgewalt  auf  diesen  Teil  des 
Meeres  beruht  auf  einer  unanfechtbaren  materiellen  Grundlage,  die  zu  allen 
Zeiten  volle  Anerkennung  gefunden  hat;  sie  besteht  vorerst  in  der  Not- 
wendigkeit der  Wahrnehmung  einer  Reihe  von  Interessen,  die 
einerseits  mit  der  Sicherheit,  der  Wahrvng  der  Unabhängigkeit 
nnd  Antoritftt  des  üferstaates,  anderseits  mit  der  Pflege  des 
ökonomischen  Wohls  seiner  Angehörigen  zusammenhangen.  In 
ersterer  Beziehung  handelt  es  sich  um  die  Fröhlichkeit,  vom  Ufer  aus  zum 
Sphut7  ^^en  plötzlichen  Überfiel  von  der  Seeseite  wii-k'^amf^  .Mal3rej,'('ln  auf 
dem  Kiistengewässer  ergreifen  %  die  eigene  Neuti  alität  im  Kriege  auch  nach 
der  Seeaeite  wirksam  schütsen  za  kOnnen,  die  polizeiliche  nnd  sanitäre  Avi' 
sieht,  sowie  die  ZoUanMcht  mit  Erfolg  ansahen  zn  kOnnen;  in  letzterer  Be- 
ziehung handelt  es  sich  um  die  Sicherung  des  Interesses  der  Uferbewohner 
an  der  aosscbiiefilichen  nnd  ungestörten  Verwertung  der  Meeresprodnkte  an 


1)  Derlei  Vcrtrilgc  enthalten  vor  allem  sichLrlieit-spulizoIlRlie  Vorschriften  im  Inter*-«9e 
der  uugcbiuderten  Ausübung  de»  Schiffabru--  und  Fischticigcwcrbea;  sie  aorgon  aber  aucb 
für  die  ökonomiachcn  Intcn^aen,  die  mit  jenen  beiden  Gewerben  für  die  Yolkswirt.scliart  ver- 
knüpft sind,  so  z.  R.  (iurth  Xormiorung  von  Maüregeln  zur  Verliiinlertmg  der  Raubfischerei. 
Vgl.  z.  B.  den  Vertrag  vom  Jahre  zwischen  dem  Deutsciien  Reich  und  den  Nieder- 
ItDden,  fafltmffmd  die  Leebifiaeberai  im  Bheiiu 

2)  Grotius  II,  c.  3  §  13;  Bynlccrshook,  Dr  doniinio  roari»  und  Quae»tione8  juris 
publ.I,c.8;Stoerk,ÜH  lIä.409;PoreU,  Internat. Seerecht(2.A.)iS.  17  ff.; Hcff ter-Geffcken 
§§  ff.;  P.  T.  MarteDB  I  8.  S7Sff.;  Derselbe  in  der  RG  I  p.  32 sq.  (Le  Mbniuil  d'ubi- 
trage  de  Paris  et  la  mer  territori.ilf  ;  Rivier,  Principe»  145 ff.;  Garcis  §  21:  v.  Llfizt  {  9; 
Heilborn,  S^stm  3"  ff.;  Schücking,  Das  KQsicinneer  im  intern.  Recht  (1S97);  Pradier- 
Tod^r^,  il,  p.  «17  sq.;  Nys,  1  p.  496  sq.;  Deäpat^uet,  p.  117  sq.;  Ortolan,  Diplomatie 
de  la  mer  I,  p.  15S»q.;  Fiorc  II,  p.  SiU  sq.;  Godey,  La  mer  ct^tidre  (1896);  Imbart- 
Latonr,  La  mer  territoriale  (ivM));  Hall  %§  4t  .«q.;  WeetUke  1»  p.  ISSeq.;  Travers 
TwiBB  I,  ii  144,  19U,  192i  Oppenheim  1      l>ib  eq. 

8)  Dmidt  hängt  amih  das  Redit  nnrnmai,  fber  4h  Zuluims  fcmder  KileKaaebIffe, 
trenn  dicM  in  den  KABtengewIiBeni  ferw^en  vollea,  aad  Aber  dte  ZaU  dendben  m  «n^ 

aeheideii. 
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Fischen  i),  Muscheln  (AnsternbXnken,  Perlen)  nsw.,  an  dem  ansachlieQlichen 
Betrieb  der  Eüstenfraohteehiflbbrt  (Cabotage)^)  usw.  Die  allgemeine  An- 
erkennung ausschließliche)'  Rechte  des  üferstaates  in  der  eben  gedachten 
Richtung  ist  in  der  l'  it  mir  bei  gleichzeitiger  Anerkennung  der  exklusiven 
Henschaft  des  UfVi  i  utics  denkbar  und  zu  rechtfertigen,  und  bildet  ein 
Hauptargumeui  yeyeu  die  Ansicht,  daü  dem  Uferstaate  bezüglich  des  Küsten- 
meeres nnr  einz^ne  Eechte,  dagegen  nicht  die  ToUe  Staatsgewalt  zustehe^. 

Die  exklusive  Hoheit  des  Uferstaates  in  den  Kflstengewäsaem  steht  aber 
äoask  im  Dienste  der  Interessen  der  seefahrenden  Nationen;  die 
Aufstellung  von  I,eiulittiirnieu,  die  Errichtung  von  Lootsenstationen,  die  Maß- 
regeln zur  Verhütung  des  Zusammenstoßes  von  Schiffen,  die  Bezeichnunpr  und 
Freihaltung  des  Fahrwassers  usw.  sind  ebenso  viele  Bedingungen  des  Schutzes 
der  Interessen  fremder  Schiffahrt,  sei  es,  daß  es  sich  um  den  Handels-  und 
Schiffahrtsrerkehr  des  Uferstaates  mit  anderen  Nationen  oder  um  die  Völker^ 
rechtlich  fieig-i  lassene  Durchfahrt  fremder  Schilfe  (Kriegsschiffe,  Privatschiffe) 
durch  das  Kiist*  ii<re\v;isser  handelt.  In  letzterer  Beziehung  steht  das  Küsten- 
gewässer  dem  lieien  ]\Ieere  ijleirh :  fremde  Schiffe  dürfen  ohne  voro^ängige 
Aufrage  und  Erwerbung  einer  Erlaubnis  das  Kü8tengewä.sser  passieren,  wobei 
allerdings  ein  nnschftdUeher  Gebrauch  dieses  Bechls  vorausgesetzt  wird.  In 
KriegsfiUlen  erlährt  dieses  Recht  der  fremden  SehüTahrt  eine  hfodififcation, 
insofern  der  kriegführende  Uferstaat  nach  l\i  iei^srecht  befugt  ist,  den  ihm 
schon  in  Friedenszeiten  zustehenden  Schutz  des  Landes  nach  der  Seeseite  durch 
entsprechende  Maßregeln  zu  erhöhen.  Ferner  kauu  der  neutrale  Uferstaat 
im  Kriegsfälle  die  Durchfahrt  besonders  regeln. 

Auf  den  angedeuteten  Grundlagen  und  innerhalb  der  bezeichneten  recht- 
lichen Grenzen  ttbt  der  Uferstaat  seine  Antorität  innerhalb  des  Kttstengew&ssers 
in  derselben  AusschlieOUchkeit  wie  innerhalb  des  Landgebietes  aus;  das  Kttsten- 

gewäs.ser  ist  seinen  Gesetzen,  seiner  Jurisdiktion,  seiner  Polizeigewalt,  seinw 
finanziellen  Administration  nnterworfen.  Delikte,  die  innerhalb  des  Küsten- 
gewässers begangen  sind,  werden  nacli  den  (je.seizeii  des  Uteistaates  von  dessen 
Gerichten  bestraft  —  vorausgesetzt,  datl  das  Delikt  nicht  auf  einem  auf  der 
DurcbilELhrt  befindlichen  fremden  Schüfe  (an  Bord  dieses  Schiffes)  begangen 

1)  Vgl.  z.  Ii  Art.  2  der  Haager  Koaveaüon  r.  tf^JUai  lSb2  nLesp^beursDatioDaux 
jomaseot  da  droit  cxcinsif  de  pdche  äan  le  rayon  de  8  millee  k  partir  de  la  iaisaede  basse 
mar  .  ■       In  dcmsclbeu  biun  §  I  dtt  fnnzGs.  Gca.  v.  1.  März  IhbS  bezüglich  der  frauzöii» 

sehen  und  al^'piisihi  n  Kn3teiiü:o%\  "isner.  —  Die  Fischerei  kann  Fremdun  geHtattot  oder  aua- 
scbiießlicli  i'iaj^uräuuit  wtrdcu.  Eiusclilägigo  Vertiüge  z.  B.  Utrechter  I'ncdtusvLrü-ag  1713, 
Piriaer  Vcrtrai?  17«.h,  Versailler  Vertrag  17S3. 

2)  Dip  r'abotn{,'t'  kann  vom  Staat  frei  erkliirt  \\  ertlen  (wie  z.  B.  ii\  Bt'lfricn)  odor  durch 
Verträge  mit  dritten  Staaten  di^a  konxedJert  werden.  l>urch  Verträge  kuin  aucii  die  Be« 
tflUigang  fremdflr  Natfonen  an  der  iWherei  konzediert  werden.  Vgl.  im  Oanaen  Godey 
i.  c.  (  r^'x 

3)  Wciui  seitens  der  Vertreter  dieser  letzteren  Anaichtf  behauptet  wird,  daß  b«i  An- 
nahme ezkloBlTer  Herruhaft  dea  Ufentaatea  dleaem  das  Recht  semiehen  mflfilo,  daa  KQsten« 
ineer  zu  veräußern,  ho  ist  auf  die  UnTentiiBeittdikeiC  des  KOataameen»  himmwciseiii.  So 
ricfatig  Oppenheim  1,  Iba  (p.  240). 
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wnrde.  Dagegen  iiiiterlieg«ii  Verletzungen  der  poliseilichen  Ordnung}  sowie 
anderer  Rechte  und  Interessen  des  Uferstaatee  oder  seiner  Angehörigen  (anOer 

Bord  des  Schiffes)  der  Jurisdiktion  des  Uferstaates.  Zur  Wahrung  der  Ordnung 
und  Sicherheit  innerhalb  des  Küsten grewä^f^ers  hat  der  üf^rstaat  folgemäßig 
das  Recht,  Schiflfe,  die  sich  der  Verletzung  dieser  Ordnung  oder  eines  seiner 
Jurisdiktion  unterliegenden  Delikts  schuldig  gemacht  haben,  festzuhalten  be- 
aiehongsweise  zum  Zwecke  der  Festnahme  Uber  die  Grenze  des  Kflstrameeres 
in  das  offene  Meer  zu  verfolgen. 

Die  exklusive  Autorität  des  Ufei-staates  in  den  oben  gedachten  Richtungen 
bildet  eine  Äusnaiime  von  dem  Grundsatze  der  Freiheit  des  Meeres. 
Dieser  Umstand  ist  ioabesoudere  von  Bedeutung  für  die  wichtige  Frage:  wie 
weit  erstreckt  sieh  das  Küstenmeer  von  der  Küste  ab  in  das 
Heer?  Das  positive  Völkerrecht  kennt  derzdt  noch  keine  allgemeine  und 
aUseitig  anerkannte  Regel').  Doktrin  und  Praxis  sind  schwankend.  Die 
nationale  Gesetzgebun«?-  und  das  konventionelle  Recht  folgen  keiner  einheit- 
lichen Maxime;  erstere  bietet  ein  vielg^estaltif^es  Bild  von  Ansprüchen  auf 
eine  möglichst  weitgehende  Ausdeiinung  des  Kü.sienroeeres  nach  der  hohen 
See^).  Die  Natur  der  Saehe  &nd  theoretischen  Ausdruck  in  dem  von  Byn- 
kershoek^  1702  auegesproehenen  Grundsatze:  Terrae  dominium  finitnr  ubi 
finitor  armorum  vis.  Die  hier  in  Frage  stehenden  Rechte  des  Uferstaates 
reichen  nach  diesem  Grniidsatze  so  "weit,  als  das  Küstengewässer  vom  Strande 
aus  mittels  Strandbat terieii  belierrscht  werden  kann.  Allerdings  ist  die  auf 
i^anonenschußweite  basierende  Grenze  keine  ein  für  allemal  feststehende, 
sondern  a]>hlngig  von  der  Tragweite  der  Oesehfttze  in  einer  bestimmten  Periode. 
Dieser  Umstand  rückt  das  Bedürftais  nach  allgnuein  verbindlicher  Begelung 
der  Frage  in  den  Vorden^mnd;  nur  eine  ziffermäßi^^e  Feststellung  der 
Grenze  des  Küstenmeerps  bietet  eine  sichere  Grundlafje  für  die  Entscheidung 
von  Streitfällen  iu  Friedens-  und  Ki  iet^s/.eiten.  Zunächst  hatten  nationale 
Gesetze  und  Konventionen  der  Staaten,  sowie  die  Völkerreclitsdoktrin  eine 
feste  Entfernung  von  drei  Seemeilen  (sog.  Dreimeilengrenze)  angenommen; 

1)  Das  Bedürfnis  einer  solchca  Regel  ist  aligemein  aoerkaoot.  Da»  Institut  für  intern. 
Beeilt  hat  Bcbon  in  ariner  Genfer  SeMrioo  (1892|  die  Frage  zum  6e|[[enstuide  efngehmider 

Untor»uchni)g  gemacht  und  gelangte  In  der  Pariser  Session  zn  einer  Keüie  von  Bc^clilfisson 
(Anniuire  XIII  p.  281  Bq.;  die  BeechlÜBBO  p.  828  sq.;  die  Veriumdliuigen  der  Genfer  Seasion 
XII  p.  104  sq.). 

2)  Ks  wurdi'u  Entfernungen  von  SO,  60,  ja  selbst  100  Seemeilen  in  Anspruch  genommen. 
Exorbitante  Anspiriclio  wnv'U'n  inslicsomlcro  von  En^Mund  pilinbcn.  r!nirl.in<l  nnd  Nordamerika 
bflütimmten  vielfach  du«  S<'i'f;renz.e  des  Kübtouiiit't' rts  duifli  eiue  Linie,  die  vuii  Vorgebirge 
za  Vorftebirge  gezogen  wird,  die  sog.  King's  oder  Qucen's  CShambere.  Obwohl  der  neueste 
lpjri?Intivr  Akt  Englands  über  diesen  (l<«!,'C»!ifttaud,  die  Ti'mtori.al  Waters  Jurisdiction  Act 
vom  Jalire  lediglidi  öne  Seegrenze  von  3  Meilen  fixiert,  wenlon  die  Aosprücbo  auf  die 
King S  oder  Qoeeii's  Cbunbera  als  aaf  nnvoirdeokliebeffl  Besitz  berahend  (immemoriaUj)  dech 
noch  liotitc  hcfinni»trt.  -  Ferner  crlicbt  Nordamerika  u.  A.  Ansjiruch  anf  jenen  Teil  de« 
Gülfs  Tou  Mexiko,  dessen  Seegrenze  gebiUict  wird  duraii  eine  von  der  Mündung  dos  Missi- 
sipi^  bis  znr  Stldqpitae  von  Florida  inezogen  gedachte  IMe.  Kent,  ComoMataiies  im 
American  Law  I  20  sq.  (12.  Anfi   —  Tgl.  fibrlgem  F.  v.  Hartena  in  der  BG  1  p.  VI,  98. 

S)  De  duminio  maris  cap.  II. 
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dabei  wird  die  Landgieoze  bestimmt  durch  den  Wasserstand  bei  niedrig- 
ster Ebbe  (la  laisee  de  basae  mar6e).  Dieser  Torherrsehenden  Ansicht  steht 

jene  gegenüber,  nach  welcher  die  Grenze  der  Schiffbar keit  entscheiden 
snll:  eine  andere  Ansiclit  betont  \Yieder  die  Möglichkeit  der  Errichtung 
von  iStrandbatterien.  Gegenwärtig  sind  die  Bestrebuncren  auf  dem  Ge- 
biete dieser  Frage  darauf  gerichtet,  im  Interesse  der  Sicherkeit  der  Rechte 
des  Ufwstaates  bezüglich  des  Eflstenmeeres,  sowie  im  Interesse  der  nationalen 
nnd  internationalen  Schiflüihrt  obigen  ans  der  Natnr  der  Sache  folgenden 
Qrnndsatz  mit  dem  Bedürfiiis  einer  rechtlich  Terbindlichen  Fixierung  der 
Grenze  dadurch  in  Einklanc:  zu  bringen.  d?iß  eine  Eiitternnnp:  von  der  Küste 
fjewählL  wird,  die  der  mittleren  Trao^weite  der  Geschütze  entspricht'). 
Bei  den  Beratungen  und  Beschlüssen  des  Instituts  für  internationales  Hecht 
war  der  Gedanke  einer  Transaktion  zwischen  den  verschiedenen  Ansichten 
Ober  die  Fixiening  der  iofiersten  Grenze  n»Bgebend>);  man  entschied  sich 
für  dieSeehsmeilengrenze;  als  Landgreme  wnrde  die  niedrigste  Ebbe- 
linie  angenommen'). 

§  88.  Fortsetzunj;.  Objekt  der  Gebietshoheit  eines  Staates  ist  das  Rinnen- 
meer, nämlieh  umfangreichere  Was^erj^ebiete,  welche  inueriialb  des  Landgebiets 
belegen  sind  und  eine  Zufahrt  vom  oöenen  Meere  nicht  besitzen.^)  Die  Herr- 
schaft des  Staates  über  das  Binnenmeer  ist  eine  sdbstyerständliehe  Folge  der 
Gebietshoheit.  Denselben  rechtlichen  Charakter  haben  die  Landseen  (mitSfil^ 
Wasser).  Internationale  Verhfiltniase  ergeben  sich,  wenn  derlei  Wassergebiete  von 
vevsehiedenen  Staaten  nnischlossen  sind.  Sie  j^ehüren  den  Adjazenten  zu  reellen 
'i  eilen.  Durch  Konventionen  können  singuläre  Verhältni^ise  geschaffen  werden ; 


1)  So  l\  V.  Miirtuns  HG  i  4;i,  wo  die  Grenze  auf  10  SeeracUea  fixiert  wird. 

Erfcttning  des  Bericbtentatten  Barelay  In  der  SIteiiiif  Tom  SS.  Min  1891  (An* 

nuaire  XIII  p.  2^9). 

3)  An  die  Beschlüsse  p  Instituts  lintte  die  liollätidifürhn  'Rf^ierurs  iiu  Dezember  189( 
eine  Aktion  aogeknüpft,  dercD  Zweck  die  Einberufung  einer  Konferenz  der  MIchte  zur  Ord- 
nang  dieior  widitigeiii  Haterio  Bdn  «AUib,  DI»  Aktbn  bli«b  j«dodi  ohn«  Erfolg.  Indcnen, 
(lio  kollcktlvfi  Fixipriin<r  (U»r  Orcn^c  fihor  dio  froirncilcnpfiizc  liinaus  wird  mif  die  Dauer 
nicht  abgelehnt  werden  können.  Dabei  werden  die  Bescblüsac  des  Institut«  bezüglich  der 
SedumrileiiKrenBO  die  Groodlaife  bilden  kdonen,  da  diese  Greoae  dnrduuu  geeignet  iat,  eloe 
feste  Grumllrt;,'!'  für  «lie  Mrdium^c  der  auf  das  Küsteniuccr  bezn;,'lk'lien  intvrnationalen  Ver- 
hÜtuisao  zu  bieten.  Die  Bcacblüsse  dos  Insütats  kennen  aber  außer  dieser  festen  Grenze, 
ooeb  etee  Neotralltltuone,  die  nielit  tiffermUlg  ffadert  int,  aoodm  faknttatiT  darcb  Nea* 
tralitätscrklärung  des  neutralen  Uferstaats  aal Kaaooenachufiweite  ausgcdelint  M'er- 
<len  kann.  Gegen  diesen  Versuch,  zwei  entgegengesetzte  Prinzipien  —  wenngleieh  nur  im 
Kriegsfalle  —  in  dieser  Materie  zur  Gelttins^  zu  bringen,  bat  sich  »chon  die  Kollektivnote  der 
boltändtsrhcn  HogieciiDK  Jahre  \  -  >  .usge^rocbeoi  indem  daselbst  am-li  ilic  Ncntralitats- 
zone  in  der  Länsfc  von  0  «äwmdlen  iu  Aussicht  genommen  wurde,  so  daß  im  Kriegsfälle  für 
die  Neutralen  eine  Zwöifscemeilcn-Grenze  als  gleichmäßige  und  obligatorisehe  Gn.>nzc  in  Be- 
tnebt Idbae.  Aber  aneli  lUese  LSeuog  der  Frage  iat  nidit  anbedenklich,  Bowohl  vom  Stand- 
punkt der  Interessen  der  Neutralen  wie-  jener  der  Kriogsföhrendcn,  daher  woli!  in  U  t7:tcr 
Reibe  die  Sechsmeileagrenzo  in  Briedens-  und  Kriegszeit  die  richtige  Grundlage  der  iiegelung 
der  Asfelegenbeit  bilden  dQrlte.  Y^.  Godey,  I.  «.  22. 

4)  Das  tote  Meer,  der  Ataiaeo^  der  Comoaee. 
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SO  z.  B.  ist  Rttfiland  durch  Verträge  mit  Persien  berechtigt,  das  kaspisebe 
Meer  ansschließlich  mit  Kriegsschiffen  zn  befahren.  —  Binnenseen,  die  vom 
Landgebiet  mehrerer  Staaten  umgeben  und  vom  offenen  Meer  mit  Schiffen 
zugänglich  sind,  dienen  zweifellos  allgemeinen  Interessen  iles  Verkelirs;  es  liegt 
daher  nahe,  dfn  Grundsatz  der  freien  Schittahrt  auf  solchen  Gewässern  filr 
anwendbar  zu  erklären.  Eine  allgemein  völkerrechtliche  Norm  besteht  jedoch 
nicht,  obgleich  tatsftclilkli  jener  Qrandsalx  g^ftd1ui,bt  wird.  Eine  formelle 
Anerkennaog  der  Frdheit  der  SebüEihrt  (für  Handelsschiffe)  erfolgte  bis  jetzt 
nur  bezüglich  der  Seen  des  Kongogebiets  durch  Art.  15,  Abs.  2  der  Kongoakte 
vom  Jahre  1S85.  Das  scliwarze  Meer  hatte  solange  den  Charakter  eines 
nationalen  ßinneugewässers  und  bildete  sohin  einen  Teil  des  türkisclu  n  Staats- 
gebietes, als  die  Ufer  unter  der  Herrschaft  der  Türkei  standen  und  die  Verbindungs- 
atraßen  (Bosporoa  und  Dardanellen)  dem  freien  Yerkelir  der  Handetesebiffe  aller 
Staaten  noeli  nicht  geOftaet  waren.  Infolge  der  nen^n  nnd  jetadgen  Herrschafts- 
verhältnisse  an  den  üfei-n  des  schwarzen  Meeres  und  der  vertragsmäßigen 
Anerkennnno;  der  Freiheit  der  Zufahrt  (für  Handel sscliifle  aller  Flas'jren)''')  gehört 
das  schwarze  Meer  zum  offenen  Meer  und  finden  die  Konsequenzen  der  Meeres- 
freiheit auch  hier  Anwendung.  Wie  schon  oben  in  andeieni  Zusammen- 
hange bemerkt  wnrde,  erfolgte  durch  Art  11  des  Pariser  Friedens  1856  die 
Nentralisiernng  des  schwarzen  Meeres;  die  Freiheit  der  Handelsschülkhrt 
wurde  neuerlich  betont;  dagegen  wurden  Kriegsschiffe  aller  Flaggen  aus- 
geschlossen und  nnr  einifre  rnssisclie  und  türkische  Staatsschiffe  für  die  Zwecke 
des  Kiistendienstes  zagelas^en. ')  Durcli  den  Londoner  Vertrag  vom  1^.  März 
1871  wurde  die  Neutralisierung  des  schwarzen  Meeres  und  da:»  aui  Kriegs- 
schiffe bezügliche  Verbot  aufgehoben,  dagegen  das  Becht  dfflr  Pforte,  Aremden 
Eri^isachiffen  die  Dnrcb&hrt  durch  die  Me^ngen  zu  verbieten»  aufrecht» 
erhalten. 

Objekt  der  Gebietshoheit  eines  Staates  sind  auch  die  ITäfen,  Eeeden, 
Buchten,  Baie,  Golfe,  Meerbusen,  ludessen  konkurrieren  auch  hier  wie 


1)  Pli il limore,  CommciJt.  I  p.  243.  Über  das  kai^pische  Mt-cr,  den  Bodcnscc  uud  die 
fctnadiach'amerikaniachen  Seen  siehe  Caratb^odory,  IUI  II  S.  97» ff.  Über  die  ^v51ker- 
und  Staatsredl tliduii  Torliältnissc  des  Bodeii;iPcs''  vgl.  inabepondore  die  hifttoriBch-juristiBcho 
UDtersudiung  vun  Hetticb  (1SS4):  v.  Seydel,  Bayer.  Staatitrecht  I  S.  335,  III  S.  259.  G^n 
dBe  von  diesen  beiden  ScfaiifliBtelleni  ungesprocliene  Anridit,  dafi  besOgUcih  den  Bodenie« 
pin  Knndoininat  der  üfpretaatcn  anzuDchmcD  eoi,  sjircchcn  sieh  v.  Martitz,  Annalcn  df« 
deutschen  Itcicha  1SS5,  Ilivivr,  Lebrb.  S.  136,  Otto  Mayer  in  v.  i>tcugel8'8  Würtcrbucb 
dn  d«otsdion  Tenraltangweehto  I  9.  itS,  2U  nut  welohe  eine  ZugebSHgki^t  «n  leallfln 
Teilen  niniehnu-n.  Für  letztere  Ansieht  ncneetooB  V.  Liszt  $9.  —  Meatralinert  ist  der  der 
Schweis,  freliöreude  J  eii  de»  Soes. 

2i  Vgl.  Art  7  des  Friedeaa  von  Adrianopel  vum  2./U.  Scpt  1S29;  Londoner  Kooven* 
«Ion  IS.  JM  1841 ;  Art  19,  11  des  Paiiwr  Friedem  v.  SO.  Hin  tSSS;  Londoner  Vertnf 
V.  13.  Mürz  IS7t,  Art.  2  u.  3;  B«»t5tigung  der  bniden  letztgenannten  Verträge  durch  Art  63 
des  Berliner  Vertrags  v.  13.  Jnli  1878;  Zirkulamotc  der  Türkei  v.  19.  Sept  1691.  Sämtliche 
Daten  bei  Fleleehmann,  Sl,  39,      56,  98>  14T,  265. 

3)  Art  1  u.  2  de»  Additional Vertrags  zum  Pariser  Frieden  1856  (Sed»  grSSei«  Dampf- 
schiffe  nnd  vier  leichtere  Dampf*  oder  Sej^lachiffe). 
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bezüglich  des  Kftetenmeeres  internationale  Interessen.  Diese  WaasergeMete 
sind  jedoch  nnr  dann  Territotialgewiiaser,  wenn  sie  von  dem  adjazierenden 
Staat  (bezw.  den  mehreren  adjazierenden  Staaten)  beheri-scht^  d.  h.  der  Zugang 

von  der  Küste  aus  g-e^ijent  werden  kann.  Ist  die  Küste  von  einem  einzigen 
üt'erstaat  beherrschl,  so  bildet  der  Meeibusen  usw.  einen  Teil  des  (rpbifttes 
dieses  Staates,  Ist  der  Zugang  von  zwei  oder  mehreren  Staaten  beherrscht» 
so  gehört  der  Meerbusen  beiden  bezv.  allen  adjaKierenden  Staaten  m  reellen 
Teilen.  Ist  der  Zugang  von  einem  Staate,  dagegen  die  EQste  des  Heerbusens 
von  einem  anderen  Staate  beherrscht,  so  hat  der  erstere  kein  ausschließliches 
Hoheitsrecht  über  das  Gewässer. —  "Wie  bemerkt,  kommen  hier  nur  solrhe 
Gewässer  in  Betraclil,  deren  Zugang  von  einem  oder  mehreren  Staaten  beherrscht 
werden  kann.  Gröfiere  Golfe  und  Meerbusen  bilden  Teile  des  offenen  Meeres. 
MaBgebend  ist  die  Entfernung  Jener  zwei  Punkte  des  Zugangs,  deren  Verbindung 
mittelst  einer  Linie  als  die  kttrzeste  Distanz  des  Zugangs  sich  darstellt.  Es 
wird  der  Regel  nach  angenommen,  daß  eine  Distanz  von  mein  als  zeliii  See- 
meilen die  Heri*5?ehatt  des  T^ferstaates  ausschlieft.  ')  Das  Institut  llir  inter- 
nationales Hecht  hat  in  seinen  Beschlüssen  betreffend  das  Territorialmeer  die 
Zwtf  lfmeilendistanz  angenommeQ.  Diese  Distanz  korrespondiert  der  Sechs- 
meilengrenze des  Kttstenmeeres  und  dem  Grundgedanken,  der  fttr  die  Fixierung 
dieser  letzteren  inaRj^ebend  war  (s.  o.  S.  293  .  ■) 

.\uch  für  die  Fi  der  Zufr* Ii 'Ti2:keit  der  Meeren |2:en  (und  Meerarme) 
ist  die  Mögliclikeit  der  Beheri-schung  des  Gewässers  durch  den  Uferstaat  ent- 
scheidend. Gehören  die  beiderseitigen  L'fer  verschiedenen  Staaten,  so  gehört 
die  Heerenge  beiden  zu  reellen  Teilen  oder  beiden  graieinsiun.*)  Kann  die 
Meerenge  von  der  KSste  aus  nicht  gesperrt  werden,  so  gebOrt  sie  zur  offenen 
See. ')  —  Internationale  Interessen  begründen  eine  Beschränkung  der  Hoheits- 
re(  ht»  de«  Uferstaates,  wenn  die  Meereng:e  die  Verbindungsstraße  zweier  offener 
Meere  bildet;  solche  Meerengen  sind  der  unschädliclien  Benutzung  aller  Nationen 

1)  Der  Jadebnaeii,  da»  frische  Haff,  das  koriacbe  Haff,  der  Stettiner  Buaea  aind  deatach. 
der  Znydenwe  hoOlodiaeli,  der  Rigacr  Baaen  nuHJacii. 

2)  Die  Klokcr  Bacht  ^i-hint  daher  Österreich  und  der  Türkei. 

Hicvon  ist  ?.uov-<t  der  französisch-englische  Vertrag  vom  2.  AngttBt  18S9  betr.  die 
Kanalfisdicrei  auBgc'?;iiigi;ii.  —  Siehe  auch  die  Bemerkungen  bei  Perela,  Intern.  Seerecht  (1.  A.l 
S,  98  ff.  betr.  das  auschlielilicho  Fischereiredit  «n  der  deutschen  Küste,  das  den  Fischen» 
detits<hcr  Nationalität  in  Buchten  und  ßaipn  von  zehn  Scemcilni  und  weniger  Breite 
von  <len  äußersten  Punkten  des  Landes  und  der  Sandbänke  reservant  i.st. 

4)  Art.  3  der  BeachlOaBe  (Annnaire  XIII  p.  9129). 

5)  Der  hentp  dif«  Regel  bildenden  Zehnmciicndistanz  widerspricht  tHe  ViTonlnuns  der 
eogliachea  Begienmg  vom  Jahre  1872,  durdt  welche  die  Bay  of  conception,  obschon  sie  15 
MeileD  bielt  ist,  als  engllaches  Territorialgewiaaer  erkllrt  -wird.  —  Tenrltoitabneer  aiikd  aadk 
keineswefrs  die  oben  erwahnton  SHfj.  enfrliscdcn  Küni^'skaniiiicni. 

6)  Der  Bosportia  und  die  Dardanellen  sind  türluacb,  der  große  Bdt  iat  dänisch,  die 
8ti«fie  Ton  Heedna  itRHeniaefa.  —  Der  Sand  ist  didadi  und  acbwediaoli,  der  Idelne  Beifc  dealacb 
und  dänisch.  (Anders  der  Standpunkt  Dänemarks.)  Der  Sülent  iflt  eogtiadi.  Ober  konkat- 
fierende  Gebietshoheit  vgl.  Pereis,  Internat.  Scerccht  S.  55. 

7)  England  erhebt  indessen  Ansprüche  auf  Wasserstraßen,  bei  denen  jene  Altfoidening 
nieht  antrifft,  so  bezüglich  des  .St  Geoigkanale,  de«  NoidkamlB  ond  deelriechen  Meen».  Vgl. 
meaeatens  Oppenheim  I,  $  194. 
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zugänglidL  EoiiTentlonelUs  Recht  hat  bezüglich  wichtiger  Meerengen 
besondere  Normen  geschaffen;  so  insbesondere  bexliglieh  des  Bosporus  und 

der  Dardanellen  durch  Art.  10  des  Pariser  Vertrages  von  1850')  und  den 
Londoner  Vertraf»'  von  1 S7 1 .  In  Art.  7  des  Friedens  von  Adriannpel  vom  2./14.  Sep- 
tember 1 S29  anerkennt  die  Pfoi  te  den  (iruudsatz  der  Freiheit  des  Handels  und  der 
Schiffahrt  im  schwarzen  Meer  und  die  Freiheit  der  Durchfahrt  durch 
dieMeerengen  Iflr  die  Handelsschiffe  aller  Flaggen.  Dagegen  waren 
fremde  Eriegschiffe  aosgescbloMai  —  ein  Gmndsate,  der  in  Art.  1  des  Londoner 
Vertrags  vom  lo.  Juli  1S41  (GroObritanniim,  Österreich,  Preußen,  Fi  ankreich, 
Kiifdand,  Türkei)  förmlicheAnerkennung  fand.  Die  neuerliche  Bekräftigung 
diese.s  GniTidsatzes  erfolgte  durch  Art.  10  des  Pariser  B'ritidens  1856  (nnd 
Annex  I  zu  diesem  Vertrage)  und  Art.  2  des  Londoner  Vertrages  vom  13.  März 
1871.  Nadi  diesem  letzteren  Vertrage  ist  die  Pforte  berechtigt^  in  Friedens- 
aeiten  den  Kri^ischilfen  bdh'enndeter  und  allierter  Mächte  die  Ifeerengen  zu 
Offhen,  falls  sie  solches  fttr  nötig  erachten  sollte,  um  die  Ausführung  dw 
Stipulationen  dos  Pariser  VertrHpres  von  185G  .sii  herzustellen.  •)  Infolge  des 
Griind.satzes,  da (i  Schiffe,  welche  die  Handelsflaer^«'  trasfpn,  die  freie  Durch- 
fahrt durch  die  Meerengen  genießen,  wurde  in  der  Zirkiiiarnote';  der  Pforte 
an  die  Vertreter  der  TUrkei  vom  19.  September  1891  ausdrücklich  erklSrt,  daS 
auch  die  Paketboote  der  russischen  freiwilligen  Flotte  im  schwarzen 
Meer,  die  den  Dienst  zwischen  Odessa  und  den  russischen  Besitzungen  im 
äußersten  Osten  besorgen,  dieselbe  Freiheit  genießen.  Dies  ist  nach  dieser 
Zirkularnote  auch  dann  der  Fall,  wenn  diese  Schifte  .Soldaten  oder  Depor  t  ier  te 
au  Bord  haben;  nur  bedaii  es  in  solchen  Fällen  einer  ausdrücklichen  (ietitattUDg 
der  Durchftihrt  durch  kaiserliche  Irade. 

Das  Institut  fttr  intmnationales  Recht  hat  Uber  Meerengen  folgende 
Beschlüsse  gefaßt:  Meerengen,  deren  BreitP  die  Zwölfmeüendistanz  niclit  iiher- 
schreiti^t,  stehen  unter  der  Hoheit  des  Uferstaatrs.  hezw.  bis  zur  Mitte  unter 
der  Hoheit  verschiedener  Uferstaaten  (Art  10,  Ziüer  1,  2);  Meerengen,  welche 
die  Verbindungsstraße  zwischen  zwei  offenen  Meeren  bilden,  können  niemals 
abgesperrt  werden  (Art.  lo,  Ziffer  3).  (Konventionelles  und  (Hwohnheitsrecht 
soll  unbm-Qhrt  bleiben  —  Art  11).«} 

9  89.  Fälle  der  Konkurreni  der  Hoheltsreclite  mehrerer  Staaten. 

Innerhalb  eines  Staat^biets  kann  nur  eine  .Staatsgewalt  sich  betätigen. 
Scheinbare  Ausnahmen  ergehen  sich  anf  Ornnd  sing-nläier  Verhältnis.se.  Hier- 
her gehören  V(»r  allrm  die  Fälle  des  sog.  Kondoniiiiiunis  i^ivoimper i  iinil 
Unter  Kondominaten  versteht  man  Gebiete  (Land-  oder  Wassergebiete),  welche 
von  zwei  oder  mehreren  Sonverlnen  gleidiberechtigt  beherrscht  sind.  Der 


1)  liier  wird  die  von  der  Tilrkel  Mit  jeher  geßbte  Abspemmg  der  Meenngeo  für  fitnnde 
Kriegsscliiffc  aJs  alte  Regel  anerkannt,  so  lange  sich  die  Türkei  im  Fricdcnszustand  befituiet. 

2)  Über  die  BodeatuDK  obiger  Verträge  für  die  im  Intereaee  Earopas  Uegmde  Erhal- 
tung des  Beutntandes  der  TBrkei  vgl.  im  gaaseu  PereU,  Inteni.  SeendiC  SS  ff. 

S)  EiD  nmiedi-tarkiflchor  Yertn«  Hegt  sieht  vor.  Vgl.  Niheree  bei  Fieieebniaoa 
26},  Anin.  1.        4)  Annuaire  XIII  p.  SSO,  S31. 
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Anlaß  der  Entstehmigr  wlelier  singnlären  Konkarrenz  mehrerer  Staat^waltea 
liegt  in  der  politieelien  und  juristischen  Schwierigk^t»  die  darch  einen  TÖlker- 

rechtlichen  Vorgang  herbeigeführten  Beziehungen  mehrerer  Staaten  zu  einem 
Staatsgebiet  oder  Gebietsteil  in  dpfinftiver  Weise  zu  regeln.  Die  Schaffung 
des  Kondominates  furigiert  betreffenden  iSchwierigkeiten  gegenüber  als  ein 
Notbehelf;  daher  sind  derlei  Kondominate  in  neuerer  Zeit  durchweg  das 
Torftbergehende  Ergebnis  politischer  Voig&nge,  das  einer  irgendwie  sieh 
Tollziehenden  Heratellung  des  normalen  Zustandes  zustrebt.  Bezflglich  der 
Ausübung  der  Staatsgewalt  muß  dureli  rbereinkommen  der  beteiliirten  Staaten 
das  Erforderliche  verfügt  sein:  es  muß  für  ein*^  von  der  Hei  rschaft  der  beteiligten 
Staaten  verschiedene  Herrschaft  gesorgt  werden.  Beispiele  bieten  die  gemein- 
Bchafttiche  Hoheit  Prenßens  nnd  des  Fürstentums  Lippe  üb«*  Lippstadt, 
das  Kondominat  Österreichs  und  Prenßens  Aber  Schleswig-Holstein 
und  Lauenburg  auf  Giund  des  Wiener  Vertrages  vom  Oktober  1664. 
Dieses  letztere  Verhältnis  frloscli  bezüglich  Lauenburgs  durch  den  Gasteiner 
Vertrag  (1SÜ5),  bezüglich  Schleswig- Holsteins  durch  den  l^ratrcr  Frieden  vom 
26.  August  1866.  Ein  Kondominat  basteht  bezüglich  des  Gebiets  von  Moresnet 
an  der  belgisch-preußischen  Grenze,  <}  demu  Entstehung  damit  susammenliängt, 
daß  Preußen  nnd  Belgien  sich  ttber  die  Interpretation  des  prenOisehonieder^ 
bindisf  hen  Grenzvertrags  von  IS  15  nicht  einigen  konnten.  —  Ferner  sind  an- 
zuführen die  Kondominate  F^nglands  und  Egyptens  über  den  Sudan  (Vertrag 
vom  4.  Januar  1890).')  Frankreiclis  und  Großbritanniens  über  die  Neuen 
llebriden  (1878,  organisiert  1906^.  Unter  dem  Kondominium  Deutschlands, 
Englands  nnd  der  nordamerikanischen  Union  standen  anch  die  Samoa> Inseln 
(Vertrag  vom  14.  Jnni  1899,  aufgeUist  2.  Dezember  1S99). 

Singnlärer  Natur  sind  femer  folgende  Verhältnisse:  auf  Grund  des  Berliner 

Vertrags  1S78  erfolgte  dieBtsetzung  und  Administration  von  Bosnien 
und  der  Herzegowina  durch  die  Österreich-ungarische  Monarchie  (Art.  25), 
wahrend  die  Sou\ » i  änetät  (allerdings  nur  als  nudum  ju.'^j  dem  Sultan  belassen 
wurde.  *)  Die.ser  Fall,  wie  auch  die  unter  einer  Resolutiv-Bedingung  (1S7S) 
erfolgte  Übertragung  der  Verwaltung  der  Insel  Cypern  an  England  werden 
mehrfach  als  Fälle  verschleierter  Gebietszession  beurteilt  Indessen  kann  doch 
in  diesen  Fällen,  wie  auch  in  den  Fällen  der  Verpfändung  und  Verpachtung 
eines  Teils  des  Staatsirebiets  die  praktische  Bedeutung  dejj  Vorgangs  und  der 
nicht  kundgegebene  politische  Zweck  für  die  juristische  Charaklerii-itiruiig  nicht 
den  Ausschlag  geben.  Der  Inhalt  der  Verträge,  auf  denen  jene  Übertragung 
der  Verwaltung  beruht,  wie  auch  jener  Verträge,  dnrch  die  Teile  von  Staats« 
gebieten  verpachte  t  lu  zw.  verpfändet  wurden,  bietet  jedenfalls  keinen  Anhalts- 
punkt für  die  juristische  Charakterisierung  der  betreffenden  Vorgftnjre  als  Akti' 
des  aktiven  Gebietserwerbs.  Derlei  siugoläre  Verhältnisse  schafieu  allerdings 

1)  Schroeder,  Das  grenz-streitige  Gebiete  von  Morcsnot  (1902). 

2i        KU  VI,  16»  aq.        9)  Poiitis  KG  Vill,  121  Bq.  und  XIV.  m  sq. 

4)  Vgl.  Jellfnek,  Staateoverbindangen  5S  nnd  StaaUlehro  597,  SehoelUr.  Die  »taat»> 
i-echtliclic  8tclluitir  von  Bosnien  und  HcrzcgoviD.i  1<)02;  BirieiSXI,  t44  sq.;  F.r.  Martenilt 
962;  Lingg  A.  f.  ö.  £.  1889  S.  480;  v.  LUst  |  10. 
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einen  tatsac- Ii  liehen  Zustand,  der  dem  Eigenbesitz  yoUkommeii  gleicht,  aber 
diM'li  iiirJit  Kigrenhesitz  ist.  So  wurde  durch  Vertrag  vom  20.  Juni  1903 
(Art.  der  ..Pfandbesitz"  von  Wismar  ausdrücklich  in  nEigeubesitz" 
umgewandelt. 

Das  vdlkerrechtliche  Mandat  betreffend  die  Verwaltung  Bosniens 
nnd  der  Herzegowina,  FUle  der  Verpfändnng  Yon  Gebietsteilen  and  die  in 

neuester  Zeit  voi^gekommenen  Verpachtungen  von  Gebietsteilen,  nämlich 
von  Kiautsclion  an  da,>^  Deut.><clie  Reich,  Wei-Hai-Wei  an  Großbritannien 
und  i*ort  Arthur  an  Riililand  seiteii.s  Cliinas  189S  haben  singulare  Zustände 
geschafen,  die  nur  im  Zusammenhang  mit  der  rechtlichen  Beschaüenheit  des 
Titels,  auf  dem  sie  benihen,  ihre  erschSpfende  jaristisdie  Erklftrung  finden 
kOnnen.  Keiner  dieser  drei  Titel  bedeutet  abw  die  Begründung  eines  aus- 
schließlichen rechtlichen  Verhältnisses  des  Mandatars,  bezw.  des  Pfandgläubigent, 
bezw.  Gebi«'t.*^pä(  hters  zu  dem  betreffenden  Gebiete  oder  Gebietsteil.  Was  ins- 
besondere die  Pachtverhältnisse  betrifft,  so  ist  der  Typus  des*  privatrerhtlichen 
Pachtvertr«^  und  eine  Eeihe  von  Kuusequenzen,  welche  iu  dem  Wesen  dieses 
Gesehiftes  liegen,  auch  für  die  Brarteilnng  des  publisistisehen  Verhältnisses 
iwisehen  den  beteiligten  lUehten  nieht  zu  ignorieren.  Der  von  den  euroiAischen 
Mächten  rettcigbb  koloni.^atonsche  Zweck  und  die  überdies  konkorriereuden 
Macht  int  pressen  dieser  xMächte  dräng^ten  nach  der  VHVwprtung  einer  Rechts- 
forra,  die  immerhin  als  da.^  Mittel  der  Befriedis^nmp:  jeiM':  liitereüsen  fungieren 
konnte,  ohne  die  iutegriUii  Chinas  zu  berühren.  So  isi  iviautschou  nicht  iu 
dentsdiett  Eigenbesitz  übergegangen;  nach  Art  2  des  Vertrages  vom  0.  Mftn 
1808  ftberUtOt  Giina  jene  Gebietsteile  an  Deutsehland  nur  „pachtweise^  vor- 
läufig  auf  99  Jahre"  nnd  nach  Art.  :i  „übt  die  chinesische  Regierung  während 
der  Pachtdaner  im  verpachteten  fJebiete  nur  die  Iloheitsrechte  nifhr  selbst 
aus":  die  Eiii^'-eboreiien  sind  nicht  deut.<cht^  Untertanen  gt-worden.  i't^ruer  ist 
zu  betouen,  daü  kein  Abhängigkeitsverhältnis  Uhinas  gegenüber  dem  Deutlichen 
Reich  geschaffen  worden  ist^  da  China  nur  die  Ansttbung  dw  deutschen  Gewalt 
auf  chinesischm  Boden  durch  Einräumung  einer  allgemeinen  Vertretungs- 
befugnis  gestattet.') 

§  90.  Nobenländer.  Kolonien. I.  Vom  Staatsgcbi- te  im  Sinne  der 
realen  Hauptgrundlage  eines  Staates  sind  jene  Gebietsteile  zu  unter- 


1}  Tfl^.  Rehm,  StaatalebiB  82.  Vgl.  auch  Jcllinck,  Deuteche  Juristen-Zeitung  l»9b, 
2S3  u.  305,  wo  auf  ihn  ZiiBammoniiang  obiger  PachtTwfaiiltDiMe  mit  der  BebandloDg  der  Picht 
im  englischen  i'rivatreeht  biugewieaen  wird. 

H  Heffter-GaffekeD  f  68;  v.HoItzendorfr,  HHIIS.  SSO,  2Sl,ltMl«;  y.  Stengel, 

D5c  ptaitprcchtliche  inul  völkerrechtliche  Stpliung'  d.  d.  Kolonien  (ISSÖ);  Derselbe,  .^nn-iipn 
d.  D.  üeichs  Ibbl,  309 ff.,  ^MifL;  Derselbe,  Die  deutacbcu  Scbutsgebiete  —  Aunalca 
18S9,  S.  Beerb.  1S95;  Derielbe  in  eetoem  WSrterboehe  d.  d.  Verwaltanger.  s.  v.  v.  Kolonfal» 
{^estllscliiiften"  um!  -S'chutzgcbicto  (Kolonien)";  I.ititiict,  D.is  internationale  Kolonial- 
recht  (ISSü);  Joil,  .^Viuuüen  d.  D.  Beicfas  m',  191  ff.;  LabAoU,  Stuterecht  (2.  Aufl.)  I 
2T8ff.;  Derselbe,  B.  S.  iseff.;  De  Jonge,  Krit  Yierteljahndirift  XXIX  S.  278 ff.; 
Bornhak  im  A.  f.  öff.  U.  II  l  ff.;  Adam,  ebenda  VI  193 ff.;  Hcimburgcr,  Der  Erwerb 
der  Gebietshoheit  (18SS1;  ü.  Meyer,  Die  staatc^reclitiiche  Stellung  der  rif titschen  Stiintz- 
gebietc;  v.  König,  Handbuch  d.  d.  Konsular^vcscns  (4.  Aufl.)  200  ff. ;  Hcilboru,  Das  vütker- 


Digltlzed  by  Google 


Nebenländcr.  KoloQien. 


299 


scheideD,  die  gleichfalls  der  Gebietsholieit  unterworfen,  geographisch  von  dem 
Haaptgebiete  getrennt  sind  ond  ein  Nebenland  bilden.  In  diesem  Sinne  können 
auch  die  Enklaven  als  Nebenland  aufgefaßt  werden.  Staatsrechtlich  und  Völker^ 

rechtlich  wii  d  aber  der  He^ri  iff  des  Xebenlandes  heute  vornehnilicli  auf  jene 
Gebiete  bezogen,  auf  we'che  die  europäischen  Staaten  im  Wege  der  Betätigung 
kolonialer  Politik  ihre  GebietJshoheit  au^edehnt  haben:  die  Kolonien, i) 
d.  b.  ftbeneeiscbe  Gebiete  europäischer  Staaten.  Die  Eidonie  in  diesem 
engeren  und  eigentlichen  Sinne  kann  in  dem  engen  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
einer  Proyinz  zum  Mutterlande  stehen,  durch  Personal-  oder  Realunion  mit 
letzterem  verbunden  sein.  Verhältnis  kann  aber  auch  ein  völkerrechtliches 
Protektorat  sein:,  in  diespui  It  t/tereu  Sinne  sind  z.  B.  Tonkinsr  und  Tunis 
französische  Kulonien,  die  Vasallenstaaten  in  Indien  engiisclie  Kolonien. 
Die  Natnr  des  TOlkerreefatlichen  Protektorats  schließt  die  Gebietshoheit  des 
schützende  Staates  aus,  daher  hier  nnr  von  Kolonien  im  weiteren  Sinne  die 
Bede  s^  kann. 

ir.  Bezüq-lich  der  Erwerbung  der  Kolonien  best^^lit  ein  f i»;fgreifender 
Unterschied  zwiiichen  deui  Vorgeben  der  europäischen  blaaten  im  Zeitalter 
der  Entdeckungen  -)  und  in  der  Gegenwart.  In  jener  Zeit  erfolgte  auf  üi  und 
päpstlicher  Bollen  im  Sinne  der  herrschenden  feudal-kirchlichen  Anschauungen 
die  Erwerbung  nenentdeckter  L&ndereien');  dorch  die  Bolle  Alexandei's  VI. 
vom  4.  Mai  1493  wurde  den  vereinigten  Königreichen  Kastilien  und  Arra- 
gouien  die  Herrschaft  über  alle  von  Kolumbus  entdeckten  Ländern  und  Inseln 
sowie  alle  neu  entdeckten  und  in  Zukunft  zu  entdeckcndeu  Läuder  westlicli 
von  einem  duich  die  Kap  Verdischen  Inseln  laufenden  Meridian,  die  östlich 
Ton  dieser  Linie  gelegenen  Länder  den  Portagiesen  Übertragen.  D«n  eimncai 
Rechte  der  Eingeborenen  an  ihrem  Heimatland  wurde  das  aus  jenen  Über- 
tragungen abgeleitete  Recht  der  europäischen  Staaten  auf  Besitzergreifung 
gegeiiiiber<^e.stellt,  die  Besitzergreifung  selbst  aber  in  einer  bloß  fiktiven 
Form  vollzogen.  Dagegen  charakterisieren  sicli  die  koioni.satori^ichen  Unter- 
nehmungen der  Neuzeit  durch  die  wenigstens  prinzipielle  Anerkennung  des 
Rechts  der  barbariscbcn  StAmme  auf  Unabhängigkeit  und  ihrer  Personalhoheit 
Aber  die  Angehörigen  des  Stammes.  Da  diesen  Stämmen  staatliche  Organisation 
und  Gebietshoheit  fehlte  ist  die  obige  Form  der  Begründung  Ton  Henrschafts- 

rcchtlictu>  Protektorat  (lS91i;  Hnrcl.  Staatsrecht  S36  ff.  —  Vgl.  auch  Loohnis,  Die  curo- 
piucben  Kolonien  (ISSl);  v.  Koschitzky,  Deutsche  KoloDialgeachiditc,  2  Teile 
KolooiilM  Jabtraeb,  henaqcogebeii  von  O.  Mefneeke  (1888  ftl.  —  Gareis,  SaminliniK  von 
Gesetzen  und  Veordmin^^on,  betr.  die  doutscben  Schutzgebiete,  deutsches  Koloiiialreclit  (2.  A. 
1902);  Riebow»  Die  deutsche  Koloniulgesctzgcbung  (auf  Qrand  amthchcr  Quellen)  1S93; 
Zorn,  Daatseb«  Kolonialgesctzgehung  tlOOl).  —  Vgl.  audi  Dcspagnet,  Le«  occupatlom 
dflS  tenritoires  in  HG  I  ],.  luSsq. 

t)  Der  Ausdruck  Kolonie  wird  übrifjcns  in  verschiedenem  Sinne  ffthraiicht.  ?ulie 
V.  Stengel  a.  a.  O.  (3.  Bearb.)  die  Einlcitaug.  insbcsondcro  S.  10  ff.  In  England  wenlen 
flbrigcns  als  Koloniam  auch  GebietataU«  beMichnet,  die  in  Eoroi»  belegen  sind;  Mail,  Gnem« 
•^7,  Gibraltar,  Cypem  u.  s.  w. 

2)  Vgl.  Nys  in  der  R.  XXi  532  sq.   Despagnct  in  der  ÜG  I  104,  loä. 

3)  So  adienkt  Clemens  VI.  den  Spanieni  die  kanai^en  Inseln  (1344)  NikolaoaV. 
Gvbien  den  Portngieaen  (14&4). 
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§  9«. 


rechten  durch  AbBchliefiung  von  ProtektoratsTcrtrfi^D  im  vOUceiTechtlicben 
Sinne  «tBgeachlcaseD.  Diese  Protelctorate  (wie  z.  B.  jenes  Franicreichs  aber 

Annam)  ehrakterisieren  sich  neben  anderen  Momenten  durch  ihre  enge  Be- 
ziehnn?  znr  Koloniiilpalitik  und  die  politischen  Be.strebnn^en  der  betreffen- 
den eniopaisclien  Staaten.  Dagegen  weist  die  Koloniaipolitik  der  euro- 
päischen Mächte  gegenüber  der  in  neuester  Zeit  in  größtem  Umfang  in  Angriff 
genomm^en  Kolonialisation  des  afrikanischen  Kontinents  andere  charakteri- 
sierende Merkmale  aof.  Hier  bild«i  allerdings  anch  die  konkreten  wirt- 
schaftlichen Interessen  an  kolonialem  Besitz  das  individuelle  Motiv  für  die 
koloniale  Aktion.  Allein  seit  der  kollektiven  Aktion  der  Mächte  auf  der 
Kongokonferenz  und  der  allerdings  nur  unvollst;iiKlif;:en  Normierung  des  Erwerbs 
kolonialen  Besitzes  (durch  Alt  34,  35  der  Kongoakte)  gewann  das  Vorgeben 
der  einzdnen  Mächte  nicht  bloß  eine  einheitliche  rechtliche  Regelung,  sondern 
gleichseitig  anch  den  Charakter  einer  kollektiven  Aktion  der  SignatarmSchte 
zur  Pflege  bestimmter  solidarischer  Interessen,  knltnreller  und 
zivilisatorischer  sowie  auch  hnmaner  Aufgaben.  Jene  rechtlichen 
Bestimniunffon  iibei  den  Krwerb  kolonialen  Besitzes  in  Afrika  müssen  mit  den 
Eingangsworten  der  Berliner  Generalakte  in  engsten  Zusauuneukang  gestellt 
werden.  Damit  ist  den  kolonisatorisehen  Bestrebungen  der  Mftehte  ein  Weg 
gewiesen,  der  die  Anwendung  offener  Gewalt,  die  im  Entdecknngsseit* 
alter  geherrscht  hat,  ausschließt.  Der  Erwerb  der  Gebietshoheit  in  herren- 
losem Land  durch  Okkupation  wird  an  sachgemäDe  Bedingungen  geknüpft. 
Soweit  es  sich  aber  um  Erreichung  kolonisatorischer  Zwecke  in  den  von 
barbarischen  und  halbzivilisierten  Siämiuen  bewohnten  Ge- 
bieten handelt,  mußte  ein  anderweiter  Vorgang  gewählt  werden,  wenn 
anders  der  Standpunkt  der  Generalakt^  welcher  offene  Gewalt  ausschließt, 
zur  Geltun?  kommen  sollte.  Dieser  Vorgang  (Art  34  Kongoakte)  besteht  in 
dem  Abscliliil)  von  Scb  ut  z v  er t  rä^en:  ^nr  Bezeichnung  des  rechtlichen  Ver- 
hältnisses der  betrctteiiilen  t  umiiitisclu  ii  .Macht  zn  dem  unter  tichutzherrschaft 
gestellten  Gebiete  und  gleichzeitig  zur  Im  ersehe  iduiig  von  dem  völkerrecht- 
lichen Prot^ctorate  ist  der  Ausdruck  Kolonialprotektorat  (protectorat 
colonial),  für  die  Erwerbungen  des  DeutRchen  Reiches  der  Ausdruck  Schuts- 
gebiete, üblich  geworden  IMe  Wirksamkeit  solcher  Protektorate  gegen- 
über dritten  Staaten  ist  nach  .\rt.  34  Kon^roakte  lediiclieh  an  die  Vnranssetzung 
der  Notitikation  geknüpft,  während  die  W  irksamkeit  der  Okkuiiation  zu- 
folge Art.  :i5  auch  noch  duich  die  Effektivität  der  Okkupation  bedingt  ist 
Nach  dem  Wortlaut  dieser  beiden  Artikel  würde  dahmr  der  Abschluß  eines 
Schutzvertrags  und  die  Notifikation  dieser  Tatsache  an  die  Mächte  genügen, 
um  ein  koloniales  Protektorat  und  die  Pflicht  dritter  Staaten  zur  Respektierung 
dieses  Protoktorates  zw  befTründon.  auch  wenn  seitens  des  europäischen  Staates 
keinerlei  Heri-sclialusakte  in  dem  (i «  biete  vurgenummen  weiden.  Allein  ein 
solches  passives  Verhalten  scheint  mit  dem  Zwecke  der  Kongoakte  im  Wider- 
spruch zu  stehen.  Soll  der  afHkanische  Kontinent  dem  Handel  erdffiiet  und 
sollen  ferner  die  anderen  Aufgaben  gel6st  werden,  so  kann  dies  nur  durch 
Organisation  der  Schutssgewalt,  insbesondere  durch  Entfaltung  einer  geordneten 
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Justlsgewalt  sum  Schutz  der  eigeoen  Staatoangehörigen  and  der  AngehSrigen 

anderer  Staaten,  die  an  dem  Handelsverkehr  befeeiUgfc  sind,  ferner  durch  Er- 
füllung der  Angaben  gfejs^cniili^'r  den  Eingeborenen  geschehen.  Was  durch 
Art.  35  für  Okkupationstfille  zum  Zwecke  der  Heseiti^nn^  der  bloß  fiktiven 
Okkupation  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  ergibt  aui>  der  Natur  des 
kolonialen  Protektorats  von  selbst  Der  Staat  erwirbt  dnreh  d«i  SchntzTertrag 
nicht  bloB  Rechte^  sondern  abanimmt  auch  Füchten.  ErftUlt  er  diese  Pflichten 
nicht)  so  ist  kein  dritter  Staat  verhind^  sich  an  seine  Stelle  zu  setzen,  denn 
jene  Rechte  sind  ihm  nicht  bloß  um  seinetwillen  f^ej^eben.  soii'lt^rn  mit  Rücksicht, 
auf  die  Autgaben  dei-zivili.siei  ten  Staaten  iniierlialbdHs  al'rikain^ciien  Kontinents. ') 
III.  Während  der  völkerrechtliche  rrotektoratsvertrag  als  Vertrag 
zwischen  zwei  Staaten  ein  Staatsvertrag  ist  2),  dnreh  den  der  Oberstaat  die 
Pflidit  flbemimrat,  die  Gebietshoheit  des  Unterstaates  zu  schützen,  haben  die 
Schutzverträge  (welche  keine  Staatsverträge  sind)  den  Zweck,  dem  Stamme 
gegen  den  zu  leistenden  Schutz  die  Verpflichtunc:  aufzuei  leii^en,  über  .«sein  Gebiet 
ohne  Zustimmung  des  schützenden  ätaateä  zu  Gunsten  dritter  Staaten  nicht 
zu  disponieren  oder  durch  Verträge  Begünstigungen  anzuerkennen.  Das  durch 
Schntzvertrftge  begrfindete  Beehtsrei'hftUnis  ist  ein  Verhftltnis  von  Staat  zn 
Stamm,  das  von  diesem  bewohnte  Land  ist  herrenlos  im  Sinne  des  Vötken  echts, 
da  es  keiner  Grebietsholieil  unterworfen  ist,  bleibt  daher  okkupationsfähig. 
"Frst  dnreh  Okkupation  tritt  das  herrenlose  Land  nntt-r  die  Gebietshoheit  des 
okkupierenden  Staates;  es»  wird  dadurch  die  dem  Abschluß  des  Schutzvertrages 
zugrunde  liegende  Absicht,  eine  daueiiide  Herrschaft  zu  Kolonisationszwecken 
in  dem  betoeffenden  Landgelnete  zu  begründen,  dnreh  rechtlich  bedeutsame  Akte 
verwirklicht.  Der  Schutzvertrag  und  die  auf  dessen  Grundlage  ausgeübte 
Sehnt xofewalt  fungieren  also  als  Mittel  allnirililicher  Vorbereitung  definitiver  Er- 
werbung' des  hetretf'enden  Gebiets;  daher  wird  mit  Kecht  vielfach  bemerkt, 
daß  das  koloniale  Protektorat  nur  eine  Art  verschleierter  Okkupation 
bildet 

Der  Zustand  zwischen  dem  Absehlnft  des  Schntzvertrages  nnd  der  eren- 

tuellen  Inkorporierung  hat  einen  eigeiitinnliclien  staatsrechtlichen  Charakter, 
der  sich  vorndimlich  in  dem  Verlialtnis  des  Schutzgebiets  zum  Staatso:ebiet 
des  betrettenden  Staats  und  in  der  rechtlichen  Htellunii:  der  Kinireliorcnen  zum 
schützenden  Staat  äußert.  So  sind  z.  B.  die  deutschen  Schutzgebiete  der  Hoheit 
des  Deutschen  Reichs  unterworfen,  ohne  einen  Bestandteil  des  Reichsgebiets 
im  Sinne  der  Beiehsverfassnng  zn  bilden.  „Sie  gehören  dem  Beiche,  aber  nicht 
znm  Reich"');  sie  sind  also  staatsrechtlicli  dem  Reiclie  f!:ef>'enüber  Ausland. 
Ferner  sind  die  Eingeborenen  der  Schatzgebiete  nicht  deutsche  Keichsangehörige. 

1)  Vgl.  Ober  diese  Fnge  Westlake,  £tadee  snr  hs  prindpea  du  dr.  inten,  (üben. 

von  Ny»)  195;  Nys,  II,  94;  neuesten»  Flore  BG  XIV,  151,  1.V2. 

2l  Vgl.  insbesondere  die  Ausführungen  %'oii  Heilborn  a.  a.  0.  S.  5S  ff. 

8)  Jelliuek,  Ailg.  SUatalobre  $  9T,  inebes.  auch  mit  KQckücbt  auf  die  Auffa-^isung 
Bekn'B  Allg.  StutBl.  IT  ff.;  L«band,  StMtar.  IV,  277  a.  H  ISSff.;  v.  Stengel,  Aonalen 

1889,  5s  ff. :  Bornliak,  .Vidi.  f. .".  K.  II,  8  ff.  Udie  aneh  Cavaglleri,  II  diritio  intern,  ed 
alconi  receati  coaocaaioni  di  terhtori  2ti  sq. 
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Die  StiiatflgewaU  unrd  in  diesem  Gebiete  vom  Reich  durch  dessen  Organe 

ausgeübt*);  den  Schutzgebieten  felilt  eigene  Völkerrechtiii lit-  Persönlichkeit; 
kraft  der  souveränen  ^  ■hutzgewalt  ist  das  Reich  allein  legitimiert,  Angriffe 
dritter  Staaten  auf  das  Sdmtzgebiet  abzuwehren:  An|?riffe  auf  das  Schutz- 
gebiet sind  AiigriÜV;  aut  d&s  Eeicli.  im  ganzen  hat  daiter  das  Schutzverlmltnis 
nicht  einen  bloß  Tölicerrechttichen,  sondem  staatsrechtlichen  Cbarakter^). 

IV.  Der  AbachloS  von  Schutzvertrftgen  hat  zweifellos  eine  praktische 
Beziehung  zu  analogen  Bestrebungen  jener  europäischen  F^taaten,  die  an  der 
Kolonisation  überseei'jeli»-!-  Länder  beteiligt  sind.  Indem  durcli  den  Schutz- 
vertrag dem  f*chützen(ien  Staat  Herrschaftsrechte  j^esii  hert  werden,  soll  die 
Begründung  einer  analugen  Stellung  durch  dritte  Staaten  ausgeschlossen 
werden.  Hat  der  Staat  von  seiner  Okknpationsbefagnis  Gebraoch 
gemacht,  so  gilt  das  Gebiet  als  dem  Hanptstaate  gehörend;  der  okkupierende 
Staat  hat  nunmehr  nach  Völkerrecht  die  Befugnis,  jeden  dritten  Staat  von 
der  Besitzersrreifunp:  des  okkupierten  Gebietes,  von  der  Ausübung  von  Holieits- 
rechten  usw.  abzulialten.  Indessen  stehen  der  Forderung,  daß  die  Okkupation 
eine  effektive  sein  uiuli,  gerade  für  jene  Gebiete,  für  welche  jene  Forderung 
nnd  die  damit  zoBammenhftngenden  Normen  formell  durch  die  Eongoakte  fixiert 
sind,  mancherlei  tatsächliche  Bindemisse  entgegen;  die  Grenzen  des  okkupierten 
Gebietes  lassen  sich  in  fast  unzugänglichen  Gegenden  nicht  bestimmt  fest- 
stellen. Daraus  entsprin^^'t  die  Gefahr  von  Konflikten  zwischen  den  Staaten, 
die  derzeit  an  der  Kolunisieruug  Afrikas  beteiligt  sind.  Derlei  Konäiklen 
suchen  jene  Staaten,  die  innerhalb  eines  größeren  Gebietes  durch  Ausdehnung 
ihrer  kolonisatorischen  Aktion  untereinander  kollidieren  kannten,  durch 
Abgrenzung  ihrer  Interessensphären*)  vorzubeugen.  Durch  derlei 
Verträge  schafft  sich  der  einzelne  Staat  für  seine  bereits  okkupierten  hcTAV. 
unter  seine  Schutzherrschaft  ge.stellten  Gebiete  ein  Hinterland,  in  welchem 
die  Okkupation  ohne  Gefahr  einer  i\oliis«ion  mit  den  rivalisierenden  Nachbar- 
niächteu  in  Zukunft  fortschreiten  kann.  Zu  diesem  Zwecke  verpflichten  sich 
die  Kontrahenten,  innerhalb  der  Interessensphftre  des  Oegenkontrahenten 
weder  durch  Akte  der  Okkupation  noch  durch  Abschluß  von  Schutzvertragen 
Herrscliaftsreclite  zu  erwerben.  In  dem  Veitrage  zwischen  England  und 
Portugal  vom  11.  Juni  1891  wird  außerdem  erklärt,  daß  Handelsgesellscliafteii 
und  einzelne  Personen,  die  Angehörige  des  einen  kontrahierenden  Teiles  sind, 
keinerl»  Hoheitrechte  innerhalb  der  Interessensphäre  des  anderen  Kontra- 
henten ohne  dessen  Ermächtigung  erwerben  können.  Diese  Verträge  schaffen 
jedoch  lediglich  ein  völkerrechtliches  Verhältnis  zwischen  den 
Kontrahenten;  jeder  Kontrahent  hat  dem  anderen  ire^enübtM'  innerhalb  der 
stipulierten  Interessensphäre  ein  aussehließliches  Kecht  zur  völkerrechtlichen 
Okkupation,  ein  jus  excludendi  aiium.  Daher  kann  die  rechtliche 
Wirkung  dieser  Verträge  niemalsin  der  Begründung  von  Gebiets- 

1)  Vgl.  lieiclisgcfietz  vom  17.  April  lbS6  (10.  Sepicmber  IMOU). 

2)  VgL  Laband  H,  190. 

"I  V<^!.  neucstcns  Fiore,  tUi  XIV,  US  aq.  iittbMondei«  155 aq.  8.  aaeh  Behia, 

Ailg.  Staatsichre  S3,  34. 
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höh  ei  t  bestehen.   WHae  dies  der  Fall,  dann  könnte  jeder  der  beiden 

Kontrahenten  für  den  Bereich  seiner  Zone  aD8  dem  Titel  der  Gebietslioheit 
Versuchen  dritter  Staaten,  Hoheitijrechte  zu  erwerben,  mit  allen  völkerrechtlich 
j^ulftssigen  l^litteln  entfresreiitreten.  Dieser  Vorfranfr  i!^"t  aber  erst  infVlich, 
wenn  der  betretfende  Kuutrahent  sei  es  durch  effektive  Okkupation  oder  durch 
Abschluß  von  Schutzverträgen  Hoheitsrechte  erworben  hat  und  die  Okkupation 
oder  mindestens  der  AbscMnß  eines  Schntzrertra^  den  Mächten  notifiziert 
ist  (Art  34,  35  Koi^^oakte).  So  lange  dies  nicht  geschehen  ist,  werden  die 
KontrahpntPTi  für  ilire  Zonen  im  Hinblick  auf  Forderungen  der  comitas  gentinm 
nur  erwarten  dürfen,  daß  dei  notifizierte  Abschluß  jener  Abgrenzungs- 
verträge  von  dritten  Mächten  respektiert  werde')-  Entgegengesetztes  Ver- 
halten dritter  lOLehte  h&tte  daher  keineswegs  deliktischffli  Charakter  >).  Im 
Ohrig«!  dflrften  sieh  Motive  fttr  die  tatsächliche  Anerkennung  der  hier  in  Frage 
8tehend«a  Vertragsverhältnisse  durch  diitte  Staaten  auf  r»rund  folgender  "Er- 
wägung  ergeben.  Di«'  sino^nlftre  Krsclieinnne:,  als  ^veh  Ipi  AVischluß  solcher 
Abgi'enznns^verträpre  auftritt,  darf  nicht  bloß  mit  den  kol  :;i;iK  !i  Bestrebungen 
der  einzelnen  unmittelbar  beteiligten  Staaten  in  Zusaiimieuhang  gebracht 
werden.  Derlei  Abgrenzungen  sind  seit  der  kollektiven  Aktion  der  Mächte 
attf  der  Berliner  Kongokonferenz  von  den  an  der  Kolonisiemng  des  afrikanischen 
Kontinents  beteiligten  Signataren  der  Kong^oakfe  Aoro:enommen  worden;  ferner 
kämen  praktisch  im  Tlinblick  auf  die  durch  die  einzelnen  Abgrenzungsverträge 
geschattVne  »Sachlage  doch  nur  die  Übrigen  Sig:natare  der  Konqroakte  als  jene 
Staaten  in  Betracht,  die  von  dem  strengen  Rechte,  solche  AbgrenzungKU  zu 
ignorieren,  Gebraooh  machen  konnten.  Jene  singnläre  Erscheinung  mnft  daher 
auch  mit  den  Zwecken  der  Kongoakte  im  ganzen  in  Znsammenhang  gebracht 
werden;  wenn  einer  der  praktischen  Zwecke  jener  Abgrenznngsyerträge  darin 
liegrt.  Streitigkeiten  unter  den  an  der  Kolonisiemno:  und  Zivilisierung  afri- 
kanischer (Tebiete  beteiligten  Staaten  zu  verliiiten,  .so  dürfien  damit  mittelbar 
auch  die  hohen  zivilisiitürLscheu  Ziele,  denen  in  den  Eingangsworten  der 
Kongoakte  Ansdmck  gegeben  ist,  gefordert  werden.  Damit  tritt  jmes  eigen' 
artige  Yorgehen  dw  Mächte  ans  dem  Bereich  ihrer  individaellen  Interessen 
in  jenen  der  Gesamtinteressen  der  zivilisierten  Mächte.  So  lange  übrigens 
die  derzeit  durch  die  Kongoakte  geschatFenen  allgemeinen  Normen  nicht  eine 
entsprechende  Ergänzung  gefunden  haben,  wird  mau  allerdings  nicht  umhin 
können,  zwischen  der  Abgrenzung  der  Interessensphären,  welche  nur  für  die 
Kontrahenten  rechtliche  Wirkung  änfiert  nnd  die  heute  geförderte  effektive 
Okkupation  nicht  ersetzen  kann,  nnd  der  alten  bloß  fiktiven  Okkupation  eine 
gewisse  Analogie  zu  finden.  Daher  wird  in  dei  Zukunft  das  Bedürfnis 
kollektiver  rechtlicher  Oidauog  dieser  Materie  immer  dringender  in  den  Vord^- 
grand  ti-eten. 

In  der  Praxis  der  Staaten  wurde  in  neuester  Zeit  zu  demselben  Zweck 
des  Yerhfltens  von  Streitfällen  von  der  konventionellen  Nentralisiernng 

1)  Rehm,  Allg.  StaatBl.  8S. 

2)  Eino  unbedingte  rechtlUlie  Wirkung  d«r  Notifikation  adrabit  Oarei«  $  1$ 
(ä.  63)  anzuDefamea.  Vgl.  dagogcm  Flor«  1.  e.  1(8* 
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gewisser  Zonen  Gebrauch  gemaclit,  indem  die  Kontrahenten  sich  gegenseititir 

verpflichten,  g^ewisse  Gebiete  nicht  zu  okkupieren.  Dies  p:escliah  seitens 
Deutschlands,  EnglaodB  und  der  Vereinigten  Staaten  bezüglich  der  Samoa- 
Inseln. 

ÄbgrenznngSTertrige  worden  geschloasen  swisehai  Deutaddand  und  Por^ 
tngat  für  Qetafirika  (30.  Deiember  1886X  Dentsehland  nnd  England  fOr  Oet- 

afrika  und  Zanzibar  (1.  November  1S80.  i.  Tuli  isoo)  und  für  CentralafWlsA 
(15.  November  1893),  zwischen  Frankreich  und  dem  Kongostaat  iTalweg 
des  rhans:!  —  '22.  November  I8S5  und  2o.  April  1887),  zwisclieu  England  und 
Italien  IUI  da.s  üi»Üiche  Afrika  (24.  Mixva.  und  lä.  April  1891),  zwischen  dem 
Kongoataat  und  Portugal  (25.  Mai  1891),  zwischen  Fraakreidi  nnd  Pinrtngal 
Ar  Guinea  and  den  Kongo  (13.  Mai  1866),  awiaehen  Dentsehland  nnd  Frank* 
reich  für  das  Gebiet  am  Golf  von  Guinea  (4.  Febr.  1894),  zwischen  Dentsehland 
und  Frankreich  für  dits  Gebiet  am  Tschad-See  (1.  Febr.  1894),  zwischen 
England  und  Portugal  für  das  sQdliclie  Zentralafiika  (II.  Juni  189t). 

§  91.  Die  Stoatsgrensen  >j.  1.  Die  Bedeutung  des  Staatsgebiets  als 
realer  Grundlage  des  Staates  nnd  Ot^jekts  der  Staatsgewalt  erfordert  mit  Not> 
woidigkeit  die  objektire  Bestimmtheit  des  UmfiMiges  des  Staatsgebiets  als 
ansschliefilichen  Herrschaftsgebiets  einer  bestimmten  Staatsgewalt.  Diese 
objektiTe  T^estimmtheit  des  Umfanges  des  Staatsgebiets  wird  dnrdi  des.sen 
Grenzen  heiyt^stellt.  Tn  vftlkerrechtliclier  Beziehung'  sind  Grenzen  jene  Linien, 
welche  den  territorialen  ümfaug  der  üeiräcljail  der  eiiuelueu  blaaUigewalt 
gegenüber  jener  dritter  Staaten  bestimmt  beaseicbnen.  Ibn  nnterseheidet 
natürliche  oder  physische  und  künstliche  oder  konventionelle 
Grenzen  Außer  dem  Bereiche  des  Völkerrechts  liegt  die  publizistL«?che  Dis- 
kussion Ober  natürliche  Grenzen,  welche  durch  nationale  oder  ethno;?ra[ihische, 
ökonomische,  soziale,  auch  wohl  <reograpliisiche  Mumeute  beistiüimt  nind  und 
als  Grundlage  tür  Aät»iiatioueu  politischen  Inhalts  hingestellt  werden.  Alle 
diese  Umstflnde  haben  eine  Bedentang  für  die  Nenregelnng  der  Grenzen,  weil 
es  in  politischer  Hinsicht  wünschenswert  erscheint,  daß  der  Staat  auch  bezüg- 
lich seiner  sachlichen  und  persönlichen  fJrundlagen  ein  m()ü;Iiclist  einheit- 
liches (lanze  bilde.  Wollte  man  aber  diesen  Momenten  bezii<?licli  der  Regelung 
internationaler  V  erhältnisse  eine  allgemeine  und  eventuell  durchgreifende  Be- 
deutung beimessen,  so  wäre  damit  aller  Art  von  Willkür  eine  fi«ie  Bahn 
eroffhet,  anmal  ja  ein  olyektiver  Maßstab  fdr  eine  unanfechtbare  Feststellnng 
jener  Momente  fehlt.  Es  wird  daher  auch  bei  nenerlicfaen  GrenzregnUerungen 
eine  Würdigung  jener  Momente  nicht  im  ganzen,  sondern  nur  in  einem  engen 
Kreise  stattlinden  können  ^). 

1»  (irotius  11,  c.  3,  §  IS,  v.  II  oltzendorff,  UH  IIS.  232  ff.;  Bluutaclili,  Völker- 
roeht  §§  292—2%;  Ilcffter-Geffckeu  5  66;  Ilartmanu  S.  165  ff.;  R  v.  XiartOD«  I 
s  :;K»lf.;  Gareis  §  19;  v.  Liszt  $  9;  lÜN  u  r,  Principe»  I,  §  11;  v.  Inama-Sterncggiii 
der  Ztschr.  f.  d.  gec.  ^^t.i.itswisscnschaft  X.W,  XXVI;  §  riS .   Wosthike  I.  144  sq.; 

Travcr»  Twiss,  1,  §§147,  14^;  Oppcnbeiui  I  g  19S  sq.;  l'radicr-FoütTc  II,  Tj^sq.; 
Boufili  p.  4S6  sq.;  Nys  I,  413  iq.;  Fiord  II,  p.  799  «q. 

2)  Art  6  der  rnodon^^prflliniinnrirr.  nm  San  Btefno  (1S78)  «ttdttO  hm  der  FwtatcUllOg 
der  Grcnsen  die  National itiit  zu  bcrücksiciitigcD. 
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II.  Die  Grenze  «wischen  xwei  Staaten  ist  als  solche  iieine  wahrnehm- 
bare Linie;  sie  hat  aber  für  die  trigonometeriscbe  Bestimmung  und  sohin  für 
die  Beantwortung  der  Fra^e  des  Grenzzuges,  llir  Entscheidungen  über  den 
Lauf  der  Greii/e  usw.  Realität.  Daß  die  Grenze  als  Linie  zu  denken  ist. 
gilt  auch  bezüglich  der  uatürlichen  Grenzen.  Als  solche  werden  Meere,  Öeen, 
FlilBse,  Bftche,  Wilsten,  Steppen,  Berge,  Hügel,  Wftlder  usw.  beseiehnet.  In 
Wahrheit  handelt  es  sich  aber  andi  hier  nicht  etwa  darum,  daft  ein  Gebirgs- 
zug, ein  Fluß  usw.  als  Ganzes  eine  selbständige,  weder  dem  einen  noch  dem 
HTidern  Sr  mt  gehörende  Scheidewand  bilde.  Insofern  ist  heute  j»'(Ie  natürlicLe 
Greii/e  zugleich  vim  konventionelle.  80  bildet  das  Meer  eine  natürliche 
Grenze ;  in  Wahrheit  ist  es  jedoch  die  Seegrenze  des  KüstenmeereSi  d.  i.  jene 
Linie,  bis  m  wdcfaer  das  Meer  Ton  der  Kttste  ans  beherrscht  w^en  kann 
(bexw.  die  mit  der  Dreimeilengrenze  gegebene  LinieX  die  als  Grenze  des 
Staatsgebiets  gilt.  Wenn  ein  Gebirgszug  oder  eine  Hügelkette  die 
natürliche  Grenze  bildet,  so  läuft  die  Grenzlinie,  falls  nichts  anderes  bestimmt 
wird,  dem  Gebirgskaiiim  (ciete),  d.  h.  also  der  Wasserscheide  (ligue  de  faite, 
ligne  de  d^marcation  oder  de  partage  des  eaux)  entlang.  Ein  FluO  oder 
Bach  kann  in  der  Art  die  Grenze  bilden«  daß  die  Grenzlinie  mit  einer  der 
Uferitnien  znsanunenfällt,  so  daft  das  Fluß-  oder  Bacbbett  dem  einen  der 
Grenzstaaten  gehört ').  Die  Grenze  kann  bei  schiffbaren  Flüssen  duicli  Ver- 
trag auch  au  etwas  Bewegliches  fVeränderliches)  geknüpft  werden.  So  ist 
durch  Art.  VI  des  Lüneviller  Friedeus  vom  Jahre  ISOt  der  sogenannte  Tal- 
weg des  Bheins  als  Grenze  bestimmt  worden.  Der  Talweg  heifit  die  Linie,  welche 
die  Schiffe  stromabwärts  befahren;  diese  Linie  ist  je  nach  dem  Wasserstande  ver- 
änderlich. Der  Grund  dieser  Einricktnng  ist,  jedem  der  angrenzenden  Staaten 
gleichberechtigt fu  Genuß  des  Fahrwassers  zu  sichern.  Dei  Tulwt'g  lie.s  Ivlieins 
(oder  die  sog.  Axe)  ist  noch  beibehalten  in  den  Grenz  vertrügen  zwischen  Baden 
und  Frankreich  vom  5.  April  1849  und  2b.  September  isüO.  Andere  Beispiele 
bietet  Art  4  der  Wiener  Kongreßakte  bezüglich  der  Weichsel,  neuestens  der 
Vertrag  von  San  Stefiino  (Art  1)  bezttglich  der  Boiana.  Beim  Mangel  solcher 
konventioneller  Grenzbestimmungen  wird  bei  (nichts(  hiffhaD  ii)  FltLmoi  und 
Bächen  von  altersher  die  Grenze  der  Mitte  des  Fiulibettes  entlang  gezogen. 
Auch  diese  Grenze  ist  veränderlich.  Verlälit  der  Flnli  sein  Bett,  so  bleibt  die 
alte  Grenze  im  verlassenen  Flaßbett  bestehen;  im  Zweifel  wird  die  Mitte  des 
Bettes  als  Grenze  angesehen.  Entsteht  eine  Snsel  im  Flusse,  die  nur  teilweise 
in  dem  Wassergehiete  eines  der  beiden  Staaten  sich  befindet,  so  wird  sie 
entweder  nach  Maßgabe  der  Talweglinie  oder  der  Mittellinie  des  Bettes  geteilt; 
diese  Teilung  bleibt  dann  auch  für  den  Fall  maRgebend,  daß  der  Fluß  sein 
Bett  verlaßt.  J^ei  Landseen.  Brücken  usw.  wird  die  Mitte  als  feste  Landes- 
greuze  angenommen.  —  Künstliche  Grenzen  sind  Linien,  die  durch  Über- 
einkommen der  angrenzenden  Staaten  durch  bestimmte,  znm  Zwecke  der 

1)  £iiic  üerartig«  UrenzbcsUmmuag  beruht  entweder  auf  einem  Vcrtng  oder  auf  der 
TMaaebe,  daB  dii  Staat  das  Undgdnet  auf  der  euMB  Seit»  das  OawiaM»  frflher  io  Baaitz 
Kenommen  hat,  als  seiteni  euMS  anderen  Staata  das  LaadgaUct  jenaeita  dea  Gowiaaeffl  adacr 
Bofaeit  unterworfen  wurde. 
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Grenzbeizeichniiiig  hergestellte  Ge^^eustände  markiert ')  werden.  Diese  Grenz- 
zeicheu  sind  Grenzsteine,  Pfeiler,  Pfo.stt-n  (gewöhnlic'h  mit  dem  Ilolieitszeichea 
des;  betretenden  Staates  versehen),  aach  wohl  Maueru,  Gräben,  im  Wasser- 
gebiete Bojen. 

III.  Die  bestehenden  Oreuzen  beruhen  teils  auf  unTordenklldiem  Best«»- 
stend,  teils  auf  Tertrftgen,  insbesondere  Grenxvertrftgen  (Orenangalienings- 

oder  Grenzrektiflzierungsverträgen)*),  Friedensverträgen,  Zessionsverträgen, 
die  in  Friedeuszeiten  die  Übertragung  von  Staatso;ebi(H  vt  i  niitteln.  Dei  Inhalt 
der  GrenzvertrÄG:«  beschränkt  sich  indessen  nicht  bioii  auf  die  Fixierung  der 
Grenze,  sondern  umfaßt  auch  noch  eine  Eeihe  von  Gegenständen,  deren  Begelauj 
durch  etwa  notwendig  werdende  Qebietsabtretungen,  Oebietataasdie  osw,  Ter* 
anlaßt  wird.  —  Stareitjge  Grenzen  mfissen  en^ilH%  r^^iert  werdoi.  Die 
Grenzregnliemng  erfolgt  durch  BevoUmäclitiorte  der  beteiligten  Staaten  unter 
Zuziehung  von  Fachleuten;  derlei  Kommissionen  werden  als  internationale 
Kommissionen  behandelt;  im  engeren  Sinne  inteniational  sind  jene  (irenz- 
regulierungs-Eomnüssionen,  in  denen  außer  den  unmittelbar  beteiligten  Staaten 
auch  noch  Tortreter  dritter  Hiebte  sieb  befinden  >).  Durch  Yertrüge  pflegen 
Nachbarstaaten  regelmäßig  wiederkehrende  Grensrevisionen  «a  stipulieren. 
GreDZStrdtig!  i  I  1 1  v  erden  in  neuerer  Zeit  durch  Schiedsgerichte  entschieden, 
wenn  zwischen  den  Beteiligten  wedei-  anf  diplomatischem  Wep^  nocli  durch 
Verhandlungen  einer  (Tirenzreirulierunfj-skommission  ein  Cbereinkommen  ge- 
troffen werden  konnte.  Laüt  üich  die  Grenze  nicht  feststellen,  so  findet  Teilung 
des  streitigen  Gebietes  statt  Kommt  eine  Einigung  nicht  anstände,  so  bleibt 
das  Gebiet  gemeinsam  und  wird  dann  in  der  Regel  neutralisiert 

§  92.  Erwerb  des  Staats^cbiotes  I.  Faßt  man  die  rechtliche  Be- 
ziehung des  Staates  zum  Slaatso:ebiet  als  Staatsobereigentuni  'vf^lkerrechtliches 
Eigrentuni;  aiit.  so  ist  es  unveimeidlich,  die  Arten  des  Erwerbs  privatre<;ht- 
licheii  Ei^MMitunis  auch  für  die  Begründung  der  Gebietshoheit  über  ein  Terri- 

Ij  beispielo:  der  limcs  rbaeticus  und  transrheiiaiius  der  Römer  gegen  die  Germanen; 
die  ddnealMbe  Hner. 

2)  Beispiel :  Art.  20,  2t  des  Pariser  Fliedens  vom  Jalire  18M  betr.  die  BeeasnUiehe 
GronzrcktiflkatioD  mit  Gebietaabtn^ungeo. 

S)  Art.  S5  des  PuiMr  Yertnfes  ▼om  Jahre  1856  hatte  fttr  die  Flxlening  der  nudtdi- 
türkiechcn  Grenze  eine  goni!(<chte  Koinnitssion  in  Aussicht  ^'enominoo  Qe  twet  nudadie  und 
t&rktscbe  BevolUn^cbtigto  und  je  ein  fianaSaiacher  und  englischer). 

4)  Rivler,  Lehib.  8. 144  und  die  dort  Asm.  S,  4  aogefOhrteii  Beiqiiele. 

5)  Heffter-Geffcken  §§  69—72;  v.  lloltzendorff,  HH  II  S.  252 ff.;  Bluntschli, 
Völkerrecht  §§  27!*— 295;  F.  v.  Martens  I  S.  34J>ff. ;  Hartmann  S.  170  ff.:  Gareis  §  7«; 

Liiizt  §  10;  Rivier,  Lehrb.  8. 145  ff.:  Derselbe  Principe»  I,  §12;  Heim  burger,  Der 
Erwerb  der  GobietRhohcit  (18S8);  Salomon  L'occupation  dih  ti  rntoires  sann  maitre  (PUis 
1889),  dazu  Heimburgorbn  Arch.  f.  i5ffcntl.  Recht  V  R.  14:.  ff.;  Adam  im  Arch.  f.  öffentl. 
Recht  VI  (auch  im  äondcrabdruck,  nach  dem  hier  imitiert  wird»;  i>ui!>pagnct.  Cours  p.400äq.; 
Pi6deli;ivre,PrtfoiBllk34l4sq.;  Pradicr-Fod4r£,  IVait«  II  {§781  sq.;  Calvo  I  §  2108q.; 
Ortolan,  Des  moyens  f^'acqufrir  le  domaine  intemarionnl  (t*<51l;  Tart.irin ,  Traite  de  l'oc- 
cupation (1$73>;  Fiore  1  p.  WS  sq.;  Jhze,  Etüde  theor.  et  prat.  sur  l'occupation  commemode 
d'aoqoMr  le»  tenitcHTM  en  droit  hiterneCiiNul  (18«6);  Hall  9  81;  Weatlake,  I,  64  aq.; 
Phillimorc  I,  §§  222«].;  Raadolph,  The  law  and  |N»U«Qr  ef  wueiaiiMi  (1901);  Oppen- 
heim I,  |§  209  aq. 
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torinm  als  mafigebeod  hinzustellen.  So  sdir  dieser  Vorgang  f&T  jene  Zaten 
erklärlich  ist,  in  denen  das  Verhältnis  des  Trägers  der  obersten  Gewalt  zum 
Territoriam  vorwiegend  privatrechtlich  aufgefaßt  wurde,  so  wenifr  ist  er 
gegenüber  der  modernen  Staatsfrewalt  und  der  publizistischen  Auffassung  der- 
selben zutreiiend.  Die  Arten  der  Begründung  der  Gebietshoheit  hängen  heute 
nur  mit  publizistischen  Anschauungen  zusammen In  völkerrechtlicher  Be- 
ziehung kann  für  die  Volkerrechtssubjekte  besttglicli  des  Oebietserwerbs  nnr 
die  Frage  in  Betracht  kommen,  wer  innerhalb  des  betreffenden  Gebiets 
die  Staatsgewalt  ausDbt  Der  völkerrechtliche  Gebictsfi-werb  ist  der  Erwerb 
der  Gebietshoheit,  d.  h.  der  Staatsgewalt  in  ihrer  Eichtuug  auf  die  reale 
Grundlage  des  ölaates. 

II.  Der  Erwerb  der  Gebietshoheit  bezw.  Staatsgewalt  erfolgt  entweder 
durch  einen  snbjektiv  und  objektiv  bestimmt  qualifiEierten,  amf 
Begründung  staatlicher  Herrschaft  an  einem  solcher  Herrschaft 
zn*?änglichen  Gebiet  gerichteten  Willensakt,  oder  durch  einen 
auf  Willensübereinstiuirauug  des  bisherigen  Trägers  der  Gebiets- 
hoheit und  des  Erwerbers  beruhenden,  die  Übertragung  der 
Gebietshoheit  bewirkenden  Akt  —  Zession''').  Im  ersteren  Falle 
ttegt  originärer,  im  letzteren  derivativer  Erwerb  der  Gebietshobeit  vor. 
Der  originäre  Erwerb  nmfalit  in  der  Gestalt  der  Okkupation  die  Fälle  der 
ersten  Befn  ündung  eines  Staates  in  bisher  staatenlosem,  weil  unbewohntem 
Gebiet  (unbewohnte  Inseln  des  Wellmeeres),  ferner  die  Beprründnng  einer 
Ötaatägewalt  und  damit  eines  im  Sinne  dei*  europäischen  Keciitskultur  organi- 
fliwlen  Staatswesens  auf  einen  Gebiete,  das  von  Summen  bewohnt  ist,  derm 
geaellscliaftliches  Leben  noch  nicht  zu  einer  organischen  Verbindung  von  Volk 
und  Land  nnter  einer  obersten  Gewalt  vorgeschritten  ist.  W.iln  end  Fälle 
der  ersteren  Art  heute  nur  sehr  selten  vorkommen  dürften,  baben  die  Fälle 
der  letzteren  Art  im  Zusammeiihann^e  mit  der  kolonisatorischen  Wirksamkeit 
der  zivilisierten  Mächte  in  der  (Gegenwart  erhöhte  politische  und  völkerrecht- 
liche Bedeutung  gewonnen  und  sind  besilglich  des  hente  vomebmlicb  in  Be- 
ti'acbt  kommenden  afrikanischen  Festlandes  Gegenstand  völkerrechtlicber 
Ordnung  (durch  die  Kongoakte)')  gewoi-den.  —  Unter  den  Oesiebtspunkt 
originärer  Erwerbnng  wird  auch  die  Debellation  im  engeren  Sinne 
gestellt:  es  ist  dies  der  Fall  der  Erwerbun;^  eines  Gebietes  mittelst  der  im 
Wege  lies  Krieges  erfolgten  Vernichtung  des  gegnerisclien  Staates  (occupatio 
bellica)^).   Der  Erwerb  eines  Staatsgebietes  auf  Grund  eines  FHedensvwtrages 

1)  GcgeuübtT  herncheuden  Aoiüchteii,  welche  die  Aiwlogic  des  Eigeatonuenrerb«  ia 
dieser  Lehre  in  den  Vordeq;nind  stelleo,  ist  in  Denerer  Zeit  inebeeondece  Heimbarger  a. 
t.  0.  S.  2.')  mit  X:ididni(k  eingetreten.   Y^l  ancli  Adam  a.  a.  0.  S.  9  ff. 

2\  Vgl  im  gaozea  neues tens  üppeidieim  I  1.  e.  u.  ioabes.  $  212. 

S)  Die  OnudaStae  der  Keogoakte  eDtsprecbeii  der  flbeieiiisdiniiieiiden  Meiming  der 
Doktrin  und  bnden  die  BiDigong  des  Inetitate  fOr  intern.  Becht  Siebe  Anniudw  X  170  eq., 
201  eq. 

4)  So  Heimburger  a.  a.  0.  127  ff.;  v.  Holtzendorf f ,  Utl  U  255  Anni.l:  Salo- 
men I.  c  20.  s.  dagq^  neneatena  t.  Stengel  L  Annalen  d.  D.  Bddiea  1889  40;  Born- 
hak A.  f.  5.  E.  n  4. 

20* 
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?oll2ieht  mch  auf  derivatiTem  Wege.  Die  im  Friedraksvertrag  bindete 
Willenseinigiiiig  des  Siegers  und  des  Besiegten  fehlt  in  den  Fällen  der  De- 
bellation im  engeren  Sinne.  Die  Nachfolge  in  der  Staatsherrschaft  bernht 
hier  auf  dem  einseitigen  WÜlensakte  des  Eroberers.  —  AI.--  f^in«^  ''tosendere 
und  zwar  ori^nare  Erwerbsart  pflegt  aucli  die  Akzession  bezeichnet  zu 
werden  i).  Die  Akzession  charakterisiert  sich  vielfach  dadurch,  daß  liier  durch 
physisehe Vorgänge  Verftndernngen  im  Herrschaftsgebiete  des  Staates 
sich  vollziehen,  welche  e^ntlich  nur  Modifilcationen  des  Objekts  der 
Gebietshoheit,  keine  Erweiterung  de.sselben  im  ganzen  bedeuten.  Wenn 
in  dem  einem  Staate  ziigehr>renden  Flußgebiete  odfi'  va  eiiipm  Binnenmeere 
oder  Land.see  eine  Insel  entsteht,  wenn  durcli  An^chHenmiung  das  Flußufer 
Uder  Meeresuier  Erweiterungen  erfährt^  so  sind  dies  Vorgänge,  die  sich  im 
Herrschaftsgebiete  des  Staates  ToUsiehen  nnd  ipso  facto  das  Landgebiet  ver- 
mehren, ohne  daB  es  eines  selbständigen  Erwerbsaktes  bedflrfte.  Da- 
gegen gewinnen  gewisse  künstliche  oder  natürliche  Veränderungen  des  Ge- 
biets docli  anch  rei-lulich  einen  amlereTi  Charakter,  wenn  z.  B.  im  Kästenmeer 
eine  Insel  von  immerhin  heacliteussvet  ierem  Umfang  entsteht,  oder  ein  Teil 
des  Küstenmeereä  trocken  gelegt  oder  durch  andere  Kunstarbeiten  das  Laua- 
gebiet  erweitert  wird.  In  beiden  Fällen  wird  die  Seegrenie  des  Ktstoi- 
meeres  in  die  offene  See  aasgedehnt  nnd  das  Herrschaftegebiet  des  Staates 
effektiv  erweitert.  Da  in  derlei  Füllen  füglich  von  einer  bloßen  Modifikation 
des  der  Staatshen'scliaft  uchim  unterworfenen  Gebietes  nicht  mehr  die  Rede 
sein  kann,  funpriert  die  Akzession  als  selbständiger  Erwerb&akt.  (Kin  Bei- 
spiel der  Trockenlegung  eines  größeren  Seegebietes  bietet  das  großartige 
Unternehmen  der  Trockenlegung  des  Zuyder  Sees  in  Holland.)  —  Für 
internationale  Gebietsabgrenzungen  kann  der  Anlaß  gegeben  sein,  an  Flnfl- 
mttndungen  oder  längs  der  Küste  befindliche  Inseln  als  Pertinenzstikke  des 
Hauptgebietes  einem  bestimmten  St;nit*'  an^driioklicJi  zuzuweisen''.  —  Endlich 
wird  auch  vielfach  der  unvordenkliciie  Besitzstand  als  ein  selbständiger 
und  zwar  originärer  Erwerbsgrund  bezeichnet  3).  Unvordenklichkeit  (vetusta.s, 
praescriptio  immemoriali^  indeflnita)  begrilndet  jedoch  nnr  die  Vermntang  der 
rechtlichen  Begründung  eines  Zustandes,  mit  der  der  Anspruch  auf  Anerkennung 
seiner  Rechtmäßigkeit  verbunden  ist.  Unvordenklichkeit  des  Besitzstandes 
sanktioniert  tatsächliche  Zu.stände.  an  welche  eine  rechtliche  Bedeutung  ge- 
knüpft ist  und  schließt  sohin  die  Anfechtung  des  Zustandes  wegen  mangelnder 
Recht^gi  undlage  aus.  Es  bildet  also  die  Unvordenklichkeit  des  Besitzstandes 
nicht  selbst  einen  Erwerbsgrand. 


I)  So  B.  Hartmann  S.  174;  F.  v.  M!lrten^*  I  S  snO;  v.  Holtzendorff,  HH  II 
S.  254,  266  IL  Su  aacb  meoMteoe  Oppeobeim  I,  §  229  sq.  vgU  mit  §  813.  —Dagegen  nimmt 
Oareis  f  TS  nur  zwei  Arten  dw  Qflb!etBerw«ilMi  hl  Blvier,  Lahri».  §  16  tiBt  die  Akienini 
als  natürliche  Krworbsart  auf  und  stellt  ihr  die  joristisdien  Brwwbniten  (OkkaiMUtoB, 
Zeaflion  and  die  eigentliche  Eroberung)  gegenüber. 

2>  8o  9»gt  z.  B.  Art.  46  des  Berliner  Vertrages  vom.  Jahie  iSlÜ:  «Die  das  Donau- 
IMta  bildenden  Iimcin,  sowie  die  Scblangeninsel  .  .  .  werden  mit  Buililieit  Tendnigt* 

S)  8i«be  u.  A.  Martens  I  S.  951;  Hertmann  &  175. 
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HL  I]]«gitiiner  Gebietserwerb  kAnn  teilweise  anerkannty  teilwdse  ange- 
foehttti  sein;  er  kana  aber  im  Laufe  der  Zeit  allmählich  stillschweigend  all- 
gemeine Anerkennung  finden  —  Von  Akquisitiv- Verjährung  kann  im  Völker- 
recht von  vornherein  nicht  die  Rede  sein,  da  keine  Tdlkerrechtliche  Qnelle 
eine  Ersitzungsfrist  normiei  t  ^). 

§  93.  Die  OkkupHtiou  1.  Das  8iibjeict  der  Okkupati4»n.  Bezüglich 
der  Lehre  vom  Subjekt  der  Okkupation  stehen  einander  die  altere,  traditionelle 
und  die  neuere,  an  tatoftcbliehe  Vorgänge  in  den  der  Okkupation  zugftnglicheii 
Gebieten  und  die  Praxis  der  zivilisierten  Staaten  anknüpfende  Ansehannug 
geprenüber.  Die  traditionelle  Ansicht  geht  dahin,  dal)  auf  dem  Roden  des 
Völkerrechts  nur  Völkerrechtssubjekte,  also  anerkannte  Staatt^n,  dnrfl!  Okku- 
pation staatliche  Herrschaft  über  ein  herrenloses  Gebiet  begründen  können. 
Die  Okkupation  kann  also  nur  durch  offizielle  Organe  des  erwerbenden 
Staates  (mit  oder  ohne  Spezialvollmacbt»  wie  x.  B.  dnrch  die  Befeblsbaber 
dner  Kriegsflotte)  oder  dur(  !i  Private,  die  zur  Okkupation  staatlicb  ermächtigt 
sind,  bezw.  durch  nacht l  äfrliche  Genehmif^ung  von  Akten  der  Privaten  seitens 
des  Staates  bewirkt  werden  ^j;  in  diesem  letzteren  Falle  wird  ein  bloßes 
Privatrecht&verhältuis  durch  die  nachträgliche  Genehmigung  in  ein  ööetitlich- 
reebtUelies  Herrschaflsverhftltnis  umgewanddt»);  vor  diraer  OoMbmigung  be- 
sitzen Private  oder  Handel^jesellscbaften  usw.  lediglich  Privatrechte  an  den 
von  ihnen  erworbenen  Ländei  eien.  Die  ältere  Ansicht  gibt  nur  zu,  daß  Private 
oder  Gesellschaften  mit  dm  ilmen  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  in  herren- 
losem Gebiete  die  Neugründunir  eines  Staates  unternehmen  und  das  neue 
Staatswesen  ihrer  Macht  dauernd  unterstellen  können '^J;  erlaugt  ein  solcher 
Staat  die  Anerkennung  dritter  Staaten,  so  ist  er  damit  erst  als  YOlkerrechts- 
Subjekt  in  die  Staatengemeinschaft  aufgenommen.  —  Nacb  der  neueren  An- 
sicht^ werden  auch  Privatpersonen  (Gesellschaften)  als  Subjekte  der 
Okkupation  anerkannt:  auch  Privatpersonen  k?>nnen  durch  Okkupation  an 
heireulosem  Gebiet  Gebietshoheit,  sohin  Souveränetät  erwerben.  Die  Ansicht 

1)  V.  Iloltzcndorf  f,  HH  II  2öL   Siehe  fibrigüns  Oppeiiboim  I,  {§  M2  &q. 

2)  V.  Ho!t7.einlorff,  HH  II  2.').'>  findet  eine  solche  Normieninf»  vom  Standpunkte  der 
ZweckuiäüiKkeit  vvüu.-schcns\veit.  Twiäs,  Law  of  naiiuMs  1  §  129  erblickt  iu  der  Er&iuiuig 
eine  Eq{iozung  der  Okkupation. 

3)  V.  Ilultzendorff  HU  II,  255  ff.:  II  cfft  e  r-G  effckeu  §  TU;  Qarei»,  §  70;  v.  Liszt, 
§  10]  A.Zorn,  65  ff.;  Heimburger,  Der  Erwerb  der  Gebiet8bohcit(lb88i;  Boofila,  p.  ö36&q.i 
Detpaf  net,  Coonp.  491«|.;Prad{er-Fod<r€,  II,  p.  784  sq.;  Flore  II,  p.841  ff.;BtTler,l, 
l'iSBq. :  Tartarin,  TraitC  de  l'oct'upation  U5>13):  Salonion,  L'occnpation  des  trrritoires  sans 
inaitro  (18S9);  Jizo,  £cttde  tli6orique  et  pratiquc  sur  loccupatiou  (1S90);  Uall  32sq.i 
Weetlake,  I,  Wsq.  tmd  ehapten,  l&5sq.;  Phiillmor«,  I,     23Sflq.;  Oppenheim  I, 

M  220  sq. 

i)  Näh.  über  die  durch  Miuelspersouen  bewirkte  Okkupatioa  beiSalomouLc.  106. 

6)  V.  Holtsendorff  a.a.O.;  Philllmore, Comment II ( 22T briagt dfeKonMqaemen 

obiger  Aosicht  am  vollständigsten  zum  Ausdruck. 

(?)  Reisptele;  die  (irOuduDg  des  Staates  Sarawak  auf  Bomeu  durch  i^ir  Brooke  im  Jahre 
l?4l;  li>üb  wurde  dieser  Staat  unter  englisches  Protektorat  gestellt  (bis  ISSS). 

7)  JoPl  a.  u.*>.  lOG;  tJ.  Meyer  a,  a.  0.  150 ;  Hcimburger  a,  :i.  0. 47  flf.;  v.Stciifjel 
a.  a.  0.  46;  t.  Martiu  im  A.  f.  dff.B.  I  $77}  Adam  a.a.O.  1» ff.;  U eil born  a.a.O. 6<if(. 
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§98. 


wird  gewonnen  auf  Grand  Ton  Präzedenzfällen,  in  welehen  naeh  richtiger 

Beurteilung  des  Sachverbalts  und  seinei*  rechtlichen  Natur  Privatpersonen  nicht 
bloß  als  Subjekte  von  Eigentumsrecht fii  an  Gniiul  und  Boden  in  herrenlosen 
Gebieten,  sondern  als  Träger  der  Gebictsholieit  über  das  von  ihnen  okkupierte 
Gebiet  erscheinen  Können  Privatpersonen  nur  Privatrechte  au  Grunü  und 
Boden  in  staatenlosem  Gebiet  erwerben,  dann  konnten  die  in  neuerer  Zeit 
erfolgten  Zessionen  der  Ton  Privatpersonen  nnd  Oeseilsehaften  erworbenen 
Rechte  an  souveräne  Hftcbte  immer  nur  die  Zession  von  Privatrechten  be- 
deuten und  der  Zessionar  mußte  seine  Oebietsliolieit  erst  durch  einen  nach- 
folgenden Okkupationsakt  besfriinden.  Allein  die  l^i'äzcdenzfäiie  kennen  eine 
solclie  nachfolgende  Okkupatioushandlung  des  erwerbenden  Staates  nicht;  der 
Vorgang  wird  vielmdir  von  den  Beteiligten  dahin  aufgefaßt^  daA  die  Zedenten 
die  dnrch  Okkupation  begründete  Gebietdioheit  auf  den  Zessionar  ILbertragm, 
dieser  also  seine  Gebietshoheit  durch  einen  Akt  der  Willenseinigung  mit  dem 
Zedenten,  also  auf  derivativem  Weg;?,  erworben  bat.  -  -  Derlei  Rei^rilndungen 
von  Gebietshoheit  durch  Privatpersonen  lietren  nicht  außer  dem  Bereicli  des 
Völkerrechts^),  das  allerdings  von  dem  Giuud»atz  ausgebt,  daß  nur  Staaten 
Tdlkerrechtssnbjekte  sind,  denn  die  Tatbestände,  welche  jenen  neueren  Prft- 
sedenzfiUl^  zu  Grunde  liegen,  fsnden  bei  den  beteiligten  Staaten  dieselbe 
rechtliche  Behandlung,  welche  sie  beobachtet  hätten,  wenn  die  Okkupation 
durch  anerkannte  YfjlkerrecbtcNSubjekte  erfolgt  wäre.  Indem  sieb  die  Staaten 
von  Privatjiersonen  Rechte  zedieren  ließen,  und  auf  Grund  die.ner  Zession 
ohne  Vermittlung  eines  anderen  völkerrechtlichen  Gebietserwerbsaktes  das 
Gebiet  als  ihrer  Hoheit  unterworfen  betrachten  nnd  behandeln— nnd  dritten 
Staaten  g^^&ber  behaupten,  bekunden  sie  ihre  rechtUcbe  Überzeugung; 
deren  Deutnn;^'  kann  wohl  kaum  in  dem  Sinne  erfolgen,  daß  die  Zession 
lediglich  Übertrafrung  faktischer  Befticmisse,  die  sich  bloß  ihrem  Inhalte 
nach  mit  bestimuiten  HoheitÄrechten  decken  und  nicht  Zession  der  Hoheits- 
rechte selbst  bedeute.  Für  die  erstere  Deutung  fehlen  zwingende  Gründe; 
fttr  die  letztere  sprechen  die  tatsftchlichen  Vorgänge.  Diese  mOgen  nach  ibrw 
juristischen  Seite  mit  traditionellen  Anschauungen  unvereinbar  erschauen. 
Indessen  handelt  es  sich  doch  hier  vm  neue  Erscheinungen  nnd  Tatbestände 


Ii  Die  rrii/.<'(icnzfiUle  wurden  iiai  li^'r\virs(n,  iiisheHondere  von  de  olcyt'  R  XV 
p.  254  bq. ,  Travers  Twiss,  ebeuda  p.  Ii'  sq.  iiud  XVI  p.  237  sq.  Vgl.  auch  F.  v.  Martens, 
ebenda  XVIII  141  sq.;  Heimbur^er  a.  a.  0.  5()ff.  —  Mdnoni^verechicdenheit  iMatPbt  inso- 
fern als  EinlfTP  fde  1. :t  vcl  i> y  e  und  Twiss)  itii^^  OkkiipalionArcoht  von  rrivatpcrsoncu  als  ein 
TÖlkerrcchÜich  gewährleistetes  Rcclit  aoffaescn,  während  Andere  (Me im  burger  und  ihm 
folgvnd  T.  Steng«!,  Salomon,  v.  Martttz,  aincheliMidd  «ach  Heilborn  a.  A.)  davon ai»* 
gobcn,  da0  Privatpersonen  nicht  sofort  ikicIi  Völkerrecht,  somiom  zunächst  ledifrüch  fakti;*ch 
<Ue  Gebiotsboh^t  erwerbe«  and  der  ganze  Vorgang  sich  in  einem  «vom  Völkerrecht  noch 
nicht  «itrlfreneD  Vontadlvm  der  StutengrOndong  nnd  Stutenbildiing*  bofinde  (Heimbnrgor 
a.  a.  0.  60).  Vgl.  auch  ncuestcns  Oppenheim  I  §  209.  £nindii«dene  GcgMr  mflglielMr  Ok- 
kupotioD  durch  Private  u.  a.  Uonfils,  Oareis,  v.  Liszt 

21  A.  H.  Heimburger  a.  a.  0.  49,  m,  der  als  vSlicer rechtlichen  QebieCacrwttb 
ntir  die  AnMlchnung  vorfaandencr  Staatsgewalt  auffaBt. 

3]  Heimbnrger  a.  «.  0.  67  H  Siebe  dagegen  Adam  a.  a.  0.  23 ff. 
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auf  dem  Gebiete  des  Völkerverkehrs,  deren  Eigenart  innerhalb  des  Völker- 
rechts von  der  Doktrin  anertuiimt  werden  rnnft.  Die  neneste  Sta«tenpraziB 
behandelt  Privatpersonen  als  Subjekte  des  Gebietserwerbs;  es  muß  daher  der 
Satz,  daß  nur  Staaten  Subjekte  des  Gebietserwerbs  sein  können,  in  der  Doktrin 
eine  Modifikation  erfahren:  auch  die  von  Privatpersonen  begründete  Gebiets- 
hoheit genießt  den  gleichen  völkerrechtlichen  Schutsj,  wie  die  von  Staaten 
begründete  <)•  Die  Tatsachen  berechtigen  aber  nur  zu  dem  Satze,  daß  auch 
Privatpersonen  Subjekte  völkerrechtlicher  Okkupation  sein  können;  dadnrdi 
wird  der  Satz,  dafi  nur  Staaten  yollberechtigte  Subjekte  des  Völkerrechts 
sind,  nicht  berührt. 

8  94.  2.  Das  Objekt  der  Okkupation.  Das  zu  okkupierende  Gebiet 
darf  nicht  staatlicher  Herrschaft  unterworfen  sein  Für  die  Fi  age  der  recht- 
lidien  M(^liehkeit  der  Okkupation  kommt  es  nur  anf  dieses  negative  Moment 
an;  die  Forderung,  daß  der  Okkupant  aus  dem  Gelaete  «nen  Natzen  mtlsse 
ziehen  können,  ist  durch  nichts  begründet.  —  Keinen  Anlaß  zn  Zweifel  bieten 
die  (allerdings  seltenen)  Fälle  der  Besitznahme  staatenloser,  weil  überhaupt 
unbewohnter  Teile  der  Erdoberfläche  und  derelinquierter  =•)  Gebiete.  Als 
staatenlos  im  völkerrechtlichen  Sinne  gelten  aber  auch  bewohnte  Gebiete; 
Staatenlosigkeit  als  Voranssetznng  der  Okkupierbarkeit  ist  nicht  identiseh 
mit  dem  Mangel  irgend  welcher  Ordnung  des  Zusammenlebens.  Zwischen 
den  primitiven  Formen  des  Zusammenlebens  und  der  staatlichen  Organisation  der 
Kulturvölker  liesft  eine  giofie  Reihe  von  Abstnfunji"en.  8(»  {j:roß  auch  der 
Abstand  der  Q:*'sell.scliaftlichen  Zuftändr  wilder  Vidker  ges^enüber  der  staat- 
lichen Ordnung  zivilisierter  Völker  ist,  so  kann  doch  darin  für  diese  letzteren 
niemals  der  Titel  liegen,  jene  als  rechtlos  zu  behandeln^).  Der  Grundbesitz 
seßhafter  Stämme  kann  niemals  Objekt  privatrechtlieher  Okkupation  sein. 
Indes-sen  ist  mit  der  Negierung  der  Herrenlosigkeit  des  Besitzes  barbarischer 
Stämme  noch  nicht  die  Fraw'e  beantwortet,  ob  das  Gebiet  solcher  Völker 
von  völkerrechtlicher  Okkupation  ausgeschlossen  ist  Im  Zeitalter  der 

1)  Adam  a.  a.  O.  SO  ff.:  insbeaoodere  «oA  mit  BCAwcht  auf  «bweiobcnde  Anadtn- 
tuig«D  von  Heimbnrgor  and  Salomon. 

2)  Vgl.  V.  MartitK,  B  XIX  ST4,  der  den  Aasdmck  territorinm  nalHus  gebnuicht.  8. 
■«neetcns  Bomhak  im  Jahrb.  d.  intern.  Vorcinigang  f.  vergl.  Rw.  III.  8S  ff. 

■V*  Z.  H.  (Viii  Insel  Mauritius;  sie  wunlf  1712  von  den  Ilolirmdcni  dcrclinijuiort  und 
1721  im  Nameu  des  Königs  von  IVankreich  okkupiert.  —  Die  Frage,  ob  ein  Uebiet  u  irklith 
derolinqnicrt  ist,  kann  streitig  sein.  In  dem  Streit  swiflchen  Deutschland  und  Spanion  über 
die  Karnlinon-In.si^ln  wurde  deutscherseits  behauptet,  dali  Spanionn  niemals  einen  effektiven 
Besitz  (im  äinnc  des  Art  S&  der  Kongoakte)  ausgeübt,  bezw.  auf  den  Besitz  verzichtet  habe. 
Dar  Stnit  wurde  doreb  VvmlMwug  Pttpat  Lm^  XIIL  der  EdMgaag  (dnreb  V«ttrag  vom 
2T.  Des!  ISS.öt  in  dem  Sinne  zugrefflhrt,  daß  die  SouveränPtHt  Spaniens  anerkannt,  dieses  abrar 
gkicbzeitig  verpflichtet  wurde,  seine  Hemcbaft  über  die  Insel  effektiv  zu  gestalten  und 
dMtadie  Knflente  zom  Handehbetrfeb  ssasnfauMn.  —  Dardi  Vertrag  vom  IS.  FiBbraar  1S99 
sind  die  Karolinen-Tnsoln  an  Doulflohlaud  ülicrKfKan^en.  Vi;l.  RG  VI,  202;  NRG  2.  Scr.  XII, 
%b9  aq.  —  Der  Streit  swiscbeo  Großbritannien  and  Portugal  wegen  der  Delagoa-Bai  wurde 
dweh  dmi  SddediBpnidi  de»  FidUdenteB  der  tauusBiiMben  Republik  vom  26.  Juli  1876  bel> 
g«l«gt.  Vgl.  BonfiU  Nr.  54&  waA  fiber  andere  daselbst  angefabrte  StreftfUle. 

4)  Vgl.  O.  fiolin- Jaeqnernyas,  E  XXi  p.  198,  190. 
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Entdeckungen  'j  wurde  die  pApetliche  Verleihung  besw.  die  Entdeekang  nicht 
bloß  als  dar  Bechtegrand  der  Begrttndong  der  Gebietshoheit  betrachtet;  indem 

die  Eingeborenen  als  rechtlos  beliandelt  wurden,  betrachtete  man  auch  den 
Grand  und  l^'i^ii  als  herrenlos  und  bemächtigte  si'^li  df'^'^elbf^n  durch  privat- 
rechtliche Okkupation.  Den  Mahnungen  der  Dukuin  i.st  aie  neuere  St.iaten- 
praxis  gefolgt  ;  juan  hält  an  der  weltgeschichtlichen  Aufgabe  der  europäischen 
Zivilisation  gegenftbCH*  den  barbarischen  Vdlkem  fest^  anerkennt  aber  gleich- 
zeitig die  Forderangen  de:s  Rechts,  der  Sittlichkeit  und  Hnmanität,  deren  Er- 
füllung eine  Pflicht  der  zivilisierten  Völker  ist,  die  ihre  eigene  Rechtskultur 
dem  siesrreichcn  Gedanken  der  Oehunir  des  Menschen  als  Subjekt  von  Rechten 
verdaukeu-^  —  Der  Erwerb  von  Grund  und  Bodeu,  soweit  uidit  völli<,Mierren- 
loses  Gebiet  tu  Frage  kommt,  erfolgt  derzeit  durch  Abschlieliung  vou  Ver- 
trägen —  ein  Vorgang,  dessen  jnristtscher  Wert  mancherlei  Bedenken  be- 
gegnet. Indess^  diese  Verträge  —  so  sehr  sie  zumeist  nur  die  Bedeatung 
von  Scheinverträgen  haben  dürften  sind  doch  die  einzig  mögliche  Rechts- 
form, in  deren  konsequenter  Anwendung  die  Anerkptmnncr  der  eig-enen  Rechte 
der  harbarisülieii  iStänime  formell  zum  Ausdruck  koramen  kauu.  Der  Miß- 
biauch  dieser  Recht^form  kann  in  letzter  Beihe  nur  durch  das  humane,  den 
Anfbrdentngen  der  Völkermoral  nnd  des  Sitteagesetses  gehorchende  Verhalten 
der  Erwerber  einigermaßen  verhütet  werden').  —  Die  Pflicht  der  Staaten, 
welche  in  den  Gebieten  I virbarischer  Stamme  Hoheitsrechte  oder  einen  Einfluß 
ausüben,  für  „die  Erhaltung  der  eingeborenen  Bevßlkernnj^  und  die  Verbesserung 
ihrer  sittlicheu  und  materiellen  Lebenslage"  einzutreten,  hat  iu  der  Kougo- 
akte  (Art.  6)  formellen  Ausdruck  gefunden.  Mit  dieser  Fftrsorge  hängen  die 
Beschlösse  betreffend  die  Unterdrückung  der  Sklaverei  nnd  insbesondere  des 
Negerhandels  (Art.  6,  9)  auf  das  engste  zusammen.  —  Auf  politischem  Ge» 
biete  ist  jedoch  die  Behandlung  dieser  Vnlker  auf  gleichem  Fuße  mit  jenen, 
welche  eine  staatliche  Organisation  besitzen  und  der  vrdkerrechtlichen  Ge- 
meinschaft angehören  oder  zwar  außer  dieser  Geraeinschaft  stehen,  aber  mit 
den  zivilisierten  Staaten  einen  individuell  rechtlich  geordneten  Verkehr  pflegen, 
aosgeschlossen.  Die  enropSisehen  Staaten  haben  sich  niemals  das  Recht  der 
Okkupation  von  staatenlosen  Gebieten  bestritten  und  in  der  Neuzeit  fand 
dieses  Recht  in  der  Kongoakte  hinsichtlich  des  afrikanischen  Kontinents 
formelle  Anerkennung.  Indem  aber  die  Knngokonterenz  nur  die  Aufgabe  sich 
gesetzt  hatte,  die  Okkupationäbedingungen  im  Verhältnisse  der  zivili- 

1)  Vgl.  die  An8rahnin!4^i-ii  von  Ilornung,  B  XVII  p.  554 aq.;  Engelhardt,  ebenda 
XVIII  p.  572  aq.;  Salomon  1.  c.  p.  41,  72. 

2)  Der  hamaoe  Standpunkt  d«r  Oegenwait  bat  In  den  BcMhIfiteen  dw  Irndtuts  für 

iolem.  Recht  Ausdruck  erhalten.   (Annuaire  X  p.  201  sq.>. 

3)  Das  dcntechc  Reich  hat  eine  juristische  Verstärkung  der  bloß  moralischen  Garantien 
korrekten  VurgehonH  geschaffen,  indem  z.  B.  in  dem  Schntzbrief  vom  17.  Mai  1885  bezQgUeli 
der  AnaSbnng  des  der  Keu-Guinea-Kompagnie  verliehenen  ausschliefiliehen  Rechts  zu  Grund- 
orwerbungcn  ^e  Oberaufsicht  der  Reichsrp^eninp:  vorbehalten  wurde;  diese  hatte  die 
xum  Schutz  der  Eingeborenen  erforderlichen  Bestimmungen  zu  erlassen.  Siehe  die 
knaeri.  Teroidnnqg  vom  M.  JnB  188?  bei  Riabow,  Deutache  Kcdonialgaaetagelbaiig  8. 469. 

4)  r.  Holt* e Adorf r,  HH  11  8.  t&t. 
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sierten  Staaten  unter  sich  zn  regeln,  vemchtete  sie  anf  die  Sebaffang 
von  Normen  ttber  die  Legitimit&t  des  Vorgehens  bei  OkknpatkmeB;  es  wird 

insbesondere  nicht  gefordert,  daß  der  okkupierende  Staat  auf  Grund  eines 
rf^rhtlirh  maßgebenden  Willensaktes  der  Häuptlinge  des  betreffenden  Stainine.^ 
das  Gebiet  in  Besitz  sfenniiiniHTi  liube  •)•  Der  rechtlichen  Regelung*  diestr 
Jlaterie  hätttn  sich  jedeulalis  Schwierigkeiten  entgegengestellt,  deiui  das 
Wesen  der  Okkupation  als  einseitigen  Willensakts  des  Erwerbers  ist  juristisch 
nicht  vereinbar  mit  gleichzeitigen  besw.  voranfgehenden  Willensakten  des 
Häuptlings  betreffend  die  Übertragung  von  Hoheitsrechten.  In  den  Verhand- 
lunj?''^n  der  Kongokonferenz  kam  jedoch  die  Anerkennung  der  Rechte  der 
Ein>4eb(M  eiifii  inehrfach  zam  Aus(iruck  und  wnrde  der  Abschluß  von  Verträgen 
uiit  den  Häuptlingen  der  btämuie  geradezu  empfohlen.  Bezüglich  des  Vor- 
ganges bei  Okkupationen  hat  sich  ein  Verfohien  ausgebildet^  welches  die 
Vertragsform  zu  Grunde  legt  und  die  Okkupation  auf  Grund  von  Zessions* 
vertragen  (Unterwerfüngsverträgen)  der  Häuptlinge  vollzieht  Die  Anwendung 
diföer  Rerlifsform  sef/^t  zweifellos  Anerkennung  einer  wenisrstens  beschriinkten 
TÖlkerreehtUchen  Persünlirhkpit  barbarischer  Vitlker  voraus;  sie  schlieft  aber 
ebenso  sicher  Okkupation  lui  strengen  Sinne  des  Wortes  aus.  Zessionen  be- 
ruhen dagegen  auf  Willenseinigung  des  Erworbers  und  des  anderen  Teils. 
Allein  die  Unfähigkeit  wilder  und  barbarischer  VQlker,  einen  politisch  bedeut- 
samen Willen  in  formell  wirksamen  Rechtsakten  zu  bekunden,  verbietet,  derlei 
Zessionsrerträo:en  eitie  ernstliehe  Bedeutuiip:  einztiräumen.  Sie  entspi-erhen 
nicht  de»  begritfiicheu  Erfordernissen  einer  rechtlich  wirksamen  Wiliens- 
einigung.  Übrigens  ist  seitens  der  zivilisierten  Völker  wilden  und  barbarischen 
Stämmen  nicht  einmal  beschränkte  v5lkerrechtliGhe  PersCnlicbkeit  eingeräumt  % 
Auch  in  der  Abschließang  solcher  Verträge  bekundet  sich  doch  zunächst  nui* 
der  Wille,  die  Selbständigkeit  wilder  Völker  anzuerkennen  und  die  Okkupation 
nicht  lediglich  auf  einen  Akt  gewaltsamer  Besitznalime  zu  stellen;  vorwief^end 
dürfte  aber  die  (schon  oben  S.  'MV.i  hervorgehobene)  Absicht  maßgebend  sein. 
Rivalen  auf  dem  Gebiete  kolonisatorischer  Unternehmungen  zuvorzukommen. 
Auch  politische  Klugheit  drängt  zn  einer  IHedlichen  Auseinandersetsang'). 

$  95.  a.  Der  Okknpatloiisalrt;.  Die  Okkupation  ist  ein  nicht  bloß  fttr 
den  Okkupanten  in  sdnem  Verhältnisse  an  dem  okkupierten  Gebiete,  sondern 


1)  Kin  auf  AnerkcnDung  eines  solchen  Vorgangs  gerichteter  Antrag  (ien  B<-viiliiiiäch- 
tfgCen  der  NordunerikaDiielien  Union  In  dm  Veibaadluagcn  d&r  Kongokonfereoz  wnrdto  ab« 
frefchnt.  Der  Antrag  ginp  von  dem  freim  I>ipposition?ro(Iitc  der  Kin;,'oboronen  über  ihren 
beimaüichen  Boden  aus  und  forderte  für  die  Okkupation  die  Kinwilligung  der  Eiageboreneu 
in  aII«D  FBlm,  in  d«o«o  diete  nieht  einen  AnKrifffuitt  proyosieirt  bitten. 

2)  In  der  neuertn  TTiooric  suclit  iiiüii  die  rc«  litliehe  Bedeutung  der  liier  in  Frage  stehen- 
den Verträge  uacbzuwciaeo.  So  Uoimburgcr  a.  a.  0.  71:  v.  Stongel  a.  a.  0.  AHtt.;  G. 
Meyer  a.  a.  0.  29  ff.;  Salomon  L  e.  232  aq.  Man  gelangt  anf  dieecm  Weg«  nrKomtndt- 
tion  einer  qualifizierten  Okkupation;  das  qualifizierende  Moment  ist  aber  dem  Vertrag:? recht 
entnommen;  es  läßt  sich  daher  mit  einem  ein^eitiiren  Wtlictmkte,  wie  die  Okkupation,  nicht 
in  organischen  Zusammenbang  bringen.  Vgl.  gegen  ubigc  ^'ersuc}lc  Adam  a.  a.  0.  63  ff. 

U)  Vgl.  V.  Holtsendorff,  HH  II  8.  257}  v.  Martitx,  B  XIX  p.  874;  Adam  a.a.O. 
&  67  fr. 
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«neli  fftr  die  Beziehniijien  des  Okknpanten  zn  dritten  Staaten  bedentsamer 
Tfttbestand;  soll  dies^  Tatbestand  rechtliche  Wirkang^  gegraUber  dritten 

St;iatpn  änfiern.  so  müssen  bezüglich  des  Okknpationsaktes  gewisse  Redin- 
gungen  erfüllt  sein.  Fehlt  ein  gülligei  ükkupationsakt.  so  kann  das  betreffende 
Gebiet  von  jedem  anderen  zur  Gebietäokkupation  berechtigten  Subjekt  in 
Besttx  genommen  werden.  Im  Zeitalter  der  Entdednuigeii  begnügte  man  sich 
mit  einer  bloß  fiktiven  Okkupation;  den  Handliingen,  wdche  zur  Bekundung 
Aet  Absicht,  an  dem  entdeckten  Gebiet*  eine  dauernde  Herrschaft  zu  begrün- 
den, vorgenommon  wurden,  folgten  vieliach  keine  diese  Absicht  realisierenden 
Akte')-  Dagegen  ist  die  Doktrin  sclirtn  friiiizeitifr  von  der  richtigen  Ansicht 
ausgegangen,  daß  der  auf  Erwerb  der  Gebietshoheit  gerichtete  Wille  in  Hand- 
langen betfttigt  sein  mnfi,  welche  die  aif  I^er  gerichtete  Ausübung  der 
Staatsgewalt  zum  Ausdrude  bringen.  Hiernach  mttssen  Handlungen,  welche 
als  Akte  effektiver  Okkupation  in  Betracht  kommen  sollen,  wesentlich  eine 
Beziehung  zur  Begi'ündnn!]^  und  dauernden  Eilialtiuif?  der  Staatsherrsdiaft 
aufweisen;  dahin  gehört  die  ( »rsfanisierung  und  Ein.setzung  staallic.lier  Be- 
hörden für  die  Regierung,  Rechtsptlege  und  Verwaltung.  Mittel  der  Sicherung 
einer  dauernden  Herrschaft»  wie  Küstenbefestigung,  Bau  von  Festungen,  An- 
legung von  Straften  und  Einrichtung  von  Kommunikationsmitteln  überhaupt 
kommen  gleichftills  als  Momente  effektiver  Besitznahme  in  Betracht  Das 
Hissen  der  Flaprs:«  usw.  genügt  nicht.  Expeditionen  zu  wissenschaftlichen 
oder  Missionszwectkeii  sind  keine  Okkupationsakte.  —  Den  Grundsatz  der 
Effektivität  der  Besitzergreifung  hat  die  Berliner  Kongokonferenz  anerkannt 
und  inm  Vertragsredit  erhoben.  Der  Wert  der  Bestimmungen  der  Artt  34, 95 
der  Kongoakte  für  die  Weiterbildung  der  vorliegenden  Materie  ist  schon  in 
anderem  Zusammenbange  betont  worden.  Der  GriK  l  i^/  der  Elfektivitftt 
findet  in  dMi-  Kon^oakte  eine  WeiterbildiniG:  durch  die  Sciiaffnno"  einer  neuen 
Garantie  »1er  1  aUsächlichkeit  der  Hesit/eigreifung,  nämlich  durch  die.  Forderung 
der  Publizität  des  Okkupationsaktes.  Die  Okkupation  niuli  den 
übrigen  SgnatarmSchten  notifiziert  werden;  sie  ist  Voranssetsnng  der 
Gültigkeit  des  Okkupationsaktes;  die  Besitsergreifnng  allein  bewirkt  nicht  die 
Begründung  der  Gebietshoheit*).  Die  Notifikation  wird  in  der  Regel  der  Be- 
sitzergreiTiDio'  voranfi]:ehpn.  Eine  rri->t  zur  Krfiillnng:  der  Xotifikationspfficht 
ist  nicht  noniiiert:  die  Notifikation  hat  eben  in  angemessener  Zeit  zu  erfolgen. 

§  96.   4.  W  irkung  der  Okkupation.    Die  rechtliche  W  irkung  der 
Okkupation  Ist  der  Erwerb  der  Hoheit  über  das  in  Besitz  genommene  Gebiet 

1)  Gleichwohl  protestierte  noch  ia  aeaestor  Zeit  Portugal  gegen  die  £rwerbaog«D  der 
KongiogCRelhdMft,  nod  Spanien  berief  sieb  im  KMoHnen-ßtreitfatle  «nf  srin  Entdeekmgwedit 

Anlälilirli  ilor  nkkujiation  von  Masf-.iunli  (!*>SSi  eiilstaiid  zwischen  Italien  eincreeit*  und  der 
Türkei  und  Egypten  andcrsoita  dio  Streitfr^c,  ob  die  lotxterca  der  von  Italien  cingelcitetea 
Okkupation  darch  dne  xeididi  Toranffehende  «ffektlve  Okkopstlon  suTorgckomnien  waren. 
An  die  Entdeckiinu'  als  solche  i:illcvding«  mit  einigen  Modifikationen)  knüpfen  noch  heute 
englüclie  Schriftsteller  rTwiss,  Law  of  nationa  ü  110  aq.  and  R  XV  p.  5«2  and  Pbiili« 
more,  Comment.  §§  226  i^q.)  an. 

2)  Ebensowenig  bogrründet  der  Abschluß  eSoea  Protektdratavevtfagea  ohne  naekrolBend« 
Notifikation  die  Scbatzbensdiaft 
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Die  Frage»  In  veleliem  territorialoi  Umfange  die  Oebietehoheit  existent  ge- 
worden ist,  maß  aogenBcheinlich  derzeit  im  Znsammenbang  mit  dmn  wesent- 
lichen Erfordernisse  der  gQltigen  Erwerbung  der  Gebietshoheit,  nämlich  der 

Effektivität  der  Bositzerjrreifung:.  beantwortr-t  wt^rden.  Es  sinrl  also  nur  jene 
Gebietsteile  der  Gehietsliolu'it  unterworfen,  über  welche  ta  t  «ädilich  die 
Herrschaft  des  Erwerbers  ausgeübt  wird.  Die  ältere  StAatcninaxis,  welche 
das  Erfordernis  der  Effektivität  der  Besitzergreifung  nicht  kennt,  gelangte  za 
verwhiedeDen  Theorien,  welche  die  maSloeen  Ansprache  anf  Gebiete,  die  in 
ihrem  Umfang  durchaus  unbestimmt  waren,  rechtfertigen  sollten  und  in  ein- 
zelnen Fällen  auch  noch  in  dei-  neuesten  Zeit  von  einzelnen  >f;ichten  und 
Vertretern  der  Doktrin  festgehalten  werden.  So  ist  man  vor  allem  davon 
ausgegangen,  daß  die  Okkupation  des  Mündungsgebietes  eines  Stromes  die 
Herrschaft  Aber  das  ganze  an  dem  Stromlanf  belegme  Gebiet  begründe*). 
Ein  anderer  Standpunkt  ist  der  der  Eontignität  (l^ght  of  eontignity),  wo- 
nach alles  an  das  effektiv  besetzte  Gebiet  anstoßende  Gebiet  der  (  I  i  :shoheit 
des  Okkupanten  nnt*^rworfHn  <*-!n  soll;  mindestens  ^r.n  dpin  < Okkupanten  ein 
Vorkaufsrecht  vm i)eliaUeu  bleiben.  Ebenso  \•<\^  wie  diese  Ijeiden  Theorien 
ist  diejenige,  welche  eine  Mittellinie  zwischen  den  Gebieten  zweier  benach- 
barter Okkupantoi  als  entscheidend  erklärt  —  Über  den  in  neuerer  Zdt  in 
Übung  gekommenen  Ausweg  der  Abgrenzung  der  Interessensphären  zweier 
Kolonialstaaten  ist  schon  ohen  S.  303  gesprochen  worden. 

§  97.  Derivativer  Erwerb  der  (»ehietshoheit --').  T.  Diese  Art  des 
Erwerbs  der  Staatsgebiet*iholieit  umfaßt  alle  Fälle  des  Ü bert?a n prs  der 
Gebietshoheit  eines  Staates  auf  einen  anderen  auf  Grund  einer 
Wiilenseinignng  des  bisherigen  Trägers  der  Gebietshoheit  und 
des  Erwerbers.  Der  derivative  Gebietserwerb  beruht  daher  immer  auf 
einem  Vertrage.  Übertragungen  der  Gebietshoheit  kommen  im  friedlichen 
Rechtsverkehr  der  Völker  vor  oder  sie  sind  das  Ergebnis  kriegerischer  Vor- 
gänge. Nach  heutigem  Verfafvsungsrecht  ist  das  Staatsgebiet  unteilbar 
und  unveräußerlich;  es  ist  der  Disposition  durch  privatrechtliche  Akte  des 
Souveräns  entzogen.  Abtretungen  von  Gebietsteilen  können  nur  auf  vei"- 
fassungsmäßigem  Wege,  und  in  den  konstitutionellen  Staaten  nur  unter  Mit- 
wirkung der  zur  Bildung  des  Gemeinwillens  berufenen  Faktoren  erfolq:en. 
Die  materiellen  ^Fotive  solcher  ex7;eptioneller  r>i^{iositionen  über  das  Staats- 
gebiet können  nur  in  Gründen  der  Notwendigkeit  und  ernsten  politischen 
Interessen  ihre  Wurzel  haben;  die  Zession  eines  Gebietsteils  kann  unter  Um- 
ständen das  einzige  Mittel  sein,  die  Existenz  des  Staates  zu  sichern.  Die 

1)  Standpankt  der  Nordtmerikiiiitdia  üniod  Im  Or^onstreit  mit  England,  der  im 
Jabrc  1^46  durch  einen  Vertrag  geschliclitet  wurde,  ferner  in  dem  Grcnzstruit  mit  SpanieD 
bezüglich  Lonisiana's.  Nenentens  hat  Portugal  denselben  Standpunkt  mit  Bezug  auf  die  Kongo* 
mündang  für  eich  geltend  gemacht. 

2t  Heffter^Geffckcn  |§  69,  1&-2;  v.  H  oltzendorff ,  HU  II  269ff.;  F.  v.  Martens 
I  .15")  ff  ;  Hartmann  175  ff.;  Garcis  §  170;  v.  Liszt,  §  10;  Heiml>nr;ror.  Erwort)  der 
Gebietsiiobeit,  tlO  ff.;  Pradier-FodfrC',  Trait^  II  p.  SlQsq.;  Despagnot,  (>)ursp.  406  sq.; 
PiCdeiidrre,  Pi«eia  I  p.  STl  sq.;  Bivier,  PrindlieB  I,  tSTtq.;  Fiore  II,  HfiM>4-;  Pbil- 
linore  I,  {i  252  sq.;  Halleek  I,  IM  sq.;  Opp«iibeiai  I  j§  IIS  sq. 
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frei  willigten  Qebietszesaionen  erfolgen  Übrigens  auch  in  iet  Neuzeit 

auf  Grund  von  tintgeltlicken  oder  unentgdtliclien  Rechtsgeschäften.  Das 
Rechtsgescliiift  selbst  kann  ein  Kauf  sein;  so  erfolgte  gegen  Zahlung  einer 
Geldsumme  die  Abtretung  von  Louisiana  seitens  Kiankreichs  an  die  Nord- 
amerikaniäciie  Union  (1800),  der  russisclien  Gebietsteile  in  iNordanierika  an  die 
Union  ( 1 S68),  die  Abtretung  von  Moitone  und  Boceabrnna  seitens  des  Fflrsten  von 
Monaco  an  Frankreich  (1861),  der  Insel  St.  Bartb^lemy  seitens  Schirodens  an 
Frankreich  (1877),  der  Karolineninseln  seitens  Spaniens  an  Deutschland  (1899). 
Die  Kaufsumme  bedeutet  in  derlei  Fällen  nicht  das  Entgelt  für  die  Ze„<sion  der 
Gebietshoheit,  sondern  für  die  mit  der  Gebietszession  sich  vollziehende  Über- 
lassung von  Staatseigentum  und  anderen  Vermögenswerten.  Auch  der  Tausch 
von  Gebietsteilen  kommt  In  neuerer  Zeit  vor,  so  insbesondere  znm  Zwecke 
der  Bektifikation  der  Staatsgrenzen,  die  Hingabe  eines  Kolonialgebiets,  das 
für  den  Berechtigten  kein^  Wort  besitzt,  gegen  ein  anderes  seinen  politischen 
odeT-  "rkfTi'  ini'-clien  Tnteres<;en  mehr  entsprechendes  Kolonial-  oder  sonstiges 
Gebiet,  immer  kommen  aber  bei  derlei  Tauschgeschäften  nur  kleinere  Gebiets- 
teile iu  Frage.  Ferner  können  Gebietsabtretungen  zum  Zwecke  der  Verpfän- 
dung vorkommen.  Freiwillige  Gebietszessionen  kSnnea  überhaupt  aus 
den  Tersehiedenartigsten  politischen  Motiven  stattfinden,  so  z.  B. 
um  sich  von  den  Lasten  der  Verwaltung  eines  Landes  zu  befreien.  Solche 
Fälle  freiwillij2:er  Gebietszessionen  der  Xenzeit  sind  jene  beziij;lich  der  Jonischen 
Inseln  seitens  KuglanUs  an  Griechenland  im  .fahre  1^»;3.  von  Nizza  und  Savoyen 
seitens  Sardiniens  an  Frankreich  im  Jahre  Ibüo,  von  Lauenburg  seitens 
Österreichs  an  Pi-enfien  im  Jahre  1865,  der  hoUftndisehen  Kolonien  in  Guinea 
an  England  im  Jahre  1872  usw.  Gebietssessionen  in  Folge  dnes  Kriege«, 
durch  Friedensvertrag,  sind  zu  allen  Zeiten  die  für  die  Geschichte  der  Staaten, 
ihre  Schieksale  nnd  für  die  internationa]^  Politik  die  wichtigsten  gewesen. 
Da  in  den  Fällen  der  Gebietszesfion  infolge  t-uu  >  Krieges  wichtige  Verände- 
rungen in  der  realeu  Existenzgrundlage  der  ätaateu  und  in  dem  gegenseitigen 
Machtva-hiUtnis  der  Verkehr  pflegenden  Staaten  durch  Gewalt  herbeigeführt 
wei'den,  liegt  es  nahe,  die  in  det  Geschichte  konstant  wiederkehrende  Er« 
scheinnng  der  Eroberung  (der  Annexionen)  vom  Standpunkte  der  materiellen 
Gerechtigkeit  zu  prüfen.  Tn  tatsächlieher  bezw.  fornieller  Beziehung  kann 
die  Ije^'itimitiit  des  Gel)iefserwerbs  diircli  Friedensvertrag  nieht  in  Frage  ge- 
stellt werden.  Recht  und  Gerechtigkeit  treten  aber  mit  der  Macht  der  Tat- 
sachen in  Konflikt:  einerseits  wird  die  Annexion  auf  Gmnd  von  Friedens- 
verträgen als  legitimer  Erwerb  von  Gebietshoheit  anerkannt;  andererseits 
gilt  die  Verwerflichkeit  der  Eroberung  als  etwas  Selbstverständliches.  Ein 
Recht  der  Eroberung^  behaupten  zu  wollen,  wäre  eine  Absurdität.  —  Eine 
neuere  Ansicht  sucht  die  Kechtmäliigkeit  von  Annexionen  aut  das  sogenannte 
Nationalitätenprinzip  zurückzuführen.  Allein  auf  dem  Boden  des  europäischen 
Völkerrechts,  welches  historische  Bechtstitel  der  Besitaverhftltnisse  der 
Staaten  anerkennt,  ist  die  An&tellung  des  Nationalitätenprinzips  ein  Angriff 
auf  den  Status  quo.  d.  Ii.  auf  den  bisher  für  ivrlitlieh  anerkannten  Zu.stand 
von  Europa.  Jen^  Prinzip  ist  überhaupt  uui*  denkbar  unter  der  Voraus- 
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Setzung  der  Negiernng  der  Rechtmäßigkeit  und  Mfiglichkdt  historischer  Rechts» 
titel  und  der  Behauptung  ansachließlicher  Oeltung  einer  Art  natürlichen 

Rechts,  das  den  Kampf  mit  dem  historisch  gewordenen,  positiven  Recht  auf- 
nimmt und  notwendig  /n  Konflikten  rrtbrt,  welche  nur  der  Ausgang  des 
Kampfes  eutscheideu  kann.  Die  Schwärlie  dieses  sog:.  Prinzips  7.c\?!;t  sich 
übrigens  in  dem  Umstände,  daß  Vertreter  üeseielben  praktiscli  dücli  nicht 
umhin  können^  zor  Wahning  des  Besitastandes  die  Bentfiing  anf  historische 
Bechtstitel  in  Anspruch  m  nehmen ;  das  Prinzip  dient  eben  nnr  der  sdiein- 
baren  Rechtfertigung  einer  politischen  Aktion,  deren  glückliches  Ergebnis 
sofort  unter  den  Schutz  der  sonst  verworfenen  historisrlien  Rtichtstitel  «:e<;tellt 
wird.  —  Zumeist  bringt  man  die  Frage  der  Legitimität  von  Annexionen  in 
Zusammenhang  mit  dem  Rechte  des  Staates,  seine  Existenz  zu  verteidigen. 
Hier  sind  wieder  ewei  Ansichten  anseinandensahalten.  Die  eine  Ansicht  bringt 
das  Verteidigungsrecht  des  Staates  in  Zusamineahang  mit  der  Erhaltung  des 
Grleiehj^ewichts  dt-r  Staaten;  jeder  Staat  ist  berechtiget,  Yorsiclitsmanregeln 
ge<?en  die  seine  Existenz  und  den  allgemeinen  Frieden  bedrohenden  Expansions- 
beütrebungen  eines  anderen  Staates  zu  ergreifen  und  der  ihm  drohenden  Ge- 
fahr dnrcb  Angriff  zuvorzukommen.  Diese  Ansicht  bertthrt  ein  politisches 
Interesse  nicht  bloß  des  unmittelbar  bedrohten  Staates,  sondern  der  GeeamtF 
heit  der  Staaten  und  die  Frage  der  Intervention.  Die  andere  Ansicht  st«ht 
mit  der  Frage  der  justa  causa  belli  im  Znsammenhan^:  die  Annexion  eines 
Gebietsteils  des  ungei  editen  Angreifers  ist  rechtmäßig'.  (S.  unten  im  Kriegsreclit.) 

II.  Zu  einer  gültigen  Gebietszession  ist  erforderlich  ein  Vertrag, 
in  welchem  der  für  die  Übertragung  und  Übernahme  der  Gebietshoheit  mafi- 
gebende  Wille  der  Beteiligten  and  die  Willenseinignng  zu  rechtlich  wirksamem 
Ansdmck  gelangen.  Die  Invasio  gibt  zunächst  nur  faktischen  Besitz  des 
Landes.  Als  weiteres  Erfordernis  wird  vit-Ifach  eine  förmliche  Tradition 
des  Gebiets  aufgestellt.  In  der  Staatenpraxis  sind  förmliche  Traditionen  (in 
solenner  Form)  vorgekommen.  Die  Notwendigkeit  einer  Besitzübertragung 
entfällt»  wenn  durch  Friedensschluß  die  Zession  eines  Tcm  d«nn  Erwerber  durch 
kriegerische  OkkQi»ation  besetzten  Landes  bewirkt  wird.  Indessen  wird  schon 
von  Grotius  die  Tradition  nicht  für  erforderlich  gehalten  und  seither  diese 
Ansicht  vielfach  vertreten In  der  Tat  ist  die  l'radition  )Vvh\  a])solnt  not- 
wendig? zum  Erwerb  der  Gebietshoheit ;  den  Grund  davon  kann  man  darin  er- 
blicken, daß  die  Auswechslung  der  Vertragsinstrumente  eine  Investitur  im 
Sinne  des  Deutschen  Rechts  Mldet  Übrigens  kann  man  dafftr  auch  noch 
anfftbren,  daß,  wenn  ein  Staat  einem  anderen  Staat  einen  Landstrich  sediert, 
damit  genug  geschehen  ist^  um  die  von  den  Beteiligten  beabsichtigte  rechtliche 
Wirkung  herbeizuführen,  wenn  der  bisherige  Träger  der  Gebietshoht^it  erklärt, 
daß  er  das  Gi^biet  zediert  haben  will,  weil  eine  KolHssion  mit  IJeeliten  Drittel', 
die  im  privatrechtlichen  Verkehr  leicht  möglich  ist,  im  Völkerrecht  uicbt  so 
leicht  vorkommen  kann  >).  Hiemach  ist  die  Gültigkeit  der  Zession  keines« 

1)  V.  HolUcndorf,  ULI  II  273;  Iii  vier,  Lt-hrb.  S.  150.   Oppenheim  I,  §  217. 

2)  Ein  Beispiel  au«  der  ncaeren  Praxis  bestfitipt  das  Gesagte.  Kapoleon  Hl.  hatte  auf 
Gnind  der  PifUinüiiMieii  von  ViUifniMA  beiw.  des  Züiiober  Vertragee  vom  16.  Okt.  (10.  Mo- 
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wegs  von  der  Tradition  abhängig.  AndrerseitB  ist  es  selbstverstftndlidi,  daB 
der  Erwerber  seine  Gebictsholieit  eist  auf  Grund  effektiver  Besitzergreifung 
ausüben  kann.  —  An  sich  steht  keinem  dritten  Staat  ein  Recht  des  Ein- 
spruchs gegen  die  Erwerbung  der  Gebietshoheit  durch  Zession  zu.  Aus- 
nabiuäweise  kann  ein  solches  Einspruchsrecht  begründet  sein,  so  z.  B.  für  den 
Fall  der  Erwerbung  neuen  Gebiete  seitens  eines  neutralisierten  Staats.  Davon 
sind  jedoch  Fülle  der  Intervention  gegen  einen  Gebietaerwerb^  der  z.  B.  dne 
Störung  des  politischen  Gleichgewichts  zu  verursachen  geeignet  wäre,  wohl  za 
unterscheiden  f.s.  init^n  in  der  Lelire  von  der  Intervention).  So  trat  der  Nord- 
deutsche Bund  der  Zession  Luxemburgs  seitens  Hollandi»  an  Frankreich  (I8ö7) 
entgegen.   Luxemburg  wurde  neutralisiert  0- 

III.  Da^  szedierte  Territorium  geht  mit  allen  darauf  haftenden  Lasten, 
insbesondere  auch  den  passiven  Servituten^  sowie  d^  dem  Lande  durch  inter- 
nationale Akte  anüer legten  dauernden  Neutralität  auf  den  Ehrwerber  ttber.  Im 
fibrigen  gilt  auch  hier  der  Grundsatz:  nemo  plos  juris  in  altum  transferre 
poltest  quam  ipse  habet. 

§  t)S.  Fnrt«;etzim!;.  VJebiszit  und  Option^).  Neuere  Verträge  ent- 
halten eine  Klausel,  der  zufolge  die  Gültigkeit  der  Zession  von  der  formellen 
Zustimmung  der  Bevölkerung  des  zedierten  Gebietes  abhängen  soll-'). 
Hftuflger  wird  in  den  Tertrifi;en  der  Bevölkerang^  des  zedierten  Gebietes  „die 
Befugnis  der  ausdrücklich  oder  stillschwdgend  abzugebenden  Willenserklärung, 
im  bisherigen  Staatsverbande  zu  verbleiben  oder  einem  fremden  beizutreten" 
(Stoerk)  vorbelialten :  so<^.  Optionsrecht  f^-ide  Institute  suchen  da.^  mit 
dem  pohtisch  wiciitigen  uud  in  das  Schicksal  eines  Gemeinweseu.s  tief  eia- 
gieifendeu  Vorgang  der  Gebietszession  verknüpfte  Interesse  der  Bevölkerung 
zu  wahren  und  die  harmonische  Koexistenz  des  öffentlichen  nnd  des  Individual- 
rechts zu  sichern.  Je  mehr  aber  der  Begriff  der  Staatsgewalt  in  der  Theorie 
und  im  praktischen  Staatiiieben  in  seiner  öffentlich-rechtlichen  Natur  erfaßt 
wurde,  anderseits  aber  pe^enüber  der  T^bertreibung  des  Souveränetätsbegriffis 
die  Rechte  des  Individuum;,  zu  Ehren  gelaugten,  desto  näher  trat  die  Frajre, 
Wiehes  Maß  von  Rechten  in  Fällen  von  Gebietszessionen  oder  Eroberungen 
dem  Staatsbfirger  zukomme^  der  nicht  mdir  als  glebae  adscriptus  ipso  facto 
als  zediert  betrachtet  werden  sollte.  Die  Lösung  dieses  Problems  kann  nur 

vcmber)  1S59  von  Österreich  die  Ijotubardoi  zediert  erhalten:  eine  Besitzergreifung  seitens 
dos  ZesakMum  «ikigte  nicht;  gleichwobl  hatte  dieser  in  veiteinn  Verianfe  dar  Aogeleffeih 
hett  die  Soiivcninernt  an  Sardinien  rechtBWilkaam  ibflltlBgMl. 

1)  VkI.  Oppenheim  1,  §  21S. 

2)  Stoerk,  Option  und  Plebinit (18791,  Derselbe,  BH  IIS.  SlSff.;  Ullmann  in  der 

All?,  östrrr.  Ocrirht.^-Zcitung  l&SO,  367  ff.;  F.  v.  Martens  1  H^nü.-.  Kivi<  r,  I.obrb.  141  ff.; 
Schlief  im  A.  f.  ü.  Ii.  VIII  IbUff.;  üeilborn,  System  112£f.i  Freudeuthal,  Die  Volks- 
abedibmang  bei  GebietubtrettiQgeD  und  Erob«ningen  (1891);  F.  Lieber,  R  III  ISusq.;  G. 
R(jliii-.l:iiMnieinyu8,  ebenda  172  sq.,  536  sq.;  Padelictti,  ebenda  4G4  sq. ;  Funck-Bren- 
tano  et  äorel,  Pr^iB33&8q.;  Dospagnet,  Cou»  411;  Bonfila  570;  Oppenlieim 
I,  §  219. 

3)  Der  erste  Fall  der  Anwondang  der  Plebiüzitklausei  kmn  im  JtJu»  1T91  YOt  (Inkor» 
poriemog  der  Grafachaft  Vonaiaain  and  dea  Gebieta  von  Avignon). 
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im  Sinne  der  heutigen  Sta&tsidee  und  ihrer  Eonaequenzen  erfolgen.  Dies 

fehlt  aber  der  Plebiszittheorie.  Diese  wurzelt  in  der  fittechen  Vertragstheorie 
und  nicht,  wie  vielfiich  behauptet  wuidf^.  irf  <]^n\  Konseiiuenzeu  des  Pailamen- 
tarismus  oder  konstitutioneller  Einrichliingeu  iiberhaupl,  denn  aucli  im  konsti- 
tutionellen Staat  gilt  nur  das  als  Gemeiuwille  und  legitime  Aktion  des  Staates, 
was  die  v^'fassnngsmftftigen  Organe  beschließen  und  tun.  Der  Wille 
Einzelnen  kann  nicht  entscheiden.  Das  Recht  des  Volkes  kann  eben  nur 
durch  die  verfassungsmäßige  Repräsentanz  zum  Ausdruck  und  zur  Geltung 
kommen.  Die  Unhaltbarkeit  der  Plebis/.ittlu  orie  tritt  übrigens  noch  deutliclier 
vor  Augen,  wenn  man  ihre  tecliiiisclit-  DmchlTihrbarkeit  prüft.  Abgesehttii 
davon  bewirkt  aber  die  Plebisziltheoiie  vielfach  iu  ihrer  praktischen  Aus- 
fthrung  auch  eine  Gefiibr  Ar  die  persönliche  Freiheit  —  Dagegen  beruht 
das  Optionsinstitnt  auf  juristisch  zutreffenden  Grundgedanke;  der  praktischen 
Terwertnii[!f  desselben  stellen  sich  keine  Schwierigkeiten  entgegen.  Der  Grund- 
gedanke der  Optionsbefugnis  verdankt  seine  Anerkennmij^  dem  IS.  Jahrhundert*). 
Das  Wesen  des  Opfidnsinstituts  liegt  darin,  daß  gegenüber  der  aiiabändeilichen 
,und  vom  ^S'illeu  der  Einzelnen  unabhängigen  Tatsache  der  Gebielszeission  dem 
Einzelnen  die  Möglichkeit  offen  gelassen  wird,  sein  Selbstbestimmungsi'edit 
bezüglich  der  Staatsangdifirigkeit  geltend  zu  machen.  Die  Not,  welche  in  der 
gewaltsamen  Eroberung  oder  der  ihr  gleich  wirkenden  friedlichen  Zession  für 
die  Individufn  des  dismeTiibriorten  Staatsgebietes  liegt^  findet  in  dem  Options- 
institute ihre  Korrektur.  Diei^es  an  die  menschliche  Freiheit  anknüpfende 
Recht  der  Persönlichkeit  trat  ziemlich  spät  iu  das  Bewußtsein  der  Staaten - 
geaellscfaaft^  nach  mancherlei  Schwankungen  trat  es  in  der  neuesten  Zeit^  auf, 
um  in  der  Praxis  der  Staaten  dauernde  Stellung  su  gewinnen. 

§99.  Beschränkungen  der  Oebietvshokeitb  Staatsservituten^).  I.  Der 
Begriff  der  Servitut  ^ehfiit  dem  Privatrecht  an,  erspielt  aber  aucli  im  Staats- 
recht und  Vftlkerreclit  eine  Rolle,  publizistische  Doktiin  und  Siaatenpraxis 
operieren  mit  diesem  Begritle  im  Hinblick  auf  singuläie  Kechtsverhältnisse  der 
Staaten  unter  einander.  Wird  nun  einerseits  mit  diesem  B^;riffe  als  einem 
fisststehenden  operiert^  so  gehen  doch  die  Meinungen  Uber  das  Wesen  der 
Staatiiservitut  vielfach  auseinander;  es  wird  auch  (aus  juristischen  und  poli- 
tisdien  Grflnden)  die  Zuläasigkeit  des  Servitutsrechts  im  Völkerrecht  in  Abrede 


1)  Vgl.  Stoork  a.  a.  0.  (Abscbn.  I  u.  II)  Aber  die  Oeschiclite  des  Optionsrnstituts  und  der 
Plebiszitrhcorie. 

2)  Züriclicr  Frieden  Wiener  Friodon  vom  30.  Oktober  1864,  FraukfurtW  Frieden 
vom  12.  Mai  IbTl  und  Zusatzvertrag  vom  11.  Dezember  desselben  Jahres  usw. 

S)  Huptirarl::  ClanA,  Die  Lehre  von  den  ftMtadieastbwkdtwi  (IBSi).  Heffter- 
Gcffckcn§43;  v.  Holtzenrlorff ,  HU  II  S.  242rf.;  Bulnierincq,  n289ff.;  F.  v.  Martens 
I  S.  3ö4ff.i  Uartmaon  179ff.;  üareis  §  71^  Lewis  iu  v.  Uoltzendorffs  Kechtslox.  s.  v. 
„StutBiervitiitGiit'' ;  Brie  in  y. Stengel* e  WSitefbudi  dee  deutschen  Venra]tani;inMditB  e.  y. 
^Stiatssi'r\itutL'ii-':  Ilivirr.  Lehrb.  S.  192 ff.;  v.  l/iszt,  S,  19.  —  T.abaiut  .  J^taafFrecht  I 
(2.  AufL)  B.  1S6;  Uänel,  Staatsrecht  I  ä.  538;  Jeliinek,  Die  Lehre  von  den  ätaatea Verbin- 
dungen 8.Mff.;  Phillimore,  I,  §§  2S1  sq.;  Trayera  Tirise,  I,  §  245;  Oppenfeieim  I, 
§^  203  sq.;  Pradier-Foder6,  II,  Nr.  834  sq.;  Bonfils,  Nr.  340  sq.;  Kivier,  Friiuipfjs  I, 
29«  eq.;  Fiore  I,  ^  SSO  sq.;  Fabree,  Des  senritades  dana  le  droit  international  (1901). 
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gestellt  0.  Dieser  letzteren  Meinnng  steht  indessen  die  Tatsache  gegentklMr, 
daß  es  unter  Staaten  singnläre  Rechtsverhältnisse  gibt,  die  auf  deu  ersten  Blick 
Analogien  der  privatreclitlichen  Servituten  aufweisen.   Praktische  Fälle  der 

neuesten  Zeit  weisen  juristische  Streitfragen  auf,  die  mit  dem  Institut  der 
Staatsdienstbarkeiteu  auf  das  enj2:ste  zusammenhängen  2),  Im  Völkerrecht 
fand  der  Begriff  der  Servitut  durch  Vermittlung  des  Staatsrechts,  und  zwar 
der  eigenartigen  publizistischen  Verhftltnisse  des  alten  Deotsehen  Heidies 
Aufnahrae  3).  Die  Bedingangen  der  Verwertunp:  des  privatrechtlichen  Begriffs 
der  Dienstbaikeit  im  Staatsrecht  lagen  hinwieder  in  den  privatrechtlichen 
Elementen  der  damaligen  publizistischen  RechtsverhSltnfsse  —  insbesondere  in 
der  Auffassung  des  Rechtes  des  Landesherro  an  dam  Territorium  als  Eigentunis- 
recht  — ,  ferner  in  der  Bedeutung,  welche  das  römische  Eecht  fftr  die  Be- 
handlnng  des  Staatsrechts  erlangt  hatte.  Die  tfodiflkation,  welche  sieh  in  der 
landesfärstlichen  Gewalt  im  Sinne  der  modernen  Staatsgewalt  vollzogen  hatte, 
führte  dahin,  Beschränkungen  der  einheitlichen,  universellen  Staatsj^ewalt  durch 
Rechte  dritter  Staaten  als  Servitutes  juris  imblici  von  der  aualt  ^^Fn  private 
rechtlichen  Servitut  scharfer  zu  sondern  *).  Die  Bestimmung  des  dogmatischen 
Wesens  der  Staatsdienstbarkeiten  in  der  i-eichen  dentschrechtlicheu  Literatur 
Aber  diesen  Gegenstand  zdgt  aber  die  nannigihchsten  HeinangsTersehieden' 
heiten.  Auch  die  völkerrechtliche  Literatur  bewegt  sich  in  gegensätzlichen 
Ansichten  insofern  (abgesehen  von  jenen,  welche  die  Berechtigung  der 
Staatsservitut  als  Instittit  de?  Völkerrechts  in  Frage  stellen;  einifre  die 
Staatsservituten  als  dauernde  reale  Beschränkungen  der  Staatshoheit  im 
allgeroeineno),  andere  als  Beschränkungen  der  Gebietshoheit  anffasseu. 
Übereinstimmung  herrscht  bei  den  Ersteren  darQber,  dafi  es  sich  bei  Staats- 
Servituten  um  die  Ausübung:  von  Hoheitsrechten  in  fr^dem  Gebiet  handelt. 
Einzelne  be/eichnen  auch  Privatrechte  in  Verbindung  mit  den  H(»heits- 
rechten  als  (legenstand  von  Stiiatsservituten.  Die  herrschende  Ansicht 
erblickt  iu  den  Staatsservituten  Beschränkungen  der  Gebietshoheit. 

IL  Die  Verwertung  des  privatrechtlicheu  Begriüs  der  Servitut  bezüglich 
der  hia*  in  Frage  stielenden  VerhftltnisBe  ist  nidki  aumeschloasea,  da  die  Gebiets^ 
hoheit  trotz  ihres  publizistischen  Charakters  Ähnlichkeiten  mit  dem  Eigentum 
aufweist     Als  Imperium  an  dem  Staatsgebiet  &u6ert  sich  die  Gebietshoheit 


1)  So  unter  den  neueren  ScbriltsteUeni  v.  Bulmeriocq  a.  a.  ü.,  der  die  hier  in  Fra^ 
ii(ebend«D  Reeht»  rioes  Staates  g«genfiber  dn«m  «Bdereo  lediglldi  auf  KoiizeMion«ii  snrfidk- 

zufuhren  sucht,  wclclif  ml-Ii  iTfe  Staaten  in  Bozuf?  auf  die  Ausfibunff  ihrer  HoheitArcThte  zu 
GoQBteD  der  interaationaioo  Ucmeiuadiaf t  zu  gewähren  haben  G^n  diese  Ansicht  ueuesteus 
ClavO  mir.  Im  Übrigen  gog^n  die  Amicht  Bnlmerincq'»:  Stoerk,  HB  II  SSI,  592. 

2»  Z.  B.  die  Fra^e  des  I-lseliorLirerbts  der  Franzosen  an  der  Küste  von  NenfoandlaDd 
—  «iner  der  Präzedenzfälle,  welche  Clan 8  in  »einer  Monographie  zum  Aosgangspunkte  nimmt. 

3)  Den  NachweiH  erbringt  ncaestcns  in  Qberzcugender  Weise  ClauB  a.  a.  0.  34ff.,  wo 
die  biatoriBche  Entwicklung  der  Lehre  von  den  i>iantsdii-ii:>tbarkciteii  eingehend  erörtert  ist. 

4)  Ah  Autor  des  Tin-niinns  8er\'itutcs  juri«  publid  wäat  Ciaufi  4äff.  den  Yitriarias 
llnatit.  jur.  publ.  Hom.-Germanici,  16S6)  nach. 

bt  Ygl  Nibmt  dtcflbtt  bd  ClanB  IMff.        6)  Vgl.  i.  B.  H elfter  a.  a.  0. 
T)  Vgl.    Sey4«l,  Bayer.  Staatwecht  I  &  m 
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(im  Oegeosatse  zur  Personalhoheit)  als  „staatsrecbtliches  Sachenrecht*.  •)  In 
negativer  Beziehung  fiingiert  die  Gebietshoheit  ala  das  Recht  des  Staates, 

Herrscliaftshandlungen  dritter  Staaten  auf  seinem  rjpbiete  zurückzuweisen, 
soweit  nicht  dnrcli  einen  rechtlich  maßgebenden  Akt,  d.  i.  durch  einen  Vertrag 
eine  Au?;iuUiMie  befrriuidet  ist.  Kine  solche  Ansnahme  bildet  die  Staatsservitut, 
Weil  DUü  das  dingliclie  Mumeut  im  Begritie  der  Servitut  eine  Analogie  nur 
in  den  Beschrftnlcnngen  der  Gebietshoheit  flndet.  so  mUssen  von  dem  Begriffe 
der  Staatsserritut  anderweite  Beschränkungen  der  Staatsgewalt,  die  keine 
Beziehung  auf  das  Staatsgebiet  aufweisen,  ausgeschieden  werden.  Aber  auch 
Beschränkungen  der  Oebiet.^lioheit,  die  infolp;«  der  Verkehrsg^emeinschaff  den 
Staaten  wechselseitig  aulerleo^t  sind,  sind  keine  Staatssservituten  im  ter.hnischen 
Sinne  des  Wortes.  Beschränkungen,  die  insbesondere  mit  dem  Naclibarverliaituis 
gegeben  sind,  pflegen  als  servitnteB  juris  gentium  naturales  bez^hnet  zu  winden. 
Aber  anch  durch  Vertrag  begründete  ße.«ichränkungen  der  Gebietshoheit  sind 
nur  dann  Servituten,  wenn  die  Beschränkung  als  eine  dauernde  dingliche 
Belastung  erscheint.  Tin  einzelnen  Falle  kann  es  zweifelhaft  and  schwer  zu 
entscheiden  sein,  ob  durch  betreffende  Stipulationen  ein  obligatorisclies  Rechts- 
Terhältnis  odei-  eine  dauernde  dingliche  Belastung  begründet  ist.  Keinen  Anlaß 
za  Zweifeln  werden  zeitweise  oder  anf  kflndbare  Yertrftge  gegründete  Beschrän- 
kungen der  Gebietshoheit  geben.  ^ 

ITT.  Staatsdienstbai keiten  können  nur  zwischen  Staaten  begründet 
werden,  denen  das  l^eclit  der  Disposition  über  ihr  Gebiet  zusteht.  Privaten 
oder  Kürpersclialten  können  na(  Ii  heutigem  Recht  lioheitsrechte  auf  fremdem 
Staatsgebiet  nlclit  eingeräumt  werden.  3)  Ist  die  Dispositionsgewalt  des  Staates 
über  sein  Gebiet  besdarftnkt  (bei  sogenannten  halbsoaverftnen  Staaten), 
so  wird  innerhalb  der  Grenzen  dieses  Rechts  die  Bestellung  einer  Servitut 
nicht  ausge-schlossen  sein.  Dies  gilt  auch  von  neutralisierten  Staaten; 
dagegen  wird  ihnen  die  Bestellung  militärischer  Staatsdienstbarkeiten  untersagt 
sein.  Der  Staatenbund  kann  weder  aktives  noch  i)a.ssives  Subjekt  einer 
Staatsservitut  sein. Im  Bundesstaat  sind  die  verlässungsmäßigen  Grenzen 
der  Kompetenz  des  Gesamlstaates  und  der  Einzelstaaten  entscheidend.  Die 
Bestellung  einer  Servitut  seitens  eines  Einzelstaates  zu  Gunsten  dnes  aus- 


1}  Ltbaod.  Btaaiarecht  (2.  Aufl.)  I  B.  I74ff.;  v.Seyd«!,  Bayer.  Statlireebc  I  2T0. 

2)  Beispiele  von  obligatorischen  RechtsM  ih.lItiiis^icn:  die  Xeutraliaierani^  der  Küsti  n- 
gebiete  des  achwaixen  Meere«  durch  den  Pariser  Vertrag  vom  Jahre  1856,  (Ue  durch  den 
BerUnor  Tertng  vom  Jahre  1S7S  Montenef^ro  aaferleftte  biterdilttion  «loer  KriegsHagge. 
V.  Iloltzendorff,  HH  II  24'/.  Dapogen  soll  die  |durch  die  Wiener  Kougreßaktc  vom 
Jahre  1915  erfolgte  Ncutralisierung  der  an  der  Schweizer  (Gronze  belegenen  Provinzen  von 
ä&voyen  ~  Chablais  und  Faucigny  —  nach  Clauß  (Sff.,  146, 147)  o.  A.  als  SerritutsverbtUtni» 
anftufaHen  acln. 

3)  A.  M.  Blunt^rhli,  Völkcinclit  5  Jri.l;  Hoffter  a.  a.0.  Siehe  dapofjcn  insbesondere 
nUt  Kückücht  auf  das  der  Familie  Itium  und  Taxia  eliemalB  zustellende  Postrecht  und  gc^u 
die  Anffawnng  dleaea  Rechts  ah  StaatsdieDatlMikdt  Oef fekan  su  Hoffte r  «md  ClauB  llSff. 

4)  BczQglich  der  sog.  ßundcssen  ituteo  «hid  es  die  dnseliien  Bande«gliedfir,  dl«  als  aktive 
und  pn?«i\  c  Subjekte  des  JBecbtsveriUUtDiMeB  endieinen. 

Ulicsann,  V«lt:«n«cbt.  21 
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wirtigen  Staates  kaun  die  dem  Einzelstaat  durch  das  von  der  Bandeegewalt 

zu  wahrende  Interesse  an  der  Integi'ität  des  Biindesg'ebietes  gezogene  rrrenze 
einhaUpn:  die  Bestellung  der  Servitut  wird  daher  rechtswirksani  sein.')  Ferner 
können  Eiuzelstaateu  sich  geg'enseitig  Servitutenreclite  eiiiiilumen. 

IV.  Gegenstand  der  Staatjsservituten  sind  Gebietölioheitsrechte.  Als  Be- 
Bchr&nkongeii  der  Gebietshoheit  kSiineii  Servitutenrechte  auch  das  Wasser- 
gebiet eines  Staates  insbesondere  dessen  Kflstengewflaser  —  zum  Gegen- 
stände haben.  Dagegen  können  an  dem  offenen  Meere  zufolge  des  Prinzips 
der  Meeresfreilieit  keine  Staatsservituten  bestellt  werden.  2)  Veitrüj'p  d^-r 
beteiligten  Staaten  Aber  die  von  ihren  Angehörigen  gegenseitig  zu  beobaclitendeu 
Grenzen  der  Ausübung  des  Fischereigewerbes  begründen  nur  obligatorische 
Yerbftltniffie.  Telegraphenkabel  am  Heeresgrunde  stehen  unter  dem  Sehntze 
des  Verkehrsrechts.  >}  —  Priyatreehte,  welche  einem  fremden  Staate  in 
einem  Territorium  zustehen,  s,  B.  Eigentum  an  Waldungen  und  dergleichen, 
sind  keine  Staatsservituten,  sondern  einfache  I'rivaiiechte,  deren  Sfhutz  und 
Geltendmachuug  nach  der  Gesetzgebung  und  durch  die  Justizgewalt  des  Staates 
erfolgen,  in  dessen  Gebiet  das  Objekt  des  Privatrechts  belegen  ist.  Ebenso 
sind  vertragsmäßige  Versprechen  von  gewissen  Lieferungen,  wie  z.  B.  von  Satz 
ans  den  Staatssalinen,  keiiie  Staatsservituten,  sondern  t&sl  oUigatorische  Ver- 
hältnisse. Anders  wenn  der  berechtigte  Staat  bezüglich  des  Objekts  sein  eigenes 
Gesetzgebungs-,  Jurisdiktions  bezw.  Polizeirecht  auszuüben  befugt  ist,  ihm 
also  bezüglich  einer  in  fremdem  Gebiete  belegeneu  Sache  wirkliche  Uoheits- 
rechte  zustehen.^) 

V.  Das  Staatsdienstbarkeits- Verhältnis  kann  nur  unter  unabhängigen 
Staaten  begrttndet  werden  und  bewirkt  eine  Beschribikung  der  Gebietshoheit 
des  belasteten  Staates.  —  Die  Staatsservitute  entstehe  immer  nur  auf  Grund 
eines  speziellen  Titels,  nämlich  durch  Vertrag.  Unvordenklicher  Besitzstand 
hat  auch  hier  nur  die  Bedeutung  einer  praesumtio  tituli.  lln>ni  Inhalte  nach 
bestehen  die  Staatsdienstbarkeiten  in  einem  pati,  indem  der  berechtigte  Staat 
auf  dem  Gebiete  des  belasteten  Akte  der  Gebietshoheit  kraft  eigener  Befhgnis 
und  unabhfingig  von  dem  belasteten  Staate  vornehmen  darf;  oder  in  einem  non 
foeere^  indem  der  belastete  Staat  zu  Gunsten  des  b^vchtigtüi  Akte  der  Gebiets- 


1)  BeaQgUch  de»  Deutscbea  Keicbs  borracbt  Mduua^^sveradiiodeobeiL  Nach  Laband 
(Staatsreebt  I  196),  PrSbit  (d«r  AbsohloS  vdlkemebtBdier  Verbfne  durch  das  Dentnhe 
Reich  2}Sfr.i  k:iiin  die  Bestellung  von  StaateBcrvituton  für  das  BundcsgrMt't  und  ji-dcn  Teil 
dcääclbcn  nur  vom  Belebe  gewährt  worden.  Dagegen  iat  nach  G.  Meyor,  Lohrbuch  199  die 
Kompetonz  der  Ebuelttwitien  nv  BeMdlung  von  StaataaarvhataD  niebt  anageMibloeaen.  Ebatto 
Tt  ic)<8,  Das  DentMbe  Baidi  und  die  ButdentBatiBD  mw.  148;  Hl&el,  Staatwedit  I  667, 
Claoß  156  ff. 

2)  Anders  inabeeondere  der  Standpunkt  Englands.  Zar  Zeit  der  StaarU  kam  die  Frage 
zu  tltooretischcr  ErSrtoiung,  iadein  Karl  I.  gegen  die  ikrhiift  des  Grotiu»:  Marc  liberum,  »cu 
de  juro  qnod  Butavis  eorniu'tit  ad  iiidica  Conniiorria  ilfid'J,  2.  Ausi,'.  IRlfi)  L-ino  Gegenschrift 
veraulaiitu;  8cldcu,  Alare  ciauHuui  (1035),  \vu  die  Ukkupatiun»fäliigkcit  des  offenen  Mceree 
verteidigt  wurde.  Denselben  Standpunkt  nahm  Cromwell  in  der  von  ihm  an  9.  OktolMr 
1S61  erlassenen  Navigntionsaktc  ein.         3i  Vgl.  v.  Iloltzcndorff,  HH  II  &  248. 

4)  Vgl.  Anscbütz  Archiv  f.  ziviU»t  Pr.  M.bO,  l^üU^  ClauU  167,  168. 
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hoheit  auf  2»eiuem  Gebiete  uuterlaljl.  Dagegen  gehören  positive  Leistuugeu 
(das  facere)  den  Obligationen  an.  —  Kit  Btteksiclit  auf  ihren  Inhalt  \mw. 
Zweck  lassen  sich  die  Staatsdienstbarkeiten  vornehmlich  in  zwei  Klassen 
sondern:  militärische  und  wirtschaftl iclie  Staatsdienstbarkeiten.  Die 
Anlässe  zm-  I^ojrrfnidnng^  von  Staatsdienstbarkeiten  der  ersteren  Art  verniindprn 
sich  in  der  Neuheit  in  dem  Maße,  als  die  Staaten  zur  Wahrung  ilirer  Souveranetat 
jede  Beschränkung  ihrer  militärischen  Aktionsfreiheit  zu  Defensiv-  und  Offensiv- 
zweeken  zu  vermeiden  Sachen.  Dagegen  bringt  die  dem  heutigen  Völkerverkehr 
eigentümliche  Betonung  der  internationalen  Wohlfiihrtspflege  eine  größere 
Geneigtheit  zur  Einräumung  von  Beschiäiikuri<^en  mit  sich,  in  denen  die 
heutigen  Kultur^taaten  ebensoviele  notwendige  Bedingun^ren  der  Wahrung  und 
Pflege  betrettender  Interessen  erblicken;  die  Erkenntnis  der  Solidarität  dieser 
Interessen  ist  heute  das  mächtigste  Motiv  pflichtmäßiger  Einräumung  von  Be- 
sdirftnkungra,  die  vom  Standpunkte  der  Wahrung  der  Souveränet&t  um  so 
unbedenklicher  erscheinen,  als  die  hier  in  Frage  stehenden  Gewälirungra  durch- 
aus auf  Gegenseitii?keit  beruhen.  -  -  Innerluilb  obiger  Einteilung  kennen  weiter 
affirmative  oder  aktive  und  nej^ative  oder  passive  Servituten  unter- 
schieden werden.  Affirmative  Militärdienstbarkeiten  sind  die  Befugnis  eines 
Staates,  einen  offenen  Platz  oder  eine  Festung  in  fraudem  Staatsgebi^  dauernd 
militftriseh  zu  besetzen  (in  der  früheren  Zeit  auch  unter  dem  sogen.  Öfibungs- 
reehte,  Jus  aperturae  mitbegrifi'en),  das  Recht  einor  Militärstraße  durch  fremdes 
Staatsf^ebiet  (di'oit  d'etappe), ')  die  Verpflic]itnn<:^,  Kriegsschiffe  in  einem  Hafen 
zuzulassen/'')  ne<^ativp  Staatsservituten  sind  die  Nichtbpfestigung  gewisser 
Greuzgegenden,  ^)  die  Neulraiisierung  von  Gebietsteilen.  Aihrmative  wirtschaft- 
liche Servituten  sind  außer  den  älteren  Weggereehtigkeiten  die  Fischerei- 
rechte,  Foi'Stnntzungsreehte,  heute  iusbesondere  die  Eisenbahn-,»)  Post-  und 
Telegraphenservituten ,  die  Kanalservituten.  —  Die  Staatsdienstbarkeiten 
werden  aufgehoben  durch  liberatorischen  Vertrag  zwischen  dem  beiecliti^fren 
und  belasteten  Staate,  dui-ch  Verzi*  lit  des  berechtigten  Staates,  durch  Konso- 
lidation (im  Wege  der  Inkorporation,  nicht  durch  Fersonaluuioii;.  Herrschafts- 
wechsel oder  eine  Veränderung  der  internationalen  Stellung  des  bdasteten 
Staates  (z.  B.  Erwerb  der  vollen  Souveräuetät  sntens  eines  bisher  halb- 
sottveränen  Staates)  haben  keinen  Einfluß  auf  die  Foi-tdaner  einer  realen 


1)  Art.  31  der  Wieacr  KuugrcQakte  betr.  das  preuUiaclie  üoeratra&sorocbt  durob  Haimo vtr. 
Ebä  anderM  Betspid  bietet  das  schweizerhdie  Handeh-  und  Heentnfienrecht  durch  Chablais. 

2)  Eiu  Beispiel  einer  milititri»chcn  Staatsdienstbarkcit  tat  auch  die  AlldttberecbtIgttOg 
Rnfilands,  das  ka»pi.>w:he  Meer  mit  Kriegsschiffen  zu  befahren. 

8)  Beispiele:  Art,  13  und  33  dos  Pariser  Vertrags  vom  Jahre  lH5ü;  Art.  tl,  29,  51  der 
Berliner  KoogreSakte  vom  Jahre  1&7S  (Schleifung  der  biilgaiiadieD  Fc£>tungen,  Mchtaulaji« 
von  Bcfa>tisritii^Ti  an  der  Bojann,  Scbleifmig  der  FeetuDgen  uav.  an  der  Dooaa  vom  Eiaeiuen 
Tore  ab  bis  zu  den  MQndungeu). 

4)  Beispiel:  Die  tlschereifeebtc  der  Frau/D»«  n  :ui  doi  Kfiste  roo  Neufeandland.  Näheres 
bei  Clauß  nff.  und  201ff.         5)  V-l.  M(  iii,  IUI  III  2«3ff. 

6)  X\a  Beispiel  einer  n^üven  wirt«ctiaftlicheu  Staatsdieustbaikeit  aus  der  Zeit  de» 
alten  Deatoeben  Beicfaa  fOlirt  ClaoB  ISl  die  Veq^chtniig  dnee  Staates  an,  b  dem  Umkrei» 
einer  Stadt  dee  beDacbbarten  Staates  keine  Heaee  abhalten  xu  laaaen. 
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Belastung.  ■)  ^  Der  dingltclie  Charakter  der  Staatadienstbarkeit  schliefit  die 

einseitige  Kündigung  seitens  de<;  verpflichteten  Staates  aus.  Eine  Milderung 
der  praktischeu  Konsequenzen  der  dHiienidHii  Belastung  kann  infolc^f»  der  ver- 
änderten Umstände  billig  bezw.  noiwendi^;  ersclieinen;  sie  kann  durcli  Verträge 
fiber  die  Art  der  Ausübung  der  Servilut  bewirkt  werden,  auf  welche  dann 
allerdings  die  dausala  rebus  sie  stantibus  anwendbar  ist^} 

i  lOO.  Erbaltmig»  Beendlgmig  und  Terlnst  der  Qebietslifiheit.  Die 
Erhaltung  der  Gebietshoheit  beruht  auf  der  Fortdauer  des  aninius  des  Subjekts 
der  Staatsü^ewalt.  den  T,andstrirh  7Aim  Staat5;^ebiote  m  /Wählen.  Der  Tod  des 
Souveräns  bewirkt  hierbei  in  der  Monarchie  keine  Unterbrechung:  es  gibt  hier 
keine  possessio  vacua  bis  zum  lormlichen  llegierungsantritt  des  Nachfolgers. 
—  Ferner  ist  erforderlieh  die  Fortdauer  der  ftuOeren  Erkennbarkeit  der  Gebiets- 
hoheit Ihr  dritte  Staaten.  —  Als  bloOer  Ansfnruch  (Prfttension)  betrachtet,  wird 
die  Gebietshoheit  im  Falle  rechtswidriger  Entreißung  schon  durch  sich  selbst, 
d.  b.  durch  die  Recht niRDigkeit  der  älteren  Tnnebahnnß:  aufrecht  erhalten. 
Hiezu  bedarf  es  nicht  uotwendij;:  einer  Protestalion.  In  der  Praxis  ist  es 
aber  sehr  wichtig,  in  solchen  Fällen  I'rotestation  einzulegen,  um  dritte  Staaten 
abauhalten,  den  widerrechtlichen  Besitzer  anzuerkennen  oder  dessen  Besitz  zu 
garantieren,  insbesondere  um  den  Einwand  abzuschneiden,  daB  man  still- 
schweigend sein  Hecht  aufgegeben  habe. 

Der  Verlns'i  der  (^ebietsliolieit  ist  in  Fällen  des  derivativen  Erwerbs 
eines  Staatsgebiets  die  mit  der  \  eriluUerung  gegebene  Wirkung  auf  Seite  des 
Zedenten.  —  Die  Gebietshoheit  erlischt  durch  Dereliktion,  d.  Ii.  durch  ab- 
sichtliche Entfernung  der  Zeichen  der  Herrochaft,  abo  Überhaupt  durch  das 
Aufgeben  des  animus  habendi  and  der  Tatsache  des  Besitzes;  ferner  durch 
Untergang  des  Objekts,  z.  B.  einer  Insel,  endlich  durch  vollendete  feindliche 
Eroberung. 

§  101.  Das  (»tfeue  Meer').  I.  Nach  dem  oben  Gesagten  .sind  gewisse 
Teile  der  das  Fe^jtland  der  Erde  umgebenden  Wassermasse  Gegenstand  der 
Gebietshoheit   Im  Gegensätze  zu  diesen  Meeresteilen  wird  der  Ausdruck 

II  Yfrl  V.  Uoltzondorff ,  Uli  II  |  50  mit  Bezug  auf  dio  Im  Jabro  stipulicrtc 
Entfeeti^ng  von  Hfialofren. 

2i  Es  wird  von  ClauU  224 ff.  mit  Recht  auf  den  korrekten  .^tindpnnkt  Knf^lanilM  in 
der  Neufoundländcr  Fischerei  frage  hingewiesen;  seit  Begriindung  der  Ser%itnt  haben  sich  dio 
Verhältnisse  und  die  ökonomische  Lage  N'eofonndland«  von  Giiiud  ans  gciindeit  i  England  hält 
aber  an  dem  Servitutscharakter  der  franzSsisclicn  Fischereirecbtc  fest. 

^1  Nrzzc,  Das  allfromoiiif  Scerecht  der  eivili«iiertf»n  Staaten  I:  riM  cIs,  Das  interna- 
tionale üfientlichü  äccrccht  S.  It  ff.;  Attlmaycr,  jL>io  Elemente  des  intematiooaleu  äffeut- 
lidwD  Seerechta:  Hefftor-Gefreken  §§  7S,  T4;  Blttntiehti,  V81k«nMlit  ff  SM.  MS; 
Stoerk,  HH  II  S.  l'^'lff  ;  v.  Martens  I  S.  STSff.;  Rivicr,  Lehrb.  166  ff.;  Gnrcis  §  21: 
V.  Liazt  %  26;  llar burger,  Der  stmfrccbtlicke  Begriff  lolood  io  8«ner  Beziehung  zum  Volker- 
racbt  und  Btaatsraebt  (1882n  t.  Bar,  Theorie  and  Praxis  d.  inCeni.  Prlvatroebts  II;  HeiU 
hnrn,  System  30  ff  ;  Kadnit/ky,  A.  d.  ö.  IL  11I07,  416ff.;  Azuni,  diritto  maritimo  iI796); 
Ortolan,  Regle»  iuteru.  do  la  diplom.  de  ia  mer.  (4.  Aufl.):  Uautefeuille,  llistolre  des 
origtnee,  des  prugrte  et  des  varistiofls  dn  droit  miritinie  et  intenistional;  Pradier>Fod#r<, 
Tr:iit('  II  §  ;  Despagnct,  Cours  p.  432  sq.;  Piddclif- vre,  Precis  I,  p.  385  sq.;  Bon- 

fils p.  573  aq.i  Fiore  Ii,  p.  Tltisq.;  Caacbjr,  Le  droit  maritime  intem.  ooQ8idii4  dans  sce 
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offenes  Meer  zur  Bezeicbnuug  der  großen,  zusammeuhäugeudeu  Wassermasse 
gebraucht,  die  im  ganzen  nnd  in  einzelnen  Teilen  individaeUer  staatliclier 
Herrschaft  niclit  zu<ranglich  ist,  dagegen  ein  nichtiges  Objekt  internationaler 
Rechtsverhältiiiss«'  bildet.  Zum  offenen  Me«i-  in  dem  lii*T  in  Kräfte  stehenden 
iSinne  gehören  auch  mit  dein  \N'eltnieeie  durch  Meereugeu  zui>aiumeiihäugende| 
von  Landgebiet  umschlossene  VVassergebiete »). 

TL  Die  völkemehtliehe  Bedentung  des  offenen  Meeres  findet  in  der  * 
Neuzeit  ihren  Ansdrack  in  dem  Pmzip  der  Meeresfreiheit  —  einem  Prinzip, 
das  trotz  seiner  Selbstverstäudlichkelt  das  Ergebnis  eines  langwierigen 
literariselipn  und  dii«loniatischen  Kampfes  f^epfen  angebliclie  l  editliche  Ansprüclie 
einzelner  Mächte  auf  Beherrschung-  des  Meeres,  einzelner  Meei-esteile  und  der 
großen  Seewege  ist  Der  Sieg  jenes  Prinzips  erfolgte  erst  in  der  Zeit  der 
Herrschaft  der  völkerrechtlichen  Idee.  Die  dieser  Epoche  ▼oran^ehendoi 
Prfitensionen  haben  einen  vei-schiedenen  Charakter.  Der  Ansprndi  der  römischen 
Tniiieratoren  auf  die  Belierrschuug  des  Weltmeeies  ^)  —  ein  Ausfluß  der  Idee 
der  römischen  AVeit  he  rrschaft  —  kauu  zu  dem  Völkerrecht  in  keine  Beziehung 
gebracht  werden,  da  dem  Altertum  die  Voraussetzungen  eines  Völkerrechts 
fehlen.  Die  analoge  Präteusion  des  römisch*deutschen  Kaisers  im  Mittelalter 
wurzelt  allerdings  auch  in  einem  Anspruch  auf  WeItlierrr8Cl»A;  sie  charakte- 
risiert sich  aber  schon  dadurch,  daß  sie  mit  der  allmftlich  in  das  Bewußtsein 
der  Völker  eintretenden  Grundlage  des  Völkerrechts  —  der  Anerkennnng  der 
Gleichberechtiprnnjr  wenifrstens  der  christlichen  Völker  in  Widei-spruch 
steht.  D;i>sellie  i^ilt  vuu  den  AiL-sprUchen  der  päpstlichen  (Gewalt  im  Zeitalter 
der  Euldeckungen.  Dieser  Widerspruch  tritt  in  der  folgenden  Zeit  umso 
schärfer  hervor,  als  die  Weltanschauung,  auf  der  die  Idee  der  kaiserlichen 
und  päpstlichen  W'eltheiTSchaft  entstehen  konnte,  uberwunden  war.  Um  be- 
treffende Prätensionen  zu  stützen,  beriefen  sich  die  Staaten  unter  anderem  auf 
den  vou  ihnen  gewährleisteten  Si  hut/.  gegen  Seeraub.  Die  Ansprüche  der 
einzelneu  Mächte  kamen  in  verschiedener  Form  zum  Ausdruck.  Am  weitesten 
gingen  die  Ansprüche  Spaniens  und  l'ortugals  nach  der  Euldeckung  der  neuen 
Welt;  sie  suchten  in  d&a  von  ihnen  beherrschten  Gebieten  jede  fnmdß  Flagge 
fernzuhalten.  Diese  maßlose  Prätension  Teraulaßte  selbst  die  Königin  Elisabeth 
von  England,  über  die  Beschwerde  des  spanischen  Gesandten  Mendoza  (1580) 
gegen  die  Entdeckungsreise  Drake's  im  stillen  Ozean  zu  einer  solennen  £r- 

origiBM  2  Bde.  (1S62I;  Ny«,  Les  oiigine»  de  droit  iatenittional  (1894)  8TT  »q.;  C»»t6l|  Da 

principe  de  la  libertö  des  incrs  (lUOOi:  Hall  §  10;  Weitlake  I*  IGlaq.;  Phillimore  I 
172  8<i.;  Walker,  Science  IdH;  Op^uheün  1,  24äaq. 

1)  Du  schwane  Meer,  das  Ihrmarameer,  die  OstMo,  das  BerfaigBieer,  das  kariacbe 

Meer  ii.  s.  w.  Streitig  ht.  nli  da.s  AsowVrhe  Meer  fso  wio  (kr  ItigaVdn;  Meorbii!H.'n  iiiu!  dpr 
Zoidereee)  geschlossene  biuneoseeo  oder  Teile  des  uffencn  Meeres  seien.  Vgl.  Stoerk  UH 
11  8. 510  ff.  and  MS  gegen  die  von  F.  r.M  arten s  I  S.8T6  auagcsprodiene  Ansicht,  daß  das 
A&uw'sche  Meer  ^cher  schon  ein  gcsciilosscues,  denn  ein  offenes  Meer"  ist.  Stoerk  meint, 
daß  die  mittelbare  Verbindung  mit  dem  (Izc^  für  da«  Rechtsprinzip  der  Vcrkebnfreibeit  des 
Weltmeeres  gleichgültig  ist.  Ebenso  wie  Martens,  Kivier,  Frindpes  I  237 ;  v.Liszt  §2ü; 
aeneatienB  Oppenheim  1  252,  da  dieses  Wassergebiet  eher  als  ein  tiolfdea  sdiwanenMeeiea 
anzQscben  sei        2>  L  9.  Dig.  de  lego  Hhodia  (14»2). 
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klärung  im  Sinne  der  freien  Benatzung  der  ofleiien  See.  England  selbst 
hielt  allerdings  anch  an  der  Hen'schaft  bestimmter  Teile  des  offenen  Meeres 
fest,  negierte  aber  nicht  die  Freiheit  dei'  Schiffahrt  fremder  Flaggen,  be- 
ansprachte  jedoch  als  Zeichen  der  Aiierkeniiuug  der  britischen  Oberhoheit  die 
BeobacfatOBiT  bestimmter  B^In  des  Seezeremonielte;  so  noch  die  British 
Admiralty  Regulatives  von  1805.  Sonst  kamen  die  Ansprüche  der  Mächte 
•  noch  zum  Ausdruck  in  der  Erhebung  von  Gebühren  von  fremden  Schiffen,  in 
dem  Verbot  des  Fischfanges  durch  fremde  Staatsangehörige  und  in  der  Kon- 
trolle der  fremden  SchiHahrt.  Allmählich  ersciiienen  die  Pi-ätensionen  einzelner 
Staaten  als  eine  offene  Aoflebnang  gegen  anerkannte  Grundlagen  einer  fried- 
lichen Koexistenz  gleichberechtigter  Staaten.  Im  Gegensätze  zu  der  die  FVei- 
heit  des  offenen  Meeres  vertddigenden  Schrift  desGrotius')  fanden  sich 
Verteidiger  jener  Prätensionen:  so  traten  außer  anderpii  Soliriftstellern  ins- 
besondere Tolin  Seiden  (1618,  gedruckt  er-st  lfi35)  in  .seiner  Schrift  „Mare 
clausum",  William  Welwod  (De  dominio  maris,  lül3)  und  J.  Borough 
0[mperiam  maris  britaniiici  etc^  1653)  für  die  englischen,  Alberiens  Gentiiis 
(Advocatio  hispaDica^  1613)  Ar  die  spanischen,  Paolo  Sarpi  (Del  dorainlo 
del  mare  Adriatieo,  1676)  für  die  venetianischen  Prätensioneu  ein.  Im  Sinne 
dieser  Ppitensionen  wurden  z.  B.  von  England  den  Niederlanden  gegenüber 
Ansprüche  auf  die  Beobachtung  eines  jene  Präteiisionen  anerkennenden  See- 
zeremoniells  in  Verträgen  (noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  JahrhunderUi, 
namentlich  in  einem  Vertrage  von  1674)  durchgesetzt  Der  richtige  Stand- 
punkt kam  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  in  der  Tertragsmäßigen  Regelung 
des  Seezeremoniells  auf  der  Grundlage  der  Gleichheit  der  Staaten  und  in  dem 
einheitli  ItPti  Verfahren  der  neutralen  Mächte  gegen  die  Übergriffe  Englands 
zur  See  zu  praktiscliem  Ausdruck.  In  der  Literatur  traten  namentlich 
Bynkershoek  (De  domiuio  maris,  1702),  später  Vattel,  J.  G.  v.  Martens 
und  Aznni  (1796)  eindringlich  Ar  die  Freihdt  des  Meeres  ein.  Hente  findet 
das  Prinzip  der  Meeresfreüidt  in  der  Staatenpraxis  seine  volle  Sanktion:  das 
oflfene  Meer  ist  nicht  Objekt  von  Besitz,  Eigentum  und  Imperium,  weil 
one  gesicherte  und  regelniSni£,'H  Finwirkonj?  auf  das  offene  Meer  unmöglich  ist. 

§  102.  Rechtlich  büdeutsanu"  Wirkungen  der  Meeresfrei h ei t.  1.  Der 
praktische  Wert  der  Meeresfreiheii  für  jene  Interessen,  die  hier  überliaupt  in 
Frage  kommen  kennen,  infiert  sich  in  den  Konsegnensen  der  rechtlichen 
Unmöglichkeit  des  Imperiums  änes  einzelnen  Staates.  Demzufolge  kann 
kein  Staat  auf  offenem  Meere  fremden  Schiffen  gegenüber  Akte  der  Juris- 
diktion oder  Verwaltung'  vornehmen;  dagegen  können  fremde  Schiffe 
von  den  Orrranen  den  Uferstaate.s  wegen  rechtswidriger  Handlungen,  die  in 
seinem  Eigeugewässer  begangen  wurden,  in  die  hohe  See  verfolgt  werden 
(Recht  der  Nacheile).  Ferner  können  sich  einzelne  lOchte  gegenseitig 
durch  Votrag  gewisse  Rechte  im  Interesse  der  Au.snbung  der  Seepoltzei 
einränmen,  n.  zw.  das  Anhaltungsrecht,  das  Recht,  die  Scliiffspapiere  r.n 
prüfen,  das  Durchsuchungsrecht  und  das  Recht  der  Beschlagnahme.  Femer 

1)  Mare  liberam  scu  de  jure  quod  Batavis  oompcdt  «d  indica  eominereU  (1009  anoDym, 

1616  unter  dem  Xamen  des  .Tutors  erschwucnj. 
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bringt  der  mit  dem  Änsbruch  ein^  Seekrieges  g^bene  Ansiiahiiieanistand 
gewisse  Modifikationen  der  Meeresfreibeit  mit  sieb,  die  in  gewohnheitsrechUich 
und  durch  Vortriio^e  anerkannten  Rechten  der  Ki  icgfahrenden  jrej^enüber  den 
Neutralen  bestehen.  Liegen  diese  Modifikationen  der  Meeresfreiheil  im  Inteie>se 
der  Kl  iegfiihrenden,  so  erfahrt  hinwieder  die  freie  Betätigung  der  Seestreitkräfte 
auf  offenem  Meere  eine  Beschränkung  im  Interesse  der  freien  Benntznng  der 
offenen  See  seitens  der  am  Kriege  nicht  Beteiligten  oder  im  Hinblick  anf 
wichtige  i)üli tische  Int^resspn  durch  die  internationale  Maßregel  der  Xeutra- 
lisiernnj?  bet reitender  Meeresteile  (schwarzes  Meer  1856  1S71)  oder  wichtiger 
Verbindungssiralien  (Suezkanal).  —  Soweit  rechtswidrige  ÄiigriflFe  auf  offener 
See  nicht  zar  Selbsthilfe  nötigen,  bilden  derlei  Vorfälle  nach  der  neuereu 
Praxis  den  Gegenstand  friedlicher  Anstragong  dnrdi  die  Staaten,  nntor  detea 
Flagge  die  Schiffe  fahren. 

II.  Die  Sicherheit  der  freien  und  ungehinderten  Benutzung 
des  offenen  Meeres  ist  durch  eine  die  Gleichheit  der  hier  in 
Frage  stehenden  Interessen  gewährleistende  Ordnung  bedingte 
Diese  Ordnung  beruht  anf  T5lkeirtechtüoher  Übung  und  Landesgesetzen.  Die 
Omndlage  dieser  Ordnung  bildet  die  Fortdauer  der  rechtlichen  Subjektion 
der  auf  offener  See  verkehrenden  Personen  und  Fahrzeuge  gegen&ber  der 
Staatsgewalt  eines  bestimmten  Staates.  Damit  lianj^t  die  durchf^eifende  For- 
derung zusammen,  1.  daß  jedes  Schiff  eine  bestimmte  Nationalität 
haben  muß;  diese  ist  durch  die  Landesgesetzgebung  geregelte  Kein 
Schiff  darf  eine  fremde  Flagge  ohne  Erlaubnis  des  betreffenden  Staates  fthren; 
kein  Staat  kann  einem  Schiffe,  das  unter  fremder  Flagge  fthrt,  den  Gebrauch 
seiner  eigenen  Flagge  gestatten.  Ferner  kann  ein  Schiff,  das  die  Flaggen 
verschiedener  Staaten  tiihrt,  keinen  Anspruch  auf  Schutz  erheben;  ebenso  ein 
.Scliitf',  das  die  Flapi^e  eines  Staates  führt,  der  keine  eigene  Seeflagge  besitzt. 
2.  Jedes  Schifi'  muß  die  landesgesetzlich  vorgeschriebenen  Schiffspapiere 
Ähren  0;  sie  bildra  das  Mittel  des  Beweises  seiner  Nationalität  3.  Die  Privat* 
schiffe  jedes  Seestaats  sind  registriert  und  müssen  einen  Namen  (dehtbar) 
f&hren,  um  ihre  Identität  audi  anf  Distanz  feststellen  zu  können.  Jede  Namens- 
änderuno; muß  auf  (jfond  neuer  Registrierung  erfolsfen.  DerTieit  fuhren  nur 
Seestaalen  eine  .St^etlaccj^e.  Schilfe  von  Ang'ehorig-eu  dei'  Binnenstaaten  müssen 
die  Erlaubnis  zur  Führung  einer  Flagge  seitens  einer  Seeuiacht  erwirkeu.  Die 
Seestaaten  haben  in  der  R^l  eine  besondere  Kriegs-  und  Handelsflagge. 
Durch  internationales  Abkommen  kann  indessen  einem  Staate  das  Recht,  eine 
eigene  Kriegsflag-g^e  zu  führen,  versagt  sein,  womit  ihm  pleiclizeitig  der  Besitz 
einer  Krietrstlotte  untersatit  ist;  dies  ist  der  Fall  bezüjrlich  Montenegro's 
auf  Grund  des  Art.  2i»  des  Berliner  Vertracrs  vom  .Talire  lS7S-i. 

6)  Die  kuüu»^c^L'Ulu'iieii  Vorschriften  iiormicieu  ilieeiea  Gegenstaad  iu  ven»cljiedt>uor 
Wdfl&  Vgl.  Holland,  Mannet  of  Naval  Frize  I^w  §§  ITStq,  WO  die  V04» dm  vencbledfllMii 
SMttMten  gefonlcrten  Schiffspapifre  aufgezrililt  sind. 

5)  Alt.  29,  Abs.  5:  ,.Montcnq^  darf  weder  Kriegdscbiffe  besitzen,  ngcb  eine 
Krlegsf Uffge  fSbren^  Andeiwäto  bestimmt  aber  Abi.  6  de«.  Aft:  „Der  Hafen  von  Aa- 
tivar  i  und  nüe  Monteuegro  gehörenden  Gewiner  eoUen  den  Kriegsschiffen  aller  Nationen 
▼erachlosscn  bleiben". 
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Yerml^ge  der  Fortdauer  des  rechtlichen  Verhältnisses  der  Schiffe  auf 
offener  See  7a\  ihrem  Heimatsstaate  •)  kommt  diesem  das  ausschlipßliclift  Imperium 
über  jene  zu  und  sind  insbesondere  alle  zivil-  und  strafrechtlichen  Vorgänge 
an  Bord  der  öciiitie,  ohne  Untei'schied  der  Nationalität  der  beteiligten  Per- 
sonen, der  Jurisdiktion  des  Staates  nnterwoffeii,  unter  dessen  Flagge  das  Schilf 
tiUirt;  der  Annahme  einer  vorftbergefaenden  staatlichen  Okkupation  des  Ortes 
in  der  See,  wo  sich  das  Schiff  augenblicklich  befindet,  bedarf  es  zur  rechtlichen 
Begründung  jener  TJeclitsverhältnisse  nicht  -).  Wayneiid  Kriegsschiffe  und 
andere  öffentliche  .S(  hiöe  auf  holier  See  und  in  fremden  Territorialgewässern 
iu  jeder  Beziehung  als  schwimmende  Teile  des  betreffenden  Staates  behandelt 
werden,  ist  dies  bezüglich  der  Privatscfaiffe  nor  in  der  Bichtongr  ihrer  Sub* 
jektion  nnter  die  jurisdiktioneile  und  administratiTe  Antorit&t  ihres  Staates 
der  Fall.  In  Friedenszeiten  können  nämlich  gegenfibfr  Privatschiffen  aller 
Kationen  auf  Grund  der  im  fü]e;enden  Paragraphen  erörterten  Rechtslitel  von 
Kriegsschiffen  betreffende  lieelite  ausg-eiibt  werden  (s.  oben  sub  I);  iu  Knegs- 
zeiten  sind  den  Belligerenteu  auch  gegenüber  neutralen  Privatschiffen  völker- 
rechtlich bestimmte  Bechte  eingerftomt  *).  Der  Schutz  der  PrivatsehilTe  obliegt 
den  ofiBziellen  Schiffen  (KreuKem)  des  Flaggenstaata.  In  FSWm  tou  Seenot 
ist  es  ein  Gebot  der  Humanität^  auch  Priyatschiffen  fremder  Nationalit&t  bei- 
zustehen. 

III.  Die  anerkannte  Freiheit  de-^  offenen  Meeres  schließt  die  Möglichkeit 
eines  Titels  der  Berecliti^'ung  einzelner  SUaleii  zur  Krliebung  von  Oehiiliren 
Steuern  und  Zöllen  von  der  fremden  Schülahrt  aus.  Vor  der  allgemeiuen  An- 
erkennung dei'  Meei'e^'eiheit  hatten  sich  in  einzelnen  Gewissern,  die  den 
Verkelir  zwischen  Teilen  des  offenen  Meeres  vermitteln,  Beschränkungen') 
gebildet,  die  mit  zunehmendem  Verkehr  ebenso  schwer  empfunden  wurden, 
als  man  ihre  Unvereinbarkeit  mit  dem  'ti  nndsatz  der  Meeresfreihrit  erkannte. 
Die  vordem  (vielfach  seit  unvordenklicher  Zeit)  geübten,  auf  der  Autorität 
des  Uferstaates  über  das  betreffende  Gewässer  beruhenden  Aasprüche  mußten 
den  Konsequenzen  der  Meeresfireiheit  weichen.  Nach  heutiger  Anschauung 
bildet  der  Aufwand  des  Uferstaates  f&r  Einrichtungen  zur  Sicherheit,  des  See- 


1)  Domziifolj^e  fini^nrrt  man,  ilnPi  Schiffe  nuf  hulici- St'c  'IVile  ihrw  HeimntstaatPs  .'^cien; 
ilics  gilt  insbesoutleru  vou  Kricgsschiifeu  (uuch  in  fremden  üßwä^aernj,  da  sie  einen  Teil  der 
bewaniictHn  JUtüil  thM  Staatos  bikton.  Vgl.  Per  et».  Dm  InteniatioDilfl  Seeraoht  S.  S9fr. 

2)  Vgl.  Stocrk,  HH  II  494;  Uivier,  l.ilirb.  S.  ir,i».  Cu'nvn  die  Annahme  einer  vor- 
üboiifohenden  (iebictalioboit  aber  Teile  de«  otfeucn  Meertä  vgl  Pereis,  D.  iotem.  Seerecbt 
seff.  Etoe  aoltbe  Hemdtaft  postnliereo  nach  dem  Vorgange  des  Grotius»  De  jare  b.IL 
cip.  HI,  einige  ältere  Scbrift^^ulU  i  und  Deueetens  Harbarger,  SahaA  S.  ilO. 

3)  Vgl.  Oppenheim  1  §  2S4. 

4)  Eiuo  solche  Beschnlukung  bildete  inabcsoudcrc  der  Sund  zoll,  den  Dänemark  bis 
2uni  Ziiätundckommen  des  Vertrages  vem  14.  Min  bczw.  des  Vertrages  vom  11.  April  ll»57 
erhob.  Dänemark  \  crziclUftc  auf  die  Erhobun»^  von  AI>^ahen,  reriifliditetc  sich  aber  zugleich 
/.u  allen  Jcucu  Maliregelu  in  seinem  Küstcugebicto,  die  für  die  Sicherheit  der  SchiHahrt  er» 
forderlich  sind;  die  Loiatuog  einer  EntadtSdlipingSBiunmo  selten»  der  aaäana  Kontmbentea 
wird  beEGgUch  ihrer  juristischen  Natur  vcr«rhir>(lf>n  ntif^cfaßt.  Yi^  PeroU,  D.  intern.  See« 
redit  Slff.,  Stoerk,  UU  Ii  496,  497,  Ueilburu,  Sy^^teni  49rf. 


Digitized  by  Google 


§  108.  VcrtnearaditUdie  ModlfUatioiien  des  GruttibatMS.  829 


Verkehrs  (Erricbtuug  von  Leuchttünnen,  Legung  von  Bojen  usw.)  nicht  mehr 
dnen  Anlaß  zur  Erhebung  von  Gebühren  usw. 

TV.  Aus  dem  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  ergibt  sich  ferner,  i];tß  die 
Hocliseefi schere i ')  den  Angehörigen  aller  Staaten  freisteht.  Moditikalionen 
der  Ausübung  des  Fischei'eigewerbes  auf  hober  See  köuuen  durch  internationale 
Verträge  herbeig^tthrt  werden.  So  vor  allem  zum  Zwecke  der  Regalierang 
der  Fischerei  in  bestimmten  Fischereirevieren  und  im  Interesse  der  Aufrecht» 
erhalt inif,'  tlor  Ordnung  bei  der  Ausübung-  des  Gewerbes  durch  die  Angehörigen 
der  kontrahierenden  Staaten  Ferner  ermöglicht  die  fortdauernde  8iibjektion 
der  i^rivatschifle  unter  die  iieimatlicbe  Staatsgewalt  die  legislative  Ordnung 
der  AnsBbung  des  Gewerbes  durch  die  SchifiiB  der  eigenen  Staatsangehörigen. 
Damit  ist  auch  die  Möglichkeit  gegeben,  dnn^  intcamationales  Abkommen  auf 
die  Attslibang  der  Fischerei  in  gewissen  Gebieten  der  offenen  See  za  verzichten 
and  den  eigenen  Staafsan§-rfiöri;?en  die  Fischerei  in  diesen  Gebieten  zu  untersagen. 

V.  Mit  der  Anerkennung  der  Meerestieiheit  war  die  {vielfach  vertrags- 
mäßige) Regelung  des  Seezeremoniells  2)  nunmehr  auf  der  Basis  gleicher  Be- 
rechtigung vorgezdebnet:  kein  Staat  kann  rechtlichen  Anspruch  auf 
den  ersten  Gruft  erheben.  Die  heute  Üblichen  Seezeremonlalakte  sind 
Akte  internationaler  Courtoisie  —  so  insbesondere  auch  die  Salutierung  von 
Kriegsschiffen  fremder  Nationalität  durch  Handelsschiffe.  In  einzelnen  Kon- 
ventionen wird  übrif^ens  auch  auf  derlei  L  ourloisieakte  verzichtet. 

§  103.  VertrafrsrechtlicheModiflkiitionen  do.sOriind.satze.<<).  I.  Zum  Zwecke 
der  Untei'di'Uckuiig  des  Sklavenhandels  zur  See  räumten  sich  die  Machte 
in  einer  Reihe  von  Verträgen  (vom  20.  Dezember  1841,  Berliner  Generalakte 
vom  26.  Febroar  1885,  Brüsseler  Generalakte  vom  2.  Juli  1890)  gegenseitig 
das  Recht  ein,  durch  ihre  bevollmächtigten  Kreuzer  jedes  Schiff,  das  einer 
der  kontrahierenden  Nationen  anfrehört.  zu  untersuchen  und  im  Falle  des 
Transports  von  Sklaven  die  strafreclit liehe  \"erfolgung  herbeizuführen 

II.  Dem  Bedürfnisse  einer  polizeilichen  Ordnung  der  Hochseefischerei 
in  der  Nordsee  dient  der  am  6.  Hai  1882  im  Haag  zwisehm  den  Ufer- 
staatM  der  Nordsee  abgeschlossene  Vertrag.  Die  Befolgung  der  zum  Schutze 
ungestörter  Ausübung  der  Fischerei  dui'ch  die  Angehörigen  dieser  Staaten 
gegebenen  Vorechriften  wird  durch  die  Kreuzer  der  kontrahierenden  Staaten 
überwacht;  zu  diesem  Zwecke  sind  letztere  ermächtigt,  bei  begründetem  Ver- 
dacht einer  Übertretung  der  Vorschriften  obigen  Vertrages  auch  ihrer  Nationalität 
nicht  angehörende  Ilscherfohrzeuge  zu  besuchen  und  zu  durchsuchen.  —  Im 
Zusammenhang  mit  diesen  Verhandlun^^en  standen  die  Erwägungen  über 
polizeiliche  Vorkehrungen  zum  Zwecke  der  Einschränkung  der 
fahrenden  Brannt Weinschenken  (cabarets  flottants»  coopen^  bumboots) 

1)  BloDttellli  %  SOT;  Pttrels,  lot  Soor.  $10;  Stucrk  HH  II,  504ff.;  F.  v.  Martens, 

T,  §flS;  GareiB§62;  v.  Li8zt§34;  Bon fiU  p.  501  ?q  ;  Praditr-Foderu  V.  p.  2H« sq.;  Rivier 
i'nüäpo»,  l,24i{«q.;  Hall,  Foreiga  Powe»  and  Jurüdicüon  (iyJ4)  §  107;  David,  La  pecho 
naiitim«  ao  point  de  vue  inteniatfoDkl  (169T);  Oppe&beim  I,  H  Mtaq. 

■1)  Vfrl  Pert  ls  .Tntera.  Soerecht  139«.;  Stocrk  Hfl  II,  isoff.;  Oppenheim  I  f  2BT; 
vgl.  auch  Bindiog,  Hdb.  d. Strafr.  I,  4ul.        S)  Nähere»  uiitcu  im  T.Buch. 
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für  die  Fischer  in  der  Nordsee.  Über  diesen  Gegenstand  wurden  im  Jahi-e 
1883  ffleiclifalls  im  Haag  Verhandlungen  der  Nordseestaaten  eingeleitet,  deren 
Ergebnis  der  Vertrag  vom  16.  November  ISS7  bildet,  dem  jedoch  Frankreich 
noch  niclit  betgetreten  ist  Auch  in  diesem  Vertrage  ist  ein  üntersuchungs- 
recht  den  Kreuzern  der  kontrahierenden  Staaten  gegen  Schiffe  eingeräumt,  die 
im  Verdachte  stehen,  den  Bestimmiingen  des  Vertrages  inwiderzuhanddn.  (S. 
Näheres  im  7.  Bnch.) 

Im  Zusammenhange  mit  der  schiedsrichterlichen  Erledigung  des 
Streits  der  Nordamerikauiscben  Union  und  Englands  betreffend  die  Freiheit 
des  Robbenfanges  im  Behringsmeer  (1893)  stehen  die  landesgesetz» 
liehen  Verbote  und  Einschränkungen  des  Robbenfangs,  wdehe  (1894)  von 
beiden  Parteien  erlassen  wurden.')  —  Der  durch  den  llaaj^er  Vertra*^  vom 
Jahre  ISS2  slipulierten  Ordnnnj^  der  FLscherei  in  der  Nordsee  wurde  durch 
die  von  England  und  Dänemark  am  24.  Juni  1691  in  London  unterzeichnete 
EoBTention  eine  analoge  Ordnuog  der  Fischerei  aofierbalb  der  Territorial- 
gewisser nm  die  Far9er  Inseln  ond  Island  nachgebildet.  Wie  bezüglich 
der  Ordnung  der  Fischerei  im  Behriiifz^snieer  ist  in  einem  Zusatzartikel  zur 
eben  erwähnten  Londoner  Konvention  der  Beitritt  andere  Mächte  in  Aussicht 
genommen. 

III.  Das  Bedürfnis  internationalen  Schutzes  für  die  Erhaltung  der 
Integrität  der  submarinen  Telegraphenkabel  hat  schon  im  Jahre 
1878  das  Institut  Ar  internationales  Recht  zu  einer  eingehenden  Prüfung  der 
lYage  veranlaßt.  Die  internationalen  Verhandlungen  führten  nur  zn  einer 
Konvention  zum  Schutze  der  submarinen  Kabel  in  Friedenszeiten 2).  (S.  Näheres 
im  7.  Buch.) 

IV.  Die  Sicherheit  des  Verkebi's  auf  hoher  See  erheischt  eine  Reihe  polizeilicher 
IfaOregeln,  deren  Wirkaunkeit  nur  durdi  konventionelle  Regelung  der  hier 
einschlägigen  Materien  den  heutigen  Bedflrfhissen  entsprechend  gesteigert 
werden  kann.  Die  Beschränkungen,  die  sich  die  Staaten  durch  eine  derartige 

Rewclnn^  pfpgfpnseitig  anferlei^en,  indem  sie  die  eigenen  Schilfe  und  Ang-ehörigfen 
ilirer  Nationalität  der  .liirisdiktion  und  polizeilichen  Aufsicht  fremder  Staaten 
unterstellen,  werden  durch  die  Vorteile  einer  ausgebildeten  Seepolizeiordnung: 

1)  Im  Jahro  16ö6  hatten  uoitbuuerikiuii»che  Zollkreuxer  eiigliscbe  Scbirfe,  die  ia  einer 
Eotfernong  von  98  Seemeilen  von  der  Küste  im  BebringmeerRobbeDfang  trieben,  weg^^nommeo. 

Die  amcrikaiiisclie  Regierung  rcelitfertigtc  ihr  Vorgehen  dadurch,  daß  sie  iluc  He- 
bietahobeit  auf  lOU  Meilen  von  der  Küste  behauptete,  um  die  Ausrottang  der  Robbeu  sa  ver- 
hindern. T>er  Streit  zwischen  den  beiden  MXchten  wnrde  durch  den  Waahingtoner  V^trag 
vom  2'.».  l't'hniar  IS«J2  einem  Filiicds^uiit  litc  \  orgelcgt  In  dem  am  I.  August  1893  crlasisenen 
(Schiedsspruch  wurdi?  ft'sf;;e8tellt,  <ial5  ilic  nui  ilainorikanisi  lif  rnion  kcitiiM*lei  Eigentums-  oder 
Scbutzrochtc  hinsichtlich  jener  Robben  häue,  welche  die  der  Union  gcliörigen  Inseln  auf- 
suchten, wenn  sich  diese  Robben  anScrbalb  der  gewöhnlichen  Drcimeilengrcuze  befänden. 
rUficlizeitig  bezeichnete  dua  S'cliiedsgericht  vcrscliicdene  Maßngfln,  welche  die  btidi  n  MTulitc 
zum  Schutz  der  Bobbcn  zu  treffen  hätten.  Vgl  Uber  den  ächiedseprucb  Barclay  Ii  XXV, 
417 aq.;  Browning,  Tlie  Belufbf  <|iicflti<ni,  in  Tbe  law  Qmrterly  Beview  YII,  128 aq.;  Engel* 
bardt  R  XXVI,  »Mi;  Tl«  nniilt,  RH  I,  44  aq.  Die  «ngUecbo  Dcnkadirift  &ber  dl«  Frage  in 
Archives  diplomatique«  ^ürz  lä92  i^ü. 

i)  Pariaer  Konventim  vom  14.  Slrz  1684|  Axt  XY, 
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reichlich  aufgewogen.  Ältere  Seegesetze,  Gebräuche  der  Schiffer  and  neuere 
Gesetzgebungsakte  bekunden  bei  den  seefahrenden  Völkern  eine  ziemlich  gleich- 
mäßige Erkenntnis  der  eifV'r(!*^rl!f  hHU  Maßregeln  und  ihrer  Handhabiinof.  Dies« 
übereinstimmenden  Anschauungen  kommen  derzeit  vorwiegend  in  imlionalen 
Gesetzgebungsakten  zum  Ausdruck.  >)  Von  letzteren  gewann  das  englische 
Gesete  ycm  29.  Juli  1663  (Regolations  for  preveniing  eoUüions  at  ses)*)  vor- 
hildliche  Bedeutung  für  analoge  Geset /c^^ebungsakte  der  übrigen  Seestaaten,') 
wodiiicli  lu  aktisch  ein  gleichmftßisrps  Recht  ge^schaften  ist.  Ferner  wurde  der 
..rommei'cial  Tode  of  Sif^nalf?  for  the  Vm  of  all  Natioiis"  ls57  gleichfalls  von 
den  Seestaaten  rezipiert,  im  Jahre  1889  tagte  in  Washington  eine  Konferenz, 
au  der  18  Seestaaten  bettiligt  waren;  die  Konfei-enz  hatte  eine  Keihe  von 
Regeln  im  Interesse  der  Verhütung  von  ZusammenstSOen  auf  See  den  einzelnen 
Staaten  zur  Annahme  empfohlen.  Eline  Revision  des  Signalwesens  (auf  Grund 
des  oben  bp/eirlmeten  Code  of  Signals)  ciM^tc  durch  ein  englisches  Komitee 
(1890).  Die  meisten  Staaten  rezipierten  die  betretlenden  in  Voi-schlaggeb l  achten 
Veränderungen,  Im  Jahre  1900  ivurde  der  revidierte  internationale  (Jode  of 
Signals  in  England  publiziert^) 

$  104.  YSlkerreehtliehes  Verbot  des  Seemubes.^)  I.  Diesem  Verbot 
korrespondieren  Beschränkungen  der  Meeresfreiheit,  denen  die  Bedeutung  völker- 
rechtlich anerkannter  Mittel  zur  Bekäniiifurg  des  Seeraubes  zukommt.  Der  See- 
raub selbst  erscheint  kraft  unzweitVlliafteu  Gewolniheitsrechts  als  völkerrechts- 
widrige Handlung.  Die  anerkannte  Völkerrechtswidiigkeit  des  Seeraubes 
legitimiert  jeden  Staat,  dnrdi  betreffende  innorstaatliche  Normen  seine  Organe 
nur  Verfolgung  von  SeefäabOTn  zu  «inäcbtigat;  mit  d«:  Rechtmttligkeit  des 
Zwecks  ist  auch  die  Rechtmäßigkeit  der  entsprechenden  Mittel :  der  Verfolgung, 
Anhaltung-  und  Durchsuchung  von  Seeräubersrbiffen  auf  hoher  See  crec^ehen. 
Im  Bereiche  des  Rechte?  zivilisierter  Staaten  kaiiii  die  Anwendun«;  dieser  Mittel 
nur  staatlichen  Schiffen  zustehen;  Handelsschitie  dürfen  nur  die  zur  Verteidigung 
gegen  rechtswidrigen  Angriff  erforderlichen  Gewaltmaßregeln  Toroehmen  und 
zwar  auch  dann,  wenn  der  Angriff  gegen  einen  Dritten  gerichtet  ist;<)  ein 
Strafrecht  steht  ihnen  nicht  zu.  —  Die  strafrechlliche  Verfolgung  und  Bestrafung 

1)  Vgl.  Perelt,  IntematloiialM  Seeraeht^  117  ff.,  femer  Prien,  Der  Ziu«miiMostoOT«m 

Schiffen  nach  den  Gesetzen  de»  Erdballs  (2.  Aufl.  IS99);  Henri  Rolin,  L'uborda^  (1899). 

2)  §  SS  betr.  die  Pflichten  der  Führer  koUidierender  Schiffe  fand  eine  Ergänzung 
durch  Aft  16  der  Ifefcbent  Sbipping  Act  tohi  Jahre  1878.  —  Ober  die  Mercbint  Sfaippin^ 

Art         |57  aml  öS  Vkt.  oap.  f>0  v^l.  iieuc'^teii^^  O Ii  v  r 's  Shipping  Law  Manual:  A  pnctical 
guide  for  Sliipownera  etc.  With  a  Digest  of  Mcrcb.  Sb.  Act  lSd4  (7.  ed.). 
S)     Oppenheim  I  f  365. 

4)  PereiH,  Verhalten  der  Seeadiiffo  bei  unsichtigem  VVcttor  (1899). 

5)  Vgl.  insbes.  (Jareis,  HB  II  571  ff.;  Percls,  Internationales  Seerecht  lOSff.;  v.  Liszt 
§  26;  Stiel,  Der  Tatbestand  der  Piraterie  (1905);  Bonfils  p.  592  sq.;  Pradicr- Poder^  V 
2.  2491  sq.;  Rivier,  Principes  I  .2 1^  t^q.;  Fiore  I  p.  494  sq.;  Ortolan.  Diplomatie  de la  mer  I, 
ISl  sq.;  Wcstlakc  1, 177  s({.;  I'liillimorcl  ff  866aq.;  TraveraTwiai  I  ff  177  aq;  Hal- 
leck 1.  444  aq.;  Oppenheim  I      272  sq. 

6)  Die  Mher  DaBgeheade  Ansidit  vom  der  Bechttoelgfceit  des  Seeräubers  führte  natfir- 
lich  XU  der  Statuicrung  der  Befticrnis  aneh  der  PrlyatpenoneD  und  flaodclMchiffe,  den  See- 
räuber XU  vei'folgcii  und  zu  ergreifen. 
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des  Seeraubes  kann  nur  dnrch  das  Meditun  einzetstaatUcher  Jurisdiktion  auf 

Gimd  einzelstaatlicher  Strafsanktion  erfolgen,  Saclie  der  Einzelstaaten  ist 
es,  entjiprechende  Stninjestimiminaren  j2:ec^en  Seeraub  zu  eiiassen  und  durch 
lietrert'eiid»^  Kunipeteuz Vorschrift rii  für  die  gleichaiäDige  Anwendung' jener  Straf- 
btisliiumuugeu  zu  sorgen.  Die  Strafe  des  Seeraubes  kann  mir  in  eiiizel- 
staatUchen  Strafeanktionen  begründet  sein.  Demgemäß  sind  Kriegsscbiffe  regel- 
mftßig  nur  zu  seepolizeilichem  Voii^ehen  gegen  Schiffe^  die  des  Seeraabes 
verdächtig  sind,  beiechtigt;  Tütungen  in  Ausübung  des  Verteidigungsrechts 
sind  iini  durch  dieses  lefritiniiert;  da«  Kriegsschiff  hat  nur  das  Krclit,  das 
verdäciiUge  bezw.  aul  der  Veriibung  von  Seeraub  betretene  Schiff  auf  ofteiier 
See  anzuhalten,  duichzusuchen  und  die  Seeräuber  dem  kumpetenteu  Gerichte 
seines  Staates  amsaliefem. 

II.  Daä  Tölken-echtliche  Verbot  des  Seeraubes  knttplt  an  Vorgänge  auf 
hoher  See  an,  die  sich  als  rechtswidrige ')  ^^ewaltsanie  Angriffe  gegen  Kriegs- 
oder Privatschiffe  darjitcllpii.  wobei  der  Kudzweck  des  Angriffs  die  We<ruahnie 
fremden  Gutes  mit  Anwendung  von  Gewalt  gegen  Personen  bildet.  Die  Legal- 
deflnitionen  des  Seeraubes  in  den  einzelstaatUchen  Strafgesietzgebungen  können 
von  dem  volkerrechtlichen  Begriffe  dieses  Delikts  in  einzelnen  Merkmalen 
diiferieren,  womit  in  der  Praxis  lukonvenienzen  verknSpft  sein  könn^^> 
Konventionelle  Feststellungen  des  Begriffes  kommen  auch  in  Verträgen  vor. 

in.  Das  Einschreiten  der  Kriegsschiffe  gegen  Sepränbei-  auf  hoher  See 
beschritnkt  sich  nicht  auf  den  Schutz  der  Handelsmarine  der  eigenen  Nationalität; 
die  Kriegsschiffe  aller  Nationen  sind  vielmehr  berufen,  zum  Schutze  des  hier 
in  Frage  stehenden  gemeiuBamen  Interesses  ohne  Rftcks&cdit  auf  die  Nationalität 
des  Angegriffenen  von  ihren  Vollmachten  Gebrauch  zu  machen.  Das  Einschreiten 
eines  Kriegssclüffes  gegen  Seeraub  dient  mittelbar  den  Interessen  jeder  an  dem 
Seeverkehr  beteiligten  Nation.  Dies  legt  den  (Tcdankeii  nahe,  daß  in  Fälh-n 
der  Verfolgung  eines  Seeräubei-s  in  Seegebietc.  die  einem  sunveräuen  Staate 
uutei'worfen  sind,  die  Konseguenzeu  diesei-  Herrsioliafl  eine  i^Iodinkation  erfahren 
mttssen,  wenn  nicht  in  Vertrigen  der  oben  angeflihrten  Art  für  die  Verfolgung 
durch  entsprechende  Konzessionen  schon  vorgesm^  ist*) 

IV.Die  Voraussetzung  des  Einschreitens  gegen  ein  Schiff  ist  der  dringende 
Verdacht  des  Seeraubes.  Handelt  es  »ich  um  ein  Schiff,  welche«  die  Flagge 
der  Nationalität  des  Kriegsschiffes  führt,  so  stehen  dem  weiteren  Vorgehen 
dts  letzteren  keine  Hindernisse  entgegen.  Fährt  das  Schiff  unter  fremder 
Flagge,  so  wird  im  Zusammenhange  mit  dem  Satze,  daß  ein  auf  frischer  Tat 
des  Seeranbes  betretenes  Schiff  ohne  Rttcksicht  auf  seine  Flagge  sofort  angehalten 
und  fibarwältigt  werden  kann,  allgemein  angenommen,  daß  auch  bei  dringendem 

1)  Die  Kccht^widrigkcit  liegt  im  Mangel  sUatlicher  ErmäclitiguDg,  die  ücii  Kuptn^cliiffeu 
md  den  cor  Vomiihnie  Ton  Bepmaetiettbandlangen  mtoriaieitea  Sdtlffea  ur  Seite  «tebt. 

2)  Vtrt  Oiirels,  IIH  II  S.  572  u.  574 

3)  Z.  B.  Alt.  'M  Uea  Vortrages  des  deutadicu  ZuUvereias  mit  China  vom  2.  September 
1861.  Voriittftge  Instruktion  für  die  KommaiideDten  deutwber  KrtogBeebiffe  in  B^mTf  der 
Unterdrück  Uli;;  lUr  Poeräaberei  in  den  diineeiacben  GewlMern,  vom  10.  Auguit  1ST7  bei 
Perel»,  Intern.  Scur.  311. 
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Verdacht  gegen  das  Schiff  eingeschritten  werden  kann.  Es  darf  daher  das 
Kriegsschiff  das  Hissen  der  Flagge  nnd  somit  die  Legitimation  der  XatienaJitftt 

fordern.  Verweigert  das  Schiff  die  Legitimation,  so  wird  der  Kommandant 
des  Krie^chiffes  nach  Maßf^abe  der  Umstände  des  konkreten  Falles  die  diirrh 
den  Zweck  des  Einschreitens  erforderlicheTi  Maßregeln  mit  Vorsicht  anwenden: 
findet  der  Verdacht  der  Piraterie  keine  Uestatigung,  so  haftet  der  Kommandant 
fltr  die  Folgen  seines  Einachrdtens.  >) 

T.  Mehrfach  wurde  dem  Seeranb  (Piraterie)  rechtswidriges  Verhalten  Ton 
Privatschiffen  auf  hoher  See  gkiehgestdlt»  welches  dem  Tatbestande  des  Sp - 
raubes  ni'  ht  entspricht  (>n?:.  nneiprentlicher  Seeraub).  Unter  diesen  Gesichts- 
punkt wurde  der  Fall  gestellt,  dal)  ein  Kaper  sich  von  beiden  Belligerenten 
Kaperbriefe  ausstellen  lälit,  ferner  der  Sklavenliandel,  schwere  Verbrechen,  die 
zu  Lande  begangen  mit  dem  Tode  bestraft  worden,  nenestens  die  doloee  Zer- 
störung oder  BeschfldigBng  der  submarinen  Telegn^ihenkabel.*)  Allein  diese 
Gleichstellung  verkennt  die  Differenz  der  Angriffsobjekte  dieser  Handlungen, 
verwertet  entfernte  Analogien  nnd  Fiktirnen:  in  Wahrheit  bezweckt  Jene  Identi- 
tiziernng  der  Tatbestände  lediglich  die  lieionung  gleicher  Stratwürdigkeit.  — 
In  Verträgen  und  Gesetzen  wurden  aucli  neutrale  .Schiäe,  die  im  Interesse  eines 
der  Kriegführenden,  jedoch  ohne  Antorisation  ihrer  eigenen  Begierang  Kaperei 
betreiben,  den  Seer&abem  gleichgestellt  Vfilkerreditlich  nicht  zu  rechtfertigen 
war  das  Dekret  des  Präsidenten  Lincoln  vom  21.  April  1861,  wodurch  die  Kaper 
der  rebellischen  Siidstaaten  Seeränbern  gleichgestellt  wurden;  mit  Recht  hatte 
die  englische  Regierung  dagegeii  Einspruch  erhoben. 

§  105.  Die  internationalen  Flüsse^).  I.  Die  Wichtigkeit  jener  Flüsse, 
wetehe  die  Gebiete  mehrerer  Staaten  dnrehstrOmen  und  die  Vwbindung  mit 
der  offenen  See  herstellen  (sog.  internationale  Flüsse),  f&i-  den  Weltr 
A'erkehr  drängte  in  neuerer  Zeit  znr  konventionellen  Eegehing  der  betrefienden 
Verhältnisse.  Ks  handelte  sich  um  die  Herbeiführung  der  formellen  Aner- 
kennung genieinsanjer  Interessen  in  Ansehung  von  Verkehrswegen,  die  in 
ihren  Teilen  der  Souveränetät  einzelner  Staaten  unterworfen  sind;  das  prak- 
tische Ziel  war  die  Schaflteng  rechtlicher  Grundlagen  lUr  die  gemeinsame  6e- 

1)  Vffl.  PereU.  InterutiogMlM  Seerecht  S.  112 ff.;  Gareis,  HH  II  577,  S78. 

2)  St>  Dudlcy  Field  in  attioem  International  Code  .\rt.  ferner  der  Vorschlag  der 
nordamerikanischen  l'nionsrcKiening  vom  <)ahre  ISO  hptr.  eine  Konvention  zum  Schutze  der 
uDterRecischcn  Tclepraphcnkabcl.  Gegen  die  Behaudluiig  der  hier  in  Frage  stehenden  Hand- 
langen als  Seeraub  Kcnault,  Annnaire  III  n.  IV  8G2  sq. 

3)  Caratheodory,  Le  droit  iiucrn.  conrcrn.  les  «^rands  cours  d'eau(lSfili;  DfiBclbe, 
HH  II  ä.  2ä4lff.;  Engelhardt,  Du  r{>gimc  couvent.  des  flouves  intern.  (l^Ti«>,  ein  Kapitel 
dkNT  Scfaiift:  La  Wbttti  da  tt  mvigatioti  fhn^klo  in  der  B  XI  ass  tq.;  Derselbe,  ebenda 
Xllt  T>f»rsolhe,  ITistoire  du  droit  fluvial  intcrnatioual  (l'<*'OK  Orban.  Ktndp  sur  Ic 
droit  fluvial  conventiouuel  (1896);  Bergäs,  Du  regiiDO  do  navigation  des  flcuvc>9  intcmatio- 
nanx  (1902>;  nallf  39;  Westlakai,  HZsq.;  Travere  Twiss  I  $  145;  Oppenhciin, 
I§17S;  Wurm,  Ffinf  T5iif'fe  nbcr  die  Freiheit  der  KIuBttrhiffahrt  tl85H) ;  Schnyler,  American 
diplomacy  etc.  VI  p.  265  sq.;  Ueff  ter-Geffcken  §  77;  Bluotacbli,  Völkerrecht  §  314  ff. ; 
F.  r.  Martens  I  &  386  ff.,  II  &  241  ff.;  Gareia  &  68ff.;  Bivier,  Lehib.  a  IHtt.;  Dei- 
pagnet,  Cours  44S»q.;  Stoerk,  tn  V.  Stengers  Wilrterb.  d.  d.  Verwaltnoissreelit  a.  v. 
»Schiffahrt*  (S.  £i|;.-Bd.«. 
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Dutzbarkeit  der  mtematioualen  Flttase  zu  Verkehrszwecken  seitens  aller  Na- 
tionen. In  diesem  Sinne  bezeichnet  der  Pariser  V&ctng  vom  30.  Mai  1814 
die  Aufgabe  des  kiinftio:iMi  Ki )iiü;i  (^st's  Die  Anei  kennung  des  Grandsatces 
der  Freiheit  der  internationalen  Kliißst  hitiahrt  wurde  in  den  letzten  Jahren 
des  18.  Jahrhunderts  bfztio;Iicli  (^iiiigcr  der  wichtigsten  Ströme  dnrch  konven- 
tionelle Normierung  >)  der  Freiheit  der  ächiliahrt  für  die  Angehörigen  der 
Uferstaaten  vorbereitet');  das  hier  in  Frage  stdiende  gemeinsame  lBter-> 
esse  &nd  mindestens  in  diesem  besehrftnkten  üm&age  formelle  Anerkennnng. 
Darin  lag  schon  ein  bedeutsamer  Fortsein  i' 1  egenttber  den  verschiedenartigen 
Beiäst iL'ungfU  des  Verkehrs  (luicli  die  Eiiiht'bnng  von  Zöllen  und  anderen 
Abf^aben,  durch  Zwangslandungeu  usw.  und  sonstige  im  fiskalisclui-n  Interesse 
herrschende  Maßregeln  ^j.  In  dieser  Zeit  war  die  Flußschiffahrt  durchaus  von 
den  Interessen  der  Ufnstaaten  and  der  egoistischen  Oeltendmachong  der 
Territorialhoheit  beherrscht;  die  Konseqnenzen  der  Existenz  der  internationalen 
Gemeinschaft,  die  Notwendigkeit  der  Beschrftnkang  der  eigenen  Souveränetät 
zum  Zwecke  der  Fordenmsf  gemeinsamer  Interessen  hatte  bezüglich  dieses 
Gegenstandes  noch  keiuei  iei  Anerkennung  gefunden.  Der  im  Pariser  Vertrag 
vom  Jahre  ISII  ausgesprochene  Grundsatz  brachte  die  gemeinschaftliche 
Bechtstlberzeugung  der  ziviHsiorten  Staaten  zam  Ansdrnck  und  führte  auf  dem 
Wiener  Kongreß  zur  Formniiernng  einer  Beihe  von  Verpflichtungen  der  be- 
teiligten Staaten,  welche  das  Mindestmaß  der  Leistungen  betrefien,  durch  die 
jener  Grundsatz  praktische  (^e!tunj?  erlanj2:en  sollte.  Ks  bandelte  .sich  dabei 
im  Hinblick  auf  das  allgemeine  lnteres.>^e  allei'  Viilker  au  einem  fi  elen  Verkehr 
um  die  Regelung  einer  eminent  internationalen  Angelegenheit;  die  Beschlüsse 
des  Kongreraes  verpflichten  daher  die  SignatannAchtCi  für  die  praktische 
Odtung  des  Grundsatzes  zu  sorgen.  Dem  entsprach  andi  die  Praxis  <). 

II.  Die  Beschlüsse  des  Wiener  Kongresses*)  sind  in  den  Artt  108—117 
der  Kongi'cßakte  enthalten;  hiernach  haben  die  üfer>taaten  die  auf  die  Schiff- 
fahrt bezüglichen  Verhaltnisse  durch  Ubereiiikouinien  zu  regeln;  die  Schiü'ahrt 
auf  allen  Strömen  und  Flüssen,  welche  während  ihres  schiffbaren  Laufes 
mehrere  Staaten  trennen  oder  durchschneiden,  bis  zn  ihrer  MQndnng  in  das 
Meer  wird  für  vollständig  firei  erklärt;  sie  kann  bezüglich  des  Handels  nie- 
mandem untersagt  werden.  Der  Ausübung  der  Souveränetät  der  Uferstaaten 
ist  durch  die  anerkannte  l'-  t  ilieir  der  Schiffahrt  eine  Grenze  o:ezogen,  insofern 
keine  ÖLai»el-  und  Zwangäumladeplätze  mehr  erriciitet  und  die  bestehenden 
nur  soweit  sie  dem  Handel  und  der  Schiffahrt  nützlich  sind,  erhalten  werden 

1)  So  Btipulicrt  der  liaagcr  Vertrag  vom  Iii.  Mai  1795  zwiacheo  bYaukreicb  nod  der 
bataTiecben  Rq>ublik  f&r  die  Sdiiffc  der  Kontraheotcn  die  Frcihtit  der  Sebiffalirt  «uf  dem 
Khcin,  dar  HomI,  der  Schelda  und  den  NebenflOBsen.  Nlbem  bei  Cmrathiodory,  HH  II 

b.  m  ff. 

2>  la  Amerika  wurde  durch  den  Pariser  \  ertrag  vuin  Jabrc  1TS3  den  AugcliörigeD 
der  Veroiiugtea  Staaten  und  Englanda  die  Schiffahrt  auf  dem  lUasiaüppi  freigeKebeo. 

Si  Vgl.  über  die  ."ütcrcn  Zuständr  in  Kuropa  die  oben  ziricrtcn  Arbeiten  von  Cara- 
tUt'odury  und  SugelhardL  Vergl.  auch  v.  Kaltenborn  b.  v.  .Schiffahrtsgesetze'^  in 
BUntachli's  StaatawSttetbacb.       4;  Vgl.  Canthiodor}',  BH  U  &  29S  (Attm.  10). 

5)  Bei  Fleischmann  btt. 
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dOrfen;  die  Schifikbitspolüni  ist  in  einer  dem  Handel  günstigen  Weise  gleich- 
mäßig sn  regdn;  jeder  Ufeistaat  ttbeniimnit  die  Instandhultang  des  Fahrwassers 

innerhalb  des  ihm  gehörenden  Flußgebiete^s ;  es  darf  nur  eine  einheitliche  Ab- 
gabe als  Vergütung  für  'l^ii  Aufwand,  df^n  die  T^ferstaaten  für  die  Anstalt-en 
zu  Guuütt;!!  der  allgemeinen  .Schiffahrt  machen  uiüüseu  (  wie  z.  B.  für  Leiu  httüi  me, 
Markungen  im  Wasser  usw.),  eingehoben  werden;')  das  Zolhvesien  der  Ufer- 
staaten darf  mit  den  ScbiffaiirtBabgfabaL  nichts  Oemeinsames  haben.  —  In  der 
Beilage  XVI  der  Eongrefiakte  sind  n&here  Torschriften  über  die  Sehiffiihrt 
auf  dem  Khein,  dem  Neckar,  der  Maas,  der  Mosel  und  der  Scheide  gegeben. 
Nach  diesem  Vorbilde  sollen  die  Beschlüsse  des  KongTressps  durch  Spezial- 
kommissionen  der  beteiligten  Mächte  für  die  übrigen  internationalen  Flüsse 
zur  konformen  Ausführung  gelangen -j.  Bezüglich  der  Donau  wurde  der 
Orondsatz  des  Wiener  Kongresses  erst  durch  den  Pariser  Vertrag  vom  Jahre  1856 
(Artt.  15—19)  ausgesprochen  ').  In  neaester  Zeit  fand  der  Grundsatz  Aner- 
kennung durch  die  Herlinei-  Kongoakte  vom  Jalne  1SS5  hezüglich  des  Kongo 
und  des  Niger;  der  freie  Zutritt  ist  allen  Flaggen,  ohne  rnterschied  der 
Nationalität,  zu  allen  Gewässern  des  Kongo  und  seiner  Nebentiüsse,  einschlieli- 
lich  der  8een,  zn  allen  Häfen  an  diesen  Gewässern,  sowie  za  allen  Kanälen 
eingeräumt  (Art  13);  ebenso  ist  die  ScMffahrt  auf  dem  Niger,  ohne  Ausnahme 
irgend  einer  der  Terzweigungen  oder  Auslaufe  dieses  Flusses  ÜQr  die  Handels- 
.schiffe  aller  Nationen,  mögen  sie  mit  Ladung  oder  Ballast  fahren,  vollkommen 
frei  (Art.  20) 'J.  —  Eine  erhöhte  internationale  Sanktion  erlangte  der  Grund- 
satz durch  die  Erklärungen  der  Mächte  iu  Art.  15  des  Pariser  Vertiages  vom 
Jahre  185$  und  in  Art  13  der  Kongoakte  vom  Jahre  1885,  denen  2ufo%e 
die  auf  die  freie  Schiffahrt  der  betreffend«!  Strdrae  bezüglich«!  Vereinbarungen 
als  ein  Bestandteil  des  earoptisclu  n  Völkerrechts  feierlich  anerkannt  sind. 
Durch  diese  beiden  Vertr.1ge  wurden  übrigens  die  von  dem  Wiener  Kongreß 
formulierten  Grundsatze  weitergebildet.    Der  Wiener  Kongreß  hatte  uäm- 

1)  Über  ScbiffahrtBabgabcn  Piloty,  Das  Bcdit  d.  S.  L  Deutschland  (19011. 

2)  Der  DarchfBhrnnfr  der  KongrcßtieschlSBae  hatten  ridi  abbold  Htndmdne  in  den  W«g 
gestellt  Die  vom  Kongix^ß  als  Grandstatz  au^fcosprochcnc  Freiheit  der  Schiffahrt  wurde  von  der 
Dipliiiii.itii>  auf  die  Uferstaateu  bcsclit^nkt:  einzelne  Ausdrücke  fanden  im  Interesse  der  Ufer- 
staateu  eine  dem  Grundsätze  durchaus  widersprechende  Inlerpi*etatiun ;  so  vur  allem  seitens  Uol- 
kuid»  besfiglich  des  Khcins,  indem  die  Worte  justjuc  :\  hi  im  i  zur  Ik$rMi»dung  der  Behauptung 
dienen  mußten,  daß  die  Frcilioit  der  Rrliirfahrt  in  den  Mündunj^cn  des  Rheins  durch  jenen 
Ausdruck  ausgeschlossen  sei,  derlei l»e  also  nicht  gleichbedeutend  sei  mit  dea  Worten  jusque 
dant  la  mer.  —  Betllgtich  der  konventionellen  lU^u&e  der  Sehiffabft  mf  den  wichtigsten 
Strömen  in  Europa.  Araerikn  itnd  Afrik.T  siebe  insbcs.  Caratheodorj',  HH  II  32"  ff.  und  die 
dort  aogeführte  Litoratur.  BezQglich  der  £  1  b  o  veigl.  J  e  1 1  i  n  e  k,  Über  Elbe-  und  Kliein- 
fldiifrahit  in  HdwSrterb.  d.  Staataw.  III,  60t  ond  IV,  4M;  Striaower,  im  Oaten.  Staata- 
wörtcrJ).  >.  V.  ..  rjho";  l'Ümann  Ii  I8TI,  594  ff.;  Tuch,  Sondersteliunf  tind  Zollanaclllnfi 
Hamburgs  in  Schuollcr's  Jahrb.  lbi»2  l,  175 ff.;  La  band  ätaatarecbt  IVi  SSSff. 

8)  AaBer  der  Literttor  bei  Caratb6odory  1.  &  Jelllnelt,  im  Hdtirörterb.  d.  8taataw. 
s.  V.  „Dcmau-Schiffahrt" ;  Orbau  I.  c.  174  sq.;  Bittcl,  Über  das  Flußschiffahrtsrccht  der 
Donaum&ndoQgeD  (l$d9j;  Wittmaack,  A.  f.  ö.  B.  2UX,  U5ff.i  Ga»ti,  Die  Donaofrago  in 
„PreoB.  Jahri».-  1S04,  SS&ff.;  Strisower  L  ÖMerx.  Staatawörterb.  a.  ^Dvom," 

4)  Kap.  IV  (An.  18  ff.)  entldlt  dl«  Koago-SciiUIhlutaakie,  Kap.  V  (Axt  3«  ff.)  die 
Niger<Schiff«hrtaaktew 
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lieh  auBer  dem  Gnindsate  der  Fr^hett  der  Schiffahrt  auf  den  internatioiuileD 
Flössen  auch  bestimmt,  daß  alle  die  Sdilffahrt  betr^enden  VerhSltnisse  (Hand- 
habung der  Polizei,  f^inhebung  der  Abgaben  usw.)  nach  einem  einheitlichen 
System  von  den  T'ferstaaten  durrh  konventionelle  Reglements  zn  ordnen 
seien.  Hiernach  sollte  das  mit  den  internationalen  Flüssen  verknüiitre  all- 
gemeine Interesse  auf  Grund  von  Vereinbarungen  durch  die  gemeinsame  Wirk- 
samkeit der  manschst  beteiligten  Staaten  —  der  Uferstaaten  —  Befriedigung 
find^.  Es  handelte  sich  das  erste  Mal  um  die  Schaffung  internationaler  Ver- 
waltungsvereine zur  Pflege  eines  wichtigen  internationalen  Interesses.  Dabei 
ist  aber  zu  beachten,  daß  nach  den  Bestimmuns'en  des  Wiener  Kongresses 
trotz  der  .\llgemeinheit  des  internationalen  Interes.se.s  die  betreffende  inter- 
nationale Organisatiou  doch  nur  beschränkt  blieb  auf  die  Uferstaaten,  während 
die  Niehtoferstaaten,  dnen  Interesse  an  der  freien  Schiffahrt  dnrch  die  Ans- 
föhrung  der  EongreßbeschlOsse  doch  auch  volle  Befriedigung  finden  sollte^ 
keine  rechtlich  normierte  Ingerenz  auf  die  Reg'elung  der  Sdiiffalirfsverliaitnisse 
besassen.  Der  Pariser  Vertrag  und  ilie  Kongoakte  schnfeii  (la<?ei;:eu  au!'  rii<  m 
internationale,  von  den  Uferstaaten  unabhängige  Organe;  jener 
die  europäische  Douaukommission  (Art  IG),  diese  die  internationale  Kongo- 
kommission  (Artt  17,  20ff.M)'  Die  Schaiding  eines  solchen  internationalen 
Organs  als  Ersatz  der  Antorität  der  Uferstaaten  ffir  Gebiete,  in  denen  keine 
oder  wenigstens  nicht  eine  den  Anfoiderungen  eines  zivilisierten  S^taates  ent- 
sprechende Autorität  besteht,  wii-  dies  be^üj^lich  des  Kong^o  der  l'all  ist.  wird 
allseitig  aU  rechtlich  -zulässig  und  notwendig  erkannt  Ebenso  wurde  die 
enropüsche  Donankomnüsion,  weil  nrspränglieh  nnr  fftr  eine  bestirnnte  Zeü 
(zwei  Jahre)  und  Ar  eine  hcstininite  Aufgabe  (die  Beseitigung  der  Ifindernisae 
der  Schiffahrt  in  den  Donaumündungen)  eingesetzt,  nicht  beanstandet,  da  es 
sich  hier  um  eine  Aufgabe  handelt,  deren  Lösung  den  Uferstaaten  (ans  finanziellen 
Gründen)  rnglich  nicht  auferlegt  werden  konnte.  Dagegen  erblickte  man  in 
der  seit  dem  Jahre  1S56  in  einer  Reihe  internationaler  Verträge  vollzogenen 
weiteren  Regelung  der  DoDanangelegenheiten  eine  Abweichnng  von  den  Gmnd* 
s&tzen  des  Wiener  Kongrases,  insofern  die  Wirksamkeit  der  enropüischen 
Donankommission  wiederholt  auf  weitere  Fristen  ausgedehnt  wurde,  so  daß  sie 
derzeit  nahezu  als  permanente  Kommission  fungiert;  außerdem  s^^ien  ihr  Kom- 
peteuzen  eingeräuntt  worden,  welche  die  Souveränetät  der  Ufei^staaleu  sclnnälern, 
während  die  Beschlüsse  des  Wiener  Kongresses  die  Souveränetät  der  Ufer- 
staaten nicht  berühren,  insofern  dem  Übereinkommen  dieser  Staaten  die 

1)  Für  den  ^^iger  wardo  infolge  Wideraprucb»  selten»  (jii-ußbriuiiuieus  voa  einer  an*- 
lagen  Instttutton  abgetdien.  Motiviert  wnrdo  dimcr  Torguiiir  «Nerdiog»  dtntli  die  g«ognphi- 

schon,  kommerziellen  und  p(»litisrlnn  VoihältnlsHt',  wcidic  jini^cbricli  ciiu-  vorsc  hiodone  RcjfO- 
hmg  der  t^cbiffahrt  auf  dem  üiger  uud  Kon^o  rechtfertigea.  Üo  blieb  die  AusfübraDg  dw 
Ni«er-Schiffahrtnkte  nnd  die  Wahrung  <lc$(  Prinzips  der  FMheit  der  Mitfahrt  auf  dem  Nlfer 
dem  übci-dnkommen  der  Lfcretaaten  —  Fraukreicli  und  Großbritannien  ■  vorbehalten  and 
ist  damit  dem  in  Art  1U8  der  Wiener  Kdiipreßakte  formulierten  Gnindsatz  cDtsprocben.  — 
('her  di(>  veisichiedenc  Behandlung  des  Ivou^:«)  und  Niger  bezüglich  der  Neutnüisierung  and 
der  damit  zusammetdülngenden  Frage  des  ficicii  Zutritts  von  Kriegsschiffen  io  den  NIgev 
■iebe  Dachen«,  Le  droit  de  navigatioii  daus  ic  Niger  in  der  BQ  II  439 eq. 
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Schaffung  der  znr  Dnrchfilhiiiiig  des  Prinzipa  der  freien  Schiffiftiirt  auf  der 
Donau  erforderlichen  BegleaeDtB  usw.  Torbelulten  blieb  i)>  Hiemacb  kOnne 
das  Institnt  einer  europäischen  Eommiaiion  für  die  Angelegenheiten  inter- 

1 )  Die  Uferetaatenkomraiaftion  (urepi-unf^lich  besteluud  ,nis  Vertretern  Österreichs,  Bayerns, 
Württembergs  und  der  XOrkd,  denen  gich  Kommiwire  der  DooAafänte&tümer  aBzaadiUeßcu 
Latten)  hatte  die  SddffahrtBOrdniinf  ,  4«8  FlaSpolizei'RegleineQt  Tonabereiten,  das  Nötige  für 
die  Durchführbarkeit  der  Grundslit/r  i\v*  Wiener  Kon^csses  za  vonnlasscn  und  die  nOtigcm 
Arbeiten  in  der  Ausdehnung  dos  Flatilaurs  durchrühren  zu  lassen;  nach  der  Anflnsunfr  der 
europäischen  Donaukommission  sollte  die  Ufcrstaatenkommission  an  deren  Stelle  bezüglich 
der  DonaujnQndungcn  und  der  aii<;iun/(  iHiti>  Moor(j.toile  treten.  Die  Uferstaatenkonimissioii 
Behuf  in  ihrer  Versaiiinilunj?  zu  Wien  eine  Schiffalirtsoniininj^  (7.  November  Its.i?).  dio  jedoch 
die  tieuebmigUDg  der  signatarmiicbte  des  Pariser  Vertrages  nictit  erhielt,  weil  die  Binneo- 
•diiffabit  mir  den  Ufentaatm  »»tdieft  eolUe  und  titSgü  Mifiregefo  beMhkMMo  trorden  waren, 
die  der  Freiheit  Hrs  TVansithandels  widersprachen.  Da  die  Aufgabe  der  ctiropäischen  Kom- 
miseion  oocb  nicht  gelöst  war,  worden  deren  Vollmachten  verlängert,  die  Arbeiten  fort- 
gesetzt  nnd  am  3.  November  1665  die  Akte  betr.  die  Scbiffahrt  von  den  Mandiuig<en  der 
Donau  bis  Oalatz  unterzeichnet.  Am  28.  .Mai  ISf'fi  wurtlcii  die  VoIIm.iditcn  cIct  curuiiriisohen 
KomwUaion  neuerlich  auf  fünf  Jahre,  eodaun  durch  den  Londoner  Vertrag  vom  13.  März  ISTl 
anf  zw51f  Jahre,  bis  zom  24.  April  1888,  Terilngert  Der  Berliner  Vertrag  vom  Jahre  18T8 
betonte  vor  allem,  daß  die  Freiheit  der  Schiffahrt  anf  der  Donau  ein  europäisches  In- 
teresse bildet;  zur  Verstärkung  der  Garantien  dieser  F'reiheit  wurde  die  Beseitigung  aller 
Festungen  auf  der  Strecke  vom  eisernen  Thor  bis  zu  den  AÜindungen,  sowie  das  Verbot  neuer 
Befestigungen  beschlossen;  ferner  wurde  bestimmt,  daß  mit  Ausnahme  der  für  die  Strom- 
polizei  lind  den  Zolldienst  bestimmten  Schiffe,  keine  Kriegsschiffe  die  Dunau  auf  der  be- 
zeichneten Strecke  liefahren  dürfen  (Art.  .'»2).  Die  Kompetenz  der  europäischen  Kommission 
(der  nnninebr  auch  Rumänien  angehorte)  wunlo  erweitert,  indem  ihr  die  Aosarbeitanf;  der 
Reglements  für  die  Pchiffabrt .  J^tiotnpolizei  und  Oberaufsicht  für  die  Stromstrcrke  Galatz  bis 
zum  eisernen  Xboro  übertragen  wurde  (Art.  Die  den  Uferstaateu  durdi  den  Londoner 
Vcrtiaf;  Ton  1871  aar  Aufgabe  gesettte  Besdtignng  der  SebIffabttsbtndcniiaBe  (an  eiaemeii 
Tor  iitiil  :in  den  Katarakten!  wurde  Ostcrrdch  I'n^^nrn  anvertraut;  den  l'ferstnaten  wurde  die 
Förderung  der  betreffenden  Arbeiten  (die  mit  der  feierlichen  Eröffnung  des  Verkehrs  am 
27.  September  1895  ibren  Absdilnß  gefonden  haben)  anr  Pflicht  gemacht  (Art  57).  Mit  den 
zur  Ausführung  des  Art.  53  bestinimten  Vonirbeiten  wurde  von  der  europäischen  Kommission 
ein  Komitee  betraut,  dessen  Avantprojet  für  die  Überwachung  der  Ausführung  des  Schiff- 
lahrtsreglements  eine  CommiBsIon  mixte  in  Vorschlag  brachte,  zusammengesetzt  aus  Bevoll« 
michtigten  der  Ufei-staaten  Serbien,  Rumänien,  Bulgarien  und  einem  Bevollmächtigten  öatei'«- 
reich-üngam».  dem  der  Vorsitz  und  bei  Stimmengieiebhelt  die  entscheidende  Stimme  zu- 
kommen sollte.  Infolge  Protest«  der  L'feretaaten  wurde  dieses  Projekt  falleu  gelassscu;  aul 
Voifchlag  des  fransOsisehen  Bevollmächtigten  Barr6re  fand  eine  neue  Verhandlung  statt,  deren 
Ertrelniisse  ■:Ziisnmmrnspt7tinK  der  Kommission  wie  im  eben  Mii>refülirten  Projekt  unter  Zu- 
ziehung eines  Delegierten  der  eumpäischen  Kommission,  Österreich- Ungarn  führt  den  Vor- 
sits»  die  BeadtlnSfassnuf  erfolgt  »U  StImmenmdirfadU  von  allen  Hlehten  mit  Aoanabme  Bq- 
mänicns  angenommen  wurden.  Rum.lnrm  protestierte  gpfron  die  Teilnahme  Österreich -rngains 
an  der  Kommission  aus  eigenem  Rechte,  da  diese  Macht  an  der  uuteru  Donau  nicht  Ufer' 
Staat  sei.  Die  am  8.  Febraar  1888  an  I^don  ntsammengetmene  Konferenz  hielt  an  dem 
v(»in  Perllner  Vertr.Hfr  .lus^esproelienen  fledanken  fest,  daß  es  sich  um  eine  e  uro  pai  sehe 
Angelegenheit  handle,  bei  deren  Ordnung  Rumänien  als  beteiligter  Staat  nur  mit  beraten- 
der Srirome  teilnehmen  kOnne.  Rnminien  proteetierto  gegen  diesen  Vorgang  (im  Hinblick 
auf  das  Aachener  Protokoll  vom  15.  November  ISIS  —  siebe  dagegen  Jcllinek,  Öster- 
r^ch-Ungam  und  Rumänen  in  der  Donaufrago  S.  9  ff.),  verweigerte  dio  Teilnahme  an  der 
Konferenz  nnd  den  Beitritt  zu  den  Beschlüssen.  In  dem  Vertrage  vom  10.  März  \>sSft  be- 
schluD  die  Konferenz  die  Ausdehnung  der  Kompetenz  der  europäischen  Kommission  auf  ilie 
.Strecke  Galatz  bis  BraTIa  und  die  Veritegervng  der  Vollmachti»  derselben  bis  2i.  April 

Ullmann,  V3lk«rrocht.  22 
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nationaler  Flttsse  uar  als  eine  ezzepti<Hielle  Einriehtnng  angesehen  werden  >)• 

—  Indessen,  die  prinzipiell  wichtige  Frage  kann  niclit  übersehen  werden,  ob 
der  StÄndpankt  des  Wiener  Kont^rpsses  dem  lnVr  in  Frage  stehenden  int*'r- 
nationalen  Interesse  die  unter  allen  Umständen  hinreichenden  inteiiuitional(^n 
Mittel  in  den  Kommissionen  der  Ufer  Staaten  zur  Verfügung  gestellt  hat, 
oder  ob  die  Ansfttse  einer  Wdterbildung  dieser  Hittel,  die  in  dem  Pariser 
Vertrage  von  18!^  und  in  den  Vertrflgen  von  1878  (Berlin),  1883  (London) 
und  1885  (Kongoakte)  enthalten  sind,  Beachtung  beanspruchen.  Ersteres  dürfte 
zu  verneinen  sein  im  Hinblick  auf  ]ii-iiktisrhen  Bediirfnissf.  wdclie  bei  der 
Regelunf?  der  Verhältnisse  an  der  unteren  Donau  und  am  Kongo  liervnrtraten ; 
für  letzteres  sprechen  aber  zugleich  allgemeine,  aus  der  eminent  iutei  aationalen 
Natur  des  Gegenstandes  nnd  ans  der  Bedentnng  der  intemationaleii  (vemein- 
schaft  tttr  die  Regelung  internationaler  Interessen  sieh  ergebende  Gründe. 
JedenfUls  sollte  flberall  ein  erhöhter  iSchutz  der  Fi-eiheit  der  FluDschiffahrt, 
wo  er  sich  vorauffsiclitlieh  als  müg  herausstellt,  durch  betreffende  von  den 
unmittelbar  beteiligten  Staaten  unabliängige  Organe  zur  Verfügung  stehen. 
Einen  Beleg  hiefür  bietet  vielleicht  gerade  das  Verhalten  einzelner  Uferstaaten 
gegenüber  den  Beschlüssen  des  Wiener  Kongresses*). 

1904;  die  Kilianiandang,  soweit  deien  Ufw  demselben  Staate  ^i5rcn,  iit  der  Kontrolle  der 

europäischen  Koinmiseion  entzogen  and  jener  der  beiden  Uforetaatcn  Kußland  und  Rumänin 
unterf»tcl]t.  dio  frt'iiiiti.chten  Teile  der  Stromstrecko  t*tt-Iieii  imtor  dor  Konlrollc  (\m  rassischen 
und  ruiuüjiiticliL'u  Delcgiertoii  in  der  europäischen  Kommissioa.  Dio  Aufsicht  über  die  Strecke 
▼ein  eisernen  Tor  bis  Brallm  wnide  einer  gemischten  Kommission  (im  Spinne  des  Bar« 
rirc 'sehen  Antrages)  nhortragen.  Diese  Konimission  ist  keine  definitive  Instinition,  wie 
denn  Cberhaupt  durch  den  Londoner  Vertrag  die  politiscb  komplizierte  Donanfrage  nicht  eud- 
tfiMg  geltet  werden  sollte.  Gleichwohl  behante  RmnlDien  In  «einer  aUehnendoi  Hiltaog 
auch  {rf^fiinber  dem  VcrtrafT'"  tind  7war  wppcn  nnpfblirher  Vorlctziiiif^en  der  Beschlnssp  de? 
Wiener  Kongresses  uud  des  seither  in  Geltung  getretenen  iDtcmationalca  Flafiecbiffahrtsrcchts. 
litentar  Ober  diese  Strrftfraife  bei  v,  Boitzendorff,  Rnralniens  Uferrrahte  an  der  Donea; 
Dahn,  Eine  Lanze  fFn-  I'uniäuicn ;  Geffckcn,  I.a  ijiicstion  de  Paindie  CatoHani, 
La  navigazione  fim  iale  c  la  quemionc  dcl  Danubio  etc.;  Engelhardt  io  der  Revue  de  dr. 
Intern.  XV  p.  5  sq.,  hü)  hq.;  XVI  p.  .tiio  sq. ;  v.  Bunsen,  eben^  p.  551  sq.;  für  dte  BeeeblOase 
der  Konferenz  insb.  .Tellinck,  Donaufrage:  Striaowcr  in  GrünluitV  ZiMtschr.  XI694ff.j 
Carathöodory,  HH  II  M7  ff.;  Bunsen,  La  qiiotion  du  Danube  in  R  XVI,  551  sq. 

II  Anknüpfend  an  die  Entwicklung  der  Doiiuufrage  seit  dem  Pariser  Frieden  durch 
den  Bt-Hiner  Kongreß  ISTSund  die  Londoner  Konferenz  188.^  und  an  die  Konflikte,  die  in- 
folge der  Beschlüsse  dieser  Konferenz  hervorgetreten  fiiu!,  liatte  F.  v  M.Trtcns  im  Slune 
der  oben  angcfOhrtcn  Einwendungen  gegen  den  Standpunkt  der  Mädite  in  der  Donaufrage 
die  FVage  der  Regdonf  der  Veriifiltniaae  der  fartematlonBlen  nOnse  tot  dn  Fbrnm  dce  In- 
stituts für  intern.  Recht  pre^rnrlit  fsiehc  Depser  Bericht  im  Annunire  VIII  p.  2"3sq.)  Nach 
T.  Martens  steht  nur  jene  Regelung  der  Bchiffahrtsvertiäituiaae  auf  internationalen  tlussen 
im  Einklang  mit  dem  hentigen  VSIkemdit,  Insbesondere  mit  der  Oestaltang  der  Interoatio» 
nalen  Verwaltun^'Mveroine,  welelie  auf  Verciiibaruiifren  der  rfei  i^taaten  Lemlit.  Pas  Iiistihit 
legte  in  der  Verhandlung  (Seasion  Heidelberg  läSS)  aeiacn  Beratungen  den  v.  M  a  r  t  e  u  a  aua* 
geaibeiteten  Entwarf  einer  Konvention  in  Grande  (stehe  Anmudre  IX  tST)  —  nnter  BerCek- 
siditigung  eines  analogen  Entwurfs  von  Engelhardt  (Annuairo  IX  156  sq.).  Die  Beschlüsse 
(Projet  de  r^glement  international  de  narigation  fluviale  —  in  40  Artikeln)  entsprechen  dem 
V.  Martens 'sehen  Fintwurf  (I.  C  8.  182  ff.) 

2)  In  den  Beratungen  des  Instituts  f.  intern.  Rocht  wurde  der  oliice  Standpunkt  von 
dem  Grafen  Kamarovsky  vertreten  (Amiuaiie IX p,  166)»  Kamaro vaky  spricht sidi  daher 
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III.  Der  Orandsatz  der  fniea  SeMffahrt  wurde  zwar  nicht  durch  KollektiT« 
vertrftge  der  Milchte,  sondern  durch  Vereinbarungen  einer  kleineren  Gruppe 

Ton  Staaten  des  s&dlichen  Amerika  für  eine  Reilie  sQdaDierikanischer  Flüsse 
anerkannt.  In  dem  englisrh-venezolanisrhen  Grenzstreit  hatte  das  Schieds- 
«r^Hcht  {\W6)  sich  für  die  Freiheit  der  ächiHtahrt  auf  den  Flüssen  Amakourou 
und  Barima  ausgesprochen*). 

IV.  Die  saobliehen  Grttnde,  die  für  die  Intemationalität  der  oben  be* 
seichneten  Str5me  und  Flüsse  sprechen,  treffen  auch  bezflglich  jener  nationalen 
Flüsse  zu.  die  in  die  offene  8ee  münden,  bezüglich  deren  aber  die  Freiheit  der 
Schiffahrt  derzeit  noch  nicht  iillfromr-in  anerkannt  ist  -*).  Allein  die  Freiheit 
der  Schiffahrt  auf  otlener  i>ee  turdert  ihre  notwendige  Ergänzung  bezüglich 
aller  mit  der  offenen  See  unmittelbar  zusammenhängenden  Wasserstraßen. 
Die  nationalen  und  internationalen  Wirtschaßsverhftltnisse  unserer  Tage  drängen 
die  Bedeutung  der  natftrlichen  nnd  künstlichen  Wasserstraßen  in  den  Vorder- 
grund, da  die.se  den  Transport  jener  Güter  ermöglichen,  die  in  Folge  der  Kost- 
spieligkeit dt  «:  Eisenbahntransports  teilweise  dem  Verkehre  entzogen  würden  3). 

V.  Auf  Grund  d^  r  lientiiren  konventionellen  Rej>:ehinf,'  der  internationalen 
Flußschiffahrt  gelten  folgende  Grundsätze.  Die  internationale  Schiff  bar- 
keit bestimmt  sich  durch  die  Bentttsbarkeit  des  Fahrwassers  Iftr  den  reget- 
milBigen  Schifiäverkehr  vom  Meere  ans;  sie  beginnt  von  der  FlnDmUndung, 
d.  i,  der  Stelle,  wo  der  Fluß  in  das  offene  Meer  sich  ergießt  und  reicht  bis  zu 
der  Stelle,  wo  jene  Benutzbarkeit  aufhört.  Die  Iffztere  Stelle  wird  in  der 
Regel  in  den  Konventionen  Itestinimt.  Die  Reci>t.sverhHltni.sse  der  internationalen 
Flußscliiffahrt  beziehen  sich  also  auf  die  zwischen  den  beiden  Punkten  liegende 
Flufistrecke^).  Innerhalb  dieser  Strecke  ist  der  Flnß  den  Fahrzengen  (Schilfen 
und  Flößen)  aller  Nationen  zug&nglich  nnd  zwar  fOr  den  direkten  Verkehr 
wie  für  Kabotage,  Die  Freiheit  der  Schiffahrt  umfaßt  auch  das  Reclit,  Schiffe 
zn  landen,  das  TTer  für  die  mit  der  Schiffahrt  verknüpften  Zwecke  zu  benutzen, 
den  Leinpfad  zu  l)etreteii,  tei  ner  darf  der  Schiffahrer  Hindernisse  der  freien 
Bewegung  des  .Si  Iiities  (Steine,  Schlamm)  entfernen  usw. 

VI.  Das  völkerrechtliche  Prinzip  der  freien  Schiifahrt  äudei  l  nichts  an  den 
Hoheitsrechten  der  Uferstaaten  (Jurisdiktion  nnd  Polizeigewalt)  an  der 
ihr  Tei  l  itorium  berührenden  Flttßstrecke.  Fttr  die  Zwecke  der  internationalen 
Schiffahrt  bilden  die  üferstaaten  einen  Verwaltungsverein,  dessen  Aufgabe  in 

im  prfDiiiileller  Allfemdiib^  fBr  Interaatioiule  Kommittioneii  awh  welche  die  Fmiheit  der 

Schiffahit  anf  allen  intemarioiialrn  Flftsm>n  SO  fiberwidi«  und  im  KriegsiUle  die  Neutnüitit 
dic«er  Verkehnwc^e  zu  siclicru  tiutteu. 

t)  V|d.  Oppenbeim  I,  {  17$,  der  sich  mit  Hecht  geirea  die  MtSnmg  wendet,  diS 

das  Prinzip  dvr  freien  Schiffahrt  tk-r/eii  srlion  allgemein  vorwirkliclit  sei. 

2)  eine  aolcke  AncrkennuDg  sprach  sich  F.  v.  Martens  in  seinem  oben  aage- 
fObittm  Beridite  lAnniudittVlIl  p.  2S9)aiis.  Dsfflr  Engelhardt,  Kamarovakv.  Vgl.  «acA 
neaeeten»  DeBpagnet,  Courts  p.  449;  Piödeli^vrc,  Pröcis  I  p.  :t26,  327. 

3)  Vgl.  die  lehrreichen  Mitteilungen  von  Berdniw  (Beil.  zur  Allg.  Ztg.  IJjlM»,  Nr.  40, 
41)  über  die  BinncnsciiiOalirt  der  Vereinigen  Staaten  und  ibie  Zukanft«wcgc. 

4)  Der  KoiiiveiitioiiB*Bhein  raieht  bia  war  Schwoizor  Qieoie,  die  KonventiiMia-DoiMu 
bis  zur  lUer. 

22* 
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erster  Reihe  die  Vornahme  der  die  freie  Schiffahrt  sichernden  Flaßarbeiten 
(Korrektionen  des  Flußlaufes,  Uferregnlierunj^en)  ist;  sie  haben  für  die  Her- 
stellune:  von  Lein|if;t<i»^Ti,  für  die  Flußbelenchtung-,  die  Ein-  und  Aiisladt'stellpn, 
Magazine,  das  Lot.seuwe»en  usw.  zu  snrfren.  Die  Ausführun;^  dieser  Leistungen 
beraht  auf  konventioneller  Regelung;  auf  diesem  Wege  werden  auch  die  Ge- 
bflhfen  und  die  Art  ihrer  Einhebung  normiert;  die  Oebühren  mflasen  fftr  alle 
Fla^^n  gleich  sein  und  die  Einhebung  inu5  in  einer  den  Sehiffsvericebr 
mr);2:liflist  wenig  belästigenden  Foini  geschehen;  letzteres  gilt  auch  von  dem 
Mauth-  und  Zolldienst.  Jene  Gebülii  en  haben  den  oben  bezeichneten  Charakter; 
für  die  Beschiffung  des  Flusses  dürfen  keinerlei  Gebuhren  erhoben  werden, 

§  1U6.  Die  internationalen  8een')  und  Kanäle^.  LVon  den  Binnenseen 
im  eigentliehen  Sinne  sind  jene  BinnengewSeser  zu  nntersebeiden,  d  ie  v  om  H  eere 
ans  schiffbar  sind.  Während  bezüglich  jener  internationale  Verhiltnisse 
nur  in  Frage  kommen  können,  wenn  das  Gewässer  von  mehreren  T'^fersraaten 
umschlossen  ist  (wie  der  Bodensee,  der  Genfer  See.  der  Huron-.  Eiie-  und 
Ontariosee,  der  kaispische  See)  und  die  konventionelle  Regelung  dieser  Ver- 
hJUtniflse  sidi  auf  die  Uferrtaaten  beaebrftnkt)  kann  beslglich  der  letaleren  das 
Moment  der  Intemationalitiit  im  Hinblick  anf  die  Verkehrsinteressen  aller 
Nationen  in  Betracht  kommen.  Der  unmittelbare  Zusammenhang  dieser  Ge- 
wässer mit  dem  Weltmeer  mittelst  schiffbarer  Flfisse  legt  die  Ausdehnung 
des  für  das  offene  Meer  und  die  internationalen  Flüsse  anerkannten  Grund- 
satzes der  freien  Schitlahrt  y.ii  Handelszwecken  auf  jene  Gewässer  nahe.  So 
ist  dieser  Omndsats  in  der  Kougoakte  beatOfplich  der  Gewisser  des  Kongo  and 
seiner  Nebenflüsse  einschlieftlich  der  Seen  anerkannt  ^;  die  praktischen  Yorans' 
Setzungen  dieser  Anerkennung  liegen  in  der  hydrographichen  Einheit  der 
betreffenden  (lewüsser  und  ihrem  Zusammenhang  mit  der  offenen  5?ep:  im 
übrigen  ist  die  Ausdelmun^r  jenes  Onindsatzes  auf  diese  Gewässer  die  Konsequeuz 
des  in  weitestem  iMalie  iüi  da-s  Kongobecken  auerkannten  Grundsatzes  der 
^ndelsfreiheit.  —  BezflgUch  der  kanadisch-amerikanischen  Seen  ist  durch  den 
Vertrai<  von  Washington  vom  5.  Juni  1854  den  BUrgem  und  Einwohnern^) 
der  Vereinigten  Staaten  auf  dem  Sankt  Lorenzstrom  und  den  als  Verbindungs- 
wegen zwischen  den  prroßen  Seen  und  dem  Atlantischen  Ozean  dienenden 
Kanälen  das  Hecht,  Schiffahrt  zu  treiben,  ebenso  eingeräumt  wie  den  Unter- 
tanen der  britischen  Krone. 

IL  Eine  bedeutsame  Erleichtemng  and  Steigerung  fand  der  internationale 
Schiffsverkehr  durch  die  AusfUhning  kflnstUeher  Verbindungswege  zwischen 

1)  Carath^odory  HH  H,  878ff.;  Gareis  §^  20,  21;  v.  Liazt.  §9:  Despa^net, 
Coure  p.  416;  Boanis,  No  49.5  sq.;  Pradiei- FodOr^  II,  p.  «40  sq.;  Nys  I.  44"  sq.;  Ri- 
vier,  PrinnppK  I,  141)  sq.;  Mischcff,  1a  mor  N'oire  et  les  d^troits  de  CoiMtfantinopl« 
(lltOl)  Phillimoro  I,  §5  205  sq.;  Oppenliehii  1,      17<(  sq. 

2)  WcRtlake  I,  320  sq.;  Phillimore,  I  §§.109  sq.;  üppenhei m  I,  §§  182  nq.;  Cara- 
thcodurv  IUI  II  Jtsr.  ff.;  V.  Liszt.  §  27;  Bonfils  No.  511  ff.;  F.  v.  Martens  II,  §  59; 
liossignoi,  Ie  Canal  de  K^ucz  ilSdbl;  Camand,  Etüde  sur  le  ruj{ime  jur.  du  C.  de  Suez 
(iSN);  As««r  R  XZ,  529  «q.;  Bustsinaiite  XXVtI>  112;  Charles-Roiix,  Llstlmie  et  t« 
cual  df  Suez  fl901).  3)  x\rf.  2  v^l,  mit  Art.  1  und  15  dor  Kotipnnkte. 

4)  Also  auch  Ausländern,  die  sich  in  den  Vereinigen  Staaten  aufhalten. 
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Teilen  des  WeUmeeres;  es  sind  dies  der  Kanal  von  Suez  und  der  im  Jahr«  1895 
eröffnete  Nord-OstseekanaL  Dw  NordOstseekanal  ist  durdi  deutsches 

Gebiet  geehrt.  Der  Verkehr  ist  den  Schiffen  aller  Nationen ')  gestattet,  kann 
aber  nach  freiem  Ermessen  jederzeit  eingestellt  (jder  nur  nnter  Bedingungen 
erlaubt  worden.  Der  Kanal  ist  nicht  internatiuiial:  er  steht  ausschließlich 
unter  deutscher  Gebielsbolieit,  Jurisdiktion  uud  Verwaltung.  Der  Zweck  der 
Anlage  ist  ein  militärischer.  Ein  drittes  Untemehmmi,  der  Panamakanal 
ist  infolge  verfehlter  Leitung  ins  Stocken  geraten;  neuesteus  ist  das  Unter- 
nehmen wieder  in  Angriff  genommen.  Indessen  waren  gerade  mit  Rücksicht 
auf  den  Durchstich  des  amerikani-schen  Isthmus  jene  rechtlichen  Gedanken  in 
Erwägung  gezogen  wordtn  und  in  inlernatiooAlen  Verträgen  zu  fürmellem 
Ausdruck  gekommen,  auf  denen  die  Sicherung  der  zweckentsprechenden  und 
allgemeinen  Benntsbarkeit  jener  wichtigen  Verbindungswege  fiberhaupt  beruhen 
muß  und  die  bei  der  Regelung  dei-  Verhältnisse  des  Suezkan&ls  zttm  Vorbilde 
dienten.  Schon  in  dem  Vertrage  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Neu- 
granada (jetzt  Colnmhia)  vom  12.  Dezember  1816  handelte  es  sich  um  die 
Sicherung  der  Neutralität  der  Landenge  von  Panama  und  jeder  auf  oder  durch 
die  Landenge  hergestellten  interozeanischen  Verbindung,  sowie  des  firden 
Verkehrs  von  Meer  zn  Meer.  Der  am  19.  April  1850  »wischen  den  Vo^inigten 
Staaten  und  England  abgeschlossene  (SQg.  C^7ton'BulWtt'*SChe)  Vertrag  nahm 
für  den  Fall  der  Ausführung  dt  -^  T'jiternehmens  einen  internationalen  Akt  in 
Aus.sicht,  der  mit  Ausschluß  aller  Sonderrechte  der  zunächst  interessierten 
Mäclite  au  dem  Kanal  die  Freiheit  des  Verkehrs  für  alle  Haudelsschitte 
gamnUer«!  artlte;  femer  sollte  d^  Kanal  anch  in  Eriegsseiten  fftr  d«n  freien 
Verkehr  offengehalten  und  gegen  jede  Beeinträchtigung  sicher  gestellt  werden. 
Als  jedoch  der  GedanJip  einer  Kollektivgarantie  dö"  Neutralililt  durch  sämtliche 
Mächte  in  den  diplomatischen  Verhandlungen  in  den  Vordergrund  getreten 
war,  änderte  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  ihre  Stelhino^  zu  dem 
(iegenstande  und  beanspruchte  auf  Gi  und  der  Munroedoktriu  Uius  ausbcblieüliche 
Pi'otektwat  über  die  interozeanische  Verkehrswege  Dagegen  anerkannte 
Präsideiit  GroTer  CloToland  (in  sdner  Botschaft  vom  9.  Dezember  l8Bö) 
rückhaltlos  die  Universalität  der  mit  den  f?roßen  Verkehrswegen  verknüpften 
Literessen  der  Menschheit,  die  ünzulässigkeit  der  ausschlieOliclien  HerrsriMtt 
einer  einzelnen  Macht  und  die  Notwendigkeit  der  Sicherung  solcher  Verkeiirs- 
wege  gegen  feindliche  Operationen.  Bezüglich  des  Pamakanals  ist  der  am 
5.  Febmar  1900  in  Washington  zwischen  England  und  Nordamerika  abge- 
schlossene Vertrag  (sog.  Hay-Paunoefote  Verti-ag)  als  Nachtrag  sn  dem 
oben  erwähnten  Clay  ton-Bulwer  Vertrag  getreten. 

ITT.  In  der  Tat  handelt  es  sich  gegenüber  den  Seekanälen  um  die  An- 
erkennung dei  Kunsei^uenzen  der  freien  Sclüifahrt  auf  hoher  See  auch  bezüglich 

1)  Nach  §  2  der  Betriebäordnun);  vum  2il.  Tnli  \\m  dörfou  fnmde  Kri«|fseehif  fe 
nur  mit  UeBuliiniguag  «inlaafeo.   bidie  Perela  Intcru.  i5ccr.  b4. 

2)  Vgl.  fiber  die  dadurch  TeranUfiten  KoDtroveiMD  Carathiodory,  HH  II  S-SMlf. 

-  Die  Vorciiii^tcn  Sta.itcii  von  Niirduiiii-rika  ^'riffen  MiCber  «uf  di«  ?0II1  dm  PlfMdeOtCO 
Munroc  zum  Ausdruck  gcbruchtc  Doktriu  zurück. 
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dieser  Verbindungswege  von  Meer  zu  Meer.  Der  Schutz  dieses  wichtigen 
Interesses  kann  aber  nur  dann  in  vollem  Maße  g-esiclici  t  sein,  wenn  die  See- 
kanäle durch  betrefifende  internationalp  Vcrcinbai mii^t  n  in  Friedens-  und 
Kriegszeit  jedweder  einseitigen  Machtenilaitung  einzelner  Stuaten  entzogen 
werden;  dies  ist  hinwieder  nur  möglich  durch  rfickhaltloee  Anerkennung  und 
fietonimgdes  nniversellenZweekes  jener  großartigen  Untemefainungen,  in 
denen  sich  menschliche  Energie  and  Geisteskraft  in  Verbindung  mit  mftchUgen 
Kapital mitt ein  in  den  Dienst  der  Mensoliheit  grestellt  haben. 

IV.  Alsbald  nach  Eröffnung  des  .Suezkanals  hatten  Diplomatie  und 
Wissenschaft!)  dijyj  wichtige  Problem,  den  neuen  Verkehi^weg  in  Friedens- 
nnd  Kriegszeiten  dem  Verkehre  offien  zn  halten,  in  das  Auge  gefaßt  und  ina- 
besondere  seit  dem  letzten  maaisch-tttrkischett  Kriege  die  Notwendigkeit  erkannt, 
die  Angelegenheit  für  die  Zukunft  auf  eine  feste  rechtliche  Grundlage  zu 
stellen Das  Institut  für  internationales  Recht  hatte  im  Jahre  1877  die 
Initiative  der  Beratung  des  Gegenstandes  ergriffen.  Auf  Grund  des  Berichts 
TOn  Travers  Twiss^)  wurde  in  den  Sessionen  zu  Paris  1878  und  Brüssel  1879 
verhandelt  *);  die  Resolutionen  bezielten  die  Freiheit  der  Sehi&hrt  auf  dem 
Soeskanal  in  Friedens-  nnd  Kriegszeiten,  sowie  die  Sicherung  des  Kanals  g^n 
Beschädigungen  '^).  Offiziell  wurden  die  Verhandlungen  der  Mächte  durch  ein 
Rundschreiben  der  enf'lischen  Regierung  vom  3.  Januar  ISS:?  einj^feleitet"). 
Durch  die  Londoner  Deklaration  vom  !7.  März  ISS.'»  wurde  für  den  3t).  März 
der  Zusammentritt  einer  Konferenz  in  Paris  beschlossen,  welche  mit  Zugrunde- 
legung des  obigen  Rundschreibens  der  englischen  Regiemu;  einen  Vertrag 
vorbereiten  sollte,  dessen  Zweck  dahin  bezeichnet  wurde:  de  consacrer  par  un 
acte  conventionnel  1' Etablissement  d'un  regime  dödnitiv  destine  k  garantir,  en 
tout  teni[)s  et  h  toutes  les  Puissances  le  libre  m&^e  dut  Canal  de  Suez.  Das 
Ergebnis  der  Verhandlunf^en  war  der  zu  Kunstanliuopel  am  2y.  Oktober  1888 
unterzeichnete  Vertrag  dei-  Grolimächte,  ferner  Spaniens,  der  Niederlande  und 
der  Tttrkei^.  Diesem  Vertrage  gemftß  soll  der  Kanal  von  Suez  jederzeit  im 
Kriege  wie  im  Frieden  allen  Kriegs*  und  Handdssehiffen  ohne  Unterschied 
der  Flagge,  zur  freien  Benutzung  offen  stehen;  die  Signatarmftchte  verpflichten 
sich,  die  Beuutzunr,'  des  Kanals  in  Friedens-  und  Kriegszeiten  in  keiner  Weise 
zu  beeinträchtigen;  das  Hlokadererlit  darf  niemals  ausgeübt  werden.  Ferner 
verpflichten  sich  die  Signataraiächic  zur  Schonung  des  Materials,  der  baulichen 
Anlagen,  der  Einrichtungen,  der  Arbeiten  des  See-  nnd  SiUwaaserkanals.  Die 

1)  Vgl.  tosbea.  Travers  Twiss,  R.  VII  6b2&q.;  U  XIV,  §72;  R  XVII,  9ib,  Asser 
I.  c;  Renault,  Le  Canil  de  IfnCK  (1682);  Bolin-Jacqncni  jns  R  II,  S14  nnd  die  oben 
angeführten  .sdirirtcn. 

2)  Allerdings  b&tte  Jener  Krle^  keinen  nachteiligen  EinnuU  auf  die  friedliche  Bcniltuuig 
des  Bacakanals  tettene  aller  Flaggen  ansgcQbt;  all^  das  BedQiftda  der  Ungealattnag  dei 
tatalchlichen,  aber  prekären  Zuntandes  in  einen  rechtlich  gefestigten  war  doch  dufcii  jene 
kriegerischen  Vorgänge  lu  den  Vordergrtuid  getreten.   Vgl.  Annnaire  II  p.  147. 

3)  Annnaire  III  et  IV  p.  III  sq.         4)  Annuaire  III  et  IV  p.  32S  sq. 
b)  Annuaire  III  et  IV  p.  H9  und  Hovue  do  dr.  intern.  XII  p.  100,  lOl. 

6)  Vf;l  Tr:ivrrs  Twisf>,  Revue  «k-  dr,  intern.  XIV      &72 sq, 

7)  bichc  Travers  Twiss,  R  XVII  öläsq. 
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Durchfahrt  iet  auch  im  Falle  eines  Krieges  den  Kriegsschiffen  der  Belligerenten 
offen  i>:elassen;  dagegeu  dBrÜBn  weder  in  dem  Kanal  noch  in  dessen  Zufahrt»* 

Mfen,  ferner  in  einer  Zone  von  drei  Seemeilen  von  diesen  Häfen  keine  Krieg?:- 
handliuif^en  vorgenommen  werden.  lu  dem  Kanal  dürfen  keine  Krie2:ssr,liitfe 
stationieieti;  in  Fort  Said  und  8uez  dürfen  die  Mächte  nur  je  zwei,  Bellige- 
renten  dagegen  keine  Eriegsschife  stationieren  lassen.  Die  Überwachung  der 
Ausführung  der  Yertragsbestimmungen  ist  den  in  Egypten  Ilmgierenden 
Agenten  der  Signatarmächte  übertragen;  die  Agmten  haben  ihre  Au%abe  in 
regelmäßig  jährlich  einmal  tagenden  Konferenzen  zu  erledifi^eii 

V.  Bezüglich  des  Durchstichs  des  Fanama-Isthmus  haben  England  und 
Nurdamerika  durch  die  Konvention  vom  ö.  Februai'  1900  (den  sog.  Hay- 
Pauncefote  Vertrag)  den  obenerwahnteii  CUyton-BnIwer  Vertrag  abge- 
ändeit  bezw.  erginzt.  Der  neue  Vertrag  gibt  den  Voeinigten  Staaten,  um 
die  Herstellung  des  Wasserweges  zwischen  dem  Atlantischen  und  Stillen  Ozean 
zu  erleichtern,  die  kontrollierende  \f  tcht  über  den  künftigen  Kanal  unter 
ähnlichen  Bedingungen,  wie  diejenigen  des  Verti-ages  (J888)  zwischen  Entrland 
und  anderen  Mächten  für  die  freie  Schiffahrt  auf  dem  Suezkanal;  der  kanui 
soll  frei  und  offen  in  Kriegs-  vie  in  Fdedensseiten  (für  die  Handels-  und 
Kriegsaehiffe  aller  Nationen  auf  der  Basis  absoluter  Gleichheit)  sein.  Kriegs- 
schiffe einer  kriegführenden  Macht  sollen  in  dem  Kanal  weder  sich  ver- 
l)roviantieren,  noch  irgend  welche  Vorräte  aufnehmen,  ausgenommen,  soweit 
dies  durchaus  notwendi«^  ist.  Kein  Kriegführender  soll  Truppen.  Krie^munition 
oder  Kriegsmaterial  im  Kanal  auäi>chiÖeu  oder  einschiffen,  ausgenommen  in 
Fftllen  zufälliger  Behinderung.  Diese  Vorsdiriften  sollen  auch  Ittr  die  inner» 
halb  eines  Radius  von  13  Seemeilen  liegenden  Gewässer  gelten.  Kriegscfaiffe 
eines  Kriegführenden  sollen  in  diesen  Gewässern  nicht  länger  als  24  Stunden 
7.n  irgend  einer  Zeit  verbleiben,  ausgenommen  in  Notfällen  (case  of  di.stress). 
Die  Maschinerie,  die  Etablis^^ement^  die  Gebäude  und  alle  für  die  Herstellung 
des  Kauais  notwendigen  Werke  gelten  als  integrierende  Bestandteile  des  Kanals 
im  Sinne  dieses  Vertrages.  Den  Kanal  oder  die  anliegenden  Geiitsser  be- 
herrschende Befestigungen  sollen  nicht  errichtet  werden.  Es  soll  indessen  den 
Vereinigten  Staaten  freistehen,  längs  des  Kanals  eine  solche  militärische  P(»lizei 
zu  unterhalten,  alf^  notwendig  sein  mag.  um  denselben  vor  Gesetzlosigkeit  und 
Unordnung  zu  scliütxen.  —  Damit  hat  nun  England  auf  das  .sachlich  so  be- 
deutsame Recht  der  gemeinsamen  Aufsicht  über  den  künftigen  Kanal  Ter> 
yerzicbtet  >).  Die  Neutralisierung  des  Kanals  ist  dag^n  in  dem  neu«i 
Vertrag  durch  die  Anwendbarkeit  des  Snez-Kanal>  Vertrages  klarer  zum  Aus- 
druck gebracht 

1)  Vgl.  Kcasby,  The  Nicaragua  and  thc  Monroe  doctrinc  (18l*6l;  Vialette,  Los  t^tats 
Unis  et  le  Cnnal  intcroc^anique  —  un  Cliapitre  d'hiet.  Diplom.  Amtocaine,  iu  RG  X,  5 sq.; 
Whitley,  Lea  trait6s  Clayton-Balwer  et  Usy-raunccrote,  in  B  XXXIII,  5  sq. 
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Reebtliehe  Stellung  der  Individaen. 

§  107.  Im  allgemeinen.  1)  Aus  dem  Weseu  und  Zweck  des  Völkerrechts 
ergibt  sieb,  daB  nur  Staaten,  nicht  aucli  Individuen,  als  vSlkerrechtliehe  Per- 
sonen in  Betracht  kommen  können.  Die  Tatsache  des  rechtlichen  Schatses  der 

Individuen  (Assoziationen  von  Individuen)  auf  dem  Gebiete  des  Internationalen 
bHr('cliti?t  lüiiit.  ä'ip  Individuen  inwh  nur  „mitTelbar  und  objektiv"  als  völker- 
reclitlichü  Personen  anzuerkennen  und  den  iStaatfii  als  ..uiimittt^lbaicn"  völker- 
rechtlicheu  Subjekten  zur  Seite  zu  stellen.-)  Aut  dem  Boden  des  positiveu 
Rechte  hängt  die  Be^tapenönKclikeit  des  Individuums  mit  der  staatlkdien 
Rechtsordnung  auf  das  engste  zusammen;  die  tatsächlichen  Verhältnisse  des 
internationalen  Verkehrs  ändern  nichts  an  dieser  engen  Verknüpfung  der 
rechtlichen  Geltung  des  Individuums  mit  der  nationab  n  !\e(^ht.sordnang,  der 
PS  ang'ehört.  Dies  tritt  mit  voller  Klarheit  vor  allem  innerhalb  des  konven- 
tionellen Völkerrechts,  insbesondere  iu  jenen  ^taatäverträgen  hervor,  deren 
materiellen  Zweck  die  Siehernngund  Pflege  von  Interessen  der  Staatsangehörigen 
bUdet  Obgleich  betreifende  rechtliche  Möglichkeiten  (z.  B.  die  Fraiheit  der 
Niederlassung  usw.)  auf  das  engste  mit  der  Interessensphäre  von  Individuen 
verkrn"nift  sind,  sind  es  doch  nicht  die  Anj^ehöriGfen  des  einen  Kontrahenten, 
ilt^neu  ein  viilkerreclitlicher  Anspruch  aus  Ijetrett'enden  Vertiageu  gegen  den 
anderen  Kontrahenten  erwächst.  Nur  die  kuuliahiereuden  Staaten  selbst  sind 
Subjekte  betreffender  Ansprttobef  nur  sie  können  die  Erfüllung  des  Vertrages 
fordern.  In  derlei  Verhältnissen  bedeutet  das  vertragswidrige  Verhalten  des 
dnen  Kontrahenten  eine  materielle  Verletzung  betretfender  Individualinteressen; 
es  erwächst  aber  nicht  dem  verletzten  Individuum  ein  Eecht^  von  dem  Vertrags- 

1)  Gerber,  Orttodsüge  8.  42 ff.;  Laband  I  $  15;  v.Seydei,  BsyeiiidH» 8tiatincht 

(2.  Aun.)  I  S.  271  ff.,  II  S.  34<;ff.  -  Hcffter-Opffrken  §  59  ff.;  F.  v.  Martens  I 
&  32&ff.,  U.a.  lübÜ.;  Uivier,  Lebrb.  S.  Iä3ff.,  l'rincipe»  I  p.  271;  Gareis  §  Idäff.; 
V.  Liast}  11;  Hartmann  8.234  ff.;  Martitz,  Annalen  dea  Deataehcn  Relohs,  1675« 
Stnsowcr  in  Giünhut'»  IXM'hr.  XV  S.  Hifi;  Sloork,  HH  II  S.  .'^r.  ff.;  Mt  ili,  ebenda  Ifl 
S.  2ä9ff.;  Soligiuann,  Absdiluß  uud  Wirksamkeit  der  ätaaUvcrU-ä^e ;  Jcllinok,  SjrateiD 
8.  TSfr.,  Stoff.;  TezDer  fo  Grünhut'«  Ztacbr.  XXt  S.  107 ff.;  Ueilborn,  Syatem  S.  »Sff. 

Tradicr-Fudär^,  Trait^  p.  43  sq. ;  Fiore.  II  p.  5GS  aq.;  Taylor,  {  171;  Oppenheim 
1  ii§  2binq.        2)  bo  inaboa.  Ilefftor,  ¥.  t.  Martens 
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widrig  handelnden  Staat Anfliebang  der Bechtswidrig^lceit,  Ersatz  usw.  zn  fordern; 
zur  Wahrani^  seiner  Ihteressui  stehen  ihm  nur  die  in  seiner  nationalen  Rechts- 
ordnung überhaupt  in  An?;sifht  genommenen  rechtliclien  Relielfe  zur  Verfiljirimn:. 
Ob  ein  solcher  Tatbeslaud  völkerrechtliche  Bedeutung  im  konkreten  Falle 
wirklich  gewinnt,  hängt  durchaus  von  dem  Ermessen  des  Ötaaies  ab,  dem  der 
Verletzte  angehört ;  ob  dem  Verletzten  der  erwünschte  Schnti  seiner  Interessen 
wirklich  za  Teil  wird,  ist  in  rechtlicher  und  praktischer  Beziehung  eine  innere 
Angelegenheit  des  betreffenden  Staates.  —  Das  hier  in  Vra^e  stehende  Rechts- 
verhältnis ist  also  ein  Verhältnis  von  Staat  zu  Staat;  der  berechtigte  Staat 
fordert,  daß  seine  Angehni  it,'t'n  dem  Vertrage  gemäß  behandelt  werden;  der 
verpflichtete  Staat  hat  durch  Erlaß  der  zur  Ausführung  des  Vertragsinhaltes 
erforderliclien  innerstaatlichen  KcHrm^  (Befolgungsbefehl)  und  die  AnsfBhrnng 
dieser  Normen  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Ausländer  dem  Vertrage  gemftß  behandelt 
werden.')  Auf  Grund  dieser  staatsrechtlichen  Normen  erwftchst  den  Ausländern 
ein  staatsieehtlicher,  nicht  vnlkfM-reclitlirlier  Anspruch. 

Wie  gestaltet  sich  die  rechtliche  Stellung  des  Individuinus,  wenn  es  sich 
um  Veihältiiisse  handelt,  die  nicht  wie  die  eben  berührten  eine  kouveuiionelle 
Regelung  gefiinden  haboi?  Worauf  bemfat  die  heute  von  allen  zivilisierten 
Staaten  anerkannte  Geltung  des  Individuums  als  Rechtssubjekt?  Die  sittlichen 
Anschauungen  zivilisierter  Völker  verknüpfen  innerhalb  der  nationalen  Rechts- 
ordnung mit  der  menschlichen  Eisrenschaft  als  solcher  die  Geltung'  des  Indi- 
viduums als  Rechtssubjekt.  Dieses  Verhalten  beobachten  die  Kultur.staaten 
auch  gegenüber  den  Angehörigen  anderer  Staaten,  denn  in  dem  Bereich  der 
internationalen  Gemeinschaft,  die  doch  auf  der  Anerkennung  der  Rechts- 
suhjektivität  der  einzelnen  Staaten  beruht,  läge  du  Widerspruch  darin,  wenn 
die  juristische  Person  eines  auswärtigen  Staates  anerkannt,  daorooren  den 
menschlichen  Individuen,  um  deren  willen  der  Staat  da  ist.  und  durch  die  er 
allein  praktisch  als  Person  sich  betätigen  kann,  diese  Anerkennung  versagt 
wird.  Aber  auch  hier  entsteht  fttr  das  einzelne  Individuum  nicht  ein  Völker • 
rechtlicher  Ansprach  auf  Geltung  als  Rechtssubjekt,  denn  jener  Vorgang, 
der  in  der  Geschichte  des  Völkerlebens  schließlich  zu  der  lieuti-ren  Stellung 
der  Fieniden  {geführt  hat,  v(>^-]7'<'j  sj:  h  i"n  engsten  ZusamnienhaiiG:  mit  der 
Entwicklung  der  Beziehungen  der  Staaten  untereinander  und  mii  der  Vor- 
ausäetzung  der  Angehörigkeit  des  Individuums  an  eiueu  Staat,  der  auch  seiner- 
seits bereit  ist,  Fremden  die  gleiche  Anerkennung  ihrer  Recbtssubjektivität 
nicht  zu  versagen.  Bs  gewährt  der  einzelne  Staat  in  seiner  nationalen 
Rechtsordnung  dem  Fremdeu  Anerkennung  der  Persönlichkeit  im  Hinblick  auf 
die  Fordenin?:  der  Gemeinschaft  mit  anderen  Staaten,  also  in  Erfüllung  einer 
völkerrechtlichen  Norm:  für  den  J^'remden  erwächst  daher  nur  ein  staats- 
rechtlicher Ansi^rucii  durch  die  nationale  Rechtsordnung  des  Staates,  in  der 
jene  völkerrechtliche  Norm  zu  praktischer  Geltung  kommt,  i)  Da  es  sich  taiek 
hier  in  völkerrechtlicher  Beziehung  immer  nur  um  ein  Verhftltnis  von  Staat  zu 

1»  Der  Ansprach  de«  berechtlKMi  Staates  ist  eobin  auf  EclaB  und  AtufShmog  dee 

•taatsrechtlichcn  Bcfolgun^bcfelils  geHditot  (Seligmftnn  a.  a.  0.). 
2)  Ueilborn,  System  S.  73. 
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Staat  handelt,  so  kann  im  Falle  \  on  Rechtsverweigerung  nur  der  Heimataitaat 
des  Verletzten  das  der  \'i>lkerreclitsnorm  gemäße  Verhalten  fordern  bezw.  er- 
zwingen. Im  Verkehr  ziiiiisierter  .Staaten  ist  lieute  die  völkerrechtliche  Pflicht 
zur  staatsrechtlichen  Anerkennung  der  Kechtfiäubjeklivität  der  Fremden  selbst- 
v^tftndlich;  dagegen  enthalteii  Altere  und  neuere  Verträge,  durch  die  inter^ 
nationale  Beziehungen  swischen  zwei  Staaten  angeknüpft  werden,  eine  ans- 
drOddiebe  Stipulierung  jener  Pflicht  durch  die  gegenseitige  Zusage  des  Sehutses 
dtf  Person  und  des  Eigentums  der  beiderseitipren  Untertauen,  'j 

Nach  dem  Gesagten  können  die  Individnen  nicht  vnlkerreehtlirlie  Rechts- 
subjekte  sein;  ebensowenig  können  sie  völkerreiliilirlie  PHirhtsubjekle  sein. 
Völkerrechtliche  Pflichtsubjekte  sind  aucli  Uauu,  weau  es  sich  um  Leistungen 
und  PfliehterfiUlnng  der  Individuen  handelt,  die  Staaten  selbst;  für  die  Indindaen 
liegt  der  Verpfiichtungsgrnnd  in  dem  staatsrechtlichen  Befehl,  den  der  Staat 
an  seine  Untertanen  in  Erfüllung  betreffender  vfilkerreditlicher  Verpflichtungen 
za  erlassen  hat. 

Im  Gegensätze  üu  dieser  durcli  die  blaatsaugehürigkeit  dem  Individuum 
vermittelten  Stellung  im  Völkerrecht  vindizieren  einzelne  Schriftst€ller  dem 
Menschen  ohne  Bftcksicht  auf  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Staate  allgemeine 
Menschenrechte,  die  das  Völkeriedit  gewährleiste.  ^)  Man  spricht  insbesondere 
von  einem  natürlichen,  unentziehbaren  Recht  des  Men.schen  auf  Freiheit  und 
dem  diesem  Rechte  entsprechenden  Schutz  gegen  Verletzung  durch  andere 
l'ersüheii  und  den  ötaat,  von  dem  Schutz  der  Freizügigkeit  im  Gebiete  der 
Staaten  der  internationalen  Gemeinschaft  usw.  Diese  Ansicht  wurzelt  in  ethischer 
Beziehung  io  den  sittlichen  Anschauungen  der  zivilisierten  christlichen  VOlker, 
sie  hängt  auch  zweifellos  mit  jenen  Anschauungen  zusammen,  auf  denen  in 
letzter  Reihe  das  Völkerrecht  selbst  beruht;  in  juristischer  Beziehung  geht 
sie  von  jener  naturrechtliclien  AnscliHiinni!:  aus,  nach  der  das  natürliche  snhiektive 
Recht  der  Person  den  Ausgangspunkt  der  wissenschaftlichen  Konstruktion 
bildet  Allein  diese  Seite  der  Ansicht  steht  im  Widerspruch  mit  den  realen 
Voraussetzungen  der  Entstehung  subjektiver  Rechte,  nftmlich  der  Stellung  des 
Individuums  in  einer  Rechtsgemeinschaft  und  der  Anerkennung  von  Normen 
des  Zusammenlebens;  was  aber  jene  sittlichen  Anschauungen  anlanp:t,  so  haben 
diese  derzeit  allerdings  in  der  nationalen  Rechtsordnung  zivilisierter  Staaten 
zur  Anerkennung  der  Freiheit  der  Individuen  geführt;  aber  die  internationale 
Gemeinschaft  veimochte  noch  nicht  durch  v91kttrechtlidie  Normen  den  Zustand 
der  personlichen  Freiheit  des  Mensehen  zu  einem  allgemein  gfiltigen  zu  gestalten. 
80  hat  die  Aktion  gegen  die  Sklaverei  zur  Anerkennung  eines  subjektiven 
Rechts  jedes  Menschen  auf  Freiheit  von  Sklaverei  nicht  pefülirt ;  ')  sie  beschränkte 
sich  auf  die  Schaffung  von  Garantien  der  persrnilichen  Freilieit  durch  das  Verbot 
des  Sklavenhandels,  das  aber  nur  die  an  betreflenden  Siaat^^verträgen  beteiligten 
Staaten  verpflichtet 

1)  Vgl.  Heilborn,  System  S.  74,  wo  ridiüg  bmori^ubcn  ist,  dafl  c«  korrekter  wän*, 
von  «Schatz  der  Penon  mid  Ihrtr  Rechte"  m  spracliai.  Art.  SS  4et  Eongoakto  spchlit 

von  dem  Schutz  erworbener  Hechte.  2i  V^rl.  7..  B  Rluntschü,  Völkcrreclit  §|  29, 

dttOff. ;  F.  V.  Martens  I  S.  3.H4  ff.        3>  Vgl.  ucucstcus  Ucilburn,  System  S.  S4  ff. 
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§  108.  Di«  StMtflangeMrlgkeit*).  Nach  dem  bisher  Gesagten  ist  die 

Staatsangehörigkeit  Voraussetzung  der  reclitlichen  Geltung  des 
Individuums  im  internationalen  Yerkelir,  Die  Normen  über  Erwerb 
und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  gehören  dem  Staatsiecht  der  Einzel- 
staaten an.  Der  nationale  Staudpunkt  der  Ordnung  dieser  Materie  muü 
notwendig  zu  Verschiedenheiten  und  Oegens&tKen  der  Gesetzgebungen  der 
fiinzelstaaten  führen,  die  umso  tiefer  sind,  als  oft  prinzipiell  vorsehiedene 
Ausgangspunkte  der  Regelung  dieser  Materie  bedeatsam  in  die  Wagschale 
fallen.  Der  Eintritt  der  Individuen  in  den  internationalen  Verkehr 
schafft  auf  verschiedenen  Gebiet pu  des  Rechli>iebens  l'at  bestände,  deren 
rechtliche  Regelung  von  der  Beantwortung  der  Vorfrage  über  die 
Staatsangehörigkeit  des  beteiligten  Individuums  abhängig  ist.  Von  der 
Beantwortung  dieser  Fi-age  hflngt  das  Matt  der  Rechte  und  Pflichtm  des 
Individuums  gegenüber  dem  Aufenthaltsstaate  ab,  sie  ist  aber  auch  von  Be- 
deutunj?  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts.  Die 
8chwieri<rkeiten.  die  sich  bei  der  herrschenden  Verschiedenheit  dei  nationalen 
Regelung  der  btaatsaiigehörigkeit  ergeben,  steigern  sich  natürlich  in  dem 
Maße,  als  der  V«'kehr  zugenommen  hat;  sie  gefthrden  die  Interessen  der  be- 
teiligten PrivatperamiML  und  führen  zu  Konflikten  zwischen  den  beteiligten 
Staaten.  Die  Bedürfnisse  des  modernen  Verkehrs  weisen  auf  die  Notwendig- 
keit hin,  bei  der  Resrelnng  dieser  Materie  die  internationale  Seite  derselben 
zu  würdigen  oder  durch  konventionelle  Regelung  Kontliivten  vorzubeugen.  60 
drängen  insbesondere  zwei  Erscheinungen  des  internationalen  Rechtsleben, 
nftmlich  die  Tatsache  mebrlacher  Staatsangehörigkeit  nnd  die  Heimatlosigkeit 
zu  einer  Beform  des  Gegenstandes. 

§  109.  Stantsangeliörige,  Schiitzircnosson  nnd  de  fjuto-rntertanen. 
Den  staatlichen  und  völkerrechtlichen  Schutz  genießen  in  erster  Reihe  die 
.Staatsgenossen,  d.  s.  jene  Personen,  die  durch  das  publizistische  Band  der 
Staatsangehörigkeit  in  engster  Beziehung  zu  einem  Staate  stehen.  Sie  bilden 
die  persönliche  Grundlage  des  Staates  nnd  sind  in  ihrer  Gesamtheit  das 
St&atsTolk.  Diese  engste  juristische  Beziehung  zum  H^atsstaate  bleibt 

W  V.  Bar,  Hieorie  nnd  Pnuds.  H  4811^  Dessen  Lebib.  S4  CT.;  Rivier,  Frindpos  I 

nnri;  F.  V.  Maitcna  II  16S;  Stocrk.  HH  H  5S5 ;  Oarois  §  54;  v.  Liszt.  §  II;  Der- 
selbe, Annuaire  X  25;  Derselbe  RG  II  2U:  Rehm,  Annalcu  d.  D.K.  aS92)i  Falke, 
Cbnr  i^eidiMitige  StutBUigebdrigkeit  in  mehrMen  ±  Bttodeaataaten  (19S0>;  v.  Hartitx,  A.  d. 

D.  Reiclis  Is:ö,  79?,,  II  13,  .Tpllinek,  System  der  subjektiven  ö.  R.  111.  IM;  Heilborn, 
System  90;  v.  Bodmaon,  Diu  Kecfatsverfailtnüse  der  aug.  „aujet»  uiixtcs*'  A-  f.  ö.  B.  XII 
(is%)  201),  .H17;  Cogordan.  La  nationalitf  au  po!nt  de  vne  des  rappoi-ti  Inteniationanx 
(2.  Aufl.  18%);  Weiss,  TmitS  thSorique  I  (Dcia  nationalitf);  Derselbe,  Manael  243;  Dosaen 
Bericht  im  Annuaire  XIII  p.  162  sq.;  Pradier  Fod« r6,  Traitd  III  §§  1645;  Flor©  I,p.644  eq^ 
Beruois,  La  nationalite  ä  l'institut  de  druit  intern,  in  der  Revue  du  droit  public  lY  ilSST) 
No.  4  p.  139.  —  Hall,  Foreiirn  power»  and  juiisdiction  (1S94).  —  Für  das  Deutsdie  Keidi: 
Laband,  Staatsrecht  I  125;  Derselbe  II  S.  "4  ff.;  v.  Soydel  Bayer,  .'^uiat.si.  i2.  Aiifl  1  I  271; 
Derselbe  Annalen  d.  D.  Reichs  Ib'ö,  134;  Zorn,  Staatsrecht  i  ;>42;  ilüucl,  ^iuau>recbt 
I  955;  Cahn,  Da»  B«idig«eMtB  Aber  den  Erweib  nad  Teriost  der  Staatsangehörigkeit  (1889); 
Hauschild,  '^'taatÄari^ehPiigfkoii  i.  d  Kolonien  (1006);  Isay,  Staatsangh.  d.  Jurist.  Penonen 
(iWilr,  Sicbrr,  i^as  btaatsbürgerr.  im  intern.  Verkehr,  2  Bdo.  (1907). 
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insolange  .miYerftndert^  als  sie  nicht  durch  einen  rechtlich  niaBgebenden  Vor« 
gang^  aufgelöst  wird  bezw.  ipso  jure  eilischt.   Die  Wirkungen  der  Statits- 

angehrn'iffkeit  äußern  sich  daher  auch  innerhalb  der  Verkehrsakte,  welche  der 
StaatsgeuoKse  vorniuimt;  iimeiiialb  der  (grenzen,  welche  das  Völkerrecht  der 
Einzelätaatsgewalt  zielit,  biudei  und  verpHichtet  diese  (als  Persoiialhuheitj  den 
Staatsangehörigen  auch  während  seine«  Aufenthaltes  im  Ausland;  anderseits 
gewinnt  die  heimatUehe  SehutKgewalt  gerade  in  derlei  Verkehrsf&llen  am 
h&uflgsteu  praktische  Bedeutung. 

AiisTiahinsweise  ei-streckt  sich  der  staatliche  Schutz  1.  auf  die  Schutz- 
geiios4>en  (proteiJ:»'*.^;  da*  «ind  Personen,  die  einem  fremden  Staate  angehören, 
aber  auf  Grund  eines»  zwischen  den  beteiligten  Staaten  abgei5chlo:ssenen  Vei- 
trages  entweder  allgemein')  oder  nar  im  Kriegsfalle  den  diplomatischen 
Schutz  eines  Staates  im  Auslände  genießen.  Eri^teres  ist  namentlich  dann  der 
Fall,  wenn  ein  kleiner  Staat  keine  diplomatische  Vertretung  in  einem  anderen 
Staate  hat.  in  dessen  Gebiet  jedoch  Anpehörisfe  seiner  Nationalität  sich  auf- 
halten. Jn  dem  letzteren  Falle  (des  Ausbruchs  eines  Kriegeis)  überträgt  der 
Kriegführende  den  Schutz  si^iuer  Staatsangehörigen  im  feindlichen  Lande  einem 
neutralen  Staat. 

2.  Den  gleichen  Schutz  genießen  die  de  facto-Untertanen  (Schutx- 
genos.sen  im  weiteren  Sinne).  Es  sind  dies  Fremde,  weh  heu  der  Staat  per- 
sönlich auf  Grund  eines  speziellen  Abkommens  seinen  Schutz  im  Aushmdc  e:ewährt. 
In  solcher  Stellung  belinden  sich  diejenigen  Konsulats-  und  Gesaiidtschafts- 
bediensteten,  welche  nicht  die  Staat^sangehörigkeit  des  Absendestaates  haben^ 
wie  z.  B.  die  bei  den  europttiseben  EonsohUen  und  Gesandschaften  in  der  Türkei 
und  anderen  orientalischen  Staaten  angestellten  eingeborenen  Dragomane, 
Kawassen  usw.  T3eziifrli(:]i  der  Ausübung  der  Schutz^^ewalt  f^pgenüber  derlei 
Personen  in  Marukko  wurde  am  3.  Juli  l8Sf)  zu  Madrid  ein  Vertrag  abge- 
schloteeu,  der  von  Marokko,  England^  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  J^lgieu, 
Frankteich,  Italien,  Portugal,  Holland,  Spanien,  Schweden-Norwegen  and  den 
Verdnigten  Staaten  nnteneiehnet  worden  itit^). 

§  tlO.  Erwerb  der  StaatsangehSrigkelt').  1.  Die  primäre  Quelle  von 
Konflikten  Ist  die  Verschiedenheit  der  CSesetzgebungen  Uber  die  Begründung 

1)  In  dem  deutsdi-Osterr.  liandcU-  u.  Zollvcrtra«  vom  6.  Dez.  ISül  (UOßl  S.  b»2  S. 
haben  aieh  die  Kootrahenten  verpfliditet,  ihre  Kouidii  Im  Amhuide  etiniweiBen,  dem  An* 

gebruigcii  des  ;iii(1ctoii  vi>rtra;.'whließon(!i'n  Teiles,  soffrn  letzterer  an  (lfm  bo- 
treffendcn  Platze  durch  einen  Koneal  nicht  vertreten  ist,  äcbutz-  und 
Beistand  in  denelbeD  Art  und  gemein  nicht  hfibere  GabOhrBn  wie  d«D  elgeiMD  AagvhSrigini 
zu  gewahren.  —  DeutsdM  SchatzgenoBeen  «Ind  feiner  die  StaatMOigehftiigBn  der  Beb  weis 

and  Luxemburgs. 

2)  NRO  (2.  Scr  l  VI,  624.  Dazu  Pohl  A.  f.  A.  R.  IDOT,  274(1.    BecOglif^  der  «de 

facto- Untertencn"  <lc>  rtiuLM'lioo  Reiches  s.  Zorn,  KuusulnrgosetTgvbun^  265 ff.,  808 fT» 
femer  Anordnung  «k-s  Ucicli.-^kanzicis  v  2T  Oktobrr  1900.    T,aliaiid,  H,  210. 

3)  V.  Martilz,  Das  liecht  der  tSiaat.-^n^ehurigkt'iL  iui  iuttruataunaleu  Verkehr  dSböi; 
Beffter  Geffefcen  $  &V;  Stoerk,  HU  Ii,  5»2  ff.;  Garei»  §  5ö.  v.  Llsst,  §  11 ;  Bon- 
fils p.  417  Mj.;  Dcikpagnet,  Coura  p.  334  »*|.;  t*  ra  ti  it  r- Fod6r6,  III  p.  I»i4t{  s(i.  ;  Ilivier, 
Priucipeii  I,  303  sq.;  <le  Lapradcllc,  Do  la  uatiuualito  dorigiue  (1683/;  Korney,  La  natio- 
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der  Staatsancrebitri^fkeit  bei  der  Gebnrt  Sieht  man  von  den  Aaa- 
nAhmeftilen  der  Heimatlosigkeit  ab,  so  ist  im  Bereich  der  staatlich  organisierten 
Verbände  f&r  jeden  Mensrhen  die  StaatsangehSrigkeit  bei  der  Gebnrt  be- 

(?rRndet  und  zwar  entweder  dmcli  Abstammnng  (Filiation,  jus  saiiprninis), 
so  daß  eheliche  Kinder  der  6taHtsHn2:elir>ric:k.eit  des  Vaters,  uneheliche  jener 
der  Mutter  toigen,  oder  es  entscheidei  die  Geburt  im  Jnlande  (jus  soli, 
Prinzip  der  Territorialität).  Zur  aasschlieOlichen  Geltung  ist  das  jus  sanguinis 
nur  in  Deutschland,  Osterreich,  Ungarn,  Schweden  und  in  den  deutschen 
Kantonen  der  Schweiz  gelangt  ;  in  anderen  Ländern  ist  neben  dem  jus  sanguinis 
auch  das  jn?;  soli  im  versr-liiedenem  T'^mfang)  anerkannt 'i:  der  im  Lande  Ge- 
hnrene erwirbt  die  6taat»«iuiseli(*i  i«rkejt  ipso  jure  und  dfctimtiv  -)  oder  er  kann 
nach  erlangter  Großjährigkeit  tür  die  Staatiiaugehürigkeit  seiner  Eltern  optieren, 
oder  es  wird  ihm  die  Staatsangehörigkeit  belassmi,  aber  zugleich  das  Recht 
auf  Verleihung  der  Staatsangehörigkeit  im  Gebnrtslande  vorbehalten.  In  Eng- 
land wurde  erst  durch  die  Xaturalisationsakte  vom  12.  Mai  1870  eine  Modi- 
fikation durch  Statnierung  eines  Verzichtsrechts  der  in  England  prphorpnon 
Kinder  von  Ausländern  auf  die  englische  Staatsangehörigkeit  geschaffen.  In 
Nordamerika  behauptete  das  jus  soli  ausschließliche  Geltung  bis  zu  dem  Ge-' 
setze  Tom  10.  Februar  1855.  In  Frankreich  verliefi  der  Code  civil  das  bis 
dahin  ausschließlich  maßgebende  jus  soli').  Dem  in  Frankreich  geborenen 
Kinde  eines  fremden  Vaters  wurde  das  Recht,  die  französische  Staatsangehörig- 
keit (unter  gewissen  V'oranssetzniifreni  /u  reklamieren,  eingeräunn.  Die  Ge- 
setze von  1851  und  1874  hatten  das  Heklamationsrecht  französischer  Staats- 
angehörigkeit in  ein  Becht  der  Option  für  die  angestammte  Heimat  für  den 
Fall  verwandelt,  daft  die  Gebnrt  auf  fi^nzteiachem  Boden  sich  in  zwei  Gene- 
rationen wiederholte  Populationspolitische  Erwägungen  Iiahen  zur  Aufnahme 
eines  nenen  Keclitssatzes  im  Art.  S  Abs.  3  Code  civil  geführt:  hiernach  ist 
Franzose  tout  individu  ne  en  France  dun  ^'tranjrfr  qni  lui-meme  y  est  nö^). 
PopulatioDspolitische  Gesichtspunkte  sind  für  die  ausschließliche  Geltung  des 
jus  soli  in  den  südamerikanischen  Staaten  maßgebend. 

Jedenfalls  gebtthrt  dem  Abstammungsprinzip  gegenüber  dem  jus  soli  der 
Vorzug,  denn  es  entspricht  der  natürlichen  und  ethischen  Bedeutung  des 
Familienverbands  für  das  Volk  und  der  Organisation  der  Individuen  und 
Familien  iii  dem  politischen  Voiksverband.  Allein  während  nach  dem  jus  soli 
die  Tatsache  der  Geburt  in  dem  Lande  eine  feste  Grundlage  für  die  Be- 

nalitö  ä  Tlnstitut  de  droit  internntionnl  (1''17);  Hn!l,      «7  sq.;  Wrsflnkc  I  213  sq.;  Hal- 
leck, I,  402  aq.;  Dicey,  Conflict  of  Laws  (IVM)  173  sq.;  Oppenheim  I,  §§  297  sq. 
1)  V|;l.  Nibem  M     Hartit>,  AntuJen  IST»,  I18S. 

2i  PartikiilaiTtclitliclic  MiKliflkation  dieses  nni]]d»atzcä  i»t  die  Fordrruiit,',  iI;iD  die 
Eltern  im  Lande  domiziliert  oder  daß  sie  gletcbfalls  hier  gebureo  scico  (v.  Marti  tz  a.  a.0.>. 

31  Die  nrsprüngltdie  Fassung  des  Art.  V  Code  dvil  lautete  noch  im  Sinno  An  alten 
Rechts :  Tout  individu  nf  cn  France  e*t  Frnn^;ais. 

4)  Siehe  v.  Marti  tz,  Annalcn  1S75,  1134.  Siehe  daselbst  auch  die  Angaben  über  die 
Verbrcitang  des  Reklamationsrccbts  in  den  Ländern  franz<MiiK:licn  Kecfata. 

'>  i  Dan  Gesetz  vom  2t,  Jttll  1803  modifiziert  die  Wirkungen  diree»  Grandaitce«.  Kib, 
bei  Weia»,  Hunel  246. 
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stimmnngr  der  Staatsangehörigkeit  bietet,  begegnet  der  Nachweis  der  Abstäm- 
mling namentlich  in  höheren  Generationen  vielfiich  Schwierigkeiten;  auch 
können  sich  StaatsangeliOrige  auf  Generationen  hinaus  der  Erf&Unng  ihrer 

bflrgerlichen  Pflichten  entziehen  'l 

Fälle  mehrfacher  iStaatHangehörigkeit -j  küiinen  hich  aus  der 
gleichzeitigen  Anwendung  des  Abstammungsprinzips  und  des  jus  soli,  aber 
anch  bei  gegenseitiger  Anwendnog  des  Abstammongsprinzips  ergeben.  —  In 
Fftllen  außerehelicher  Gebnrt  Oben  außer  dem  jns  sanguinis  und  jus  soli  Hin  h 
die  nationalen  Bestimmungen  über  Anerkennung  mu\  LH<;itiniation  einen  Ein- 
fluß auf  die  Staatsan;:e^1i*'riL'keitdes  unehelichen  bezw.  anerkannten    Kindts  au?^ 

2.  Legitimation,  in  Ländern,  welche  das  Institut  der  LegiUniation 
dnrch  nachfolgende  Ehe  kennen^),  wird  in  der  Kegel  die  Staatsangehörigkeit 
des  Vaters  auf  die  legitimierten  Kinder  ftbertragen.  HehrfACbe  Staats- 
angehörigkeit kann  anch  hier  eintreten^). 

H.  Verliei  ratnns".  Die  rerhtliche  Einheit  und  drr  etliisclie  Charakter 
der  Ehe  und  (ies  auf  dieser  bernlienden  Familienbandes  hat  bei  den  zivilisierten 
Völkern  zur  Anerkennung  des  Grundsatzes  geführt,  daß  die  Frau  durch  Ein- 
gehung der  Ehe  ipso  jure  die  Staataangehörigkeit  des  Mannes  erwirbt  <^  Da- 
gegen ist  nicht  in  allen  Gesetsgebungen  der  korrespondierende  Grundsatz  an- 
erkannt,  daß  die  Frau  durch  Verehelichung  mit  einem  Ausländer  ihre  bisherige 
Staatsangehörigkeit  verliert;  so  in  Arg-entinien,  Venezuela  und  den  Vereiniv^ten 
Staaten  von  Nordamfrika.  in  Keuador  nur  dann,  wenn  die  h'iau  ihren  Wohn- 
sitz außerhalb  dt*s  Ijandes  verlegt  hat  *).    Bei  dieser  Divergenz  der  Gesetz- 

1)  Als  Korrektur  dieses  Übelstande«  empfiehlt  v.  Bar,  Ix^hrb.  ä6,  die  liczcption  der 
obigw  B«timiiraD|[r  des  Art  S  de«  Code  dvil.  Vgl.  aneb  v.  Xartitx,  Annalen  IMft, 
1146  Vgl.  mit  S07.  Älinlidi  v.  Bodman  n  a.  a.  0.  21f>.  —  Das  Institut  für  intenintionnies 
Recht  bat  sich  (Annuairc  V  p.  56)  für  den  Vonut;  des  AbstamiDuot^sprinzips  aasgesprochen. 
Iii  d«n  Verhandlangeii  va  Yenedifc  (1696)  wurde  die  piimlre  Bedflatunf  des  AlntiinniDnge- 
prinzips  für  die  Regelung  der  Matciic  restgohaltcn ;  glfirli7,citi;,'  wurden  jr^lixh  un:ili\vei«bare 
Konsequenzen  de«  jus  soli  mit  dcti  lutereaaen  des  ludividuums  durcli  AncrkeunuuK  eines 
Optionarecbts  im  Sinne  de«  jus  san^inhi  in  Einklang  gebracht  (Vgl.  die  Ansfübrangen  von 
Rouard  de  Card  nnd  Stoerk  in  Annuaire  XV  248  und  paKHim.)  Die  BcgrQndwig  der 
Nationalität  jure  soll  ist  an  boaundcFe  Voraussetzungen  gelcnBpft  (Anträge  von  Harbnrger 
nsd  Desjardins). 

2)  Der  dl]ilflaiatiidM  Spraehgebraadi  verwendet  bier  gewöhnlich  den  Ansdnuk  »sn- 
jeti  mixtt's". 

2)  So  einerseits  (Deutschland,  Österreich,  Ungarn,  Norwegen,  Schweden  u.  e.  w.)  der 
Gmndsatz:  pattua  «equitur  ventien,  anderseita  der  Graadaatz  in  Uadem  dea  flnm^Siiaelien 

Rechts,  firni  zufolc^e  dns  von  dem  Vator  anerkannte  Kind  der  Nationalität  des  Vntcrs  folgt; 
auch  hat  iiier  (lic  Anerkennung  seitens  des  Vaters  den  Vorrang  vor  jener  der  Mutter. 

4>  England  (mit  Ananahme  von  Schottland)  nnd  RaSland  (mit  Ananahme  dea  Gonver- 

aonentH  Polen  und  der  Ostüeeprovinzen)  kennen  (]u>  Institut  nicht. 

5)  Siebe  v.  Bodman u  u.  a.  0.  St9  und  andere  Fälle  310  ff. 

6)  {  5  dea  dentaehen  Oeaetzies  vom  Jahre  1870  ^  91  im  ^isterreiehiadien  Bfiiigeri.  Oe- 
setzbuchs und  §  7  de«  üaterreichisvcheii  Ileiniatsgesetzoa ;  Art.  9  des  italienischen  Cod.  civ.; 
Art.  II)  der  englischen  Naturalisationaakte  vom  Jabre  1870;  Art.  0  dea  niederiindiacfaen  Ge- 
eetzea  vom  12.  Desember  18»2. 

7i  V.  Rod  mann  a.  a.  0.  S.  »49.  Die  engliache  Geaet^bong  hatte  ent  1670  nnd  die 
niederlindiacfae  1S92  dieaen  Grundsatz  aufgegeben. 
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gebung  kann  in  der  Person  der  Ehdhia  eine  doppelte  StaatamgebSrigkeit 
eintreten. 

4.  Die  Naturalisation  CAufnahme).  Während  in  den  bislier  behan- 
delten Fällen  die  Staatsangehörigkeit  mittelbar  durdi  familieurpchtliche  Ver- 
hältnisse begründet  wird,  vollzipbt  sich  der  Krwerb  der  Siaalsangehörigkeit 
im  Falle  der  Naturalisation  oder  Autuahme  unmittelbar  durch  staatliche 
Verleihnng.  Es  wird  bier  durch  einen  Akt  des  zostftndigen  staatlichen 
Organs  ^neu  Fremden  dieStellang  eines  StaatsangebQrigen  zuerkannt.  Die 
Möglichkeit  eines  solchen  rechtlichen  Vorgangs  im  Bereich  des  internationalen 
Verkehrs  ist  da«;  Ergebnis  der  nt'TiMivn  Entwicklung  des  r^ttVntliolien  Kechts 
bezw.  der  Anerkennung  dei'  Fieilieit  des  Individuums,  au-s  seinem  bisherige» 
btaat^verbande  auszuscheiden  und  in  einen  fremden  Staatsverband  einzutreten. 
Diese  Anerkennung  der  Anawandern ngsfreiheit  Tolteog  sich  zunächst  fn 
der  Praxis  nnd  den  neueren  Kodifikationen ;  eine  gesetzliche  Grundtage  %vnrde 
abpr  erst  in  neuester  Zeit  durch  die  gesetzliche  Regelung  der  Staatsangehörig- 
keit gescbTlt>n  Haneben  kommt  dem  konventionell pn  Recht  der  StAaten  eine 
ergänzende  1-  uuktion  zu  ')•  Eine  Anerkennung  eines  legitimen  internationalen 
Verkehrs  war  natürlich  insolange  ausgeschlossen,  als  die  patrimoniale  Auffassung 
des  Staates  das  TreoeTerhültnis  als  dn  ZwangsverhUtnis  betrachtete  >),  sobin 
das  Verlassen  des  Heimatsstaats  als  strftfliehe  Untrene  gelten  mnOte. 

Der  Tatbestand  äet  Auswanderung  hat  eine  eminent  internationale  Be- 
deutunsr  sowohl  mit  Bezug  auf  die  beteiligten  Individuen,  wie  auch  bezütrlids 
der  beteiligten  iStaaten.  Die  damit  zusanimenhan<?en(]*'ii  ]'roblenie  bilden  einen 
wichtigen  Gegenstand  de.s  iutern&tionalen  Verwaltungsrechts  und  folgemäßig 
koUektiven  Vorgehens  der  Staaten,  wodurch  den  auf  diesem  Gebiete  vielfach 
kollidierenden  Interessen  ein  erhöhter  Sebvts  gewährleistet  und  einer  gemein- 
samen Angelegenheit  eine  gleichmäßige  rechtliche  Ordnung  sn  teil  werden 
kann.  Vorläufig  ist  die  Ordnung^  des  Aus\vandernn?swesens  und  der  damit 
zusammenhängenden  Fragen  dem  nationalen  Kei  ht'*)  und  der  teilweisen  Ordnung 
wichtigerer  Fragen  in  Einzekerträgen  vorbehalten  geblieben.  Die  iniernationale 
Bedeutung  der  Materie  hat  nateetons  die  Aufinerksimkeit  des  Institus  f&r 
internationales  Becht  in  An^mch  genommen,  dessen  Verhandlnngoi*)  aar 
Formoliei'UDg  ^er  Reihe  von  Prinzipien  ftthrten.  AnHerdem  empfiehlt  das 

1)  Vgl.  insbesondere  die  tarn  ZwccJce  der  Vcrroeidunp  mehrfacher  Staatsangchßrig- 
keit  getroffene  Vereinbaning  swtocben  Dfutachlwid  und  ö-tci  reich  (Bi-^diluß  des  Bundesrats 
vom  14.  .Tiini  l>oi  Ciihn  a.  a.  0.  Anlajre  Nr.  fifVi  und  Eihili  des  ö.itcrrcichischen  Mini- 
Btcriuriiü  des  luucru  vuui  13.  Mai  1S77,  Verurduuiigsblall  des  Minbteriutii»  dea  luucrn  läi7. 
V«rti«f  öaCemieh-UiiRViin  imt8«vUeii  vom  16.  Juni  16S2.        S)  Vgl.  Stoerk,  BU  U.  S9T. 

2t  Iii  Deutschland  fällt  die  Regelung  des  Auswaiulcninf^swcscns  in   dio  Zustäntlifikcit, 

des  Roiclis  (Art.  4  Ziff.  1  [Soblofiwortej  BV).  Indetseu  ent  in  aeue&ter  Z^t  gelang  os,  die 
relehigeBeediebe  Begeinng  d«t  AnftwuideniBg8w«seD8  dmcliBafllhreii,  nlmlldi  dnr^  das  Ge- 
setz vom  1.  April  1897  (RiGRt  S.  463):  bis  dahin  waren  die  landesgesetzlichen  Vorschriften 
über  AuswandemngBweaen  maSgeboid.  Dies  galt  insbesondere  von  dem  Geworbebetrieb  der 
Aoewanderungsunteraehmer  and  Auewanderungs:^ntcn,  auf  welche  nach  §  ß  der  Reich*- 
gewcrbeordnung  die  Bestimmungen  dieses  Gcsctses  kdoe  ADWendttDCr  finden. 
4>  AtUMUire  XVI  p.  242  sq.,  2S2  «q.,  276  «q. 
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Institut  die  Verwertung  einer  Reibe  von  Grundsätzen  zur  Sicherung  eines  wirk- 
samen Schutzp<  <1- 1  Ans\\anderer  und  Einwanderer  in  niorali^heri  hj^enificher 
und  öiiünon»isrhrr  Kfziehiinfz;. 

Es  ist  im  Auge  zu  beliallen,  daß  die  Fia^e  der  rechilici»en  Möglichkeit 
des  Austritts  aus  einem  StAatsverband  und  des  Eintritts  in  ein  fremdes 
staatliches  Gemeinwesen  ihre  derzeitige  Lösung  auf  dem  Boden  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Staats  und  jener  Ausgestaltung  der  Beziehungen  Ver- 
kehr pflegender  StAaten  gefunden  hat,  welche  zur  Anerkennung  der  XotweiniiLr- 
keit  antonomer  Beschränkung  der  Staatsgewalt  im  Interesse  dei-  Individuen 
als  der  Träger  des  internationalen  Verkehrs  geführt  hat.  Die  Anerkennung 
der  Avswanderungsüreibeit  seitens  der  henttgen  Kaitorstaaten  Yollsog  sich  Im 
Wege  autonomer  Modifikation  des  traditionellen  Verhältnisses  unbedingter 
Subjekt ion  der  Untertanen  gegenüber  der  Staatsgewalt.  Wurde  dieses  Band  im 
älteren  Keeht  als  ein  unlösbares  aufgefaßt  nnd  infolge  dieser  AuAFasj-ung  ftir  die 
Zwecke  des  Staates  dauernd  in  Anspruch  genommen,  so  sollte  nnimiehr  infolge 
anderweiter  Auffassung  der  rechtlichen  Stellung  des  Individuums  gegenüber 
d^  Staatsgewalt  die  Freiheit  des  IndiTidnnms  auch  hier  zur  Anerkennnng 
koininen.  Die  verftndei'te  Stellung,  welche  das  heutige  Fe(  ht  gegenüber  der 
Frage  der  Answanderung  einnimmt,  bedeutet  jedoch  nur  ein«'  Modifikation 
der  Konsequenzen  des  Subjektionsverhältnisseis  des  Individuums  gesrenüber  der 
Staatsgewalt.  Die  Möglichkeit  des  Austritts  aus  dem  Staatsverband  ist  durch- 
aus abhängig  von  den  staatlichen  Normen  Uber  Erwerb  und  Verlust  der 
StaatsangebQrig^keit.  Handelt  es  sich  hier  um  die  rechtliche  Häglichkeit 
df:^  Austritts,  SO  kann  dies  nur  im  Zusammenhang  mit  dem  geltenden  Becht 
in  P'rarre  kommen,  da  nur  auf  dem  Boden  einer  staatliclien  Kcchtsordnnnt: 
subjektive  Rechte  möglich  sind'i.  Um  deswillen  ist  die  Aiift'assung  des 
Expatriationsrechts  als  eines  natürlichen  und  unentziehbaren  Rechts  jedes 
Menschen  aufgeschlossen  Hängt  a]so  die  Frsge  der  Staatswahl  in  inzipiell 
mit  dem  positiven  Recht  einer  bestimmten  Recbtsordunng  «isammen,  so  ver- 
pflichten auch  Verbote  der  Auswanderung  und  Ausbttrgerun^r.  Diese  in  thesi 
mit  dem  "Wesen  des  Staats  nnd  seiner  Rechtsordnung  gegebene  Omnipotenz  der 
StaatsErewalt  kam  im  Laufe  der  gestliiclitlichen  Entwicklung  in  versebiedenem 
Maße  zur  Geltung.  Eine  veränderte  Weltanschauung  konnte  auf  den  Inhalt 
des  8ubjektionaTa*häHiii88e8  des  (^meinen  länen  bedeutsamen  Einfluß  ftben, 
aber  an  dem  juristischen  Wesen  jenes  Verhältnisses  konnte  aneh  beattgllch  der 
Frage  der  S'ta:itswali]  eine  Ändeining  nicht  eintreten.  Es  erscheint  daher  die 
rerhfliclip  Möcr]  ich  keit  Stuatswahl  als  eine  vom  Staate  gewährte 
Freiheit,  nicht  als  eint',  einem  tin£ci>'rtfn  Mensi  liheitsreclit  entlehnte  Freiheit. 

1)  Vgl.  dio  eüi|(chcado  UutcriHicliung  bei  Ueilbom,  S>'fttom  90. 

2i  Die  falsche  Anschaaang  von  rinrm  natOriicben  ond  anj^eborenen  Recht  Jcdn  Nemdicn 
bezBglicfa  der  Expati-iatiun  findet  sii-h  in  dem  Ot'setze  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika vom  27.  Juli  1^6S.  Wortlaut  bei  v.  Martitz,  Annalen  1S75,  1165.  Diese  prinzipielle 
Anschauung  führte  in  der  Praxis  zu  einem  durchaus  unricbtigen  Verlialten  der  nordameri* 
lOMiiachen  Union  KPffcnüber  den  ouropäisdien  Staaten,  indem  man  der  Aiifn:iliiiH'  \(tt)  Auj- 
wnndororn  in  (t(  ii  \'('r1>»nd  der  Uoion  dio  rccbtlicfac  Bedeutung  dm  Vcrlwts  ihrer  bislicrigea 
.staatüangeiiörigiccit  vindizierte. 
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Dem  eotsprechend  ist  der  beziiglicli  der  Staat;>wahl  in  den  Kulturstaaten  heute 
geltende  Onmclsatz  nicht  im  Sinne  unbedingter  Freiheit  der  Auswanderung 
anerkannt));  die  Answandemng  ist  in  der  Begd  nnr  gestattet^  soweit  nicht 
geaetzUche  Hindemisse  entgegenstehen  und  aucli  flann,  wenn  die  Answandernng 

als  frei  »'rklärt  ist.  kann  der  Staat  die  Ait  der  Ansiilnnitr  (]ie?:ps  R«'dits 
gci>etzUch  regtilu.  Die  Schranken  der  AuswHii(lenin*,r'slreibeit  sind  teils  in  den 
privatrechtlichen,  teils  in  den  öffentlichrechtliciieii  Normen  enthalten.  Uner- 
erlaubte  Answandernng  zieht  die  landesrecbtlich  normierten  Rechtsfolgen  nach 
sich;  die  Staatsangehörigkeit  selbst  bleibt  aber  nnberflbrt.  Ober- 
haupt ist  festzuhalten,  daß  der  Verkehrsakt  des  Individuums  an  sie  Ii  bezüglich 
der  Fra2:e  der  Fortdauer  der  Staatsaiigelinrigkeit  keine  Wirkung:  äußert.  Dies 
gilt  niclit  blüli  von  dem  vorübtrgeliendtu,  kürzeren  oder  längeren  Aufentltalt 
im  Ausland,  sondern  auch  von  der  sog.  Auswanderung;  diese  ist  nicht  identisch 
mit  der  Ausbftrgernng,  so  wenig  die  Einwanderang  identisch  ist  mit  der 
Einbürgerung  oder  Naturalisation^).  Dagegen  kann  allerdings  das 
positive  Recht  des  Hpimatsstaat.'?  init  dem  dauernden  Aufenthalt  im  Auslande 
den  Verlust  der  Staatsangeliörig-keit  verbinden;  so  z.  Ii.  verlieren  Deut.sdie. 
welche  das  Bundesgebiet  verlassen  und  sich  zehn  Jahre  lang  ununterbrochen 
Im  Anstände  aufhalten    hierdurch  ihre  Staatsangehörigkeit. 

Ansbflrgemng  oder  Auswanderung  b^rttndet  ein  anomales  Vorhältnl^ 
dem  die  Gesetzgebungen  durch  betreffende  Vorscliriften  vorzubeugen  suchen. 
So  muß  nach  deutschem  Recht  binnen  sechs  Monaten  vom  Taf^re  der  Au.s- 
händigung  der  Entlassunorsurknnde  die  .Aiiswandi'ruii>,'  erfolsren.  widrigenfalls 
die  alte  Staatsangehörigkeit  wieder  auflebt.  Überhaupt  Hegt  ein  staats- 
rechtticb  nnd  YSIkerrechUich  normaler  Vorgang  in  Fällen  des  Gebrauchs  der 
Answandernngsfreiheit  nor  dann  vor,  wenn  der  Ansbttrgerang  die  Einbargemng 
in  einem  anderen  Staate  fol^rt.  Eine  Anomalie  tritt  daher  auch  dann  >  in.  wenn 
eine  Finwandernno:  und  Einbürgerung  ohne  Ausbürgerung  stattgefundt  ii  hat. 
Während  in  dem  Falle  erfolgter  Ausbilrfrernng  und  Auswanderung,  aber 
mangelnder  Einbürgerung,  Heimatlosigkeit  eintritt,  hat  der  letztere  Fall  mebr- 
faebe  Staatsangehörigkeit  znr  Folge.  Diesem  letzteren  Eigebnisse  sncht  die 
Mehrzahl  der  Staaten  darch  Statnierung  des  Ornndsatzes  vorznbengen,  daO 
durch  die  in  einem  anderen  Staate  erfolgte  Einbürgerung  (sei  es  durch 
Naturalisatinn  oder  kraft  Gesetzes)  die  bisherige  .Staatsangehörigkeit  ipso  jure 
erlischt*).  Ein  anderes  Mittel  der  Verhütung  mehrfacher  Staatsangeliöiif^keit 
bietet  der  iu  einigen  Staaten  i  Norwegen,  Schweiz,  Württemberg,  Luxemburg*. 

\}  Der  rusststlio  I'kaF.  %(nii  »i.  Miir/,  l*>f;4  fiiiniiolt  nur  vnn  der  Expatriation  iiatarali- 
eiortcr  Kusuicu.  Iu  Amiriku  l^l  es  ulkiii  der  Staut  Venezuela,  der  die  Aaswandciiuigsfrcihcit 
aidit  aneikeniit  Vgl.  v-  B  od  mann  a.  a.  O.  S29,  SSO. 

2)  V°:l  f«toerk,  IUI  II  601;  v.  Martitz,  .\nnalen  l'-TS. 

3)  Die  Schutzgebiete  geltea  hier  als  Inland  —  Kcichsgcsetz  vom  Ib.  Man 

4)  Der  OmndMUi  trarde  vamni  aoerkaimt  in  d«r  fransSalidien  VeifaBning  vom  8.  Sep- 
tember 1791  (.^rt.  6:  La  qualit6  de  FVan^-ai»  se  |>crd  par  la  naturali.^afion  t-n  j)a\  ?  i'rnjiifror). 
Eine  Aufloahiuo  ist  dorcb  das  Gesetz  vom  Jahn»  \Sb9  (Art.  17  Code  civil)  insofern  statuiert, 
al«  dio  NatandiNtion  einet  miiltSrpfilcbtlgein  FVancoeen  nur  dran  gültig  iet,  wenn  ei«  mit 
ZuNtimitiung  der  rranzö»9dicD  Ri^enuig  erfolgt  ist. 

UUmaDD.  V&lkanwht  23 
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Lftbeck  und  San  Domingo)  geltende  Grnndaats,  nach  dem  die  Einbürgerung 
von  dem  Naehweis  der  Ansbttugening  abhängig  gemacht  ist  Andere  Staaten 

bringen  diesen  Grundsatz  auf  konventionellem  Wege  aar  Anwendung. 
Deut«?eh!and  und  Oesterreich  auf  Grund  eines  Übereinkommens  rem  Jahre  1876, 
Oesterrei(  Ii  und  üngani  (Erlasse  de^  Ministeriums  d»'s  Innern  vom  7.  De- 
zember lb70  und  vom  .10.  Januar  1871),  Oesterreich  und  iserbien  (Vertrag  vom 
16.  Jnni  1882X  Dentechland  und  die  TArkei  (Zirkdamhreiben  dei*  deataehen 
Beichsregiernng  an  die  Bnndesregiemngen  vom  11.  Juli  1864),  Dentachland 
und  Persien  (Vertrag  vom  11.  Juni  1873,  RGBl  1874,  S.  351  ff.),  Deutschland 
und  ^farokko  (Vertrag  vom  3.  Juli  1S<^0.  RGBl  18S1.  S.  103  ff).  Andere 
Staaten  gebrauchen  die  Vorsicht^  dali  die  von  ihnen  erteilte  Naturaliaation 
gegenüber  dem  Heiiaatsstaaie  unvi'irksam  sein  soll '). 

Das  Interesse  an  der  Yermeldnng  anomaler  Verkehrsakte  nnd  der  damit  ver> 
bnndenen  mehfftchen  Staatsangehfirigkeit  gewann  in  der  Neuzeit  für  jene  lüiider 
erhöhte  Bedeutung,  die  an  der  Auswanderung  und  Einwanderung  besonders  be- 
teiligt sind,  nämlich  Kn!2:^Iand  nnd  Deutschland  cinorsoits.  nnd  die  Vereinij^en 
Staaten  von  Nordamerika  anderseits.  Die  Divergenz  der  iiatiunalen  (Gesetz- 
gebungen dieser  Länder  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  führte 
SU  Konflikten  in  den  zahlreichen  FUlen  der  Einbürgerang  von  Personen,  die 
ihren  staatsiechtlichen  Verbindliclikeiten  im  TIeimatland  nicht  nachfrekoramen 
^varen.  in  der  Nordamerikanischen  Union.  Die  Konflikte  waren  im  Hinblick  anf 
den  die  Selbständigkeit  anderer  Staaten  ignorierenden  Standiuinkt  der  Union,  daß 
die  von  ihr  erteilte  Naturalisation  jede  frühere  Staatsangehörigkeit  vernichte, 
unvermeidlich.  Im  Jahre  1812  hatdiehierinFragestehende  Kontroverse  mittelbar 
zu  einem  Kriege  zwischen  England  und  der  Union  geflkbrt.  Sdt  der  Beendigung 
des  Krieges  durch  den  Frieden  zu  Gent  1814  ergaben  sich  neue  Konflikte  bei  der 
Bekämpfnne:  der  irischen  Anfsitandsvei-suche,  indem  England  nach  wie  vor  den 
Standpunkt  der  IJnauflöstichkeit  des  ensrlischen  Staatsverhande.^  gegenüber 
seinen  in  der  Union  naturalisierten  Untertanen  zur  Geltung  brachte«  Die 
definitive  Lteung  der  Konflikte  zwischen  diesen  beiden  Staaten  erfolgte  auf 
Grund  der  provisorischen  Vei'einbarungen  vom  9.  Oktober  1868  durch  die 
englische  Naturalisationsakte  vom  13.  ^lai  ;'^7M;  in  Sect.  6  dieses  Gesetzes 
hat  Enofland  für  sein  ganzes  Gebiet  nnd  alle  seine  Untertanen  da.«?  französiische 
Prinzip  an^'enommen.  —  In  derselben  Zeit  fanden  die  diplomatischen  Kontro- 
vei«eu  Preubens  mit  der  Union  in  der  konventionellen  Regelung  der  Augelegen- 
heit  ihren  Abschluß').  Weitlftuflge  Ta'lumdlnngen,  die  wHbreiid  d»  SeaesdoDS- 
krieges  eine  Unterbrechung  gefunden  hatten,  endeten  mit  dem  Abschluß  des 
sog.  Bancroft-)Vertrag8  vom  22.  Februar  In  Art.  I  wird  anerkannt, 

daß  Angehörii^e  des  Xorddent.'^chen  Bundes,  welche  natinalisierte  Staats- 
angehörige der  Union  ^'eworden  sind,  nnd  fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  in 
der  Union  zugebracht  haben,  von  dem  Norddeuscheu  Bunde  als  amerikanische 
Staatsangehörige  erachtet  und  als  solche  behandelt  werden  sollen.  Die  bloße 

1)  So  England  in  mlIuci  l'raxits  uud  seit  IbTO  auf  Ui-und  der  Naturalmtiousakto.  Vgl. 
T.  Hartitz,  Annale»  hO%  810.  2)  flielie  hierfibcr  inabflsraidore  t.  MmrtitB,  AnnaleD 

1S75,  S.  SIS  ff.  S)  RGBl  &  228. 
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Erklftrung  der  Alnicht^  Staatsangehöriger  des  einen  oder  des  anderen  Teils 
werden  zn  wollen,  soll  in  Beziehung  auf  keinen  der  beiden  Teile  die  Wirkung 
der  Naturalisation  liabf-n.  Im  Art.  II  wird  ini|)Ii(ite  tcegenUber  in  Anu-iik» 
naturalisierten  Deulschen  auf  die  \Vi  tol;4uug  der  durcii  die  Auswanderung  be- 
gangeneu Verletzung  der  \\  ehrpüiciii  verzichtet.  Ähnliche  Verträge  wurden 
im  Laufe  desselben  Jahres  mit  Bayern  (26.  Mai),  Baden  (19.  Julii,  WUrttembeiy 
(27.  Juli)  Qud  Hessen  (1.  August)  geschlossen.  Unter  dem  Eindruck  dieser 
Vertrüge  kam  es  noch  zuui  Abschluß  ähnlicher  Konventionen  mit  Mexiko 
(19.  Juli  ISGS),  Belgien  (IG.  November  ISüS),  Schweden-Norwegen  (26.  Mai  1SÖ9), 
Oesterreich-Ungarn  (2Ü,  September  1S70^  und  Dftneiiiark  f22.  Juli  1S72)'). 

§  Iii.  Fortsetzung,  a)  Bedingungen  des  iiirwerb»  der  Sluats- 
ftngehörigkeit  durch  Naturalisation.  Handelt  es  sieh  um  Verleihung 
der  Staatsangehörigkeit  auf  Antrag,  so  kommt  in  den  Gtsetzgebangeii  i-egel- 
mäßig  a)  eine  Kt^ihe  von  Bedingungen  in  Betracht,  die  sich  auf  den  Status 
des  Ansnclienden  beziehen.  iH^r  Ausucheiulc  muß  nach  den  Gesetzen  s^-hles 
bisheiigeu  Ht-imatsstaates  di.spü.sitiünsJ'Hlii^  :>ein.^j  Der  Mangel  uei  Dis- 
positionsfötiigkeil  muU  durch  die  Zustiniuiuug  des  geselzlicheu  Verlreiers 
(Vaters,  Vormunds,  Pflegers)  ersetzt  weiden.))  Der  Ansuchende  mufi  ferner 
einen  unbescholtenen  Lebenswandel  gef&brt  haben;  ferner  mufi  er  sich  in  solcher 
ökonomischer  Lage  betinden,  um  selbständig  sich  und  seine  Angehßrigen  unter- 
halten zu  können,  ß)  Die  Naturalisation  setzt  die  ernste  Absicht  der  Ein- 
wanderung (^effektive  Niederla^isung)  voraus.  Die  effektive  Niederlassung  wird 
indessen  nicht  in  allen  Gesetzen  erfordert;  einige  fordern  einen  Aufenthalt 
Während  eines  gesetzlieh  bestimmten  Zeitraums,  Frankreich  Überdies  eine 
Atttonsation  zur  Begründung  des  Domizils,  y)  Der  Nachweis  der  Entlaivsung 
aus  dem  bisherigen  Staatsverband  wird  nur  in  einigen  Staaten  gefordei  t. '} 
ebenso  der  Nachweis  der  Erfüllung  der  Militärpflicht,  ö)  Nach  den  Oesetzen 
der  meisten  Staaten  wird  gefordert,  daü  der  in  den  Staatsverband  Auf- 
zunelimende  eine  bestimmte  Zeit  in  dem  Staatsgebiete  seineu  Wohnsitz  gehabt 
habe.  Das  Erforderais  ze!«iert  in  Fällen  stillschweigender  Verleihung  durch 

1)  Zur  Kritik  der  Baocruft- Verträge  uod  bexügUcb  der  Bedeutung  ihrer  BestijiunaiiKeu 
fOr  du  Ges.  v.  J.  1S70  t.  Hartits,  ADoalen  1S75,  1162.  Hit  T.lfartiti  nenatiiu  t. Bod- 
man n  a.  a.  O.  S.  »36  mit  VuntciilÜKon  für  eine  Heviahm  dM  dmttdieit  (jeMUes.  —  Aaf  jen« 
Vertri^^o  beücbt  sieb  $  21  Aba,  S  d.  Ges.  v.  J.  mio. 

2(  Die  Pra^e  der  DiKpoaltlonfifäliif^kcit  spielte  in  dem  Falle  Baaffremi)nt>Bibcsco  eine 

[Vgl.  Bluii  t  Hell  Ii,  Dout^dio  Naturalisation  einer  separierten  Französin  v.  Holtzen- 
dorff,  Der  Kcehtsfall  der  Füi-stin  Dibivsm  ISTß  (auch  in  der  Ii  VIII  üii.')!;  S'tdizil,  WiLtk-r- 
lerbeiratuug  eines  stäudij;  vuu  Ti^ch  und  Bett  getrennten  EliuyuiiLu,  IS'ü;  TLicLmaiiu, 
£tode  8ur  la  validitfi  de  la  natunilisatiou  et  du  second  mariage  de  Mad.  la  pr.  B.  lü>~t>, 
Arnt7,  ruuHultatiun  snr  la  v^iliditö  de  la  naturalis  etc.  l'^'N;  A  INilln.  M£intfiro  poiV  la 
priucesse  Bibcseu  IbliU.   Vgl.  auch  ucueätea»  v.  Budmann  a.  a  O  .H4ä,  üVi. 

S>  Andern  Frankreich,  wo  weder  Hindeijibrige  noch  deren  Vertreter  den  Antrag  auT 
Verlobung  der  StaiU.>>anfrfl)"ri^,'kert  stellen  kOonen.  Ausnahmsweise  i»t  dies  nach  Art.  l 
tiee.  V.  J.  Ib^O  zulässig  in  Fällen  der  iteklautatioa  der  frauuisiscbea  Netiouaiität  m  tiuotiteo 
der  in  Frankreich  ffoborenen  Kinder  von  AnsÜiideni. 

■Ii  (Icut^rlie  Rtdit  Vfilan^'t  ileii  Nailiwei^.  iler  Entlass.titi;^  au>  lUni  frülieren  S'uialB- 
vorbände  nicht ;  es  Icann  jcduch  diese»  Erfurdcmiü  dun-h  Staats  vertrag  aufgestellt  werden. 

2»* 
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Amlaeraeiiiitiiig.  Jedenfiüls  häng:!  die  volle  Wirksamkeit  der  Natnraliaation 
ia  internationaler  Beziehan^  von  der  Verlegung  des  Wobnsitxes  in  das 
Gebiet  des  naturalisierenden  Staates  ab.   e)  Vielfach  wird  die  Erfüllang  be> 

sonderer  Förmlichkeiten  ^rfoir^ert,  so  diV  Ahle!run2:  des  Thifcrtaneneldes 
(Österreich,  in  Frankreich  des  serment  civiquei,  die  Akzeptation  der  Natura- 
lisatiODSurkunde  (Deutschiaudi,  die  Absciiwüt  ung  des  Treuverhiiltnisses  gegen« 
ftber  dem  Heimatsstaat  (Vereinigte  Staaten).  1»)  Die  Form  der  Verleihnng  ist 
die  Ausstellung  einer  Urkunde  seitens  des  zur  Verldhnng  gesetslich  be- 
rufenen Organs  (s.  o.  S.  352).  Die  Staatsangehörigkeit  und  die  mit  ihr  ver- 
bundenen Recht«  und  Pflichten  weiden  recrelmälHg  mit  dem  Zeitimnkte  der 
Anshändif^un^  der  Veiieihmifcsurkunde  erworben,  c)  Die  Verleihung  durch 
ürkuude  ist  ein  Formalukt,  daher  auch  dann  wirk^m,  wenn  sie  nach  dem 
Oesetse  nickt  bfttte  gesehehen  sollen,  d)  Es  gilt  heute  allgemein  die  Begel, 
dafi  sich  die  Naturalisation  des  Ehemanns  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  im 
Zeitpunkte  des  Erwerbs  der  Staatsangehörigkeit  in  der  väterlichen  Gewalt 
stehenden  minderjährigen  Kinder  erstreckt.  Es  entspricht  dies  der  rechtlichen 
Einheil  und  dem  ethischen  Charakter  der  Familie,  wie  auch  der  Bedeutung 
der  Familie  für  das  Volksleben  und  die  Interessen  des  Staats.  Das  Prinzip 
kommt  entweder  in  vollem  Umfang  zur  Anwendung,  indem  sich  die  Ver- 
leihung ipso  jure  auf  die  betreffenden  Personen  erstreckt  oder  mit  Modifikationen 
in  der  Art.  daß  der  in  dem  Gewalt verhiiltnisse  stellenden  Person  ein  Recht 
7.nr  Naturalisation  eingeräumt  ist,  so  in  Frankreich  bezüjjlich  der  Ehefrau  des 
sich  in  Frankreich  naturalisierenden  Ausländers.  Eine  Modifikation  des  Grund- 
satzes besteht  insofern,  als  das  Kind  nach  erreichter  Volljälirigkeit  binnen 
Jahresfrist  die  StaatsangehSrigkeit  ablehnen  kann,  oder  der  Kollektivakt  der 
Natural i.«:ation  be/w.  Expatriation  an  die  Bedingung  geknüpft  ist,  daB  die  Ehe- 
frau nnd  die  Kinder  dem  Vater  nach  dem  nenen  ^\'oilnsilz  frdcj'en  In  diesen 
Einriehtunc^en  kommt  ein  mittleres  System  zwischen  jenem,  welches  an  den 
Konsequenzen  der  absoluten  Einheit  der  Familie  festhält  und  jenem  der  .>;chlecht- 
hin  individnellen  Naturalisation  zur  Anwendung.^  Letzteres  Prinzip  liegt  der 
französischen  Gesetzgebung  zu  Grunde^  nach  welcher  Natnralisation  nnd  Ex- 
patriation höchst  persönliche  Handinngen  sind,  welche  weder  von  einem  Min- 
derjährigen, noch  flir  denselben  vorgenommen  werden  können.  Indessen  ist  in 
Frankreich  durch  die  neueste  Fassung  des  Art.  8  Code  civil  aus  popuhitions- 
politischen  Motiven  eine  Modifikation  des  Grundsatzes  eingeführt  worden,  in- 
dem derzeit  minderjährige  Kinder  eines  in  Frankreich  naturalisierten  Ans- 

1)  Ungarn,  Bulgarien,  Columbicu  und  Venezuela  kennen  keine  Ausnahme  vuu  dem 
Prinrip  —  Dis  deotscfa«  B«cibt  wbiteftt  der  Regel  nach  mir  die  gewaltaiittnirorfwen  toII- 

jätirigcn  und  die  emanzipierten  roinderiSlirigcn  Kinder  aus.  Dagegen  kann  die  Verleihung 
auch  auf  die  vol^ibrigea  Kinder  ausgedehnt  werden;  diese  Verleihung  ist  aber  keioe  ipeo 
jnie  tintKtmde  Amdehonng  der  dem  Vater  verliehenen  ^^tnatsangeh<Srigkeft  Dngefren  kano 
der  Ebefmil  und  den  minderjührigen  Kindern  die  bisherigL'  stM.-it.sangehörigkeit  vor  höh  alten 
werden;  es  entseheidet  das  Ermeaaeo  der  veri^facodca  Bdiörde.  v.  Seydel,  Bayeriachw 
Staatsrecht  I  S.  27«. 

21  Da^^  Prinzip  der  iiiiiividB«tlen  NatartÜMtioii  kwn  In  Art.  4  des  Bstwiiifs  de»  In- 
etitnta  fUr  intematioaaiee  Recht  zum  Aoedmek. 
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l&nders  ipso  jure  die  f^&nzösische  Staatsaiige1i5Hi?keit  «rwerben.  Hit  dem 
Prinzip  der  Individualität  der  Naturalisation  hängt  auch  die  französische  Praxis 

zusammen,  der  /infolge  ein  .Alinderjährifj-fr  selbst  iiinlit  mit  Zustiiiüimn'/  seines 
Ciewallhabeis  {aber  auch  niclit  der  Einanzipierie)  seine  Staatsangehün^keit  nwt- 
geben  kann.  —  Die  Wirkungen  der  Naturalisation  sind  in  den  einzelnen  Staaten 
verschieden  normiert;  nicht  ttberall  wird  der  Nfttoralisierte  dem  eingeborenen 
Staatsbürger  gleichgestellt;  daher  genießt  der  Naturalisierte  nicht  schon  ipso 
jure  auch  die  sogenannten  staatsbürgerlichen  Rechte.  Deutschland,  Österrcic  Ii- 
Ungarn  und  Frankreich  gewähren  dem  naturalisierten  AuslfLnder  sofort  volle 
Gleichberechtigung.  In  einigen  Staaten  unterscheidet  man  noch  (irade  der 
Naturalisation.  In  England  beruht  dieser  Untersclüed  daranf,  ob  die  Natu- 
ralisation durch  einen  Akt  der  Legislative  oder  der  Exekutive  erfolgt  ist  In 
Belgien  und  Italien  unterscheidet  man  eine  große  und  kleine  Naturalisation;  nur 
mit  der  t-t  steren  ist  der  volle  Genuß  der  staatsbürgerlichen  Rechte  verbunden. 

5.  Erwerb  der  StaatsAngehr>rigkeit  durch  Anitsernemi  ung. 
Nach  deutschem  und  norwegischem  Recht  erwirbt  ein  Aualäader 
durch  Öffentliche  Anstellung  im  Inlande  die  Staatsangehörigkeit 
Nach  deutschem  Becht  tritt  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Anstellungs- 
urknnde  an  die  Stelle  der  Naturalisation  Hn  zw.  der  Aufnahmeurkunde).  Die 
WirksHuikeit  der  Anstellung  betritft  auch  die  Naturalisatiim.  Letztere  Wirknns: 
kann  aber  durrh  einen  in  der  Aii*^stellLuiii;surkunde  auspi-esproclienen  Yui-behalt 
ausgeschlossen  werden.  Ausländer,  die  im  deutschen  Keichsdienst  angestellt 
werden,  aber  ihren  amtliche  Wohnsitz  im  Auslande  behalten,  ei*werbNi  die 
deutsche  Staatsangehörigkeit  nicht;  sie  haben  jedoch  einen  Anspruch  auf  Natura- 
lisation  geg^ouiber  jedem  deutschen  Eiuzelstaat,  wenn  sie  ein  Einkommen  aus  dei* 
Reichskassi-  In^ziidieu.  I)tM  lei  Arntsernennungen  führen  bezü{rlich  der  Untertanen 
von  Staaten,  die  den  trtd\vilii<ieu  Erwerb  fremder  Nationalität  und  die  Austellun»' 
im  Auslände  nicht  als  Gründe  des  Verlusts  der  bishei  igen  SlaaU>angehörigkeit  an- 
erkenne»!,  m  Konflikten  mehrfacher  Staatsangehörigkeit.  (Bufiland,  Venezuela.) 

6.  Erwerb  der  StaataangehDrigkeit durch  fieintegration.  Die 
Gesetzgebungen  kennen  Fälle  freiwilliger  und  unfreiwilliger  Reintegration  der 
dun  Ii  Expatriation  erloschenen  Staatsangeliörijjkeit.  Die  Keinte^rration  fungiert 
als  Korrektur  der  Heimatlosif^keit.  wemi  das  Individuum  seine  fi  iihere  StaaUs- 
aiigehbrigkeit  verloren  und  keine  neue  erworben  hat.  So  kennt  das  deutsche 
Recht  eine  Wiederverleihuug  der  Staatsangehörigkeit  an  Personeni  welche  früher 
deutsche  Staatsangehörige  waren  und  durch  zehnjährigen  Aufenthalt  im  Auslande 
ihre  Staatsan^ehürii^keit  verloren  haben.  Sind  diese  Personen  nicht  in  einen 
anderen  Staatsverbaiid  eingetreten,  so  kann  ihnen  nnf  Ansuchen  die  Staatsange- 
hörigkeit in  ihrem  Irülieren  Heimatsstaate  (niclit  in  einem  anderen  deutschen 
Eiuzelstaate)  wieder  verlieben  werden,  oline  daü  sie  sich  dort  niederlassen. 

7.  Durch  Option  für  das  Land  der  Geburt  nach  erlangter 
GroDji.hrigkeit.  Hehrere  Gesetzgebungen  gestehen  den  im  Inlande  ge- 
borenen Kindern  von  Ausländern,  die  jure  sanguinis  der  Staatsangehörigkeit 
des  Vaters  folgen,  »Uin  Eecht  zu,  nach  erlangter  Großjährigkeit  die  Staats- 
angehörigkeit des  Geburtslandes  durch  die  iiliklärung,  iu  dem  Lande  wohnen 
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und  Untertanen  werden  zo  wollen,  zu  erwerben.  Diese  Einricbtnng  führt  m 
Konflikten  mit  jenen  Ländern,  welche  eine  derartige  Option  fftr  eine  flremde 
StaatsanfreliöHfrkeit  als  Expatriationsjrrnnd  nicht  kennen.'} 

S.Wechsel  der  Staatsangeliüi  igkeit  in  Folge  völ  kerieclit- 
Ucher  Vorgänge.  In  Fällen  von  Gebietszessionen  vollzieht  sich  ipso 
jnre  der  Eintritt  der  Bevölkeran^  des  zedierten  Gebiets  in  die  neue  Staats^ 
avgehörigkeit.  Wie  bereits  oben  in  der  Lehre  von  d»  i  Gi  bietszession  (S.  SIS) 
ausgeführt  worden  i<t.  bot Ot  ksiclitigt  die  neuere  völkerrechtliche  Praxis  die 
Zwanc^shtcrc,  in  der  die  Individuen  infolge  des  ipso  jnre  eintretenden  Wechsels 
der  Staatsaugehörigkeit  sich  betinden,  durch  Einräumung  des  Optionsrecbts.-*) 
Die  Option  gestattet  die  Staatswahl  in  engstem  Zusammenhang  mit 
dem  v51kerreehtliehen  Vorifange  der  Gebietszession  und  mit  Be- 
schränkung auf  die  Wahl  des  bisherigen  Heimatsstaats;  daher  muß  auch  die 
Staatswalil  durch  Option  innerlialb  einer  in  dem  Zessionsvertraq-e  bestinimten 
Frfft  sich  voUzielKMi,  widric^enfalls  eine  Andernn?  dei-  STaatsan£reli<ii  io^keit  nur 
auf  anderem  Wege  durch  Gebraucii  der  Auswanderungsfreiheit  bewirkt  werden 
konnte.  Die  Option  bewirkt  den  Austritt  aus  der  zwangsweise  aaf- 
er legten  neuen  Staatsangehörigkeit;  das  Optionsinstitnt  wird  daher 
insbesondere  dann  praktische  Wichtigkeit  haben,  wenn  die  Zession  an  einen 
Staat  erfnicft.  der  die  Answandenmo'sfreilifit  nicht  anerkennt. 

9.  Der  Ei'werl»  der  Si  Hatsanü:''li<3rigkeit  durch  Niederlassung 
im  Lande  hat  sich  noch  in  einigen  Uiiidei  n  erhalten  (in  Dänemark,  Norwegen; 
in  Brasilien  und  Venezuela  aus  populationspolitischen  Motiven).  Der  Erwerb  toU- 
zieht  sieh  hier  ipso  jure;  er  ist  ohne  Einfluß  auf  die  bisherige  Staatsangehörigkeit. 

%  112.  Terlnat  der  Staatsani^ehörlsckoit.  Nach  den  Bestimmungen  der 
Gesetzsrehunjren  über  den  Verlust  der  8taat.sangehörigkeit  kann  in  der  ITaupt- 
saehe  der  rntf'rscliied  freiwilligen  Verzichts  und  der  Fälle  des  ulme  einen  auf 
da.s  Erlöschen  der  Staatsangehörigkeit  gerichteten  Willensakt  de.s  Individuums 
eintretenden  Verlust  festgehalten  werden.  Es  wnrde  schon  oben  hervor- 
gehoben, daß  die  hier  konkurrierenden  Interessen  des  Individuums,  der  au 
einem  Verkehrsakte  der  Individuen  beteiligten  Staaten  und  der  Staaten- 
Gremeinvidinft  eine  rechtliche  Ordnunq:  empfelilenswerth  erscheinen  lassen,  welche 
den  \'erhLst  der  Staatsangehörigkeit  nur  eintreten  läßt,  wenn  gleichzeitig  der 
Eintritt  in  einen  anderen  Staatsverband  erwirkt  wird  und  der  Grundsatz  all- 
seitige Anerkennung  findet,  daß  der  Erwerb  einer  fremden  Staatsangehrtrigkeit 
den  Verlast  der  bisherigen  zur  Folge  hat.  Dadurch  wttrde  einerseits  der 
Heimatlosigkeit,  andei-seits  der  Häufung  der  Staatsangehörigkeit  und  den  mit 
beiden  anomalen  Verhältnissen  <!re<rehenen  Konflikten  der  Staaten  in  der  Haupt- 
sache vorgebeugt  werden  können.  Aliein,  die  Gesetzgebungen  regeln  vielfach 
die  Gründe  des  Verlusts  der  Staat^sangehörigkeit  in  der  Art,  daß  nur  eine 

t)  Für  jcnp  i^rnntm,  wplclie  die  Xaturnlisntion  im  Auslände  als  FxpatriatiousKnnid  an- 
erkenneu,  eotstcht  immer  noch  die  Frage,  ob  die  Naturalisatioa  auch  deu  Fall  der  Option 
vmfiiOt  Siehe  darQber     Bodmann  a.  a.  0.  8S7  und  212  ff. 

Ti  Tn  älteren,  .du  i  ntich  in  nen«rett  VertrSgen  ond  in  ZeaiioiMTertri^M  wurde  die  Awh 
wandcrung8frdheit  vorbehalten. 
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fbrmelle  Entlassung  oder  längerer  Aufenthalt  im  Ausland.  !)e!nhdliche  Ab- 
erkennung' (ien  Verlust  der  Stantsano^ehrn  igkeit  nach  sicli  ziehen,  ohne  daß  das 
betreffende  Individuum  in  einen  and« n  n  Siaatsverband  eingetreten  zu  sein 
braucht.  Ist  der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  eingetreten  (ohne  Unterschied 
ob  durch  fintlasstmg,  auf  Antrag^  oder  durch  behördlichen  Ausspruch)  ohne 
Erwerb  einer  anderen  Staatsangehörigkeit,  so  pflegt  die  Praxis  der  Staaten  in 
Übernahmeverträgen  dafür  zu  sorgen,  daß  der  «rspriingliche  Heimatsstaat 
betreifende  Personen  fiiamentlich  im  Falle  der  Verarmung)  auf  Verlangen  des 
Aufenthalt^staats  übernehme. ') 

1.  „Die  Entlassung"'  (auf  Autrag)  ist  der  contrarius  actus  der  Ver- 
leihung und  in  der  juristischen  Gestaltung  ihr  rOllig  gleichartig.  Sie  ist  wie 
die  Verleihung  der  Staatsaugehörigkeit  ein  Formalakt^  der  dnreh  ein  Nichtig- 
keitsverfahren nicht  annulliert  werden  kann.  Nach  deutschem  Recht  wird  die 
Entlassung  unwirksam,  wenn  der  Entlassene  nicht  binnen  der  gesetzlichen 
Frist  (s.  0,  S.  357)  seinen  \\'(ihnsit-/  anRerhalb  des  Biuulesgebiet.s  verlegt  (oder 
die  Staatsangehörigkeit  in  eiuem  anderen  deutscheu  Einzelstaale  erwirbt). 
2.  Der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  tritt  als  Konsequeus  eines 
familien rechtlichen  Verhältnisses  ein,  so  infolge  der  Verheiratung 
und  der  Legitimation.  3.  Der  Verlust  durch  Aberkennung,  wenn  Staats- 
angehörige  ohne  Erlaubnis  ihrer  Keg-ierung  (d.  i.  in  einzelnen  Staaten  ohne 
Erlaubnis  des  Landesberrn)  in  einen  fremden  Staatsdienst  oder  Kriegsdienst 
treten  oder  einer  ausdrücklichen  Aufforderaug  zum  Austritt  aus  solchem  Dienste 
binnen  einer  bestimmten  Frist  keine  Folge  leisten').  4.  Der  Verlust  als  ge> 
setzliche  Folge  der  vpi  waltiuif,'srechtlichen  Ordnung  der  Bevölkerungsverliält- 
nisse  (z.  B.  beim  Erwerb  einer  fremden  Staatsangehörigkeit^  Abwesenheit 
während  einer  gesetzlich  bestimmten  Zeit  usw.).  5.  Der  Verlust  als  Folge 
völkerrechtlicher  Gtbiet.sverämlerungea  <.s.  u.  S.  3r»S), 

§  113.  Rechtliche  Stellung  der  im  .\uNlaude  betiudüchen  Staats- 
angehörigeM  m  Staatsgewalt  ihres  Heimatlandes L  Das  publizistische 
Verhältnis  des  Staatsangehörigen  zur  Staatsgewalt  und  die  damit  verknflpften 

Rechte  und  Pflichten  des  Individuums  und  des  Staats  eileiden  durch  den  Auf- 
enthalt im  Au'-lande  in  juristischer  Beziehung  keine  Ändenincr.  T)er  Aufenthalt 
im  Ausland  kann  die  praktische  Wirksamkeit  der  Personalhoheit  des  Heiniat- 
stauts  m  einzelneu  Fällen  allerdings  suspendieren,  weil  er  einen  selbständigen 

\)  So  die  sog.  Gottjaur  Kunvcntion  vnni  15.  Juni  I*<r>I  zwi.^oheu  den  Einxclstaatcn  des 
Deutacbeti  Bunde»,  »eithcr  die  Vci-traj[;o  des  Deutscbeu  Reichs  mit  Österreich- Lugorn,  Italien 
Q.  B.  w.  Der  wechselseitige  Zusdiab  von  betnatliMMn  Penonea,  der  mit  Gefahren  für  die 
Sicherheit  \i.  h.  w  \  t  rliniidm  ist  und  die  Quelle  von  Konflikten  cwisGhen  NaeblMiratanten 
bildet,  wird  dadurch  vermieden. 

})  Des  ListitoC  f&r  intemetlonales  Recht  (Anouairo  XV  p.  2711  hat  folgende  Reeolation 
gefaßt:  Art.  6  (Schlu08at7.):  La  donationulisutiou  ne  pout  jamai»  itrc  impose  ä,  titre  de  peine. 

3)  Vgl.  V.  Martitz  a  a.  0.  hOi;  F.  v.  Marrens  I  3;<5;  Stoerk,  IIIIII  630;  Blunt- 
sehH,  VölkeiTCclit  §§  378;  Gareis  §  50;  v.  Liszt  §  11;  De  Bock,  Du  repatriemcnt  des 
nationaux  et  teangcrs  Joum.  de  dr.  int.  pr.  XVIII,  725  aq.;  Cache,  I^  qucstion  de  la  re- 
pression  intern,  au  Congres  \m\h.  de  Paris  RG  III,  2ST  sq.;  Olivi,  Pr?  d^Uts  coroniis  & 
r^tranger  R  XXI,  37  sq.;  Tcheruoff,  Protection  des  nationaux  rvsidant  ä  l'ctranger  (1S09). 
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Tatbestand  bildet,  mit  dem  die  Subjektion  des  Individuums  unter  die  'J'erri- 
lorialhoheit  <i^^s  Anfentha1tstai\t>;  verknüpft  ist,  der  nunmehr  (Gehorsam  jyp^pn- 
über  seinen  ('e:>etzen  unbedingt  in  Anspruch  uininit;  auch  ist  die  Einwiikung 
der  heimatlicheu  Staatsgewalt  auf  den  Staatsangeliürigeu  in  mancUeu  Rieh- 
taugen  ausg«B<ihlo8sen^  soweit  nicht  der  Anfenthaltastaat  (von  Fall  za  Fall 
oder  auf  Orund  von  Konventionen  regelmäßig)  eine  solche  Einwirkung  gestattet. 
Im  ganzen  pr^ibt  sich  eine  Konkurrenz  der  heiniatliclien  und  der  fremden 
.Staatsgewalt,  wubfi  /.war  die  rechtliche  Verbindung^  mit  dem  Heimatsstaat 
(die  Staatsangehörigkeit)  in  letzter  Reihe  entscheidende  Bedeutung  behält,  die 
faktische  Subjektiou  unter  die  Territorialhoheit  des  Aufeuthaltsstaats  aber 
doch  die  Wirksamkeit  der  Personalhohett  des  Heimatstaats  einschrfinkt  und 
modifiziert,  also  eine  parallele  Wirksamkeit  der  beiden  konkurrierenden  Ge- 
walten nicht  durchführbar  ist;  die  Konkurrenz  kann  vielmehr  Kollisionen  der 
beteiligten  Staaten  hervorrufen.  Mit  der  ans  dem  heutigen  Verkehr  sich  er- 
gebenden Forderung,  derlei  Oi  tsveranderungen  der  Staatsangehörigen  als 
legitime  Betätignug  der  ludividualfreiheit  gelten  zu  lassen,  tritt  die  Not- 
wendigkeit eines  Verhaltens  der  beteiligten  Staaten  hervor,  das  die  konkur> 
rierenden  und  eventuell  kollidierenden  Interessen  ZU  sichern  geeignet  ist.  Die 
Staatenpraxis  hat  eiiu-  Pit  ihe  von  0)  iniJsätzen  ausgebildet.  Die  Fortdauer 
der  (Teliorsanisiitiii-lit  f^H-reuuber  dem  Heiniatsstaat  kommt  !.  darin  zum  Aus- 
druck, daü  jedermann  auch  im  Auslände  (mit  der  oben  angedeuteten  £in- 
schriDkniig)  znr  Beobachtnng  der  Normen  aein^  heimaUiehen  Beehtsordnung 
verpflichtet  ist.  Dies  gilt  auch  von  d^  Privatrechtsnormen  (Personenrechte, 
Falbilienverhaltnisse,  die  Fähigkeit  zur  Eingehung  einer  Ehe,  Vormundschafts- 
sachen, Kl  b(  echt  usw.).  2.  Der  Aufpiithalt  im  Ausland  ändert  nichts  an  der 
Erfüllung  publizistiselier  Verpflichtungen  (Wehrpflicht'.  3.  Die  im  Ausland 
weileuden  Staausaugehürigeu  können  von  dem  Heiniatsstaat  zu  linanzielieu 
Leistungen  herangezogen  werden.  Der  Anfenthaltsstaat  ist  aber  nicht  ver- 
pflichtet^  bei  dw  Einhebung  der  Steuer  mitzuwirken.  4.  Der  Eintritt  in  ft«mden 
Zivil-  und  Militärdienst  ist  heute  allgemein  an  die  Zustinnnung  der  heimat- 
lichen Staatsgewalt  r*  '"iii  len:  ebenso  können  Titel,  Würden  u.  dergl.  nur  mit 
solcher  Zustimmung  aui^euoiuiiien  werden. 

il.  Nach  heutiger  Rechtsanschauung  und  nach  dem  positiven  Recht  der 
modernen  Bechtsstaaten  »rschGpft  sich  das  Verhältnis  des  Einzelnen  gegenüber 
dem  Staat  nicht  in  dem  Plliehtenverhältnis,  das  alleiidings  auch  heute  als  das 
primäre  aufgefaßt  werden  muß.  Das  moderne  Recht  gewährt  den»  Individuum 
auch  rechtliche  Aii.Ni'Vilclie  an  den  Staat.  Tni  Bereieh  de)'  liier  erörtftrten 
Fra<re  kommt  1.  d<r  .Ansprueli  des  SlHatsangehörigeii  auf  Wieder- 
auf na  lim  c  im  Heiinais.siaale  in  Betracht,  ein  Anspruch,  der  eventuell 
im  Verwaltungsrechtswcge  geltend  gemacht  werden  kann;  2.  der  Anspruch 
anf  Schutz  seitens  der  heimatlichen  Staatsgewalt  im  Auslände. 
Praktische  Grunde  schließen  eine  analoge  Ausbildung  die.ses  Anspruchs,  wie 
sie  der  Ans]>nich  sub  1  im  modernen  Verwaltnnsrsreelit  cf^^funden  hat.  aus; 
eine  Wahrnn'j-  des  Schutziiitei p<ses  rier  Staatsangeiiörigen  im  Auslände  durch 
luanspruch  null  nie  der  KeciitsuiiUel  der  Verwaltungsrechtspflege  gegenüber  der 
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heimiitlichen  Regieraug  besteht  nicht.  Die  Wahrung  uud  der  Schutz  der  Inter- 
«!ssen  der  StaatsÄns^ehnrit^^en  erfüllt  vielnu'Iir  liier  diu  cli  die  pfliclitmäßige 
Erl ül hing  der  Staatsauf^Mibe.  Die  Anericennung  dieser  Plliclit  des 
i)taats  2um  öchutz  seiuer  Stuatsangehörigen  uud  die  iuteruationalrechtiiche 
Zato%keit  betreffeider  Aktionen  som  Zwecke  der  Erfüllung  der  Schutzpflicbt 
ist  mit  der  Tatsache  des  internationalen  Verkebrs  und  desen  Bedeutung  als 
Grundlage  rechtlich  geordneter  Gemeinschaft  der  Staaten  untereinander  gegeben. 
Da  aber  im  Bereich  der  internatinnalcn  Gemeinschaft  der  Fremde  kraft  Fremdeu- 
rechts  gegen  Yerletzunfren,  die  uicht  von  den  Organen  des  Anfenthaltsstaats 
verursacht  worden  sind,  in  erster  Reihe  den  Schutz  des  Aufenthalt sstaats  genielit 
bezw.  in  Anspruch  nehmen  dari;  so  ist  die  Schutzpflicht  des  Heimatsstaats  nur  eine 
subsidiäre.  So  sollen  z.  B.  nach  dem  deutschen  FreandschaftsTertrage  mit 
Kolumbien  vom  23.  Juli  1S92  (RGB.  1894  S.  471)  die  beidei-seitigen  diploma- 
tischen Agenten  aus  Anlali  der  Rei  litsansprriche  oder  Beschwerden  von  Privat- 
pei-souen  nicht  in  Angelegenheiten  t  iagreiten,  welche  dem  Bereiche  der  bürger- 
lichen oder  Strafrechtspflege  oder  der  Entscheidung  im  Verwaltungswege  au- 
gdiören,  es  sei  denn,  dafi  es  sich  um  BechtsTerweigernng,  um  ungewöhnliche 
oder  ungesetzlicbe  Beehtsvei'zSgerung  oder  um  NichtVollstreckung  eines  richter- 
lichen  Urteils  handelt,  oder  endlich,  daß  nach  Erschöpfung  der  gesetzlichen 
Rechtsmittel  eine  klare  Verletzung  der  zwischen  den  beiden  Vertrafr.^staatcn 
bestehenden  Vertiage  oder  der  von  den  gesitteten  Nationen  allgemein  aner- 
kannten Bestimmungeu  des  Völkerrechts  oder  des  internationalen  Privatrechts 
vorliegen  sollte.  Yerweigeri  der  Aufenthaltsstaat  den  Rechtsschnt«  oder  ist 
die  Verletzung  der  Interessen  des  Staatsangehörigen  durch  das  Verhalten  der 
Orgaue  des  Aufenthaltsstaats  verursacht  (Verweigerung  und  Verschleppung 
der  Justiz  seitens  der  Gerichte,  Veiweiqrcrung  der  .\bhilfe  seitens  der  Ver- 
waltungsbehörden, Verletzung  von  Verträgen  und  der  Normen  des  Völkerrechts; ' 
so  finden  die  Mittel  der  gütlichen,  eventuell  gewaltsamen  Austragung  inter- 
nationaler Streitf&lle  Anwendung. 

§  114.  Schiitzaii8j)riich  der  Staaitsangehörigeii  ohne  RfickMicht  auf 
den  Aofeutlialt  im  Ausland.  Anlaß  zur  Inanspruchnahme  der  heimatlichen 

1)  Im  Jahre  1S6T  nutemahni  fingluid  daea  Feldzug  gogon  AbeMtalen  wickob  rechte- 
widriger GcfangoniJ(>t7t)ng  mehrerer  Engländer.  —  Im  Jahre  IS'Jti  hatte  Belgicu  einen  eng- 
Uaclieu  Suataaugehürigco  (DamoDS  Beo  Tilleti  aua^ewieson,  weil  Uicser  iu  Autwerpea  die 
dortii^  Doekarbeiter  anfznwieii^ii  venucbte.  Der  Streitfall  wtude  auf  scbiedsKerklitlielieiD 

Wcjcl'  crk  rligt  (Schiedsrichter  iler  frnnzösi>cho  Gcneraladvokat  A.  Dcsjnrflinst.  Im  Jahre 
wurden  in  China  zwtä  deutsche  Missionare  ermordet.  Deutschluud  war  voraulaßt,  eine 
FI  ottenk  u  udgebungbri  Kisntschoa  xa  renmatalteii.  Im  weiteren  Verlanf  der  Angoleg«n- 
hoit  wurde  (AnfaDgs  des  Jahre»  ISas)  Kiautschou  Deutschland  pachtweise  überlasseu.  — 
Die  im  Jahre  1900  in  China  gegen  die  Fremden  und  Gesandten  europäischer  Mächte  verübten 
Greueltaten  fQhrtcn  zur  bewaffneten  Intervention  der  curi>päi&chen  (»roßniachto,  der  nord- 
amoriluuiischen  Union  und  Japans  (Eroberung  von  Pekin;;  .  —  l  lu  r  «hu  Fall  Cerruti  siehe 
in-sbesondere  Paul  Bureau,  Lc  Cnnriit  Italo-rnlonibicn  lAffaire  Cerruti).  la  condition  des 
£tranger8  cn  droit  iuteniutioual  public  et  lc»  lacune»  de  la  l'rociklurc  arbitrale  luternationalo 
(ISüt)j.  Im  Jahre  18S5  konfiuieite  die  icolombiachc  Hcfcleruiijr  das  Vermogeu  eines  io 
Kohimhien  domizilierenden  Itnlienerä  namens  Cerrnti.  Die  .Ingelegonlicit  ffihrte  XU  eiuem 
14  Jaitre  hiig  daucrudeii  Streitfall  zwiscbca  dea  botcilii^ten  Mächtca- 
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Schtttzgewalt  kann  sich  flir  die  in  ihren  Privatinteressen  durch  das  Yerhalten 
eines  fremden  Staates  gefährdeten  lub'r  «geschädigten  Staatsangehörigen  er- 
sreben.  wenn  der  fremde  Staat  als  Fiükns  Verbindlichkeiten  ans  Reehts- 
gescliatten  nicht  nachkommt,  oder  Verbindlichkeiteu  (wie  insbesondere  jeue 
zur  Zahlung  Ton  Zio^  für  StaalsaitleibenX  deren  Onrndlage  die  Aus&bung 
von  Staatshoheitsrechten  bildet»  nicht  erfllllt').  BexUgUch  der  ersten 
Gruppe  von  Fällen  wird  (mit  Ausnahme  Belgiens  und  Italiens)  von  dem 
Grundsatze  ausgegangen,  daß  der  fi  emdi^  Fiskus  auch  für  [u ivati echtliche 
Strciticrkeiten  von  der  Jnrisdiktiou  der  ordentlichen  Gericlil«  exiniieii  ist. 
bteht  also  dea  Privalpeisonen  in  derlei  Fällen  die  Hilfe  der  heimatliciien 
Gerichte  nicht  znr  VeifUgung,  so  ist  dies  nmso  weniger  der  Fall,  wenn  es 
sich  am  ein  Hechtsverhftltnis  bandelti  in  welchem  der  fremde  Staat  nicht  als 
Privatrechtssubjekt,  sondern  in  seiner  publizistischen  Stellung  als  TrJ^r  der 
Staatsgewalt  fungiert.  Hierher  gehi^rt  n  tlic  Fällt-  dt  r  /weitfii  riinppe;  Nicht- 
zahlung von  Zinsen  von  Staatsanleihen  Lst  in  neuerer  Zeit  öfter  vorgekoimnen 
und  hat  die  damit  verknüpften  Kechtsfrageu,  insbesondere  die  Frage,  in  weiclier 
Weise  der  Staat  hier  seiner  Schutzpflicht  gegentlber  dm  Interesse  s^ner  Staats- 
angehörigen nachkommen  kann,  in  den  Vordergrund  gestellt  DaD  in  beiden 
■Öruppen  von  Füllen  Tatbestände  vorliegen,  welche  für  die  Regierung  den  Anlaß 
zu  pfliclitiiiilßiger  Erwägung  der  Vorausset /tino-pn  der  ( !p\v;ihnmg  des  staatlichen 
Schutzes  gegenüber  dem  fremden  Staate  bieten,  unterliegt  keiiu  ni  Zweifel.  .le 
nach  dem  Ergebnis  dieser  Priifung  betreflfender  Tatbestände  wiid  der  Schutz  zu 
gewähren  oder  zn  versagen  sein.  Im  bejahenden  Fall  bietet  sich  nach  gelten- 
dem Völkerrecht  nur  die  Anwendung  der  gatlichen  Mittel  der  Austragung  eines 
Konfliktes  eventnell  die  Anwendung  der  Mittel  der  Selbsthilfe.  So  kam  es  in 
neuester  Zeit  gegeniibt-r  Venezuela  seitens  DtMitsrlilaiids,  Englands  nnd 
Italiens  zur  Anwendung  der  Kries^sldokailt'.  naclidem  ilie  Anwendung  der 
milderen  Mittel  der  Ilerbeifilhrung  einer  Veistäntligung  versagt  hatte. 

An  die  bis  heute  vereinzelt  hervorgetretenen  Fälle  der  NficIiterffUlung 
von  (Teldforderungen  der  Angehörigen  dritter  Staaten  knftpft  sich  die  Frage 
nach  einer  kollektiven  Kegelung  des  Gegenstandes  und  der  Xormierung  eines 
konstant  anwendbaren  nnd  wirksamen  intt'rnatinnalen  Mitti^ls  des  St?iats- 
Schutzes  für  bereehtiglc  Geldforderungen  der  L'ulertanen,  deren  Erfüllung 
ohne  zureichenden  Grund  seitens  des  verpflichteten  fremden  Staates  verweigert 
wird.  Da  es  sich  in  derlei  Fällen  durchweg  um  rechtliche  Streitfälle 
handelt,  so  würde  die  tib  ligatorische  Schiedsspreehung  wohl  da^enige 
Mittel  sein,  das  einerseits  den  zu  schützenden  Intere.ssen  durchaus  gerecht 
wird,  gleichzeitig  aber  den  Vorzug  besitzt,  daß  seine  Anwendung  die 
Anwendung  anderer  mit  dem  Streitobjekte  nicht  in  angemessenem  Ver- 

1)  Vf;l.  Kaufmann,  R  XXII,  556,  XXIII,  62;  Derselbe,  Das  intcrnatioiulo  Recht 
d«r  egypticchen  StautsHchul<l  (tsti.'ti;  .Mcili,  Der  ätaateb«akerroU  uod  die  moderae  Rcchtä- 
wÜMOidiart  (1S95I;  Pflug,  Süiubibankvrutt  aod  intematKMudefl  Bccht  (mit  einem  Anhang 
botr.  die  intern.  Knitiullo  grieehischcn  tloanzweaeDS)  1S9'>;  Zorn,  Banli-Arclllv  VT, 
Nr.  U;  Murat,  Mi  V,  454;  Poiitis,  L«s  enprants  d*£t«t  en  Droit  inunnational  (1694); 
Derselbe  RQ  III,  215  sq. 
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hftltnis  stehender  Mittel  ansschlieOt  >)•  Die  Regelung^  in  diesem  Sinne  vollzog 

die  H.  K.  1907  (siehe  unten  im  8.  Buch). 

Während  die  obligatorische  Schiedssprechung  für  die  Iiier  in  Fragfe 
stehenden  Streitig-keiten  sich  zu  oiner  dauernden  Einrichtung  des  all- 
gemeinen Völkerrechts  ges.uUen  läßt,  ist  diese  Möglichkeit  gegenüber 
einem  anderen  Mittel  der  Sicherung  der  Gläubigerrechte.,  von  dem  gegen  die 
Tftricei,  Griechenland  vnd  Egypten  in  neuerer  ZeitOebranch  gemacht 
varde,  nicht  vorhanden^).  Es  sind  dies  die  internationalen  Finanz > 
kommissionen,  dorpti  Zwt'ck  »•>  ist,  den  ausläudisclieu  ( rlaiibifi:ern  der  be- 
zeichneten Staaten  eine  international  verbürgte  Garantie  für  die  Erfüllung 
ihrer  Reclitsausprüche  zu  geben.  Eü  liegt  nahe,  daß  ein  solches  Vorgehen 
nicht  gegenüber  jedem  Staate  dnrchf&hrbar  wftre,  daher  die  Ausgestaltung 
solcher  Finanxkommissionen  zu  einer  dauernden  und  in  jedem  gegebenen  Falle 
wirksamen  Institution  von  vornherein  ausgeschlosaen  ist.  Dazu  kommt,  daB 
derlei  Koniiiiis>;ionen  doch  nur  für  die  allerdings  praktisch  wichtigsten  Fälle 
der  Niclitei  tiillunw  von  Verbindlichkeiten,  nämlich  der  Nicht:^ahlung  der  Zinsen 
von  ötaatsanleilien,  ein  geeignetes  Mittel  der  Sicherung  der  liläubigerrechte 
bilden,  wlihrend  es  sich  doch  de  1^  ferenda  um  die  Sdiaffung  einer  Institution 
bandeln  vOrde,  die  ai^  dann  fkingi^  wenn  ein  Staat  aas  anderweiten  Bechts- 
titelu  ffiefl^de  Ansprüche  (auf  dne  einmalige  Leistung  usw.)  nicht  befriedigt 

8  115.  Stellnnf;  der  Fremden  zur  Tcrritorialhohoit  des  Aufenthalts* 
Staats.  Freindeiireclit  ■*).  I.  Die  Aushilduntr  reclitliclicr  (Ii  iindsätze  über 
die  Stellunir  der  Freindfii  hiin^t  in  erster  Linie  mit  der  Anerkeunung  der 
Kechtssubjektiv ität  der  Individuen  als  solcher,  sodann  mit  der 
Unmöglichkeit  der  Ablehnung  friedlichen  Verkehrs  der  Indivi- 
duen von  Volk  zu  Volk,  und  schließlidh  mit  der  Bedeutung  des  pabli« 
zistischen  Bandes,  welches  den  Fremden  mit  seinem  Heimats- 
staate verknüpft,  zusammen.  Die  Auerkenuung  betreffender  Kechtssätze 

1}  So  neoesteoe  Zoro  a.  a  0.  im  BBok-Aitbir. —  Die  Anwendnnf  des  SddAdaBpmehs 

io  derlei  Fällen  wunlc  in  den  AuDomn£ren,  welche  dio  Note  des  argcntinisfln'ii  ^fi^lstcrs  dos 
Äußern  Dragü  vom  29.  Dvzbr.  V.  02  (aua  Auiaü  des  Voi|;ohea8  gegßa  Vonozuoia)  an  den 
aT^entintDcben  Gosandttti  Galvo  auf  Eiaadii«o  dl«MB  t«tztei«ii  v«ranls8t  lutte,  betont  Die 
Note  und  dif  ÄiiBoningOD  mehrerer  Publizisten  in  R  XXXV,  397  sq.  abgedruckt.  —  V^rl.  am  h 
im  ganzen  für  die  ächiedageriobtsidee  die  üben  liL  Schrift  von  Faal  Bureau  Lc  Con- 
fltt  Ittlo-Colomblen  (1699).        2)  So  auch  Zorn  a.  a.  O.  im  Banlc- Archiv. 

3)  Hoffter-Gcffken  §§  02  ff.;  Bluntschli,  Völkerrecht  §§  381  ff.;  Btocrk,  IUI  II 
S.  637  ff  ;  F.  v.  Marten»  I  S.  3a«;  Gareis  §  57:  v.  Liszt  §  23;  Ilartmann  S.  244  ff. ; 
V.  Bar,  Thorie  unil  Praxis  des  internatiouaieu  Privatreohts  §§  95  ff.;  Andr<5  Weiss,  Traitß 
thC'or.  et  prat.  de  dr.  intern,  pr.  II  und  Dessen  Mamn  I  de  dr.  intern,  piiv«'  p.  2  sq.;  Strauch, 
Das  Fremden  recht  ti.  w.  iti  fndilscliinidt's  Zeitschrift  für  lifiiidelsiedit  XIII  (ltif>9l;  Klvier, 
Principe«  1  p  137,  3«7;  v.  Holtzendorfl,  iiethtslcxikon  s.  v.  ^Ausweisung'' j  Ueilborn, 
System  9.  lOD  ff.  —  In  den  VorhaDdlnngm  de«  Vfilkerreebtatoadtnts  f Aamiftlie  X  p.  22T  sq., 
XI  p.  273  sq.,  XII  p.  184  sq.t  kommen  inshesnndcro  die  Berichte  von  U  o  1  i  n -  Jaequ cmy ns, 
Foraud-Giraud,  v.  Bar,  Martitz  und  Westlake  in  Betracht.  Thomas,  La  coudition 
des  £tnmfen  in  der  RG  IV  S20  sq.;  Pavi  Bureau  I,  e.;  Monaani,  II  diritto  di  espellere 
gli  Strnnieri  {ISOfli;  Konfils  Nr,  147  sq.;  Hall  §S  nr!si|.,  Westlake  f.  211  ;  Tr.nvers, 
Twiss  1,  i  163;  Oppenheim  I,  $ä  317  aq.;  v.  Overbeck,  NiederlaMungsiieiheit  usw.  US*"")- 
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vollzieht  sich  in  der  Geschichte  nur  allmählich  —  in  der  Hauptsache  parallel 
mit  der  Überwindung  der  ui  s[triini?lichen  Isolierung^  der  Völker,  mit  der  "Wr- 
tiefung  der  Idee  interiiut  ioiiahn-  Gemein.^rliaft.  l)cr  in  ^prii  n<,'l  i  r  Uen 
Rechtlosigkeit  der  Fremden  folgen  Phasen  der  Entwicklung,  in  denen 
Motive  der  veFScbiedensten  Art  (religiöse,  nationalet  Skonomuehe)  fiir  eine 
bald  günstigere  bald  nngAnstigere  Idige  des  Fremdea  gegenüber  dem  Auf- 
entbaltsstaat  den  Ausschlag  geben ;  ein  einheitlicher  pi  inziiiii  ller  Gesichtspunkt 
ist  selbst  für  die  Staaten  srlf'irher  Kultur  nicht  nia[}','ebend.  In  dem  Maße, 
als  neuere  Anschannnj^en  über  das  Hecht  und  den  Staat  ilnen  Ansq-anürspunkt 
in  den  Individuen  und  der  iudividuellen  Freiheit  erkiiuuLen,  und  die  damit 
verknttpite  spdculatire  Idee  eines  Weltbtirgerrecbts  Anklang  &nd,  war  der 
Kontrast  des  praktischen  Verbaltens  der  Staaten  einerseits  und  des  Inbalts 
gewisser  idealer  I'ord.  rnnirt  n  im  Interesse  der  Individnalfreiheit  andei-seils 
frrcll  belenflitct.  Oliiu'  Zwrife!  haben  diese  idealfii  Ansidiannn^ren  in  Ver- 
bindung mit  der  publizisiisflien  Auso^estaltuug-  dt^s  \'erhältnisstis  der  Staats- 
angcliOrigkcit  zu  einer  güustigereu  und  juristisch  zutreffenden  ^tuliaug  des 
VerhftltaisBes  des  Fremden  zum  Aufentbaltsataat  weaentUeh  beigetragen;  die 
Interessen  des  Verkehrs  and  der  Individnen  einerseits  und  die  Interessen  des 
Aufenthaltiitaats  andei-seits  haben  eine  rechtliche  Ausgleichung  gefunden,  die 
allerdings  noch  nicht  abgeschlossen  ist.  sondern  in  wichtigen  Punkten  den 
(THgeuataud  von  Kelormbestrebungen  bildet  Daß  jene  Ausgleicliuni:'  nicht 
zu  einer  vollständigen  Gleichstellung  der  Staatsangehörige»  und  i  lerndtu 
führen  kann,  ist  wohl  selbstverständlich.  Innerhalb  der  Gemeinschait  selb- 
ständiger Staaten  wird  daher  immer  nur  die  Frage  aufgeworfen  werden 
können:  in  wie  weit  dürfen  Pei-sonen,  denen  nicht  kraft  des  publizistischen 
Titels  der  Staatsangehörigkeit  das  Kcclit  der  Betätigung  ihrer  Persön- 
lichkeit im  Staatsgebiete  zusteht,  eine  rechilicli  ge^chül/Ae,  Stellung  in  dem 
Aulen ihaltsstaate  in  Ansiiruch  nehmen?  Die  Autwort  auf  diese  Fjage  geben 
in  erster  Linie  die  Landesgesetze,  sodann  die  ergänzenden  Normen  der  völker- 
rechtlichen Gewohnheit  und  in  neuerer  Zeit  die  Stipnlationen  jener  Einzel» 
vertrage,  welche  die  rechtliche  Stellung  der  Angehörigen  der  kontrahierende 
Staaten  in  ihren  Gebieten  regeln. 

Als  Fremder  gilt  jeder,  der  nicht  Staatsaugehöriger  des  Aufenthalts- 
staats ist  2).  Mögen  die  Motive  oder  der  Zweck  des  Eintritts  in  das  Staats- 
gebiet wie  immer  besehaft^n  sein,  —  die  Tatsaehe  des  Eintritts  bewirkt  die 
Unterwerfung  unter  die  TerritoriaJhoheit  des  Aufenthaltsstaats »).  Da  nur  die 
Staatsangehörigen  einen  rechtlichen  Anspruch  besitzen,  im  Staatsgebiete  auf- 
genommen 7A\  WHi'den,  ist  gegenüber  allen  anderen  Individuen  bezüglich  der 
Aufnahme  das  Ermessen  der  Staatsgewalt  enti^cheidend.  Auf  dem  Boden  des 
Verkehrs  der  zivilisierten  Staaten  kommeu  dann  nur  die  Schranken  in  Betracht, 
welche  jenem  Ermessen  teils  rechtlich  (Reziprozität,  Gewohnheiten,  Vertiäge), 

1«  VerbafidluBgen  de«  tusütuU  für  iutcniationale^  Kocht  Aunuaire  X,  XI,  XIL 

2)  V.  Bar  ia  eoinem  Entwurf  eine»  BeKlement»  betr.  die  Ausvclsanir  von  Fremden  ( 1 

(Aunnriiip  XT  p.  2S;i,  XII,  p.  IST).  .H)  Zur  Cfinrakroriptik  dr>  rrrnnlenroclito  vci)gt 

Stucrk,  IUI  11  591);  JelliDok,  Syfttcui  der  »ubjeküvcn  Ucclitc  103,  ]11  uud  a.  a.  O. 
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teils  tatsächlich  gezogen  sind.  Die  Bedingungen  des  Eintritts  umfassen  ge- 
wisse materielle  und  formelle  Garantien  (Selbständigkeit  in  reebtlicber  and 
5konomiBcber  6eziehun<r.  T'nbescholtenheit  usw.  —  Vorweisung  von  Legitimations» 
papieren  nsw.).  Im  Verkehr  der  Angehörigen  der  zivilisierten  Staaten  ist  der 
Kintritt  in  der  Rcs'el  formlos,  indem  tatsäclilirh  ancli  die  Vorweisunj^  von 
Pässen  nicht  gefordert  wird  ').  Die  Zulassung  kann  hucIi  räumlich  beschränkt 
sein  (in  den  oetasiatischen  Staaten).  Den  anerkannten  Beschränkungen  des 
fireien  Ermessens  der  Staat^ewaK  widerspricht  nicht  die  ZolSssigkeit  der  Zur&ck- 
weisung  des  Massenznzugs  von  Fremden,  namentlich  dann,  wenn  ihr  organisiertes 
Auftreten  nine  r4efiUir  für  die  Siciierheit  und  Ordnung  njich  sich  zielien  könnte '■'). 

FopulatioDBpoiitische  und  wirtschaftliche  latereaaeo  vfmuiiatttea  einige  Staaten,  die  Eiu- 
ivMidernnf  Ton  ^^hörigen  jener  Stuten  »i  verbieten  bezw.  so  beecbritokeii,  die  «n  der 
intt'riintion.'ilen  Gemeinschaft  und  dor  internationalen  Kcciit^nninuni^  keinen  vollen  Anteil 
babeu.  lufolge  de«  aog.  Burlingame- Vortrages  vom  2S.  Juli  lb6S  wurde  zwiacbeo  den  Ver- 
einig'ten  Staattn  und  China  die  freie  Einwanderung  gegenseitig  gowihridetet.  Die  nn- 
gcwöhnliebe  Znnahmc  der  chinesischen  Einwanderung  und  gcwiaac  wirtschaftliche  Wirkungen 
derselben  fChrtcn  zur  Einschränknog  bezw.  dem  Verbot  der  Einwanderung  auf  Grund  den 
Vertrags  vom  17.  November  18S0.  Ein  neuer  Vertrag  vom  12.  März  ISSS  wurde  von  China 
nicht  ratiralert  Dureb  Gesetz  vom  1.  Oktotier  188S  wurde  den  Chinesen,  welciie  inzwischen 
<lic  Union  verlassen  hatten,  die  Ri'n  kk(4ir  für  die  nächsten  20  .Jahre  verboten.  Nene  Vcr- 
handlaageu  führten  zu  dem  Vertrage  vom  17.  Mäni  iS'Ji,  in  weichem  China  dem  Verbot  der 
Einwandenin;  Ar  einen  Zcitranni  von  10  Jalirea  SQBtinmte;  etwino  gab  China  Min«  Za- 
f^timmiinf;:  zu  der  dureb  die  nordameriknnisclien  Gesetze  von  1892  und  1S!»3  eingeföhrten 
Kegistriorong  der  in  der  Union  «ich  lechtmfißig  aufhaltenden  cbinesiwbeu  Arlieiter.'i  —  Analogo 
MaBregeln  wurden  in  Anatraiien  Regen  die  ebinesiscfae  Einwaaderang  eigriffen:  ebenso 
in  r.ciiador.  Per  Knn^reß  von  Co^tu-Rica  hat  durcli  (?esetz  vom  20.  Juli  1896  die  weitere 
Einwanderung  von  Cbioescn  untersagt,  gieivbzeittg  aber  auch  ge^ea  andere  fremde  Nationen 
Abwehimaßr^sdn  in  Aaaaicbt  genommen.') 

II.  Bezfiglich  der  rechtlichen  Lage  des  Fronden  nach  seinem  Eintritt 

in  den  fremden  Staat  und  während  seines  Aufenthalts  sind  in  praktischer  Be- 
zieliuiif?  dif  Fälle  des  bloß  knrxfMi  und  vorübergehenden  Aufenthalts  von  jenen 
zu  unterscheiden,  in  denen  der  Fremde,  länf^eren  Aufenthalt  zu  nehmen  und 
iusbesondere  in  einem  bürgerlichen  Berufe,  Privatdienst  usw.  .seine  Persünlichkeit 
2n  betätigen  gedenkt  Die  hier  maf^^ebenden  rechtlichen  Gesichtepnnkte  knüpfen 
allerdings  nicht  an  diesen  Unterschied  an;  sie  haben  aber  jedenfalls  vorwiegend 
für  die  letztere  Klasse  von  Fällen  praktische  Bedeutung.  Innerhalb  die.ser 
Kla-'^'^e  von  Fällen  sind  Verhältnisse  denkbar,  welche  Beziehnnj^'en  zn  den  ver- 

tj  Die  Forderung  der  Vorlegung  eines  Passes  ist  nur  eine  Konsequenz  des  souveränen 
Enneaaens  d«a  Empfangstaata  bczQgHch  der  Bedingung  dea  Eintritta  in  daa  Staatagebiet  Von 
dem  Paßzwang  wurde  auch  tatsächlich  bi.s  in  die  neuere  Zeit  Gebrauch  gemacht.  Heute  be- 
steht der  Pnßzwang  noch  in  Kußiand.  Im  Jahre  ISSS  war  Deutschland  veranlaßt,  von  dieser 
Maßregel  gegenüber  Frankrelcb  Qebraacb  za  machen.  Vgl.  Clunet,  La  ijucadon  dea  passc- 
ports  cn  Alaaco^I^omine  (isss);  v.  Hoitxendorff ,  Lettre  h  Mr.  Ginnet  R  XX,  eiTaq.^ 
Bolin-Jaequemyns,  II  XX.  fit5. 

2)  Daa  V.  Bar'äcbc  I^rojekt  (s.o.  Annuaire  XI)  behandelt  diese  Seite  der  Frage  in 
Art.  6;  Art.  T  fügt  bei:  La  protection  da  travail  national  n*cat  INO,  i  ello  aeule,  na  mottf 
»offisant  de  non-admission. 

S)  Vgl.  Ratzel,  die  chinesische  Auswanderung  (1876);  Sartorius  von  Walters- 
baasen» HdwSitctb.  d.  Staataw.  III,  44ff ;  Cailleox,  Laqocetlon  diinoiac (1696|;  Oeffckea 
R  XVm,  109  aq        4)  Siehe  R6 IV,  ISS  eq. 
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schfedenaten  Teilen  der  Rechtsordnung  des  Aufenthaltsstaats  aufweisen.  Unter 
diesen  Beziehungen  können  in  erster  Keihe  jene  zu  den  Privatrecbts- 

gesPtzPTi  (If'S  Aufentlialtsstaats  praktische  Hedentnn^M-rlnüg^en.  Es  ist 
dies  das  Gebiet  der  iie(  litsoninung,  auf  welchem  in  den  zivilisierten  Staaten 
der  Unterschied  der  Recliisstellung  der  Staatsangehörigen  und  Fremden  am 
meisten  ansgeglichen  ist.  Das  gegenseitige  Verlialten  der  Staaten  ist  hier  in 
der  Hauptsache  von  dem  Grundsätze  der  Reziprozität  beherrscht  —  unter 
Vorbehalt  der  Retorsion').  Die  Idee  der  absoluten  Gleichstellung  auf 
privairechtlicheni  Gebiete  hat  übrigens  in  neuerer  Z»Mt  in  dem  italienischem 
Zivilgesetzbuch  (IS66)  Ausdruck  gefunden,  wo  die  Gleichstellung  nicht  niehi' 
von  der  Reziprozität  abhängig  gemacht  ist.  —  Der  Grundsatz  der  Gleich- 
stellnng  ist  auch  auf  dem  Oebiete  der  Straf  r  e  ch  ts  p  f  1  e  g  e  al  Igemein  anerkannt ; 
ebenso  bezfiglich  der  Ausübung  der  Finanzhoheit,  wo  bezüglich  gewisser 
Leistungen  die  gleiclie  Behandlung  von  Staatsangeliörigen  und  Fremden  durch 
dip  Xotwendifrkeit  einer  jrerechten  Regelung"  der  Konkurenz  auf  dt^ii  einzelnen 
]  M  wei  bs^t^bieten  ;2:t'bülen  erscheint.  —  Dagegen  ist  eine  Teilnabine  üei  I  remden 
an  dem  Genuß  der  spezifisch  politischen  Rechte  und  innerhalb  solcher 
VerhSlUiisse,  in  denen  politische  Momente  eine  Rolle  spielen,  insbesondere 
bezftglieh  des  Militärdiensts,  ausgeschlossen.  —  Die  mit  der  Wohlfahrt«* 
pflege  verknöpften  Leistungen  der  Individuen  trefllen  auch  die  Fremden,  denen 
ja  auch  die  Vorteile  der  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  statten  kommen. 

III.  Die.se  weitgehende  Gleichstellnnfr  von  Fremden  und  Einheimischen, 
welche  den  heutigen  Verkehr  der  zivilisierten  Mächte  charakterisiert,  schließt 
natürlich  nicht  aus,  daß  der  einzelne  Staat  vom  Standpunkt  seiner  Interessen  aus 
den  Fremden  gewisse  Besch rftnkun  gen  aufzuerlegen  sieh  Teranlaßt  sehen  kann. 

TKnloi  Bcsclirriiikuii;zeii  kennt  das  hcnfipo  Ixoelit  1.  bezüglich  der  Ausübiint;  des 
Handels  und  bestimmter  Gewerbe,  2.  bczui{lich  der  Küstcnf iscborei  iu  den  KigcO' 
gcwSssera,  die  derzeit  nnr  in  Griechenland,  Poitngal  ond  den  Vorcinigton  Staaten  vollkommen 
freigogcbcn  iat;  ferner  3.  bezüglich  der  Küstenschiffahrt  <8t>g,  Cabotage);  durch  VertriigO 
wird  sie  unter  der  Voraussetzung  der  Reziprozität  auch  den  Angehorigon  anderer  Staaten 
g(»tattet,  ebenso  dnrch  Veronlnungen  anf  ünind  von  LandcsgCMützcn.*)   Verschieden  von 

i>  Vgl.  V.  Bar,  Lebrb.  dos  Intemiitionaleo  Privat-  und  i>traf rechts  ä.  50;  ätucrk  ilü  II 
8. 641,  642. 

2)  Für  da»  Dentsche  Kelch  kommt  das  tJcs.  v.  22.  Mai  ISSl  iKgBI.  S.  97»  betreffend  die 
Küstenfmchtfahrt  in  Betracht.  §  2  gestattet  die  Einräumung  dos  lieclita  au  fremde  Schiffe 
durch  Staatsrertrng  oder  dnrch  kaiserl.  Verordnung  mit  Zaedminang  de»  Bundcftrats. 
I'elK'r  die  V<n-ausselzungen  der  EinrAumung  des  llochts  ist  keine  durchgreifende  Norm  ge- 
geben (Vgl.  Flciscbniann  270  in  der  Anmerkung}.  Fleischmann  (n.  n  n  i  fülut  die  kaispii 
Verordnungen  uud  die  huata vertrüge  an,  durch  welche  diese»  Kcdit  Irtindtn  Sirliiffeii  ein- 
geräumt i8t.  Innerhalb  der  Veitrige  hebt  Fleischmann  drei  Gruppen  hen'or:  Vertiügc. 
welclio  die  gegenseitige  Zii!a<<tin'^'  wie  für  Inländer  cnihaltiMi.  fcnior  so!<-ho,  welche  bloß  nach 
dem  Gnindsatz  der  Meistbegünstigung  die  Küstenfrachtfahit  zuiasseu,  endlich  Verträge,  dureb 
wokb«  nnr  das  Rdeh  fUr  »eine  AngehArlgeii  die  Kfiatoofnchtfalnt  aitsbedungen  hat  [im 
Kongostaat  (Udirrrinkunft  des  I).  Reichs  u.  der  intern.  Ge8ell>-i  liaft  des  Kongo  vom  S.  Nov. 
1684)  in  Korea  (Vertrag  v.  26.  Kov.  in  Japan  (Handelsvertrag  v.  4.  April  ISUli,  Art. 

iS,  Abs.  S  mit  Ansnahmo  von  S  dort  beceidioeten  japanischen  Hlfen))  und  fQr  die  dentschen 
ri('splls.i'li:ift('ii,  die  eine  rcKclmriRii;«'  Scliirfsvi'ibindnng  nadi  Ej^\  ptcn  iiiitcilialtcn  Eine  be- 
sondere Gruppe  bilden  die  Vertrüge  mit  RuUland  (vom  10.  Febr.  Ib94j,  Urujguay  (vom 
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den  ]t«dit  der  KfistetifnebtsGliiffiilirt  i«t  das  Redit  fremder  Schiffe,  vom  Ansind  einfrebnidite 

Waren  forlsolziuigsweisi-  in  vor-^iliiodi-ncn  Häfen  (lesscllien  Landes  z.u  löschen  leniiinn-rcio  de 
escala).  So  bcstünmt  z.  B.  der  dcut»ch-ja]iuüeche  üaadeisvertrag  v.  4.  April  IHM  (bei  F 1 0  i  a  c  b  - 
mann  266)  Art.  18  Ab».  2:  „Ein  japaDisdte»  SebifT,  wdcbes  In  einem  fremden  Lande  mit  Ofitem 
für  zwei  odornichrcre  Hafen  befrachtet  Ist  und  ein  deutsches  Schiff,  welche»  in  einem  fremden  Lande 
mit  Uütcm  für  zwei  oder  mehrere  japanische  Häfen  befrachtet  ist,  darf  einen  Teil  seiner 
Ladung  in  einemder  BeBti  mmungshäfcn  löschen  und  eeinc  Reise  nach  dem  an* 
deren  oder  nach  «icn  anderen  HKfen  . , .  boliufr^  Lösch nnj:  des  Res t es  seiner  ur- 
«prfinglich  CM  Liidiinj;  fort«*et7en  .  .  4.  Audcrweite  Beschränkungen  betreffen  den 
Krw  erb  uud  den  Besitz  von  Urund  und  Boden  (durch  Geschäfte  unter  Lebenden  oder  von 
Todes  we^on),  sei  es,  daA  derlei  Erwcrt>  den  Fremden  Bberhanpt  versagt  ist  oder  nur  mit  Gench- 
iniL'nii^ir  der  I'c;,'icninp:  r  df-i  unter  »oustigen  Einschränicungcn  stattfinden  kann.  So  sind  in  Kugland 
erst  durch  das  Gesetz  vom  12.  >iai  die  „befreundeten*'  Auüländer  den  Eiobeimiscben  in 
diesem  Pnnkt  fletdigestdit  worden  —  jedoch  mit  der  Ausnahme,  daft  ein  Fremder  weder 
Allein-  noch  Mitfi<?entümcr  citu  s  britischen  8e{iiffo>  sein  kann  Das  Verhalten  der  nord- 
ameriluniacbcn  Eiazclstaatcn  war  vorscbieden. Ein  Bundee^^esetz  vom  3.  M&iz  Ibb'i  verbietet 
jedem  FVemden  oder  jedem,  der  nidit  die  Abddit  bat  das  Bürgerrecht  in  der  Union  an  e^ 
werben,  ferner  allen  Gesellschaften,  deren  Kapital  bis  zu  20  %  im  Be^it/c  von  Ausländem  ist 
oder  srin  Icsnn,  dou  Erwerb  von  unbeweglichen  Sache»,  es  sei  denn  kraft  Erbrechts.  Da* 
neben  kann  Fremden  auf  Grund  von  Staatsvertrigen  das  Recht,  Qmnd  und  Boden  za 
erwerben,  zugcuicbert  werden.  —  In  Ituniänicn  IcSonen  auf  Grund  de»  Gesetzes  vom  Ki  Ok- 
tober (Verfassung)  ländliche  Grundstücke  nur  von  Einheimischen  oder  naturalisierten 
Bumäiicii  erworben  werden  —  In  Kußland  ist  ca  durch  Ukaa  vom  14.  März  18S7  Fremden 
verboten,  in  den  Provinzen  von  Kongre8p<den  and  in  einigen  anderen  Teilen  den  jBcichs 
auRerlialb  der  Städto  und  Hnfcnplät?p  Eifrcntitm  und  nnderc  diugliche  Rechte  zxi  erwerben. 
—  In  bcliweden  kann  ein  l-'remdcr  nur  mit  Genehmigung  der  Regierung  Grundeigentum  er- 
werben. Art.S  des  deatsch-Japanjachen  Handelsvertrages  vom  4.  April  1896  räumt  dt-n  An- 
gefiöti^rcn  dLi*  beiden  ^'citratrstcile  nnr  das  IWvht  ein.  „  W  uli  n hauser,  Fabrikgebäude, 
Warenhäuser,  Läden  und  sonstige  Räumlichkeiten  <zu)  bcsitsen  oder  (zu)  mieten  und 
tau)  bewohnen,  andi  dOrfen  sie  für  Ntederlassnngs-,  Industrie-  und  Handeissweeko 
Lftndereien  pachten**. 

IV,  Da.s  an  den  AiifVntlialt  eines  Fremden  geknüpfte  Rechtsverhältnis 
endigt^)  mit  der  freiwilligen  oder  zwangsweisen  Entfernung  aus  dem 
Gebiete  das  Aufentlialtsstaates;  jene  steht  den  Fremden  frei,  sobaM  sie  ihre 
Va*bindlichkeiteti  gegenüber  IMvatperBoneii  und  gegenllber  dem  Aufenthalt»* 
Staat  ertiillt  haben;  diese  erfolgt  entweder  als  Auslieferung  im  Intere&se 
de.s  .strafberechtigten  fremden  Staats  oder  als  Ausweisung  (ohne  richterliches 
Krkpnntnis-  —  exiuilsion)2j.  Der  dorrm« tische  Untei-schied  beider  Maßregeln 
ist  wohl  zu  beachten hier  handelt  es  t,ich  nur  um  die  Ausweisung.  Die 


20.  Jont  1692)  und  Chile  (vom  4.  Febr.  1662),  in  dcn<m  die  KllstenBcfaiffohrt  anedraeklich 

untersa^rt  ist.  1)  Siehe  Bonfil;-  Nr.  452  2t  Vgl.  Stoerk.  III!  TI  S.  (Ulff. 

3)  v.  Bulmerincq,  AsylarecLt  (1^53;;  Mohl,  Die  völkerrechtlicbo  Lehre  vom  Asyl 
(Staatsreebt,  VRIkerrecht  und  Politik  I  S.  58Tff.;  v.Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internatio- 
nalen Privatiiclits  1  S.  2H2ff ,  Dessen  I^hrb.  des  internationalen  Privat-  und  .Strafrechts 
y.  51,  52,  2T&;  Langhard,  Das  Recht  der  politischen  Fremdeuauswoisuug  usw.  (isaij;  B£s 
de  Berc.  De  l'expnlsion  de»  etrangers  ilSss);  Chautre,  Du  sejour  et  de  l'espnision  des 
<5trjingprs  tlslM):  Stoerk,  Uli  IIS. 'Uff.;  Rivior,  Principe»  I  S.  SUsq.;  lUeteau,  De 
l'aMlc  et  de  ICxpuision  ll^ib«);  l-y-i  11  ■  ( ;  i rn  tid  ,  l>rf)lt  d'oxpnMon  d,  f^.  (ISSil);  Rnlin* 
Jaequemyn»  Ii  XX.  499,  ülb;  Mongani,  II  dir.  di  eBpoikro  gl»  strauieri  (IS»!»):  Oppen- 
keim  I,  H  323 sq.;  v.  Ovnrboek,  Niedertaasnngafreihdt  n.  a,  w.  iiitoT). 

4)  Vgl.  V.  Bar,  Lekrb.  des  iatematlonalen  Privat-  und  Straf  recht*  S.  2?$,  219. 


Digitized  by  Goo^^Ic 


368 


Sccbstcs  Buch.    Uet-litlichc  .Steliiing  »Ut  Individuen. 


§  115. 


rechtltcbe  Gnindlage  der  Ausweismig  ist  diesdbe  me  jene  der  Verweigerung  des 
Eintritts  in  das  Staat^biet.  So  wenig  der  Fremde  einen  formellen  Anspmcli 

auf  Oestattung  des  Eintritts  und  Atifetithalts  im  Territorium  hat,  so  wenig 
kann  fv  den  Anspruch  erheben,  niclit  ausgewiesen  zn  werden.  Xnr  soll  die 
Ausübung  des  Ausweisiing'sTechts  im  Bereich  der  Staaten  dtT  int«.'inatioiiHlen 
Gemeinschaft  nicht  willltüriich  und  in  einer  das  gegenseitige  Vertrauen  der 
Verkehr  pflegenden  Staaten  erachfitternden  Weise  erfolgen.  Die  eingeliende 
Wfirdignng  der  hier  in  FtKf^  stehenden  wichtigen  Gemein-  nnd  Individual- 
interessen  führte  in  der  ti  ii  i mi  Doktrin  and  in  den  Verhandlungen  des 
Instituts  frtr  iiilernatidiiales  Recht  zu  Reformvorschlägen.  Derzeit  fehlt  es 
zumeist  an  i  eclitliclien  Garantien  gegen  willki\rliche  Ausübung  des  Ausweisungs- 
rechts und  an  Schranken  des  polizeilichen  Knnesseus^).  Abgesehen  von 
formellen  Grenien  des  Answeisnngsrechts,  die  im  Landesrecht  oder  in 
EinxelvertrAgen  begründet  sein  kdnnen,  ist  jenes  Ermessen  vollkommen 
frei.  Gerade  in  dieser  Richtung  wäre  aber  die  gleichmifiige  Anerkennnnfr 
bestimmter,  in  dem  öffentlichen  Interesse  wurstelnder  Gründe 
der  Ausweisung  von  größtem  Wert^).  Da  schon  nach  lien seilender  Rechts- 
anscbanang  and  Praxis  die  Ausweisung  nicht  willkürlich  und  ohne  zureichenden 
Grund  erfolgen  soll,  kann  der  Heimatsstaat  des  Ausgewiesenen  die  Angal)e 
des  Grundes  Terlangen;  Terbieten  wichtige  Interessen  die  Hitteilnng  des 
Grundes,  so  dürfte  die  Erklärung,  daß  die  Maßregel  gerechfertigt  nnd  nicht 
gegen  den  Staat,  sondern  nur  fragen  die  ausgewiesene  Person  gerichtet  sei, 
genügen  ).  Im  übrigen  kann  der  Heimatsstaat  im  Falle  unbetri  iindtter  odtr 
in  ungebührlicher  Form  erfolgter  Ausweisung  wegen  Verletzung  der  mit  der 
Freiheit  des  Verkehrs  verknBpften  Interessen  Beschwerde  führen  nnd  Genug- 
tuung fordern,  eventuell  Retorsion  üben.  Anlaß  2U  solchen  Beschwerden  wird 
u.  a.  je  nach  den  konkreten  Umständen  namentlich  dann  vorhanden  sein,  wenn 
von  der  Answeisiino:  Personen  betroflfen  werden,  die  in  dem  Anfentlialf^staat 
in  einem  Herufszweige  sich  dauernd  niedergelassen  haben  und  deren  Aus- 
scheiden aus  dem  Geschäfte  oder  größeren  Unternehmen,  dem  sie  vorstehen, 
erhebliche  Ökonomische  Nachteile  mr  Folge  hat.  In  derlei  Fallen  wird  der 
Ausweisung  eine  sorgf&ltige  Erwägung  dw  Wirkungen  der  Maßr^l  auf  die  von 
ihr  betroffenen  fnteressen  und  Personen  voraufgehen  müssen;  weniger  Schwieiifr- 
keiten  bieten  die  Fälle  der  Ausweisung  von  Personen»  die  nur  vorübergehend  im 


Eine  von  den  koiitfiienta1«n  BbiTfcibtnilfeiii  wMantlieh  abweichcode  Haltung  nimmt 

England  ein.  Nacii  der  englischen  Vcrfa.'^siiii^  Iiat  dio  Regierung  nicht  das  Recht.  Fromde 
auszuweisen;  es  »iud  biezu  Spezialgeeotze  (alioQ  act»)  erforderlich,  die  entweder  in  Krieg»* 
zelten  oder  wenn  in  Folge  von  Umn^lznnKen  in  fremde»  Lindern  Flüchtlinge  in  größerer 
Zahl  englischen  Boden  betreten,  erlassen  werden.  Tgl.  Weitlakc,  ADnnaiiB  ZI  SIS; 
Oraier,  .Idornrd  de  dr.  intern,  priv^,  ISS'.»,  p.  :i78. 

4i  Art  28  dor  Boschlüssc  des  Instituts  für  iuternatioualei«  Recht  i  Auuuaii^'  Xll  p.  323 sq. i 
foRDDliert  10  Grappea  von  AasweiBaDgaKTOndMi.  Die  Möglickkeit  einer  kotickttren  Nor* 
mfmin^  ttiosrs  Gegenstandes  hi^lt  nptiC5«tcn«5  Opp niii l  i in  I,  p.  ri'so  für  Oberaus  schwierig, 
andcrseita  meint  er  jodocli,  dali  mit  dem  Ausbau  des  Knnstitutinnaiismas  im  Punkte  dcrindi- 
vidii«U«a  FrmheÜ  dEe  Zahl  der  Auivetmnceii  ans  politiechen  Gründeii  von  mIImc  rieh  «ia- 
ongen  oraft.        5)  Rivier,  Prindpes  I  &  S12. 
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Laude  sich  aufhalten.  Im  ganzen  wird  immer  daran  festzuhalten  seJa,  daß  es  sicli 
ni<*ht  um  den  Vollzug  einer  Strafe,  sondern  nm  eine  administrative  Maßregel 
bandelt.  ZwangsmaRregeln  (eventuell  Hestrafinig)  sind  nur  in  Fällen  des  Unge- 
horsams gegen  den  Ausweisun^befehl  oder  der  unbefugten  Ilückkehr  zulässig. 

VoD  der  Ausweianng-,  die  in  formeller  Beziebitngr  stets  einm  Answelsunga- 
beleU  voraussetzt,  ist  die  materiell  allerdings  nicht  besonders  qualifizierte 
zwangsweise  Abschiebung  (droit  de  renvoi,  reconduction)  gänzlich  mittel- 
loser, va^abundieivml^'r.  ausweisloser  und  sonstwie  verdächtig-er  Individuen  zu 
unterscheiden.  Diest-  Malire^el  wird  allemal  anwendbar  sein,  wenn  die  betieftende 
Person  nicht  schon  beim  Betreten  des  Gebiets  an  der  Grenze  zurückgewiesen 
worden  ist 

y.  In  Frenndi^hafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsyertrftfen  sichern  sich  die 
Kontrahenten  bezüglich  ihrer  Angehörigen  die  Beobachtung  von  Regeln,  die 
in  der  Hauptsache  den  Maximen  entsprechen,  welche  die  zivilisierten  Staaten 
heute  gegenüber  Fremden  anerkennen.  Es  muß  aber  nochmals  betont  werden, 
daß,  abgesehen  von  dieser  Art  von  Garantien  korrekten  Vorgehens  in  Aus- 
weüBnngsfUlenj  ffir  die  Staaten  der  internationalen  Gemdnsehaft  schon  in  der 
Anerkennung  der  von  der  Nationalität  unabhängigen  Rechtssubjektivität  der 
Individuen  ein  Verpflichtungsgrnnd  für  rechtmäßiges  Verhalten  uml  Beachtung 
von  liücksichten  der  Billigkeit  liegt.  Eine  Beschwerde  dps  Heiniat^staats  de.«? 
Ausgewiesenen  aus  .A.nlaß  der  Nichtbeachtung  dieser  Grundlage 
des  Völkerverkehrs  und  seiner  rechtlichen  Ordnung  wäre  daher 
immerhin  begründet  ond  kQnnte  nicht  als  ein  anznlässiger  Eingriff  in  das 
Selbstbestimmungsrecht  des  Aufenthaltsstaats  aofgefaSt  werden. 

§  Tin.  Asjlrocht  lind  Auslioferunff.  Der  Staat  ist  kraft  spiner 
Souveiänetät  bezüglich  der  Zulassunir  von  Fremden  unbeschränkt;  der  T'ntei- 
schied,  ob  betreffende  Personen  unbe.scholten  sind  oder  wegen  strafbaier  Hand- 
lungen verfolgt  werden,  hat  keine  Bedeutung.  D«r  Staat  kann  auch  diseen 
letzteren  (ohne  Unterschied  der  rechtlichen  Beschaffnaheit  des  Verbrechens)  den 
Eintritt  in  sein  Gebiet  und  den  Aufenthalt  ge.statten.  Der  Übertritt  des  Ver- 
folgten auf  fremdes  Staatsgebiet  schützt  ihn  vorläufig  be/w.  dauernd  vor  Ver- 
folgung. Man  liezeii  liiu't  das  Verhältnis  des  Verfolgten  zu  dem  Aufeutlialt*;- 
.staat  als  völkerrechtliches  Asyl.  Dieses  Verhältnis  ist  eine  einfache 
Konsequenz  der  Geschlossenheit  des  territorialen  SoiTerinetätsreehts.  Da 
der  Fremde  einen  rechtlichen  Anspruch  auf  Zulassung  and  Duldung  des 
Aufenthalts  nicht  hat,  so  kann  der  aus  irgend  welchem  Motiv  Flüchtige  einen 
Anspruch  auf  Gewährung  des  .\svls  nicht  erlieben.  Anderseits  bestell»  keine 
Asyljvflicht;  der  Staat  kann  das  Asyl  verweigein  hv/.w.  den  Flüchtigen  aus- 
weisen ;  gewährt  er  das  Asyl,  so  i.st  er  jedenfalls  bereclitigt,  den  Mißbrauch  des 
gewährten  Schutzes  m  Angriffen  gegen  andere  Staaten  durch  polizeiliche  Über- 
wachung usw.  zu  Torhttten.  Bcschrttnknng^  des  freien  Ermessens  des  Staats 
gegen&ber  Flüchtigen  können  durch  Statuierung  der  Auslieferungsp flicht 
im  Landesrecht  oder  in  Verträgen  (Auslieferungsverträgen)  begründet  sein. 
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Gemeinsame  Wirksamkeit  der  Stsaten  im  Bereich  der 
Rechts-  und  EnltDiinteressen. 

§  117.  Einh'itende  I^Miu'rkiinjLjon.  Neben  den  Rechten  und  Pflichten, 
die  im  Bereich  der  iuternationalen  Gemeinschaft  für  die  einzelnen  Völkerrechts- 
Subjekte  mii  der  Tatsacbe  ibrar  Eoad8teiw  and  den  regelrnKfiigen  Wirkungen 
des  Verkelira  verkDfipft  sind,  kommen  namentlicl)  im  modernen  Kölker«  nnd 
Staatenverkehr  Bechtsverhältnisse  in  Betradht^  deren  Ausgangspunkt  eine  viel- 
gestaltig:«' autonome  Tätif^keit  nnd  Korporation  der  Staaten  auf  den 
verschiedenen  Gebieten  der  8taatsau fi^abe  bildet.  Der  immer 
intensiver  sich  gestaltende  Verkehi*  der  Völker  ruft  imraer  neue  Beziehimgen 
der  Staaten  nnd  ihrer  AngehSrigen  hervor,  welche  alle  jene  Interessen  bertthren, 
in  deren  Schuts  nnd  Pflege  sich  die  Angabe  des  heutigen  Staates  ersehttpft 

Nun  ent\nckelt  gerade  der  moderne  Staat  sowohl  auf  dem  Gebiete  der 
Ree  Iiis  aufgäbe  wie  auf  jenem  der  K  n  1  r  in  «  n  firabe  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  Füidtirung  des  Gemeinwohls  eine  immer  mleosivere  Tätigkeit;  in  seiner 
Funktion  als  Kulturstaat  tritt  neben  dem  Momente  wirksamen  Xnteressen- 
«ehntzes  (dnrek  Akte  der  Gesetzgebung  nnd  dar  Rechtspflege)  andi  jenes 
positiver  Pflege  hervor;  im  Hinblick  auf  den  angestrebten  und  vielfach  er- 
reichten Efiekt  bezeichnen  wir  diese  Seite  staatlicher  Wirksamkeit  als  Wohl- 
fahrtspfleofe.  Diese  Funktion  erstreckt  sich  heute  in  den  zivilisierten  Staaten 
wohl  schon  auf  alle  Interessen,  deien  wirksame  l'tleg-e  auf  die  Mittel  staatlich 
organisierten  Geuieinlebens  angewiesen  ist;  was  der  Einzelne  im  Bereich  seiner 
legitimen  Individualinteressen  mit  den  ihm  zur  YerfQgung  stehenden  Mitteln 
nicht  zn  leisten  vermsf  ,  —  das  soll  der  Staat  mit  seinen  EoUektivmitteln 
leisten.  Indem  aber  der  Staat  zu  dieisen  Leistungen  sich  bereit  findet,  er- 
kennt Pf  zuDrleich  an.  daß  es  sifh  nicht  wm  die  Pfle'^^e  d^r  Individualinteressen 
als  solcher  oder  g:iv  um  liöchst  persfinliche  luleresseu  handelt;  die  Er- 
kenntnis, dali  die  Fliege  der  reclitlichen,  sittlichen,  geistigen, 
ökonomischen,  sanitären  nnd  sonstigen  Interessen  dne  Bedingung  des 
Gemeinwohls  und  dadurch  des  Individualwohls  ist^  hat  hinwieder  zur  Voraus- 
setzung die  Erkenntnis,  daß  diese  Interessen  als  Gemeininteressen  auf  die 
schützende  und  pflegende  'l'Stigkeit  des  Staates  angrewiesen  sind,  und  daß 
der  Staat  nach  dieser  positiven  Seite  durch  passives  Verhalten  seinen  Zweck 
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nicht  erföllen  k9iinte.  Wir  sehen  also:  legitime  und  wichtige  Interessen  änd 
wegen  der  Unzulänglichkeit  des  Schutses  nnd  der  Pflege,  über  welche  die 

individuellen  Träger  dieser  Interessen  verfügen,  als  Genieininteressen  an- 
erkannt, zum  Gegenstand  des  Schutzes  und  staatlicher  Fürsoro-e  evlM  hen. 

Sofort  entsteht  aber  die  Frage,  ob  sici»  der  heutige  Staat  im  Besitze  durch- 
greifend wirksamer  Mittel  befindet,  die  Rechtsaufgabe  von  sich  aus  zn  iGsen 
nnd  im  Bereich  der  Enltnr aufgäbe  betreifende  Oemeininteressen  wirksam 
zu  schfltsen  und  positiv  zu  fordern.  In  erster  Linie  muß  der  Staat  mit 
seinen  eigenen  geistigen  und  materiellen  Mitteln  für  betreffende  Aufgaben  auf- 
zukommen suchen.  Allein,  so  viel  ?:trht  schon  heute  fest,  daü  auf  den  meisten  Ge- 
bieten staatlicher  Verwaltung  die  eigenen  materiellen  und  formellen  Macht- 
mittel versagen.  Die  meisten  Interessen,  welche  dmiG^nstaud  staatlicher  Ver- 
waltung bilden,  haben. sich  innerhalb  der  heutigen  Gemeinschafb  zivilisierter 
Staaten  geradezu  zu  solidarischen  und  sohin  za  internationalen  Inter- 
essen ausgebildet. 

Die^e  interuatioiiale  Seite  der  Objekte  der  StAatsverwaltung  verweist 
die  Staaten  auf  die  Verwertung  vou  Mitteln,  welche  die  interuationale  Gemein- 
schaft ihnen  zur  Verfügung  stellen  kann;  was  der  einzelne  Staat  im 
Bereich  seiner  nationalen  Verwaltnng  nicht  zn  leisten  vermag,  das  kann  die 

kollektive  Funktion  der  Verkehr  pflegenden  Staaten  mindeste  annähernd 
erreichen.  Wie  die  staatliche  Gemeinschaft  (der  Sache  nach)  eine  organisierte 
AJJsoziatiun  der  Kin/,elkrafte  für  die  solidarischen  Interessen  dei-  Einzelindividuen 
bedeutet,  so  bedeutet  die,  wenngleich  nicht  staatlich  organisierte  internationale 
Gemeinsehaft«  dne  Assoziation  der  Kräfte  der  Einzelstaaten  fQr  die  als  soli- 
darisch erkannten  Interessen.  Diese  kollektive  Funktion  der  Knlturstaaten  hat 
in  unserem  Zeitalter  in  zahlreichen  Kollektivverträgen  oder  universellen 
St  aats  verträten  wirk.saiii.^ten  Ansdnick  c^efunden,  bezw.  sie  wurde  juristisch 
(iim  li  die.se  Verträge  ermögli<-bt.  Daneben  gibt  es  große  Gebiete,  für  welche 
bis  iieute  die  Kinzel  vertrage  in  dem  engeren  Bereich  der  Gemeininteressen 
zweier  Staaten  die  hier  in  Frage  stehende  Funktion  efHUlen.  Auch  auf  jenen 
Gebieten,  für  welche  heute  Kollektivverträge  in  Funktion  getreten  rind  und 
organisierte  Unionen  einer  größeren  Zahl  von  Staaten  eine  stabile  Grund- 
lage des  Schutzes  und  der  Ptle2:e  betreflfender  Interessen  bilden.  Sjdelen  die 
Einzelverträge  uoi  h  immer  eine  ergänzende  Kolk.  Ja,  diese  Einzel verU  äge 
sind  eigentlich  auf  vielen  Gebieten  der  Verwaltung  die  Vorläufer  und  Vorbilder 
der  späteren  Kollektivverträge,  deren  Notwendigkeit  dann  hervortritt^  wenn 
das  zunächst  anf  zwei  oder  wenige  Staaten  beschränkte  solidarische  Intaesse 
infolge  der  Verkehrsentwicklung  universelleren  Charakter  gewonnen  hat.  So 
hat  sich  in  unserem  Zeitalter  auf  vielen  Gebieten  der  staatlichen  Tfttifrkeit 
ein  ziemlich  entwickeltes  internationales  Verwaltungsrecht  i>  aus- 
gebildet, das  im  Hinblick  auf  die  Natur  vieler  staatlichen  Aufgaben  und  die 
stetige  Zunahme  des  Verkehrs  und  der  engeren  Verknfipfnng  der  Interessen 

1)  Vgl.  Lorenz  Stein,  Einige  Bemcrkangen  über  das  intcmatiunale  VenraltUBgareclit 
in  ScbmoUcr's  Jalirb.  VI  395  ff.;  Demselben  Vorwaltunjjslehre  (2.  Aufl.i  S  53  ff.;  F.  v. 
Martoos  II  S.  ilU;  Zaleaki,  Zar  tieacfa.  u.  Lehre  der  intern.  OemeluBchaft  (\m6). 

2i* 
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§  118. 


der  zi?il]'8ierten  Staaten  zueifello«  einer  intensiveren  weiteren  Ansbildiutg 
entgegengeht.  Die  locriJ^clien  Konsequenzen  des  abstrakten  und  forniHlcii  Be<iritis 
der  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Staaten  sind  eben  im  lieutigeu 
Völkerverkehr  durch  das  immer  mehr  sich  geltend  machende  Solidaritäts- 
bewaßtsein  und  das  damit  gegebeie  Bewflflteein  internationaler  Verpflichtung 
vielfach  eingesehr&nkt  Die  QeKamtentwieklangr  des  internationalen  Lebens  ist 
unstreitig  auf  eine  Vermehrung  der  internationalen  Pflichten  der  Kulturstaaten 
^pricht«t  Die  Gpiiipinscliaft  dieser  Stn^'ten  würde  nur  nnvoUständiir  ihre 
historische  Mission  erfüllen,  wenn  dieKinzdstaHten  cinetii  nüchternen  Formalismus 
folgend  ihre  verwaltende  Tätigkeit  aut  die  lormellen  Konsequenzen  der  Einzel- 
«mvMiat&t  beMchränken  wollten  0-  Wir  s^en  vielmehr  in  unserer  Zeit»  wie 
obne  SehSdignng  der  Einzelsonverinetät  die  Krftfte  der  sivilisierten  Staaten 
in  ihren  kollektiven  Leistungen  sich  auf  so  vielen  Gebieten  ruhmreich  entfalten. 
Der  Vfirteil,  der  aus  dieser  Wirksamkeit  der  internationalen  <Tpmeinschaft  flir 
jeden  Einzelstaat  entspringt.  nberwie{rt  die  Nachteile,  welche  die  liesi  hränknng 
der  Einzelsouveränetät  mit  sich  zu  bringen  scheint;  es  bricht  sich  immer  mehr  die 
Erkenntnis  Bahn,  daO  der  Staat  seiner  nationalen  Aufgabe  in  vielen  Ricktongen 
nur  durch  Anerkennnng  der  Forderung^  d/es  Staatszwecks  auch  im  Bereich 
der  internationalen  Gemeinschaft  gerecht  werden  kann. 

§  US.  I.  Die  CSoNetz^ehun^:  I.  Auf  deninebiete  des  Privatrechts. 
A.)  üas  internationale  Privatrechl.  le  /.ahlivifher  und  intensiver 
infoige  der  Steigerung  des  Verkehrs  die  rechtlichen  Beziehungen  der  Privat- 
personen von  Staat  zn  Staat  werden,  desto  fühlbarer  treten  die  Versdiieden- 
heiten  der  Privatreohtsordnnngen  der  Einzelstaaten  hervor.  Es  ist  dahw  be- 
greiflich, daß  schon  im  Hinblick  anf  die  Schwierigkeiten  und  Nachteile,  die 
mit  dieser  Verschiedenheit  der  Ge.setzgebungen  veiknüpff  sind,  der  Gedanke 
einer  gleichmäßigen  Regelung  wichtiger  Teile  de.s  Privat  rechts  sich  geltend 
machen  mußte.  Vor  allem  trat  das  Bedürfnis  hervor,  die  bezüglich  eines 
konkreten  PrivatrechtsverhMtnisses  aus  der  Verschiedenheit  der  konkurrierenden 
Gesetzgebungen  entspringende  Kollision  der  Gesetze  durch  gleichmftfiige 
Kollisionsnormen  zu  beseitigen,  denn  die  Verschiedenheit  der  nationalen 
K  0 1 1  i  s  i  0  n  s  n  0 r  m  e  n  srhli^^ßt  vielfach  eine  sachsremäße  Entscheidn ns-  d  es  einzelnen 
Kf^eliLsfalls  aus.  walirHiul  docli  die  durch  engeren  Verkehr  mit  einander  ver- 
bundenen Staaten  ein  gleichmäßiges  Interesse  daran  haben,  dali  ihre 
Recht^ege  den  Parteien  eine  dnrchaus  sachgemtlße  Rechtsprechnng  gewähr- 
leiste. Die  Einzel  vertrage,  die  bis  in  die  Neuzeit  mit  Bezug  auf  Gegen- 
stftnd<'  des  Privatrechts  abgeschlossen  wurden,  enthalten  nur  zu  geringem  Teil 
Rpsreln  iibei-  die  Abgrenzung  des  Anwendungsgebiets  der  verschiedenen  Privat- 
rechtsordnungen unlereinander.  Vorwiegend  beschäftigen  sie  sich  mit  Vor- 
schriften über  die  Nachlaßbehandlung,  die  Bestellung  von  Vormundschaften, 
gegenseitige  Mitteilung  standesamtlicher  Akte,  Ausstellung  diplomatischer  Be- 
sdidnigungen  Aber  Ehescbliefiangen;  einzelne  Vertrüge  regeln  auch  die  Rechts- 

1)  Eine  enefKiseh«  Betonvns  dea  Prindpa  der  Geneimeluifl:  ab  Fiiudp  dea  VMker- 
rccht^  k-nrnrnt  in  den  benBerkenewerten  AnsfSbnuiKen  vonNippold,  Di«  FoitUMnng  n.s.w. 

53  ff.  zum  Auadnick. 
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föhigkeit  ausländisclier  Akliengesellschallen,  die  infolge  der  Auswauderungs- 
freOieit  voriKomneiideii  Fitte  der  Heimatlosigkeit  und  mehrfacher  Staats- 
aiig:eh6ri|?keit  and  die  internationale  Wirkung:  der  Konkui'seröffnang.  Übrigens 

ist  die  Regelung  des  sog.  internationalen  Privatrechts  in  Eiuzelverträgen, 
die  ja  mir  *  in  hascliränkte^  Geltungsgebiet  liaben,  mid  inhaltlich  oft  sehr  ver- 
schieden ssind,  oltenhar  nicht  geeignet,  das  hier  in  Betracht  kommende  \\ichtige 
solidariscbu  Interesse  der  heutigen  Kullurstaaten  zu  befriedigen.  Dies  ist  nur 
dnrch  eine  einheitliche  und  gleichmäßige  GesUltnng  der  KoUiBionsnormen 
flir  ein  möglichst  umfangreiches  internationales  Anwendung^biet  zu  erreichen. 
Daj«  formelle  Mittel  der  Verwirklichung  dieser  Aufgabe  d*  i  Ii  itiiren  Kultui- 
staaten  ist  der  universelle  Staatsvertra«'  t's.  oheu  S.  1.'),  in)-  I'^s  ist  schon  oben 
(S.  80  ff.)  in  anderem  Zusammenhang  dei  neuesten  Bestrebungen  aul  diesem 
Gebiete  gedacht  worden,  deren  Ergebnis  in  dem  Haager  Übereiukommen  vom 
U.  Juni  1902  (RGBl  1904  S.  221)  niedergelegt  ist  Dieses  Ergebnis  bildet 
eine  ttberans  wertvolle  Äußerung  der  Idee  der  internationalen  Gemeinschaft 
und  der  Solidarität  der  Knlturstaaten  auf  jenem  Gebiete  staatlicher  Aufgaben, 
deren  I/>snng  bis  in  die  neueste  Zeit  der  kollektiven  Wirksamseit  der  Staaten 
weniger  zui^iuiglicli  zu  sein  schien.  Auch  hier  war  es  die  Macht  der  Tatsachen, 
welclie  die  autonome  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  iu  den  JJieust  eines 
wichtigen  solidarischen  Interesses  gestellt  hat^.  Das  Haager  Abkommen 
umfaßt  drei  Konventionen,  welche  auf  familienrechtlichem  Gebiete  gleich« 
mäßiges  Becht  geschahen  haben ;  es  ist  dies  gerade  da^enige  Oebtet,  auf  dem 
der  Mangel  einer  gleiclimilßifjfen  internationalen  Regelnng  am  ullerselilimnistpn 
sich  fühlbar  machte.  Alleidiiif^s  werden  mit  der  Wirksamkeit  dieser  konveutionen 
nicht  alle  MiÜ.^tände  auf  dem  Gebiete  des  Familienrechts  beseitigt;  ferner  ist 
das  Geltungsgebiet  der  Konventionen  vorläufig  noch  ein  enges,  da  selbst  inner- 
halb Europas  zwei  große  Staatsg^iete  —  England  und  Rußland  —  der  neuen 
Rechtsgemeinschaft  nicht  beigetreten  sind. 

a.  AbkonimcQ  zur  Regelung  de«  Geltungsbereichs  der  (ieMUe  auf  dem  Gebiete  der  Ehe- 
BChließung.  Das  Recht  zur  Elnfrehnng  der  Ehe  bestimmt  nach  dem  Heimats* 
recht  jedes  der  Verlobten  (Art.  11 ;  mit  der  Anerkennung  dtcaes  Orandaatzes  (im  Gegensätze  zu 
jenem  dea  eDglisch-amorikanischen  Re<lits  nach  weictiem  da.H  Gesetz  des  Pomiziis,  ja  sogar  de» 
bluftcn  Aufenthaltsorts  eutscheideud  im  äuW  im  Geltungsfi^ebiet  der  Kuuvünüun  die  UuigeiiuDg 
des  Heimatsrechts  durch  vuriibergohende  Subjektioo  unter  eine  fremde  Q«aetig«A>tiog  nnmOglich 
;re'n.icht  wcnlt'n  Der  Oninrtsntz  ist  allordinfrs  etwa.-*  diirfli  doii  Zufi.it?:  ;remäOipt;  ^soweit 
nicht  eine  Vorscürift  des  HeimatsgeKetses  au&driickiicli  auf  ein  anderes  (besetz  verweist"  Dem 
Gescti  d«B  Ortes  der  EliesebliofioDg  ist  aber  dn  gewisser  EinfluA  eingeriamt,  insofeni 
SS  die  Ebe  von  Amlliideni  imteiisgeB  kinu,  wenn  es  sieb  um  gewisse  In  der  Konvention 

It  Abpedruckt  auch  hei  Fleisch ni  ann ,  'HO  ff  ;  die  Denkschrift  der  deutschen  Re- 
SietuDgen  in  Z.  XIV,  624  ff. ;  VerbandiuDgcn  in  .NKG  2.  öer.  XXXI,  26;  Mcili,  Das  iuter< 
nstSuDsle  PriTatreebt  und  die  Staetenkonferanteo  imHea^  (IMO>  und  Dessen»  Der  Gegen* 
stand  und  die  Tra;,'\voitc  der  enrop  Sta.itenkonfercnzen  u.  s.  w.  (1905);  Kahn,  ZXII,  1,201, 
985,  XIU,  229;  Dorselbc,  Die  cinbeitlicbe  Kodifikation  u.  s.  w.  (1904);  Kiemeyer,  deatscbe 
Juristenseitang  ▼.  t.  Juni  1904;  Ronanit,  Lee  Conventions  de  la  Hajre  etc.  fi904)u 

2)  Über  die  Phasen  dieser  Kodifikationabestrebungen  (selbstAndige  VerMiche  einzelner 
Theoretiker,  Verhandlungen  und  Besclilüsse  internationaler  Gesellschaften  und  Kongroaae,  ins* 
besondere  des  Instituts  für  internationales  Recht  —  diplomatische  Verbandlnngen  der  Be- 
gieniogen)  siebe  Kahn,  die  efnlioitlidie  Ko^katioa  vu  e.  v.  6  ff. 
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Art.  2  genau  spezialUierrp  Khrvorhotc  7win}:in(UT  Art  (V«  i wniultsoliaft,  Khcbmch,  Nacti- 
stelluJig  nach  dem  Leben)  handelt  Anstatt  also  /.u  sagen,  üaä  das  aaalSatli)H.-hti  liet-ht  nit-ht 
aowendbar  atü,  aobald  «  g«wbMn  Orandflltseii  dea  iaHbidiaehea  Rechts  widerspricht,  anitatt 
06  dem  Belieben  des  Einzel«t.n.nfs  zu  liberlaspcn,  ob  tnirl  wimn  er  sich  von  (Irr  Knllisiiinsnoi m 
dea  Art  1  emanaipiereu  will,  werden  in  der  Konvention  sclbät  (Art  2)  Schranken  aufgcatcllt 
aber  die  d«r  EhuaatiM  oidit  hinaoaptitai  kann.  IMc  einem  solebea  V«ri>ote  anwideriaiifnide 
Ehe  ist  nicht  nichtig,  wenn  »ie  den  BcBtimmungen  de»  Art.  1  entspricht  —  Ihi»  Ocsetz  dos 
Ortes  der  Eheschließung  kaao('die  Ehe  von  Ausländem  gestatten,  obwohl  sie  nach  dem  Art.  l 
nicht  zulässig  wäre,  wenn  die  Verbote  auaecbliefilicb  anf  Gründen  rcli^öser  Nntur  bcruhon. 
Die  anderen  StaaleD  nnd  berei-htigt,  einer  nnter  tolchcn  rm^tändeu  go^chlo^^sonen  Ehe  die 
Anorkonniin?  als  einer  gültigen  Ehe  zu  venwfrpn.  —  B('zii>:li(  Ii  der  Fn  rni  der  Eheschließung 
ist  da:«  Kfcht  dca  EheschlieUungsorts  maßgebend.  £>uch  braudieu  diu  Länder,  deren  Gesetz- 
Kebnng  eine  rdigiSee  Trauung  voiMhralb^  die  von  ihren  AngehSrigen  noter  NiehtbeMduarag 
dieser  Vorstbrift  im  An?.I;inrl  eingegangenen  Ehen  nicht  al»  gültig  anzuerkennen  (Art.  5f. 
In  Ansehung  der  Form  ist  die  £be  überall  als  g&ltig  anzusehen,  wenn  sie  vor  einem  diplo- 
matnchon  oder  Iconaularlflcheo  Vertreter  gemlA  seiner  Gceeligcbang  gesebloeaen  wird  and 
koinor  der  (I.jtton  Staafsaiifrcli'ri^or  des  Stnates  ist  in  «lern  tlie  Ehe  geschlopscn  wird  und 
wenn  dieser  Staat  sich  nicht  widersetzt  (Art.  6).  Eine  Ehe.  die  in  dem  Lande,  in  welchem 
rfe  geacbioaeen  wurde,  in  Anaehnng  der  Form  nicliiig  ist,  kann  gldchwohl  in  anderen  Lindem 
als  gültig  anerkannt  werden,  we;iii  die  durch  d.is  Gesotz  dos  Heimats^taates  eines  jeden  der 
Verlobten  vorgeschriebene  Form  beobachtet  worden  ist  (Art  7).  —  Das  Ahkf)mmcn  findet 
nnr  anf  solche  Ehen  Anwendung,  welche  im  (Gebiete  der  Vertragstaaten  zwiR-bon  ren^>nen 
geschlossen  sind,  von  denen  mindestens  eine  Anjreliörigor  dieser  8taate&  ist  (Art.  Sl.  — 
Daf  .Wiköiiiinen  bezieht  »ich  nur  auf  die  eiiniiini-^rlien  Cebiete  d.  r  \'crtragstanten  (Art.  fl).  — 
Staati'u,  die  anf  der  füi'  das  Abkommen  miiügcbcndcn  (dritten)  Konferenz  vertreten  waren, 
das  Ablcommen  aber  nicht  ttoteiMildinet  haben,  Ist  der  Betritt  vorbehalten  (Art.  19.) 

b)  Abkommeil  zur  T?eL'e!nn:r  de^  (leltungsbereiclis  der  Oe^rf/o  iiml  der  <^M^l•htsl)arkeit 
auf  dem  Gebiete  der  Ehescheidung  und  der  Trennung  von  Tisch  und  bctt  Die 
Ehegatten  kSnnen  ebe  Sehddungsklage  nar  dann  erbeben,  wenn  sowohl  das  Oeaetx  dos 
Staates,  dem  sie  angehören,  als  ancli  da-  Cesetz  des  Ortes,  wo  goklagt  wird, 
die  äcfaeidang  zolaasai.  Das  gleiche  gilt  für  die  Trennung  von  lisch  und  Bett  (Art  1).  Hie 
fWhwlnng  kann  ferner  nur  begehrt  werden,  wenn  sie  in  dem  ni  benrldlenden  Falle  nach  den 
bcidcu  beteiligten  KechtBordnungen,  sei  es  auch  aus  vors<'liieflenen  OrSnden,  zulässig  ist 
(Art.  2t.  Gleichwohl  kann  das  Heimatsgesetz  allein  entscheidend  sein,  wenn  das  Gesetz  de« 
Ortes,  wo  geklagt  wird,  dies  vorschreibt  (Art,  .'ii.  —  Die  Klage  kunn  erhoben  werden 
a)  vor  den  nach  dem  Hoimat-^gesetze  zustandigen  üericlitcn;  b)  v«ir  den  Gerichten  des  Wohn- 
sitzes der  Ilten  fArt.  .'»).  Die  Kiitscbeidnng  eines  dieser  (Jeriebte  wird  überall  anerkannt, 
wenn  die  übrigen  BesUmmangen  des  Abkommeos  beachtet  worden  sind  (Art  7).  —  Art. 
10,  11  konespondieren  den  gleklien  Bestimmungen  des  ersten  Abkommens. 

c)  .Abkommen  zur  I'eirrlnnir  der  V n  nn ii n dscha f t  über  Mi  n<lrr]äli  ri  n  e.  Die  Vor« 
mandscbaft  richtet  sich  nach  dem  Gesetze  des  Ueimatsstaatä  des  .Minderjährigen  (Art  D. 
flieht  das  Geeeta  des  Heiroatastaates  fBr  den  Fall,  daß  der  MindeijUirige  seinen  gewQlmliehen 
Aufenthalt  im  Auslände  hat,  die  Anonlnung  einer  Vormundschaft  nicht  vor.  so  kann  der  von 
dem  Heimatastaate  des  MinderjShrtgen  ormädiiigte  diplomatische  oder  konsularische  Vertreter 
gemlß  dem  Oesetze  dieses  Staates  die  Ffirmige  fibemehraen,  eofcra  der  AofenthaKastaat  dem 
nicht  widerspricht  (.\rt.  2).  I>as  Ge>ri/  d*'s  Aufentbaltsorta  ist  maßgebend,  wenn  nadl  Art  1 
nnd  1  die  Vonnnndschaft  nicht  nach  tiein  Hecht  dos  Ileiniatsorts  eintritt  (Art.  3i.  Ks  kann 
jedoch  in  dieseiii  Falle  gleichwohl  eine  ueuo  Vormundschaft  auf  Gnmd  des  Art  l  oder  2  an- 
geordnet werden  (Art.  4)  Für  Keginn  nnd  Beendigung  der  Voimnndschaft  ist  das  Hclnats- 
ge«etz  des  Miudertnhrisrt-n  maßgebend  (Art  ;»>.  Nach  Art.  C  erstreckt  sich  die  vormund- 
scbaftlicbe  Verwaltung  auf  die  l'ersou  und  auf  das  gesamte  Vermögen  des  Minder- 
jihcigen,  gteicfaviel  an  welchem  Orte  sieb  die  VormSgensgegenstände  befinden.  Einstwellige 
Maßregeln  zt:m  Srhuiz  der  Person  nud  der  Interessen  des  .Minderjäbrifren  k'>rnien  von  df-n 
ürtabebördcn  getroffen  werden  (Art       Art.  9,  10  und  II  cutlialteu  die  gleichen  einscbriin- 
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InDdcB  Bcatlmmimgen  besOgUdi  d«r  AnwendlMrkeit  dn  AbkommeiM  in  penSaUcber  und 
Srtlkhcr  In  i  hang  aowifl  baflgüdi  des  Beitritteft m  d«n  AbkoauBeu,  wie  die  beiden  anderaa 

AbkommcD. 

Anderw^e  Materien,  weldie  die  Ilaagcr  K«infn«niai  der  Regelung  uateiäelicn  wollen, 
betreffen  die  Erbfolge  und  Erbeineetinng,  dai  eiheiiche  GHlteiradit,  die  Bevaimnndnng  £i^ 
wacbsener  und  den  Konkars. ') 

B)  In  größerem  Umfange,  als  auf  dem  Gebiete  der  Kodifikation  der 
Ef^Hstonsnomen,  entwickeln  die  Staaloi  in  der  Neuzeit  im  Znsammeohanfi^ 
mit  der  poeitiven  Pflege  wichtiger  soüdariaeher  Interessai,  insbesend^  der 

Verkelirsinterassen,  eine  Tätigkeit,  welche  gleichzeitig  die  Einführung  einer 
materiell  gieichniilßigcii  Rngehnio:  einzelner  IVile  des  Privat- 
rechts zum  Gegenstande  hat.  Die  in  dieser  Kiclitun[c  in  Frage  kitnunendeu 
Aktionen  der  Mächte  und  deren  Wirksamkeit  innerhalb  der  schon  heute 
bestehenden  Unionen  lassen  eine  stetig  zunehmende  Privatrechtsans- 
gleichting  erkennen.  Die  meisten  der  unten  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
Wohlfahrtspflege  in  Betracht  kommenden  Verträge  verpflichten  die 
kontrahierenden  Staaten  zum  Schütze  von  luivatrechtlich  bedeutsamen  Inter- 
essen durch  Einführung  und  Anerkennung  gleichartiger  privatrechtlicher 
Normen.  Die  Privatrech tsausgleichung  durch  materiell  gleichmäßige  Regelung 
elnzdner  TeOe  des  Privatrechts  vollzog  sidi  ▼omehmlich  innerhalb  der  Unionen 
zum  Schutz  des  Urbeberrechts,  für  gewerblichen  Rechtsschutz 
und  den  Eisenbahnfrachtverkehr.  Diese  kosmopolitische  Tendenz  äußert 
sich  auch  in  den  rielfaeh  hervortretenden,  aber  bisln-r  erfolglosen  Beniübiingen 
nach  einheitlicher  Koditizierung  des  Wechselrechts  und  Handelsrechts. 
Einzelne  Gebiete,  wi«  das  .Seetrachtrecht,  das  Recht  der  inhaber- 
papiere,  das  Wechselrecht  usw.  dürften  in  nSherer  oder  «itfemterer  Zeit 
einlieitiiclier  Kodifikation  zugftnglich  werden;  es  «nd  dies  ja  jene  Gebiete  des 
Privatrechts,  die  mit  geschichtlichen  Voraussetzungen,  mit  lokalen  and  natio- 
nalen Bedürfnissen,  bestimmten  sozialen  und  religiösen  Anschauungen  nicht 
zusammenhängen,  daher  eine  allgemeine  gleichartige  Regelung  nicht  aus- 
schließen. 

2.  Anf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  haben  die  zivilisierten  Staaten 
in  der  Bichtang  möglichst  wirksamer  Bekämpfung  des  Verbrechertums  wichtige 

Aufgaben  zu  lösen.  Abgesehen  von  der  unten  zn  erörternden  Rechtshilfe 
in  Strafsai'hen,  welche  ein  konstantes  Zusammenwirken  der  Staaten  für  die 
Zwecke  der  Sti all  t-chtspflege  bedeutet,  iiulici  t  sich  kollektives  Vorgehen  auch 
schon  mit  Bezug  auf  die  gleichni aliige  Weiterbildung  der  Strafgesetz- 
gebung. Durch  internationales  Überankommen  verpflichten  sich  die  Staaten, 
gewisse  Strafdrohnngen  in  ihre  Stralgesetzgebung  anfbunehmen.  In  dieser 
Beziehung  kommen  vor  allem  die  Antisklavereiakte  vom  2.  Juli  1800  (Art.  5) 
und  die  in  Vollziehung  dieser  Akte  in  den  Ländern  der  Signatare  erlas^pn^n 
Strafgeset/.t*  in  Uetracht;  ferner  die  Keblauskonvention  vom  'J.  November  ishl 
(Art.  1,  ZiÖer  -l)  und  der  Kabelschutzvertrag  vom  14.  März  lSb4  (Art.  2).  Ein 
anderes  interessantes  Beispiel  bieten  die  Beschlflsse  der  Pariser  Konferenz  vom 

1)  Ueber  die  betrcffcndcii  Koiivciitioa»-EiitwQrf«  s.  MeHi,  Der  GogMwUnd  usw.  24 ff.; 
KihB,  Di«  dnbeitlidie  Kodifikation  ww.  ISfT. 
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Siebentes  Buch.  Gemeinsame  Wirksamkeit  der  Staaten  etc. 


Jahre  19ü2  betreffend  die  sirafrecliLliclien  Mittel  der  Bekämpfung  des  Fraueu- 
htukdeb.  Das  Ergebnis  der  Verbandlungen  ist  in  zwei  Konventionen  nieder- 
g<el€gt;  die  erste  beschitftjgt  sich  mit  der  Scbairnng  der  Grundlagen  einer 
gleichmäRi-^'en  strafrechtlichen  Repression]!  des  Frauenliandels  durch 
entspn^ihenile  Ki  f^aiizungen  der  natioTiülen  Strafgesetzgebung  der  kontrahieren- 
den Staaten,  In  Art.  1  und  2  sind  Tatbestände  formuliert,  zu  deren 
Poenaliäieruug  sich  die  kontrahierenden  Mächte  unbedingt  verpflichtet  haben. 
Im  ftbrigen  ist  es  in  dem  Sdilufiprotokoll  den  Landesgesetzgebuugen  überlassen, 
entsprechende  Strafdrohnngen  fÄr  solche  Fälle  des  Fraaenhandels  zn  statnieren, 
bezüglich  welcher  ein  Übereinkommen  der  KonferenzmAdite  nicht  zustande 
gekommen  ist.  Das  Bei8i)iel  dieser  Konvention  zeigt  nun  deutlich,  wie  in 
unseren  Tasten  die  internatioiiale  Gemeinschaft  den  Schutz  und  die  Pflege 
solidarischer  Interessen  in  Angiiff  nimmt  und  wie  die  an  dieser  Gemeinschaft 
beteiligten  Einzelstaaten  die  praktische  LSsnng  internationaler 
Probleme  durch  Akte  nationaler  Gesetzgebungsgewalt  bewirken. 

Bezüglich  des  Inhalts  der  völkerrechtl i  c h e n  I m  ]<  e  r a  t  i  v  e  und  der 
innerstaatlichen  Normen,  die  jene  auszulüluen  und  im  praktischen 
Leben  der  JSiazelstaateu  zu  verwirklichen  bestimmt  sind,  ist  folgendes  zu 
beachten: 

Wenn  das  Vlflkerrecht  z.  B.  den  Seeranb  verbietet,  so  sagt  es  uns  nichtB 
über  dk  Tatbestandsmerkmale  dieses  Delikts;  ebensow^iig  schreibt  das  Volkeiv 

recht  Strafsanktionen  vor;  es  kann  und  muß  sich  in  dieser  Eichtung  mit  der 
Forderung  begnügen,  daß  sulclie  Haudluntreii  überhaupt  verfolo-t  und  bestraft 
werden.  Ahnliches  ergibt  das  obige  Beispiel  der  l'arLser  Besohlüsse  betreffend 
die  strafrechtliche  £ekämplung  des  Frauenhandels.  Hier  heißt  es  iu  Art  1 
nnd  2  fliierainstimmend  bloß  Ddt  fitre  puni  usw.  Wäbnnd  aber  beim  See- 
ranb bezüglich  des  Tatbestandes  der  uralte  Imperativ  des  Vdlkerrechts  sich 
auf  die  bloße  Bezeichnung  des  Verbrechens  beschi'änkt,  begegnen  wir  in  den 
zitierten  Art  1  und  2  der  Pariser  Besclilii.sse  schon  einer  ziemlich  eingehen- 
den Beschreihnnof  des;  'I'atbestandes.  Ebenso  enthält  Artikel  2  des  Kabel- 
schutzvertrages eine  Feststelluug  der  Merkmale  der  dolosen  und  kulposen 
BesdiAdigong  da*  Eabe],  deren  Bestrafung  die  kontrahieraiddn  Staaten  auf 
sieh  nehmen.  In  Art  5  der  Antiskiavereiakte  verpflichten  sich  die  Kontra« 
heuten,  ihre  Gesetee  Uber  Verbrechen  ?egen  die  persönliche  Freiheit  auf  die 
Veranstalter  und  Teilnehmer  von  Menschenjagden  auszudehnen.  Dagep^en  vei  - 
pflichten  sich  die  Kontrahenten  der  Reblauskoiivention  zur  gesetzlichen  iJege- 
lung  von  administrativen  Maßregeln  zur  Bekämpfung  usw.  der  Reblaus  und 
zum  Erlaß  von  „Vorschriften  für  den  Fall  der  Verletzung  der  an- 
geordneten Haflregeln'^  (Züfer  3  des  Art  1  der  Konvention).  —  Völker- 
rechtliche Bestimniungan  und  ähnlicher  Art  sind  also  den  Sog.  Rahmengesetzen 
vergleichbar.  Der  Ixalimen  kann,  wie  die  obigen  Beispiele  zeigen,  weiter  oder 
enger  sein.  Ob  das  eine  (nier  das  andere,  —  darüber  entscheidet  wohl  in  letzter 
Reihe  die  Natur  des  Gegenstandes.  i>er  Kähmen  wird  ein  engerer  sein,  wenn 
die  Wirksamkeit  des  angestrebten  Schatzes  nicht  nnr  in  der  Repression  gegen 
betreffende  Tatbestände  Oberhaupt,  sondern  in  der  gldchmäftigmi  Repression 


4  U9. 


Die  Beditapflegc. 


377 


einer  bestiDimten  Deliktsait  uud  einer  bestimmten  Form  der  Begehung  dieser 
DeUktMrt  liegt. 

In  den beseiehneten Fallen  bandelt  es  sich  nm  staatliches,  durch  Tfilker- 

reehtliche  Akte  veranhißtes  Strafrecht  Daneben  kommt  in  einem  derzeit  nocli 
fn^en  Umfang  ein  unmittelbar  internationales  Strafrecht  vor,  diis  auf 
den  mit  der  Stnifsuuktion  versehenen  Anorduungeu  der  interuationaleu  Schifi^' 
fahrts-  und  SanitäLskoiiimissionen  beruht,  i) 

§  119.  IL  Die  Bechtspflege.  Internationale  Rechtshilfe.*)  Eine  der 
segensreiehsten  Wirkungen  des  Solidaritätsbewoßtsein  der  Kultntstaaten  ist 
die  Anerkennung  der  Pflicht,  elnandw  in  der  ErlttUnng  der  Aufgaben  der 
Itochtspflege  Hilfe  zu  leisten. 

Die  Eigenart  zivil-  und  stratrechtliclier  RechtsverJiältnisse  bringt  es  viel- 
fach mit  sich,  daß  der  subjektive  Pruzeßzweck  mit  den  formellen  und  materiellen 
Machtmitteln  des  Staates  nicht  errrieht  werden  kann,  weil  aoswftrtige  Personen, 
Sadien,  Beweismittel  für  den  Piozeß  nicht  in  Anspruch  genommen  werden 
kÄnnen,  daher  auch  die  Realisierung  des  objekliveii  Prozeß/,  wecks  vereitelt 
wird.  Im  Bereich  von  Staaten  gleicher  K»'fiir sknhur  sind  nun  die  Voraus- 
j-etziingeu  für  die  gegen.seititre  Anerkennung:  dei'  i'tlicht.  dem  mit  einer  Keeht.s- 
sache  befaßten  Gericht  durcli  \  uniuhme  der  erforderlichen  prozessualen  Hand- 
langen EQlfe  zu  leisten,  Torhanden.  Die  Anerkennung  dieser  Pflicht  kann  durch 
Übung  von  Fall  su  Fall<^)  scblechtbin  oder  unter  der  Voraussetzung 
der  BeziproKitftt  —  erfolgen,  sie  kann  in  Rechtshilfegesetzen  oder  in 
Rechtshilfeverträgen  zum  .\us(lruck  kommen.  Erhöhten  Wert  ftir  die 
hier  iu  Frage  stehenden  Interessen  besitzt  natürlich  die  Ref^elunsf  des  i  Jegen- 
standes  durch  Verträge.  Diese  Verträge  regeln  die  Rechtshilfe  in  Zivil- 
recbtssadien  (fftr  das  Instmktionsver&hren,  die  Vollstrecknng  von  Urteilen), 
in  Stra&achen,  in  Angelegenheiten  der  sog.  freiwilligen  Oeriditsbarkeit  und 
in  Konkurssachen.  Von  diesen  Verträgen  untei-scheiden  sich  in  juristischer 
Beziehung  die  in  früherer  Zeit  üblichen  Deklarationen,  mittels  Avel'-lte!-  f-ln 
Staat  dem  andern  jene  Grundsätze  zur  Kenntnis  bringt,  die  von  seinen  Lieiiui  den 
nach  Maßgabe  der  geltenden  Gesetze  in  Saclieu  des  internationalen  Prozeß- 
rechts angewendet  wmrden.  Wftbrend  aus  Hechtshilfefmrtiflgen  wie  ans  jedem 
anderen  Vertrage  für  die  Kontrahenten  Rechte  and  Pflichten  entstehen,  und 

II  Vgl.  V.  LI 8?! t  §  31  vgl.  mit  §  16. 

2t  Lainmasch,  Uli  III  S.  :W>  ff.;  Dessen  Ausliefoningi^pnicht  und  Asylrocht  ÜjbT  ; 
V.  Martitz,  laternationale  Rechtshilfe  in  Strafuchea  I  (1888;,  II  (lb>9T)j  Endcmann,  Die 
Reditohilfe  im  NoiddmttdMa  Bood«  (16<»);  BShm,  Hisdb.  d.  BeditBhiHererf.  (1890);  r.  Bar, 
Theorie  tmd  Praxis  II  409;  Dessen  I.ehrbach  168;  F.  v.  Martens  II  27S,  313;  Rivicr, 
Priotapee  I  397;  Garois  S.  196 ff.;  Curti,  Der  Staatsvortrag  zwischen  der  iScbwoiz  uud 
Frankieieh  n.  b.  <18'9);  Broeber,  Cotnmeatidre  pratique  et  Ator.  da  naiM  finuioo-wiine 
(1S69);  über  den  ^^stt•rrl■■u•lli^^l•lJ-serb^»chpü  Ve^tra^;;  v.  Haan  in  der  osterreiebii^chen  Gorichts- 
zeitiing  lä»8,  Ht.  35 ff.;  Johaaay  iu  doo  «Jurist.  Blättern''  1683,  Nr.  19ff. ;  fStrisuwer,  R 
XVI  200;  Panlowiteh,  Joun.  d.  dr.  inteni.  p.  ibbi,  l  sq.,  I40sq.  Wach,  Handb  d.  d. 
ZivilpnH&eßr.  I  200  ;  Wal  leer,  Streitfragen  (1897).  —  Wichtiges  Quellonwerk:  „Die  Rccht»- 
vorfol^fung  im  iutoruatiunalen  Verkehr.  Horausgog.  v.  Leeke  and  W.Loewenfeid,  LBd. 
1^95,  IL  lid.  1897  ff.  —  Reiches  Material  Z.  Bd.  I  £f. 

8)  Ein  hOditt  iimnHiiglidier  Voigaog.  LammaBcb,  BH  III  850,  851»  888. 
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auch  den  an  dem  betreffeudeu  Prozesse  beteiligten  Personen  aus  dem  Vertrage 
als  Bestandteil  des  geltenden  Rechts  Rechte  und  Pflichte  erwachsen,  gilt  ein 
gleiches  niclit  auch  Ton  jmen  Deklarationen  [als  bloß  einseitigen  und  wider> 
raflichea  Erklärungen.  <) 

DiV  Realisierung  des  der  intei  nationalen  Rechtshilfe  zu  Grunde  liep^enden 
Gedankens  vollzog  sich,  soweit  Staatsverträge  in  Betracht  kommen,  bis  in  die 
neueste  Zeit  auf  Grund  von  Einzel  vertragen*).  Das  Bedürfnis  kollek- 
tiver Regelung  der  wichtigsten  Materien  der  Rechtshilfe  ist  in  neuester  Zeit 
immei'  dringender  geworden  und  hat  znniiclist  innerhalb  des  Instituts  für 
inlcrnatidnales  Recht  zu  \>r!iandlunp;eu  Ent  fahrt,  welche  wertvolle  Vorarbeiten 
für  das  Vor^phen  dt»r  Staaten  auf  diesem  wichtigen  Tiebiete  zu  Tasfe  gefordert 
haben.  Das  Institut  beliii  woi  tet  die  konventioneilt;  Kegelung  einei-  Reihe  von 
Materien.  Einzelne  Materien  des  internationalen  Zivilprozefirechts  siud  neuestens 
durch  die  (zum  Zwecke  der  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts)  im 
Haag  (1893  if.)  versammelte  Konferenz  kollektiver  Regelung  durch  die  Kon- 
vention vom  14.  November  IS9G  (in  Wirksamkeit  seit  25.  Mai  1899)»)  geregelt. 

§  1*21).  1.  Die  HtrpftJsre  XivilgoHchtsbarkelt.  ai  In  dieser  Bf  Ziehung- 
ist  .schon  üben  (8.  abü)  der  (Trundsatz  der  Gleichstellung  der  Fienidea  mit  den 
Staatsangehörigen  bezüglich  der  prozessuale  Geltendmachung  von  privatrecht* 
liehen  Ansprüchen  vor  den  Gerichten  des  Aufenthaltsstaats  betont  worden. 
Die  Inanspruchnahme  einer  privilegierten  Stellung  der  Fremden  ist  ausge- 
schlo.ssen  nnd  derzeit  nur  ansnalinisweise  europäisrhm  Staaten  im  Gebiete 
nichtchristlich Staaten  zugestanden.  Der  (Trundsat/.  ist  in  zahh-tde.hpn  Finzel- 
verträgen  (Niederlassungs-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertragen)  ausdrücklich 
anerkannt  Manche  Verträge  haben  auch  die  Pflicht  des  Fremden  zum  Erlag 
dar  Ktagskaution  beseitigt;  abgesehen  von  Verträgen  tritt  die  Befreiung  von 
der  Kantion  auch  im  Falle  der  Reziprozität  ein.  Für  das  (7eitnii£;s:>(  biet  des 
Haasrei-  zivilprozessualen  Abkommens  i.st  nunmehr  die  Ausländerkaution  abge- 
.schaltt  (Art.  11).  Anderseits  i.st  aber  eine  Exekution  der  ITrteile  international 
zugesichert,  soweit  sie  sich  auf  die  Prozeükosten  beziehen.  Viellach 
ist  den  Fremden  auch  das  Armenrecht  (und  zwar  gewöhnlich  in  besonderen 
Vertragen)  zugestanden«).  Nach  dem  Haager  zivilprozessualen  Abkommen 
sotten  fremde  Staatsangehöripre  ganz  so  wie  die  Einheimischen  zum  Aruienrecht 
znjrelassen  wei-den.  Der  Grundsatz  der  nieichstellunp'  kommt  auch  hezrio^lich 
der  Pt-rsonalhaft  (als  Mittel  der  Zwanirsv(d!streckunü''  udei  als  Sicherheitsmali- 
regel) in  An.  17  zum  Au-sdruck.  —  Besuudere  Stipulatiuuen  bestehen  über  die 

1»  i  bpr  den  Clianikt' r  ili  r  U*  i  In-lillfevertmge  Lamiiiaseh,  Uli  III  8.  n'iS  ff. 

2»  Wicljtijjea'  \'citr;ycc  der  Neuzeit  »lud  iasbosoudoro  der  fianzüsisch-schweizcriBelie 
vom  15  Juni  1SS9  und  der  Vertnifr  switühen  (Werrai4<1i>Unfi:«m  tmd  Serbien  vom  6.  Mnt  16T1. 

3i  Abgcilnifkt  bei  F!  ei  m  Ii  m  a  ti  n  271.  Vertrairst.iatcii:  Belgien,  rrnnkich  Ii.  Italien, 
Luxemburg,  Niederlande,  Puitugai,  ädiweiz,  S^jauicn  bcij^ctroten :  Dvutbcücä  Kcicli  (gioidi- 
utlig  mit)  Oitorreich  üngam,  Dlnemailc,  RumXiiIen,  Rufiland,  Sdiweden  nod  Norwegen. 

4)  In  den  Veiliandinngen  der  Haager  Konferenz  (vßrl.  Hevue  do  dr.  intern.  XXVI 
p.  873  sq  >  war  die  Befreiung  der  Angehörigen  der  konuahiercoden  Suatcu  vun  dem  £rlag 
einer  Kiagkkaatioo,  die  GewKbmog  des  ArmenreeblB  und  die  Befraiungr  vom  Panonalanvet 
in  AuBflicht  genommen. 
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VoraussetzuDgeu  der  Proxeftföhigkeit  ansländiBcher  juristischer  Fersoim 
(Aktiengesellsehafton  n8w.)  ^  prosesstiAle  PartdstellQng  des  Fremden  be- 
gründet regelmftflig  Iteine  Modifikation  des  obigen  (rrondsatses.  Gegenüber 

Klagen  gegen  einen  auswär tig-en  Staiit  erklären  sirh  die  inländisclipn 
Gerichte  in  der  Reg'el  a).>*  inkompek'nt.  Eine  freiwillige  Unterwerfiuifr  ist  mit 
der  prozessualen  inanspruchnahuie  der  Gerichtsbarkeit  seitens  eines  auswiirtigen 
Staates  Ton  selbst  gegeben.  Dagegen  ist  in  ImmobiliaTsaclien  aneli  der  ansp 
wSrtige  Staat  dem  forum  rd  sitae  nnterwoifen.  Der  Erwerb  von  Immobilien 
seitens  eines  auswärtigen  Staates  gilt  zugleich  als  freiwillige  (Tnterwerfujig 
unter  die  Jurisdiktion  des  fornm  rei  sitae  bezüeliHi  aller  auf  das  Immobile 
bezüglichen  Tunsdiktionsakte.  —  Bezüglich  der  fremden  Souveräne  s.  o.  S.  159tF. 

h)  .Mi'  der  Einheit  und  objektiven  Bestimmtheit  einer  liechtssache  ist 
die  Forderung  gegeben,  daü  die  KuUcheiduüg  nur  durch  ein  Gericht  und 
swar  das  kompetente  Gericht  erfolgen  kann.  Handelt  es  sich  nm  eine  Rechts- 
sache, welche  hinsichtlich  des  Streitgegenstandes  und  der  beteiligten  Personen 
eine  Beziehung  zu  dem  l'echte  und  der  Justizhoheit  vei-schiedener  Länder 
aufweist,  so  lieo^t  auch  hier  in  der  Natur  der  Rccht>:sache  die  Forderung,  daß 
nur  ein  Gericht  mit  dem  Prozeß  und  der  Kntseheidnn«^  der  Sache  befaßt 
werde;  es  entsteht  daher  die  Fi'age  der  internationalen  Kompetenz- 
regulierung. Dabei  kommt  es  aber  angenscheinlidi  nidit  bloß  darauf  an, 
daß  überhaupt  ein  Gerieht  als  das  kompetente  bezeichnet  werden  den  Intern 
essen  der  Rechtspflege  und  der  Parteien  whrd  nur  diejenige  R^lung  der 
Kompetenzfrag'e  entsprechen,  welche  eine  sachgemäße  Ents'liei.tnni^  verbürgt. 
Uiefie  .Seite  des  Gegenstandes  ist  auch  dann  von  Wichtigkeit,  wenn  die  kun- 
kurrierendeu  Staaten  eine  gleiche  Rechtskultur  besitzen,  also  Zweifel  in  die 
Vffltrauensw&rdigkeit  ihrer  Jnstizpilege  nicht  Torhanden  sind,  denn  die  Ver- 
schiedenheit des  materiellen  und  formellen  Rechts  (insbesondere  des  I^weis- 
rechts)  und  der  heutige  Stand  des  internationalen  Privatrechts  bewirken,  daß 
es  nicht  gleir  h^ültiQ:  ist^  welches  Landes  Gerichte  die  Rechtssache  zu  ent- 
scheiden Vieruten  siml  -). 

Beüü}^lich  der  Innnobiliar klagen  und  Statusklagen  wird  in  der 
Praxis,  Verträgen  und  Gesetzen  der  Grandsata  anerkannt,  daß  das  Gericht 
jenes  Staates  kompetent  ist,  dessen  materielles  Recht  zur  Anwendung  zu 
kommen  hat;  für  Streitigkeiten  über  dingliche  Rechte  an  Immobilien  ist  also 
das  Gericht  des  Staates  zuständig,  in  welchem  die  Sache  belegen  ist;  für 
Streitigkeiten  übei  Status-  und  Familienrechte  ist  das  Gericht  des  Heimats- 
stAats  zuständig»).  Bezüglich  der  Erbschaftsstreitigkeiten  ist  in  den 
meisten  Vertrftgen  die  Kompetenz  der  Gerichte  des  Heimatsstaats  des  Erb- 
lassers anerkannt;  einige  VertrSge  erklären  das  Gericht  des  letzten  Domizils 

1}  Vgl.  Lammascb,  HU  III  366,  .h«>7;  Walkor,  Die  rcchtlicbe  Stellung  jaristisciier 
Pcnonen,  insbesondere  atgulSndiieber  AktieogwellBehaftoii  io  der  AUg.  Ssterr.  Qencbtueitaiv 
ISlt",  Xr.  4^  ff.;  Namur,  im  Journ.  de  dr  irtrm.  pr.  '.'^'T,  p.  '^'^I  :  Wintcrhniter.  Joum. 
de  dr.  iotera.  pr.  XXV  40  sq.  Neaestena  vgl.  auch  Isay,  Die  Staateangcbürigkcit  der  jari- 
■tiBchen  Penonen  (iWI).        })  Stehe  Ltmm«e«b,  HB  III  8.  SSS,  870. 

8)  Vgl.  die  BcadilQaM  dee  InetitDtB  fOr  intanatiooal«  Recht  Anmudre  I  p.  12S- 
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fttr  kompetent;  Streitigkeiten  über  die  Nachfolge  in  Immobilien  weiden  aber 
zameist  dem  jndex  rei  sitae  vorbehalten. 

c)  Die  Bereitwilligkeit  zur  T^eistung  der  Rechtshilfe  im  Instrttktions- 
verfahren  kam  srhou  frühzeitig,'  in  Übuug').  Mit  voller  Klarheit  normiert 
das  Haager  zivilpr.  Abk.  die  Pflii  lit  der  Yertra2:sstaaten  zur  Ausfülirum^ 
von  Requisitorialieu,  es  wäre  denn,  daü  die  Echtheit  der  Uikuiide  nicht  fest- 
steht oder  in  dem  ersuchien  Staate  die  Erledigung  des  Ersuchens  nicht  in 
den  Bereich  der  Gerichtt;gewalt  ftllt,  oder  wenn  sie  geeignet  erscheint,  seine 
HoheitM-echte  zn  verletzen  oder  seine  Sicherheit  zu  gefährden. 

Als  Gegenstände  der  K t  (  Ii  tshilfe  kommen  im  lustruktionsverfahren 
(in  StrcitsaoluMi  und  auch  außer  iSireitsachen)  in  der  Hauptsache  in  Betracht: 
die  Veranlassung  von  Zustellungen,  die  Einvernehmung  von 
Parteien  und  die  Aufnahme  von  Beweisen.  Bezüglich  der  Art  der 
Übermittlnng  der  gerichtlichen  ErsnchschreibeUt  sowie  der  Be- 
antwortungen  gilt  in  der  Praxis,  Gesetzen  and  Yertrfigen  die  Regel,  daß 
die  Übermittelung  auf  diplomatischem  Wege  zu  erfolgen  hat.  Den  Bedürf- 
nissen der  Rpclit.^pftfgre  putspricht  die.«!pr  weitlänfig-e  Vor2:ang'  nicht.  Mit  Keclit 
empfiehlt  daher  das  Institut  für  internationales  Hecht  die  in  einigen  Verträgen 
(namentlich  unter  Nachbari>taaten)  schon  auerkannte  unmittelbare  Korre- 
spondenz der  Gerichte  zu  allgemeiner  Annahme.  Dies  ist  auch  der  Stand- 
punkt des  Haager  zivilpr.  Abk.  Art.  I  Abs.  2  und  Art.  6.  Hier  ist  auch  eine 
Norm  für  den  Fall  der  Ausfertigung^  des  Krsaehschreibens  in  einer  dem  er- 
suchten Staate  fremden  Sprache  anfq-t'iujininen. 

Was  die  Verauiasftuug  von  Zustellungen  betrittt,  so  ist  allgemein  an- 
erkannt, daß  die  Zustellung  (auch  einer  Klage)  von  dem  ersuchten  Gerichte 
ohne  Prüfung  des  Inhalts  des  betreffenden  Schriftstficks  bewirkt  wird. 
Die  ersuchte  Beh5rde  hat  nur  zu  prüfen,  ob  das  Ersuchen  von  einer  dazu 
legitimierten  answiirtigen  Behörde  ausgeht,  und  ob  die  l)eaiitragte  Handlung 
zu  dem  Geschäftiikreise  der  ersuchten  Behörde  i^ehört  bezw.  labsresehen  von 
ihrem  Inhalt)  gesetzlich  überhaupt  zulässig  ist.  Die  Handlung  wäre  unzulässig, 
wenn  ea  sidi  z.  R  mm  dne  ZosteHung  an  eine  exterritoriale  Vetaaa  handelt 
Nach  Art  2  des  Haager  Abkommens  kann  eine  Zustellung  nur  abgelehnt 
werden,  wenn  sie  nach  der  Auffas-Miti^^  des  Staates,  auf  dessen  Gebiete  sie  er- 
folgen soll,  geeignet  erscheint,  seine  Hoheitsrechte  zu  veiletzen  oder  seine 
Sicherheit  zu  gefährden.  —  Zum  Nachweis  der  Zustellung  genügt  ein  mit 
Datum  versehenes  und  beglaubigtes  Empfangsbekeuutuis  odei'  eine  Bescheinigung 
der  ersuchten  Behörde,  aus  der  sich  die  Tatsache  und  die  Zeit  der  Zustellung 
ergibt  —  Besondere  Bestimmungen  fibw  die  Form  dt«'  Zustellung  enhalt^ 

1)  Littenw  leqoialtorlales,  eommianuin  rogatoiraa.  —  Einen  «xM|iitionBllBD  Sdundptinkt 

iiahmon  die  Länder  des  cnglischeu  Kechti«  bi»  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  ein.  Das  prak- 
tische Bedürfois  wurde  in  England  dadurch  befriedigt,  daß  die  eagliadieu  Geridite  die  cag- 
KachM  Bepritoentativoiiswne  tm  Audande  (die  diplomatiaehen  Vcitrater  and  K<Misttl«ii)  und 
Privatpersonen  mit  der  Vornahme  betreffender  Prozcliakto  betrauten.  Heutt-  biklci  in  Eii;;- 
laud  die  Pariameatsakte  vom  39.  Jali  isae  die  geeetaliche  Qrundiage  der  Itechtahifc.  Näher«» 
bei  Fhillinore,  Comoi.  VI  S91.  BeiilgHch  der  Yerdnigten  Scaateo  von  Nonteuwrika  (Ge* 
acta  vom  Jahre  1S6S)  riebe  v.  Bar,  Theorie  und  Praxte  II  4M  ff. 
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die  VertrSge  bezagrlich  der  den  ProseO  einleitenden  gerichtlichen  Verfügungen 
für  jene  Fftlle,  in  denen  du  eventuelle  UrteO  in  dem  anderen  Staate  snr 

Vollstreckung  kommt.  Nach  Art.  1  dp^^  Haager  Abk.  kann  durch  Ge^.  tze  der 
hftpilierten  Staaten  oder  durch  Vereiiibarunir  be.^ondere  Foini  «lei-  Zu- 
stellung eingeführt  sein  u.  zw.  die  nmiiittelbare  Zusendung  durch  die  Post, 
die  seiteus  der  Beteiligten  veraulaßte  unmittelbare  Zustellung  durch  diejenigen 
Gericbisvollzieher  oder  aonat^en  Beamten,  die  in  dem  Lande,  wo  die  Zn- 
stellnng  erfolgen  aoll,  htefttr  zuständig  sind,  und  die  seitens  der  Staaten  durch 
ihre  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter  vj-ranlastp  Zustellung, 

Tn  Fällen  beantraf!:ter  Beweisaufnahme  kann  für  das  ersuchte  Ge- 
richt die  Frage  der  gesetzlichen  Zulftssigkeit  nach  dem  für  dieses  Gericht 
geltenden  ßechte  Bedeutung  gewinnen.  Bei  Beantwortung  dieser  Frage  wird 
davon  anszngehen  sein,  daß  der  Rechtshilfeakt  eine  anf  den  Inhalt  des  Er- 
suchens  beschränkte  Tätigkeit  bedeutet,  daher  schon  um  deswillen  eine  all* 
.•seitige  und  erschöpfende  juristische  Prüfung  der  Rechtssache,  der  die  bean- 
tragte Beweisaufnahme  von  dem  fremden  Prozeßgerichte  eingefügt  werden 
soll,  ausgeschlüs.sen  ist').  Die  Rechtshilfe  würde  augensclieinlich  unwirksam, 
wenn  das  ersuchte  Gericht  eine  Beweisaufnahme  ablehnen  dürite,  weil  das 
inländische  Recht  die  klagweise  Geltendmacbnng  des  Anspruchs,  der  den 
Gegenstand  des  bei  dem  ersuchenden  Gerichte  anhängigen  Proze-sses  bildet, 
nicht  zuläßt,  oder  weil  nach  inländischem  Recht  das  mit  der  Sache  befaßte 
fremde  Gpricht  znr  Entscheidnn;]^  nicht  lvnmi>etent  wäre.  Die  Rechtshilfe- 
verträge enthalten  in  den  eben  gedachten  Richtungen  keine  ausdrückliche  Be- 
stimmung, dagegen  ist  die  Vollstreckung  ausländischer  Urteile  ins- 
besondere an  die  Voraussetzung  der  Kompetenz  des  ft«mden  ProzeOgeiiehte 
nach  den  für  das  ersuchte  Gericht  geltenden  Vois»  liriften,  ferner  daran  ge- 
knüpft, daß  die  Vollstreckung  des  ausländischen  Urteils  mit  dem  öffentlichen 
Jiechl  des  ersuchten  Staates  nicht  in  Widerspruch  steht.  Die  ausdrückliche 
Statuierung  besonderer  Erfordernisse  bezüglich  einer  bestimmten  Kategorie 
von  Recht^hilfeakten  (Urteilsvollstreckungen)  läßt  den  Schluß  zu,  daß  andere 
Rechtshilfeakte  an  diese  Erfordernisse  nicht  gebunden  sind.  —  Das  Hasger 
/i\ilpr.  Abk.  hat  dagegen  die  Berechtigung,  die  Rechtshilfe  hinsichtlich  der 
Requisitorialien  (und  der  Übergabe  der  Akten)  /u  erteilen  oder  zu  verweigern, 
positiv  absesnenTit.  indem  sie  nach  Art.  7  nur  aboelehnt  werden  kann,  wenn 
die  Erledigung  nach  der  Auffassung  des  Staates,  auf  dessen  Gebiet  .sie  er- 
folgen soll,  geeignet  erscheint,  seine  Hoheitsrechte  zu  verletzen  oder  seine 
Sicherheit  zu  gefährden. 

Mit  dem  Zwecke  und  dem  Grundgedanken  der  Rechtshilfe  hängt  es  ferner 
zusammen,  daß  die  Differenz  der  gesetzlichen  Beweissysteme  dei'  beteiligten 
Staaten  die  Ablelmun?  der-  Reweisaut'nahme  nicht  lechtfertigen  kann.  Eine 
Grenze  kanu  nur  durch  die  gesetzliche  ünzulässigkeit  der  Handlung  des  Ge- 

t)  Derlei  Knvrisntifnalinun  lialu-ii  immer  nnr  nnitifckeit,  Wert  und  HfUeutuiiiT  für  den 
im  Aiialaode  durchgeführten  Frozeü,  nicht  für  ein  Forum  des  Rechtshilfe  gewährenden  Staate» 
—  z.  B  fai  dem  FaUe,  wenn  ein  Geiiebt  diMW  leteteven  Staats  später  mit  denelben  R«ebtB> 
ucfae  befaitt  wQrde.  NÜistm      Laramasch,  HH  IH  8  892. 
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ridilis^  ein  V  Partei  oder  eines  Dritten  der  Erlediirang  betreffender  Requisitionen 
gesogen  sein.  Der  Umfaug  der  Zeugnis-  und  Etlitions|)rtirlit.  ferner  der  Pflicht 
der  Sachverstäiidi^^en  zur  Abgabe  von  GutÄcliteu,  die  Form  der  Beweisaufnahme 
richten  sicli  iiaeli  dem  Rechte  des  ersuchten  Gerichts;  im  Interesse  dtr  Her- 
stellung eines  nach  dem  Rechte  des  ersuchenden  Gerichts  wirksamen  Beweises 
kann  eine  Hodiflkation  der  Formen  des  Verfalirei»,  soweit  äe  nicht  aosdrBck- 
lich  verboten  ist»  immerhin  als  sulftssig  ersdieinen.  Das  Fulger  zivilpr.  Abk. 
gestattet  ausdrücklidi  die  Anwendung-  von  Rechtsformen  des  requirierenden 
StaHte*.  Die  Form  der  Erauchschreiben  ist  nicht  an  Lestimrate,  allgemein 
aiurkannte  Normen  »ebunden.  Die  Verträafe  »  nt halten  auch  Bestiramuiisfen 
über  die  Sprache,  in  der  Ersuchschruiben  und  ihre  Eileiiigung  abzufasseu  sind. 
—  Bezüglich  der  Eoet«  wird  Tersckiedai  vorgegangen:  sie  sinH  entweder 
von  dem  ersuchenden  Staate  zu  bezahlen  oder  von  dem  ersachten  Staate  za 
tragen  bezw.  vorzuschießen. 

d)  Außer  den  anf  F/rsuchen  von  fremden  Gerichten  erhobenen  Reweisen 
wird  auch  den  in  einem  fremden  Staate  ausgefertigten  sog.  präkonstituierten 
Beweisurkuudeu  rechtliche  Wirksamkeit  beigemessen. 

e)  Yollstrecknng  ausländischer  Urteile. ')  Soll  ein  auslftndisches 
Urteil  vollstreckt  werden,  so  kann  dies  nicht  im  Wege  eines  Bechtshilfeaktea 
geschehen,  weil  der  ausländische  Vollst reckungsbefehl  eben  nur  für  das  Ausland 
rechtliche  Wirkung  besitzt.  Die  Vollstreckung  kann  nur  auf  Grund  eines  in- 
ländischen Vollstreckungsbefelils  erfolgen;  die  Erteilung  des  Vollstreckuugs- 
betehls  kann  aber  selbst  im  Rechtsverkehr  von  Staaten  gleicher  Rechtskultur 
immer  nur  auf  Gmad  einer  richtertichen  Prüfung  det  auslftndischen  Urteils 
stattfinden.  Die  dabei  derzeit  in  Anwendung  kommenden  Normen  bilden  in 
der  Hauptsache  nationales  Recht  Die  praktische  Wichtigkeit  des  Gegenstandes 
drängt  aber  nacli  konventioneller  Regelung  und  zwar  in  Einzelverträ?en. 

(()  Materielle  Voransse  tzungen  der  Vollstreckung.  Die  Rech ts- 
hilfe^j  soll  hier  lediglich  Urteilen  der  Gerichte  in  Zivilstreitsacheu  zu- 
statten kommen.  £s  kann  aber  auch  dne  Prttfhng  der  Beschaffenheit  des  in 
dem  Urtnl  formalisierten  zivilrechdichen  Anspruchs  notwendig  wei-den,  wenn 
die  Qewtthntng  der  Vollstreckung  nicht  allgemein  für  zivilgerichtliche  Urteile 
zugesagt,  sondern  —  wie  z.  B.  im  österreichisch-serbischen  Ilechtshilfevertrag^) 

!)  V.  Bar.  Thooric  u.  s.  w.  II  S.  459  ff..  Lchrl».  187  ff.;  Böhm,  TIüikII).  des  Riclits- 
liilfcverfahrcns  165  ff. ;  Kollier,  Zum  mternatioDalai  Zivilpruztißrodit,  in  der  Ztschr.  für  dcD 
ZivflpniMB  X  449fr.,  0«r««)b6,  6eMiniDolteBeitrtf;osnm  ZivilproseS  S35  ff.;  Lammtseb, 
nil  ni  403  ff.;  Walker,  Stn'itfrn^'cn  ITOff.  (mit  Anürabmi  ilbor  dit"  Literatur  der  veradlifld. 
ätaatcii».  Engclmano,  Dia  Zwaugävullscrcckuag  ausw.  liditerl.  Urt.  iii  Uuütaud  ilitö4J. 

2i  Soweit  dn  atnfg«riebtlidieB  Uitdl  em»  BDtsefaoiduog  Qher  SdiadenenMzaasprflcbfl 
erteilt,  kann  C6  vull»treckt  «rerdeo,  denn  da»  Strafgericht  fiiugiert  in  derlei  Fällen  der  Kon- 
nexit&t  Tun  Straf-  und  Zivilsachen  als  Zivilgericbt.  Überhaupt  kommt  es  darauf  an,  r,oh 
anabliängi^  und  lediglich  nach  Recht  von  der  aoBwirtigon  Bcliürde  oritaunt  wird'' (v.  Har, 
Lebtb.  S.  IST  Anni.  1).  In  Alt.  10  des  oateireieblMb-BerbiscIien  Vertrags  ist  da;;ogo(i  die 
Zwanijsvollstrei  kung  ausdrücklich  auagesclilossen,  wenn  das  Urteil,  in  w«  Iclictn  üb«r  VW" 
uiögeusrechtiichc  Ansprüche  erkannt  iet,  von  einem  Strafgerichte  geiäiit  wurden  ist. 

SJ  Alt  7  Abe.  1 :  Eiae  ZwugsvollRtrcckung  findet  auf  Grand  der  Beettmanngen  die«» 
VatxagttB  nur  wegen  vermSgenereehtlicher  Anepr&ehe  «tatt 
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—  auf  eine  begtimmte  Kategorie  von  Anspr&clieii  beschrftnkt  ist  In  der  Regel 
wird  die  Vollstreckong  nur  solcher  Entscheidungen  gewährt,  die  eine  definitive 
rechtskr.'lftit;;  e  Entsclieidiintr')  enthalten.  Die  praktischen  Bedürfnisse 
lassen  allerdings  aucli  die  Zulässigk»nt  der  voriäutigen  Vollstreckung  und  der 
V^ullätreckuug  zur  SicUerätelluug  enipiehlenswert  erscheinen.  —  Streitig  ist  die 
F^age,  nach  welchem  Rechte  der  Eintritt  der  Reebtskraft  des  Urteils  zu 
beantwortat  ist.  —  Der  BechtshilfSeakt  erfolgt  auf  Grund  eines  Ersuchens  um 
Vollstreclcang  des  ausländischen  Urteils,  nicht  um  Ausführung 
eines  einiselnen  von  dem  ersncbeuden  Gerichte  bereits  augeordneten  JE^ekutiv* 
aktÄ.^; 

uu)  Die  in  erster  Linie  notwendige  Pritlung  der  Kompetenz  des  aus- 
ländischen Gerichts  kann  sich  auf  die  Frage  beschränken,  ob  das  UrteO  über- 
haupt von  irgend  dnem  fOr  Zivilsachen  kompetenten  Gerichte  geschöpft  worden 

ist,  oder  auch  die  Frage  umfassen,  ob  das  Gericht,  welches  das  Urteil  geschöpft 
hat,  in  dem  konkreten  Falle  zur  Ausübung  der  ihm  niVentümlichen  Jurisdiktion 
gesetzlii  h  In  iuten  wai-.  Außerdem  entsteht  die  i  lai^e,  nach  welchem  Rechte 
die  Priiluiig  der  Kom|)tiieuz  zu  erfolgen  habe.  Au  beide  Fragen  knüpfen  sich 
in  Theorie  und  Praxis*)  Streitfragen;  Gesetase  und  Vertrage  folgen  nicht  dem- 
selben Gmndsata;  manche  Vertrage  enthalten  insbesondere  besigliefa  des  der 
Eompetenzprflfong  zu  Grande  zu  legenden  Rechts  gar  keine  Norm.  Einige 
verweisen  das  ersuchte  Gericht  auf  das  Recht  des  erkennenden  fiVrichts  (öster- 
reichiscli- badischer  Vertrag  185(5,  das  Recht^biUes'esetz  des  noiddeutschen 
Bundes  und  die  auf  dieser  Grundlage  zwischen  dem  Bund  und  dttti  süddeutscbeu 
Staaten  al^chloesenen  Bechtshilfeveriaage);  nach  dem  fisterreichisch-serbischen 
Vertrage  ist  die  Znständigeit  des  Gerichts,  welches  das  Erkrantnis  gefüllt  hat, 
nach  den  für  das  ersuchte  Gericht  geltenden  Vorschriften  zu  prüfen. 

ß,i}  Die  materielle  Verschiedenheit  der  GesetZ'^ebuniren,  die  Verschiedenheit 
der  prinzipiellen  liesialtung  wichtiger  b'echtsinstitiile  usw.  brinR'en  es  mit  sich, 
daß  der  ersuchte  ätaat  nicht  verpfiiuhtei  sein  kanu,  eiu  Urteil  zu  vollstrecken, 
dessen  Inhalt  mit  den  im  Voltstrecknngsstaate  anerkannten  sittlichen  Ansohaa- 
nngen,  seinen  Strafgesetzen  nnd  den  Grundlagen  seiner  Rechtsordnung  in  Wider- 
sprach steht.  Ist  der  in  dem  ausländischen  Urteil  formali-siei  te  Anspruch  auf 
eine  mch  dem  inbtndiscben  Rechte  als  rechtswiilri":  oder  unsittlich  sreltende 
Handlung,  Duldung  oder  Unterlassung  gerichtet,  bandelt  es  .sich  z.  B.  um  Ver- 
setzung in  Sklaverei,  Vornahme  einer  süafbareu  oder  unsittlichen  Handlung, 
n.  dergl.,  so  wird  die  Vollstreckung  sa  versagen  sein.  Das  Recht  des  ersuchten 

Ii  Auf  Teilurteilo  und  Zwischennrtcile,  wenn  sie  eine  bestimmto,  der  Vollstreckutig  zu- 
j^lDglichc  Leistung  zum  GcKcnstando  habcu. 

2)  In  zweckmäßiger  Weise  ist  dies  im  östcrreicliisih-sorbiHclien  Vertrage  gescheheo; 
Art.  9  Abs.  3  fordert,  daJi  das  ElrkcDotoiagericbt  dem  l'>rkenDtnis8e  die  Bestätigung  beigefügt 
lial^  daft  dwidbe  1d  BeehCflkmft  «nraetuea  ist  —  Indeaaen  k^^nnte  dieae  Norm  dodi  miche 
gegenüber  jedem  f'taat  zur  Anwendung  empfohlen  wenlon. 

3)  Bezüglich  des  onzuwcndcndeu  Redit«  bestehen  vier  Anaicbtcn:  Die  Prüfung  der 
Koiiipe<«uz  BoU  nach  inllDdiadiem,  nach  dem  Badile  de»  «niiclieDden  QeriditB,  uwh  dem 
Itec  hto  do-  crsnrhcnden  nod  enucbtao  Geriditis  ntoib  den  Gnnddtzflo  d«»  iDtonatioiiBleD 
Frivatrcchta  erfolgen. 
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Qerichts  zur  Prüfung  des  materiellen  Verhältnisses  des  Urteilsinhalte  zu  den 
Normen  der  inländischen  Rechtsordnung  darf  jedoch  nicht  in  einer  Ai  t  geliaiid- 
habt  werden,  daP  dio  Zwecke  der  Rechtsliilfe  prakti.seh  vereitelt  würden.  Dieser 
unerwünschte  Erit)Ig  würde  aber  eintreten  wenn  das  ersuchte  Gericht  berechtigt 
wäre,  die  Vollstreckung  zu  versagen,  weil  der  formalisierte  Anspradi  naeh  in- 
IftDdischem  Recht  gar  nicht  klagbar  ist»  betreffende  Bechtsgeschifte  nach  dem 
Tnländischen  Zivilrecht  verboten  bezw.  nnznlftssig  sind.  Die  Grenzen,  in  denen 
sich  das  ersuchte  Gericht  zu  bewegen  hat,  sind  in  Gesetzen  und  Vertragen 
verschieden  gezogen.  Die  der  französisciien  Jurisprudenz  entlehnte  Foiiiiel, 
nach  der  das  ersuchte  Gericht  die  Übereinstimmung  des  zu  vollstreckenden 
auslftndfsehen  Uiieils  mit  den  geltende  fiegeln  dee  Öffentlichen  Rechts  (r^gles 
du  droit  public)  und  den  Interessen  der  öffentlichen  Ordnung  (intörSts  de  l'ordre 
public)  festzustellen  luii,  ist  zu  all^Hmein  •)  gefaßt.  Neuere  Gesetze  und  Verträge 
suchten  eine  deutlicliei  c  I''oniiel  aiifzu.stenen.  so  vor  allem  das  Rechtfihilfegesetz 
für  (U'ii  Norddeutsrhen  Bund,  iiacli  dem  die  Keclitsliilfe  zu  versagen  ist,  wenn 
eine  ilHndking  des  Gerichts,  einer  i'Hrtei  oder  eines  Dritten  beantragt  wird, 
deren  Vornahme  nach  dem  (ttr  dieses  Gericht  gelt^dea  Rechte  verboten  ist 
Die  deutsche  CPO  verbietet  die  Erlassnng  eines  VoUstreekungsurteils,  wenn 
durch  die  Vollstreckung  eine  Handlang  erzwungen  werden  wüi  de,  welche  nach 
deut.-icliem  Rpclite  niclit  erzwungen  werden  darf.  In  demselben  Gedanken- 
gange bewegt  sich  der  österreicLlschHserbische  Rechtshilfevertrag  (gesetzliche 
ünzulässigkeit). 

Im  ganzen  muß  hier  daran  festgehalten  werden,  daß  es  sich  eben  um 
Voll  Streckung  eines  ausländischen  Urteils,  nicht  vm  eine  Revision  der  durch 
Urteil  ent,schiedenen  Streitsache  handelt. 

yy)  Die  Vollstreckung  wird  nur  zulässig  sein,  wenn  der  das  Prozeßrecht 
beherrschende  Grundsatz  des  beiderseitij^en  Gehörs  in  dem  dem  Urteile 
zu  Grunde  liegenden  Verfahren  gewaiirt  worden  ist.  Da  rieh  liger  weise  auch 
Eonturaaiialurteile  der  Vollstreckung  zugänglich  sein  sollen»  so  wird  im  Sinne 
jenes  Grundsatzes  an  der  Forderung  festzuhalten  sein,  daß  dem  Beklagten  die 
.Möglichkeit  gegeben  war,  sich  gegen  die  Klage  im  Verfahren  zu  verteidigen. 
Selbstverstandlidi  handelt  es  sii-h  aueli  liier  nicht  um  eine  Revision  des-  Ver- 
fahrens, sondern  ledii,']ich  um  die  Wahrui);,'  des  obigen  Grundsatzes,  die  durch 
eine  wirkliclie  i,nicht  bloü  likiivej  Ladung  (Zustellung)  bedingt  ist;  daher  hat 
die  konventionelle  Regelung  jedenfalls  auch  das  Erfordernis  ordnungsmäßiger 
Ladung  bezw.  Zustellung  und  zwar  nicht  bloß  im  Gebiete  der  kontrahierenden 
sondern  auch  dritter  Staaten  zu  umfassen.  -)  Der  Österreichisch-serbische  Ver- 
trajr  kommt  dieser  Fordernn<r  teilwei.se  nach,  indem  naoli  Art.  9  Zifter  i  die 
Zustelluu':  nur  dann  als  ordnungsmäßig  anzusehen  ist,  wenn  die  den  Prozeli 
einleitende  gerichtliche  Verfügung  dem  Beklagten  in  dem  (iebiete,  wo  diis  Er- 
kenntnis gef&llt  wurde,  persftnlich  oder  in  dem  Gebiete  des  anderen  vertragenden 
Teiles  durch  die  darum  ersuchte  zuständige  Behörde  zugestellt  woi'den  ist 

1)  VgL  sur  Cbaiiikterittik  dieser  Btf^ntte  Asser  in  der  B  VII  S89.  Siehe  «idi  Melü 

Z,  l  16S;  Niemeycr,  VuixIiHik''  und  Materialien  u.  8.  w.  02. 

2)  Siehe  Lammascb.  üll  Ul  42i  ff.  Art.  9  östm-serbischer  Vortrag. 
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Öd)  Eiuzelue  (besetze  (z.  R  die  deutsche  Zir.-Proz.-Ordn. ;  Östei-eicbiscbe 
ExekatioDsordDung  1895)  verlangen  auOerdem,  daß  die  Qeganseitigkffit 
(Beziprozitut)  verbürgt  sei.  >)  Sie  ist  dann  regelmäßig  von  demjenigen  nach- 

ZOWeisen,  der  die  Vollstreckung  naclisucht. 

§  121.  Fortsetznnsr.  ><  Das^  Vollst  rec.knngsvet  f;i Iii  eu.  Die  Voll- 
fitreckbarerkläriing  eines  ausläudisclien  Urteils  erfolgt  entweder  auf  Kequisition 
des  EntsciieidungsgeridktB  oder  anf  Antrag  der  Parteien.  Nach  deutschem 
Recht  muß  eine  fSnnliehe  Klage  anf  lilrlassung  eines  Vollstreckangsnrteils 
erhoben  W(  i  dt  ii.  -  Kompetent  zur  Erteilung  der  Vollstreckbarerkläruug 
dürfte  grundsätzlich  dasjenige  Gericht  sein,  in  dessen  Spreng»  !  der  Exekut 
seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat  iHlei  Vermögen  besitzt.  Kichtigerweise 
sollte  es  nicht  auf  die  sacliliche  Kompetenz  ankommen.  Nach  dem  östei* 
reiehiscli-serbischen  Vertrag  hat  das  ersuchte  Geiicht,  wenn  es  niehl  selbst 
xnstättdig  ist,  das  Oesach  an  das  zuständige  Gericht  abzugeh«i.  —  Die 
W  irksamkeit  der  Vollstreckbarerklärung  soll  nach  richtiger  Ansicht  nicht  auf 
den  Gerielits;*pr('nsrel  beschränkt  sein,  dessen  Gericht  die  Erkhünng  gegeben 
hat.  —  Die  Knlselu  idimg  erfolgt  auf  Grund  einer  summarischen  VcrliandUuig, 
welche  sich  auf  da»  Vorhandensein  der  VorausseUiungen  für  die  Bewilliguug  der 
ZwangsTolIstreckang  zu  beschränken  hat  Das  Interesse  des  CHflnbigers  fordert 
aber  außer  der  Beschleunigung  des  Verfahrens  nach  Lage  des  einzelnen  Falles 
auch  sofortige  Sichei  ung  der  eventuellen  Befriedigung  seiner  Ansprüche  durch 
den  Vollzug  der  Kxckntion.  '■•) 

Allgemein  aiu'rkauut  ist  dci-  (irundsatz,  daß  die  Vollslieckung  des  aus- 
ländiscben  Urteils  intuntr  nach  den  am  Orte  der  Vollstreckung  geltenden  Vor- 
schriften erfolgen  nitt&  Daher  hat  das  Gericht  des  Vollstreckungsortes  ins- 
besondere auch  aber  Einwendungen  betreffend  die  Znlässigkeit  der  Rechts- 
hilfe, die  Art  und  Weise  der  Vollstreckung  oder  das  dabei  zu  beobachtende 
Vfrfaliren,  sowie  übei-  si)l<  ]ie  Einwendunfren  zu  eTitscheiden,  die  von  dritten  Pt-r- 
sonei).  auf  (irund  von  Ansprüchen  auf  das  Kxekiiiionsobjekt,  erhoben  werden. 

§  122.  VollMtreekiing  anderer  E\i'kution8titeU)  In  einigen  Bechts- 
hilfcTerträgen  wird  die  Gewährung  der  Vollstreckung  auch  bezüglich  der 
gerichtlichen  Vergleiche  und  der  Erkenntnisse  eines  Schieds* 

1)  V  Bar,  Tbcori«  II  506  ff ,  Lebrb.  189,  190.  Nlberw  9ber  Geffen8eitfgk«it  mit 
Rfifikdcfat  *Df  die  Ö8tcrreiclii!H.'he  Gesetzgebung  siehe  bei  Walker,  Streitfragen  1S4  ff. 

2)  Ebenso  in  Eugland.  —  Vgl.  über  dcu  frauz.-flcbweiz.  HQcfatBhilfevertng  üurti,  Der 
StutBveitrag  twischcn  der  Schweiz  and  Frankreich  161. 

S)  Alt  14  des  österreichisch-aerbisehon  Vertrags  bestimmt  für  die  Fälle,  in  dfiicn  i\a% 
Erkenntnis  (nK-r  der  VcifrU  u'h  sich  auf  piikmi  Wc(i;>ol  oder  anf  eine  andcro  Urkunde  t,'iTiii(iot, 
weiche  nach  den  LandesgcHctzcn  als  eine  üffeutiiche  t'rkuudc  anzusehen  ist  und  die  in  diesem 
Veitnge  fes^tCMtsteo  VoniiiMlningwi  für  die  B««ril[igang  der  ZwangBvollitiwkang  dnrch 
die  vorgelegten  t'rkundcn  hinreichend  dargetan  8in(!,  (laß  das  ersuchte  Gericht  zuglcirh  mit 
der  Anijcrauaiuug  der  Verhandlung  die  Zwangsvolistreckuug  bia  zur  Stcherstelluug 
ta  bewillifen  und  die  unxesKttinte  Vornahme  deiselben  sa  verfögon  hat  Diese  StrhentellttDg 
darf,  bevor  die  Zuläsei^'keit  der  Zwanpsvollstpfckunfr  ciit-chicden  isr,  nur  in  dein  F.dle  auf- 
gehoben  werden,  wcou  für  den  gesamten  Anbruch  des  Exckutiou»fiLbreiti  auarcichcude  Sicher- 
heic  geleiatot  wird. 

4)  Lamuaach,  HR  III  440  ff.;  y.  Bar,  L«brb>  198|  Walicer,  Streitfragen  183  ff. 
CUaaaB,  VgilnnNkt  25 
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gerichts  zugesagt  So  üst  nacli  dem  österreichisch-serbischen  Vertrage  die 
Zwangsvollstreeknng  znlftssig  auf  Ornnd  der  vor  den  Zivilgerichten  eines  jeden 

der  kontrahierenden  Staaten  geschlossenen  Vergleiche»  insofern  sie  nacli  dem 
für  das  Gericht,  vor  welchem  der  Ver^deii  !i  aligeschlossen  wurde,  geltenden 
Rechte  dio  Zwaii<,n<voli.-ätreekinii?  beirrümleii.  ferner  auf  Grund  von  Erkenntnissen 
eines  Schiedsgerichts,  sofern  dieses  letztere  in  (iiiinäßheil  eines  scliriftlichen 
Schiedsvertrags  oder  einer  gesetzlichen  Bestimmung,  wodurch  bestimmte  Rechts- 
sachen der  schiedsgerichtlichen  Kompetenz  flberwiesen  werden,  zur  Entscfaddong 
der  Sache  berufen  war.  Die  Vollstreckung  wird  auch  hier  unter  der  Vorans- 
sftzano:  e:e\viUirt.  tlaO  die  bcaiitraf^te  Handliin«^  nach  dem  Reclitp  de.^  orsnchten 
Gei  iclits  zulässig  ist  (Art.  2  Zifler  2).  —  Peinige  Kechtshilfeverträge normieren 
auch  die  VoUstreckbaikeit  ausländischer  Urkunden  und  zwar  unter  der 
Voraussetzung,  daß  diese  nach  dem  Gesetze  des  Ausstellungsorts  ebenfalls  voll« 
streckbar  sind. 

§  123.  S.  Reehtshilfe  Im  Konkararerrahren.^)  I.  Die  objektive  Be- 

stimmtheit  und  Einheit  des  durch  die  Konkui*ser("iffnuiig^  begründeten  Rechts- 
verhält nis.^es  sowie  der  Zweck  (_<i:leic]iniänige  Befriedigung  der  sämtliclien 
Gläubi^^er  des  Kridars")  3)  der  sich  im  Konkurse  vollziehenden  Generalexekntion 
rechtfertigeu  die  Forderung  internationaler  Regelung  dieser  Materie  für  jene 
FAll^  in  denen  der  Oemeinschnldner  in  verschiedenen  Staat^bieten  Vermdgen 
besitzt  oder  dessen  Gläubiger  verschiedenen  Staaten  angehören.  Die  nattonalen 
Gesetzgebungen  müssen  die  \Miknnp:  der  Konkurseröffnung  auf  das  inländische 
Vermögen  beschränken,  da  der  in  der  Konkursprnffnnn?  lieg^ende  .furisdiktions- 
akt  nur  für  das  Inland  rechtliche  Wirkung  äußern  kann.  Die  Konsequenzen 
der  Einheit  des  hier  in  Frage  stehenden  Rechtsverhältnisses,  nämlich  die  Ein- 
benehnng  des  gesamten,  auch  im  Auslande  befindlich«!  Vermögens  des  Schuldners 
Qud  die  gleichmABige  Beteiligung  auch  der  ausländischen  Gläubiger  können 
daher  nur  durch  Konzessionen  der  in  den  bezeichneten  Richtungen  beteiligten 
Staaten  Yerwirklichung  finden,  indem  in  Staatsverträgen  die  Wirkung  des  im 
Gebiet«  des  einen  Ivontrahenten  (im  Domizil  des  (iemeinscliuldners)  eröffneten 
Konkui-ses  auch  auf  das  in  dem  Gebiete  des  anderen  Kontraltenten  befindliche 
Vermögen  and  auf  die  dsselbst  domizilierten  Gläubiger  stipuliert  wird.  Der 
Grundsatz  der  Universalität  der  Konkurseröffnung  ist  in  neuerer  Zeit 
in  den  Bechtshilfeverträgen  des  Norddeutschen  Bundes«)  in  dem  Sinne  anerkannt 

1)  Italieniscbe  Recbtshilfevertrii^ ;  der  italienisch-serbische  KoriBularvcrtrag. 

21  V  Hai  ,  l  eliib.  l'T)  ff.;  Asser-Rivier,  Droit  international  privf  p.  231  sq.;  Lau- 
masch,  IUI  III  14s  ff.;  l  iore.  Dol  fallimento  Bccnniln  il  ilir  priv.  intt'm.  (l**7r-lt:  Gcmma, 
n  fallimento  uei  rapporti  intern.  (1S97);  Carle,  La  faillitc  dans  Ic  dr.  intern,  pr.  (franz. 
tJlMfB.  ven  DobtiUl  IST»:  Kobler,  Lebrb.  Konkonr.  608  ff.,  BerRolb«,  Leitf.  &m  d. 
KR  (IWSi  .-Jin;  Luthar  v.  Seuff.  rt,  Konkursrecht  §  '.>:  C.rammin;:,  Z.  V,  ?,U  ff  :  Kloin- 
feller  ebenda  Xlli,  &49ff.;  llellmaon,  Lebrb.  d.  Koukurbrccbts  {VMM)  t>4Tff-;  Meiii, 
Moderne  Staateyertrilge  Bber  das  intenrationale  KoDkanncbe  il90<7).  Vgl.  aach  Dessen, 
Redl'  in  '^L  Luui^  1104,  (1905)  27  ff.:  DcrM-Ilu',  I>.  intom.  Privatr.  u.  d.  StaatenkonferaoMD 
im  Haag  (1900)  äO  ff.         3)  v.  Bar  in  Uoltzendoiff-Kobler'a  Hechtacncycl.  48. 

4i  StMVlsTeililjKe  dw  deotaelieD  Rdeba  wardeo  too  Belckewgen  in  der  Bkbtong 
mcbt  abgwidiloHeB,  dal  den  Akten  «nllndiaeber  Behörden  Wiifciwnkdt  fllr  daa  Inland 
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Vörden,  daß  die  EröAmng  des  Eonkurses  in  dem  Gebiete  des  einen  Eontrtip 
lienten  ihre  Wirkung  anf  das  znr  Konkursmasse  gehörende  Vermögen  auch  in 
dtM«  Gebiete  des  anderen  Kontrahenten  ipsn  jure  äußert.  „Dies  gilt  insbesondere 
\im  den  Beschränkungen,  welche  die  Vei  füfrungs-  und  Verwaltungsrechte  des 
(jeniein.schnldners  erleiden,  und  von  dem  Übergang  diesier  Rechte  auf  die 
üläubigerschaft.''  Der  franssösisch-schweizerisclie  (1869)')  Art.  ti  bis  9  und  der 
Osterreichiseb-serbische  Tertra?  (IbSl)  enthalten  dne  solche  Bestimmung  niekt; 
man  nimmt  aber  an»  daß  die  Anerkennung  dieser  Wirkang  auch  ohne  aus^ 
drückliche  Bestimniun;?  in  den  Verträgen  mit  der  Anerkennung:  der  Univei-salität 
der  Konkur.«^eröftiiun^  fijegeben  sei.  Bezflglicli  dt-r  Aiisdelinunfi:  der  Konknrs- 
erötlnung  auf  da-s  im  Auslande  belegene  unbewegliche  Vermögeu  stimnieu  die 
Vertrage  nicht  übereiu;  so  sind  nach  Art  16  Absatz  3  des  österreichisch- 
serbischen Vertrags  alle  YerfQgungen  in  betreff  des  unbeweglichen  VermOgmis 
des  Gemeinscliuldneis  in  jedem  Falle  den  Gerichten  des  Staates  vorbehalten, 
in  welchem  daselbe  gelegen  ist-).  Dagegen  ist  hinwieder  in  diesem  "^'erti-jige 
der  Grundsatz  der  Universalität  bezüglich  der  Sicherstelliinsi;  und  Ablieferung 
des  in  dem  fremden  Staate  befindlichen  Vermögens  (eventuell  des  Erlöses)  des 
Schuldners  anerkannt  Art.  16  Absatz  1  sagt:  Wird  in  dem  Gebiete  eines  der 
vertragenden  Teile  der  Konkurs  über  einen  Oemeinschnldner  erdffhet,  welcher 
daselbst  seinen  Wohnsits  bat«  so  haben  auf  Ansuchen  d^  Konkursgerichts  die 
Gerichte  des  anderen  vertragenden  Teiles,  in  deren  Spren^rel  sich  ein  dem 
Gemeinschnldner  bewegliches  Vermögen  befindet,  nach  Maßgabe  der  fiii  sie 
geltenden  Gesetze  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  dieses  Vermögen  sichergestellt, 
inventarifliert  und  an  das  Konkuragericht  ansgeliefeit  werde.  Der  Sicherung 
der  nach  dem  Rechte  des  fremden  Staates  erworbenen  Rechte  (in  Ansehung 
von  Vindikationsansprüchen  in  bezig  anf  das  abzuliefernde  Vermögen, 
die  abc:e5!nnd  H  I  t  e  Befriedigung  aus  die.'fem  Verniögeii  und  die  vorzugs- 
weise Bf  triedi^:an2:  auf  Grund  eines  auf  l)e.>lininite  (Tegenstiinde  dieses 
Vermögens  beschränkten  dinglichen  oder  persöniiclieii  Kechts;  dienten  die  Be- 
stimmungen des  Art.  15  der  Verträge  des  Norddeotschen  Bandes;  Art  16 
regelt  die  Kompetenz  bezüglich  da*  Geltendmachung  der  Vindikationsansprttche 
und  jener  auf  ahgesonih  rte  Befriedigung  vor  bezw.  nach  der  Ablieferung  der 
Vennnfjfr'usleilt;;  Art.  17  .statniert.  daß  Gläubiger,  welehe  sich  kinft  eines 
Pfand-  oder  Retentionsrechts  in  dem  Besitze  eines  abzulieferudeu  Ver- 
uiögensstückes  befinden,  in  keinem  Falle  verpflichtet  sind,  vor  ihi  er  Befriedigung 
das  Verm^Jgensstfick  zur  Konkarsmasse  abzuliefern.  In  einigen  Beziehungen 
stimmt  Art  16  Absatz  2  des  Österreichisch -serbischen  Vertrages  mit  den 
zitierten  Normen  ftberein.  Dieser  Vertrag  schließt  die  Ablieferung  der  eben 

käme  oder  i\lv  aiisiriurli.^clio  Konkurecröffmiiii:  aucli  <la>  im  Tnlande  befiiulliclic  Voniioijeii 
de»  tiemeiu»cliiUduors  umfasse.  £s  binteben  jedoch  eiuzelue  Kouaularverträge,  die  aucb  für 
die  Kompetenz  in  Konkiimadini  «riMblicb  slod.  Diw  bebt  Helll  a.  a.  0.  43,  44  hervor. 
Vgl.  auch  Lothar  v.  Seuffort  a.  a.  0.  SS,  34. 

1)  Anders  der  württombergiach-schweizeriacho  Vertrag  von  1S26  Art.  4  in  welchem  die 
Wirkung  des  (SrundHatzes  der  Univcmlität  auch  bezQgüeb  der  Immobilien  anerkannt  wurde. 
Siehe  den  Vertrag  bei  Meili  a.  a.  0.  S.  2  ff. 

2)  VgL  aaeh  den  fraozOeiMdi-belgiacheo  Vertrag  toiu  Jahre  1899  (Art.  8>. 
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bezeichneten  VermögensstQelie  gleichfalls  aus;  es  wird  aber  zu^lcit  ]i  verfilgt^ 
daß  in  derlei  Fällen  der  nach  vollstandip^er  Befriedigung  der  hier  in  Frage 
stehenden  Ansprüche  erübrigende  Vermögeiiarest  an  das  Konkui-sgericht  ab- 
zuliefern ist. 

II.  Gegenüber  der  ofifensichtlichen  Bedeutung  des  Universalitätsprinzips 
für  den  Handel  nnd  die  Sicherheit  der  an  dem  internationalen  Verlcelir  be* 
teiligten  Vermögensinteressen  ist  es  begreiflich,  dafi  namentlich  in  der  Neuzeit 

das  Streben  nach  Schaffung  eines  universellen  Staaten  Vertrags  zur 
Re{!:ulierutifj:  des  Konkursrechts  in  den  Vorderj^rund  tritt.  Das  hier  in  Frage 
stehende  solidai  ifche  Interesse  fand  bislang  nur  in  Einzelverträgen  der  Staaten 
seine  Befriedigung,  wobei  iibrigeiLs  die  Mannigfaltigkeit  der  Ordnung  dieser 
Materie  nicht  flbersehen  werd«i  darf.  Die  Notwendigkeit  d«r  Beform  in  dem 
oben  angedeuteten  Sinne  wurde  von  der  Doktrin  und  Ton  wiasenaehaftliehen 
Vereinigungen')  eneif^'iscli  betont. ■■^) 

§  124.  3.  Die  nichtstreitige  (Je richtsbarkrit.^)  Die  IlHiiptmaterien  des 
nichtstreitigen  Verfahrens:  die  Behandlung  von  ^achUissen,  die  Bestellung  von 
Vormundschaften  und  Kuratelen  —  finden  in  zahlreichen  Eiuzelverträgen  ge- 
meinsame Normiming.  Da  es  sieh  hier  nicht  eigentlich  um  Akte  der  Rechts- 
hilfe handelt,  sondern  um  selbständige  .Akte  der  Gerichte  des  Staats,  in  dessen 
Geliiet  sich  der  Nachlaß  des  Ange]iüi'ii,nMi  des  anderen  kontraliicreTideii  Staats, 
ih'v  riuuiindii^e,  dessen  Vermiigfen  u.sw.  betindct.  so  sind  die  liier  in  iietracht 
kümmenden  .Normen  entweder  in  anderen  Vertiägen  —  uamanilich  den  Kon- 
solanrerträgen  —  oder  in  besonderen,  lediglich  jene  Materien  betreffenden  Ver- 
trägen^) aufgenommen.^)  B«saglich  der  Verlassenschaften  enthalten  die  Ver^ 
trtge  in  der  Regel  sehr  eingehende  Vereinbarungen  über  das  Einschreiten  der 
Eonsulen  zum  Zwecke  der  Sicherung  und  Ablieferuns:  des  XacliluOvernifigens 
der  im  Emi>f;niirsstaate  verstorbenen  Konnationalen  (Anlegung  der  Siege),  Auf- 
nahme des  Inventars  der  beweglichen  Güter  und  Effekten,  Anordnung  der 
Versteigerung  jener  beweglichen  NachlaAsaclien,  die  dem  Verderben  unterliegen, 
Verwaltung  und  Liquidiamog  des  beweglichen  Tdles  des  Nachtaases  n.  s.  w.). 
Bezüglich  der  Vonnnndscbalten  &  jetzt  das  Haager  Abkommen  oben  S.  374. 

1)  B.  deren  Vonchläge  bei  Meili  a.  a.  O.  59  ff.;  Amnaire  XI,  115;  XIII,  279;  Xi.X, 
US,  SOO ;  XX,  84. 

2  t  Der  in  den  Jahren  1S79,  1880  von  dem  Deutschen  Reiche  nnd  Österreich  untcr- 
Quuiiueue  Versuch ,  einen  Rechtshilfevertrag  abzuschließen,  m  dem  auch  das  Konkurarccht  Auf- 
naluue  finden  sollte,  blieb  ohne  Erfolg.  AulIi  dio  Bestrebungen  der  Hatger  Konferaman 
(IS'.n.  isw,  1900,  19041  in  der  Riphtung  der  Herstellung  eine»  Universalvertragi?  btioben  ohne 
Erfolg.  Es  wurde  [\mi)  lediglich  ein  Vertragamuater  für  den  Abschluß  von  Einzel veitriSgea 
«Dtwoifen.  Vgl.  Meili  a.  a.  0.  n  ff. 

S)  Boehin,  Handbuch  der  iDtornutionalen  Naclilaßbchandinng:  t2.  Aufl.  IS95);  v.  Bar, 
Theorie  I  8.  117 ff.,  il  i^.  471;  Lammasch,  HH  lU  S.  4di;  Ririer,  Pmcipes  I  p.  345; 
Aaaer-BiTier  I.  c  p.  seaq. 

■Ii  Z.  B.  Vertrag  zwischen  der  österrcicliisih  uii^'arisL'hen  Monardiie  und  Serbien  vom 
6.  Hai  1881  (Nr.  8tt)  ROBl  1882)  „wegen  Bebandlimg  der  Verlaaacnscbafteo,  BesteUmg  von 
Vonmuidseballen  and  Kuratelen  .  .  .* 

51  Der  französiscb-scbwcizcriache  Recbtshiirevertrag  eotliilt  dnige  Beatinunangieii 
über  tiefenstindo  dee  nicbtatreitigen  Vorfalircns. 
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§  125.  4.  Reclit^iiilf'e  in  Strutsachen  >).  Die  Frage  über  deu  Umfang 
der  staatlichen  Strafrecbtspflege  findet  nach  dem  heitigen  Stande  des  fnteiv 
nationaleii  Strafrechts  in  den  verschiedenen  Oeset^ebungen  eine  verschiedene 

Lösung;  im  ganzen  laasoi  ideh  zwei  Qesichtspunkte  erkennen,  von  denen  im 
positiven  Rcclit  ansirpfran^en  wird:  einerseit«!  wird  die  Strafanf«rabe  des  Staats 
vorwiegend  auf  jene  i  atbe-^tände  beschränkt,  die  eine  engere  Beziehung  zu 
der  Strafgewalt  des  eiozelnen  Staats  aufweisen,  anderseits  wird  in  einigen 
Gesetzgebungen  dem  Staate  eine  universellere  Aufgabe  bezflglich  der  Bekftmp- 
fiing  des  Verbrechens  nnd  der  Verbreeher  vindiziert.  Mag  auch  immerlün  die 
die  erste  Omppe  neben  dem  einseitigen  Prinzij)  der  Territorialität  noch  ge- 
wisse Konsequenzen  aTiib'r*  r  I'i  inzipien  (dt  r  Pciscnalität  usw.)  anerkennen  — 
eine  erschöpfende  Würdigung  linden  die  aktuellen  Bedürfnisse  der  heutigen 
KecUtsordnung  auf  diesem  Wege  nicht;  man  beschränkt  sich  eben  auf  einige 
Konzessionen  und  scheut  sich  insbesond««,  jenen  Anforderungen  an  die  Rechts» 
pfl^  des  einzelnen  Staats  gerecht  zu  werden,  die  mit  der  internationalen 
Gemeinschaft  und  der  Solidarität  der  Interessen  der  Staaten  gleich- 
ai'tiger  Knltnr  licnte  zweifellos  gegeben  sind.  Dies  qrilt  insbesoiKlere  von  den 
Bestimmungen,  die  sicli  auf  die  von  Ausländern  im  Auslände  ht'f,Miif<eneu  Ver- 
brechen beziehen.  Hier  begnügt  man  sich  in  dei  llaupt.sacbe  mit  der  even- 
tneUen  Bereitvrilligkeit  zur  Anslieferung.  Den  Standpunkt  universeller  Rechts- 
pflege halten  nur  einige  Staaten  (Österreich-Ungarn,  Italien,  der  russische 
Entwui-f)  fest.  Das  .spröde  Verhalten  der  Gesetzgebung  und  Doktrin  gegen- 
über der  universelleren  Auffas-^unf^  doy  Strafaufq-abe  des  Staats  ist  aber  in  der 
Tat  weder  im  Bereich  dei  hiten  der  alteien  ivielitung  im  Strafi-echt.  noch 
auf  dem  Boden  der  wesentlich  praktische  Ziele  verfolgenden  heutigen  Kichtang 
der  Strafi^htslehre  zu  rechtfertigen. 

Die  heutigen  Ansehauungea  wurzeln  einei-seits  in  der  Forderung  einer 
wesentlich  prakti.sche  Ziele  verfolgenden  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt  im 
Bereich  der  staatlichen  SchutzaufiErabe.  anderseits  in  einer  zutreffenden  Ei- 
kenntnis  des  materiellen  Zusammenhangs  gerade  dieser  Schutzaui- 
gabe  mit  der  Tatsache  der  Koexistenz  der  zivilisierten  Staaten 
nnd  der  Gleichartigkeit  ihrer  Aufgaben,  die  hinwieder  in  der 
Solidarität  betreffender  Interessen  ihren  Ausgangs punkt  findet. 
Eine  Erfolg  verbürgende  Bekämidimg  des  Vei  bi .  ( liei  tuin.s,  kann  nur  in  der 
Weise  gedacht  werden,  daß  man  sich  des  Zusammenliaiit,'s  der  eigenen  Wirk- 
samkeit des  einzelnen  Staats  nnd  der  gleich  intensiven  Wirksamkeit  der 
andeien  Staaten  eines  größereu  Kulturgebiets  bewußt  bleibt.  Der  Tatbestand 
des  einzelnen  Verbrechens  ist  allerdings  allemal  eine  lokalisierte  Erscheinung; 
allein,  wenn  wir  dabei  jene  Straffälle  ins  Auge  fas-^cn,  die  sidi  als  Angriffe 
auf  solche  (Jüter  de.<5  individuellen  und  gesellschaftlichen  Lebens  darstellen, 
deren  lnte<>:ritilt  allenthalben  als  Rediufrung  einer  zivilisierten  Rechtsgemein- 
schaft erkannt  wird,  so  sehen  wir.  dfUi  das  (ietühl  der  Sicherheit  in  der  Ge- 

1)  Die  Auaffilinutgeo  über  Rechtshilfe  in  Strafsaciicn  sind  f^cwöbnlidi  in  den  dem 
widitigitlen  Akt  der  iotenuitioiudeD  Rechtshilfe  —  der  AtuUcferung  —  gewidmeten  Aifaeileii 
eutlialtcn. 


Digitized  by  Google 


390 


fflebcntes  Bncb.  Gcmeiiuame  Wirkumkdt  der  StMteo  etc. 


Mllsebaft  nur  dann  annähernd  vollständig  gewährleistet  werden  kann,  wenn 
die  Rechtsgenossen  die  Überzeiignni^  gewonnen  haben,  daß  die  Beaktion  der 

Strafgewalt  gegen  die  einzelne  Straftat  und  den  einzelnen  Verbrecher  nicht 
eine  vereinzelte  Aktion  fies  EinzeUlaats-,  sondnin  ein  organ isch es 
Glied  der  GHsamtaktiuii  der  zivilisiert  t-ii  Staaten  gegen  das 
Verbrechertum  bildet.  Die  Verbrechen  haben  in  be/ug  auf  eine  grolie 
Reibe  von  Delikten  den  Charakter  vereinzelter  Erscheinungen  abgestreift; 
ihre  Urheber  dttrfen  recht  wohl  als  die  Glieder  eines  die  Gesellschaft  be- 
lästigenden und  gefährdenden  Komplexes  von  Personen  bezeichnet  werden,  für 
die  der  Ausdruck  ..Verbrcrhprtnm''  durciiaus  zittn'ft<»nd  ist.  Dieses  Verbrecher- 
tum erscheint  aber  lieiile  bezüglich  der  Mehr-iahi  der  von  ihm  verursachten 
Übeltaten  als  ein  internationales  Übel.  Eine  noch  so  rationelle  und 
energische  Reaktion  der  einzelnen  Strafgewalt  gegen  den  einzelnen  Vo'breeber 
bildet  innerhalb  jener  Gesamtaktion  nur  dann  ein  erhebliches  Moment  wirk- 
samer Bekämpfung  des  Verbrechertums,  wenn  wir  die  Überzeugung  haben,  daß 
die  koordinierten  Strafg-ewalten  anderer  Staaten  in  analos^en  Füllen 
gleichartig  vorgehen,  denn  nur  damit  ist  die  Wirksamkeit  der  Aktion  uiul 
"Waclisamkeit  des  Einzelstaates  eiuigermalJen  gewährleistet.  In  der  Tat  haben 
die  Kulturstaaten  eine  nationale  und  vielfach  gemeinsame  Tätigkeit  zum 
Schutze  des  Rechts  entwickelte  in  welcher  der  internationale  Charakter  der 
Aufgabe  zum  Ausdruck  gelangt.  Wie  die  präventive  Richtung  der  Bekämpfung 
des  Verbrechertums  eine  internationale  Seite  aufweisr  und  heute  namentlich 
gegenüber  gewis.sen  autisuzialeu  Bestrebungen  zur  Teilung  kuuimt,  so  ist  dies 
auch  bei  der  repressiven  Richtung  der  Fall.  —  Die  Solidarität  der  Interessen 
der  Staaten  gleicher  Kultur  mag  nun  nach  dem  Gesagten  immerhin  in  der 
Gestaltung  des  internationalen  Strafrechts  noch  nicht  in  allen  Konsequenzen 
Anerkennung  gefunden  haben;  indessen  weist  doch  schon  das  heutige  inter- 
nationale Recht  auf  dem  Oebiete  der  Strafverfol  2-ung  eine  stattliche  Reihe 
von  .Normen  über  gegenseitig  zu  leistende  Rechtshilfe  in  Strafsachen, 
insbesondere  über  den  wichtigsten  Rechtshiifeakt  —  die  Auslieferung  von 
Verbrechern  —  auf;  in  diesen  Einrichtungen  kommt  das  Bewuftts^  der 
Interessensolidaritlit  und  der  Solidarität  der  Rechtsordnungen  der  £inzelstaaten 
der  internationalen  Gemeinschaft  zum  Ausdruck. 

§  120.  a)  Akte  der  Rechtshilfe  in  Strafsachen  außer  der  .\H.Hlle- 
ferung a)  Die  Notwendigkeit  einer  Mitwirkung  tremder  Staaten  für  die 
Zwecke  dw  StraQustiz  ergibt  sich  in  erster  Reihe  bezüglich  der  Ladungen 
(eines  Beschuldigten  oder  Verurteilten)  und  der  Zustellungen.  Da  hier  kein 

\)  Vgl.  V.  Hartitz,  Rocbtshilfe  I  4S0,  431.  Lammascb.  UH  JU  567,  56S,  wo  ab«r 
de  lege  ferenda  gegenüber  der  jetzigen  Hegel  der  Niditvoltetrerktinfr  auslilndischer  Strafurteile 
darauf  aufmerksam  gemacht  wird,  daß  pi»  h  Vcri  inb!inin<roi)  üIkt  die  I'rditskraft  der  Urteile 
fremder  Strafgerichte  ailerding^i  empfetileu  Hürdcu  <iu)  (jegiii!>atzti  lu  »eibstäudiger  und  ein- 
mA^W  Anfitelluug  gesetzlicher  Numicn  über  dieaen  Gegeoatond).  Weiterhin  aoHten  «ndl  die 
Fragen  Ober  die  Wirksamkeit  au.-irnidiacher  Urteile  bozuiriich  der  Aberkeiintin;:  frcivi^ser 
Rechte,  üb«r  dio  Bedeutung  einer  V'crurtoiluu^  iiu  Auslande  für  die  Beurteilung  des  Vor- 
haudeoBdiu  tob  Rickfall  u.  a.  w.  entaehleden  werden«  V^gt  in  letsterer  BedebnuK  Cuebe 
tn  der  RG  III  SS7  »q.;  daxn  meine  Abh.  in  der  Erit.  Viertalialireswlirift,  N.  F.,  II  4T4ff. 
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Eingriff  in  die  fremdenrechtlidie  Stellung  des  Beschuldigten  bezv.  Ver- 
urteilten liegt,  und  der  Staat  keine  Yorpfliehtung  zur  Anwendung  von  Zwang 

übernimmt,  wird  diese  Rechtshilfe  unbedenklich  geleistet  werden  können. 
Gleichwohl  enthalten  erst  nenf-re  Verträ«:e  (seit  1869)  Vei-einbarnn?en  über 
Zustellungen  aller  Art;  sie  ciitlericren  aber  in  manchen  Punkteu,  so  be/.üglich 
der  Staatsangehörigkeit  dei'  Person,  an  welche  die  Zustellung  bewirkt  werdeu 
soll  und  bezflglich  des  QegenstandoB  der  Strafverfolgung  —  so,  wenn  die 
seitens  Belgiens  geschlossenen  Verbrüge  die  Zustellun;,^sptlicht  auf  nicht  politische 
Strafsarheii  beschränken  ')•  —  Bezüglich  der  Übermittlung  ist  in  einigen  Ver- 
trägen (im  (  Gegensätze  zu  dem  weitläufigen  diplomatischen  Wege)  ein  unmittel- 
barer Verkehr  der  Gerichte  auerkauut. 

fi)  Beweiserhebungen  fliegen  im  Bereich  der  zivilisierten  Staaten 
auch  ohne  vertragsmftßige  Vereinbarung  auf  Ersuchen  anslftndischer  Strafgerichte 
vorgenommen  zu  werden  2).  Die  Erledigung  der  Requisition  erfolgt  nach  in- 
ländischem Recht.  Die  Bereitwilligkeit  zur  Vornahme  von  Bewfisei  liebungen 
bezw.  die  l'henialime  der  Vertragfpflicht  bezüglich  dieser  Klasse  von  Rechls- 
liilfeakteu  beschränkt  sich  auf  nicht  politische  Sti'afsachen ;  die  Mitwirkung 
wird  auch  versagt  In  rein  militäiischen  und  fiskalischen  SUafsacheu;  so- 
dann in  Fallen,  in  denen  die  Ankla^etat  nach  den  Strafgesetzen  des  er- 
suchten Staats  nicht  strafbar  ist  —  Uber  die  Zeuguispflicht  und  die  Pflicht 
zur  Abfrabe  eines  Sachverständifrengutachtens-  (bezw.  die  Eidespfliclit  dieser 
Per>oneiii  entscheidet  das  Recht  des  Aufeiithaltsstaatii.  Eine  Verpflichtung 
vor  dem  ausländischen  Gerichte  zu  erscheinen  und  auszusagen,  kann  nur 
durch  Staatsvartrag  begründet  werden.  Die  Vertrage  beschlinken  sich  jedoch 
auf  die  Zusage  einer  AuCfordernng  an  d&k  Zeugen  —  ohne  Androhung  von 
Zwangsmaßregeln.  Dem  Zeugen,  der  freiwillig  der  Autforderung  Folge  leistet, 
werden  die  Kosten  der  Reise  von  dem  requirierten  Staate  vorgeschossen  *\ 
Die  Verträ2:e  i-uthalteu  auch  die  Zusai;e.  daß  derlei  Zeugen  wegen  eines  De- 
likts, das  sie  im  Gebiete  des  ersuchenden  Staates  begangen  haben,  oder  wegen 
Teilnahme  an  einem  Delikte,  dort  einer  Strafverfolgung  nicht  nntei-zogen 
würden.  —  Die  Gewährung  der  Rechtshilfe  ist  auch  unter  Staaten,  die  einen 

1 )  Gegen  diese  Bescbränkuug,  sowie  gegen  die  Bescliruukuug  der  Zuatcüung  lediglich  au 
Anj^'chörige  des  miuirietemden  Staats  sprechen  mancherlei  GrOnde.  Sidie  Nibem  bri  v.  B«r, 
Lehrb.  S.  329  Aum.  1;  Lammasch,  HH  III  S.  S71  ff. 

2)  äeit  der  Miit«  üies^  Jahrhunderts  enthalten  die  Ausliefcrungsvei  triigo  zugleich 
y«rdiib«nuigeB  Uber  ReqaiiiMonen  te  StnfMdieD.  Die  engUaeiie  AtuHeferiiognkte  ISTS  kennt 
mir  eine  ^csctzlirlic  I'flicht  der  (icricbtp  gegenüber  einem  eii früpch en  ftaats- 
sekretär,  auf  dessen  Aufforderung  für  eine  ausländische  (nicht  puUtischc)  Strafsache  Be- 
weuerhebiuifeii  »i  pflef^flo. 

3)  Auch  dann,  wenn  in  dem  betreffenden  Vcrtiaee  in  ilicHer  I^iclitnn^'  keine  ausdrück- 
liche Beschränkung  cutlialtea  tat.  Doch  weidea  hier  allgemeia  nur  Bela»tung!»bcwcisc  Toraus- 
giSMtet;  Bewnserhebungcn  za  ChuMten  des  wegen  obmb  pölitiBchen  Delikts  Angeklagten  wer- 
den nicht  abgelehnt.   Vgl.  des  Ntberen  I^auimasoh,  Anslieferungspf licht  S.  S48fr. 

4)  Anders  Art.  9  des  österreicliiscli-schweixerischen  Anplieferungsvertrags  von»  Jahre 
Ibäö,  wuuadi  in  außerunlentliciiou  t'älku,  „weuii  für  die  llcrstolliintr  der  Identität  de» 
Verbrechen  oder  zur  Erwalimng  des  corpus  delicti  notwendig  ci-bcliciut  .  .  .  dio  2Sengen 
gefenaeidg  «udi  penOniich  jederzeit  an  stellen  Bind^  Lnmmaacb,  liil  iii  S.  ö7T. 


Siebcutofi  Buch.  UcaiciQsamc  Wirksamkeit  der  äuatcn  etc. 


§  127. 


Ausliefeiuugsvertiag  geschlossen  haben  (abgesehen  von  obigen  Be.scln  äiikuiiiifen), 
nicht  anf  AusKeferungsdeUkte  beschränkt;  ferner  hat  die  Staatsangehörigkeit 
des  Beschaldigten  regelmftßig  keinen  EinflnD  auf  die  Oewähmng  der  Rechts- 
hilfe  Vj.  —  Bezüglich  der  Mitteilung  von  Urkunden  und  Beweisstürlct  ii  wii  d 
CTentuell  das  Ermessen  der  reqnii  iertpti  Beliiirde  zu  entscheiden  liaben 
—  Die  Kosten  (mit  Ausnalnne  jener  iiiv  (jutachten  der  Sachverstäinlig-eii,  der 
Reisekosten  eines  Zeugen,  der  vor  dem  eii»ucheuden  Gerichte  Zeugnis  ablegen 
seil  ond  der  Kosten  des  Transports  fttr  eine  Konfrontation)  hat  nach  den 
Vertragen  die  ersuchte  Regierung  zu  tragen. 

§  127.  b)  Die  Anslieferung^i.  I.  Sie  ist  der  wichtigste  Reehtshflfeakt 
in  Strafsachen.  Die  durch  Ansliefersimf  geleistete  Rechtshilfe  besteht  darin, 
daß  ein  Staat  einem  anderen  durcb  zwano-sweise  Mberliefening:  von  Individnen, 
die  sicli  in  seinem  Gebiete  aufhalten  und  einer  der  Kompeteii/s  des  anderen 
Staates  unterliegenden  strall)aren  Handlung  verdächtig  bt-zw.  angeklagt  oder 
solcher,  die  bereits  Terurteilt  sind,  die  Durchftlbrang  des  Prozesses  bezw.  die 
Vullstrecknng  des  Straflirteits  erm4)glieht  D^*  aasliefernde  Staat  erfällt  durch 
diesen  Akt  der  Rechtshilfe  eine  doppelte  Funktion:  er  befriedigt  nämlich  in 
erster  Reihe  das  Interesse  des  anderen  Staates  au  der  Realisierung  der 
Kt'cbtsscliuizanfgabe  in  dem  konkieten  Falle  eines  bestimuileu  Ötraf- 
piozetise;»  bezw.  einer  bestimmten  Sliafvüll>treckuiig;  er  erfüllt  aber  auch 
damit  die  ihm  als  Mitglied  der  internationalen  Gemeinschaft  obliegende  Auf- 
gabe, mit  den  ihm  zur  Verfügung  stehenden  rechtlichen  Mitteln  und  Mitteln 
gesetzlicher  Zwangsgewalt  zur  Befriedigung  d^  solidarischen  Interesses  der 
Staaten  gleiclier  Ticcbtskultur  an  dem  gesicherten  Bestände  dei  l^eelitsordnung 
überhaupt  beizutragen.  Da  die  Erkenntnis  der  Sdlidarität  des  Interesses  an 
der  Bekämpfung  des  Verbrechertums  in  der  Zeit  gegenseitiger  Isolierung  und 
Selbstgenügsamkeit  der  Staatiai  f»Ut,  so  ist  es  erkläi'lich,  daS  die  Ausbildung 
des  Auslieferungsrecbts  mit  der  Entvricklnog  des  modernen  Völkerrechts  Aber* 
haupt  zusammenfällt;  die  Entwicklung  der  internationalen  Gemeinschaft  und 
des  Völkerrechts  führte  zur  Ausbildung  dei*  Ausliefet ung  als  Völkerrecht- 


Ii  Anden»  Art.  12  Abs.  2  de«  franzöaisch-baycrischeu  Vcrti:ij;.-»  miii  t»>fiD. 

2)  Laiiiniasch,  UH,  454  ff.;  DerMvlbu,  AuölieforuogApfliclit  uua  Au»liefcruagsrecüt 
(1887|;  Derselbe,  Das  Recht  der  AualieTenuig  wegen  poUtiaeher  Vcrbrocben  (l&M); 

V.  Martitz,  lutcniationalo  Hcclit^hilfo  in  Strafsacheu,  2  Bde.  (IS!^S,  lS9Tj;  v.  Liazt,  §  32: 
Derselbe,  üutaditoji:  Sind  glekko  Ginodsäue  de«  interuatioDalen  Strafr.  t  d.  eiuvp. Staatea 
anmstfebeB?  ll8S2h  Barbnrger,  Kiit.  ViertdjahfMhrift  2.  F.  XIII,  107(1.;  Graoloh- 

städtcu,  Der  internationale  Strafrcdifsverkchr  (ll5t>2l;  Wett»tein,  Die  Staritsan^'chörigkcit 
im  schweiscriacbca  AusUeferungsrccht  (1906);  Fleisch  manu,  Ausiieferuug  uud  NacheUe 
nach  deatschem  Koloeiairedit  (1906);  Hegicr,  Pnnzipieu  des  intoraationaleo  Strafredits 
(li»06j  —  Ducrocq,  Th^urie  de  Textradition  USt'T);  Billot,  Traite  de  l'extrad.  (lNT4i;  Bcr- 
nard,  Traite  do  l'extrad.  2  Bdo.  (lbT9).  —  Moore,  Treatise  uu  cxtraditiuu  (t&91;  Uawtey, 
Tbe  Law  of  intom.  cxtrad  (1$93);  Clark.  The  Law  o(  oxtrad.  |1903>;  Biron  and  Chal- 
mcrs,  The  Law  and  Practiee  of  cxtrad.  (IDO.Hji  Oppunlieim.  l  §§  327  8q.  —  Eine  umfang' 
reirhc  Mteralurangabc  mit  Hraug  auf  Frankreich,  Deiit<5cli!;ind  und  Italien  bei  Bonfils 
No.  455.  VgL  auch  A.  Zorn,  200 ff.  uud  die  S.  201  angeführtcu  Verträge  des  Deutseben 
Reidw. 
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liehen  Instituts')-  Das  heutige  Auslieferungsrecht  beruht  auf  einem  ein- 
heitlichen, mit  der  Idee  der  internationalen  Gemeinschaft  auf  das  engste  zu- 
sammenhängenden Grundgedanken  unl  steht  im  Dienste  einer  bestimmten 
staatlichen  Funktion  —  der  Strafrechtspflege  — ,  während  in  früherer  Zeit 
Auslieferung  aus  den  verschiedensten  Motiven  gehandhabt  wnrde  nnd  im 
Dienste  verschiedener  iDtei^essen  stand;  sie  erfolgte  außer  zum  Zwecke  der 
Verfolgung  iinil  Bestrafung  flftchtiger  Verbrecher  und  Strfitlinge  auch  aus 
politischen  Motiven,  ferner  zur  Sicherung  der  Interessen  des  Seeverkehrs 
idurch  Auslieferung  entlaufener  Seeleute  oder  KriPG^sschift'dosertenre)  oder  zur 
Sicherung  der  Interessen  des  Militärdienstes  (durch  Auslieferung  von  Militar- 
deserteuren);  ferner  erfolgte  Auslieferung  leibeigener  uod  gutsuntertäniger 
Personen,  ja  selbst  von  Sklaven  Während  sich  die  neneste  Gestaltung  des 
Auslieferungsrechts  und  dor  Attslieferungspfliclit  gerade  durch  eine  spezifische 
Eiuschräiikiin^:  infoliifp  des  p:riindsa(/.lieliHU  Aussclilusses  politischer  Delikte 
charakterisiert,  betrafen  die  im  Mittelalter  und  später  vorkommenden  Fälle 
vornehmlich  die  Auslieferung  tlli<  liUger  Untertanen  im  Falle  der  Anschuldi- 
gung oder  Verurteilung  wegen  politischer  Verbrechen.  Man  beliült 
heute  bei  der  AnsliefeniDg  als  völkerrechtlichem  Rechtsinstitnt  gleichzeitig 
das  konkurrierende  Interesse  des  Auszuliefernden  im  Auge,  soweit  es  in  dem 
heutigen  Fremdenrecht  zur  Anerkennung  gekommon  ist.  AValuend  früher 
politische  Zweckmäßigkeitsrücksichten  bei  der  Gewährung  oder  Verweigerung 
der  Auslieferung  entscheidend  waren,  anerkennt  das  heutige  Kecht  die  Kon- 
seiiuenzeu  pflichtmftfiigen  Asylschutzes  seitens  des  Aufenthaltstaat^  nnd  zieht 
der  Auslieferung  bestimmte  rechtliche  Grenzen.  Eiue  von  der  heutigen  Auf« 
fassung  des  Wesens  der  Auslieferung  verschiedene  Behandlung  ist  auch  jene, 
welche  die  italienischen  Juristen  des  Mittelalters  ansq'eliililet  hatten,  und  die 
für  die  Verhältnisse  im  alten  deutscheu  Ixeicli  maCirebende  liedeutuai?  erlangte. 
Die  Auslieferung  an  den  judex  delicti  cuuimissi  wurde  auf  dem  Boden  einer 
gemeinsamen  fiechtsordnung  der  chrisUicben  Staaten  prinzipiell  anerkannt 
nnd  zwar  als  Ausfluß  der  potestas  crimtnalis.  Es  handelte  sich  also  wesentlich 
um  eine  Frage  der  Kompetenz;  die  Auslieferung  erschien  als  ein  Gregeustand 
des  Pntzefjieclits :  sie  wrtr  ebenso  wie  die  Verliängung  der  Strafe  ein  richter- 
licher Akt,  nicht  Kechtshilte.  Allein  diese  prozelirechtliche  Behandlung  der 
Auslieferung  muß  sofort  versagen,  wenn  die  staatüiechtliche  Voraussetzung 
(wie  sie  z.  B.  im  alten  deutschen  Bdch  bez&glich  des  gegenseitigen  Verhält- 
nisses der  Territorien  gegeben  war)  fehlt  Die  prozeArechtliehe  Behandlung 
der  Auslieferunir  für  den  Auslieferungsverkehr  von  gegenseitig  unabbängigen, 
durch  keinerlei  staatsreclitliehes  l^and  mit  einander  verhundenen  Staaten  zu 
fordern,  bedeutet  die  Fiktion  «iner  föderativen  Einigung  der  völkerrechtlich 
unabhängigen  und  gleichberechtigten  Staaten. 

1)  über  die  Geschichte  der  Ausliefermitf  siehe  den  1  Band  dos  zit.  Workf«  von  Bcr- 
uurd.aodannLaiumaacb,  Au^iefcraiigitpnictit  und  In  Uli  Iii  8.457  ff.,  neae»tcuär.  Marti  tz, 
RechtähUfe  1  8.  47,  15»  ff.,  441  ff.,  Irobesoadere  Ava  der  noueatcD  Entwicklanf ,  DÜmlidi  »dt 
drm  belgischen  Auslicfcriinf,'!-;,Mset/.  vom  Jahre  lsS3  f^cwiilitieten  II  Band  dea  Werk». 

2|  Vgl.  V.  Martit£,  ReditebiUc  I  54  Atun.  11,  15S  if.,  vgl  mit  412. 
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II.  Die  Grandlftge  fttr  die  weitere  Entwieklniig  des  G«g«i^nde8  ist 

mit  der  Ausbildung  des  Souveräiietätsbegriffes  geji^eben.  Mafigebend  sind  aach 
liier  die  Auschauuii^eti  des  G  rot  ins';,  der  im  Gegensatze  zw  der  lierrschen- 
den  Anschauung,  nach  welcher  di^  Auslieferung  nur  als  Süche  des  iiulitischen 
Yeiliaheus  des  Aufeulhaltiistaats  betrachtet  wurde,  die  Auslieteruug  gerade 
80  wie  die  Bestrafling  des  fremden  Verbrechers  als  Pfliclit  des  Staates 
erklärt^  dabei  aber  die  Auslieferung  und  die  Bestrafung  als  zwei  weseotlicli 
verschiedene  Funktionen  auseinanderhält.  In  der  Urgierung  der  Pflicht  zur 
Auslieferung-  f^mi^  Orntius  so  weif,  daß  or  sif-  m  eituT  vollkoTninenen,  eventuell 
durch  Krieg  erzwingbaren  \'tiiitlii.liimi;^  i^estaltetc.  wählend  schon  sein  Xai  li- 
folgei'  Pufendorl  eine  rechtliche  Veriitlichtung  /ur  Auslieferung  nur  aus 
einem  Auslieferungsvertrage  abgeleitet  wissen  wollte.  Der  wesentliche  Fort- 
schritt in  der  Entwicklung  der  Doktrin  bestand  aber  jedenfolls  darin,  daß 
der  Auslieferung  die  Stellung  eines  Jüttels  völkerrechtlicher  Ordnung  im  Hin- 
hlick  auf  die  Anfjrabp  der  Staaten,  das  Verbrechen  zu  bekfl!n])fen.  viudiziert 
wurde.  ^\  ahreud  in  dei  Duktriu  im  Anschluß  einerseits  au  Grotius,  ander- 
seits au  i'ufendorf,  eutgegeugesetzte  Anschauungen  über  Strafrecht,  Straf- 
pflicht des  Staates,  Auslieferungsi'echt  und  Andieforungspflicht  sich  geltend 
machten,  bewegte  sich  die  Praxis,  unterstützt  vou  der  positivistischen  Richtnng 
in  der  Völkerrechtslehre,  bis  in  das  18.  Jahrhundert  nach  wie  vor  wesentlich 
unter  dem  FüntlnR  politischer  Konvenienz  und  Willkür.  Willkitrlirlies  Vor- 
gehen einzelner  Kegieriuig^en  (/.  B  die  T.ettres  de  rächet  in  Krankreich)-) 
mochte  vielfach  die  Staaten  abhaken,  Flüchtlinge  ungerechter  Verfolgung  zu 
Überliefern. 

III.  In  der  Zeit  seit  der  französischen  Revolution  weist  der  Ausliefernn^s- 
verkehr  schon  eine  Reihe  von  rechtlichen  Merkmalen  auf,  welche  die  Ausge- 
staltung eines  stündigen  Kechtsinstitutü  erkennen  lassen;  es  zeii^l  sich  dies  in 
dem  Streben,  die  (Frenzen  und  Voraussetzungen  der  Auslieferungspflieht  ver- 
uagsmaüig  le.sizustellen,  die  Beteiligung  der  Gerichte  bei  der  Erledigung  voll 
AuslieferuDgsfälleu  zu  sichern  und  ein  bestiuuutes  Verfahren  zu  normieren. 
Bis  gegen  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  erfolgte  die  Ausliefemng  zumeist 
auf  Crnud  spezieller  Übt  i  einkunft;  seither  tritt  infolge  der  Vermehrung 
und  Verbesserung  der  Verkehrsmittel  und  der  damit  gegebenen  größeren 
Mö<r]i('(ikpit  der  Flucht  der  Verbreclier  das  Hed iirfiiis  nach  Scliaffung  einer 
festen  Grundlage  des  Auslieferungsverkehrs  durch  Abschluli  allgemeiner 
Auslieferungsverti'äge  hervor,  innerhalb  dieser  dem  Anslieferongsverkehr 
günstigen  Strömung  tauchte  aber  die  mit  den  Verfassangskämpfen  und  den 
Gegensätzen  der  Regierungssysteme  des  modernen  Eui  opa  zusammenhängende 
Fra^re  der  Nichtgewährung  der  Auslieferung  wegen  politischer  Delikte  auf.  Ein 
beileutsaines  Monien  hildettc  anrli  das  Verhalten  Kurlands  seit  dem  Ende  des 
IS.  Jahrhunderts,  wo  die  AuM-hauung  zur  Geltung  kam,  dali  die  Nichtauslieferung 
die  gesetzliche  Kegel  bilde,  und  der  Schutz,  den  man  politischen  Flüchtlingen 
gewähre,  zu  einer  Ablehnung  der  Rechtshilfe  führe. 

1>  De  jure  b.  «c.  p.  Ii  21.        2)  v,  B«r,  Lehrb.  ä.  2!>l  Aam.  IS. 
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IW  In  einigen  Staaten  wurden  A  uslieferunff  sgesetze  iniblixiert, 
die  zugleicli  die  Bedingungen  normieren,  unter  denen  die  Kegierung  zur  Ab- 
Schließung  allgemeiner  Aoriieferangsverlrflge  errnftehtigt  sein  soll 

V.  Das  Institut  Ar  internationales  Recht  besch&ftig^te  sich  seit  dem 

Jahre  1877  in  einer  Reihe  von  Sessionen  mit  der  Auslieferungsfrage  -).  Die 
Verhandlungen  iiii'l  Resolutionen  enthalten  ein  reiches  Material  theoretischer  und 
in  aktisi  lier  Ei  wägungen  über  den  «Tegenstand;  sie  bilden  zusfleich  einen  wert- 
vollen Beitrag  zur  Lösung  einer  Keihe  von  Schwierigkeiten,  die  mit  der  Ür- 
gierung  der  Konsequenzen  der  Einzelsonverftnetftt  und  der  Betonung  der 
Forderungen  der  internationalen  Oemeinsohafb  gegeben  sind. 

§  128.  Fortsetz  II  nir.  T.  Die  Auslieferung  ist  ein  zwischen  zwei  Völker- 
recht ssubjekten  stÄttfiudeuder  völkerrechtlieh  er  Vorq-anpr.  Gesteht  ein  allge- 
meiner Auslieferungsvertrag,  so  wird  dun  Ii  diesen  nur  die  generelle  \"t  r- 
pflichtung,  auf  Ansuchen  des  andeien  Kuntraheuten  die  Auslieferung  zu  Im- 
wirken,  übernommen,  JenseitB  solcher  allgemeiner  individueller  Yereinbarung 
kann  von  einer  rechtlichen  Pflicht  zur  Rechtshilfe  bezw.  Ausliefemng  nicht 
gesprochen  werden^].  Die  iiriuzipielle  .\blehnung  der  Auslieferung  seitens 
einef»  ^litq-liedes  der  internationalen  <  Jemeinschaft  bedeutet  also  nicht  Negier ung 
einer  recht  Iii  heu  Tllicht,  soudern  Ablehnung  jener  nuiteriellen  Erwägungen, 
denen  sich  Veikehr  pflegende  Staaten  gleicher  Kechtskultur  auf  dem  Boden 
der  heutigen  internationalen  Oemeinschaft  nicht  zu  entziehen  pflegen.  Ans 
dem  Gesagten  ergibt  sich  aber  auch,  daß  Auslieferung  ohne  eine  allgemeine 
vertragsmäßige  Verbindlichkeit  allerdings  möglich  und  zulässig  ist,  weil  es 
juristiseh  nur  darauf  ankommt,  daß  die  erkannten  Motive  eines  bestimmten, 
dem  Kecht&.schutze  dienenden  Wrhaltens  in  der  konkreten  Benutzung  des 
Vertnigs  praktische  Bedeutung  gewinnen.  An  sich  dürfte  also  auch  gegeu 
eine  individuelle  Ausdehnung  der  durch  allgemeinen  AusKefemngsvertrag 
ftbemommenen  Pflicht  auf  andere  als  die  in  dem  Vertrage  bezeichneten  Aus- 
lieferungsfalle nichts  einzuwenden  sein.  Eine  selbstä,ndige  Frage  ist  es.  ob 
ein  solf'hes  IlinausGfreifen  über  einen  allfremeinen  Auslieferungsvertrag  nicht 
bedenklich  erscheint.  Konstitutionelle  Bedenken  haben  in  England  und 
Nordamerika  zur  Anerkenwnng  des  Grundsatzes  geführt,  daß  Auslieferungen 

1)  JÜa»  belgischü  Gesetz  vum  1.  Oktober  dem  das  Gesetz  vom  Ib.  Mäiz  lb74 
folgt«;  das  niederllndieche  GewtE  vom  S.  April  18T5.  das  InxeoiburKiaehe  Tom  25.  HSns  l&TO, 

die  englische  Extradition  Ait  das  kanadische  vom  27.  Ajiiil  1S77,  da.<  aigcntini^the 

Ibbb,  das  scbweizerUcbe  vum  21.^22.  Januar  lb92.  Auf  Aiircgun;?  von  v.  Bar  wurde  am 
28.  Jannar  1B92  im  Deutachen  Reictistag  ein  Reaolotionaantrag  eingebracht,  nach  welchem  die 
Regierungen  aufgefonlert  werden  sollton,  einen  Gesetzentwurf  betr.  die  Auslieferung  vop- 
aaiiegcn.  Die  Itesoluiion  wurde  jedoch  abgelehnt  Über  AusUeferungsgoset/c  int  gaozen 
«elie  Lammasch,  Ausliererungäpilicht  105  ff.;  v.  Marti tz,  Recbtsliilfe  I  432  IT.,  II  10, 
74»,  752. 

2)  Bericht  von  Brocher  1879  (Auuuuirc  III  u  IV  2t»7  ^(i.r  dir  ni  iidit  Ivt-iiinilt 
tSbU  bildet  die  Grundlage  der  Oxforder  Begeln  (Aoouairc  V  y.  7t>  sq.);  Modifikationsvoi-sciiiägo 
TOD  A.  BoliD  (Annuaiie  VIII  ISSeq^  IX  Ml  aq.,  von  Lammaaeb  (Anotmlre  X  iSS);  Be« 
ntongen  bezügUrh  »ier  politischen  Delikte  lAnnuaire  XII  ISf»?»!.) 

S)  Gegenüber  dem  Versuclie  von  Clarkoa.a.  ü.  1  ff.,  eine  solche  Ffliclii  nachzuweisen 
B.  Oppooheim  I,  {  S27,  Anm.  2. 
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sowohl  ohne  allgemeineii  als  Gesetz  verbintUieheii  Vertrag  wie  aach  Aber  den 
Rahmen  der  Yertrlge  hinans  unzulässig  sind.  Aoslieferungsgefietze  können  aller* 
dings  die  Regierang  auch  zn  individuellen  Auslieferangen  ermächti<]r«n.  Außer  den 

beiden  genannten  Staaten  preAvähren  ancb  Hnlzien  \\n<\  die  Niederlande 
die  Ausliefei'iiii!;  nur  auf  Grund  eine^i  zu  diesem  Kechtsliiüeiikt  vei  ptliclitenden 
Vertragsveihaluiisses.  Die  durch  Verträge  zui-  Auslieferung  nicht  verpflich- 
teten Staaten  pflegen  die  Gewfthrang  der  Auslieferang  von  der  Zusicherung 
der  Reziprozität  abhängig  zn  machen. 

ir.  Hat  ein  Staat  vor  der  Abschließung  eines  Auslieferungsvertrages 
ni"ht  prinzipiell  jede  Ausliefernnir  abirelelinl,  so  kann  der  Ri'ick^viTkiinjr  eines 
Vertrages  auf  Personen,  die  vor  de»»  Abschluß  in  das  (jebiet  lies  StMaieü  sich 
begeben  haben,  kein  niati^^ebender  Einwand  entgegengesetzt  werden.  Beginnt 
dagegen  erst  ein  Staat  anszuliefem,  so  wird  er  in  seinen  ersten  Verträgen 
deren  Anwendbarkmt  auf  Pei'sonen,  welche  sich  vorher  in  sein  Gebiet  be- 
geben hatten,  au.sdrücklich  ausschließen  müssen. 

§  129.  Fortsetznnc:.  Grenzen  der  Aiisliefeninffspfliclit.  1.  Pie  Idee 
der  xVuslieterung  liän^jt  naeh  dem  bisher  ixesagten  auf  das  ens^ste  zusammen 
mit  der  Gemeinschalt  von  Staaten  gleicher  oder  wenigstens  hümogener  Kechts- 
kultur.  Um  deswillen  wird  die  Übernahme  der  Pflicht  zur  Auslieferang 
gegenttber  solchen  Staaten  ausgeschlossen  sein,  deren  Rechtszuständen  nicht 
das  nötige  Vertrauen  entgegengebracht  werden  kann.  Unter  benachbarten 
Staaten  wird  die  Anslieferunf»'.spfliclit  aus  naheliegenden  Gründen  in  weitestem 
Umlang  Anerkennung  linden  können ')•  Kine  Hesiliiäukung  auf  V^r  ine  eben 
im  Sinne  der  bekaunleu  Legaleinteilung  ist  nicht  zutreffend,  da  nach  den 
Strafgesetzgebungen  mancher  Staaten  gerade  die  in  der  Praxis  am  hänflgsten 
vorkommenden  strafbaren  Handlungen  in  ihren  normalen  Begehungsföllen 
bloße  „Vergehen"  dai-stellen  und  nur  die  qualifizierten  Fälle  als  „Verbrechen*' 
behandelt  werden.  T"'nter  f^^^  Uen,  die  nirlit  aneinander  grenzen,  beschränkt 
man  jeducii  den  AiislielVrungsvei  kehr  auf  Delikte  der  schweislen  Art  und  die 
schwei-sten  Fälle  bestimmter  umfassender  Deliktsarten,  oder  es  soll  ein  in 
hypothesi  zu  erkennendes  Strafminimum  oder  Strafmaximum  entscheiden. 
Einen  weniger  gedgneten  Maßstab  bietet  die  in  thesi  im  Gesetze  angedrohte 
Strafe. 

II.  Mit  der  materiellen  Grundlage  der  Auslieferung.*«idee  li;!nft  es  zu- 
sammen, daß  in  der  streitigen  Frage,  nach  welchem  Recht  der  Au.slielerungs- 
charakter  der  dem  auszuliefernden  Individuum  zur  Last  gelegten  Tat  zu  be- 
urteilen sei,  Sberwiegende  Grttnde  für  die  Forderung  sprechen,  daß  die  Tat 
nach  den  Gesetzen  beider  Staaten  strafbar  sei'').  Die  Vertrüge  stimmen 
immer  mehr  mit  dieser  Forderung  überein;  die  Frage,  ob  die  Anklage  oder 
Verurteilung  sieb  auf  eines  der  im  Vertrage  bezeichneten  Delikte  beziehe^  hat 

S)  So  der  f raniOdsch-eoKliadi«  VertmfC  ISTS,  der  5BtflneiebisGh*uiigariMli-8«rblseh»  V«r- 

tng  l*»*^!  u.  8.  \v. 

1)  Andorer  Meiuuiig  Bernard,  1.  c.  II  2«»a  aq.  S.  dagegea  und  gegen  die  BcsddüiMV  de» 
XVI.  DeotMbm  JmktmtMfs»  (V«rhaiMll.  I  t  ff.,  U  314  fr.»  v.B«r,  GerichtasMl  XXXIV  4SI  ff. 
und  Lehrb.  2S7.  —  9ieho  auch  LammaBcb,  HH  III  4SI  ff. 
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der  wsachte  Staat  nach  seinem  Recht  zu  beurteilen.  Im  Zusammenhauge 
mit  der  heute  ttblichen  individuellen  Anfisählangr  der  Auslieferuiigsdelikte  steht 

auch  die  Forderung,  daß  die  Handlang^  unter  einen  dieser  Deliktstatbestände 
snbsuraierbar  ist.  Die  VcM  tnige  ei'strecken  die  Auslieferungspflicht  auch  auf 
Fcälle  des  Versiu-h s ')  uiid  iler  ^[itsehuld,  wenn  Versuch  und  Mitschuld 
Dach  den  Gesetzen  beider  .siuateii  strafbar  sind  bezw.  sonstige  Voraussetzungen 
d&r  Behandlung  des  Falles  als  Auslieferungsdelikt  (Strafhöhe)  zutreffen. 

III.  Derzeit  ist  (abgesehen  von  einigen  alteren  Kartellen)  Anslief^ngr 
ausgeschlossen  bei  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  militärische  Pflichten, 
Dc.^^v-rtion  und  Nichterfüllung  der  Wehrpflicht,  da  liier  zweifellos  teilweise 
auch  {»olitische  Mo!n«Mite  eine  Rollo  spielen.  Pa<:efren  werden  anf  Grund  \oii 
zahlreichen  Verträgen  entlauteiie  Matrosen  von  Handelsschiöeu  (auch  Kriegs- 
schiffen) auf  Gmud  einer  Requisition  des  Konsuls  ausgeliefert  2).  Ferner  findet 
keine  Auslieferung  statt  bei  Steuer-  and  Zollkontraventionen,  da  hier 
die  Voraussetzung  eines  solidarischen  Interesses  der  Staaten  an  der  BekAmpfuu^ 
dieser  Delikte  nicht  vorliejct^). 

IV.  Anlaß  zu  theoretischen  Kontroversen  nnd  \)raktischen  Schwierigkeiten 
auf  dem  Gebiete  der  Vereinbarung  von  Auslieferungsverträgen  geben  in  neuerer 
Zdt  die  politisehen  Delikte,  denen  (im  Gegensatze  zar  älteren  Zeit)  nament- 
lich dareh  die  Vereinbarungen  Belgiens  nnd  Frankreichs  (1834)  eine  Ansnahme> 
Stellung  im  AnsUeferungSTerkehr  vindiziert  wurde.«)  Diese  Ausnahme  ist  keines- 

1)  über  fbmnenrtioiu*  und  Eltiniiiatlonspriii^i[i  siehe  Hmrtitz,  BeditBliilfo  II  SS  ff. 
«.  ft.  ».  0. 

2)  Siehe  im  ganzen  darüber  PcreU,  Ausliefcroo^  deserticrtcr  Scbiff&maiuiiichalt  <lbS3). 

3)  Eine  sini^uiäro  Vereinbarung  ist  das  Zollkartell  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  ÖBtnraich-Uugiira  vom  G.  Dezember  1S9I.  Über  das  Bedürfnis  von  Vercinb&ruugeD 
ä\wT  ^cfcenscitige  Uateidrackmig  des  Scbleicbhandel«  unter  Nachbaretaaten  aicbe  Bar, 

l^lub.  305,  a«  6. 

4»  Lauimasch,  Das  Recht  der  Auslieferung  wegen  politischer  Verbrechcu  (18J>-I); 
HH  III  4^5  ff.;  V.  Martitz,  Ri-cIiiHhilfe  I  464,  U  UtO,  2M),  üTO  und  a  a  0.:  v.  Bar,  Leliib. 
SOeff.i  Kenault,  Des  crime«  pulitiquos  en  mati^rc  d'extraditiou.  -  Verhandlungen  dus  iti- 
■titats  not  Intem.  Recht  Annnaire  Ii.  oc,  inabosondore  Ober  dia  Oxforder  Regeln,  Ai-t.  13 
hh  15.  Alt.  13:  L'oxtradition  ne  pcut  iivoir  Heu  pour  fnits  politiquca.  --  Art.  14 :  L  Ktat 
rcquia  apprc^cie  sonveraioemuut,  d'apr6s  lea  ciraoustancc»,  si  le  fait  raiaou  duquel  Ixjitradi- 
tion  est  rtdam^c,  a  un  eaiacidre  politiqne.  Dana  cette  appr^ation,  il  doU  B*inipirer  dos  denx 
idecs  saivantes:  a)  Ix»  faits  qui  n'iinis.^i'nt  tdus  Ich  canictCics  de  crimes  de  droit  comniun 
(assaMinata,  incoidiea,  vola),  ne  doivent  pna  itre  i-xLotJtua  de  l'oxtradiuon  i  raison  seolemcnt 
de  llnteotion  poIHtqne  de  teure  antours;  b)  poui  aiipiecier  lea  fiiita  eommia  an  ooon  d^ue 
r^bdtioii  politfqii«^  d'une  inaurrection,  <m  d'ime  guerrc  civile,  il  faut  se  demauder  s'Us  seralont 
ou  non  pxpiis^R  par  les  usag:^  de  la  pnerrc.  —  Art.  15:  En  t<nit  ca»,  I'extradilion  pour  crime 
ayaut  tuut  ä  la  fois  le  caracti'ro  de  criiue  pulitique  et  di;  eriiiie  de  droit  euuimuu  ne  dcvra 
ttre  aocordC'O  que  si  r£tut  requ6caat  dünne  l'assurancc  quc  l'e.xtradö  ne  sera  pas  jug^  par  des 
tribunaux  d'exccption.  Auf  Anregung  A.  Rolin'.s  wurde  auf  fi rund  einer  einKtlienden  Ver- 
handlung (V.  Bar,  Desjardiu».  Feraud-Giraud,  Lauimasch  und  Weiss)  eine  revidierte 
FasMing  der  ML  18  and  14  der  Ozforder  Regeb  beecbhMeen:  L'extredidon  no  peut  fitre  ad- 
misc  pour  crime*  ou  d^lits  purement  politiqucs.  Elle  ne  sera  paa  admise  non  plus  pour  in- 
fractioos  mixtcs  ou  connexea  k  des  crimes  ou  ddits  politiques,  ausai  appellä^  dclits 
poHdqnee  rilatlf  e,  a  mofna  toatefok  qnli  ne  a'agiaM  dea  erimee  le»  ploa  gniree  «npoiot 
de  vae  de  Ja  monle  et  da  droit  eomnian,  cds  qne  raaaueinat,  le  meurtre,  renpoiaimnemcnt. 
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Wf^s  die  logische  Konsequenz  des  be^rifFlichen  Wesens  des  politischen  Delikts; 
SU-  findet  vieliiK^lii-  ilire  Ki  klärung  lediglich  in  den  Gegensätzen  dfi-  'R('£rievnT>sr<- 
sj'steiiie  und  der  Betonung  bestimmter  politischer  Tendenzen  einzelnciM  i  11. 
Es  ist  daher  uicbt  ausgeschlosseD,  wtsungleicb  kaum  wahrscheinlich, 
daB  die  wdCere  Entwiekhing  dieser  Msterie  wiedor  mr  BeBeitigiing  des  Grand- 
satzes der  NichtauslielSBra&g  wegen  politisch«»'  Delikte  führen  kann,  <)  sind  doch 
sclion  derzeit  Modifikationen  anerkannt,  die  sich  allerdings  zaniiclist  nur  auf 
dem  Boden  einer  genaueren  Erkenntnis  der  Xatur  des  politis^^hen  Delikts  und 
seines  verschipde!mrti£ren  Zusammenhanges  mit  gemeinen  Uelikt*^n  bewegen. 
Ein  Hindernis  der  Lösung  der  vorliegeudeii  Frage  wird  aber  voraussicht- 
lieh auf  lange  Zeit  binans  die  Schwierigkeit  einer  allgemeine  Anerkennung 
beanspraohenden  dognoatischen  Erkenntnis  der  Natnr  des  politischen 
Delikts  bilden  ') 

Nach  den  geltenden  Verträjren  ist  die  Auslieferung  '/iniRchst  ansgeschlossen 
wegen  sogenannter  absoluter  politischei  Delikte.  Nach  der  Praxis  der  west- 
europäischen Staaten  ist  die  Auslieteruug  aber  ancU  ausgeschlossen  wegen  so- 
genannter relativer  politiseher  Delikt«,  wenn  das  potttiscbe  Delikt  dareb  Mittel 
ausgef&brt  wird,  die  zwar  nicht  mit  dem  Tatbestande  des  betreffenden  Delikts 
(2.  B,  einer  hochverräterischen  TJnternehmnng)  notwendig  gegeben  sind,  aber 
gewöhnlich  anp^eweiidet  werden  (l)elit  roniplexe;.  feiner  bei  Delikten,  deren 
Begehung  in  Zeiten  politischer  Bewegung  durch  die  ünternehmunpr  des  jKilitischen 
Delikts  veranlaßt  worden  ist  (D6lit  counexe).  Allein  inj  Hinblick  auf  einen 
politischen  Zweck  können  die  an  einer  Bewegung  Beteiligten  sich  zn  den 
scheußlichsten  gemeinen  Verbrechen  hinreißen  lassen.  Es  ist  daher  dnrehans 
zutreffend,  wenn  das  Institut  für  internationales  Recht  in  seiner  neuesten  Fassting 
der  Oxforder  Regeln  den  Grundsatz  der  Xichtanslieferung  bezüglich  der  l  elativen 
politischen  Delikte  folgendermaßen  Jormuiiert:  Klle  (IVxtradition)  ne  sera  i)as 
admise  non  plus  poui'  infractions  mixtes  ou  connexes  ä  des  crimes  ou  delits 
politiqnes  relatU^  k  moins  tontefois  qa41  ne  s'agtsse  des  crimes  les 
plns  graves  an  point  de  vne  de  la  morale  et  dn  droit  commnn,  tele 
que  l'assassinat  etc.  Die  Berufung  auf  den  politischen  Zweck  oder  das  politische 
Motiv  kann  bei  diesen  Delikten  nieht  sfegen  Ansliefentnsr  nchützen.  —  Die 
gegen  Staatsoberhäupter  unternommenen  Attentate  haben  zuerst  in  dem 

mutilatioiu  et  lee  b)e«8ure«>  g^ravcn  volontaires  et  pn'^mC'dit^cs,  ios  teotative»  do  crimos  de 
OB  genro  et  lea  Attentats  aux  proprieti^»  par  inoendio,  explosion,  inoadation,  ainst  qne  lea  vola 
gravee,  notamment  ccux  (jui  sont  eommi»  u  main  »nn^e  «t  avee  viokncM.  —  En  co  qai  cod- 
ceme  leo  actes  couiniis  daus  Ii  1  our>  d'nnc  insui  nc  tinn  ou  d'nne  {fiierre  civlle,  par  l'une  ou 
l'autre  dea  partim  cugagd»  «laus  la  hittf,  et  dan»  l  inien-t  de  sa  cause,  ils  ne  pounont  dooDor 
Udo  Ii  l'extnMfition  qae  a'ila  oonatitiieDt  dea  aetee  de  vaiulalismo  d^'-rcndus  suivaut  les  lois  de 
1h  «riierre,  et  »culement  lorsquo  la  giieii-e  civile  n  pii>  fin  —  Vj^l.  noch  Provo  Kluit.  De 
deditionc  profuguruui  il!>2Uij  Soldau,  L'cxtrad.  de?  criminola  pulitiques (ISS'i);  Lammascb, 
Aiiallefenragapnidit  u.  s.  w.  20S  ff.;  Privaz,  Natura  et  effeta  da  principe  de  faayle  polf- 
tiqno  ti'^n"  •.  OppfutiCMm  ,  T  §§  333  sq. 

1)  Kivicr,  l'iiucipe»  1  p.  3Ö4:  U  ei>t  ä  prevoir,  et  cc  »e  nera  uii  r^el  progrcä,  qu'un 
Ira  ploa  lofn,  et  qoe  la  riiglo  do  la  non*extradition  ponr  infraotions  politiquce,  k  la  foi  inuti]« 
et  contrairr  ä  la  dinscieuce  ]'uridk|iie  moderne,  disparattra,  Gegen  diese  AnacbauilOg  DeueateoB 
Oppenheim  1,  §  S5i>.         2)  Vgl.  Oppeaheim  i,  |§  338  ff. 
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belgischen  Gesetz  vom  22.  März  1855  und  später  in  den  meisten  Verträgen 
tnr  Aufnahme  der  sogenannten  Attentatsklansel  >)  geflltart;  hiernadi  sollen 

Mord  und  Mordvei  such  ^:f'gen  den  Souverän  oder  ein  Mitglied  einer  souveränen 
Familie  nicht  als  politische  Delikte  angeselien  werden.  ^)  —  Über  die  Fiajre, 
ob  ein  betreffendes  Verbrechen  ein  politisches  sei,  entscheidet  der  um  die 
Auslieferung  ersuchte  Staat,  wobei  dem  freien  Ermessen  in  der  Beurteilung 
des  Chaiakters  der  Handlung  ein  weiter  Spielraum  offengelassen  werden  muß. 
^  Unter  dem  Eindruck  zahlreicher  Attentate  in  der  Neuzeit  vollzog  sich  eine 
Reaktion  in  einigen  Verträgen,  welche  Rußland  abgeschlossen  hat  8o  in 
den  Vfrtr.lgfn  mit  l^it-iißen  und  Bayrrn  (1860  und  1BS5),  in  denen  die 
Auslieterune:  ni(  lit  bloß  wecken  Verbrechen  ge^(«ui  Leib  und  T.eben  des  Souveräns 
sondern  auch  gegen  die  Ehre  (Majestätsbeleidigung)  stiitulieri  wurde,  in  dem 
Vertrage  mit  Spanien  (1888)  wird  das  Prinzip  der  Xichtauslieferung  über- 
haupt fallen  gelassen. 

V.  Im  Hinblick  auf  die  in  neuester  Zeit  sich  hftufenden  Angiiffe  auf  die 

Grundlagen  der  heutigen  Organisation  der  Gesellschaft  und  deren  wichtigste 
Kulturinteressen  ist  da.s  Bedürfnis  wirksamer  Bekämpfung  dieser  antisozialen, 
von  den  politischen  Delikten  wohl  zu  unterscheidenden  Verbrechen,  hervor- 
getreten. Solche  Verbrechen  sollten  allemal  der  Auslieferung  unterwoifen  sein.=*) 

§  130.  FortBetznng.  Niehtanslieferniig  von  Staatsangehörigen.  Straf- 
kompetenz  des  ersuehenden  Staates.  AnsliefemngsTerfaliren.  Es  gilt 
heute  die  Regel  der  Nichtauslic^enmg  der  eigenen  Staatsangehörigen;*)  sie 
steht  indessen  nicht  in  Einklan?  mit  den  Grundlaj^en  und  Voraussetzunsren  der 
Auslieferun^idee  und  mit  dt-n  Bediui^uugeu  einer  wii  ksameu  Strafverfolgung; 
in  Fällen  der  Mitschuld  sind  Überdies  mehrfache  Prozesse  in  verschiedeneu 
liäudem  notwendig.  England  und  Amerika  liefern  ihre  eigenen  Untertanen 
aus.  ~  Es  gilt  ferner  die  Regel,  daS  nur  dem  zur  Bestrafiing  des  betreffenden 
Delikts  zuständigen  Staate  ausgeliefert  wird.  Zustftndig  ist  r^elmftftig  der 
Staat,  in  dessen  Gebiet  das  Delikt  begangen  ist. 

Die  Ausliefernnjr  wird  regelmäßiqr  auf  diplomatischem  W'en^e  eingeleitet. 
Die  Entscheidung  über  die  Auslietcrungsfrage  ist  Sache  der  obersten  Staats- 
Organe.  Die  mit  der  Ausfuhmug  des  Auslieferungsbegehrens  verknüpften 
Eingriffe  in  die  persSnliche  Fi^eiheit  des  Anszuliefernden  erfordern  die  Mit- 

1)  AdIoU  für  die  belgiscbc  Attcntat»klau»el  gab  das  Attentat  Juk«  Jacquin'a  auf 
Napoleon  III.  1>$64.  —  Hetti^eDborg,  Die  AtteBtatBklwisel  i.  d.  AubI  R  (1906). 

2)  England,  ItMlU'ii  und  die  Sdiwoiz  Inittcn  die  Altcntatsklauscl  nicht  atiiconommen, 
Andameite  Veraucbe,  die  Frage  der  relativen  poliachen  Delikte  zu  regeln,  wurden  von  liuß- 
tand  18B1  and  der  äebwdE  ISÜS  uncenionmien.  In  Art.  10  dw  sdiweb.  AotHefeningsgesetzes 
üt  die  NidltaitölicfiTung  we^en  politischer  Delikte  als  Grundsatz  anerkannt:  Auslieferung 
soll  aber  auch  dann  stittfinden,  wenn  die  Handlung  vorwiegend  den  Charakter  eines  gemeinen 
Verbrechens  an  »loh  tifigt  Die  EntachHdung  dieser  Frage  ist  dem  Bnndesge rieht  vor- 
behalten, das  den  individuellen  Unist.änden  dos  einzelnen  Falles  gerecht  werden  kann.  Darlnv 
s(»wie  in  drai  rnistamt.  daU  ein  Gericht  diese  Vorfrage  zu  entsrtu  iiU  ii  hat,  wird  der  Vorzug 
diese«  Systems  tregeniiber  der  bel^.  Atuiitateiklausel  erkannt.  i5o  neucsteus  Oppenheim  1, 
§i  SS7  v.  339.        H)  A.  Rolin .  U  rC-pression  des  d^llts  anarcbistes  in  der  II  XXVI  itiaq. 

4)  z.  B.  §  9  des  deutschen  RStrQB  Art  8  der  bctijisehett  Veifwsung. 


400 


Siebontcs  Buch.  Gendimme  Wukumkdt  da-  Staaten  etc. 


f  ist. 


wirkangr  der  Grericbte.  Wfthrend  England  und  Nordamerika  die  betreffende 
Verfllg;ang^  ibren  Gerichten  vorbehalten,  genügt  es  in  den  übrigen  Staaten, 

wenn  seitens  der  Gtniclite  des  ersuchenden  Staats  ein  Vpihaftsbefehl  ergangen 
ist.  Das  Maß  der  Mitwirkung  der  Gericlite  Ix-i  drv  KiitsrlH'idniifr  über  die 
Zulassigkeit  der  Auslieferung  ist  iu  England  und  Nordamerika  einerseits  und 
den  Staaten  des  europäischen  Kontinents  anderseits  verschieden  normiert;  dort 
eine  weitgehende  Kompetenz  der  Gerichte,  hier  eine  (z.  B.  auf  Gutachten) 
bescliränkte  Kompetenz.  Erfordert  die  Ausführung  der  Auslieferung  den 
Transporr  der  Person  durch  das  Gebiet  eines  dritten  Staate;:,  so  ist  die 
Genehmigung  des  letzteren,  eventuell  dessen  Hilfeleistung  erforderlich.  Die 
Verträge  enthalten  darüber  naljei»'  Bt  stimmusen. 

(  131.  Rechtliche  Wirkung  der  AiiHlieferung. ')  Mit  der  rechtlichen 
Natnr  jedes  konkreten  Aaslieferungsaktes  ist  die  Fordernng  gegeben,  daß  der 
Staat)  an  welchen  die  Ausliefemng  erfolgte,  ohne  Zustimmung  des  ersuchenden 
Staats  oder  der  ausgelieferten  Person,  diese  nicht  an  einen  dritten  Staat  wegen 
eines  dort  begangener  Delikts  ausliefern  kann;  ferner  kann  die  ausjrplieferte 
Person  nur  wegen  jene«  Delikts  verurteilt  wei  den.  wehren  de&sen  die  Auslieferung 
ei'folgt  ist.  Man  bezeichnet  diese  Forderungen  als  den  Grundsatz  der  Spezialität 
der  Auslieferung.  Darana  ergibt  sich  vor  allem,  daft  die  Verurteilung  bezw. 
Bestrafung  nur  wegen  derjenigen  Tat  erfolgen  kann,  wegen  welcher  die  Aus* 
lieferung  gewährt  worden  ist;  sodann  aber  auch,  daß  die  bei  der  Bewilligung 
maßgebende  Qualifikation  nicht  verändert  werde.  -')  Dies  der  Standpunkt  der 
Verträge  seit  den  tiintziger  Jalnen.  Bei  vorhandener  [<l<  ntitHt  der  Tat  daif 
natürlich  duicli  anderweite  i^ualiiikationen  eine  Veiuriehung  wegen  eines 
politischen  Delikts  oder  eines  der  Auslieferung  überhaupt  entzogenen  Delikts 
nicht  erfolgen.  Hievon  abgesehen  wird  das  ersuchende  Gericht  eine  ander- 
weite Qualifikation  der  Verurteilung  zu  Grunde  legen  können.  Fehlen  der- 
artige Stipulationen  in  einem  Ansüefernn'rsvertvao'e.  so  ist  der  ersuchen'! St:int 
nur  berechtigt,  die  Tat  uutei"  einen  der  im  Verlrage  aulgezählten  Tai  bestände 
zu  subsumieren. 

Beim  Hervorti'eten  einer  Tat,  wegen  welcher  die  Verfolgung  des  Aus- 
gelieferten ausgeschlossen  ist,  hat  der  ersuchende  Staat  das  Recht,  den  Aus- 
gelieferten (auch  wenn  er  Inländer  ist)  auszuweisen.  Auf  solche  Fälle  bezieht 
sich  die  Bestimmung  der  Verträi^e.  daß  (wenn  keine  inimittelbare  Ausweisung 
stattfindet)  die  Verfnli^unir  einticlen  kann,  wenn  das  betretfende  Individuum  nicht 
binnen  einer  besiiuimten  Frist  das  Land  verlaßt  oder  wieder  dahin  zurückkehrt.^) 

f  132.  III.  me  Wohlfahrtspflege.  1.  Die  religldsea  Interessen. 
L  Mit  der  Verbreitung  des  Christentums  und  der  Ausbildung  der  christlichen 


1)  Lamniascb,  Atuibferangsiiflicbt  S.  73^  ff.,  HH  III  H.  555 ff.;  v.  Bar,  Lebrü. 
&  S22lff.;  MUHer,  Der  Ausgelieferte  vor  Gericht  USST). 

2)  Hit  Bmng  anf  Sect  8  Ko.  2  der  £xtndltioa  Act  187i)  »chlicßt  Eugland  nur  A««- 
lioffTunffsvcrträge  ah,  in  flrnrn  die  vollen  KfMiwciiionzcn  der  Spetialitit  der  Aualief enmg  an- 
crkumit  werden.         3}  äit-liü  durüber  v.  Bar,  Lehrb.  ö.  325 ff. 

4)  F.  Mirtena  II  &  105  ff.;  Heffter-OeffckeD  H  40  ^-i  Bivier,  Fnndf»  I 
p.  SIT  %q. 
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Weltansehaanng^  war  ein  die  Nationen  einigendes  geistiges  Band  geschaffen, 
zugleich  aber  auch  eine  der  wichtigsten  Voraussetzungen  der  Au.sbilduiii?  der 
internationalen  Geinciiiscliaft  und  des  Völkerrechtes  gegeben.  Die  Kiicheu- 
spjiltungen  hatten  zm-  Schaffung  politischer  Zentren  geführt,  die  sich  die 
Wahrung  der  Interessen  der  Angehörigen  beti-effender  Konfessioneu  vindizierten; 
anderseits  mnJite  es  der  Einflafi  des  Staats  avf  die  Begelung  der  konfessionellen 
Verhältnisse  mit  sich  bringen,  daß  die  konfessiondle  Oleiehberechtignng  der 
Untertanen  und  die  Freiheit  des  Glaubens  und  der  Religiousübung  der  Fremden 
vielfach  mißachtet  und  verletzt  wurden.  Damit  trat  aber  auch  die  Möglichkeit 
von  Tatbt'sUinden  hervur,  die  bezüglich  eines  eminent  internationalen  Interesses 
zu  internationale u  Akiiouen  der  Mächte  Aniaü  gab.  Diese  Anlässe  sind  nun 
allerdinga  in  nenestw  Zeit  unter  dem  Eisflnfi  einer  gleichmäßigen  Anerkennung 
der  Freiheit  des  Glaubens  und  der  Seligionsttbung  im  Bereicli  der  siviliiäerten 
christlichen  Staaten  auf  ein  Minimum  reduziert;  der  christlichen  Staaten- 
gemeinschaft  verbleibt  aVter  noch  die  Aufgabe,  gegeiiülM-r  den  Völkern  anderer 
Zivilisation  und  religiÜÄer  Weltanschauung  in  Folge  des  stets  zunehmenden 
Verkehrs  mit  jenen  Völkern  die  religiösen  Interessen  ihrer  chriitliclien  t  iiter- 
tanen  zu  schützen  und  durch  entsprechende  intmiationale  Mittel  dauernd  za 
gewährieisten.  t) 

II.  Die  erste  intematiouale  Aktion  der  Staaten  in  der  wichtigen  Frage 
der  Gleichberechtigung  der  christlichen  Konfessionen  ist  der  westphälische. 
Friedensvertrag  (1648;.  Seither  kam  es  zu  Vereinbarungen  (in  Friedens- 
verträgen —  bei  Gebietszessionen  — ,  Niederlassuugsverträgen,  aber  auch  in 
Handels-,  Schiffahrts-  und  Bftndnisvertrigen  und  in  selbständigen  Verträgen), 
durch  welche  sich  die  Kontrahenten  für  ihre  Gebiete  verpflichteten,  gegenseitig 
ihren  Untertanen  Freiheit  des  Glaubens  und  Kultes  zu  gewähren;'^)  auch  erwirbt 
einer  der  Kontrahenten  das  Recht  der  Fürsprache  für  den  Fall,  daß  die 
Üegierungshandiungen  u.  s.  w.  deä  anderen  Kontrahenten  gegen  die  religiösen 
Interessen  der  eigenen  Untertanen  gerichtet  sein  sollten.  ^)  Neuestens  sorgten 
die  europäischen  Mächte  im  Berliner  Vertrag  (1878)  fhr  die  Wahrung  der 
religiösen  Freiheit  in  den  unabhängig  erklärten  Balkanstaaten,  indem  die 
Anerkennung  der  Souveränetät  dieser  Staaten  geradezu  von  der  Ubeniahme 
der  Pflicht  zui*  gesetzlichen  Wahrung  jenes  Grundsatzes  abhängig  gemacht 
wurde. 

1)  Die  eingehende  UntcrsacbuuK  von  F.  v.  Martons  a.  a.  0.  zerlegt  den  Stoff  an  der 
Uaud  dieser  Unterscheidung  der  Bflüduuigen  der  ctuistUdutt  YdJlMT  wtcr  eiiunder  mi  tn 

deo  nichtchristlichcn  \'ölkcnn. 

2)  Kussisch'ÜBterrcicbischer  Handels  vertrag  t'Sü. 

3)  WieMgere  Verbigie»  die  Bieb  «neb  mit  der  tbtgfUimg  religifiMr  InteveaMD  befaOton, 

sind  flcr  Frieden  von  Oliva  fl660),  in  welchem  «ich  Polen  Schweden  gc^cuQbor  verpflichtet, 
den  Orthodoxen,  Pmte&tautea  und  üuitarkm  die  gloicboa  Hechte  wie  den  Kumiach-  und 
Qriechfocb-Katboilaehen  einaoifliiraeii.  Im  Frieden  von  Srealau  (1742)  TerpfUditet  Bidi  Preafien, 
(lie  kunfi^bbioiu'lli'n  Rudite  der  in  den  zedierten  Teilen  Schlpsions  ansfissij^cn  Katholiken  zu 
achten.  Im  Vcrsailler  Vertrag  [llbii  versj^obt  England  Jieligiou&freibdt  für  die  Bevölkerung 
des  aediertBD  Kanada.  Der  Fiiedeo  tob  Nyitidt  (1721)  eicbert  den  Bewobnem  der  Ostiee» 
Provinzen,  jener  von  Frederilubam  (1809)  den  Bewohnem  von  Finnland  den  Scbuts  ihrer 
konfeanonellen  ttechie. 

DU  Baal,  VSUBHiMht.  SS 
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III.  Die  Interessen  der  katholischen  Kirche  und  das  Verhältnis  der 
staatlichen  und  kirchlichen  Gewalt  sind  vielfach  Gegenstand  der  Vereinbarung 
in  den  Konkordaten. 

IV.  Zum  Öchutze  der  kathulischeii  Christen  in  den  mobamedanischeu 
Staaten  wurden  seit  dem  16.  Jahrhundert  seitens  Frankreichs  mehrfoch  Ter- 
einbartmgen  mit  der  Pforte  getroffen.  Ähnlich  war  Rußland  zum  Schutze  der 
orthodoxen  Christen  seit  1700  vorgegangen.  Eine  wichtige  Norm  schuf  Art.  9 
des  Pariser  Vertvagrs  vom  Tahi  e  1858;  dazu  kam  Art.  21  des  Berliner  Vertrags 
vom  Jahre  187S  (Ei  klarung;  des  Sultans:  de  maintenir  le  ]»i  iiici{(e  de  la  libert^ 
religieuse  en  y  duuuaut  rext^nsiüu  la  plus  large).  >)  Der  Berliner  Vertrag 
▼erpflichtete  aber  auch  die  dnrch  diesen  internationalen  Akt  als  selbständige 
Vöikerrechtssubjekte  anerkanntem  Staaten  Bumftnien,  Serbien  und  Montenegro 
sowie  Bulgarien  (in  Art.  5  und  27),  den  Grundsatz  der  konfessionellen 
Gleichheit  auf  (-Jehiet*^  der  (Tt^sf^tzs'f^binifr  und  Verwaltiinf'  d'n rhzuführen. 
Es  galt  das  Eiugreil'eii  der  \\ C-^Uuaclitc  in  diesen  i'uiikleii  der  oneiitalischen 
Frage  einer  definitiven  Änderung  jener  Zustände,  die  wiederholt  den  Auiuii 
SU  Konflikten  gaben;  dies  sollte  für  die  Zukunft  durch  jene  Auflage  auch  in 
den  nunmehr  selbständigen  Gebieten  verhindert  werden.  Zu  erw&bnen  ist 
auch  die  österreichisch-türkische  Konvention  vom  21.  April  1879  Art.  2  bezüglich 
Bosniens  und  der  Herzegowina,  durch  welche  d^-ii  Bewohnern  dieser  beiden 
Gebiete  die  tVeie  lifligionsübung  gewährleistet  wird. 

V.  Aulaü  zu  Verträgen  des  hier  in  Frage  stehenden  Inhalts  hat  auch 
die  Eröffnung  des  Verkehrs  mit  den  ostasiatischen  Mächten  gegeben.  Für 
Deutschland  kommt  hier  besonders  in  Betracht  der  Vertrag  von  Tientden 
vom  Sl.  September  1861  zwischen  China  und  dem  deutschen  Zollvereinf^J 
ferner  der  deutsch-japanische  Handelsvertrag  vom  4.  April  1896  (  RGBl  715).  ') 

VI.  Auf  Grund  des  Artikels  R  Absatz  3  der  BerÜTir?  (Teiieralakte  vom 
26.  Februar  1885  (RGBl  215)^)  ist  sowohl  den  Eingeborenen  wie  den  Landes- 
angehörigen  and  Frmnden  Beligionsfroheit  gewährleistet  „Die  freie  und 
MEentliehe  Austtbung  aller  Kulte,  das  Recht  der  Erbauung  gottesdienstlicher 
Geb&ude  und  der  Einrichtaug  von  Mission^  welcher  Art  Kultus  dieselben 
angehf^ren  mögen,  soll  kf>hv*rlei  Bescliränkunpf  noch  Hindenmg:  unterliegen." 

§  133.  "i.  Schutz  der  Freiheit  der  Per§on.  I  Bekämpfung  des 
Sklavenhandels'^)  (traite  noirej.   1.  Die  ernste  Bekamptuug  des  Öklaven- 

1)  Vf?l.  dazu  noch  Art.  H'i  de«  Berliner  Vertrags.  Vgl.  fber  Arinenipn  Art.  fil  BcrI. 
Ywtxm  und  um  (2.  iL)  XXVII,  &U,  XXVIIl,  llbi  V.  Verdy  du  Vernoi»,  Die  Frage  der 
heOlxco  satten  n.  i.  w.  (19011. 

2)  Über  die  Regelung  dieser  VerhiUtniase  gegenüber  den  orieotaliwhen  Klditen  iiehe 
im  ganzen  F.  v.  Martens  II  8.  IIS  ff.        3)  Bei  Fleiscfamano  266. 

4)  Bei  Fleischmann  195. 

5)  V.  Martitz  A.  f.  ö.  R.  1,  Iff.;  Gareis,  Das  heutige  Völkorr«cht  n. d.  Menschenhandel 
(1879);  Derselbe.  Deutsche  Rüvup  VI,  278ff.;  Derselbe,  Deutsche  Zeit-  u.  Streitfragen:  Der 
Sklavenhandel,  da»  Völkerrecht  u.  d.  D.  Eloich  (läis4>i  Institutionen  d.  V.  §  56:  Lentner,  Der 
afrikanische  SkkveolMndel  (ISSl);  S«h«rliB9»  lOt  BtUmpAnig  d«B  8l^iv^aBd«b  (tSST); 
r.Mirbach,  D.  völkcrr.  Grds.  d.  Durph'«H«*htinfrsrecht8(1903);  Engelhardt;  La  Conference  de 
BroxeUee  de  1890  et  la  traite  maritime  B  XXll,  eossq.;  Thomas  BareUj ,  Le  droit  de  viaite, 
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haiulels  (lun  li  einzelstaatliche  und  intel  nationale  Maßreq:eln  wiii'de  dttrcli  eine 
mächtige,  von  England  und  Nordamerika  ausgehende  Bewegung  augeregt  und 
von  dieser  Seite  wesentlich  gefördert  Der  Charakter  dieser  Aktion,  die  einen 
Bestandteil  der  Antisklarereibewegung  tberhaopt  bildet»  hatte  wie 
diese  selbst  zunächst  einen  philanthropischen  Charakter.  Ein  von  dem 
sittlichen  BewuBtseiu  weiter  Ivreise  getrafrener.  mit  nationaler  und  konfessio- 
neller Eigenart  nicht  weiter  zusammenhängender  sittlicher  (Jedanke  srestaltete 
sich  zu  einem  staatliche,  nationale  und  konfessionelle  Grenzen  durchbrechen- 
den knmanen  Mo  Ii  t  für  das  praktlsehe  Verhalten  der  zur  Eechtsbildung 
bend^en  Faktoren,  und  ftthrte  anf  dem  Boden  unserer  heutagen  Zivilisation 
zu  jenem  kollektiven  Eingreifen  der  Staaten,  mit  dem  in  so  vielen 
Riclit  nirren  schon  heute  mancher  mächtige  Erfols:  im  Dienste  der  Jrensphlicli- 
keit  und  Humanität  verknüpft  ist.  Jene  wesentlicli  et hische  Beweguns;  fand 
ihren  Abschluß  iu  einer  schrittweisen  Aktion  der  Mächte,  die  auf  kollektivem 
Wege  und  dnreb  die  damit  snsammenh&ngenden  einzelstaatliehen  Maß- 
regeln (gesetsgeberischer  und  polizeilicher  Natur)  die  rechtlichen  Bedingungen 
dar  Erreichung  des  humanen  Zieles  geschaffen  hatten  Die  Stimme  des  sitt* 
liehen  Bewußtseins  der  ziviüsiei ten  Völker  kam  in  den  Verhandlungen  des 
Wiener  Kongresses  IS  15  zum  Ausdruck.  Die  in  der  15.  Heilage  der  Kongi-eß- 
akte  enthaltene  Erklärung  der  Mächte  bezeichnet  den  Handel  mit  atrikanischen 
Negern  oomme  r^pugnant  aux  principes  d*hnmanitj  et  de  morale  universelle. 
Im  fibrigen  erklärten  die  Mächte  es  als  ihre  Pflicht,  dnrch  entsprechende 
Haßregeln  das  Übel  zn  beseitigen')  Es  handelt  sich  hier  in  der  Tat  um 
e\u^  Aufgabe  der  zivilisierten  Staaten,  deien  T.ösnng  in  letzter  Reihe  sich  aus 
(U-ii  humanen  Anschaunngen  ers^ibt.  aul  denen  ihre  eigene  Ixechtsordnung  be- 
rulit.  Die  Maßregeln  gegen  den  Sklavenimiidel  haben  wesentlich  die  Bedeu- 
tung eines  Ifittols  der  Verwirklichung  der  Konsequenzen  jener  prinzipiellen 
Grundlage  unserer  Bechtskultur;  die  Mächte  liefern  nur  einen  Beiti-ag  zu  den 
Mitteln  des  rechtlichen  Schutzes  der  persönlichen  Freiheit  Für  die  nächste 
und  entfernte  Zukunft  erübrigt  den  zivilisierten  Staaten  nur  die  Aufgabe,  die 
Wirksamkeit  der  vorhandenen  Mittel  der  Beküniptuns:  des  Sklavenhandels  zu 
sichern  und  zu  erhalten,  eventuell  auch  auszudeliueu.  Dies  zeigt  vor  allem 
ein  Vergleich  der  letzten  Aktion  in  dieser  Frage  (der  Brttsseler  Oeneral- 
akte  1890)  mit  dem  ersten  Eollektivakt  (dem  sog.  Qnintupelvertrag  v.  J.  I841X 
Darüber  hinaus  dürften  kaum  weitere  Probleme  hervortreten;  es  handelt  sich 
eben  nuruielir  um  den  Schutz  eines  normalen  Zustandes.  der  mit  den  rJinind- 
lagen  der  zivilisierten  ReHitsordiiiinfii^en  und  der  internationalen  KechUsordnung 
zusammenhängt  und  gerade  uui  deswillen  konstante  Ilerrschati  heausprucht. 


Ic  trafic  de»  ctKÜftV«  «t  ia  eonMronco  anticsciavngirte  R  XZU,  S16m|^  4S4m|.;  Detjardio», 

La  France,  TescIaNTige  africainc  otc,  Rt-vuc  de  dcux  iiiondc*!'  1'>^H;  Rolin-Jaoqueinyns  R 
XXIII,  STlsq.;  Ri vior,  Piincipes  1,  374sq  ;  Pradier-Fodi^TC'  §§  25lBaq.:  Levy,  La  tnüte 
dM  noire  t/t  Iw  pahaanees  (1894)i  d«  MontKrdy,  La  tnito  «t  le  dr.  intern.  (189»>;  Oppen- 
heim I,  p.  .321,  Poscaiiipi*,  L'Afrique  modtnif,  212,  :,i'2,  "ir.O;  Rnnfils  Nr  r!tl«'>»q. 

l)  Weder  der  zweite  Pariser  Frieden  (20.  üov.  1S15),  noch  die  VcrbaDdlungeu  in  Londun 
1817,  ISIS,  Andi«B  ISIS  nnd  Verona  1822  fQbrteo  ta  dncm  podtlvrecbtUoliett  BiKvlmlfl. 

26* 
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Die  Beseitigung  der  Sklaverei  selbst^  soweit  sie  in  Staaten  fremder  Zivili- 
sation nooli  iMSteht  und  namentlich  mit  den  wirtschafttichen  Verliftltniseen  der 
betn^nden  Völker  xnsammenhAngt,  kann  wohl  nicht  den  Gegenstand  kollek- 
tiven Vorgehon.s  der  europäischen  Kulturstaaten  bilden;  diese  müssen  sidi  viel- 
mehr darauf  beschränken,  in  den  ihrem  Macht-  und  Henscliattsbt  i  t  icli  zu- 
gänglichen Gebieten  die  ßt^handlung  vou  Menschen  als  Sklaven  /u  bt-kämpfeu 
—  womit  freilieh  nicht  gefragt  sein  will,  da6  die  endliche  Beseitigung  der 
Sklaverei  seihst  nicht  eine  wichtige  Knltnrau^abe  der  christlichen  Zivilisation 
überhaupt  bildet.  Der  heute  noch  bestehende  Gegensatz  von  Recht^igebieten, 
in  denen  die  Sklaverei  positivrechtlich  anerkannt  ist.  und  soldien,  in  denen 
die  Behandlung  des  Menschen  als  Sklaven  positivi  eclitlirli  vei  Ixjtt  n  und  straf- 
bar ist,  charakterisiert  natürlich  auch  den  Sklavenliandel  in  doppelt^tr  Hiclitung, 
wenn  es  anch  selbstverst&ndlich  ist»  daß  der  in  einem  Sklavenstaat  begründete 
Znstand  «nes  Menschen  als  Sklaven  und  die  dort  mit  Akten  des  Sklaven- 
handels verknüpften  Interessen  im  Bereich  unserer  Zivilisation  utid  \or  unseren 
(rerichten  keinerlei  ivclitiiclie  Anerkennung  finden.  So  viel  sti-ht  aber  doch 
fest,  daß  es  Reelits^'el)i('i«  «^nbt,  in  deiien  die  Behandlung  eines  Menschen  als 
Ware  nicht  rt!cht4jwidrig  ist  »J. 

2*  In  den  Yerhandlnogen  des  Wiener  Kongresses  kam  das  internationale 
Verbot  des  Sklavenhandels  aum  Ausdruck.  Fortan  war  es  Sache  der  Hichte, 
vor  allem  zur  Verhinderung  und  endlichen  Unterdrückung  des  Sklaven- 
handels zur  See  in  geeigneter  Weise  vorzugehen.  Zu  diesem  Zwecke 
räuiutt  ii  sicli  Kn;>:laHd,  Östeneich,  Frankreich,  Preußen  und  Rußland  in  dem 
(sog.  t^uintupel-j  Vertrage  vom  20.  Dezember  1841  ')  gegenseitig  das  Recht 
eiOf  durch  ihre  bevoUmttchtigten  Kreuser  innerhalb  einer  genau  beschriebenen 
Zone  des  Atlantischen  OKeans  jedes  Schi^  das  einer  der  kontrahierenden 
Nationen  angehört,  zu  untersuchen  und  im  Falle  des  Transporis  von  Sklaven 
die  sti-afrechtlielie  Verfolgung  herbei/ufiilafn.  Zu  demselben  Zwecke  hatte 
insbüsvoiideie  England  mit  den  meisten  JSeetahri  tieibeuden  btaateu  analoge 
Einzelverträge  abgeschlossen 

Hatte  gegen  das  Ende  der  sechziger  Jahre  der  SklaventraniqKJrt  innere 
halb  der  Zone  des  atlantischen  Ozeans  an^ehOrt^  so  fanden  die  Sklavenhändler 
an  der  OstkOste  Afrikas  ein  neues  Gebiet  fDr  den  Betrieb  ihres  Handeb  mit 

1)  Aodcns  verhält  es  sich  mit  dem  an  der  Uaod  gewisser  Aaalugien  dou  Sklaven- 
bandel  vielfach  zur  Seite  gcetellten  sogenanntcD  Franenbandel  (s.  unten  8. 4o6t.  Zwedc 
des  FrauenhaDdeis  ist  die  Förderung  <ler  gewcrbcmäßigcn  Unzucht;  das  gewerbciurißigc  Vor- 
gehen der  Pei«onen,  welche  Frauen  für  diesen  Zweck  anwürben,  und  das  Verhalten  jener 
Penonen,  welche  ans  der  P5r(loning  der  Unzucht  anderer  ein  Gewerbe  machen,  sind  die 
Momenta,  welche  die  Verwertung  des  Begrifft)  den  Handels  für  die  populäre  Charakte- 
risienm«;  dw  Tatbestandes  jene»  Driikts  «regen  die  Sittlichkeit  erklären.  Für  die  juristische 
liütrucbiuug  und  Vergleichung  ist  natürbch  der  dugmatische  Unterschied  beider  Delikte  sowohl 
bezüglich  dca  Schatzobjektes  wie  besBglidi  der  Tatmerkmale  «od  foigemSHig  aueb  beafiglidi 
dea  Schuldniomonte  unverkennbar. 

2»  Text  bei  Fleiscbmaun,  41.  —  Der  Vertrag  wurde  von  Frankreich  nicht  ratiiiüeru 
S)  Der  km»  war  der  mit  der  nordaiaeriiuBiMiMn  Unkrn  imtem  T.  April  1662  abfe« 
■dilMiane  Vectiagi 
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Menschen  wäre.  Es  ergab  sich  (imnieuüich  auch  infolge  der  kolonisatorischen 
Tfitigkeit  in  Afrika)  für  die  Mftehte  neserlkdi  die  Aafgftbe,  dem  Sklavenhandel 
und  dem  im  Innern  von  Afrika  betriebenen  SlclAvenraub  (Slclaveiuagden)  mit 

entsprechenden  Maßregeln  entgegenzutreten.  Die  einschlägigen  Bestrebungen 
üaiiden  ihre  Förderung  in  der  Berliner  Generalakte  vom  20.  Febr.  1885.') 
Difsc  Au.sdehnung  der  Maßregeln-';  durch  die  Kongoakte  war  dadurch 
möglich  geworden,  daß  die  von  mehreren  beitt  ii  seit  1815  laut  gewordenen 
Bedenken  gegen  die  unvermeidlichen  Beschränkungen  der  Meeresfreiheit  ge- 
schwunden waren.  Die  Kongoakte  schuf  Übrigens  entsprechende  Garantien 
gegen  MiObranch  der  den  offiziellen  Kreuzern  der  Signatare  ttbertragenen 
Vollmachten. 

3.  Den  Absi  lihiR  der  Aktina  der  Mächte  bilden  die  Verhandinngen  der 
Brüsseler  Konlereiu  (1&S9),  deren  Ergebnis  in  der  (ientsralakte  vom 
2.  Juli  IS90  (ratifiziert  am  2.  Januar  1892)^)  niedergelegt  ist.  Die  Brüsseler 
Oeneralakte  enthält  (in  ihron  100  Artikeln)  eine  abschließende  Kodi- 
fikation der  völkerrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Bekämpfung  des 
Sklavenhandels  zu  Lande  und  zur  See.  Für  die  Weiterbildung  des  durch 
^'lesp.  Akte  geschaffeneu  Itechtszustandes  wurde  das  Institut  für  internationales 
Kecht  tätig*;. 

4.  Die  Generalakte  beh«ndelt  den  Stoff  in  neben  Kqriteb: 

Kap.  I  enthält  Vorschriften  Qb«r  die  Maßregeln  zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandel» 
in  den  UrspruagBliodom»  Za  dieaeni  Zwecke,  inabeaoadere  zur  Sperrung  der  dem  bklaven- 
hondel  dieo«Dd«n  Sti«i«n  werden  feste  Sutionen  und  Sobatzbftfen  fOr  die  auf  den  GewlMeni 
cinzuriditeiidnB  Kreuoidiiln  angcIcgL  —  In  Art.  S  TefpOidilen  licb  die  Signatare,  Straf- 

bcstimmangcn  zu  erfassen  bozw.  ihn-  Strafjr<»s<'t7,«»  anszudelmpn  anf  die  Veranstalter 
und  Teilnehmer  vun  Menschen  jagdcu ,  fenier  auf  ditjeiiigcu,  welche  sich  dei  Ver- 
stümmlung von  Enradnenen  und  Kindern  männlichen  Gc^clih><;)it8  schuldig  maclien,  und  auf 
ftllp  Teilnohrnpr  am  jjtnvaltsamcn  SklaveDfan^rr.  sowie  aodcrspits  (!ic  RrHtiniiminfren  fiber  die 
Vorgehungen  gegen  die  pcrsonlidio  Freiheit  auf  die  Sklavenhändler,  F  ührer  und  Transporteure 
fBr  anwendhar  an  «ridiTen.') 


1)  Darüt>er  vgl.  insliesondere  v.  Martits,  A.  Lö.  R.  I,  Iff.  Art.  9  erldSrt:  „Da  oacfa 
den  Grandailaen  des  V51kerrecfatB  ...  der  SklaTenhandel  veiboten  Ist,  und  die  Operationen, 

wclchi'  zu  Lande  oder  zur  See  diesem  Ilandcl  Sklaven  zufrihrcn,  tbeiifutls  als  verboten 
anzusehen  aind,  so  eriüäten  die  Miclitet  welche  in  den  daa  konventionello  Koogobcckcn  bil> 
denden  Oebleten  Soaveilneiitsreelite  oder  eümi  EinfbB  «nsHben  oder  aoeflbeii  werden,  dafl 

diese  Gebiete  weder  als  Markt  noch  als  Durchgangsstraße  ffir  den  Handel  mit  SIdaven, 
gleichviel  welcher  Rasse,  benutzt  werdeu  sollen.  Jede  dieeor  Mächte  verpflichtet  sich  zur 
Anwendung  aller  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mittel,  um  diesem  Handel  ein  Ende  zu  maclien 
und  diejenigen,  welche  ihm  obliegen,  zu  bestrafen. - 

2)  Vgl.  V.  Martitz  a.  a.  0,  r?4  und  Stoerk  HU  Ii,  r-02ff. 

3)  In  Wirksamkeit  getreten  am  2.  April  1S92.  Dcutsclies  Kgbi.  1S92,  S.  SU5  und  bei 
r leieehmann ,  226;  NRU  (2  S.) XVI,  W;  Deaeaaps,  L'Afriqne  noaveU«,  221»  542,  550  aq.; 
Die  Denkschrift''  in  den  etanognphiadifin  Berichten  dee  dentaeben  Beidwtage,  SeeaUrn  1990/92, 
Anlagonband  IV,  2697. 

4)  VgL  Annoain  XU  285Bq.,  XII.  IMiq.,  Zill,  50;  585,  344  {Deokaduift  nnd  fintwnif 
eliiLB  RoKloMUDtr.  von  Engelhardt  tittd  F.  Härtens  —  Eitorf  eineaSeeptdlMlregienient« 
betreffend  Kegerschiffe. 

5)  Dentadiea  BeidngeeetB  betr.  die  Beatnlmg  den  SidaveDwibee  nnd  dee  Skbvnfaandeli 
vom  28.Jvn  1S95  (RGBl.  415);  dam  Oaroia  in  den  Verfaandtungen  de»  Bddwtag»  IST» 


Digitized  by  Google 


406 


Siebent»  Bach.  OemdQwme  ^rkMmkeit  der  Stwim  ete. 


I  184. 


Ka|i.II  behandelt  den  SkUveDbendol  cu  Lind«. 

Knp.  HI  hf'trifft  dio  Verhindemng  des  Sklavenhanrtels  zur  See  u.  z-  vor  allem 
durch  Abgrenzung  des  Bcepolueibczirks  (Art.  21),  iaocrbalb  desa^  das  wecliBclecitige  Kccht 
dea  Beenebe,  der  Dorcbraobanf  nnd  BeecbbM^Dabme  von  Schiffen  (unter  500  Tonnen  Gdialt) 
den  Kripf?«.Hcliiffcn  der  Signatare  ciii^cräiinit  ist.  Mit  Rücksicht  ;iuf  Frankreich,  das  den 
Quiutupelvertrag  v  J.  1S41  nicht  ralifiziert  hatte,  ist  bestimmt,  daß  die  Prüfung  der  Scblffe- 
ladung  oder  die  Dnn^eucbang  (rinte)  nnr  erfolgen  darf,  wenn  der  Staat,  dem  dai  verdiditige 
Schiff  »einer  Flagge  nach  angehört,  diese»  Recht  dem  Staate  de«  anhaltenden  Kreuzer»  ein- 
gerilumt  hat  Da»  angehaltene  Schiff  ist  (vorausgesetzt,  daß  der  \'erd.icht  sicli  bestätigt  hat( 
in  den  nächsten  Hafon  derjenigen  Macht  abzuführen,  der  es  seiner  h  lu;;ge  nach  angehört.  Dio 
Beliörde^  der  das  saisierte  Schiff  übergeben  worden  ist,  hat  eine  Untersuchung  einzuleiten. 
Erfjibt  die  UntiM-siuhnnf?  das  Vorhandensein  des  Tatbestiitids  des  Sklavenhandels,  so  bleibt 
das  öc-iiiff  uniür  äe<iuetslrauuu  der  UntcrsuehungslH'hürdc ;  Schiffer  und  AlannschaftOQ  werden 
den  kompetenten  Gerlehlen  ihrer  Flagge  llberwieeen.  Ww  die  Anhaltung  ongereditrertigt, 
so  hat  das  Schiff  Ansprnrh  nnf  Prhnden^prratz  ijcfren  die  Regierung  dea  Krctuicrs.  In  Streit- 
flllen  betreffs  der  Elotachädigungstragc  ist  dio  schiedsgerichtUclie  Entscheidung  in  Aussicht 
genommen. 

Kap.  TV  hamlelt  von  den  Ländern,  in  denen  dio  Ha  iisskla  verci  deiv.eit  mtcli  tre- 
stattet  iat.  Die  Regierungen  dieser  Länder  (Tikk^,  Peraien  Zaozibar,  Liberia;,  die  der  General* 
nkte  beigetreten  rind,  Inben  die  Pflicht  übernommen,  Einfuhr,  Dorcfaftabr  nnd  Ausfuhr  «fri- 
kanltdier  Sklaven,  wie  auch  den  Handel  mit  diesen  zu  verbinderD. 

Kap.  V  normiert  dio  Errichtung  des  internationalen  maritimen  Bureaus  in 
Zanzibar  und  des  bureau  de  la  repressioa  de  la  traite  in  Brüssel  (Art  82),  einer 
Zentralstelle  für  den  Aostauscfa  der  «uT  den  Sklavenhandel  beKBgHdM»  Urkunden  und  Aun- 

künfto  MPffT  Hon  Ke'nemng'f'n. 

Kap.  VJ  norrauTt  die  Utbcrwachuu^  und  Einschränkung  des  Handels  mit  Spirituosen. 
Kap.  VII  enthUt  die  ScbluBbcstimmungen. 

h.  Die  (?encralakto  i.-«t  durch  einige  Einzeivertrlge  etgiuEt,  SO  z.  B.  dnrch  den  engiisch- 
egyptischen  Vortrag  vom  21.  November  1SU5. 

II.  Die  Bek&nipfung  des  sOff.  Labor  Trade  *)  —  der  Itstiiseti  und  ge- 
waltsamen  Anwerbui^  nnd  Terbringunir  chinesischer  Kolis  nach  West- 

indieu  und  Südamerika,  sowie  des  Handels  mit  polynesischen  Kontrakt- 
arbeitern  fsog.  Kanakeu)  nach  Queensland,  den  Fidschi-  und  Oesellschaft.s- 
iiiseln  -  voUzielit  sich  bisher  lediglich  mit  den  Mitteln  nationaler  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung.  Ein  französisch-englischer  Vertrag  vom  I.Juli  I8(il 
regelt  «.  a.  die  Bedingungen  der  ^nwandernng  indischer  Knüs  in  die  fran- 
zösischen Kolonien.  Eine  kollektive  Aktton  der  Mftchte  ist  noch  nieht  erfolgt; 
Anlaß  dazu  ist  wohl  vorhanden,  denn  dieser  Handel  nnt^cheidet  sich  nicht 
wesentlich  vom  Sklavenhandel. 

134.  3.  Schutz  sittlicher  Int(»ro*iSPn  und  Fördornn^:  charitatlver 
BestrebunfTOii.  1.  Bekämpfnusr  de.s  Frauen  h  andels ->  Uraite  blanche, 
white  slave  tratfic).  Bezüglich  der  Bekämpfung  des  Sklavenhandels  hat 
eine  wesentlich  ethische  Bewegung  znm  Schutz  der  persGnlicben  Freiheit 

Stenoprraph  Ber.  1180,  femer  Vcrhandl.  ISSl  Steoogrepb.  Ber.  TO.  Scberllnf  U.a.  0.  47ff. 
(auch  buz,üglich  der  EutBtehun^  des  Gesetzes). 

1)  Sartoriufl  t.  Waltershausen  in  Conrad'«  Hdwb. d. Staataw.  V,  486;  Cailleux, 
La  qnestion  chinoise  etc.  M^f»«!);  San  vi  n,  Un  royaumo  poljTiCsicn  p.  2fi.s. 

2)  Siehe  meine  Abb.  im  Oerichtssaai  LXIV,  22ff.  uud  die  dort  allegierte  literatur 
und  «nisefOhmn  Stellen  in  den  IDtteiJuiigM  der  Iiitemationalen  kiHnfaiiliBtieclien  Tenfadgnag 
4X  vod  ZI). 
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uud  der  Würde  des  Menschen  ihren  Abschluß  und  ihre  Befriedigung  in  kollek- 
tiven Aktionen  der  Mächte  und  den  damit  zusammenhängenden  einzelstaat* 
liehen  Bfafiregeln  (gesetslicher  und  polizeilieher  Natur)  geftinden.  Die  in 
unseren  Tagen  hervorgetretene  Bewegung  gegen  den  Frauenhandel  weist  mit 
jener  «^ine  Analoprif  auch  o-oradc  (Irtiiii  auf,  daß  sie  «rleichfalls  zunächst 
auf  ethischen  und  iihilanthropischeii  Motiven  berulit.  Das  öffentliche 
Gewissen  wurde  durch  die  Kunde  von  dem  beklagenswerten  iSchicksal  unbe- 
scholtener Mädchen  und  Frauen,  die  durch  das  listige  and  täuschende  Vor- 
gehen gewissenloser  und  gewinnsttchtiger  Individuen  der  Prostitution  sngeftthrt 
wurden,  mächtig  sulsieregt  Der  Eindruck  dieser  Nachrichten  hatte  jene 
philanthropische  Rewefjnnsr  veranlaßt '),  welche  zu  der  Erkenntnis  führte,  daß 
die  zivilisierte  Gesellschaft  einem  schweren  sozialen  Übel  und  einer  org-anisierten 
Gruppe  des  internationalen  Verbrechertums  gegenübersteht,  welches  wirk- 
sam eben  nur  durdt  kollektivea  Eingreifen  der  zivilisferten  lOcbte  he- 
Umpft  w^en  kann.  Eine  noch  so  rationelle  und  enei^scbe  Reaktion  A&e 
Einzelstaatsgewalt  vermag  die  Quelle  des  Übels  niclit  zu  treffen.  Daß  die 
Aufsrabe  der  Bekam i)fn na:  de.s  Übels  durch  kollektives  Vorgehen  der  Knltnr- 
staaten  in  vollem  Maße  gegeben  ist.  ist  heute  allgemein  anerkannt,  denn  das 
hier  zu  bekämpfende  Delikt  ist  ein  Angriff  auf  ein  solidarisches  Interesse  aller 
Kulturvölker;  femer  liegt  hier  ein  Delikt  vor,  dessen  Äusfahrung  sich  regel- 
mftßig  auf  die  Jurisdiktionsgebiete  verschiedener  Staaten  verteilt  und  auch 
um  deswillen  einen  eminent  internationalen  Charakter  aufweist.  Die  auf  dem 
Londoner  Kongreß  mv  Rekämpfung  des  Frauenhandels  (20.  Jnni  sre- 
gebene  Ani-e^iin^^  einer  kollektiven  Aktion  der  Mächte  fiel  auf  fruehtliaren 
Boden.  Auf  initiative  der  französischen  Regierung  wurde  eine  Konferenz 
in  Paris  einberufen  (15.  bis  S5.  Juli  1902)  «J.  Das  Ergebnis  sind  xwei  Kon- 
ventionsentwürfe. Die  erste  Konvention  bescbftftigt  sich  mit  der  Schalfiing 
von  Grundlagen  für  eine  gleichmäßige  strafrechtliche  Repression 
des  Frauenhandels  durch  entsprechende  Erp:änziingen  der  nationalen  Straf- 
L'Pset/jrehnns^en  der  kontrahier^ndMi  Staaten.  Die  zweite  Konvention  beschäf- 
tigt sich  mit  den  administrativen  Mitteln  der  Bekämpfung  des  Übels, 
insbesondere  in  der  Richtung  präventiver  Tätigk^t  der  nationalen  Behdrden 
und  der  internationalen  Orgrae  (vgl.  in  dieser  Richtung  insbesondere  Art  3 
der  Konvention).  Formelle  Wirksamkeit  erlangte  zunächst  das  zweite  .\b- 
kommen  untMrni  1^  Mit  1904  3),  Einzelverträge  zum  Schiüz  verkuppelter 
Personen,  so  die  vom  Deutschen  Reich  mit  den  Niederlanden  (15.  November 

1)  FHr  die  erste  Zeit  kommt  hier  ii»  Betracht  die  Union  intonuitionii!»-  ilcs  amirs  df  la 
jeune  fiUc  (Ncufcbätel  1677)  und  L'oeavro  catbolique  iuteniationalo  de  la  protectiou  de  la 
Jeane  Alto  (FMbnn?  tn  der  fidiwete  1896).  IHe  IntenrivRte  Wirksamkeit  entwickelt  die 
Nnti(>nn!-VigiIanee-A-*fiociation  durch  ihren  Sekretär  Coote.  Diene  Association  hnt  die  Ziele 
der  Bewegung  sofort  richtig  orkaoQt  und  eine  internationale  Abwehr  gefordert,  dieneben 
dem  Eingreifen  der  Einzelstuten  nnd  der  philanthorpischcn  Tätigkeit  fanktionieren  mufi.  — 
In  krininalistbclier  Bczichunpr  entwickelte  die  internationale  krimina listische  Ver- 
einigung eine  anregende  Tütigkoit,  innerhalb  welcher  dns  internationale  Moment  wiederholt 
zur  Anerkennung  gelangte.        2}  lieber  die  Konferenz  vgl.  Renault  KG  IX,  497. 

SJ  Abgednekt  bei  Fl  ef  ach  mann,  9»!  nnd  Dentachce  RGBl.  1905  8.995. 
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I8S9,  ROBL  1801  &  356}  and  Belgien  (4.  September  1890,  RGB).  1891  S,  37S) 
geechlossenen  Abkommen  bldben  in  Kraft 

2.  Bekämpfung  des  Mifibraocfas  von  geistigen  GetrAnkea. 

a)  Im  Zusammenhange  mit  den  Verhandlungen  über  die  polizeiliche  Ordnung 
dpr  Hochseefi«Jcherei  in  der  Nordsee,  d^ren  Ergebnis  der  Haap:er  Vertrag 
vom  G.  Mai  1882  war,  stehen  die  Erwägungen  über  polizeiliche  Vorkehrungen 
zum  Zwecke  der  Einschiänkung  der  fahrenden  Branntweinschenken  (bumboot.«:, 
ooopera,  cabarets  flottants)  fftr  die  Fischer  in  der  Nordsee.  Über  diesen  Gegen- 
stand wnrdra  im  Jabre  1883  gldcbfalls  im  Haag  Verhandlangen  dar  Nordsee- 
staaten ')  eingeleitet,  deren  Ergebnis  der  Vertrag  dieser  Staaten  vom  16,  No- 
vember 1SS7-)  bildet.  Am  li  in  diesem  Vertrage  ist  ein  I^nterfsuchnngsrecht 
den  Kreuzern  dnr  Sjirnatarmächte  gefr^n  Schiffe  einger.äunit.  die  im  Verdachte 
stehen,  den  Beslinimungen  des  Vertrages  entgegenzuhandeln.  Die  Aburteilung 
erfolgt  dnrch  die  Gerichte  des  Staates^  dem  das  saisierte  SchiiF  seiner  Flagge 
nach  angehört*).  Nach  dem  Vertrage  ist  der  Verkaof  von  geistigen  GetrSnken 
auf  offener  See  an  die  Bemannung  und  die  an  Bord  der  FischerfSabrzenge  be- 
findlichen Peisonen,  femer  der  Aus-  und  Eintauscli  solcher  Getränke  verboten. 
Verkauf  von  Mundvoirat  und  anderer  Gebrauchsgegenstände  ist  an  eine  Be- 
willigung des  Staates,  dem  das  Schiff  angehört,  gebunden*). 

b)  Beschränkungen  des  Handels  mit  Spirituosen  innerhalb  der 
dnrch  die  BrQsseler  Generalakte  vom  2.  Jnli  1800  (Art  90)  amsebriebenen 
Zone  in  Aflrika. 

3)  Einschränkung  der  Einfuhr  von  Feuerwaffen  in  Afrika.  Die 

humanitÄren  Bestrebungen,  die  in  der  Generalakte  vom  Jahre  1890  im  ganzen 
Ausdruck  limlen.  inachen  sich  insbesondere  auch  in  der  Richtuns:  geltend,  daß 
nicht  nur  dei  Ausiibung  des  Skiuvenraubs,  sondern  auch  den  inneren  Kriegen 
der  Eingeborenen  eines  der  wirksamsten  Mittel  der  Grewaltübung  —  die  Feuer- 
waifen  —  nach  Möglichkeit  entzogen  werden.  Das  von  Frankreich  vorge- 
sclilHfrene  unbedingte  Verbot  der  Watteneinfuhr  flir  ganz  Afrika  wurde  mit 
Rücksiclit  auf  den  notwenfli?en  Sclmtz  der  Karawanen  nicht  aufsrenommen. 
Die  (iennralakte  statuiert  lediglich  ein  auf  eine  bestimmte  Zone  beschr&nloes 
Verbot  (Art.  8). 

4)  Humanitäre  Ziele,  die  mit  der  Erhaltung  und  der  Förderung 
des  sittlichen  und  materiellen  Wohles  der  Eingeborenen  verknflpft 
sind,  werden  der  Wirksamkeit  der  Mächte,  die  im  Kongobecken  Souveränetäts- 
recht«  oder  einen  Einfluß  ausüben,  durch  Art.  6  der  Berliner  Generalakte 
vom  Jahre  1885  vindiziert. 


1)  NR(;  (2.  S.»  XIV,  47»,  XXII,  (82;  Gaillaiinic  H  XXVI,  489. 

2)  IVxt  hei  Flcisclimnnn,  '21«*,   Frankreich  hat  das  Abkommen  nicht  ratin/.iort. 

9)  Deutsches  AuBfUhningsge«etz  vom  4.  Män  1894  (RUBI.  151).  Bezüglich  Belgiens 
«.D'ABCtban  Vvt»  tut  )a  Goor.iDtam.  et  snr  la  UA  helfe  i«l.aa  traiie  d«  apiritieoz  dana 
la  mw  du  Nord  im  Biillprin  de  la  8«>c.  de  l^gisl.  comp.  1896.  1''. 

4)  2iacfa  dem  dt  Dcutscheo  Retcbageeets  v.  J.  1^94  sind  Art  2  u.  3  dea  Haager  Ver- 
tngoa  auch  inncfbatb  dar  rar  Nordaee  gehSiattdee  dantaeheo  KOatangewIaaer  «««.ohne 
HQdoidit  auf  die  Nationalltitt  dca  l^bncofa  annweadMi. 
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5)  Der  Fürsorge  fih-  die  Armen  diHueii  derzeit  zahlreiclie  Kiiuel- 
verträge  (insbesondere  der  iSachbarstüHteu,  so  z.  B.  dei  deutsch-scUweiztirische 
Vertrag  vom  31.  Mai  1890)  betr.  die  Untersttttznng  tailftbedttrftiger  Staats- 
angehörige, nnd  Jurisdiktions-  und  Beehtshüfevertrfige  in  der  Riehtnng  der 
Gewährung;  des  sog.  Aimenrechts. 

§  135.  i.  Schutz  dfs  IVhohorroclits ')  Kiti  übenuisi  fruchtbares  Feld 
kollektiver  Wirksamkeit  der  KuUuri>taateu  bietet  der  i>cliulz  der  wissenschaft- 
lichen, literarischen  und  künstlerischen  Leistungen  g^en  unbefugten  Nachdruck, 
Nachbildung,  Anff&hmng  von  dramatischen  and  mosikalischen  Werken  n.  s.  w. 
Der  zivilrechtliche  und  strafrechtliche  Schntas,  dea  die  nationale  Rechtsordnung 
bietet,  ist  auf  diesem  Gebiete  durchaus  unzulänglich,  da  jede  außer  dem  Herr- 
schaftsgebiete des  nationalen  Urheberrechts  erfolgende  unbefugte  Verwertung 
der  Ergebnisse  fremder  geistiger  Arbeit  die  Interessen  der  dadurch  betroffeneu 
Urheber  bezw.  ihrer  fiechtsnachfolger  (Verleger  u.  8.  w.)  geradezu  schutzlos 
ISftt  Die  Losung  der  positiven  An^be,  die  sich  der  moderne  Staat  im  Be- 
reich der  Pflege  dei  freist  igen  Kultur  stellt,  verweist  auf  die  Schaffung  inten- 
siveren reclitlichen  Schatzes  betreffender  Individualinteressen,  mit  denen  jene 
positive  Aufgabe  notwendif;:  verkniii)ft  ist.  Ancli  auf  diesem  Gebiete  begann 
die  schützende  Wirksamkeit  der  Staaten  mit  der  Abschlieüung  von  Einzel- 
vertrlgen  —  sog.  Literar-Verträgen,  Literar- Konventionen  —  zum  Schutze  der 
Werke  der  Literatur  und  Kunst  In  den  zahlreichen  Vertrftgen  dieser  Art 
kommt  trotz  des  einheitlichen  Charakters  des  Schatzobjekts  doch  eine  große 
Mannigfaltif^keit  der  Bestimmnn^en  zum  Ausdruck;  die  g^leir^liartige  Behiindluiip: 
des  Oeg'enstandes  beschränkt  sich  in  der  Ilaujitsache  auf  die  namentlich  in 
neuester  Zeit  von  einem  ^Staate  mit  mehreren  anderen  abgeschlossenen  Verträge. 
So  enthalten  z>  B.  die  von  den  Deutschen  Beiehe  mit  Frankreidi  (1883),  Belgien 
(1883),  Italien  (1884)  und  den  Niederlanden  (1884)  abgeschlossenen  TertrJtge 
in  allen  wesentlichen  Punkten  ttbereinstimm«ide  BestimmnngMi*).  Indessen, 

1)  Dambach,  HH  III  S.  588  ff.;  Kohler,  Auttorrecht  (1880);  Renault,  Do  la  pro- 
prieti  litt^rairc  et  artist  otc.  1978;  Darras,  Du  droit  des  autear»  et  de»  artiste»  dans  los 
npports  intornationaux  (1887);  Clunct,  £tnde  sur  ]&  conveotioa  d'Umon  intern,  pour  la  pro- 
tection d<^  ocuvre»«  litter.  et  aitiet.  (1S97);  Orelli,  D«r  totsni.  Sdintz  des  Urheberredite 
ilSSTi;  S'>l(!rin,  I/iini(in  intern,  pour  la  protection  iles  ofiuvres  Hft.  et  artl'^t.  (lSS*i);  Melli, 
Die  iutcni.  l  nioncn  über  das  Recht  der  WeltverkehrsanstaJtcu  und  de«  geistigen  Eigeatuou 
(1889);  MojrDt«!,  Im  borMoz  intern,  de*  Uni<HW  onivwBellcs  (1S92);  Doscampi,  Le» 
Offices  intern,  et  leur  avenir  (1894);  F.  v.  Martens  II  f.  III  ff.:  Rivior,  rrincipcs  1  p. 
322  sq.;  Wyss,  Das  inteni.  Urheberrecht  an  Photographien,  musikaliacheD  Aufführungen  ood 
ÜlwiMtenngen  {WKy. 

2)  Kraft  der  betreffenden  VertrUgo  genießen  die  Autoren  in  dem  Lande  den  .uideren 
Kontraheoteu  dea  gleichen  Schutz  wie  die  einheiiniacbeo  Aatoren  und  zwar  tu>  lange,  als  der 
Sdiutz  In  dem  Ursprungslande  gewUulelbtet  Ist;  das  Recht  der  Recfatanadifolger  gilt  als  ab- 
grleitete!«  Recht.  Den  Vertragen  liegt  das  Prinzip  der  unbedingten  Reziprozität  zu 
Grunde.  Das  Recht  der  Übersetzung  wird  auf  eine  bestimmte  Frist  (io  den  voin  DeatBcfaeo 
Reicbe  abgeschlossenen  VertrSgcu  auf  10  Jabrei  gewährleistet  WUirend  ältere  Tertri^pe  da« 
Schutz  an  die  Voraussetzaag  dn*  Einrcgistricrung  des  zu  schützenden  Werkes  bi  den 
Lande  de»  anderen  Kontrahenten  gebunden  hatten,  ist  der  üenuß  des  Schntzes  in  den  neueren 
Vcitragcn  »n  diese  Bedingung  nicht  geknüpft.  BezQglidi  der  deutsclicu  Literar-Vcrträge  tt. 
Dam  back  a.  a.  0.  S.  6$9  ff;  mid  «pedaU  beafigUdh  dea  deulacfa-fians&iiaclMii  Vertiaga 
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jene  Venclüedenheit  der  Details  in  cten  Literatar-Yotrlgeii  IftBk  doch  eine 
gemeiosaroe  Beditsajiscbaming  der  Enltnretaaten  erkennen.  Diese  Oemeinsam- 
iLeit  der  Reclitsanschauung  und  die  Gleichartigkeit  des  zu  schüt/eiiden  Inter- 
esses im  Bereich  der  zivilisierten  Staaten  verweisen  anf  die  IMöglichkeit  und 
Notwendigkeit  einer  kollektiven  Aktion  der  Mächte.  Der  FOrdenin^  des 
Gedankens  kollektiven  Vorgehens  der  Mächte  dienten  mehrere  Kongresse,  so 
insbesondere  im  Jahre  1S5S  In  BrQssel  md  in  den  Jahren  1861,  1877  in  Ant- 
werpen. Anf  Anregung  der  Association  litt^raire  internationale  (1889)  hatte 
in  der  Tat  die  schweizerische  Regierung  eine  solche  Aktion  eingeleitet;  ant 
der  Konferenz  in  Hern  (I8*'4)  wurde  der  Entwurf  einr-  gemeinen  Literar- 
Vertrac^s  festgestellt;  das  formelle  Erf^ebnis  der  Verhandlungen  ist  die  Kon- 
vention vom  9.  September  1886').  Die  Kontrahenten  bilden  eine  Union  2) 
mit  einem  der  Aufticht  des  sehwdserischen  Bnndesdepartements  des  Auswärtigen 
unterstellten  Zentralbnrean  (Bnrean  de  l'ünlon  intern,  ponr  la  protection  des 
Oeuvres  litt,  et  artist.).  Eine  materiell  gleichmäßige  Normierung  der  Rechte 
der  Autoren  enthält  dieser  Vertrag  noch  nicht  ^):  damit  ist  die  Nntwendij^keit 
künftiger  Weiterbildung  der  Materie  ^e^eben.  Sie  ist  in  der  Konvention  (Art.  17) 
durch  die  in  Aussicht  genommene  Revision  in  periodisch  zusammentretenden  Kon- 
ferenzen anerkannt.  Eine  solche  Konüereni  tsgte  zu  Paris  im  ApHl  1896,  deren 
Ergebnis  die  Beform  einiger  wichtiger  Punkte  der  Konvention  bildet.  *)  Wert- 
volle Beiträge  zur  Weiterbildung  des  Gegenstandes  lieferten  auch  die  auf  An- 
regung von  Renault  eingeleiteten  Verhandluncrt-n  des  Instituts  nirinternationales 
Kecht  '^^  die  in  den  Verhandlungen  der  Pariser  K'nittV  rpnz  Belichtung  fanden. 

§  13b.  Fortsetznng.  Schutz  der  rhotoKnqjhien  8).  Der  wirk- 
same internationale  Schutz  der  Photographien  hängt  mit  der  Anffa^ung 
der  rechtlichen  Natnr  der  Photographien  (Werke  der  bildenden  Kunst  ^ 
oder  gewerbliche  Erzeugnisse)    hindernd  entgegen.  Fassen  die  Kontrahenten 

Desiten  Komineiitar  db*«:)):  vgl.  auch  Lyoo-CaeD,  K  La  cunvcntion  litt,  et  art., 

condne  entre  la  IVuee  et  PAUemagne. 

1)  KRO  (2.  S.)  XII,  173;  Numa  Droz,  Conforenoe  diplom.  de  Berne  im  Jounud  da 
dr.  inteni.  privf«  l';'«»;  Orclli  in  «!er  Doutschco  Schrift8teIlt'i7citunK  1866.  Xr.  .»:>,  2»;;  Poin- 
«ard,  Ktude»  de  droit  intern,  cunv.  (1S94)  469  sq.;  Cliuiet,  Ktnde  siir  ia  cuiiv.  d'Union 
üitmi.  poar  la  protect  des  oeovre«  Dt.  et  artist  dSTS). 

2l  Über  die  OcscbichtP  dieser  T'nion  siehe  iiiNlie;*oii(1cre  Wysf  a.  a.  0.      1  ff. 

3>  E«  Ut  dm  Prinzip  der  licziprozität  fQr  iiialtgel>end  erlclllrt,  daher  die  Rechte  der 
AvtoKii  gegemBber  den  eiiiMliiea  Lindflm  nach  wie  vor  veiachiedMi  rind.  Vgl.  Dimbach 
HB  11!  S.  .592;  Poinsard  I.  e.  p,  5:U. 

4)  Additional- Vertrag  uoterzeicfaDct  in  Paria  am  4.  Mai  1S96,  NRG  (2.  S.)  XXIV,  7öi>. 
Dazu  dl«  Deklaration  tob  denaelben  Datom  betr.  die  Intan^ratBt^o»  daieliier  Bfatim« 
mangen  der  Konvention  v.  .7.  18S6  und  des  AddittoMlvertnigB  V.  J.  189S,  Text  bei  Wjres 
a.  a.  0-  IRT  ff.        51  Annuaire  XIV  p.  248  sq. 

6)  Vgl.  Orelli,  Das  scbweizeiisdie^Bundeflgeaets  betr.  da«  Uriieb«ffreofat  an  Weritco 
der  Literatur  und  Kunst  (1S84)  8.  67  ff.;  Dmmbach.  HH  III  S.  SM  ff;  Wyai  a.  a.  0. 

7»  So  in  der  Schweiz. 

$)  So  iu  Deutschland,  obwuhl  nach  der  Ansieht  des  deutBchen  (ieaetzgebers  eine  Ver- 
wandtHchaft  der  PhotQgiapbie  mit  der  bUdendan  Kunat  beatebt  Reidnfeaeti  vom  1.  Jaaaar 
18T6,  KGBl  S.  8, 
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einet-  Konvention  zum  Schutze  des  l'i  lielieiieclits  an  Kunstwerken 
die  Piiotographie  als  Kunstwerk  auf,  su  dient  dieser  Schutz  auch  dem 
Urheberrecht  im  Photographien  (Originalphotographien),  Differierende  Stand- 
punkte der  Kontrahenten  mflSBen  daher  in  betreffenden  Literarvertrftgen  be- 
züglich der  Photographien  zum  Ausdruck  kommen,  so  z.  B,  wenn  in  dem 
deutsch-französischen  Tiiterarvertrag  (18S;i)  —  im  SchluBprotokoIl  —  ausdriick- 
lich  erklärt  wit  d,  daü  der  Vertrag  auf  Pliotograpliien  keine  Auwenduug  ändet 
und  auf  ein  si»äteres  besonderes  Abkommen  verwiesen  wird.  Die  Notwendig- 
keit eines  allgeni«nen  Vertrags  zum  Schnta:  der  Photographien  wurde  aneh 
in  den  Verhandlungen  zu  Bern  (1884,  18S5)  anerkannt');  die  Verschiedenheit 
des  oben  betonten  rechtlichen  Stjindpanktes  der  Mächte  hinderte  indessen  die 
Ausdehnung  der  Berner  Konvention  mit  die  Photoj^raphien.  Nur  verptlichteten 
sich  jene  Kontrahenten,  welche  die  Pliotograpliien  als  Werke  der  bildenden 
Kunst  behandeln,  den  den  Werken  der  bildenden  Kunst  gesicherten  Schutz 
vom  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  der  Berner  Konvention  auch  den  Photo» 
graphien  zuzuwenden 

§  137.  Fortaetznng.  Gewerbliches  Eigentum.^)  Ein  wichtiges  Objekt 

des  Schutzes  gegen  unbefugte  Nachbildun«?en  im  Auslande  bilden  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhundert  die  Kifindungspatente.  Waren- 
zeichen, gewerblichen  Muster  und  Modelle  uud  Fabriksmarken. 
In  zahlreichen  Einielverü*ig«n  wurde  das  gewerbüche  Eigentum  der  An- 
gehörigen des  einen  Kontrahmten  unter  Verb&rgung  der  O^nseitigkeit  in 
dem  Gebiete  des  anderen  Kontrahenten  unter  Schutz  gestellt  Auch  hier 
regte  sich  bald  das  Bedürfnis  nach  einheitlicher  Regelung:  des  p-finzen  Stoffes 
durch  kollektives  ^'m-^^t  In  n  der  beteiligten  Mächte.  Auf  Initiative  Frankreichs 
traten  in  den  .lahren  li^lS  und  1880  zu  Paris  diplomatische  Konferenzen  zu- 
sammen; das  Ergebnis  der  letzteren  war  das  allgemeine  Abkommen  vom 
20.  Mfii<z  I883<).  Nach  Art  2  sind  Erfinder,  Kandel-  und  Gewerbetreibende 
in  jedem  Verbandstaat  den  dortigen  Untertanen  gleichgestellt.  Ein  inter- 
nationales Amt  fungiert  in  Bern  (Art.  13).  —  Einen  wic'liti<,'en  Fortschritt  be- 
deuten die  Beschlüsse  der  späteren  Konferenzen  in  Koin  (ISSü)  nnd  Madrid 
(1891).  au  denen  auch  Mächte  beteiligt  waren,  die  in  den  ersten  Konferenzen 
nicht  vertreten  waren  (so  insbesondere  das  Deutsche  Reich,  England  und  die 
Vereinigten  Staaten).  Es  wurden  durch  das  Abkommen  von  Madrid  vom 
14.  April  I89P)  die  Begistriemng  der  Fabrikmarken  und  Kandelszeichen  bei 

1)  VrI.  Dambach  a.  a.  0,  S.  596. 

■1;  Acte  ilc  la  2.  Coiiffrcnco  ISSJ,  p.  55.  —  Dam  buch  a.  a.  0.  S.  59ß  macht  mit  Recht 
nnr  ihts  iliiiiüt  gegebene  diffcrcnfc  Vcrhattdi  oin/eliicr  Veitiu^^i^niiGhte,  die  nicht  dw  gldcbeo 
rechtlichen  Auffawung  der  Photographie  folgen,  aafnierksam. 

S)  BonffU  No.  SIS;  vgl.  fetnw  RXIV,  1M,XV,2T3;  Danbteb  HH  III.  597;  Heill, 
Internationale  T'nionen;  Moynier,  Les  Bureaux  intern.;  Poinsard,  ßtudcs  §  34  »q.;  F.  v. 
Martena  II,  269;  Rivier,  Principe»  I,  362;  Garei8§(i6;  Derselbe,  Sammlang  der  Pateot- 
gewlse  (1879  ff.  B4.  4  vod  Wcrnei);  Kohier,  Dm  ItMirt:  de«  MarkeDSchnisee  (1SS4),  Der- 
selbe, Patentrecht. 

4)  NKG  (2.  S.)  X>  188.  Die  Sondorabkommca  des  Deutschen  Reichs  s.  bei  Neuburg« 
Der  iatotmlionaie  Jtewetb.  KeditMebata  (1905).       5)  NRG  t%  8L)  XXn,  206. 
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dem  internationalen  Amte  in  Bern  eingeAhrt  nnd  einige  Bestimmungen  des 
Vertrages  vom  Jahre  I8S3  abgeändert.  —  Dieses  Bureau  publiziert  eine 
periodische  Zeitschrift  unter  dem  Titel:  ,.La  piopri^te  industrielle". 

§  138.  5.  IJildunKswoscn  '  .  Auch  diese  wichtige  Aufg-abe  der  Kultur- 
staalen  ist  iu  neuester  Zeit  in  deu  Bereich  internationalen  Vertragsreciiis  ge- 
treten. Die  betreffenden  Bestrebungen  kommen  deizeit  nur  in  Einzelvertrigen 
znm  AoBdmek,  eo  s.  B.  in  dem  Vertrage  des  Dentschen  Reiches  mit  Griechen« 
land  vom  2').  Api-il  18T4  b^effend  die  Ausgrabungen  in  Olympia.  Mit  dem 
Intei'essp  dvr  Kiilturstaaten  an  dfin  obli£ratorischen  Volksschulunteniclit  liänsren 
internationale  Stipulationen  zum  Zwecke  der  ^egensoitiijen  Unterst ützunof  der 
kontrahierenden  Staaten  in  der  Ausübung  des  öchukwangs  zusammen;  soder 
franz&sisch-schweizerische  Vertrag  vom  14.  Dezember  1887. 

$  139.  6.  IKe  Gesundheitspflege  L  W&hrend  die  Enltarstaaten  auf 
den  mit  dem  Slconomischen  Gemeinwohl  zusammenhangenden  Gebieten  ein 

ziemlich  entwickeltes  Vertragsrecht  aufweisen .  kann  ein  gleiches  von  dem 
mindestens  ebenso  wiclitifren  Zweip^e  der  Verwaltung,  n;linli>h  der  Gesnnd- 
lieitspiiege,  niclit  tresa{i:t  werden  Die  kollektive  Tätigrkeit  der  Staaten  be- 
ginnt hier  mit  schwachen  Versuchen  erst  in  der  2.  Hälfte  des  19.  JabrL,  als  auf 
InitiatiTe  Napoleons  IU.  zwisch«i  den  Iflttehneerstaaten,  Großbritannien,  Bnfi- 
land,  Portugal  1852  eine  Sanitfttskonvention  zur  Verhfttang  der  Einscbleppnng 
von  Epidemien  ans  dem  Orient  vorbereitet  wurde ').  Dabei  kam  schon  der 
Gedanke  zur  Geltung,  daß  eine  hy^'ieiiis(-li  wirksanu?  Bekämpfung  der  Epi- 
demien nur  möglich  ist  durch  Anwendung  von  MalWegeln.  die  sich  auf  eine 
offizielle  internationale  Be:iufsichtiguug  der  Ge^undheitsverhältiiisse  iu  deu 
Ursprungsländern  der  Epidemien  stützen  4).  Diesem  Gedanken  entsprach  die 
IMchtung  internationaler  Sanitfttsirotw  in  Konstantinopel  nnd  Alexandrien. 
Seither  tagten  intL-rnationale  Sanitätskonferenzen  in  Paris  1859,  Konstantinopel 
1866,  Wien  187:<.  Koni  \^S:k  Venedig  1892,  Dresden  ISO:?,  Paris  1894,  Venedig 
1896—1897,  Paris  i9t>3.  im  ganzen  sind  die  Erfolge  dieser  Besti-ebungen 
nur  von  geringer  Bedeutung.  Insbesondere  \iiirde  die  Frage  der  Bekämpfung 
der  in  den  Kriegen  der  Neuzeit  so  veidin'blich  um  sieh  grmfenden  Kriegs- 
epidemien (Cholera,  Flecktyphus,  Blattern  usw.)  'jetzt  nnr  theoretisch*) 
in  Erwägung  gezogen.  Im  ffinblick  auf  die  UnmSglichkeit  der  LOsung  der 

1)  Vgl.  F.  V.  Martens  II  8.  136  ff.;  Rivier,  Principes  1  325.  Siehe  aach  Stein. 
VerwaltoogBlehre  8S2  ff. 

2)  F.  V  Martens  II  200  ff.;  Poreis  Intern,  öfftnülclie»  Socreclit  8.  137  ff.;  Pra- 
dier-KoUvre  IV  §  22.i7  sq.;  Rivier,  Principes  Ip.  3dSsq.;  Garei8§60,  A.  Zorn,  Völker- 
ledit  205  fr.;  V.  Litst  f  SS. 

3)  Die  Konvention  vom  2.  Februar  1S53  wurde  jedoch  nicht  ratifiziert 

4)  Seither  wurde  auf  den  KonfereozeD  za  Dreeden  1S93  und  Paris  1^94  die  Unwirk- 
samkeit d«r  tndtdonellen  QmiTaattnwiiwtiiltea  wicdeiliolt  botont 

5)  Von  Uli  mann,  Revue  de  dr.  intern.  XT  p  527  f-q.  nml  lte\ue  ^'öneiale  de  dr. 
inteni.  pabiio  iV  p  437  sq.  Zustimmend  u.  a.  Hivicr,  Principes  I  p.  359;  Tricpcl,  Die 
neaentMi  Fortsdiritte  tnf  dem  Gebiete  dea  Kriegsrcdtts  (1894)  8. 24;  neneetso»  Oppenheim 
I,  5«i,  .\nm.  5:  vstI.  auch  die  Bedeaken  von  Moynier,  ßnlletiD  inten,  des  aoc.  de  eeooun 
etc.  ^o.  42  p.  4b. 
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liygienisrlicn  Aufgabe  im  Kriege  duicli  die  Kriegführeiidf^n  und  dieXotu  t  iulig^keit. 
daü  die  Aktion,  welche  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  füliren  .sull,  dem  Zwecke 
gemäß  groß  angelegt  und  durchgeführt  werden  muß,  kann  diese  Aktion  nur 
als  KoUektiTaktion  mit  den  am  Kriege  nicht  beteiligrten  Machten  gedacht  werden. 
Diese  können  im  Kriegsfalle  ihr  wohl  organisiertes,  im  Frieden  anigebildetes 
hygienisches  Personal  für  die  große  Auft^abe  in  Funktion  treten  lassen.  Was 
sie  zur  Bekämpfung  von  Kriegepideniieu  innerhalb  des  vom  Ki  ie^re  unmittel- 
bar und  mittelbar  berührten  Gebietes  leisten,  ist  übrigens  in  ei  jster  Linie  eine 
Leistung  im  luteresäe  der  Kriegführenden  selbst,  wenn  man  die  durch  die 
Geschichte  der  neueren  Kriege  festgestellte  Tatsache  in  Erwägung  zieht,  daO 
mit  wenigen  Ansnahmeni)  in  allen  größeren  Kriegen  bei  längerer  Dauer 
der  Kriege  die  Armeen  hygienischer  Zerklüftung  unterlagen.  In  juristischer 
Beziehung  ist  bezüglich  dieses  Projekts  zu  bemerken,  daß  der  Krieg  zwar 
zunächst  eine  res  inter  alios  gesta  ist;  allein  auf  dem  Boden  der  inter- 
nationalen Geroeinschaft  und  im  Bereich  des  heutigen  VOlkerverkebrs  sind 
gleichzeitig  anoh  die  wichtigsten  Interessen  der  Neutralen  in  Mitleidenschaft 
gezogen.  Dem  Si  Imtz  dieser  Interessen  dient  das  Neutralitätsrecht;  nach  dem 
heutigen  Stande  des  Neutralität'^rechts  sind  es  aber  vornehmlich  poHtisclie  und 
ökonomische  Interessen,  welche  geschützt  werden  sollen.  Allein,  die  Frage 
der  Bekämpfung  der  Kriegsepidemien  ist  zweifellos  gleicbfallü  mit  dem  Neu- 
tralitstnrecht  auf  das  «igste  verknäplt  Wenn  es  nftmlich  ein  oberster  Grund- 
satz des  Nentralitätsrechte  ist,  daß  die  Nentralen  von  dem  Kriege  und  seinen 
mittelbaren  Folgen  möglichst  verschont  bleiben  sollen,  dann  wäre  e^  nicht  zu 
begi'eifen,  warnm  die  Neutralen  die  für  das  (Temeinwolil  verderblichsten  Folgen 
des  Krieges  einfach  als  niialiwendbaren  ^cliicksalsschla:^  hinnehmen  müßten. 
Allerdings  —  wer  sich  aul  den  cynischen  Standpunkt  derer  stellt,  die  den 
Kriegen  nnd  Epidonien  freien  Lauf  lassen  wollen,  der  wird  auch  diese  juristische 
Frage  anders  beantworten. 

II.  Dem  Schutz  der  Gesundheit  dienen  derzeit  Einzelverträge^)  (so 
namentlich  zwischen  Xarhbarstaaten)  und  Ko  1  le k t i  vv r n  t  -j; e ;  die  letzteren 
dienen  der  Hekaiii]ifungder  Cholera,  der  Pest  und  neuesten^  den»  Gelbfieber. 

l.  in  let/.terer  Beziehung  kam  es  auf  Grund  der  DonauschifTahrtsakte 
vom  28.  Mai  1881  zum  Zwecke  der  Überwachung  der  unteren  Donau  {im  Jahre 
1881)1  zur  Einsetzung  des  Gonseil  international  de  sant6  zu  Bukarest 
Neue  Errungenschaften  der  medizinischen  Wissenschaft  lenkten  die  Anikerk- 
samkeit  auf  neue  Mittel  der  Abwehr  ^e^on  die  Cholera,  insbesondere  durch 
Beseitif^unii;  der  Infektionswege.  Verbot  der  Einfuhr  gebrauchter  Kleider, 
Lumpen  u.  dgl.,  rationelle  Desinfektion  der  Personen,  Schitt'e  und  sonstigen 
Fahrzeuge.  Die  neuen  Maßregeln  wurden  in  erster  Reihe  durch  die  Kon- 
vention vom  30.  Januar  I89'i  (auf  Grund  der  Ergebnisse  einer  Konferenz  in 

1)  Siehe  den  ciL  Aufsatz  in  der  lievue  gi'neraie  p.  443  sq. 

i)  Z.  B.  Dcutaefa-belütedier  Vertrag  t.  T.  Februar  1S7S,  deatsefa^holtindiBdMr  Vertnp 

vom  11.  Dez.  1*^Trt,  cIouTsch-lux(iiiburc:if>chcr  Vcitr.ip:  v.  31.  M.-ii  iv^^a;  deuUeli-fdiweizfriscLcr 
Veitrag  V.  29.  Febr.  lbS4,  deutacbeT  Vertrag  mit  Üatcrreich-Ungaru  v.  10.  Scplcuiber  li>b2,  mit 
Fraakräcii  v.  12.  Januar  18B1,  rnunABiacb^aGhwekeriacber  Vertrag  v.  29.  Mai  1869. 
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Venedig  in  den  Vertragsstaaten  Deutschland,  Österreich-Ungai  u,  l"i  ankreich, 
Belgien,  Rußland,  Holland,  DAneniai'k,  Schweden-Norwegen,  Spanien,  Griechen- 
land, Portugal,  Kngland,  Türkei)  eingeführt.  Im  ganzen  handelte  es  sich  schon 
hier  um  die  Überwachung  der  Ursprungsländer  der  Krankheit,  insbesondere 
der  Nachbarq-ebiete  Esryptens  und  des  Suezkanals.  --  ri*-<r*'n  die  Aiisbreituno: 
der  Cholera  iu  Europa  richtete  sich  das  Abkommen  von  i'resdeu  vom  15.  April 
1893  (RGBl.  Ib94,  S.  340).  Die  Maßregeln  beziehen  sich  auf  den  Peisonen- 
ttnd  Warenverkehr  nnd  das  Sanitätswesen  an  der  Snlinamttndttng.  —  Der 
Bekftinpfung  der  Cholera  in  ihren  Ursprangaländern  dient  die  Pariser 
internationale  Sanitätskonvention  vom  3.  April  1894  und  die  Zusatzerkliining- 
vora  30.  Oktober  1S97 l^ie  Durchführniiir  der  betreffenden  Maßreo^elii  ob- 
liegt einer  Reihe  von  Sanitätsaustalteu  und  einer  Hauptan«italt  auf  der  Insel 
Kamaran  im  roten  Meere.  Die  Oberaufsicht  führt  ein  aus  dem  Conseil  superieur 
de  aanM  in  Konstaatinopel  gebildeter  AnseetaaS. 

2.  Der  Abwehr  der  Yerbreitnng  der  Pest  diente  die  internationale 
Konvention  von  Venedig  vom  19  März  1897  ^)  (angeregt  von  Österreich-Ungarn), 

deren  Reglement  im  allgemeinen  'ynt-m  der  Pariser  Konferenz  v.  J.  1894 
nachgebildet  ist.  Die  Vorschriften  betrefieu  die  Bekämpfung  der  Pest  außer- 
halb Europas,  die  Unterdriickuug  der  Krankheit  in  Europa,  die  erforderlicheu 
sanitätspolizeilichen  Maßregeln  und  die  Funktionen  der  AuMchtsorgane.  Die 
Oberauüsicbt  ist  auch  hier  dem  AusschuB  des  Conseil  superieur  de  sant6  Ober- 
tragen, der  aus  den  in  Konstantinopel  beglaubigten  Konsnlen  gebildet  wird. 

3.  Derzeit  ist  die  internationale  Übereinkunft  vom  3.  Dezember  1903 
(RGBl,  für  1907  S.  l-if)  .  betreffend  M  i  [h  ebeln  i?egen  Pe:^t,  Cholera  und  Gelb- 
fieber maßgebend.  Diese  ueue.steu  IJe^stimmungeii  suchen  aut  Grund  der  Er- 
gebnisse der  medizinischen  Wissenschaft  die  schon  bisher  angewendeten  und 
anderweite  neue  Mittd  der  Abwehr  in  ihrer  Wirksamkeit  ta  steigern.  In 
formaler  Besiebung  handelte  es  «eh  um  eine  Zusammenfassung  der  bisherigen 
Maßnahmen,  ferner  um  eine  Nachprüfung  und  Ergänzung  der  bisher  in  Kraft 
befindlichen  internationalen  Sauitätsiibereinkünfte. 

III.  Sanitären  Zwecken  dient  auch  die  von  den  Nordseestaaten  im  Haag 
am  1(5.  November  1887  abgeschlossene  Konvention  zum  Zwecke  der  Ein- 
schränkung und  Übervjrachung  der  in  den  Fisuhereibezirken  der  Nordsee 
fiüirenden  Branntweinschenken  >)  (bumboots,  coopers). 

IV.  Praktisch  wertvolle  Konsessionen  der  Staaten  im  Interesse  derOrenz> 

bevölkerung  von  Nachbarländern  enthalten  die  Einzelverträge,  auf  Grund 
welcher  Är/te.  Chirurgen,  Hebammen  des  einen  Kontrahenten  auf  dem  Gebiete 
des  anderen  Kontrahenten  die  ärztliche  Praxis  ausüben  dürfen,  in  diesen 
Verträgen  ist  autierdem  die  gemeinsame  Üeuutzung  von  Spitälern,  die  Be- 
förderung und  Behandlung  von  Geisteskranken,  die  Feststdlung  von  Geistes- 
krankheiten geregelt 

1)  liHü  ii.  S.)  XIX,  m.  XXiV.  517.  Siehe  »ach  Deutsches  RGBl.  IbUt  S.  473. 

2)  Zowowklirung  vum  24.  Jvnuur  tMO,  NR6  (2.  S.)  XXVIII,  »39,  XXIX,  4*5. 
S)  Vgl.  Gaiiiaume,  Aeru»  de  dr.  iBtern.  ZXVI  p.  48S»q. 
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y.  Die  Konvenläonen  smr  Betcftmpfang  von  Epizootien  dienen  g^leiehfalls 
den  Schutz  der  menschlichen  Gesandheit*  Das  prünftre  Schntzobjekt  sind 
indessen  iiier  die  Iandwii-ti>chaftlichen  Interessen. 

§  140.  7.  Schutz  der  l«n<lwirtschaftlich«Mi  lutoressen ').  Die  Pflege 
dieser  Interessen  seitens  der  nationalen  Verwaltung  iiat  infolg-e  dei-  zunehmen- 
den Bedeutung  der  Viehzucht  für  die  Landwirtschaft  und  des  internationalen 
Handels  mit  Yieb  m  zaJilreichen  internationalen  Maßregeln  zur  Bekämpfiing 
von  Epizootien  geführt  damit  stehen  in  unmittelbarem  Zusammenhange 
Konventionen  betreffend  die  Desinfektion  der  Viehtransportwaggons  5).  Von 
größter  Wichtigkeit  für  das  Gedeihen  der  Landwirtschaft  ist  die  Sclionnng 
der  Vogelwelt.  Diesen  Interessen  dient  die  Übereinkunft  zum  Schutze  der 
für  die  Landwirtschaft  nützlichen  Vögel  vom  19.  März  1902  (RGßl.  19U6S.89). 
Das  Auftreten  der  Phyllozera  vastatrix  maclite  in  neuester  Zeit  eine  kollektive 
Aktion  zum  Schutze  des  Weinbaues  durch  betrefiende  Maßregeln  notwendig,  deren 
Anwendung  seitens  der  kantrahiei  enden  Staaten  einem  wichtigen  solidarischen 
Interesse  der  ökonomischen  Wohlfahrt  dient  Die  KontralientPii  verpflichten 
sich,  durch  entsprechende  legislative  Vorkehrungen  und  adniini.stiatives  Ein- 
gi-eifeu  dem  Auftreten  und  dei'  Verbreitung  der  ßeblaus  entgegenzutreten^). 
—  Die  Maßregeln  der  intemati<maleii  Union  zum  Schutze  des  indnstridlcii 
Eigentums  finden  auch  auf  die  Erzeugnisse  der  landwirtschaltlicfaen  Industrie 
Anwendung. 

§  141.  8.  Schutz  der  Industrie  und  der  Oewerbe.  I.  Im  Hinblick 

anf  die  zahlreicliei)  Krfiii'!iin?en  nnd  origlTvli^n  Leistnncfpn  auf  industriellem 
und  gewerblichem  Gebiete  ergab  sich  in  <!- 1  Nr  uzeit  die  Notwendigkeit  wirk- 
samen internationalen  Schutzes  der  liier  iu  i'rage  kommenden  Urheberrechte. 
Dies  fAhrte  zu  den  oben  (S.  411)  angeführten  internationalen  Konventionen 
zum  Schutze  der  gewerblichen  Muster,  Marken,  Patente,  Warenzeichen 


lt  F.  V.  Martens  II  8.  203 ff.^  fiivier,  Prindpea  I  p.  S60;  Pradior-Fod^ri  IV 

2«iü;  Gareis  $  61. 

S)  Z.  B.  DMtieh-4Ict«r.-ung.  Vertng  v.  6.  Dm.  im  (ROBI  ISSl,  &  Mi,  dflotuk-iiisdQr- 
ländischcr  Vertng  (Zoluaaiv  von  Tleriizten  ün  Oreuvetkeltr)  v.  29.  Ffebr.  1S9S  (EOBl. 

189»,  221). 

3)  Vgl.  auch  Doutwhes  Reichsgesetz  v.  25.  Febr.  li»7Ü  (RGBl  103). 

4)  Auf  Initiative  der  Sciiweiz  wurde  zanSchst  von  Bicbon  Weinbau  treibenden  ^Staaten 
die  Konvention  vom  17.  Sept.  187$  geachloeflcn;  weitere  Konferenzen  fQhrteu  zum  AbnihluB 
der  Konvention  vom  3.  Nov.  1S81  (in  Art.  13  ist  dritten  Stn.iton  der  Beitritt  bczw.  der  Aus- 
tritt aus  der  Union  durcli  eine  an  den  echweizcriscbeu  Bundesrat  zu  richieudo  Deklaration 
▼orbdialtMi).  Eine  Ei^äazaog  fand  die  Konvention  darafa  4fie  am  8.  Novbr.  18^  1  zu  Bern 
iintprzeichnetc  Deklaration.  Vergl.  dazu  DeutscbcB  Kciclis^efietz  v.  3.  Jnii  1SS3  (RGBl  l-lü); 
ErweitcruDK  der  Verordnung  v.  31.  Okt.  1879  —  betr.  das  Verbot  der  Einfuhr  von  Beben 
osd  MN»tiK«n  TeUeo  de«  Weiaetocks  —  dnidi  kaieorl.  Erl.  y.  4.  Jnli  I8SS  (RGBl  15S)  — 
betr.  da.H  Verbot  der  Einfuhr  und  Ausfulir  von  Pflanrin  und  sonatigen  Gegcnstilndon  des 
Woiu-  und  Garttmbauoa;  nach  der  kaiaeri.  Ver.  v.  7.  April  lbb7  (BGBl  1651  iüt  die  Eiofulir 
bewondter  <nr  K«tefi:oric  d«r  BdM  nicht  gehöriger  G«widtt«  ms  den  bei  der  IntematiMialeii 
Bebiauskonvention  nicht  beteitluten  SCkBtea  Ober  die  deotecbea  Giemen  nur  unter  bestimm teu 
Bediogongen  gestattet 
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und  Fabriks mark en.  Industrie  und  Gewerbe  werden  ferner  dur(  h  Jie  Nieder- 
lassuncrs-.  Handrls-  und  Schiffalirtsvertrilge  und  diircli  die  internationalen  Vertrüge 
betretlt-nii  ilie  einheitliche  Gestaltung  des  Maß-  n)ui  (iewidit.ssystems  berüla  t. 

Ii.  AnlaL)  zn  internatiunaleni  Schutz  o^ab  dai  Schii'iahrlsgewerbti 
in  den  Handel^»-,  Schiitahrus-  und  Küut»ulai  Verträgen.  Nationale  Gesetze  >) 
«ochen  ihrerseits  den  Schutz  der  Interessen  des  internationalen  Verkehrs 
intensiver  zu  gestalten,  so  z.  B.  durch  die  Forderung  des  Nachweises  einer 
gewissen  Fahrzeit,  ferner  dunh  die  Voj"schrift,  der  zufolge  Personen,  die  als 
Kapitäne  oder  Steuei  männer  fungieren  wollen,  ihre  Betahigung  durch  Ablesung 
einer  Prüfung  nach\veisen  müssen  "^j. 

III.  Für  die  Regelung  des  Fischereibetriebes  ist  durch  betrettende 
Abkommen  vorgesorgt:  1.  durch  den  im  Haag  am  6.  Mai  1882 >)  geschlosseneu 
Vertrag  wurde  die  Hochseefischerei  in  der  Nordsee  polizeilicher  R^lung 
nnterz(^Q  (siehe  oben  S.  329).  2.  Dem  Schutz  der  Robben  im  Beringsmeer 
vor  Ausrottung  dient  ein  zwischen  der  nordamenkanischen  Union  un<l  Eng- 
land am  tf>.  Ansiist  1&93  abgeschlossener  Vertrag*),  durch  den  der  Robben- 
fang außerhalb  der  KUstengewässer,  die  hier  auf  drei  Seemeilen  bestimmt 
werden,  geregelt  wird.  Hiernach  ist  der  Bobbenfang  in  einer  Zone  im  Um- 
kreise  von  60  Seemeilen  um  die  Pribyloffinseln  verboten.  In  den  übrigen 
Teilen  des  Beringsmeeres  darf  der  Fang  mit  FeuerwafFen,  Netzen  oder  Spreng- 
stoffen nicht  betrieben  werden.  Die  Schonzeit  dauert  vom  1.  Mai  bis  3i.  Juli. 
Es  dürfen  nnr  Segelboote  auf  Grnnd  besonderer  Konzession  der  lieimatlicheu 
Regierung  benutzt  werden.  Diesen  Hestinimungen  sind  im  Jahre  1>>94  Rußland 
und  Italien  beigetreten;  dazu  kommt  der  Vertrag  zwischen  Rußland,  Japan 
und  Nordamerika  vom  7.  November  1897,  betreffend  denselben  Gegenstand. 
Das  deutsche  Reichsgesetz  vom  4.  Dezember  1876  (RGBl  233,  dazu  die  Ver- 
ordnung vom  29.  März  1877  K<^B1  l(»9i  sucht  die  Robben  östlich  von  Grönland 
im  NordpolKrmeer  vor  der  Ausrottung  zu  schützen.  3.  Die  Lachslischerei 
im  Stromgebiete  des  Rheins  h>t  durch  ein  Abkommen  zwischen  Deutsch- 
land, den  Niederlanden  und  d«r  Schweiz  vom  30.  Juni  1885  geachfitzt  u.  z. 
durch  Normen  Uber  die  Fangarten,  die  Schonzeit,  die  Laichpl&tze  und  die 
künstliche  Lachsflschzucht 

In  diesem  Zusammenhang  sei  noch  der  Lciidcner  Vertrag  (zwischen 
dem  Deutschen  Reich,  Spanien,  dem  Kongostaat,  l'i  ankreirli.  Italifn,  England 
nnd  Portugal)  vom  10.  Mai  1900  zum  Scliutz  d'  i  alrikanischen  Tierwelt  vor 
gänzlicher  Vernichtung  angeführt.  ^)  Es  konkurrieren  hier  allerdings  auch  ideelle 
Interessen  nnd  Forderungen  der  Moral  bezüglich  des  Verhaltens  der  Menschen 
gegenüber  der  Tierwelt«) 

Ii  Vgl.  Garcis  §  61 

2)  I>eat«che.H  Koichftgct^ctz  v.  2b.  Sept.  1869  (Bundeageacizbl.  (560);  BundetmtsbMdiliiB 
V.  II  Man;  ISSÖ  lUCV,]  ^2)  und  !M'k:imitmachnng  v.  10.  Febr.  1S90  (RGBl  129). 

3}  Bei  Fltfisctimiinn  20Hi  Deutächo»  Aui»fQUruiig»K<^^      3^-  '^P"'         (KUBl  ibt. 

41  NRG  (2.  S.)  XVUI,  »ST»  XXI,  m,  XXIf,  S5T,  5«4.  621,  XXVIl  212. 

5)  Kiohr  Nnhcrc»  bei  A.  Zuru,  Völkerrerht  l*«?. 

<i)  Im  ganzen  vgl.  Engclliardt,  De  ratümalite  et  sod  droit  (IdlMl). 
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IV.  Die  iudustrielleu ,  aber  gleichzeitig  auch  die  landwirtschaftlichen 
IntereBBeii  und  jem  des  Handels  trartthrt  die  Brttsseler  Konventioii  vom 
b.  Mftr2  1902,  betreffend  die  Anfhebungr  der  Prftmien  auf  die  Produktion  und 

den  Export  von  Zucker.  >)  Eine  ständige  Kommission  in  Britesel  ist  mit  der 
Überwachung  dei*  Ansführung  dieses  Vei  trages  betraul. 

Die  mit  der  Si-hiffahrt  als  Industrie  verknüpften  InieiHssen  finden  inter- 
nationalen Schutz  in  den  Haudels-,  Schiffahrts-  und  Konsuiai  Verträgen  und  in 
der  natttmaten  Gesetzgebung. 

§  142.  Fortsetiuiig.  IHe  Interessen  der  IndanMellen  Arbeiter.*) 
Es  ist  schon  oben  (S.  5)  in  anderem  Zusammenhange  betont  worden,  daß  eine 

befriedigende  Lösung  des  Komplexes  von  volkswirtschaftlichen  und  wirtschaftlich- 
politischen  PioWpiiifii  die  sos:.  Arl'fi'^^rfrage  bilden.  hhcIi  der  heutigen  Lage 
der  Verhällüisse  der  \  crkchr  pllegeuden  Staaten  voraussichtlich  nur  auf  inter- 
nationalem Wege  möglich  sein  wird.  Von  solchen  Anschauungen  ausgehend 
hatte  die  Schweiz  den  Zusammentritt  einer  internationalen  Konferenz  vor- 
geschlagen (1881,  Zirkularnoten  des  schweizerisehffli  Bundesrats  vom  15.  Mtrz 
und  12.  Juli  1&S9).  Die  Augelegenlieit  wurde  von  Kaiser  Wilhelm  IL  zum 
Geo:enstaTid  einer  Konferenz  in  Berlin  (1890)  gemacht;  allein  zu  einem  formellen 
Ergebnis  kam  es  nicht.  Das  gchuöprotokoU  vom  29.  März  1 890  verzeichnet 
das  sachliche  Ergebnis  der  Beratungen:  es  wurde  eine  ßeihe  von  Wünschen 
ausgesprochen,  deren  Brittlinng  ein  T^haitnismAßig  weitgehendes  Haft  intor- 
national  geregelten  Arbeiterschutzes  ^^ewäliren  IcOnnte.  Damit  war  wenigstens 
der  Standpunkt  der  zivilisierten  Miidite  zum  Ausdruck  gekommen,  daß 
hier  durch  kollektive  Wirksamkeit  dieser  Mächte  eine  wichfiirp  soziale 
Autgabe  zu  lösen  ist.  3)  Seither  hat  die  Angelegenheit  eine  bedeutsame 
sachliche  Flbrdei  ung  dureh  einen,  allerdings  nnr  auf  ein  engeres  GeMet  be- 
schrankten Vertrag  zwuchen  Frankreich  und  Italien  Tom  15.  April  1904 
gefunden.  *)  Die  Bedeutung  dieses  Vertrages  für  das  weitere  Vorgehen  der 
Mächte  ist  allgemein  anerkannt.^') 

Während  Frankreich  und  Italien  einen  besonderen  Vertrag  ab- 
geschlossen haben,  wurden  ähnliche  Vereinbarungen  von  anderen  Staaten  in 
ihren  Handelsvertragen  in  Aussicht  goiommen.  Aof  den  Wunsch  Italiens 
wurde  im  Jahre  1904  in  den  Zusatzvertrag  zum  deutsch^italienischen 
Handels-,  Zoll-  und  Schifikhrtsvertrag  vom  6.  Dezember  1891  ein  Artikel  (2  a) 
folgenden  Inhalts  au^enommen:  „Die  vertragschUefiendoi  Teile  verpflichten 

U  NRG  (2.  S.)  XXXI,  272. 

2)  VkI-  nivicr,  Prindpcs  I  p.  S62,  363.  Einen  eingehemlon  Hericht  über  den  Stand 
der  lYagc  des  intcniationaleD  Arbeit«r»chutze&  bietet  Dochow  Z.  XV],  574  ff.  mit  voilstän- 
dilser  Litefatoni^iibe  andi  in  ▼olkswiitacbaftBdMr  B«ri«btMig,  funer  in  dsn  Jalnblldicni  f. 
NattonalPikononiio  n.  J*tntistik  1905,  540  ff. 

3)  Die  Verhandlung  in  NIIG  (2- S.)  XV, 3S5  ff.:  dazaRoliQ-JaoquemyasBXXII,  1  »q. 

4)  Abgedrnekt  bei  Doehow  a.  t.  0.  SSO. 

5)  So  sagt  U.  a.  Stier-Somlo,   daß  dieser  Vcrtrap  eim^  histurischc  Tatsaclie  ist;  .er 

«teilt  die  erste  interaatiooaJe  ArbeitencbutzkuuveDUon  dar  -  man  übertreibt  nicht,  wenn  man 
hier  von  einem  HukBtdB  der  Oeachiehte  ndet*.   VgL  Desien  AuBffibntniien  i.  Bl.  f.  t«!. 
Biriae.  u.  Vulkswirtachaftaldii«  I,  198  ff.  n.  DwtBcbe  8oiialgCM<xgebiui|r  (1M6)  T9  ff. 
Uli  ■«an,  VMkatnekt.  27 
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sich,  ...  die  Beliainllutifj;  der  italienischen  .Arbeiter  in  iHmtscIiland  und  der 
deutschen  in  lUilien  liiu»ichtlich  der  Arbeiter  Versicherung  zu  dem  Zweck  zu 
prüfen,  um  durch  geeignete  Yereinbaruiigeii  den  Arbeitern  des  einen  Landes 
im  andem  Lande  eine  Behandlung  zu  sicliern,  die  ihnen  mflglichBt  glekhwertige 
Vcnteile  bietet  .  .  A  Der  den tsch-Öster reich! sehe  HandelsTertrag  Tom 
25.  Januar  1905  hat  forniliclie  Vereinbarungen  über  Arbeiterschntz  vorjsfesehen. 
—  Die  Vorteile  der  Unfall  Versicherung' wurden  in  dem  belgisch-luxem- 
burgischen Vertrage  vom  15.  April  19ü5  und  in  dem  deutsi  h-luxem- 
burgischen  Vertrage  vom  2.  September  1905  den  im  Ausland  arbeitenden 
Angehörigen  d«r  ▼ertragschlieBenden  Staaten  gesichert. 

Weitere  Förderung  findet  die  An|^eg«iheit  dnreh  die  Internationale 
Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  und  das  inter- 
nationale Arbeitsamt  (eröffnet  am  I.Mai  1901  in  Basel)  —  ein  wissen- 
schaftliches Institut,  das  die  ihm  durch  das  Statut  der  internationalen  Ver- 
einigung zugewiesenen  Aufgaben  durchzuführen  hat :  es  erteilt  Auskunft  auch 
an  Nichtmitglieder  der  Yerdnigung  und  an  Regierungen.  >) 

Auf  Initiative  des  schweizerischen  Bundesrats  vom  30.  Dezember  1904 
trat  eine  Regierungskonferenz  für  internationalen  Arbeiterschntz 
im  Jahre  1905  in  Bern  zusammen.  Da.s  Ergebnis  der  Beratungen  wurde  in 
zwei  Entwürfen  niedergelegt,  welche  die  Grundsätze  eines  internationalen 
Übereinkommens  betreffend  das  Verbot  der  Verwendung  von  weißem  (gelbem) 
PhoB^MMT  in  der  ZAnlhoIzinduBlrie  und  dnes  Üboreinkommetts  betndfend  dse 
V^bot  der  industriellen  Nachtarbeit  enthielten.  Am  26.  Septembw  .1906 
wnrde  in  Bern  ein  Übereinkommen  betreffend  das  letztere  Verbot  von  sämtlichen 
beteiligten  Mächten  nntemeichnet;  das  zweite  Übereinkommen  betreffend  das 
Verbot  des  weiiien  Phosphors  wurde  nur  von  Deutschland.  Fiankreich,  Däne- 
mark, Spanien,  den  xNit^derlauden,  Portugal  und  der  Schweiz  unterzeichnet. 

S  143.  9.  Das  Münz  Wesen.  <j  Die  empfindlichen  Nachteile  die  fftr  den 
Binzelwirlschalter  wie  tär  die  nationale  Wirtschaft  und  in  letzter  Reihe  für 
den  internationalen  Wirtschaftsverkehr  (bezw.  den  Verkehr  überhaupt)  aus  der  ^ 
Vei-schiedenheit  der  einzelstaatlichen  Münz.systeme  entspringen,  vermochten  bis 
jetzt  nur  die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  eines  allgemeinen  inter- 
nationalen MUnzsystems  zu  schaffen.  Auf  einer  auf  Initiative  Frankreichs 
1867  in  Paris  tagenden  Konferenz  einigten  sieh  zwar  die  Delegierten  der 
enropftischen  Staaten,  die  daran  teilnahmen,  bezüglich  einer  Reihe  von  Omnd- 
sfttzen;  allein  die  Verhandlungen  führten  zu  keinem  formellen  Ergebnis.  Das- 
selbe gilt  von  den  Konferenzen  in  Paris  !S78  und  ISSl.  Die  Ursache  der 
bisherifjen  Mißerfolg'e  ist  in  der  finanziellen  I;a',^e  beireffender  Staaten  zu 
suchen,  die  kaum  im  Stande  wären,  die  aus  einer  eventuellen  Konvention  für 
sie  entstehenden  Verpflichtungen  zu  erfttUen.  So  kam  es  bisher  nur  zur 
Bildung  engerer  Unionen  innerhalb  deren  nur  Mttnzen  der  von  den  Kontrahenten 

1)  Daä  Amt  gibt  heraus  daä  Bulietiu  de«  intern.  Arbeltsamts  1902  ff.  (Beridit» 
über  die  Fortschritte  der  Arbeitenvohnfc-  und  Versida  rung^geietiliebaiig  ipariubcat  Afbettni 
£«cfaiä88c  nationaler  und  ioteru.  Kon<^rc8so,  fiibJiogiapbiei. 

2)  Vgl  P.  V.  MartCDB  11  S.  lii'i  ff. 
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angenommenen  gemeinsamen  Wnlii  ung  in  Uniiauf  sind.  So  bestellt  auf  Grund 
der  Pariser  Konvention  von  1865  die  lateinische  Mflnznnion  (Frankreicti, 
Belgien,  Italien,  Schweiz,  seit  1868  Griechenland),  erneuert  hezw.  abgeändert 
1878,  1885  und  1893.  >)  Seit  1873  besteht  die  skandinavische  Münznnion 
(Schweden.  Norwegen,  DHnemark), -)  Ohne  praktisclips  Resultat  blieb  die  inter-* 
nationale  Münzkonferenz  in  Brüssel  (22.  November  1S92).3) 

§  14-1.  10.  Mafic  und  (icwlchte.  Dem  wichtifren  Tnterei^se  des  iiiLei- 
nationalen  Yerkebi'S  an  dei  Eiulübrung  eines  gleichartigen  üaü-  und  Gewichts- 
igratenis  in  den  Verkehr  pflegend«!  Staaten  dient  die  Pariser  Konvention  vom 
SO.  Mai  1873.^)  Auf  Ornnd  dieser  Konvention  besteht  in  Paris  ein  stiLndiges 
irissensebafUiches  Bureau  unter  der  Aufsicht  eines  internationalen  Komitees 
für  Maße  und  Gewichte;  letzteres  ist  selbst  wieder  einer  internationalen  General- 
konferenz von  Delegierten  der  kontralnereiidtn  Staaten  unterg'eordnet.  Der 
Vorsitz  in  der  Konferenz  ist  dem  Priisideuteu  der  Paiiser  Akademie  über- 
tragen. Das  Bnrean  vergleicht  nnd  beglaubigt  die  neuen  Prototype  des  Meters 
und  Kilogramms  und  verwahrt  die  internationalen  Prototype.  —  £ine  neue 
Basis  fttr  den  Meter  wurde  in  der  Parisw  Konibrens  1895  Y<nigeechlagen. 

§  145.  11.  Handel.**)  I.  In  primitiven  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zu- 
ständen (in  Verbindung  nvi^  imtionaler  und  polilisclier  Isolierung)  fehlt  die 
Erkeuninis  des  Werts  des  \  erkt-lns  und  Güteianstausolies  von  Volk  zu 
Volk.  Diese  Eikenntuiü  ist  eisl  dun  Ergebnis  einer  höheren  Stufe  wirtschaft- 
licher EntWickelung,  die  gleichzeitig  der  Überzeugung  von  dem  Znsammenhang 
des  nationalen  Wirtschaftslebens  mit  jenem  anderer  Volker  Bahn  bricht;  die 
Gegenwart  faßt  das  ökonomische  Wohl  des  einzelnen  Volkes  als  die  Wirkung 
nationaler  und  internationaler  T^rsaelien  auf.  da  in  der  Tat  im  Bereicli  d^-v 
zivilisierten  Völker  und  viell'acli  über  diei>e  Grenze  hinaus  dem  nationalen 
Wirtschaftsleben  die  Stellung  eines  organischen  Gliedes  der  Weltwirtschaft 
zokomrot  Soweit  internationale  Faktoren  das  wirtschaftliche  Gemeinwohl 
bedingen,  sind  es  Momente  der  internationalim  Gemeinschaft  und  ihrer  heutigen 
rechtlichen  Ordnung,  die  hier  in  Funktion  treten  und  die  nationale  Wirtschafts- 
pfleire  erjränzen.  Die  mit  der  I^nabhängigkeit  der  einzelnen  (TÜeder  der  Staaten- 
gemeinscliafi  gegebene  formelle  Selbständigkeit  ihres  wirtscliaftlichen  Lebens 
und  die  individuelle  Eigenart  der  einzelnen  national  und  territorial  abgegrenzten 
Wirtschaftsgebiete  bringen  es  mit  sich,  daß  die  verwaltende  Tätigkeit  des  Staats 
den  Scluitz  und  die  positive  Pflege  der  wirtschaftliclien  Interessen  nach  Maß- 
gabe der  eif^enen  Bedürfnisse  und  nach  eigenen  wirtscliaftlichen  und  handels- 
politischen Maximen  auszugestalten  suclit.  Volkswirtscbfiftliche  Anschauungen, 
aber  auch  politische  Maximen  der  Staatsverwaltung  können  zuweilen  zu  dem 
hier  in  Frage  stehenden  internationaleu  Interesse  —  der  Freiheit  des  Handels 

1)  Vgl.  NRG  (2.  S.)  IV,  125,  XI,  «5,  XXI,  385         2)  NRU  (2.  S.)  I,  290. 
8t  NRG  <2.  S.)  XXIV,  IST.        4)  NfiO  (2.  3.)  668. 

5)  Nys,  Lc8  Origines  du  droH  intern,  p,  27S  sq.;  Melle,  HH  III  S.  14Sff.:  Schraut; 
System  der  HandelsvcrtrSgc  und  der  Mcistbegünstigunjc  (1&84);  F.  v.  Martens  II  S.  208  ff., 
Rlvier,  Prbcii^es  I  p.  368  sq.;  Garci»,  Inst.  d.  V.  §  äö;  v.  I.iszt  §  28;  A.  Zorn,  Völker- 
racbt,  175  fr. 
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im  TÖlkeiT«ehtUcheii  Sinne  —  in  Gegensatz  treten.  Allerdings  bewegt  sicli 
die  freie  Sdbstbestnnmnng*)  des  Staats  auf  dem  Gebiete  des  Handelsverkehrs 

beute  innerhalb  gewisser  Grenzen,  welche  durch  die  Konsequenzen  der  Tat- 
sache des  internntionalen  Verkehrs  und  der  Existenz  einer  Gemeinschaft  der 
Staaten  dem  einzelnen  Gliede  der  Gemeinschaft  gezogen  sind,  lim  deswillen 
ist  lieut«  unmöglich,  daU  ein  Staat  den  Handelsverkehr  gegenüber  einem 
anderen  Staate  nnterdriteken  oder  einen  Staat  von  dem  Handel  mit  einem 
dritten  Staate  ausschließen  könnte.  Auch  dürfte  die  Einführung  von  Schutz- 
zöllen nicht  zu  einer  Prohibition  der  Einfuhr  bezüglicli  aller  neo:enstände 
f?!l)»en.  F,8  ist  ferner  heute  unmöglich,  Haiidelso:ebiete  und  Haiiiflswege  zu 
nionopolisieren.  Dagegen  ist  der  Öelbjstbesiinimung  des  Staats  keine  Grenze 
gezogen,  weun  er  einen  bestimmten  Handel  aus  Gr&nden  der  Förderung  des 
Volkswohls  (s.  B.  den  Opinm-  oder  Alkoholhandel)  oder  ans  rechtlich'Sittliehen 
Gründen  (z.  B.  den  Sklavenhandel)  und  anderen  Gründen  verbietet;  ferner  kann 
der  Staat  den  Handelsverkehr  mit  einzelnen  Staaten  an  brünstigere  Bedingungen 
knüpfen,  als  den  mit  anderen:  anderen  Staaten  den  Handelsverkelir  mit  einem 
bestimmten  Gebiete  [z.  B.  mit  seinen  Kolonien)  untersagen,  auch  Waren,  welche 
auf  fremden  Scliiffen  eingeführt  werden,  anders  behandeln,  als  die  auf  eigenen 
Schiffen  eingeführten. 

II.  Die  Erkenntnis  der  Bedeutung  des  internationalen  Handelsverkehrs 
für  das  ökonomische  Gemeiinvolil  mußte  frühzeitig  das  Bedürfnis  rechtlicher 
Ordnung  und  des  Schutzes  der  vielfach  kollidierenden  Interessen  der  Handel 
treibenden  Völker  nahelegen.  Das  Bedürtuis  wird  durch  die  Abscbließung  von 
Verträgen  (Handelsverträgen,  Schiffohrtsrertrftgen)  befriedigt  Die  praktischen 
Ziracke  dieser  Tertiige  waren  in  verschiedenen  Zeiten  verschieden;  in  da* 
Uteren  Zeit  dienen  sie  snmeist  in  erster  Linie  der  ErOUhnng  des  Handels- 
verkehrs, in  neuerer  Zeit  hängen  sie  auf  das  engste  zusammen  mit  der 
herrschenden  Handelspolitik  (Merkantilsystem,  Kolonialsystem.  Freihandels- 
system usw.).  VVäiueud  nun  die  aus  solchen  Verträgen  für  die  Kontrahenten 
entspringenden  Verbindliehkeitoi  anf  der  autonomen  Selbstbestimmung  der 
betdligten  Staaten  beruhen,  kennt  das  neueste  Becht  Besehrftnknngen  der 
Autonomie  in  handelspolitischen  Angelegenheiten  durch  Kollektivakte  der 
M&chte;  so  wurde  in  dei-  Berliner  Konferenzakte  vom  Jahre  1885  füj"  den 
durch  diese  Akte  geschaffenen  Kougostaat  das  Priiizi}»  des  Freihandels  als 
maßgebendes  handelspolitisches  Prinzip  deklariert.^)  Durch  Kollektivakte  wurde 
In  neuester  Zeit  den  kontrahieraidni  Mlcht»  aiidi  der  Betiieb  eines  bestlmmtai 
Handels  verboten  ~  nämlich  des  Sklavenhandels.') 

in.  Die  Handelsverträge  lassen  sich  zunächst  in  zwei  große  Gruppen 
sondoti:  solche^  durch  die  der  Handelsverkehr  mit  einem  Lande  erst  eröffiiet 

1)  81»  Mldet  als  Eotneqnem  d«r  Soaveribratl»  die  jnriBtisebe  Re^,  die  aber  doraih 

(Ue  Maclit  i!i  1  T:if4:u'lien  des  Vfikchre  pniktisch  mudifizirrt  ist 

2|  Art.  1 :  Le  commom»  do  toutes  lea  n&tiona  jouira  d'un«  complöte  iiborte  dans  toiia  lea 
teitltoireB  eonatitiuiit  le  beaaln  du  Conicu  et  aee  «flhieata  ete.  —  Dagegen  g«wahrte  die 
BrÜBseiur  Antisklavcreiakte  dem  Kongostaat  daa  Recht  zur  Erhebung  von  EäafidiRSIleil  Iwu 
Hebung  der  FioaDzlage  des  Staatea).        8)  BrOagder  Konferauzakte  im 
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wird,  t)  nnd  jene,  darch  die  bereits  bestehende  Hand^beziehungen  einer  ersten 
oder  nenen  vertragsmiftigen  Begdung  antentogen  verdoi;  ferner  ergibt  sich 

ein  Unterschied,  je  nachdem  der  Vertrag  lediglieh  die  Regelung  der 
Handelsbezielningen  oder  auch  andere  mit  den  Handelsinteressen  in  Beziehung 
stehende  Verliältnisse  mm  Gegenstände  hat  —  Handels-  und  Schirtalirts- 
Verträge,  Freundschafts-  und  Handelsverträge,  Handels-  uud  Niederlassungs- 
verträge,  Handehh,  Stehiffiihrt^  nnd  Konsalanm'trä^e  usw.  Derlei  gemischte 
yertrSge  pfl^n  zumeist  in  Fullen  der  ErOffhung  eines  Landes  fttr  den  Handels- 
verkehr abgeschlcfösen  zu  werden.  Die  SchliFahrtsverträge  umfassen  auBer  dem 
Seehandel  alle  auf  die  Schiffahrt  bezüglichen  Verhältnisse:  die  Nationalität  der 
Schitie.  die  Benutzung  des  fremden  Halens,  das  Signal-  und  Lotsenwesen,  Matt" 
regeln  zur  Vermeidung  von  ächiöskoliisionen  usw. 

.Im  allgemeinen  besieht  sich  der  regelm&fiige  Inhalt  der  Handels- 
▼ertr&ge  auf  die  Bedingungen  der  Ein-,  Aus-  und  Dnrchfiihr  von  Waren. 
Nach  dem  oben  ad  I  Gesagten  kann  das  Selbstbestimnmngsreoht  der  Kontra- 
henten im  Hinblick  auf  Interessen  verschiedener  Art  in  dem  Verbot  der  Ein- 
Aus-  oder  Durclifulir  bestimiiiler  Warenkategorien  zum  Ausdruck  kommen,  so 
z.  B.  iu  dem  Verbot  der  Lmiulir  vou  Gegenständen  eines  Staat^smonopols, 
von  Gegenständen,  deren  Amlhhr  das  Interesse  der  Landesvwteidigung  ge- 
fthrden  konnte;  fwner  entsdidden  oft  Rtteksichten  auf  die  Interessen  der 
Moral,  der  Gesundheit,  der  öffentlichen  Sicherheit,  neuestens  auch  das  Interesse 
an  der  Integrit^it  des  nationalen  Kunstbesitzes  (Crieehenland  und  Italien).  Die 
Singularität  solcher  Vertragsbestimmungen  bringt  es  luit  sich,  daß  der  be- 
treÜeude  Kontratieiit  die  Ptiicht  übelnehmen  iuuIj,  solche  \'erbote  nicht  bloß 
dem  anderen  Kontrahenten,  sondern  auch  dritten  Staaten  gegenüber  durch- 
SttiOhren. 

IV,  In  der  Nntur  des  Gegenstandes  der  Handelsverträge  liegt  es,  daß 
sie  nur  fWr  eine  bestimmte  Zeit,  mit  Kihuligungsfrist  oder  mit  der  >ff'>clichkeit 
stillschweigender  Erneuerung  abgeschlossen  werden.  —  In  den  meisicn  neueren 
Verträgen  ist  die  Meistbegünstigungsklausel  aufgenommen  (sei  es  mit 
Bezug  auf  den  gesamten  Inhalt  des  Vertrags  oder  einzelne  Materien),  nnd 
zwar  regelmäßig  in  dem  Sinne,  daß  die  Kontrahenten  sich  verpflichten,  ein- 
ander in  Zukunft  jene  Vorteile  zu  gewähren,  die  sie  inzwischen  dritten  Staaten 
(sei  es  tatsächlich  oder  auf  Grund  von  Vertragen)  gewähren  sollten.  ■»)  In 
neuerer  Zeit  wird  in  die  Handelsverträge  auch  die  kompromissarische 
Klausel  aufgenommen  (siehe  darüber  unten  in  der  Lehre  vom  Schieds- 
)q>mcb.'*) 

1)  Es  sind  dies  Vertrige  mit  Staaten,  die  der  iotemadonaleo  Gomeinscbaft  nicht  an- 
gehöron.  Auf  deren  Äbniicbkelt  mit  du  HmdebvcrtilgeD  d«  Mittdalton  madit  F.  r. 
Harten»  II  S.  210  aufmeik^nm. 

2)  Vgl.  V.  LisKt  S  2b,  wo  daraul  auliui-rkiiiuu  gcmacbt  Ut,  dali  z.  B.  im  deuCach- 
•chweizeriMhcBi  EawUkweitaig  v.  J.  18S2  sich  lUe  Kontnhttnten  TCupfUditet  hatten,  die  Aue» 
fahr  der  dort  bc?.eichncton  Gegenstände  (Getreide  tt.  e.  w.)  gefenieltfff  nicht  sn  vevbieteii. 
Anden  der  jetzige  Vertrag  vom  12.  Nov.  1904. 

S)  MilMiM  Uber  dieee  Klausel  nnd  ihran  Wert  bei  Melle,  HH  III  8.  SOiff. 

4>  Det  DeutMbe  Bekb  folgt  dfeeer  snnlobet  von  Italien  «ngeiegteB  Fuato  in  den 
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#  140.  12.  Steuern.   ZollweMen.  *)   I.  Auf  dem  Boden  der  heutigen 

Auffassnnsf  der  riemeininteressen  der  An^^rfliörigen  der  Völkergemeinschaft 
mußte  die  Gelteiidniacliuns'  der  formellen  Konsequenzen  der  Fiiianzhoheit  in 
Gestalt  des  jus  albinagii,  der  gabella  hereditaria,  der  AbsciioUgeider  u.  s.  w. 
^sm  sacbgemäfien  Aolßusuog  der  Ausübung  dieses  Uoheitsreckts  und  sohin 
einer  Heihe  von  Bese1irSnknng«n  so  Gunsten  jener  Oemeininteressen  weicben. 
Auch  hier  macht  sich  die  Macht  jener  Veilialtnis,se  geltend,  die  mit  der 
Koexistenz  der  Staaten  innerhalb  der  internationalen  nemeinscliaft  <ie2:ehen 
sind  und  einen  konstanten  Eintluß  auf  das  Verhalten  der  Staaten  bei  der  Aus- 
übung ihrer  Hoheitsrechte  ausüben.  >:>o  kam  es,  daü  in  der  Neuzeit  die  oben 
bezeichneteiv  den  Personen-  und  VermfigenBrerkelir  belästigenden  Becbte,  die 
den  Gttt^erkehr  beschränkMiden  Stapelrecbte  n.  8.  w.  (Art  114  der  Wiener 
EoogreBakte)  abge^haflH  wurden,  ferner  sowohl  durch  Landej^gesetze  wie  auf 
Grund  von  Einzel  Verträgen  den  Fremden  nicht  mehr  besondere  finanzielle 
Lasten  auferlegt  werden. 

II,  Dem  internationalen  Rechtsbewußtsein  und  dei- Wahrung  anerkannter 
Kechtsansprilche  gegenüber  dem  Euizelstaat  entspriclit  der  in  neuerer  Zeit 
aus  Anlafi  von  fallen  der  Zahlnngsnnfähigkeit  von  Staaten  hervorgetretene 
Gedanke  gemeinsamen  Vorgehens  jener  Staattm,  denen  die  Glftnbiger  an- 
gehören, gegen  den  zahlungspflichtigen  «Staat.'')  So  wnrde  in  neuerer 
Zeit  seitens  beti-eflFender  Staaten  eine  KontioIIe  der  Finanzverwaltung  des 
insolventen  Staats  organisiert  in  der  Tttrkeij^j  in  Tunis  (seit  I869j/j  in 
Egypten.^)  in  Griechenland  (seit  189S). 

III.  Diu  gegenseitige  Abliuugigkeii  der  wirtschaftlichen  Intere.s.seu  der 
Terkehr  pflegenden  Staaten  in  der  Zeit  der  Ausbildung  des  Handels  xum 
Welthandel  und  des  Verkehrs  zum  Weltverkehr  muBte  dem  autonomen  Vor- 
gehen der  Staaten  avf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  gleichfalls  gewisse  Grenzen 
ziehen  —  abgesehen  von  jenen,  welche  drohende  Betondonsmafiregeln  gegen 

neofliten  VwbMgm  (mit  Oeteneteh-Uiiipira,  Itilien,  Bolgko,  RunlDliai,  Serlneii  and  der 

fiebwciz  idagcgon  nicht  luit  Bufiland). 

II  F.  V.  Aiarteos  II  8.  226  tf.;  Uartmann  S.  222;  Iii  vier,  Principcs  1  p.  364  sq. 

2)  Vgl.  aeoeetani  H e il i ,  Der  Stutabinkerott  nnd  die  modome  Rocfatewnaanidiaft 
i^'^^tö):  Politis,  IX'S  cmpnints  d'^tat  cn  droit  IiUtTii.  (1S;U).  Die  (viertel  PicisauffciilK'  der 
BJuDtsdiii-StiftuDg  betraf  das  Thema  „Staatabankerott  und  inteniaüonalcs  Recht".  Der  Preis 
-wurde  den  Arbetten  von  Diens  (>iena)  md  Pflnir  (NQnibetig:)  zueilcaiint  Vgl.  zwh  die 
l)ci  Rivior,  Principcs  I  S.  273  abgedruckten  Sätze  aus  einer  Depesche  Palmerston'e  TOm 
Jannar  ISIS,  der  sich  für  die  Intervention  dca  Staats  im  Interesse  »einer  Angohöripen  pegen 
•den  Iciatungspflichtigon  bezw.  zahlnngaanßhigen  Staat  ausspricht,  aber  die  Ausübung  des 
Interventionsreclits  von  BQcitsichten  der  Konvonienz  und  der  äußeren  Politik  abUngifp  macht. 

3)  Die  nffcntliclie  Fchiild  wird  von  einer  Kommission  verwaltet,  in  der  DeotteUand, 
Österreich- Ungarn,  Großbritannien,  Franlireich  und  Italien  vertreten  aind. 

4)  buwiieben  wurde  Tanie  dem  fnunSrieeben  Protektorat;  ontentellt  nnd  fibenahm 
Annkreich  durch  (icsctz  vom  Jahre  1689  die  (Jarantie  der  AnsprQolie  der  Glänhigrr. 

5)  Die  Aaleihc  vom  Jahre  ist  von  den  Mächten  garantiert;  das  Finanzministerium 
wird  von  einem  Englinder  verwahel^  der  Qenenddirektor  der  Zölle  l«t  ein  FHuiBoeei  eine 
Koniini8<.ion  ,  1)estehend  auf«  Delegierten  der  6  Großniru-Iite  %  erwaltet  die  StUtBMhnldMllEIHe. 
Vgl.  Kaufmann,  R  XXU  656  sq.,  XXUL  4S  sq.,  144  sq.,  226  sq. 
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eine  Ütwrepannmig  der  einmlstaatliclien  Autonomie  im  Gefols;e  haben  können. 
Auch  hier  kommt  heute  in  Handels-  und  ZollvertrSgen  das  internationale 

Moment  zur  Geltung  —  freilich  unter  dem  EinfluD  jeweiliger  zollpolitiseher 
und  Imndelspolitischer  Strömungen,  die  sicli  in  der  Neuzeit  in  durchan«?  \m- 
organisrhpr  Aufeinanderfolge  im  Verkehr  der  größeren  Mächte  gegenseitig 
abgelöst  haben.  —  Über  den  Bereich  des  Schutzes  betretfender  Interessen  im 
Wege  der  EfttHliraträge  greift  die  Idee  der  Zoll  Vereinigung  hinans.  Die 
materiellen  Toranssetzangen  der  Bildung  solcher  Unionen  sind  in  der  Haupt- 
sache doch  nur  für  solche  Staaten  vorhanden,  deren  Wirtschaflaieben  auf 
gleichen  oder  analogen  Grundlagen  sicli  entwickelt  hat,  die  einen  re^en  Handels- 
verkehr untereinander  pflegen  und  deren  handelspolitische  Maximen  nicht  allzu 
sehr  von  einander  abweichen.  Weitere  Motive  können  in  der  nationalen 
Gemeinscliaft  und  gewissen  auf  politische  Einigung  gerichteten  Tendenzen 
liegen.  Gerade  die  Geschichte  der  bedeutendsten  Zollunion— des  dentschen 
Zollyereins  (182S,  1S3I)  —  zeigt  diesen  Znsammenhang  >).  Die  publizistische 
GnindlH^e  einer  Zollunion  kann  übrigens  in  der  Organisation  einer  Staaten- 
verbindung  (insbesondere  eines  Bundesstaates  oder  einer  liealuni(>n  —  deraeit 
uoch  Österreich-Ungarn)  gegeben  sein^).  Der  Verauch  der  Bildung  solcher 
Unionen  kann  auch  glefaihzeitig  neben  wirtschaftlichen  Momenten  auf  qiezifisch 
politischen  Erwägungen  berühmt,  so  der  Versuch  Gutzot^s,  zwischen  Frank- 
reich  und  Belgien  eine  Union  herzustellen  (s.  oben  S.  1 13).  Indessen  beschränkt 
sich  der  Gedanke  der  Zollunion  nicht  anf  Staaten,  bei  denen  obige  materielle 
oder  die  eben  erwähnten  publizistischen  Voraussetzungen  und  Motive  zutreffen. 
Die  Solidarität  der  Interessen  kann  sich  auf  einen  grölieren  Kreis  von  Staaten 
ersb^en  und  den  Gedanken  kollektiven  Schutzes  gemeinsamer  wirtschaftlicher 
Interesaea  herTOrmfen.  So  entstand  die  Idee  einer  earopAischen  Zoll- 
nnion  znm  Schutz  gegen  die  Konkurrenz  Amerikas  und  Asiens  ').  —  Von  der 
Zollunion  ist  der  blnßf  Zell?  nschluß  zu  unterscheiden,  der  jederzeit  fuiftre- 
hoben  weiden  kann.  Su  benimet  sich  in  bloßem  Zollanschluß  z.  B.  T>iecliien- 
steiu  zu  Österreich- Ungarn  (seit  lSö2),  Luxemburg  zum  Deutschen  Zollverein 
(seit  1865  bezw.  1902). 

IV.  Auf  InitiattTe  Belgiens  worde  in  neuester  Zeit  (5.  Juli  1890)  ein 

internationales  Institut  geschaffen,  welches  die  Aufgalw  hat,  die  Zolltarife 

aller  Länder  und  dei  en  Abänderungen  rasch  und  korrekt  (in  verschiedenen 
Sprachen)  zu  publizieren.  Das  Institut  hat  seinen  Sitz  in  Brüssel;  es  fun- 
giert (unter  der  Aufsicht  des  belgischen  Ministeriums  des  Äußern)  seit  2.  April 
1891*). 

§147.   IS.  Die  Verkehrsmittel.  Post,  Eisenbahnen,  Telegraph, 

Ii  Namentlich  seit  dem  Jaliro  t^iiUi. 

2}  Seit  der  Gründung  dca  Deotdcben  Reiches  gehört  die  Verwaltung  des  Zollwoseos  zur 
Kompetenz  der  Beiduorprane. 

3)  Y^'l  Br:iTnlr  l.'.vr -nir  de  rextrfime  Orient  n'^'ni 

4)  Die  Kouferetu^u  fuudea  statt  im  März  und  Juli  Ib'JO;  dio  Kuuvontion  wurde 
sm  5.  Jidl  1S90  tmteneidinet  Vgl.  Rolln-Jaoqiiemyns,  Bevne  d«  dr.  intan.  XXIII 
p.  U4  M|.  —  S.  di»  KoDventU»  in  NRtt  (2.  &)  XTIII,  SM. 
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Telephon  <)•  I.  Der  friedliehe  Verkehr  zwischen  den  Staaten  der  inter- 
nationalen neiiieii)S(liaft  ist  nur  möglich,  wenn  die  Staaten  gegenseitig  den 
Gebrauch  ihrer  Land-  und  Wasserwege  2»,  überhaupt  ihrer  Eommunikatious- 
mittelf  gestatten.  Nichtgewährung  dieses  Gebrauches  würde  den  Verzicht 
snf  den  intnnatlonAle»  Verkehr  und  anf  die  Angehörigkeit  zur  internationalen 
Oemeinaehaft  bedeuten:  sie  wftre  eine  Blickbildung  im  Sinne  jenes  Zustandes 
gegenseitiger  Isolierung  der  Völker,  der  geschichtlich  der  Entstehung  einer 
völkerrechtlichen  Geniein,s(  liaft  und  Ordnung  voraiifi2:e]it.  Anderseits  äußern 
sich  auch  heute  s^ewisse  Wirkungen  der  Gebietsliolieit  und  Si  ifjständiirkpit 
der  Staaten,  insofern  auch  die  Fremden  denselben  ikdingungen  de.s  Gebrauchs 
der  Verkehrsmittel  anterworfen  sind  wie  die  Staatsangehörigen,  femer  inso- 
fern der  Staat  nach  freiem  Ermessen  darflba>  urteilt»  ob  der  Gebrauch  ein 
friedlicher  und  nicht  gefiihrlicher  sei.  Willkürliches  Vorgehen  bei  der  Ver- 
sagntig  des  Gebnuiclis  bei-ecliti^t  den  verletzten  Staat  zur  Retorsion.  Auf 
dem  Boden  des  heutigen  Verkelirs  und  im  Hinblick  auf  die  intensive  Au.s- 
bildung  der  Verkelu-smittel  (durcii  Verwendung  der  Dampf  kraft  und  der 
ElektrisItAt)  tritt  das  BedilrfiiiB  der  Regelung  des  Verkehrs  größerer  Gruppen 
TOn  Staaten,  ja  der  Gesamtheit  der  Verkehr  pflegendoi  Staaten  in  den  Vorder^ 
gnittd.  Diesem  Bedfirfhts  dienen  zahlreiche  Einzelvertrige  undEollektiTvertrige. 

II.  Vor  allem  war  es  das  Post wesen,  dessen  internationale  Bedeutung 
am  frühesten  erkannt  worden  ist.  Schon  Kl  über hatte  die  Tnternationa- 
üsierung  des  Postwesens  befürwortet;  nllein  erst  dem  energischen  Eingreifen 
des  deutschen  Geueralpostmeisters  Stepiian  gelang  es,  die  Idee  zu  realisieren. 
Die  internationale  Konferenz  zu  Bern  im  Jiüire  1874  schuf  durch  die  Kon- 
vention vom  9.  Oktober  1874  (wnrksam  vom  1.  Juli  1875)  einen  PostTerein 
(Allgemeiner  Postverein,  Union  generale  des  postes^  dem  zunächst 
21  Staaten  beigetreten  waren.  IM*^  ^\■eitpvbildnng  dieser  segensreichen  Institution 
durdi  periodisch  ziisannnentretende  Kongrejise  wurde  (.in  Art.  18  der  Konvention) 
in  Aussiclit  genommen^).   Seither  sind  alle  earopäischen,  amerikanischen  und 

1)  F.  V.  Martens  TT  S.  229  ff.:  Rivier,  I'riTiriprs  I  380  sq.;  flan  "  i  v.  L\%tt 
i  %9;  A.  Zorn,  Völkerrecht  1S2  ff.;  Fiacber,  Post  und  Tdegrapliie  im  Weltverkehr  (ISTt, 
18T9);  Schröter,  Der  Weltpoetverein  <1M0):  Renaalt,  t^tades  etc.:  Ls  poete  et  le  telegr. 
(I8T0;  Pamba.'li.  IUI  TU  S.  Hl'.t  ff.  (I'ust-  und  TcIefrrapJicnvrrträf^o) :  Moili,  HH  HI  S.  259  ff. 
(£i8«nbahnvertrige}i  v.  Kircheahelm  ia  Qoltseodotff's  Jahrbuch,  N.  l\,  II  &  145  ff.;  J«- 
eottey,  Tnabt  de  l^al.  et  d*exploitatioii  poetiles  (1891);  WelthiBO,  Oeediidite  des  VTelt* 
lH)«tvcrciD8,  2.  Aufl.  (1S93).  Kaufmann,  Die  mittelenropäischcn  Riscnbahnen  u.  d.  intern, 
öff.  Jiceht  (1893»;  Gerstner,  Pas  intern.  Eiscnbahnfrachtrccbt  (f'^ro:  Tiers  oihe  ,  Der  tuni(^te 
Stand  des  Bemcr  intern.  Übcroliikommciiä  über  den  Lü^enbabafradttverkehr  il^ül  i;  Kullaud, 
De  Ia  eorrespondance  postale  et  t^l^i^raphtque  dans  le«  reiations  intematioiuilcfl  (1901). 

2)  Bezüglich  de»  unschädlichen  Verkehr«  in  Temtoria!frcwni*som  p.  o.  S.  181  If. 

3)  Da»  Poatweeen  in  Deutachland,  wie  es  wer,  ist,  aod  sein  könnte  (IHll). 

4)  Kengniee  in  Pul»  1878,  Umabon  1885,  Wien  1891,  Waehington  ISST.  ^  Veo  Ver- 
trägpn  kommen  in  Bctniclit:  der  Wdtpostvcrtrap  vom  1.  Juni  l'^Tv  (TT au pt vertrag),  die 
Konvention  betr.  den  Austausch  von  Briefen  mit  Wertangabe  vom  1.  Juni  1878,  die  Kon- 
vention betr.  den  Aoetanedi  von  PoatanweieuBRen  vom  4.  Jnni  IBTS,  die  Konvention  betr. 
den  Pakctverkelir  v<»m  3.  November  l'«'«!»,  der  Additinnalvf itrag"  (d.  d.  Lissabon)  vom  I.März 
188&f  die  Konvention  betr.  den  Postauf trajfdienBt  von  21.  März  1885,  die  Reviaion  dea  Ver- 
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der  grSfiteTeil  der  Staaten  der  übrigen  Weltteile  der  inzwischen  zum  Welt- 
postverein ausg^estalteten  Union  beigetreten.  An  der  Spitze  der  Union 
steht  ein  interTiationales  Zentralbnreau  {Bureau  intern,  de  l'Union  fronörale 
des  postes)  mit  dem  8ilze  iu  Bern Neben  dieser  Union  bestt^hen  engere 
Poetvereine,  so  z.  B.  der  deutsch-österreichische  auf  Grund  des  Vertrages  vom 

6.  April  1850  und  spftterer  Yertrige  (S3.  Norbr.  and  30.  Novbr.  t$67  and 

7.  Kai  1872).  Femer  bestehen  auf  Grund  von  Einzel  Verträgen  von  Nachbar- 
staaten Erleichterungen  des  Postverkehrs,  so  z.  B.  zwischen  dem  Dcutsclien 
Reich  nnd  der  Schweiz,  Belgien,  den  Niederlanden  und  Österreich- Ungarn 
(Verträge  vom  29.  Januar  1891  Iv<tI^1.  ii.t). 

III.  1.  Auf  Initiative  Frankreichs  wurde  eine  ftbnliche,  Jeducli  bis  heute 
noch  nieht  m  nmfaiigi-eiehe  Union  ftr  die  Telegraphier)  geaclmlfien; 
vorher  hatten  engere  Unionen  bestanden,  bo  die  dentsch-Osterreiehiaehe  vom 

Jahre  1850,  jene  von  1852  zwisclien  Frankreich,  Belgien,  der  Schweiz  und 
Sardinien.  Auf  Grund  der  Piuiser  Konvention  vom  17.  Mai  1865  wurde  eine 
internationale  Telegraphenunion  eiriditet;  die  rechtliche  Orundlage  der  heu- 
tigen interoationalen  Telegraphenverhältnisse  bildet  die  durch  den  Peters- 
burger Vertrag  vom  10^2.  Jnii  187&  vollzogene  Revision  des  Vertrages  vom 
Jahre  1865.  Das  nene  Ausflihrangsreglenient  vom  21.  Jnni  1800  ist  seit 
1.  Juli  1891  in  Kraft.  Die  in  dem  ersten  Verfraofe  in  Aussicht  genommenen 
periodischen  Konsros-se  fanden  bisher  statt  in  Wien  1^0S,  Rom  tS7l,  St.  Peters- 
burg 187.'i.  Tiondon  1S79.  Boilin  iss.-)  '),  Paris  lS*t(i,  Budapest  1895.  Das 
internationale  Zentralbureau  (Bureau  intern,  des  administrations  tölegraphiques) 
hat  seinen  Sitz  in  Bern  4). 

2.  Aaf  Initiative  der  nordamerilcaniscben  Union  and  des  Instituts  f&r 
intonationales  Becht^)  kam  mm  Schatse  der  submarinen  Telegraphen- 
kabel die  Konvention  vom  r  I.  Miüz  1884  (Pari.s)  zustande;«)  auf  Grund 
dieser  Konvention  hatten  die  kontrahierenden  Mächte  in  ihre  nationale  Gesetz« 


trage«  vem  Jahre  18t8  duich  y«rti*«  fd.  d.  Wien)  vom  4.  Jtdi  1801  und  die  Waabingtoner 

KunvcntJon  vom  15.  .luni  1S97  (hoi  Fleisrhrnann  278);  die  letzte  Revision  erfolgte  in  riem 
WeltpoBtveitng  vom  26.  M«i  1906  (RGBl  für  1907  S.  593).  Gleichzeitig  kamen  folgende 
(Jbereiiikommni  zaataade:  1.  betr.  den  Aoatanaoh  von  Briefen  und  Kiatehen  mit  Wertangabe; 
2.  betr.  den  Postanweisuiigsdienst;  3.  betr.  den  AustaiiHch  von  Postkarten;  4.  betr.  den  Poat- 
Baftrag»dicnst :  5.  betr.  den  Postbezug  von  Zeitungen  und  Zeitschriften. 

1)  Das  Bnreau  publiziert  ein  monatlich  eracheinendea  Blatt:  «L'Union  pMtale.* 

2)  Vf,'l.  Mcili,  Die  Telcgraphio  und  Tclcphonio  in  Ihrer  rechtlichen  rk'deufiinfr  (lSfl2t; 
fem  er  Damliacl:,  Fischer,  Renault  a.  a.  0.         3)  liier  wurde  der  ^Worttarif  zu  Grunde  gelegt 

4i  i>a»  Bureau  publiziert  eiu  muiiaüich  erscbeincadc»  Blatt:  „Journal  t^lßgraphique." 
i)  Siehe  Annnaire  III,  IV  p.  351  sq. 

6)  Fiechor  a.  a.  0.;  Sdiolz.  Krie^  nud  Seekabel  (1904»;  Jouhannaud,  Tos  caliles 
aonniarina,  leor  protection  en  tcmps  de  paix  et  en  tempa  de  gtierre  (1905);  Renault  R  Xii, 
25t;  Lanterbaeh,  Die  BeMhidigang  aatefaeclacber  Teiegraplienlnbel  (189M;  Landeia, 
Zur  Lehre  v.  völkerreelitl.  Schutz  der  »nbm.  Telegraphcnkabel  {lS94i;  Kraemer,  D.  unter- 
aedachen  Telegrapbonkabel  i.  Kriegaz.  (1903);  Gareia,  $64;  v.  Liszt,  $  29;  Oppenheim  I, 
If  m.  —  Text  der  Konvention  bei  Fleiaebnann  Materialien  NB6 13.  S.)  XL  104, 218. 
Außer  dem  Vertrag  von  lt>S4  kommt  noch  ein  Zusatzartikel  (Datum  des  Han])tvertragB),  ferner 
eine  Deiclaiation  vom  L  Dei.  1886,  bewz.  23.  Uim  \m  (RGBl  151>. 


Digitized  by  Google 


426 


Biab«Dt«i  Budi.  Oemdntinie  Wiiknmkdt  dar  Sttiten  «t& 


{  147. 


gebung  entsprechende  ßesUmiaaiifen  aaßKlinebtnen  •)•  Dies  geschah  in  Deutsch- 
land dnrch  das  Ausführungsgesetz  vom  21.  November  1887  (RORl  l*^*^^. 
S,  169)  und  durch  da«;  Hesptz  tiPtretfend  Abänderungen  von  Be^^tiiiiimiiigtn 
des  Strafgesetzbuches  vom  13.  Mai  1891  (RGBl.  107).  —  Gegenstand  des 
Schatzes  sind  alle  ttnterseeischen  Kabel,  die  aaf  den  Staatsgebieten,  Kolo- 
nien oder  ßesit^sungen  eines  oder  mehrerer  der  kontrahierenden  Staaten  landen 
(Art.  1).  —  Der  Vertrag  findet  nur  Anwendung  außerhalb  der  Kfisten- 
gewässer  (Art.  1)  und  nnr  in  Fri  edenszeiteii;  die  Bp.stinimnn<r*'ii 
Vertrages  besehiänken  also  die  Freiheil  des  Handels  der  iielligereiiten  ni 
keiner  Weise  (Art.  15).  —  Der  Vertrag  verbietet  jedes  voi-sätzliche  oder  fahr- 
Mssigfe  Beschädigen  oder  Zerreißen  der  Kabel,  das  znr  Folge  haben  kann,  dalt 
die  telegraphischen  Verbindungen  ganz  oder  teilweise  gestört  werden.  Derlei 
Eingiiffe  sind  strafbar  und  begründen  Schadenersatzpfliclit.  Die  Verantwort- 
lichkeit entfällt,  wenn  die  Beschädisriinsr  mm  Seliiiiz  des  Lebens  oder  des 
Schitfes  erfolgte  und  nicht  vermieden  werden  konnte  (Alt.  2).  Nach  .\rt.  5 
haben  sich  alle  Schiffe  von  den  mit  der  Ijägung  oder  Wiederhei-stellung  der 
Kabel  beschäftigten  Schiffen,  sowie  von  den  die  Kabel  markierenden  Bojen 
entfernt  zn  halten.  Die  Feststellung  von  Zuwiderhandlungen  erfolgt  dnrch 
die  offiziellen  Kreuzer  (Kriegsschiffe  oder  andere  für  diesen  Dienst  autorisierte 
Srhiffe);  das  verdJiclitisfp  Schiff  ist  anzuhalten,  seine  Nationalität  fesiziisfellen 
und  über  den  Vorgang  ein  Protokoll  autzuuehmeu.  !>ie  .strafrerlitlichc  \  er- 
folgung erfolgt  von  den  Gerichten  des  Staates,  dem  das  schuldige  Schill  seiner 
Flagge  nach  angehört.  Die  Zuwiderhandlung  kann  durch  alle  Beweismittel 
festgestellt  werden,  die  nach  der  Gesetzgebung  des  Landes,  in  wdchem  die 
Strafverfolgung  durchgeführt  wird,  zulässig  sind  (vgl.  im  ganzen  Art.  7  ff.). 

3.  Mit  der  Verwendung  der  drahtlosen  Tele^raphie  ist  eine  Reihe 
von  Fragen,  die  mit  verschiedenen  Materien  de.s  Völkerrechts  in  Friedens- 
und Kriegszeiten  zusammenhängen,  hervorgetreten  (s.  oben  S.  289  und  unten 
in  der  Lehre  vom  Krieg). 

Die  Verwandtschaft  dieses  Gegenstandes  mit  der  Regelung  des  Luft- 
ball onwesens  veranlaOte  das  Institut  für  internationales  Recht  (1900)  auch 
die  Vorbereitung  der  mit  der  drahtlosen  Tele^rraphie  /,usanimenh?tngenden 
Probleme  zu  veranlassen.  In  der  Session  l9Uü  (Uent)  halte  Fauchille  einen 
eingehenden  Bericht  vorgelegt  -').  Die  vorgeschlagenen  Normen  behandeln  zu- 
nickst  das  jnristisohe  Prinzip  der  Freiheit  der  atmosphärischen  Luft,  das  dMin 
die  Grundlage  für  die  Normen  bildet,  welche  in  Friedens-  und  Kriegszeiten 
zu  gelten  hätten,  iiit  großer  Majorität  wurde  der  Vorschlag  abgelehnt,  dem 
Staat  volle  ^5oaveränetät  an  dei-  Luftsäule  ftber  dem  Staatsgebiete  ziizug'estplien^). 
Mit  iiücksicht  auf  die  drahlloüe  Telegraphie  wurde  der  SaU  aulgestellt: 
Chaque  Etat  a  la  facult6,  dans  la  mesure  n6cessaire  ä  sa  s6curite  de  s'opiioser, 

1)  Vp!.  in  dieser  T?irlitnng  NRG  (2.  S.)  XI,  '2W,  XV,  71. 

2)  S.  auch  Fauchillc,  KG  VlU,  4UiM|.:  Anauaire  XiX,  19  sq.  XXI,  76  sq.;  Nys, 
eb«oda  XXIX,  86  iq.;  Rolland  B6  XIY  neawtoin  Ueili,  Di« dnbdoM T«l«gn|»lite  iu«.w. 
8  V.  4(i  ff. 

3)  Nähere»  über  diese  Vcrbandlungcn  in  moinem  Bericht  Z  XVI,  566,  •»67. 
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Ai]-d6fi8i]8  d«  8on  territoire  et  de  see  eanx  territorialeB  «t  vaatA  haxA  qo'i]  sera 
utile,  an  passage  d'ondes  hertziranes,  que  celle»4si  soient  ömises  par  un  apitarefl 
priTd  placö  k  terr^  h  bord  d'an  navire  oa  d'un  ballon  (Artikel  3  des  vorge- 
schlagenen Reglements).  (Art.  t  sagt:  L'air  est  libre.  T^es  Ktats  n'ont 
sur  lui,  en  temps  de  paix  et  en  tempst  de  guerre,  que  des  droits  nöcessaires 
ä  leur  conser  vation.)  Dagegen  kann  kein  Staat  auf  dem  Meere  Souveränetäts- 
rechte  ansaben  and  iat  aacb  der  Luftraum  Uber  dem  Heere  wie  di»  Heer 
selbst  tnä  >).  £e  kann  daber  nnr  dnrcli  StaatavertrAge  das  Verhalten  der 
Staaten  und  Privatpersonen  liRzüglich  der  drahtlosen  Telegraphif  roclitliclie 
Regelung  finden.  Das  Bedürfnis  inteniationaler  Koor»  !!!!!?  fiifst's  Gcfronstaiidef 
führte  (auf  Anregung  Deutschlands)  vorerst  zu  Verhandlungen  der  Mächte  in 
einer  Vorkonferenz  (4,  bis  13.  August  1903)2).  Jq  der  Konferenz  zu  Bei  lin 
(1906)  einigten  sich  26  Häcbte  Aber  das  am  3.  NoTember  nnterxeichiiete  Ab- 
kommen (Convention  radiot^ldgr&pl^itine  internationale}  nebst  SdilnBprotokolI 
und  Beglement  de  Service.  Ein  Engagement  additionel  (betr.  die  Inter- 
kommnnikationspfliclit  der  SchiflPe)  wnrde  nur  von  20  Mächten  unterzeichnet  3). 
Durch  das  Abkoninien  wurde  eine  neue  völkerrechtliche  Union  geschaffen, 
die  sich  zum  Teil  an  die  bestehende  Telegrapbenunion  anschließt  Der  Ans- 
gangspnnkt  der  Konvention  ist  die  den  Konsequenzen  der  völkerrechtlichen 
Yerkehrsfreiheit  entsprechende  Pflicht  der  Staaten,  die  drahtlose  Tdegraphie 
xn  gestatten  und  nicht  zu  verhindern.  Die  verschiedenen  Systeme  der  draht- 
losen Telegraphie  sind  gleichberechtigt:  es  ist  dalier  die  Monopolisierung  ein- 
zelner Sj'steme  ansgesehlossen.  Kinzclno  Artikel  der  Telegraphenkonvention 
(1875)  sind  auch  hier  (durch  Art.  17)  fui  anwendbar  erklärt  Besondere  Ab- 
machnngen  der  Signatare  sind  vorbehalten.  —  Die  neue  Union  ist  dem  Tele- 
grapbenbnreaii  in  Bern  angegliedert.  —  Konfbm  dem  Torgehen  der  Mächte 
in  neueren  Verträgen  sind  anch  Bestimmungen  über  die  Erledigung  von  Streit- 
fällen aufgenommen  worden.  —  Die  Konventiim  tritt  nach  Ai-t  22  am 
K  Juli  1908  in  Kraft. 

IV.  Die  Regelung  der  auf  das  Telephon*)  bezüglichen  Verhältnisse 
beruht  in  der  Hauptsache  auf  Einzel  Verträgen*);  die  Berliner  Telegraphen- 
konferenz vom  Jahre  1885  hatte  ihre  Beratungen  und  Beschlifcne  auf  die 
Telephonie  ausgedehnt;  an  dem  Ergebnisse  dieser  Verhandlungen  wurde  dnrch 
die  betreffenden  Verhandinngen  der  Pariser  Konferenz  vom  Jahre  1890  nichts 
geändert 

V.  Das  Eisenbahnwesen.  Zahlreiche  Einzelvertriige  regeln  die  mit 
dem  Eisenbahnverkehr  gegebenen  Verhältnisse.    Der  Gegenstand  fand 

1)  S.  V.  Marti tz .  Kultur  der  Gegenwart  416, 

2)  B.  Jontscli,  rolc^rriphie  u.  Tclepbonii'  ohne  Draht  (1^04)  40  ff. 

S)  Der  Abdruck  dieser  Dokumente  bei  Mcili  a.  a.  0.  81  if.  Der  Inhalt  der  Konren- 
tloa  «Bd  der  indera  DokomMtB  U/t  daadbat  dS  ff.  veiaibeitait. 

4)  Mcili,  Das  TcleplionnHht  fl«85);  Scheffler,  OerichtsBaal  XXXVI  S.  48t  ff. 

5)  Z.  B.  deatMh-b«^i8cher  Vertrag  v.  28.  August  lb95,  belgisch-englischer  Vertrag  r. 
Nov.  1902.  VgL  Im  ganm  NRO  |2.  8.)  XXI,      XXIQ,  38,  146,  XXIX,  %n,  XXXI, 

45S  Mf  .««Qg].  V«itn«). 
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seiner  Natur  nach  in  den  verschiedensten  Richtangen  konventionelle  Hfi^lliiJi^ 
auf  konventionellem  Wege  verpflichteten  sich  die  zunächst  interessierten  Staaten 
auch  zu  |)eknn!iir>^r  [Tnterstutzunp  Tvichtiger  internationaler  T.inieTi.  sn  »lif 
Schweiz,  Deutschland  und  Italien  zur  Unterstützung  des  Gottliardbahnumer- 
nehmens^).  —  Die  Ausgestaltung  der  Eisenbahnen  zu  einem  Welt  Verkehrs- 
mittel iBt  wesentlieh  bedingt  dnroli  internationale  EinflUining  der  teehniwlien 
Einheit  der  internationalen  Eisenbahnlinien.  In  dieser  Biclitang  wurden  am 
Initiative  der  Schweiz  Verhaiidlunf^en  in  Bern  gepflogen,  deren  formelles  Re- 
sultat zwei  Sclilnliiirotükolle^)  vom  15.  Mai  IS86  bilden.  —  Eine  wesentliche 
Förderung  tand  der  internationale  Eisenbahnfrachtverkehr  durch  das  (auf  An- 
regung von  Christ  und  de  Seigneux)  von  der  schweizerischen  Bundes- 
regi^ng  Vorbereitete»  auf  den  Konfermuen  zu  Bern  1876,  t681,  1886  aus- 
gearbeitete und  am  14.  Oktober  1890  abgeschlossene  Übereinkommen  von  neun 
Staaten  (wirksam  seit  1.  Jannar  1S93)<).  Seither  trat  eine  Konferenz  in  Paris 
im  Jahre  1896  zusannnen ^').  Das  Zentralbureau  der  Union  hat  seinen  Sitz 
in  Bern;  es  steht  unter  der  Aufsicht  des  schweizerischen  Bundesdepartements 
für  Posten  und  Eisenbahnen.  Ites  Bureau  veröffentlicht  ein  monatlich  er- 
seheinendes Bulletin. 

Die  Konvention  vom  1 4.  Oktober  1 890  (dazu  das  Zusatzfibereinkommen  vom 
16.  Juni  1S9S  S.  295  RGBl,  für  1901)  ist  eine  der  bedeutsamsten  Erscheinungen 
anf  dem  Cfebiete  kollektiver  \\  irksanikpit  der  zivilisierten  Staaten;  sie  schuf 
ein  gemeinsames  Eisenbahntrachtrecht  and  befreite  damit  den  durch 
die  modernen  technischen  Mittel  so  außerordentUeh  intensiven  Verkehr  Ton 
dem  Ifihmenden  BinfloS  partikolarrechtlieher  Verschiedenheit.  Die  Solidaritftt 
der  Interessen  Verkehr  pflegender  Staaten  konnte  die  Hemmangen  des  Verkehrs 
durch  die  herkömmliclie  Betnnim^  der  souveränen  Normierung  der  Rechts- 
verhältnisse, die  mit  einem  so  univeisellen  Verkehrsmittel,  wie  die  Eifienbahnen, 
verbunden  sind,  auf  die  Dauer  nicht  vertragen. 

Nadi  dw  EoliTeotion  findet  das  nun  geltoide  gemeinsame  Recht  An- 


1)  Die  Materien  sind  in  der  IlauptRache  ziiaaramengestellt  bei  v.  Liszt  §  I,  >: 
Greox*  und  DurchKAnKsverkehr,  Verbiadang  der  £iscQbahiiJietze  der  beoaclibutCD  Staats- 
geUete,  Hentellnng  ^meintamer  ^Mobahaea,  Einzelbtoten  fx.  B.  OreantatiotHfebiade», 
Grenzverbindunicsbahiicn  iKc/jcIunf,'  der  Eigentumsverlinitiiissc);  Übereinkommen  betr.  die 
Yerwaltung  einer  im  Gebiete  des  anderen  Kontrabenten  beetchcnden  Baho,  Regelang  der 
Anafibnng  des  ObcraufBiehtsrechta.  ?gL  Rivier,  Principe»  I  p.  SSS. 

2)  Über  diesen  Oegcnitaad  ■.  iariMaondcre  Heili  0H  III  &  IST  ff.  Die  Totritge  a. 
bei  Fleischniann  §9. 

3)  Betreffend  die  technische  Eiulicil  im  i-^iseiibahuweöcn  und  den  Zollveracblaß  der 
GBttrwagen.   NHG  i2.  8.)  XXII.  III. 

41  XRG  (2.  S.)  Xlir,  •;  lind  Fleisehmann  255.  Vgl.  Moili,  Uli  III  S.  2«=iR  ff.,  llf^et. 
La  lö^sl.  intern,  aor  lo  transport  par  chemias  de  fer  (1897);  Gerstner,  Das  zu  Bern  abge- 
icbl.  Ubereialr.  aber  d.  laaenbelin-IVaebtvwkflbr  (1899);  Droi,  BG  n,  IMiq.;  Roseatbal, 
Intoi-n.  EiHcnbahnfrachtr.  (1894);  Pal,  Bdtr.  z,  AuBgeetBltoag  A,  L  IHMnb«bllfhwlitr.  ia 
GrQnhuts  Ztsclir.  XiükV,  31. 

5)  ZuMtsvweiabeniBgvn  16.  Jnlt  189S  (RGBl  465i  nad  vom  16.  Jnal  188S  (RGBl 
295)  beti.  VerkehnarMditeiniDgea  fBr  OcgeaitlBde,  d«Mii  BefArdMuig  an  Bcdiagnagw  gt- 
kafipft  ist. 
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Wendung  auf  alle  Sendungen  von  Gütern,  die  mit  einem  durchgehenden  Fracht- 
briefe ans  dfim  Gebiet  eines  der  Signataie  in  das  Gebiet  eines  anderen  anf 
dMj<Hiigen  Eisttibahnlinien  befördert  werden,  welche  sieh  für  den  internationalen 

BVachtverkehr  eignen  und  sich  den  Bestimmungen  dieser  Konvention  unter- 
werfen. Die  Liste  dieser  Bahnen  wird  in  den  Vertragslftndem  Yeröffentlicht 
und  durch  Beitritte  erg-änzti). 

Der  Inhalt  der  Konvention  berührt  auch  das  Privatrecht  und  den 
Zivilprozefi.  Damit  erwachs  den  Signataren  die  Pflicht,  diese  Gebiete  ihrer 
nationalen  Sechtsordnnng  im  Sinne  der  vOlkerreehtlieh  gescbalKiBnen  Beehts- 
Sitae  (and  in  Ausführung  der  Konvention)  zu  ergänzen  bezw.  zu  modifizieren. 
Dies  geschah  z  H  in  Dt  utschland  bezüglich  der  handelsrechtlichen  BechtS" 
Sätze  in  dem  neuen  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897. 

1)  8.  Gareis,  f  SS. 
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Die  ioternationalen  Streitigkeiten  nnd  deren  Erledigung* 
Das  rechtliche  Verfahren.  Die  iSeibsthilfe. 

%  148.  Hie  intenuttonalen  Streitigk«iteB  >)•    Konflikte  swiacfaen 

Vülkerechtssubjekten  sind  nicht  durchweg  gleichartig  mit  den  Konflikten  der 
Rechtssubjekt deren  Austragung  in  der  nationalen  RechtsordiinT)!T  it^'iite  den 
staatliclieii  Renditen  bezw.  anderen  mit  JurisdiktionisrecliL  ausge.siHlleten  Be- 
hörden vürbeliäiten  ist.  Eine  Vergleichuug  der  beiden  Gruppen  von  KouÜikteu 
Ifißt  die  Eigenart  d«r  internationalen  Konflikte  and  ebenso  auch  die  Eigen- 
art ihrer  Austragung  erkennen.  Die  Anwendung  der  Beektsmittel  dw 
nationalen  Rechtsordnung,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Privatreehts, 
Strafrechts  und  Verwaltungsrechts,  knüpft  allemal  an  konkiete  Tatbestände 
an,  im  Hinblick  auf  welche  eine  Kollision  rechtlich  anerkannter  Interessen 
behauptet  wird.  Die  richterliche  Entscheidung  ergeht  immer  im  Wege  der 
Anwendnng  des  geltenden  Rechts  auf  den  konkreten  Fall  vnd  bezweckt  die 
deiinitive  Erledigung  des  Streites.  Konflikte  unter  Staaten  entstehen  gleich- 
falls aus  Kollisionen  von  Interessen;  allein  in  vielen  Fällen  sind  sie  das  Er- 
gebnis eint'S  traditionellen  und  bisher  latent  gebliebenen  Gegensatzes  der  be- 
teiligten Volker,  der  sicii  in  einer  bestimmten  Epoche  im  Bereich  der  Betäti- 
gung der  Staatspersünlichkeit  in  nationaler  oder  politischer  Richtung  geltend 
macht  Das  Bewußtsein  dieses  Gegensatzes  und  die  tatsächliche  oder  ver- 
meintliche Bedeutung  desselben  wirken  motivierend  auf  das  praktische  Ver- 
halten, das  in  letzter  Reihe  zur  Geltendmachung  der  Pei'sönlichkeit  als  Macht- 
element imierlialb  der  internationalen  Gemeinschaft  führen  kann.  Bei  derlei 
luteressengegenüätzeu  treten  vielfach  rechtliche,  ja  selbst  muiulische  Auächau- 
ungen  in  den  Hintergrund;  es  sind  insbesondere  tatsächliche  Vorgänge,  die 
einer  rechtlichen  Beurteilung  f&hig  wären,  nicht  erkennbar.  Die  zuweilen 
erkennbare  Ursache  des  Konflikts  weist  auf  die  Herraehaft  von  Anschannngeu 

I)  Kaltenborn,  Zur  Lehre  von  den  utcmationalen  Kcchtamitteln.  Ztechr.  d.  ge». 
StMtiw.  XVII;  Warm  In  Botteck  u.  W«lk«n  SuatalesUran;  Heffter  ff  lOS-lOT;  Bul- 
inerincg  HHIV,  1  ff.;  Travers  Twias,  II,  1  sq. ;  IM  vi  er  II  §  57,  Pradier-Fodere  IV 
p.  2ä&U— 258^;  Calvo  III  it»7U— 1671;  v.  Martens  II,  101—102;  tiareis  f  16, 
Oppenheim  II  (  l;  Wngner»  Znr  Lehre  veo  den  StvdterledliningtmtttelB  des  VQlker> 
reebte  1900.  KeueMtoe  Kippold,  Die  Fortbildong  «fae  Voifaliiens  d.  e.  w.  S.  12Tff. 
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liiu,  welche  geradezu  eine  Verkennuiig  der  Grundlageu  gleichberechtigter 
£oezislenz  ond  rechtlich  gesie]i«rtor  Betätigung  de8G«n«iiLwiUeii8der  eiliceliien 
VöllcNTrechtssnbjAte  bekundet 

Neben  Konflikten,  die  auf  einem  bedeutsamen  Interessengegensatz  be- 
ruhen, und  solclif-n.  die  auf  das  Walten  imponderabipt  K^ktoren  zmiickziifillireii 
sind,  kommen  Kontlikte  vor,  die  in  bloßen  Verletzungen  der  Vülkersitte  be- 
ruhen; sie  sind  jenen  reinen  Interessenkollisionen  gleichzustellen,  da  die  Normen 
dar  Sitte  keine  Bechtsnormen  sind,  dmi  Yerletssung  ein  rechtswidriges  Ver- 
halten nicht  bilden  kann;  sohin  sind  die  nach  Völkerrecht  flbUchen  spezifischen 
Mittel  der  Austragung  rechtlieh  qualifizierter  Konflikte  hier  nicht  anwendbar  % 

Von  den  eben  charakterisierten  Konflikten,  die  man  als  politische 
Konflikte  zu  bezeichnen  pflefj:t.  untei-scheiden  sich  die  recht! ich imi  Kon- 
flikte. Diese  wurzeln  regeliuiiliig  in  konkreten  Tatsachen  und  Vorgängen, 
in  denen  eine  Verletzung  rechtlich  gescliützter  Interessen  zum  Ausdruck 
kommt,  sei  es,  daß  die  Verletzung  in  einem  rechtswidrigen  Vorhalten  inner- 
halb eines  durch  Recht^eschäft  (Vertrag)  oder  in  anderer  Art  begründeten 
Rechtsverhältnisses  besteht,  oder  das  aktive  bezw.  passive  Verhalten  eines 
Staates  eine  Negierung  et  worbenpf  und  völkerrechtlich  geschfltzter  Rechte 
oder  der  völkerrechtlichen  reisoaliclikeit  und  ihrer  freien  HetÄtigung  inner- 
halb der  internationalen  Gemeinschaft  bedeutet.  Derlei  Streitfälle  sind  in  der 
Regel  80  beschaffen,  daß  deren  Tatbestand,  dessen  Widerstreit  mit  den  an- 
erkannten Normen  des  Völkerrechts  und  das  Maß  des  Eingriffes  in  die  fremde 
Rechtsphäre  eine  klare  Festeilung  und  sohin  eine  sachgemäße  rechtliche 
Beurleihmg  zulassen.  Diese  Eigenschaften  fehlen  den  rein  politischen  Konflikten. 
Die  heutige  Kechtskultur  hat  noch  nicht  einen  Zustand  der  Koexistenz  der 
Staaten  berbeigeftthrt,  in  welchem  Konflikte  ausgeschlossen  sind,  die  nicht  auf 
einer  wirklichen  Koltfeion  rechtlich  geschlitzter  Interessen  beruhe».  Die 
Eigeiiait  der  politischen  Konflikte  bringt  es  nun  mit  sicli,  daß  liiei*  eine 
rechtliche  Krled  igung  Schwierigkeiten  begegnet,  während  die  reclitlichen 
Konflikte  einer  solchen  Kriedigung  regelmäßig  zugänglich  sind.  Der  fried- 
lichen Erledigung  sind  allerdings  auch  die  politischen  Konflikte  zugänglich; 
gegen&b^  früheren  Epochen  zeigt  die  neuere  Geschichte  änen  erheblichen 
Fortschritt  darin,  daß  mit  der  Oberzeagnng  von  dem  Werte  des  Friedens  für 
die  Bedingungen  des  eigcmen  Wohles  die  Achtung  vor  der  Geltang  des  Bechts 
fttr  den  Verkehr  der  Staaten  und  ihre  Stipiti^rkeiten  stetig  zunimmt. 

Die  tbeoretiscbe  Kicbtigkoit  der  UntcrschciduDg  rechtlicher  und  politischer 
8treid|{keiten  wird  kunii  beitritten  werden  kSnneo ;  dagegen  wird  neoeetenB  vom  Standpunkte 
der  modernen  Praxis  diese  Unterscheidung  von  Nippold*)  abgelehnt  und  dnrauf  hinge- 
wiesen, daß  die  überwiegende  Mehrzahl  aller  Streitigkeiten  ein  genteiaftamc«  formales 
Merkmal  aufweise:  jeder  Streit  lasse  sich  auf  irgend  wdcbe  rechtliche  Momente  xnrflck« 
führen.  Kein  moderner  Kultorataat,  der  sieb  zngleidi  auch  als  Rechtsstaat  fOhlt,  wordo 
mit  dnem  endeten  in  Stielt  geraten,  ohne  daß  ligend  ein  lecbtUdies  Interawe  voziianden 

1 1  J^oweit  nicht  Retorsion  Abhilfe  bietet,  wirkt  die  zumeist  zuröckhUiliciule  Verstim- 
mung auf  das  gegenseitige  Verhalten  bei  begründeten  Anlässen  zur  Beecbwerdo  oder  ver- 
mehrt jene  ünpondetablen  Elemente  eines  Gegensatzes  und  künftigen  Konflikte. 

2)  Nippoldt  Die  Fertbttdnnf  n.  s.  v.  ISBfl. 
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wäroi  im  es  Utaficblidi  oder  vermeintlich,  oder  datt  eio  Itechtsatupruch  weDigBtcuii  vurge- 
wlifllzt  wird.  Dsimr  bieten  $mA  tag.  InteKMeDkoiiflikte  in  unserer  Zeit  eine  H«ndb«b« 

für  die  juristische  Bitiurljtung  und  verdienen  aucli  den  Natiion  l'oi  Ii  t  s s t  rci  tisfk  t  i  te n ; 
ferner  treteu  jene  IntcressenkoDflikto  gleicbfalle  in  der  Form  vun  Recbtsatreitiglieitoo  auL 
HSfeo  daher  deriei  KanfUkto  Inuneilifii  einen  genrfiditen  (^ankter  an  neb  tragen  —  »fe 
»eien  doch  immer  Rechtsstreitigkeiten.  Der  Grund  davon  Höge  in  der  Verschiebung 
des  Schwerpunkts  der  internationalen  Internen,  die  heute  weeentlieh  Verkehrsintcressen  und 
nicht  politische  Interessen  seien.  —  Allein,  es  scheint  diese  Iiitcresseuverschicbung  doch 
xonScbst  nur  ein  quantitatives  Zurücktreten  der  rein  politischen  Streitfälle  zur  Folge  zu 
haben.  Im  ganzen  bleibt  doch  noch  der  Uuterwhied  von  rpchtlulicn  niiil  ijnlitisclicn  Kon- 
flikten bestehen:  jene  sind  solche,  bei  denen  der  Kechtspun  kt  sachlich  das  cntaclieidende 
Honent  bildet,  dieM  tella  eiMehe,  bri  denen  der  Recfatspunict  nur  formell  eine BoHe spielt, 
teils  snlrhc,  welche  als  reine  Interessenkonflikte  auftreten.  Im  übrigen  ist  es  richtig, 
daß  heute  der  Recbtsstrnt  die  Regel  bildet;  ebenso  darf  nicht  übeneben  werden,  dafi  die 
obige  Unteraeheidang  nidit  Immer  scharf  dardigdfabit  werden  liann,  da  in  recbUfcheD  Stndlt- 

fällt'ii  nicht  selten  politische  Momente  ein*'  Rolle  spielen;  ferner  kommt  es.  vor.  (l:iß  ein 
latenter  UeKeusatz,  aus  dem  sich  ein  Interesacnkouflikt  entwickelt,  sich  schlieQUch  in  einer 
konkieten  Reehteverletrang  zuspitzt  and  letxtere  den  Anlafl  des  Konfliktes  Uettt  *)  —  Die 
Frage  der  friedlichen  Erledigung  von  Streitfällen  berührt  selbstverstindlich  ili(<  I  ra;:e  nadi 
der  Natur  der  internationalen  Streitfälle.  Ks  ist  daher  erklärlich,  daU  die  von  den  HK  !S<.i9 
und  1907  (s.  oben  S.  81,  82)  unternommene  Ausgestaltung  des  rechtlichen  Vcrfatuxni»  in  inter- 
nationalen ätreitfUlen  unter  dem  Einfluß  von  Erörterungen  Ober  jene  Frafie  Steht;  80  Hegt 
dem  Art.  38  (vormals  Art  Ifi)  FA  und  den  Verhandhuifjen  iihcrd;\-  Srliirv1-<v,  o-^i'n  im  ganasn 
zweifellos  die  Untcmhcidung  von  rechtlichen  und  politischen  Kouflikten  lu  Grunde. 

Hne  andere  Gfuppiemnf  der  VSIkeratreitigkelten  mit  Slekildit  auf  die  den  Kon- 
flikt  zunär  !i  t  vciiinl  assciido  Ursache  ist  glciclifall?  schwer  durchführbar;  die  Ureachen 
können  eben  in  der  Gesamtheit  der  Verbältoisse  des  nationalen,  poilUschea  und  Okonomiacheu 
Lebens  der  Völker  liefen:  vielfadt  kann  nur  die  Wirkuni;  latenter  Unadum  in  dem  tradi- 
tiiincllon  oder  plötzlich  (durch  Rivalität)  hervortretenden  Antafr"nisnuis  zweier  Völker  kon- 
statiert werden,  während  die  Erkenntnis  der  Unache  selbst  oft  nur  auf  eine  schwaolteode  Be- 
urteilung der  Veriiiltnitae  besdiiliikt  bleibt  Für  das  Beoht  ist  sefafieradi  nur  <Be  Tat~ 
Sache  dos  Konflikts  von  entscheidender  Bedeutung;  Sache  der  Geschichte  bleibt  es,  die 
das  Tici'bt  berührenden  Vorginge  im  Leben  der  Völker  auf  ihre  wahren  Ursachen  zorfick* 
zuführen. 

$  149.  Erledigans  fmteniationator  Streitfälle  im  aUgremeineii.  Der 

Natar  der  internationalen  Gemeinschaft  entspricht  es,  daß  Streit i^^keiten  in 
letzter  Reihe  im  Wege  der  Selbstliilfc  erledigt  werden.  Allein,  zivilisierte 
Staaten  erkennen  es  als  ihre  Pflicht,  von  den  .Mitt«iln  der  Selbsthilfe  erst  dann 
Gebrauch  zu  machen,  wenn  es  nicht  gelungen  ist,  auf  gütlichem  Wege  zum 
Ziele  zu  gelangen,  d.  b.  wegen  erlittenen  Unrechts  oder  unbilliger  Be- 
handlttDg  Gennstuang  and  eventuell  Ennitz  verursachten  Sdiadens  sn  er- 
langen. 

T.  Auf  gütlichem  We^^e  krtnii  ein  Streit  beigelegt  werden  1.  durch  die 
VeiliandlunfT  der  beteiligten  Staaten  selbst  Das  Krsrebnis  dieser 
Verhandlung  kann  ein  verschiedenes  sein  (s.  nächsten  §j.  2.  Durch  die  Mit- 
wirkung dritter  Staaten  und  zwar  a)  durch  deren  gute  Dienste  (bons 
Offices),  b)  dufch  die  Vermittlnng  (tfediattcnX  3)  darch  Schiedsspruch. 

E>er  Medlichen  Erledigung  von  Streitfällen  dienen  auch  die  Kongresse 
und  Konferenzen;  im  neuesten  Beoht  tiitt  zu  den  Fällen  der  Mitwirkung 


1)  VgL  audi  Gnreis,  §  T6  (S-  214),  Oppenheim  II,  §  1. 
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dritter  Staaten  eine  eigenartige  Einriclituog  hinzu:  die  internationalen 
Untersnch n ngskom missionen,  insofern  die  nntennebende  und  berichtende 
Tätigkeit  dieser  Kommissionen  praktisch  znr  gütlichen  Aneeinandersetznng  der 
Streitteile  ffiln-en  kann. 

TT.  Die  Mittel  der  .Selbsthilfe  sind:  a)  die  Retorsion,  b)  die  Re- 
pressalien, c)  das  Embargo,  d)  die  Friedensblokade,  e)  die  Inter- 
vention. Sie  werden  als  niehtkriegerische  Mittel  der  Selbsthilfe  bezeichnet. 

HL  Das  ftoBerste  Mittel  der  Selbsthilfe  ist  der  Krieg  >). 

IV.  Für  untergeordnete  Streitfälle  formalen  Inhalts  wird  von  dem  Los 
Gebrauch  macht,  so  z.  B.  bei  Streitigkeiten  ttber  die  Jieibenfolge  der  Unter» 
Zeichnung  eines  Staatsvei  trairs. 

§  150.  A.  Das  rechtliche  Verfahren.  Im  allgemeinen*  Ist  es  (nach 
dem  oben  S.  81,  82  Gesagten)  die  Aufgabe  der  Haager  Konftrenzen  ^j,  an- 
knüpfend an  das  Abkommen  vom  29.  Jnli  1899  das  rechtliche  Verfahren 
in  Vdlkerstreitigkeiteii  weiterzubilden,  so  ist  damit  im  ganzen  die  Bahn  an- 
gegeben, in  der  sicli  die  Entwicklun£r  bewegen  muß;  es  kann  dies  nur  die 
durch  die  Kigenar t  des  Völkerrechts  und  der  Entstehung  der 
Vöikerrechtssätze  an  sich  schon  gegebene  eigenartige  Bahn  ^^ein.  Damit 
ist  jede  Nadibildnng  des  innerstaatlicben  ProzeßreditB  nnd  jede  Organisation, 
die  nnr  im  Staate  m(^s:1ich  ist,  ausgeschlossen. 

Da  das  Völkerrecht  seinem  innersten  Wesen  nach  eine  autonome  Ordnung  der  Lobcns- 
beadehuDgoi  gegoueitig  unabhäugiger,  keiner  äbergeorÜDeten  Aatorität  uatorworfener  Staaten 
iat,  so  kann  «neb  d«»  Verfabreo  in  8tmtfiU«D  nur  «nf  d«in  der  Idee  des  VQIkenoelita  «elbet 
zngrimde  llegeDdcn  Gedaukou  berubca,  d.  b.  eine  internationale  Ordnung  des  Verfalirene  kann 
nur  ah  BeMandteil  der  intcmadonaleo  HechtsordDong  im  ginien  gedadit  werden.  In  dieeer 
blldec  aber  die  fibemagting  der  Staaten  von  der  Solldaiitlt  Ihrer  Interaeeen  die  konstante 
Quelle  OMlneilder  Kraft  für  ihre  Bi>7.iehun<;en.  Jininit  sind  die  leitenden  (v^sichtspunkto  ge- 
geben, von  denen  auH  irn  Anschluß  an  tlie  schon  voriiandonon  Reclitsniittel  des  internationalen 
ftcchts  eine  Weiterbildung  des  V^örfühieu*  im  ganze»  sich  vollziehen  kann:  die  Autonomie 
des  Willens  der  souveränen  Völkerrcchtsaabjekte  usd  die  damit  verknüiirtc  Initiative  diesea 
Willens  sowie  der  Zusanmienhanfr  der  autonomen  Akte  der  eineelix  n  Sr  intm  mit  den  In- 
teressen der  internationalen  («emeinscbaft.  Wer  nur  das  erstero  Moment  (Uca  soaveräaMi 
Willen)  betont,  kano  n  einer  teditliclieD  Oiduang  des  iDtematioDalen  Verfrimne  d.  I.  cor 
Ein?<chrankung  der  Anwendung  der  Selbsthilfe,  nicht  gelangen;  jedenfalls  wire 
konsequent  für  ihn  dio  Nichtanwendung  der  äeibathiife,  s.  B.  die  Übertragung  eines  Streit- 
fälle an  einen  Sehiederiehter,  ein  mlllllger  Vorgang,  aber  niebt  daa  Eiigebnia  der  WlrkHua- 

1)  Ais  lüstoriacbe  Kutiodtät  erMbcinen  die  wenigen  Fälle,  in  denen  Konflikte  xwiscbeo 
(Staaten  dareh  den  Zweikampf  der  Laadeefaiatcn  amgetngoi  irerden  aollten.  So  fonderte 

Gustav  IV  von  Schweden  Napoleon  I.;  Karl  IX  vnn  Schweden  forderte  Christian  IV.  von 
Dinemark.  im  Jahre  152S  wurde  wegen  eines  Zweüuunpfs  xwisclien  Franz  1.  von  ii'ranlcreich 
und  Karl  V.  veriiandelt. 

2)  Die  Materialien  der  Konferenzverliandlungen  s.  in  Conference  internationale  de  la 
paix  1899  ibeiaiug.  v  d.  bolUndiscfaeo  MinisL  d.  Äußern),  ferner  MIQ  (2.  ä.)  JULVI,  2.  £ine 
Beaibeitang  des  Stoffee  bietet  daa  Werk  von  Meurer.  Die  Haager  IMedenalmifeNns  Bd.  1 
<190();  vgl.  auch  Dessen  Rektoratsrcde :  Cben<iolit  über  dio  Arbeiten  d.  UFK  t  (1903);  do 
Lapradelle  io;  VI,  f,5i;  v.  Stengel,  Dio  H.  F.  K.  im  A.  f  5.  R.  (1900);  NIppold,  Die 
Fortbildung  d.  Verf  iu  Vülkerstreitigkeiten  (190');  M6ringhac,  La  Conference  intern,  etc. 
(19M).  —  Fried.  Die  zweite  Baager  Kmtferena,  ihre  Arbeiten  a.  a.  w.  (190S).  tk  atidi 
De!«<^en  Hdb  d  Fricdenabewewegvng  (ISflS). 

CUfflann ,  V6Lkon«eht  28 
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kflit  der  iniMiiMioiMiMi  Gemetmebaflsordirao;.  Anden  Akgfig«D,  wenn  wir  die  autoBom« 

Entachlicßang  eines  Staatee  ffir  Nichtanwendung  der  Selbsthilfe  in  ihrem  notwendigen  Zii- 
Muuiuenlung  mit  der  Stellung  des  Staates  io  der  interoatiunaicn  Gcmoinscbaftsordoiuig  ins 
Auge  famD.  Dann  erscheiiil:  JeneEntMlilieBnBiir  nieht  mehr  bloß  ab  10101101110  Verwertoofr 
i'iiu's  Joui  VüIkeiTCcht  eiscTitfimlichen  Kcclit^niittcl.-;  ilic  Fi;,'C'ritüm!iohkcit  «liescs  Ikcchteiuittcls 
und  des  sich  daran  aoknüpfendco  Verfahrens  kommt  dann  vioiDiehi-  in  der  Mitwirkaug 
dritter  Staaten  al>  der  gleicbliercditigtan  Triger  des  solidariacben  Intereaaea  an  der  fried- 
lichen Austragung  eine»  Streitfalle«  zum  Ausdrnck.  Wenn  die  friedliche  Erledigung  eine« 
Streitfalles,  insbesondere  auf  dem  Wege  des  Schiedsspruchs,  nicht  eine  bloO  zufällige  Ab- 
weichung von  den  Konsequenzen  der  SouvcränetSt  und  sohin  der  Anwendung  der  Selbst- 
hilfe sein  soll,  so  muß  sie  ihren  Zusammenhang  mit  einem  Nonnenkomplex  aufweisen,  «etchor 
die  Pflicht  zur  Abidiimnfr  der  S<»!bsthtlfc  miiulestctis  ali*  moralische  Pflicht  anerkennt,  wo- 
bei aber  sofort  auch  die  Eigenart  dieses  Normeukumplexeti  als  einer  autonomen  Ordnung 
de*  Veffahrans  vnt  gei^flbeitritt  Die  auf  dieacm  spezifisch  intematioiialreditfidMii 
Woge  geschaffene  EinlasstinfrPvfH rht  ist  mm  wesentlich  verschieden  von  dem  dio  natio- 
nale Juatizpflege  beäerrscbenden  Einlassungszwaog;  hier  steht  der  Einlassungszwang  in 
eDKitem  ZaaammenbaBfr  mit  dem  abeolaten  Verbot  der  Selbsthilfe  kraft  der  den  8tieit- 
teilen  übergeordneten  staatlichen  Normen;  in  dieser  nnbeilingten  Subjektion  liegt  die 
Möglichkeit  und  das  durchgreifende  rechtliche  Mittel«  die  Anw<»dang  von  Selbsthilfe  aos- 
xnsddieBen.  Anf  dem  Gebiete  des  iDtenationalen  ist  aber  eine  derartife  Sub}ektion  prin« 
xipiell  ausgeschlossen ;  daher  kann  auch  von  einer  ludikatur  ordentlicher  Gerichte  hier  nieht 
die  Uede  sein,  denn  dicae  hängt  auf  das  engste  mit  der  Organisation  einer  übergeordneten 
Justizgewalt  zusammen.  Wenn  also  die  Anwendung  von  Selbsthilfe  in  Völkerstreitigkeiten 
aoBgeschlossen  werden  nni  eine  Einlat^.^ungspfllclit  Iiier  zur  Geltung  kommen  soll,  so  kann 
dies  nur  auf  autonomen)  Wege  geschehen.  Da  in  früherer  Zeit  das  subjektive  Moment  der 
SouvcnloetSt  das  internationale  Leben  vorwiegend  bcJiorrschtc,  so  ist  begreiflich,  daß  für  den 
AoMcUoQ  der  Selbsthilfe  und  die  Anwendung  friedlicher  Mittel,  inabeeoadeve  für  die  Wahl 
sehicdsriehterlichor  I'nfjicheidung,  nur  der  autonome  Wille  und  die  Initiative  lierStreit- 
teile  entscheidend  waren;  die  friedliche  Erledigung  der  Sache  war  nicht  die  notwendige 
Konaeqnenz  der  Fanktionieining  anerkannter  Rechtasitse  Aber  friedllehe  Strdteriedigong. 
Jener  autonome  We«;  war  nichts  anderes  als  die  individuelle  autonome  l'iit^chließung 
als  solche.  Dies  bt  übrigens  «ich  heute  noch  das  Charakteristische  der  sog.  beeonderen 
(spedelleitti  Sehiedsrertiige  nnd  wird  daher  auch  in  Zukunft  in  FUlen  solcher  Vertrlge  zu- 
treffen.  Die  neuere  Praxis  des  Schiedswesens  und  insbesondere  die  Ordnung,  welche  dieses 
Verfuhren  durch  die  Haager  Konferenzen  gefunden  hat,  stellen  den  Ausschluß  der  Selbsthilfe 
and  die  Kinlassungspflicht  zwar  nicht  unter  einen  anderen  Gesichtspunkt;  die  Autonomie 
der  Streitteile  ist  auch  hier  der  durchgreifende  Gedanke,  allein  liie  Ilinlasi^iinirspriii  lit  beruht 
hier  anf  einer  der  Entstehung  des  konkreten  Streitfalles  v*>rriiif(jchenden  Betätigung:  dce  auto- 
nomen Willens  in  der  Richtung,  Strdtfilllo  bestimmter  .Vrt  uder  alle  Streitmic,  unbedingt 
oder  unter  gewiaaen  Vorbehalten,  der  Üehiedasprediung  zu  unteniehen.  Die  Einlaasungs- 
pflicht  ist  in  allen  diesen  Fällen  entweder  durch  einen  Einzrlvertrn^  oder  dtncli  einen  Kol- 
lektivvertoig  u.  z.  entweder  überhaupt,  oder  für  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren  in  vorhinein 
aomlflitH  Der  Poitaehritt  In  der  Entwieklung'  des  reebttieheii  Verfahrens  im  VOIkerrseht 
liegt  hiemach  wesentlich  darin,  daß  die  St,naten  auf  dem  Wege  kollektiver  Ausgestui- 
tong  der  völkerrechtlichen  Normen  (also  auf  dem  der  Eigenart  des  Völkerrechts 
oigentfimlicben  Wege)  die  Anerkennang  der  allgemeinen  Pflicht  zur  Anwendung  der  fried« 

1)  Vertrüge  dieser  Alt  sind  io  neuerer  Zeit  schon  vor  der  Uaager  Konferens  1899  ab- 
geschlossen worden:  sdther  hat  sieh  die  internationale  Praxis  in  ttberraachendor  Wcfee  unter 

den  Einfluß  der  Ideen  gestellt,  von  denen  diese  eigenartige  Betätiguug  der  Staatenautonomie 
beherrscht  ist.  Es  unterliegt  keinem  Zweifei,  <iaU  rlas  ohjektiv  e  Prinzip  des  Völkcrreclits 
(6.  oben  S.  4,  5,  8),  das  in  der  allseitigen  Auerkcuimng  der  Exibtonz  der  internationalen  Ge- 
meinschaft nnd  der  SoHdaritSt  der  Interessen  ihrer  Mitglieder  wuraelt,  sicb  plaktlsebe  Geltung 
aneh  auf  dem  Oebiete  des  rechtlichen  Verfahrens  Tenehafft  bat 
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Uchen  Mittel  innd  aobm  der  AblduranK  der  Sellwdillfe)  in  dem  Mafi«  dindiznwtzen  bestrebt 
sind,  aJs  nicht  außerordentliche  Verhältnisse  des  einzelnen  Streitfall»  die  friedlicbo  Lösung  aui>. 
aclilieBcD.  Innerhalb  dieses  Gedankenganges  bewegen  sich  die  insbesondere  für  den  Ausbau 
de»  Schicdswesens  bedeutsamen  Verhandlungen  der  beiden  Haagor  Konforenzen  über  den  Um- 
fang der  Verwertung  des  sog.  Obligatoriums  in  einem  universcUeii  Schicdsabkommen.  Eine 
praktisch  wichtige  Aneikeiiiuiuf,'  fanderi  jtnc  leitenden  Gedanken  in  dem  Abkommen  (II)  der 
ÜK.  1^07,  betreffend  die  Beschränkung  der  Auwendung  von  Gewalt  bei  der  Eintrübung  voa 
TeitraxaMlialdeii ;  (ttesee  universelle  Abkommen  eehafft  für  den  Sebuldnorstaat  die  Pflicht, 
ein  Anerbieten  gchicdspcrichtlii  Iior  Kntschcidtin«»'  arriinchnipn  imd  macht  die  Anwcndun?  dnr 
Selbsüiilfe  für  den  Oläubigerntaat  abhängig  von  der  Ablehnung  jenes  Auorbictona  bczw.  der 
Niebttteantwortunf  oder  der  NiditerffiUoni^  der  im  Schiedaqniieh  anerluuiDten  Zab)«inga|rflieht 

—  Die  Anwendung  der  belbsthilfc  ist  ailoinii!  ein  Zeichf>n  rudimentärer  Anfän^^i»  bczw.  einet 
onvoUkommenea  Ziutaodes  der  sozialen  Ordnung;  die  Verdrängung  der  Selbsthilfe  in  den 
nationalen  RecbtBordnangen  iit  durdiaas  das  EiKebnis  intenslTer  AaBgertaltuig  wirktamer 
rechtlicher  Mittel  unparteiischer  Lösung  von  Konflikten  der  Rechtssnbjckte.  Insofern 
besteht  allerdings  eine  Analogie  zwischen  der  nationalen  und  internationalen  ßechtBordoung, 
als  auch  die  letztere  die  niöglicbste  ZurOckdräugung  der  Selbsthilfe  durch  Ausgestaltung 
des  rechtlichen  Verfahrens  in  Streitfällen  /.u  bewirken  sudib  Sofort  tritt  aber  der 
wesentliche  Unterschied  darin  hcrvnr,  dali  dieser  Vürfr'!"'  «ich  nur  in  der  der  Eifrenart  der 
internationalen  Gomeioscbaft  und  des  Völkerrechts  eigeiuuui Uchen  Weise  vollziehen  kann. 

§  151.  1.  W»  reclitliehe]!  Mittel  der  Erledigung  toh  Streitfillen. 

1.  Ute  Yerhandlangen  der  Streittelle.  I.  In  der  institation  des  diplo- 
matischen Verkehrs  liegt  offensichtlich  nicht  bloß  ein  bequemes  Mittel,  bei 

Differenzen  notwendige  oder  wnn«r1ienswerte  Verhandlung-en  sofort  ein/.iileiten 

—  sie  fungiert  vielmehr  zugleich  als  zwingendes  Motiv,  jeden  Zwisclanlall  zum 
Gegenstand  auch  mündlicher  Besprechung  zu  machen,  an  die  sich  leicht  formelle 
VerbandloDgen  der  obersten  Organe  der  beteiligten  Staaten  anknüpfen  lassen. 
Damit  ist  in  erster  Reihe  der  Boden  gegeben,  auf  dem  sich  fQr  die  Staaten 
die  Müo^lichkeit  der  Lösung  einer  Differenz  ergibt,  welche  die  friedlichen  Be- 
ziehungen /u  stnren  oder  Eiufzuheben  drohte  Diese  T'unktion  des  diplomatischen 
Verkehrs  erlangte  mittelbar  in  unserer  Zeit  durch  die  HK  gewissermaßen  eine 
solenne  SaoktioD,  indem  die  Signatarmächte  an  der  Spitze  des  FA  (Art  1}  sich 
einverstanden  erklftren^  „alle  ihre  Bentthnngen  aufwenden  sa  wotien,  nni  die 
friedliche  Erleili^Miiit^  der  internationalen  Streitfragen  zn  sichern"'). 

IT.  Das  Ergebnis  der  Verliandlnngen  kommt  entweder  a)  in  der  An- 
erkennung des  beliHupteten  Anspruchs  des  Gegners 2\  oder  b)  in  einem  Ver- 
zicht auf  den  behaupteten  Ansi)ruch,  oder  c)  in  einem  Vergleich  im  Sinne 

l>  Diese  Erklärung  betrifft  allerdings  zunäcltst  die  Institute  des  beseicbneten  Abkom- 
mens; allein  bei  der  notwendigen  Abhingigkeit  Oiier  Anwendnnff  im  Staatenkben  von  der 

intensivsten  Pflege  de:-  di[)iijiiiatiselHMi  Verkelirsi  und  der  Verwertun^r  die:*es  Verkehr«  für  den 
eiQzdnen  fall,  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daA  derselbe  Geist,  von  dem  die  Sdiaifung  jener 
Inatitnte  behemcbt  ist,  notwendigerwdao  aodi  den  <Uploniatfecben  Verkehr  nnd  die  Inter- 
natiionalm  Verhandlungen  beherrschen  maß.  Damit  ist  die  Gefahr  vermindert,  dail  inter- 
nationale Streitfälle  zu  sofortigem  Bnioh  der  friedlichen  Beziehungen  der  Staaten  führen;  in 
dem  Verhalten  zivilisierter  Staaten  küiamt  datm  auch  die  Cberaougung  von  der  Notwendige 
keit  zum  Ausdruck,  den  Streitgegenstand  einer  li^nUen  PrDfnnjc  III  anterzichen  und  mit  der 
Bereitwilligkeit,  das  festgestellte  Recht  des  Gegners  anzuerkennen,  fOr  die  definitive  Erledi- 
gung des  Streitfalles  sich  za  entscheiden. 

2)  Zuweilen  nnter  gtdcbseldger  Prateetation,  um  einen  Priijudis  dir  künftige  ihnliebe 
FUle  vonabeogen. 

2S* 
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defimtiver  Erledigung  der  Sache  za  rechtlich  bedeatninen  Aasdmcfc.  Der 

Vergleich  ist  nicht  selten  das  Ergebnis  der  Überzeugung,  daß  ein  OMTgiBches 
Behaupten  des  Anspruchs  eine  fripdlidie  Losung?  des  Streitfalles  ausschließen 
könnte;  er  beruht  daher  vielfach  auf  einer  durch  die  Verhältnis  abgeuütigten 
Konzession. 

HL  Bleiben  die  VaiMndlungen  ohne  Eiib^  nnd  kommt  nicht  eines 
dar  sonstigen  Mittel  friedlicher  Erledigang  des  StreitfMls  znr  Anwendung  oder 

ist  dessen  Anwendung  erfolsrlos  geblieben,  so  sind  antei-  T^nistÄnden  die  Voraus- 
setznn^er,  tiir  die  Anwendung  der  Mittel  der  Selbsthilfe  gegeben.  Die  gestörten 
Beziehungen  der  Streitteile  führen  entweder  zum  Abbruch  des  diplomatischen 
Verkehrs  oder  mindestens  zur  Abberufung  das  Chefs  der  diiikmiatischen  Mission. 

§  152.  2.  Die  Mitwirkung  dritter  Staaten.  Die  guten  Dienste  und 
die  Tennlttliing  (Medlatton)  *).  I.  Ein  internationaler  Strdtfall  ist  an  sidi 
wie  jeder  Strmtfall  unter  Bechtssabjekten  infolge  seiner  objektiven  nnd  sub- 
jektiven Be.stimmtheit  nnd  Abgeschlossenheit  le^diglich  eine  Angelegenheit  der 

betei! irrten  Partrifn  Indessen,  die  Fifrenart  der  internationalen  GemeiTisrhaft, 
deren  Existenz  und  lebendige  Wil  k^Hnlkeit  gerade  auf  der  Überwindung  jener 
Isolierung  der  Staaten  beruht,  die  für  die  älteren  und  ältesten  Epochen  des 
Staatenlebens  charakteristisch  war,  lAßt  heute  eine  künstliche  Isolierung  ihrer 
Ititglieder  nnd  die  Verkennnng  der  Solidarität  ihrer  Interessen  nicht  zu. 
Internationale  StreitlÄlle  äußern  vielfach  —  wie  die  Erfahrung  lehrt,  schon 
auf  entfernte  Indi^iett  eines  möglichen  Streitfalls  nanif^nrlif-li  unter  Großstaaten 
—  Wirkungen  veischiedeuer  Art  auf  die  Interessen  nichLbrt-eiligter  Staaten  2). 
Damit  ist  die  materielle  Grundlage  für  das  Interesse  nichtbeteiligter  Staaten 
an  dar  friedlichen  Beseitigung  des  Streitfalls  in  legitimen  Formm  der  Mitr 
vrirkung  gegeben.  Außer  diesem  allgemeinen,  durch  die  Interessengemein- 
schaft gegebenen  Titel  der  Mitwirkung  können  noch  individuelle  Titel 
ein  solches  Eingreifen  rechtfertigen,  sei  es,  da(\  die  Streit  teile  selbst  die 
Mitwirkung  eine»  Staates  anrufen  oder  die  Mitwirkung  auf  einer  Ver- 
tragspflicht beruht 

li  Die  Doktrin  hat  bisher  die  guten  Dienste  nnd  die  Vermittlung 
als  dogmatisch  Verschiedenes  auseinandergehalten,  ob\\  ohl  eigentlich  nur  ein 
Quant itatsnntersrhied  vorliegt,  der  in  dem  liöheren  Nachdruck  und  möglichen 
größereu  Krfoljr  d^r  Vemiittlnng  zu  finden  ist'). 

Die  guten  DionMte  cbaraktemieren  sich  nämlich  dadurch  daß  die  btreitteile  ver- 
wüsfit  werden  eoUci],  durdi  VerinndtniiRm  zur  friedlicfaen  Eriedifimg  der  Sedie  in  gdugen. 


1)  Börner  in  Blunteohli'e  iSuatswörterb.  s.  v.  Staaten  Verträge;  Ueff  ter-Geffcken 
ff  8S,  iOT:  V.  Balmerincq  HRL  «.  Vemritühmg  und  HH  IV;  l7tf.t  F.  v.  Marten» DI, 
454  ff  :  G.ircia  §  77 ;  v.  Liszt  «3,  301;  Wagner  a.  a.  0.;  Moiirt-r  HFK  I,  I04ff.;  Boa- 
fils  m,  493  ff.;  Oppenbeim  II,  f§  7  ff.;  Nippold,  Die  Fortbildung  411  ff. 

S)  Die  Gefahr  eine«  mmim  Zwieeptlta  unter  Btiaten,  deren  naliondea  WiftaehaftadelMn 
oiiicn  be<Ieiitsanieri  Faktor  der  Wcltwirt«c}iaft  bedeutet,  berührt  in  fühlbarer  Weise  aofort  auch 
die  wiitacbaftlicbcn  IntereeseQ  und  damit  die  innere  und  Süßere  politiBche  Lage  aller  jener 
Staaten,  die  in  gleidtem  oder  irgmi  ertiebüohem  Maße  an  der  WeltwirtaclMfl  bnlaiHgt  rind. 

8)  Siehe  die  Note  cxplicative  de»  ruBeisclun  Entwnifi  ür  da»  WedenabkesMiMn  ia  CS 
de  la  pnix  IV,  208  «q.  und  ÜRQ  XXVI,  8&8  nq. 
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Die  tatritebliehe  Lag«  der  Sadke  iit  die^  d&B  die  fltraitteile  entweder  aiebt  genügt  nnd,  in 

Vcrtiandluiigcn  /.ii  trrteu  oiier  die  einf^eleiteten  Verhandlungen  ohne  ein  befriedifjcndes  Ro- 
suitat  geblieben  sind.  Die  guten  Dienste  bestehen  daher  in  dem  BemObou  der  dritten  Macht 
eine  Annlhemng  der  Streitteile  amobahnen  und  sie  zor  Efnieitaiif  beew.  Wiederaofiialiine 
der  Vertiandluni^en  zu  bewegen.  Dabei  werden  die  Ratschläge  des  dritten  Staates  teils  als 
Motiv  der  Anknüpfung  der  Verbandlungen,  teils  als  Orundlago  fQr  die  Behandlung  und  oven- 
tuelle  Erledigung  des  Streitfalls  fungieren.  Eine  Beteiligung  des  dritten  Staates  an  den  Ver- 
bandllillgeik  selbst  findet  nicht  statt.  —  Die  Vermittlung  beruht  nun  auf  denselben  Er- 
wägungen, wie  die  guten  Dienste.  Der  Zweck  ht  g^loichfalls  die  Herbeiführung  <-\r\i---  Kin- 
veiBtändnisaes  der  Streitteüe.  Nur  ist  die  Vermittlung  an  die  Vorauasetzang  geknüpft,  daß 
bdde  fltieltiteile  wkk  über  die  BetettifniBK  einea  Vennitllen  und  Um  den  Staat  oder  die 
PersSnlichkcit.  weUhe  die  Vermittlung  durchzuführen  bat,  geeinigt  haben,  zugleich  aber  auch 
der  betreffende  ätaat  oder  die  betreffende  Persönlichkeit  sich  zur  Annahme  der  Vermittlung 
bereit  eiUSrt  bnt.  Peroer  eiiankteriilert  rieb  die  Yennittliin;  dadarafa,  dafl  der  Vermitiler 
in  der  S?atlie  selbst  TlatsL-liirii,'e  erteilt,  die  Form  seiner  Mitwirkung  aber  darin  bestellt,  daß  er 
an  den  zum  Zwecke  der  Erledigung  des  Sti-eitfallea  eingeleiteten  Verhandlungen  unmittelbar 
teihniAint;  iDdem  ihm  dadmeh  eine  gewiaeeimfien  letcüde  Steiliiiiig  lulieiiinit,  ▼eimifp  :er  mit 
mehr  Nachdruck  inbotceleii  und  für  die  Enidoaf  eine«  biMiobbwen  Eifolgee  wirinemer 
einsugreifen. ') 

UL  Die  durch  die  ÜK  geschatteiie  Kechtsiage  bedeutet  iu  der  vorliegenden 
Materie  dne  Weito'bildiiii^  und  Terallgemdiieruiig  jenw  Ek'wäguugen,  die  in 
den  Yerhuidlnngen  des  Pariser  Kongresses  t.  J.  1856  nnd  in  der  Generalakte 

der  Berliner  Konferenz  v.  J.  1883  zum  Ausdruck  kamen^). 

Dureli  dif^  Rfstimmun^en  des  FA  wurden  die  guten  Dienste  und  die  Ver- 
mittlung zu  einer  .ständigeu  Institution  des  Vüikenechts  gemacht'). 

1)  Nicht»destowcnij,'cr  fübrt  die  Hanger  Konferenz  die  guten  Dienste  und  die  Ver- 
mittlung nebeneinander  auf;  die  Nuruieu  der  Art.  2~S  beziehen  sidi  gIcichmäDig  uuf  t>eide 


2)  Art.  S  des  Pariser  Vertrags  vom  SO.  Min  1836  schuf  die  Pflicht  der  Siprnatar- 
mächte,  im  Falle  eines  Konflikts  mit  der  Pforte,  die  Vermittlung  einer  anderen  äignatar- 
maebt  an  erbitten.  A«f  Aa/bng  de»  enKUedieD  BevoHmlehtlgteii  Lord  darendoB  betten  die 
Knut- 1  Oll  liebte  in  dein  Protokoll  (23)  vom  10.  April  IS56  denWunäch  ausß:e8prochen,  dafl 
die  äiguatarmächte  des  Pariser  Vertrages  vom  30.  Hin  (überhaupt,  alao  nicht  bloß  in 
Strdtiglteiten  mit  der  Pforte),  aoweit  es  dieUmstinde  peetatten,  immer  beror  de  mm 
Kriege  sclireiten,  die  guten  Dienste  einer  befri'undeten  Maclit  in  Anspruch  nehmen 
mögen.  Dieser  W  an  Beb  besitzt  lediglich  moralische  Bedeutung  und  den  Wm  ricbüg»  Er- 
kenntnie  der  Aufgaben  der  inteniationalen  Oemeimobift.  Der  Grandgedanke  dieeee  WonaoheB 
iat  indenen  nidit  ohne  prakliMhe  Bedeutung  geblieben,  n.  s.  vOmebmUch  in  dem  Sinne,  daß 
die  anfi^pboteue  Vermittlung  von  den  Streitteilen  anfrenommen  wurde,  m  z.  B.  im  Jahre  ISfUl 
nach  der  Schlacht  bei  Kuniggrätz  (Vermittlung  Is'apoloous  III),  1867  iii  der  Luxemburger 
Angelegenheit  «Vermittlung  Rußlands),  lb69  io  den  KonfUitte  Griechenlands  und  der  Türkei 
(Vermitdun;;  Preußens,  Konferenz  in  Paris  am  9.  Januar  t80f)t;  im  deutsch-französischen 
Kriege  von  IbTU/'l  bot  England  seine  guten  Dienste  an,  die  von  Frankreich  abgelehnt 
wordoi,  ibw  aadi  Ton  PreuAen  nicht  angenommen  worden  wirea.  —  In  der  Berliner  Geaecal* 
akte  1885  verpflichtetfn  h  dv-  Sig;iiatannachte,  ihre  guten  Dienste  /.or  wirklichen 
Keotraliaierong  des  konvenUouelleu  Kongobeck<»s  zu  leiateo,  wenn  ein  Staat,  der  dort  Uohcits- 
rechte  besitzt,  in  Krieg  gcrit  Anfier  diesem  pflicbtmifiifen  Anerbieten  Icennt  die 
Kuiigoakte  auch  dius  p  fl  i  ciitmäß  i  f^e  Anrufen  der  f^utcu  Dienste,  wenn  die  Sipnat^irinäclite 
bezüglich  oder  innerhalb  des  Kongobeckeus  in  Konflikt  geraten :  in  solchen  Fällen  haben  sie 
die  gat<m  INemta  eln«r  befindeten  ünskt  in  Ansprach  zu  nehmen. 

S)  Dagefen  liegt  der  Cliarakter  der  beiden  oben  angeführten  internationalen  Akte  (ab- 
geaehen  von  dem  im  33.  Protokoll  anageeproohenen  bloßen  „Wonach")  darin,  daß  die  dort 
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Der  Fortschritt,  der  sich  in  dem  FA  \  zogen  hat,  liegt  darin,  daß  inner- 
halb eines  auf  die  Weiterbildung  des  Völkerrechts  gerichteten  Kollektivakts 
dei-  Mfichte  bezüf^licli  einer  politisch  heiklen  Materie  die  hier  inaßwebenden 
juristiischen  Erwägungen  wenigstens  eine  neue  Phase  der  Entwickhinj?  und 
Anerkennung  zurückgelegt  haben,  die  in  weiterer  Entwicklung  ^ur  iör milchen 
Anerkennimg  poaitiTrechtlicher  Pflichten  führen  durften. 

IV.  Das  FA  nntemheidet  a)  das  Anrufen  der  guten  Dienste  oder  d^ 

\'ennitthmg  einer  befreundeten  Macht  oder  mehrerer  befreundeter  Machte 

(Kollektivmediation)  und  b)  das  Anerbieten  der  o:uten  Dienste  oder  der 
VerniittluQg  seitens  einer  (neutralen)  Macht  oder  mehrerer  Mächte  aus  eigenem 
Antrieb. 

ad  a)  Die  Signatai'mächte  haben  sich  zum  Anrufen  der  Yermittlimg 
verpflichtet^  soweit  dies  die  Umstände  gestatten  werden  Die  Erf&llong  der 
Pflicht  ist  also  durchaus  abhängig  von  dem  souTeräneu  Ermessen  der  Be- 

teili*^en2),  Diese  Konstruktion  des  Institut?:  ist  übrigens  nicht  bedeutungslos, 
weil  die  auf  kollektiver  Anerkennung]^  der  Mächte  beruhende  bedingte  Pflicht 
immerhin  ein  gewisses  Maß  motivierender  Kraft  fiir  die  WillensentschiQsse  der 
M üichte  besitzt,  die  an  jenem  KoUektiirakte  betdligt  sind.  Für  die  Annahme 
dnr  Umstandädansel  sprechen  Übrige  auch  TSlkerpqrcfaologische  nnd  indi- 
tddnalpqrchologische  Momente:  die  Abneigung  der  iStaaten  fremde  Intervention 
anzurufen  und  die  damit  zuaammenhAngende  Besorgnis,  sich  zu  demfltigen  oder 
zu  achftdi^en. 

Eine  Pflicht  der  angerufenen  Macht  zur  Annahme  der  Vermittlung  wurde 
nidit  g«BehalBBn*). 

ad  b)  Das  Anwbieten  der  Vermittlung  adtens  der  Neutralen  wird  in 

in  Art.  2  FA  lediglich  für  nützlich  erklärt.  Eine  Rechtspflicht  der  Neu- 
tralen ist  somit  nicht  anerkannt  worden:  dagegen  wurde  das  Recht  der  Neu - 
ti'alen  auch  im  Falle  des  Ausbruchs  der  Feindseligkeiten  und  während  des 
Ganges  derselben  ausdrücklich  anerkannt  Übrigens  ist  diese  Funktion  der 
Neutralen  davon  abhängig,  daß  sich  die  Umstände  hiefftr  eignen. 

Die  Annahme  des  Anerbietens  steht  frei  Durch  Einzelvertrag  kann 
Übrigens  die  Pflicht  zur  Annahme  stipuliert  sein,  so  z.  B.  in  dem  Vertrage 
zwischen  Spanien  und  Columbia  vom  '2S.  April  1S94  Art  1  ffir  Streitigkeiten, 
die  sich  der  Schiedssprechung  entziehen. 

Oonuicrtc  Pflidit  .inf  das  engst«  uit  dem  abgegrenzten  Ge(;enBtand  jener  Akte  and  wichtigen 
politischen  und  kulturellen  Interessen  /nKimmenliütiKt;  rlcr  riri«fr  Vi'rtnijj  liänf^t  mit  j«^npn 
wCiH;ntlic)i  politis«;licn  MomCDtGQ  zusaumicu,  die  in  ihrer  iic^uuitheit  die  »og.  orieuUüische 
Frage  bilden,  und  die  Borfiner  Omieralakte  dient  der  siriUsatoriiohen  Miadon  der  earopUacbea 
M&chtc  im  KonK^'liccken.  So  erklärt  es  sich,  daß  die  Pflicht  mr  Anrufung  und  zum  An- 
erbieten der  guten  Dienste  und  der  VormittlaDg,  wie  sie  in  jenen  iutcmstional^  Akten  an> 
«ilmuit  ist,  in  dem  FA  vidbt  »eMeebtbin  Avbuüime  gefanden  hat.  ^ 

11  Diese  KInustl  enthält  betcauntüeh  scliun  das*  Pariser  Protokoll  v.  .T.  1856,  dagegen 
nicht  die  Kongoaktc.  Vgl.  in  letzterer  Uicbtung  die  Auef&braogen  von  Bourgeois  CJ  de 
la  paix  lY,  100.        2»  Vgl.  im  ganzen  Henrer  HFK  I,  108  IT. 

3)  Sic  kann  durch  Einzelrortrag  stipniiert  B«n,  so  z.  B.  in  dem  Freundschnfts-,  Haadde- 
und  Scbiffabrtsrertrag  xwiaeben  Fraokreidi  and  Korea  vom  i,  Juni        Art  1  u.  2. 
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Die  prekftre  BedeutuDg  des  Anerbietens  wurzelt  sweifellos  gleichfalls  in 

psychologischen  Momenten  und  Suszeptibilitftten  der  anbietenden  und  ablehnenden 
Macht.  Darum  sucht  das  FA  die  Neutralen  gfigeti  den  Vorwuif  der  Unfreund- 
lichkeit zu  schützen'). 

V.  Bezüglich  der  Wirkung  der  Annahme  der  VerDiitthiiii?  wiirc  es 
logisch  und  politisch  konsequent,  alle  kriegvorbereitenden  Handlungen  m 
▼erbieten^ 

VI.  Aufgabe  des  Vermittto  ist  es,  eine  ausgleichende  Tätigkeit 

«wischen  den  Streitteilen  zu  entwickeln. 

Da  die  Streitteile  bezü^rlich  der  Annahme  der  Vermittlung  wie  auch 
gegenüber  der  ausgleicbeudeu  Tätigkeit  des  Vermittler«  und  den  von  ihm  vor- 
geschlagenen Mitteln  der  Verständigung  volle  Freiheit  ihrer  endgültigen  Ent- 
sohliefiung  behalten,  so  kann  das  Ergebnis  der  Vermittlnng  immer  nur  die 
Bedeutung  eines  Rats  und  nicht  die  einer  Entscheidung  haben. 

Die  Erfolglosigkeit  der  Vermittlung  ist  festsustellen;  diese  Vorschrift 
ist  zweckmSßi?:,  weil  dip  Beendigung  der  Vpimif tlun^  mfig^licherweise  der  An- 
fanjj;  des  Krieges  wird.  —  Ist  die  Vermittlung  von  ErfolE^.  so  wird  das 
Ergebnis  der  Verhandlungen  in  einem  Vertrage  (Mediationsakte)  fest- 
gestellt*}. 

Vn.  Der  Inhalt  der  Hediationsakte  ist  verschieden,  je  nachdem  die  Vermitt- 
lung vor  dem  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  von  Erfolg  war,  oder  die  Mitwir- 
kung einer  dritten  oder  mehrerer  Mächte  oder  der  Mäclite  auf  eitiein  Kongjeß 
zur  Beendigung  der  Feindseligkeiten  geführt  hat.  In  beiden  FiiUen  sind  es  die, 
Streitteile,  die  durch  einen  rechtlich  maßgebenden  Akt  ihren  auf  definitive 
Erledigung  des  Streitfalls  gerichteten  Willen  bekunden:  im  ersten  Falle  kommt 
es  au  einer  Erledigung  des  Streites,  welche  sonst  (an&er  dem  Falle  der  Ver- 
mittlnng) durch  die  eigenen  Verhandlungen  der  Parteien  herbelgdtthrt  wird: 

n  Art.  3  Abs.  3  sagt:  „Die  Ausübung  dicae»  Rechts  kann  niemals  von  einem  der 
Streitcoden  Teile  als  unfreundliche  Handlung  angesehen  wcrdcu."  Mögen  aadi  imoMsrhin  im 
einzelnen  Falle  der  Souverün  und  die  Uegierung  des  ablchncmlon  Staats  die  gute  Absicht 
de«  Neutraion  nicht  verkennen,  so  ist  doch  in  solchen  Fällen  auch  mit  einem  v61kcri«ychO' 
logiaeben  Momant  wa  ledmcD«  der  Stimmang  mid  der  OftentKdMii  Heiiiiiiig  dm  Votk««. 
Art.  3  Abs.  3  berQcksichtigt  offcnpirhtlich  vorwiegend  individualpsyrholng^tnche  Momente  auf 
Seite  der  deo  Staat  repräsoBtiorcadeo  Individuen.  —  Die  Ablehnung  des  AoerbieteBs  kann 
Mlbetventittdlleh  «oeh  nidtt  ab  da  tiBfreoDdHdMr  Akt  angeBdien  werden.  Bat  FA  eodiilt 

aber  darüber  keim-  Restinimunfi;. 

2)  Art.  7  bestimmt  aber;  .Die  Annahme  der  Ycrmittlang  kaan  oobcacbadet  auderwetter 
Vereinbanmg  nicht  die  Wirkung  haben,  die  HobUnadrang  vod  andere  den  Krief  vorbe- 
reitende Maßnahmen  zu  unterbrechen,  zu  verzögern  oder  zu  hemmen.  Erfolgt  die  Vermittlung 
erat  nach  Eröffnung  der  Feindsoligkeiten,  so  werden  von  ihr,  unbeschadet  anderweiter  Ver* 
einbamng,  die  im  Gange  bcfindliehen  militärischen  Unternehmungen  nicht  unterbrochen." 

■Vi  Zumeist  übernimmt  der  Vermittler  durch  seine  Unterschrift  auch  die  Garantie  für 
die  ErfQlluuK  dos  Vertragsinhalts.  Eine  Veipflichtung  zur  Übeniahmc  diT  Garantie  licjrt  aber 
io  der  Funktion  der  Vermittlung  nicht.  —  Der  Vermittler  ist  nicht  berechtigt,  die  ErlüllLUig 
▼OD  Beatimmanjsen,  die  auf  seinen  Voieeblag  io  den  Vertiag  aafgenummen  wurden,  zu  for- 
dern. S  <  rrbiN  It  7  T^.  Frankreich  um  Art.  5  des  Prager  Friedens  vom  Jabro  1806  kein  Uedi^ 
die  VolkiMibätimmnng  in  Nordschleswig  zu  fordern. 
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AnerkeniiuiiK,  Verzicht,  Vergleich;  im  letsteren  Fall  erfolgt  die  Erledipiiig 
durch  Abschluß  (]*'s  Fi  iedensvertrftgfs. 

§  153.  Die  bos»)iidere  Vorinif tlunu;  (iiuMliatioii  sppffalc).  Auf  Antrag 
des  amerikani:»cheü  Bevolhiiächtigten  Holls  wurde  die  iiaager  Kuitfereiiz  ver- 
anlafit,  ein  neues  Mittel  ftiedlicher  Beilegung  eines  Streites  in  Erwägung 
zu  ziehen,  das  auf  einer  weiteren  Verwertnng  vermittelnder  Mitwirkung  dritter 
Staaten  beruht  und  den  Zweck  hat^  in  dem  kritischen  Zeitpunkt  des  Streites')» 
da  d(M'  Bruch  zwischen  den  Streitteilnn  unheilbar  m  s^in  scheint,  doch  noch 
ein  letztt's  Mittel  zur  Erhaltuns:  des  Friedens  niclii  unversucht  zu  lasst-n,  Es 
ist  dies  die  besondere  Vermittlung,  deren  Anwendung  in  folgender  Form 
empfohlen  wird^X 

Die  Anweuduug  des  Mittels  ist  dem  freien  Ermessen  der  Strcittciio  anhdiDgc^cbcn; 
in  dieser  Richtung  ist  auf  Umstände,  weiche  die  Anwendung  gestatten,  aodi  noch 
ausdrOcklich  (Art.  S  Abs.  1)  hingewiesen;  ferner  ist  die  Anwendung  für  cinste.  den  Frieden 
geflUirdende  StreitigkeitM  in  Anssiclit  genommen.  Während  in  den  normalen  Fälic-n  der  Vcr- 
mittiung  die  Beziehungen  der  Strcitteik-  noch  ein  Einverständnis  iiboi  die  Wald  lu-:'w  Hio 
Annahme  eines  Vermittlers  zulasäou,  wird  bei  der  besonderen  Vormitiiung  von  jenem  Stadium 
der  8«cbe  tmgtuuagva,  in  welcbem  ein  eoldiea  EänvefBtindoiK  nicht  mehr  in  ensieIeD  itt,  «bcf 
die  Annahme  einer  Vermittlung  doch  noch  nicht  schlechthin  .nusr;cerhlt)s»cn  ist. 

Entscheiden  sich  die  Stroitteile,  für  die  besondere  Vermittlung,  so  stellen  sie  während 
der  Dauer  des  Auftrags,  dte  nabeaebadet  anderweitar  Abt«de  eine  Piiat  tod  dreiflfir  TSagen 
nicht  fibci-^fhiciton  darf,  jedes  unmitttlbare  Beiioliaien  niior  den  Streit  ein,  der  iih  aii^- 
achließlich  den  vermittelnden  Hiditeu  übertragen  gilt.  Aufgabe  der  vermittelnden  Mächte 
ist  AB,  .alle Bemdbiingen  aofenwenden,  um  die  Streitfrage  tn  erledigen*^  (Art  8  Abs.  S 
FA).  Da  es  sich  auch  diesem  Institute  gcgeoQber  mr  um  eine  eigenartige  Form  der  Mit- 
wirkung dritter  Staaten  im  Sinne  der  Vermittlung  handeln  kann,  so  bedeutet  natüriidi 
jene  Erledigung  nicht  selbst  eine  Entscheidung,-  vielmehr  ist  die  Erledigung  der  Streitsache 
im  jaristischen  Sinne  auch  hier  Sache  der  endgültigen  Wülenttentscheidung  der  Streitteile. 
Das  fifio  Krnieesen  der  Streitteile  kann  aber  auch  schon  vor  der  Beendigung  der  Bemühungen 
der  vennitteinden  Staaten  zur  Geltung  kommen:  entweder  findet  eine  8|)ontaue  Einigung  der 
Stfeitteile  atatt  oder  ea  kommt  com  Brodi  und  snr  Anwendong  der  nilittriadien  Haditmititel 
-  eine  Möglichkeit,  die  ja  schon  in  Fällen  der  pewöhnlirhen  Vermittlung  nicht  ausgcfihlo'iscn 
ist.  Für  diesen  Fall  sagt  aber  das  FA  Art.  b  Abs.  4,  „daU  die  vermittelnden  Mächte  mit  der 
gemebwamen  Aufgabe  betraut  bleiben,  jede  Gelegenheit  ni  benntzto,  um  den  FHeden  wieder 
beBnstcllen." 

§  154.  3.  Das  fSchiedswesen^».  I.  Der  Mangel  einer  über  den  Staaten 
stehenden  richterlichen  AntoriUit  und  Zwangsgewalt  schließt  nicht  überliaui»t 

Ii  Holls  tCJ  de  la  paix  IV,  lOö  sq.i  motivierte  seinen  Antrag  mit  dem  Iliuwct;)  auf 
die  Analogie  der  Lage  des  Streites  mit  jener  Lage  von  privaten  Ebrenhlndcln,  wo  man  seine 
Sekundanten  oder  Zentren  schickt.  Der  Zeuge  genießt  das  Vertrauen  seines  Freunde.«,  dessen 
Interessen  er  bis  zur  schlieUliehen  Entscheidung  wahrnimmt.  FrQher  konnte  man  drohen: 
noch  eittcii  Sdititt  weiter  tmd  wir  baben  den  Krieg.  Noiiraehr  sott  ee  beUSen:  noch  dncn 
Schritt  weiter  und  wir  bestellen  nnwre  Seknndnnten ;  da!-  ist  dann  ein  ritinuitnni  ohne 
Agressivcbaiukter,  eine  Form  des  diplomatischen  Verkehrs,  wo  sonst  die  Beziehungen  ab- 
gebrochen wurden. 

2)  Bei  eriistjen,  den  PMeden  gefährdenden  Streitfragen,  wählt  jeder  der  im  Streite  bc- 
findlicben  Staaten  eine  Macht,  die  er  mit  dem  Auftrage  betraut,  in  nnmittolbarc  Verbindung 
mit  der  von  der  anderen  Seite  gewählten  Macht  zu  treten,  um  den  Brach  der  friedlichen  Be- 
adumgen  zu  verhQten. 

3i  V.  Rulmerincq  HRL  s.  v.  '"Schiedsspruch  und  IIH  IV,  30  ff..  Ltieder  IUI  IV, 
211  ff.;  Meurer,  Völken-cchtliche  Schiedsgerichte  ISOO;  Kouard  de  Card,  L'arbitrage  in- 


f  IM. 


Das  SoUedeweaett. 


«41 


jede r ich ter  1  iclieEntseheidung von interaationalen  StreitOllen  ans.  Eine 
solcbe  jet  Tielmehi'  mOglieh  und  zu  allen  Zeiten  in  der  Gestalt  des  Schieds- 
spruchs von  den  Völkern  verwertet  worden.  Der  Schiedsvertrag,  durch 
den  sich  die  Streitteile  gegenseitig  verpflichten,  den  Streitfall  vor  ein  Schieds- 
gericht (Schiedsrichter,  schiedsgerichtliche  Kommission j  zu  bringen  und  sich 
dem  Sdiiedsspruch  an  nnterwetfen'),  ist  der  dem  Völkerrecht  als  autonomen 
Becht  nnabhingiger  Staaten  entsprechende  Weg,  einen  Streitfall  in  friedliclier 
Weise  durch  Prozeß  und  Urteil  zu  rechtlicher  Entscheidung  zu 
bringen.  De,r\\  ert  dieses  Mittels  wurde  schon  im  Altertum  und  im  Mittelalter 
erkannt.  In  der  neuesten  Zeit  hat  der  Wert  dieses  Mittels  den  Gedanken  obli- 
gatorischer Anwendun^g  des  Schiedsspruchs  in  den  Vordergrund  der  publi- 
zistischen und  wiaaenschafUiehen  Diskussion  in  Friedensgesellscbaiten,  geleluten 
Vffieinigungenf  interparlamentarisch«!  Konferenzen  n.  a.  w.  gerttekt  Dabei 
wurde  vielfach  die  Wirksamkeit  dieses  Mittels  übei-schätzt :  man  träumte  von 
einem  alle  Tölkerkonliikt«  lösenden  Völkertribunal^j  und  wollte  in  der  intf^v- 
nationalen  Schiedssprechung  das  ahsolnte  Mittel  der  Erhaltung  des  i-riedens 
erblicken').    Die  mächtigste  Fiirderunt^  dei-  Scliiedsn^erichtsidee  durch  einen 

tenuKtonal  1877;  Derselbe  Lea  dcatiitCes  de  larbitragc  intcmational  depuis  la  scntcnce 
randDe  ptr  le  THbonal  de  Oandv«  1893:  nrit  Bückaieht  anf  die  «vatare  Schrift  vgl.  R  IX, 

455  sq. ;  Descauips,  Die  Organisation  eines  internationalen  Schiedsgericht.'-  (übers,  von 
Fried);  Kamarovsky,  Ja>  Tribuna]  intci-natkiaal K IX,  264  sq.;  dazu  K  XIX,  229.  Rolin- 
JaqucDiyns,  De  Tarbitragc  comme  moyea  d'MCOmoder  ies  dlffCranoeB  entre  nations  18S3; 
de  Laveleye,  De«  causcs  aetuclles  de  gaßnta  en  Earopeet  de  l'arbitrago  1S73:  Lnoas,  De 
la  aubfititution  de  laibitrafjo  K  I.i  voll-  des  amie«  ponr  Ip  r^glement  des  conflil«  intprnstionanx 
(ä6ane^  et  trüveaux  de  lauidemie  de»  mui.  et  pul.  XXX,  415  sq.;  Pieiaatuui.  Gli  ar- 
bimti  istainazIOlMli  1S72;  Pradier-Fod^r^,  La  que»tiou  de  l'Alabania  1872;  W.  B.  Law- 
rence,  Note  pour  scrvir  k  l'histoirc  des  arbitragea  intern.  R  VI,  117  sq.;  Pasqnalf  Fioro 
R  XXX,  1  sq.;  M6riDghac,  De  Tarbitrago  iotem.  1S95}  Bessoo,  L'arbitr.  intern,  et  la 
cocUfic  da  dr.  deefem  ISfiS;  d'Avrfl,  De  PaiUtr.  intom.  18SS;  Walmigtre,  De  farbitnf» 
intern.  1S9S;  T  i  2:Uiido,  De  la  claasc  compromissnire  et  de«  trait^s  d'arbitr.  pcrm.  dans  le 
dr.  intenu  modcrue  lb^9;  Moore,  Uistoiy  and  Digest  of  tbe  arbitratious  to  which  the  U. 
S.  had  been  a  party  6  Binde  (16VS);  Darby,  iBtern.  arbitration  1904  |4.  Ausg.);  Dumas, 
Le«  sanctions  de  l'arbitrago  intern.  1905;  l'olitis  KG  IX,  2il2,  4iKi,  X  69;  Streit  R 
XXXIV,  24;  Ueffter-Gcffcken  §§  4S8-49S;  F.  v.  Martens  II,  45S  ff.;  Rivier,  Lehrb. 
S64  ff.;  Derselbe,  Principes  II,  166  sq.;  Dcspagnet,  Coure  669sq.;  Gareis  $  7S: 
V.  Llazt  §  38;  Oppenheim  IL  15  sq  ;  Bonfils- Fauchi  II  c  -  Grab,  495  ff  —  T.afon- 
tainp,  Ilistoire  souiinnire  et  clironolo^iquf  do«  arbitrag^es  intcrnationaiix  ( IT'.U-  l'.nM))  R 
XX.XiV  349,  bb\  623;  ilubbarü,  La  Justice  iutera.  1903  ff.;  De  LüiJi  adcllc  et  l'uiitis, 
Beeneil  des  aibttiagas  fotemationaox  I  (1798-1856)  1905.  —  Meurer  HFK  L  166 ff.;  Holls, 
Tbe  peace  Conference  nt  thc  TTague  (1900);  F.  v.  Martens,  La  oonf^reoce  de  U  peil  k  it 
Uaye  (1900);  M^ringbac,  La  Conference  internaüoaale  de  la  paix  (190U). 

t|  Art  15  PA  spricht  iBeeett  Gedanken  dahin  ans,  dafi  hier  Streitigktiten  dar  Staatn 
durch  Richter  ihrer  Wahl  auf  Gruud  ic  i  Achtung  vor  dem  Recht  erledigt  trerdeo. 

2)  ä.  dagegen  liippold.  Die  Fortbildaag  u.  s.  w.  l&ä  ff. 

8t  Eine  niditige  Anregung  fand  das  biteresse  für  die  vorliegende  Frage  in  dem  am 
14.  September  1S72  in  Genf  in  der  Alabama- .SnKclfKt'idipit  ergangenen  Scliiedsspruch.  Vgl. 
Gcffcken,  Die  Alabama-Frage  (1S72J:  Kivier,  ßibl.  univ.  et  rev.  Suiase  (Lansaone  li)72): 
Die  Materialien  des  Alabama-Faltes  e.  in:  Tbe  case  of  the  United  States  to  be  laid  before 
l)ie  Tribunal  of  arbitratiou  to  be  coiueiiod  at  Gcneva  etc.  Washington,  Government  prin- 
ting  offwe,  1871.  Ein  TollsOndiges  Bild  der  f  ortacbritte  der  Idee  der  «chiedsgericbUicben  Bau 
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Kollektivakt  der  Mächte  vollzog  ü\eh  in  dem  Haager  Friedensabkommen  vom 
29.  Juli  1^09.  In  diesem  Koüektivakt  ist  positivrechtltrh  normiert  worden, 
was  konform  richtigen  jurislisciien  Anschauungen,  dem  Wesen  der  Siache  und 
einer  unabweislichen  Beschrftnlcung  aof  das  derzeit  Erreichbare  in  dieser 
Kardinalfrage  des  VSlkerrechta  als  Friedensordniiiig  der  zivilisierten  Völker 
von  den  H&chten  angestrebt  werden  konnte.  Der  dnreli  das  FA  geschaffene 
Rechtszustanrl  bildet  den  vorläufigen  Abschluß  dieser  Materie.  In  der  Praxis 
haben  sicli  i-ücken  in  den  Bestininiun^ren  des  FA  gezeigt,  so  voi-  iilleni  be- 
züglich der  Vorschriften  über  das  Verfahren,  auf  deren  Beseitigung  die 
Aufmerlcsamkeit  in  den  letzten  Sessionen  des  Instituts  f&r  internationales  Becht 
(in  Edinbai^  and  Gent)  gelenkt  wurde. 

Jene  Lttcken  worden  durch  die  Besehlllsse  der  H  K  1907  inzwischen 
ausgefüllt;  ferner  wurden  anderweite  Verbe.sserungen  (so  namentlich  bezüglich 
des  friiheien  Art.  24  jetzt  V>  FA  l»etr  die  Zusammensetzung  des  Schieds- 
gerichts) vorgenommen,  Bestimmungen  (.Art.  53.  54)  über  da.s  Znstandekommen 
des  im  Einzelfalle  abzuschließenden  Schiedsvertrags  und  ein  summarisches 
Sehiedsrer&hren  nea  eingeführt 

II  Fttr  die  Normierung  des  Schiedswesens  sind  vor  allem  die  Grenzen 
der  Anwendbarkeit  des  Schiedsverfahrens  von  Wichtigkeit  IKe  herrschende 
Meinung  beachrftnkt  die  Schiedsspreehnng  auf  rechtliche  Streitfälle; 
politische  Streitigkeiten  wären  daher  von  vornherein  auszuscheiden ').  Richtiger 
dOrfte  es  sein,  zu  sag:en,  daß  politische  Konflikte  in  der  Regel  der  Schieds- 
sprechung  entzogen  siud  (s.  oben  S.  432).  Tatsächlich  findet  die  Schieds> 
sprechnng  Anwendung  anf  Konflikte^  die  als  „Rechtsstreitigkeiten"  dne  Entp 
sßheidang  nach  Bechtssätzen  zulassen;  zumeist  sind  dies  Streitigkeiten,  die  auf 
widersprechender  Auslegung  von  YertrAgen,  auf  Verletzungen  von  vermögens- 
rechtlichen Interessen,  auf  Ersatzansprüchen  und  Verletzungen  der  Xenti  alitat^ 
Grenzverletzuugeu,  Verletzungen  der  (iebietshoheit  u.  dgl.  bei  nhen.  Dagegen 
ist  es  nicht  zutreffend,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  auf  geringfügige  Streit- 
sachen beschrinken  zu  wollen,  da  tatsächlich  Streitfälle  von  grOfiter  Bedeutung 
sehiedsriehteriiche  Erledigung  gefunden  haben  ^.  IMe  hemcbende  Anschauung, 
daB  das  Schiedswesen  sich  vorzugsweise  für  die  Erledigung  von  Rechtsstreitig- 
keiten eifntet,  Ii.  ^,-^1  ;inch  dem  hier  maRfrehenden  Art.  3S  FA  zncrninde,  ohne 
daß  jedöch  des.seu  Wortlaut  im  Sinne  einer  absoluten  Schranke  dtv  "Grundsatz- 
liehen  Anwendbarkeit  des  Schiedswesens  interpretiert  werden  müßte.  Dagegen 


■chodang  von  VSlkentmtifliketIm  in  der  fiffentUcfaen  Meinung,  in  den  RewhlQneD  der  Parla- 
mente, in  den  Kefwilutionen  von  Korporationen,  in  der  Praxis  der  Staaten  ti.  ü.  w.  in  dem 
Zeitraum  von  lü'i  hin  1892  bietet  Rouard  de  Card  in  der  oben  zit.  bchhft  Lcs  destioSes 
«IC  (1872K  Audi  du  Imtitat  iOr  iirtMiMtioiuke  Beebt  hat  «ich  ntt  der  Fr^e  beMhUtlgt 
Vgl.  Annuaire  I,  126Bq.;  R  VI,  4SI  sq.  Neonteos  die  ente  Semmlung  von  deLapradelle 
et  Poiitie. 

1)  FOr  dte  AoMldunuig^  des  Gebiets  der  SdilcdBeprechung  Nys,  R  XVII;  H^ringhae 

RG  1903,  p.  S03;  Kolben,  Wahrheit  und  Klarheit  Aber  dieHFlaagcr  Friedcnskonf.  (1900). 
Ebenso  2iippold,  Die  Fortbildung  u.  s.  w.  les  fr.  Vgl,  aach  meine  Abb.  im  Jabrb.  d.  öff . 
R  I,  Mft.        2)  Bichttg  Nippold,  Die  Portbildung  u.  s.  w.  142  ff. 
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standen  die  Yeiiiaiidlangeti  der  H  E  1907<)  Uber  die  EinfQbrnn^  der  obli- 
gater ischen  Schiedssprechnng  durch  «mea  nniversellen  Vertrag  (Weltsdiieds- 
vertrag)  in  engster  Beziehung  zu  den  rechtlichen  Streitfällen 2), 

III.  1.  Die  rechtliche  Grundlage  für  die  Entscheidung  eines  Streitfalles 
dnrch  Schiedsspruch  ist  der  Schiedsvertrag  (compromissum).  Durch  diesen 
Vertrag  verpflichten  sich  die  Streiiieile,  den  konkreten  Streitfall  der  Ent- 
scheidung durch  frei  gewählte  Schiedsrichter  zu  unterziehen.  Abgesehen 
Ton  den  durch  das  neueste  Recht  g^eschaffenen  Normen  Uber  das 
Schiedswesen  und  insbesondere  den  Abschluß  des  Schiedsvertrags  und  dessen 
Inhalt.  entliRlt  ein  derartit^er  Vertrag  (seiner  allgemeinen  Natur  nach)  die  Be- 
zeichnung des  Gegenstandes,  der  Ansiiriiclie  der  Streitteile  und  die  Kegeln 
über  das  YeriahreD.  Enthält  der  Vertrag  auch  die  materiellrecht liehen 
Normen,  die  der  Schiedsrichtw  anzuwenden  hat'),  so  liegt  eine  arbitratio  vor; 
ist  es  dag^n  dem  Schiedsrichter  ttbertaasen,  die  rechtlichen  Grundsätze  selbst 
zu  bestimmen^  so  hat  der  Spruch  die  Bedeutung  eines  arUtrium. 

2.  In  neuerer  Zeit  wird  vieliach  in  Handels»  und  Schüfahrtsverträgen, 

Postverträs^en,  Konsularvei trappen  u  s.  w.  die  soqf.  kompromissarische 
Klausel  aufgenommen;  die  Kontrahenten  verpflichten  sich  von  vorn  Ii  et  ein, 
die  Entscheidung  von  Streitigkeiten,  die  aus  der  Auslegung  oder  Anwendung 
des  Vortrages  eitstehen  könnten^),  durch  ein  Schiedsgericht  herbeffahren  su 
wollen.  Es  gehören  hierher  die  yon  Italien,  Belgien,  der  Schweix  und  anderen 
Staaten  (neuestens  auch  vom  Deutschen  Reich)  u.  s.  w.  abgeschlossenen  Handels- 
verträge und  Verträge  anderei-  Art;  von  Kollektivverträgen  kommen  in  Be- 
tracht der  PostvereinsvertrHfi:^  I.  die  Brüsseler  Antisklavereiakte  (2.  Juli  1890), 
der  Vertrag  über  den  Kisenbahnfrachtverkehr. 

3-  Einige  Staaten  haben  in  neuester  Zeit  (insbesondere  seit  I8ä2)  die 
Schiedsklausel  Terallgemeiuert,  indem  sie  in  betreffenden  Yertrftgen  sich  ver- 
pflichteten, Streitigkeiten  im  allgemeinen  und  schlechthin  oder  bedingt,  wenn 
nämlich  weder  die  Ehre  noch  die  Unabhängigkeit  des  Staates  in  Frage  steht, 
dem  Urteile  von  Schiedsrichtern  zu  unterstellen.  Es  sind  dies  die  sog;,  all- 
gemeinen oder  permanenten  Schiedsverträge  (trait6s  d'arbitrage  per- 
lt Der  von  der  Koiumission  an/i^noinnieiie  Text  fQr  ein  ob  ligaturische«  Schiedsgericht 
spricht  von  „Streitigkeiten  juristischer  Natur^  insbesondere  solchen  die  sich  auf  die 
Auslegung  und  Anwendung  von  Verträgen,  und  auf  Gcldforderungcu  fQr  Schadenersatz  be- 
deben.  —  Über  die  Verhandlungen  siehe  Fried,  Sie  xwdte  HK  3»  ff. 

2)  Der  Abschluß  oincs  innverBellen  Abkommens  wurde  ab^rdf hnt :  in  der  Schlußakte 
vom  Ii».  Okt.  1907  wurde  jedoch  neben  der  grundsätzlichen  Anerkcniumg  der  ubligatorischeii 
Sdti«dMpteciiBiig  eridlrt.  daß  gewün  Straitig^keiten,  insbesondere  solche  fibcr  die  Auslegnng 
ntid  Anwendunic:  intcmntionalor  Vertn!?e,  f;ooignct  sind,  der  obiigatorisoheii  8cbledaa|}raGfaimg 
ohne  jede  Einschränkung  unterworfen  zu  werden. 

S>  Im  AlabanuhlUl  «iidgttn  lidi  die  Btraittdle  Ober  dtel  Grondaltie  (eog.  Wueblag* 
tonor  Kegeln),  welche  da*  Scfafedageridil  «anwenden  bette.  8.  den  Wortbrnt  bei  Fleiecb- 
mann  95. 

4)  Von  Menrer  „Veitrlffe  mit  beechrSnkter  Sebiedsgeridittklanflel'*  gemnnt;  HPK  70  ff. 
mtliilt  eine  Aufzählung  dieser  Verträge. 

5)  Neaeetene  in  der  Faaeang  vom  26.  Mai  1906  (RGBl.  v.  1907,  &  &98|. 
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manent).  Die  AbaeblieSangr  soleher  VertrSge  begann  bei  den  Staaten  Ifittel- 

amerikas  und  fand  seit  den  letzten  Deiennien  des  vorigen  Jahrhunderts  auch 
bei  europäischen  Staaten  Anklang.  Dabei  liandelt  es  sich  aber  mit  einer 
einzigen  Ausnahme  (holländiJ?ch'i)ortngie.sische,  Krkläi  ung^  vom  5.  Juli  1804)  nra 
Verti'äge  europäischer  und  nichteuropäiäcber  Staaten,  von  denen  der  italieuii»ch- 
argentiniBche  Vertrag  vom  23.  Juli  1898  Beachtung  verdient  und  namentlich 
in  den  Verliandlniigen  der  HK  1800  verwertet  worde>). 

Eine  nene  Anregung  wnrde  dieser  Bewegung  durch  die  Verhaadlongen 
und  Ergebnisse  der  HK  1899  gegeben;  hier  trat  der  im  russischen  Entwurf 
verwertete  Gedanke  der  Einführung  der  obligatorischen  und  stän- 
digen Sch ied&sprechung  durch  einen  Kollektivakt  (allgemeines 
Abkommen)  der  Mächte  so  sehr  in  den  Vordergrund,  datt  geradezu  das 
Schidcsal  der  ganeen  Friedensakthm  mit  der  Annahme  beiw.  Znrfldcwdnuig 
dieses  Gedankens  verknBpft  war.  Die  obligatorisehe  Sehiedsspreehung  war 
für  „Fragen  zweiter  Ordnung  gedacht,  die  nur  t^elten  xnm  Krieg  fuhren,  aber 
die  fönten  Bezielnnict^n  stören  und  eine  Atmosphäre  des  Mißtrauens  and  der 
Feindseligkeit  scljaü'en,  in  weh-lier  ein  Zufall  den  Ausbruch  des  Krieges  herbei- 
fllhren  kann"  Indessen,  die  im  ganzen  gewiß  sachgemäß  eingeleitete  Weiter- 
bildung der  sehOB  vorhandenen  vOikerrechtlicheik  Übung  scheiterte  an  dem 
insbesondere  seitens  Deutschlands  erhobenen  Bedenken:  die  auf  diesem  Oebiete 
bis  jetzt  gemachten  Erfahrungen  seien  nicht  von  der  Art,  daß  sie  schon  hente 
gestatten,  sich  zu  Gunsten  der  obligatorischen  SchiedssprechiniL:  durch  ein 
allgemeines  Abkommen  auszusprechen.  Wurde  nun  (regenüber  diesem 
Bedenken  und  aus  Kücksichten  für  die  Sicherung  der  ganzen  Aktion  0  von 
dem  russischen  Projekt  abgegangen«  so  bedeutete  dies  doch  nicht  einen  Ver- 
zicht auf  die  Betonung  des  Werts  der  obligatorischen  Sehiedsspreehung.  Man 
einigte  sidi  auf  die  Annahme  des  Art  19  (j^t  Art.  40)  F  A,  durch  den,  ab- 
gesehen von  den  bereits  abgeschlossenen  allgemeinen  oder  besonderen  Ver- 
trägen mit  Schiedsklauseln,  der  AbschliiJi  neuer  Verträge  dieser  Art 
einfach  vorbehalten  wird.  Damit  war  der  Weiterbildung  des  inter- 
nationaloi  Scbiedswesens  durch  einen  Koll^ttrakt  dar  lüchte  eine  nicht  su 
unterschätnende  Anregung  gegeben. 

Seit  dem  Inkrafttreten  der  Hasger  BeschUsse  ist  das  obligatorisehe  Prinzip 
in  Einzel  Verträgen  verwertet»  wobei  aus  naheliegenden  Gründen  die  Wirk- 
samkeit betreffender  Verträge  zunächst  auf  eine  kurze  Frist  (fünf  Jahie»  be- 
schränkt wurde.  In  di^spr  an  Art.  19  F  A  1S99  sich  anschlieBenden  Bewegung 
wurde  das  Vorgehen  J^ugiauds  und  Frankreichs  maßgebend.  Das  am 
14.  Oktober  1903  in  London  unteneichnete  Abkommen  mit  allgemeiner 
Schiedsklausel  und  entsprechenden  Vorbehalten  bildet  den  „AnCuig  einer 

1)  Siehe  Monrer  HVK  I  «fi. 

2)  Note  explicativc  xum  ru»8i8chcn  Entwurf.  Siehe  M eurer  FA  I  16b ff.  Vgl.  auch 
Zorn,  DratMhe  Rmidtehaii  ISOQ^  i09  ff. 

3»  Es  handelte  rieh  um  die  Siebennis  dCB  Ph^Ib  der  ErridittMg  etnes  etlndigeii 
Schiedshofs. 
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mächtigen  Bewegung  auf  dem  Gebiete  des  SchietUwesens"  <)•  Nach  diesem 
Vorbilde  wurden  eeither  sahlräeiie  EiiaelTertrflge  abgescUoBseii»). 

In  den  Verbandlangen  der  HK  1907')  lag  es  nahe,  bei  der  Revisioii 

des  Art.  16  FA  fj*^tzt  Art         auf  r^iV  'seinprzeit  ans  diesem  ArtiM 

von  dem  russischen  Kiitwurf  ffezogeiieu  Konsequenzen  zurückzu^irifen  und 
die  Frage  der  Einführung  der  obligatoriäclien  Öchiedssprechung  durch  einen 
aniTerseOea  Vertrag  zu  erörtern.  Die  allgemeine  Disposition  Ar  das  Obliga^ 
toriam  liei}  auf  die  Annahme  eines  nniTersellen  Vertrags  scbliefien.  Seitens 
des  deutschen  Delegierten  wnrde  im  Prinzip  der  Gedanke  der  obligatorischen 
ScInVdssprechimp  mit  »•«•oßer  WfimiH  anerkannt,  andererseits  aber  auf  den 
Unterschied  hingewiesen,  der  zwisclien  Kinzeherträgen  mit  allg-enieiner  Schieds- 
klausel und  einem  universellen  Vertrag  dieser  Art  bestehe;  in  einem  solchen 
Vertrage  sei  die  allgemeine  SchiedsUansel  zn  allgemein  nnd  elastisch  nnd 
infolge  dessen  unanndimbar.  CSs  erflbrige  daher  nur,  den  Art  16  FA  1809 
aufrecht  zu  erhalten "').  Infolge  dieser  ablehnenden  Stellung-  Deutschlands  zu 
dem  von  der  Majorität  vertretenfTt  universellen  System  und  df«j  Festhaltens 
an  der  Forderung  der  Einstimmigkeit  der  Konferenzbeüchlüsse  scheiterte  die 
Annahme  des  Xommissionsentworfs  über  die  Regelung  der  obligatorischen 
Sebiedsgerichtsbarkeit  in  einem  nniTersellen  Vertrage.  Dagegen  wnrde  mit 
Stimmeneinheit  in  der  Schlußakte  das  Prinzip  der  obligatorischen  Schieds- 
sprechnnis:  anerkannt  nnd  erklärt,  Jaß  gewisse  Streitij^-keiteu  faus  der  Ausleg-unj^ 
und  Anwendung  von  Verträfren)  (;:eei2"net  sind,  ohne  Vorbehalte  der  obli- 
gatorischen Schiedssprechun^?  unterworfen  zu  werden. 

IV.  Nach  heutigem  Hecht  im  der  Unterschied  von  freiem  (besonderem) 
Schiedsgericht  nnd  dem  aufOrnnd  der  Bestimmungen  des  FA  ge- 
bildeten Schiedsgericht  (sog;  st&ndigen  Schiedsgericht)  festzuhalten. 

Das  F  A  hat  den  Strcitteilen  die  Freiheit  offen  gelassen,  auf  dem  ersten  bisher 
übliclicii  W^g^e  oder  dem  nunmehr  gebotenen  zweiten  Wege  die  schiedsrichter- 
liche Entsclieidung  zu  veranlassen. 

Nach  Art.  12  ist  der  ständige  Sehiedsliol  nn  H;iag  für  alle  Schiedslaüe 
zuständig,  sofern  nicht  zwischen  den  Parteien  über  die  Einsetzung  eines 
besonderen  Schiedsgerichts  Einverstindnis  besteht.  Das  besondere 
Sehiedsgerieht  bildet  sonach  fortan  die  Ausnahme. 

1.  Entscheiden  sich  die  Parteien  für  das  besondere  Schiedsgericht, 
so  können  sie  nach  bisheriger  Übung  einen  Staat  (dessen  Begierung),  einen 

1)  Vgl.  M  eurer  HFK  I,  208. 

2)  Siehe  Hearer  UFK  I,  20S.  Doutsdilaiid  hat  mit  Eoglaad  <11.  Juli  1904)  und  mitdou 
Tereinlgtein  Stuten  <23.  Not.  1904»  soldie  Veitrige  abgewiiloeeen. 

3)  Siehe  Fried,  Die  zweite  HK  3!)  ff 

4)  Art  10  nu&  Entw.  erkläitej  daß  die  SchiedMpredtuüg  fOr  alle  Sigoatarmicbte  (in 
folj^dcn  FSlIcD)  sowett  es  äch  nidit  am  die  LebeniBtaMMB  ote  die  itaatttcAe  Um  d«r 
Y^rtragBmficbte  handelt,  notwendig  ipfliebtaiißig»  obllfatoriaeh)  aei-  Folge  dann  die 

LiBte  dor  Stroitfälle. 

b]  Siehe  die  Ausführungen  de^  dcutschcu  Del.  Frh.  v.  Marschall  bei  Fried  a  a.  0. 
41  bis  45  und  die  Rede  in  der  Plenarsitzung  der  I.  Kommission  61  ff.;  ferner  die ZoiunnMa- 
Ummg  der  dentadien  AiKoment«  in  dem  WelAbncb  tUier  die  HK  1907,  8.  9  ff. 
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Soaverän,  das  Oberhaupt  einer  Bepoblik,  ein  OerichtakoUegiam,  dne  juriatisehe 
Fakultät  oder  einen  Privatmann  wählen.  Das  Scliiedsgericlit  kann  auch  so 
bestellt  werden,  daß  die  Streitteile  durch  BevollrTiachtiijte.  die  ilire  8taats- 
angehörigeu  sind,  vertreten  werden:  sog.  schiedsrichterliche  Kommis- 
sionen. —  Die  rechtliche  Grundlage  der  Berufung  zum  Schiedsamt  ist  der 
Yertrag  dar  Streitteile  mit  dem  Schiedsrichter — receptam  arbitri wodurch 
dieser  sich  rerpflichtet,  das  ihm  angebotene  Amt  zu  flbemehmen  und  dem 
Inlialte  des  Schiedsvertrages  gemäß  in  der  Sache  einen  Schiedsspruch  zu  fUllen> 
2.  Die  Entscheidung  der  Streitteile  für  die  schiedsrichterliche  Erledigrnn? 
des  Streitfalles  begebet  oft  Schwierigkeiten:  aus  Ei  wiig^ungen  der  Ehre  will 
keine  liegieruug  vor  der  anderen  sich  entscliüeßen  und  den  ersteu  Schritt 
unternehmen.  Dagegen  läßt  sieh  nicht  bestreiten,  dafi  ^e  stftndige  Ein- 
richtung, welche  den  Zweck  hat,  dem  offenbar  vorhandenen  Bedürftais  nach 
einer  leichter  zugänglichen  Justiz  zu  dienen,  auf  Seite  der  Mächte  die  Neigung 
zu  friedlicht-r  Austrasrunir  ihrer  Streitigkeiten  durch  rechtliche  Entscheidung 
wesentlich  zu  steigern  geeip^net  ist.  So  gelangte  die  H  K  zui-  Oiganisation 
des  ständigen  Schiedshols,  u.  z.  im  Sinne  voller  Wahrung  des  Prinzips 
der  Souverftnettt  der  einzehnen  Staaten:  der  stftndige  Schiedshof  ist 
nicht  obligatorisch  (Art.  42).  Das  F  A  sucht  aber  die  Motive,  die  schon 
mit  der  Existenz  dieser  ständigen  Einrichtung  gegeben  sind,  noch  durch  eine 
weitere  Einrieb ti in p;;  die  Erinneru  ngspflicht  der  Neutralen,  intensiver 
zu  g'e^italten.  i  H  n  praktischen  Wert  dieser  Kiuri(dituti<r  suchte  man  dadurch 
zu  erhöhen,  daü  man  (wie  bei  der  Vermittelung)  die  hrlciarung  beigefügt  hat, 
daß  die  Erinnern  ug  (rappel)  einen  in  dem  höheren  Interesse  des  Friedens 
erteilten  Bat  bedeute  und  immer  nur  als  Bet&tiguug  guter  Dienste  angesehen 
werden  könne'). 

Der  ständige  Schiedshof,  Tour  permanente  d'arbi trage,  ist  kein  (i  e rieht; 
das  Schiedscrericht.  'i'ribnnal  d'arhitrage.  wiid  vielmehr  erst  im  Rahmen  jener 
ständigen  i^jUuicuLuufj  von  Fall  zu  Fall  gebildet.  Beides  ist  daher  genau 
attsdnanderznhalten  ^. 

Das  Wesen  des  Schiedshöfe  kann  daMu  bezeidinet  werden,  daB  im  Haag — 

1 1  Diese  Bestimmungen  des  Art.  27  PA  1S91«  wurden  in  don  jetzigen  Art.  48  bei- 
hi'halten  and  dnreh  den  Zusatz  (Abs.  3)  ergänzt:  „Im  Falle  eines  Streites  swischcn  zwei 
Mäcliten  kann  stets  eine  jode  von  ihnen  an  i'  t-  'ntcrnadonalc  Bureau  eine  Note  richten, 
worin  «io  erklärt,  dafi  sie  bereit  sei,  den  Streitlaii  einer  ächicdsuiprochuug  zu  unterbreiten. 
Da«  Bnma  bat  die  EricISnuig  sogleich  cur  Kenntnis  der  anderen  Hadit  zu  bringen.'^  Die 
Atifnahmp  diese«  Zusätze?»  in  dns  FA  hängt  mit  der  Erfniining  zusaniinen,  daR  die  Stmttrilr 
sich  oft  schwer  zu  gemeinsamem  Handeln  ontachiicüen.  Die  neue  Be-stimmung  erleichtert 
ihnen  den  EotsehluJ}.  eine  friedlicbe  Bdlegvqg  den  Stnitos  aainbalmen,  durcb  die  MO|{lleli* 
keit,  eine  betreffeiide  Erkttnuff  dmdi  Vermittliiiifir  des  Internationalen  Boieam  dem  Gegner 
«ikomineo  zu  lassen. 

2)  Die  dem  PA  zagninde  Uofiende  OrgaidsattMi  der  fransen  Einriditung  entspricht 

dtuL'Iiaus  den  mit  der  Natur  der  iuternaiionalen  Gemeinschaft  und  der  Suuvcrünetät  ilin  r 
Mitglieder  gegebenen  Konaequenzeu.  Juristi^cb  steht  dos  im  Rahmen  des  stindigen  äcbteda- 
hofs  gebildete  ScbledigferidiC  dem  freien  Schiedsgericht  Tollkommcm  gleidi;  sein  jnriadiktio- 
nellcs  Itceht  beruht  lediglich  auf  der  Autorität  der  Stroitteile,  durch  deren  autoiunnun  Willenap 
akt  —  den  ächiedsvertrag  —  es  aar  rechtlichen  £riedigang  der  Sadie  berofen  wird. 
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Am  Sitze  dm  Schiedshöfe,  besw.  bei  dem  mit  dem  Sekretariat  betrauten  „in- 
ternationalen Bnrean"  eine  Liste  derjenigen  Personen  niedergelegt  ist, 

die  von  den  Signatarmächten  benannt  und  bereit  sind,  ein  Schiedsricbteramt 
zn  übernehmen')  fArt.  44).  Die  .so  benaiuiten  Personen  sollen  unter  dem 
Titel  von  Mitgliedern  des  Schiedsliots  in  jene  Liste  ein  getragen  werden. 

Die  Bildung  des  Öchiedsgerichts  erfolgt  aj  durch  unmittelbare  Ver- 
ständigung der  Parteien,  indem  aie  das  Schiedsriehteramt  einen  einzigen  oder 
mehreren  Schiedsrichtem  ttbertragen,  die  von  ihnen  nack  Belieben  ernannt 
oder  von  ihnen  unter  den  Mitgliedmn  des  ständige  Schiedshofes  gewählt 
wenien;  h)  in  Ermangeluiitr  einer  solchen  ViM  ständigung  wird  in  der  iin  Art.  IT) 
Abs.  3  bis  6  angegebenen  Weise  verfahren  (Art.  55).  —  Die  iiits'lieiler  des 
Schiedshofs  genießen  während  der  Ausübung  ihrer  richterlichen  Kuukiiun  O 
und  auflerhalb  ihres  Heimatlandes  die  diplomatisdien  Vomehte  nnd  Befrnungen 
(Art  46).  Da  die  Einräumung  dieser  Beehte  der  Sicherung  freier  Auslbang 
des  Richteramtes  dient,  so  wird  der  Zeitpunkt  des  Genusses  jener  Rechte 
mit  dem  Beginn  der  sdiiedsrichterlielieii  Tätigkeit  zusammenfallen,  niclit  mit 
dem  Zeitpunkt  der  Ernennung  oder  der  nach  Art  46  Abs  1  erfolgenden  Mit- 
teilung der  vollzogenen  Bildung  des  Sch  iedsgerichts')  an  das  »Bureau". 
Ffir  den  Zusammentritt  nndsohinden  Beginn  der  Tätigkeit  des  Schieds- 
gerichts ist  die  den  Parteien  Torbefaaltene  Feststellung  des  Tages  Mt- 
scheidend.  —  Das  Schiedsgericht  bat  rei^el mäßig')  seinen  Sitz  im  Haag.  Ab- 
gesehen von  dem  Falle  hßherer  Gewalt  darf  der  Sitz  vom  Schied.'^^erichte  nur 
mit  Zustimmung:  dei  Pai  teien  verlegt  werden.  —  Die  mit  der  ganzen  Ein- 
richtung verbundenen  Verwaltungsgeschäfte  (An.  43i  besorgt  das  schon 
oben  erwähnte  internationale  Bnreat;  es  steht  unter  der  Leitung  und 
Au&icht  des  ständigen  Verwaltungsrats,  hat  also  nicht  die  Bedeutung 
einer  selbständigen  Stelle.  Der  ständige  Terwaltungsrat  besteht  aus  den  im 
Haag  bep-lanbigten  diplomatischen  Vertretern  der  Signatarmächte  nnd  dem 
niederländisclieu  Minister  der  auswärtigen  Augelegeubeiten  als  \  or.sil/endeu 
(Art.  49  FA).-^) 

V.  Du  die  Bildung  de»  Schiedsgerichts  im  Rahmen  de»  ständigen  Schiedshof« 
jedesmal  für  dvn  t  inzolTicn  Streitfall  erfolgen  mnß,  so  ergt  lu  n  sich  in  der  Pra.xts  Scliwiprig- 
keiten,  die  iii^be^udere  eine  leiclite  Zuganglichkeit  des  iiendit«  vermissen  lassen.   Ein  An- 

i!  Zu  den  Elementen  der  GesaiDtoi]saiiiBatiflii  des  Schiedshofs  gebfirt  aUenUngs 
der  Verwaliungsrat  Art.  4i»  KA. 

2)  Nicht  d«a  MitfUedeni  des  Schiedshof  als  solchen,  soodeni  als  enrlhltOD  Schieds- 
richtern. 

3)  Die  BilduDg  des  Schiedsgerichts  ist  vollzogen  mit  dor  Wahl  der  Scluedsricbtcr  und 
der  Beetelltiag  des  ObmsiiiiB. 

> «  Wenn  die  PwteieD  nleht  etwas  andefw  bcstimiiit  beben  Art  SO  Aha.  1>  vkL  mit 
Act  43  Abs.  1. 

5)  Die  sobordfaiievte  StelloD^  des  nBereso«'  gegenüber  dem  «VerwsltnnKsnif  und  der 

Inhalt  der  dem  letzteren  zugewiesenen  Funktionen  läüt  diese  beiden  Eiiirielitun^Mii  funncll 
als  eine  einheitliche  £inriditung  erscheinen.  £rwij{t  mm  (eroor  die  Bedeutung  der  Be- 
eetaiDfr  des  Yerwaltnogarsts  mit  diplomatisehen  Veroetiem  der  Sifcmitsnidiclite,  so  tritt^  un» 
nndi  hier  der  durchgreifende  Gesichtspunkt  der  Wahnrag  der  SÖnTetfDetSt  der  Mitglieder 
der  internationalen  Gemeinschaft  deutlich  entgegen. 
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mg  des  DovdaiB«rilEuiiMhmi  Del«t:i«iteD  (in  der  HK  IMT)  «of  Enlebttio|;  «ims  stlndifreii 

internationalen  Sc  h i c<lsporich tslm f  s.  wurde  altseitipr  pfm^ti^T  anfpcnommen ').  ja  nach 
der  Mcinnung  der  dcnt«chco  Regierung  sollte  die  Gkricbtung  dieses  ständigen  Gerichts  die 
Haupuufgabe  der  KoDferans  sein.*)  Ben  Wert  einer  Bolchen  Einriehtnnf  erkannte 
bfsoiulcre  darin,  daß  das  Ocriclit  mit  {^csolinltcn  Juristen,  die  sich  ihrer  richterlichen  Vor- 
autwortlicbkeit  bewußt  »eien,  bceetxt  werden  könne  i  aullerdem  könne  oio  so  tiesetzte»  atin- 
digoB  Gericht  in  wiriceainer  Weiae  fftr  die  Fortbildonf  des  YOlkerrechta  und  «ine  echte  intsT' 
nalionalo  Rechtsprechung  tätig  wcidra.  Die  Vorlage  fiber  diesen  Gegenstand  bat  indessen 
zum  Ab-ifhluC  eines  Vertrages  niclit  ^effibrt,  weil  man  fich  über  die  Zuwimmfupmuni;  de» 
Gericiits  nicht  einigen  konnte.  Dagcgcu  hat  die  Koufcrcuz  in  dem  iu  dci  öchlaßakte  ge- 
loflerten  Wunsche  den  Mächten  empfohlen,  den  auf  der  Vorlage  bcnihaid^  Kntwurf  ansn- 
nebmen,  sobald  eine  Verständigung  über  die  Organisation  herbeigefOhrt  sein  wflrde.  *) 

§  155.  Forlsotzimjr.  Das  Schiedsgericht  Ii  <•  Ii  o  Verfnliron.'l  T.  Bis 
zum  lukralttieteH  des  Jb  A  war  in  den  einzelnen  Seluedslall^iii  lür  das  Schieds- 
verfahren eine  Reibe  von  Grundsätzen  zur  Anwendung  gekommen,  die  sich 
durch  die  Praxis  der  Staaten  ausgebildet  hatten.  Je  zahlreicher  die  FAIle 
sdiiedsgerichtlicher  Entscheidung  in  der  Neuzeit  Warden,  desto  mehr  machte 
sich  der  Maii<j:el  einer  positivrechtlichen  Regelung  des  Verfahrens  fühlbar. 
Der  SchafFmiE^  eines  derartigen  Regrlements  durch  Kollektivakt  der  Mächte 
wurde  durch  den  von  Goldschmidt  verfaßten  Kntwiuf  des  liistiiuis  für 
internationales  Recht  vorgearbeitet,  Mit  Zugrundelegung  dieses  Entwurfes 
schnfeu  die  Haager  Konferenzen  eine  SchiedsprozeOordnnng  in  den  Art  30  biB 
67  derzeit  51  bis  85  FA.  Dem  Charakter  der  ganzen  Materie  and  dem  Stand- 
punkte der  Si^natarmachte  entsprechend  sind  die  in  dem  FA  normierten  pro- 
zessualen Grundsätze  und  Regeln  nur  subsidiär  g:eltendes  Recht:  die  Frei- 
heit der  Ötreitteiie,  m  dem  Schiedsverträge  besondere  Prozeßregeln  für  den  zu 
entscheidenden  Fall  zu  stipulieren,  ist  gewahrt  worden  (Art.  51).  Kar  dann, 
wenn  ein  Sonvalln  oder  ein  anderes  Staatsobwbaapt  zum  Schiedsrichter  ge* 
wählt  ist,  wird  das  Schiedsverfahren  von  diesem  geregelt  (Art  56).  —  Die 
Prozeßvoi-schriften  des  FA  sind  auch  auf  FäUe  des  besonderen  Schiedsgerichts 
anwendbar. 

ir.  Die  rechtliche  Grundlage  des  Yerfalirens  ist  anrh  in  Fällen  des 
Schiedsabkomraens,  welches  künftige  Streitfälle  der  i>chicdsspreclning  untei^ 
wirft»  eine  besondere  Urkunde:  der  Schiedsvertrag  (Kompromiß)  (Art.  52 
FAX  da  ja  der  betreffende  Vertrag,  in  welchem  die  schiedsgerichtliehe  Ent- 
scheidnng  für  bestimmte  Katej^orien  von  eventuellen  Streitfällen  in  Aussicht 
genommen  ist,  noch  keine  Willenskundgebung  der  Parteien  in  der  Richtung 
bekundet,  daß  der  konkrete  Streitfall  auch  wirklich  schipdsg:erichtlicher 
Entscheidung  unterzogen  werden  soll.    Dagegen  hat  ein  aus  Anlaß  eines 


1)  Nur  der  bclginhc  Dol^eite  betonte  die  freie  Richterwahl  als  daa  Wesen  der 
8chieds.sprcchung.  Allein,  dio^f^  nene  (Tcrirht  i<oll  jn  neben  dem  vorhandenen  Schiedahof 
in  Funktion  treten;  die  Waiil  bleibt  nach  wie  vur  frei. 

21  Siehe  die  Terfaandlimgeft  bti  Fried,  Die  zweite  HK,  9$  ff. 

3)  Siebe  den  &itwnif  cbiea  Abkommens  im  deutacfaen  WeiSbneh  über  die  HK  1907, 
S.  194. 

4i  Sehe  Mearer  HPK  Ij  2Stlt.  u.  Deteen  Befctontwrede  44  If.;  Deeeen  »VSIkenr. 
ficbfedi«."  »ff.        S)  Annnalre  l,  US  sq. 
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bereits  ausgebiochenen  Konflikts  abgeBcUlossener  Vertrag  in  der  Kegel  zugleich 
die  Bedeutung  jener  besonderen  Urkunde,  die  Art  52  FA  ins  Auge  fal^t^  o\h 
woU  es  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  die  Formulierang  des  Inhalts  dieser 

Kompromißurkunde  einem  besonderen  Schriftstück  vorbehalten  wird. 

Der  an  die  ätclle  des  Art.  ;;l  o-etretf-m-  Art  32  nuniiiert  den  Inhalt  des  Kompromisac* 
viel  umfasacnder:  die  Urkunde  muß  nämlich  den  ätreitgcgeastand,  die  Frist  für  die  l!lrncnnung 
der  Sobiedwichter,  die  Form,  die  Reihenfolge  und  4Üe  FHiten  IQr  die  in  Art  63  vorffe- 
ftchencn  Mitteilungen  sowie  dii-«  Höhe  des  von  jeder  Partei  als  KoptcnvorschtiB  zu  hintcr- 
legeadeu  Betrag  bestimmeo.  (iegebooen  Falles  bestimmt  diese  Urkunde  auch  die  Art  der 
Ernennonfr  derScbiedBrlchter,  alle  etwaigeB  besondeieii  Befagntee  des  Sehiedageriohte,  desaen 
Sitz,  die  Spruclic,  deren  es  sich  Iiedioiieii  ^v'ird,  uiu1  die  Sprachen,  deren  Ocbrauch  vor  ihm 
gestattet  sein  soll,  sowie  überhaupt  alle  Puukte,  woräber  sich  die  Parteien  geeinigt  haben. 
I>er  «asdr&cklidio  HinweSs  auf  „alle  etwaigen  besonderen  Befugnisse  desScIiiedB- 
gerichts'"  lenkt  die  Aufmcrksauikeit  der  Parteien  auf  jene  Schwierigkeiten,  die  sieh  im 
einzelnen  Falle  aus  der  Anwendung  des  Grundsatzes  dea  Art.  73  (idontisdi  mit  Art.  4S  FA 
18!H(|  ergeben  k<innten.  Nadi  diesem  Grundisatze  ist  das  Schiedsgericht  befugt,  seine  Zu- 
stäiidigkcit  zu  bestimmen.  Eine  sorgfältige  Formulierung  der  Befugnisse  des  SchiedsgeriohtS 
wird  jener  Gefahr  für  das  M;hiedsgerichtlichc  Verfahren  vorbeugen,  die  dann  hervortritt,  wenn 
eine  i'artei  mit  der  Auslegung  des  Vertrags  durch  da»  Schiedsgericht  nicht  einverstanden  ist 

Die  HK  1907  sudite  aber  noch  durch  besondere  Bestininningen  das  sichei«  Zustande* 
kommen  eines  Kompromisse«^  zu  fördern.  .Art.  5H  FA  t1>07  nnnnicrr  nümlieh  die  Zustän- 
digkeit des  ständigen  ächied»hufs  für  die  Feststellung  des  Kompromisses 
fOr  den  Fall,  wenn  die  Parteien  darin  «Mg  sind,  ibm  die  Festatdlung  des  Kompranisscs  su 
flberlassen-,  femer  ist  der  Schiedshof  auf  Antrag  auch  nur  einer  derPnrteien  zu.'*tlliiditc, 
wenn  sovor  eine  Verständigung  vergeblieh  versucht  worden  ist  und  es  sich  um  einen  der 
zwei  in  Alt  58  Abs.  3  bsaddmeten  StreitfiUle  bandelt 

Nach  Art.  83  FA  können  sich  die  Parteien  im  Schiedsyertrag  vor- 
behalten, die  Nachprttfking  (Revision)  des  Schiedsspruchs  zu  beantragen;  gleich* 
/eiti?  ist  die  Frist  ZU  stipulieren,  innerhalb  deren  der  Nachprüfungsantrag 

gestellt  werden  soll. 

III.  Die  Parteien  liabeu  das  Hecht,  bei  dem  Schiedsgerichte  Delegierte  oder  Agenten 
zu  bestellen^  die  xwiseben  ihnen  und  dem  Sebiedsgericfat  als  HittelapeisO'nen  sn  fungieren 

haben.  Sie  können  femer  mit  der  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  und  IntevettMn  TOr  dem 
Schiedsgerichte  Rcrhtshei!>tändp  oder  Anwüite  betrauen. 

IV.  Das  iSi  iiiedsN  erfahren  gliedert  sich  regelmäßig  in  das  Vorverfahren 
und  die  Verhandlung. 

1.  Das  Vorverfahren  umfaßt  die  Aktenproduktion.  Die  einschlägigen  Bestim- 
mnnpcn  der  .\n.  f!",  n  j,  V'  V\  dienen  ntifrcnscheinlich  dem  Streben,  eine  inn^'fK  hst  er- 
schöpfende Grundlage  für  eine  sacligemäUe  Kutschoidung  zu  schaffen.  Schiedflgericht  und 
Partelen  sind  In  der  Lage,  für  d«i  aiateriellen  ProzeDaweck  znsanmen  sn  wirken.  Die  Folgen 
des  passiven  Verhaltens  der  Parteien  tmgen  dicw^  j^elbat. 

2.  Die  Verhandln  n  i.\it,  ciJff.i  l»est(  lit  in  den  mündlichen  Vortragen  der  Parteien; 
sie  ist  nur  djuin  öffentlich,  wenn  unter  Zusütmuung  der  Parteien  ein  betreffender  Beschluß 
ogcht.  Cber  den  Oang  und  Inhalt  der  Verhandlung  wird  ein  I'rotokoll  von  Sekretären, 
die  der  Vorsitzende  rniennt,  nnf^'em  mmen.  Nur  dieM^>  Protokoll  hat  öffentliche  Beweiskraft. 
—  Die  Agenten  und  die  Kcchtsboistände  sind  berechtigt,  mündlich  alle  licchtsbchelfe  vor- 
anbringen, die  rie  sur  Verteidigung  ihrer  Sadie  fDr  nflizlidi  halten;  aie  haben  auch  das  Recht, 
Einreden  und  dnen  Z  henstret  t  /ii  erliehi  n.  I>arOber  ergehende  Entwheidungen 
sind  endgültig  und  schlicUcn  jede  weitere  Krörterung  aus.  —  Den  Zwecken  der  Beweisauf« 
aufnähme  dient  usbesondere  das  Recht  der  Mitglieder  des  Oeriehta«  an  die  Parteien  Fragen 
au  stellen  und  von  ihnen  Aufklimngsn  so  verlangen.  Die  Fragen  und  Bemerkungen  der 

V)ta«aa,  VOlkamokt  2S 


460 


Achtes  Buch.   Die  iotorn.  ^Streitigkeiten  u.  deren  Erledigung  etc. 


§  156. 


SoUlediricIiter  find  jedoch  ohne  pr&judindle  Bedentosf;  fOr  dat  Gericht  —  Dlo  Verb  an  d- 
\ung  wird  durch  den  Vorsitzenden  förmlich  jtreschlos8cn. 

V.  r>ic  Beratung  des  Schicdagcricht»  ist  stet»  gcfaeilD  (Art.  78  FA).  Die  Entschei- 
dung ergeht  iiuih  der  Mehrheit  der  .Mitglieder  des  Gerichts.  —  Der  Scbicds* 
Spruch  ist  schriftlich  auszufertigen  und  mit  Gründen  vw  v^rv-ehen.  —  Die  Bekannt« 
mschnng  des  Schicflsspruchs  crfol^'t  dunli  Vor!osii  iiir  in  nfft^ntltohcr  Sitr.nn^. 

VI.  Der  Bcbicdssprudi  gilt  im  prozeßrecbtiichen  Sinne  als  definitive  Entscheidung 
(und  Eriedignng)  der  Sache;  er  kann  nvr  angefoebten  weiden,  wenn  die  AnfeditbarkeH  im 
Schicdsvcrtnigp  in  Ansticht  {jonnrnmcn  tind  für  eine  Berufungsinptnnr  pfesorgt  ist.  \n<  h  dorn 
FA  Art.  81  ist  die  Berufung  gegen  den  gehörig  verkündeten  und  den  Parteien  zugestellten 
Hdüedflspnieh  ao«geieblo»en.  T>agegen  kftnnen  laA  die  Parteien  im  SchiedMvertnige  vor- 
behalten, die  Niic'hprflfung  (Rovisinn)  dos  Poliicilsfjcrlchtb  zu  hoantr.ii^i'ii  (Art  '^'i  Ali?,  l 
FA).  —  Der  Hevisionsantrag  iat  unbeschadet  audorweitcr  Vereinbarung  bei  dem 
Sdnedagerieltt»  aittnbringon,  das  den  Spruch  geflUlt  liat  Er  kion  nnr  auf  4fio  Ennittlung 
einer  neuen  Tatsache  gegründet  werden,  die  von  entscheidender  Bedeutung  ftr  den  Inhalt 
des  Spruches  gewesen  w5re  und  der  Partei,  welche  den  Antrag  stellt,  bei  Schluß  der  Ver- 
handlung nicht  bekannt  war.  —  Die  Eröffnung  des  Revisionsverfahrens  erfolgt  durch 
BeachlaO  dea  Silneil^gericbta,  in  dem  die  liebaapitete  Tataaebe  und  ihre  reditlidie  Bedeutung 
aacikannt  werden  muß. 

VIL  Die  Wirkung  des  Schiedsspruchs  beschränkt  sich  auf  die  streitenden  Par- 
teien. Benihi  der  Stroit  aaf  widerB|n«eb«nder  Aoalegong  einea  Vertnga»  an  dem  meb]«re 
Kontrahenten  hptpilig^t  sind,  so  haben  die  Streifteile  den  anderen  Kontrahenten  von  dem 
Schiedsverträge,  den  sie  geschlossen  haben,  Kenntnis  zu  geben;  diese  sind  beroclitigt.  sich 
an  der  Streitaaebe  va  beteiligen;  machen  «ie  Ton  dimem  Boehto  Gebnraeh,  so  ist  die  im 
Seliied?s;pruch  eiitlialtLMie  Aui^lcgniifj  .iiicli  für  f^ie  bindend  (Art-  S4i.  —  Jede  Partei  trä>^  ihre 
eigenen  Kosten  und  die  Kosten  des  Scbiedsgeriebta  zu  gleichen  Anteilen.  —  Die 
Voliatrecknnf  des  Sehiedatprueha  Itann  nur  anf  dem  darcb  die  Eigenart  dea  Vdlker. 
leohta  gegebenen  Wege  erfolgen.  Dem  Schiedsgericht  steht  natürlich  ki^ue  Zwangsgewalt 
zum  Zwecke  der  Vollstreckung  zu  Gebote.  Wird  die  in  dem  Spruche  formalisierte  Pflicht 
einer  Partei  nicht  erfüllt,  so  kann  die  Erfüllung  nur  durch  die  Zwangsgewalt  der  Gegen- 
partei bewirkt  wcnlcn:  die  Ntchtei-fülhm^  der  i'fiicht  kann  einen  cbbdb  belli  l>ildeii.  Die 
Pflicht,  »ich  di'ni  Sclnedsgericht  zu  fii^rei),  int  fll»ri>;ens  nitht  eine  unbedingte.  I/cidet  der 
Spruch  an  offenbaren  Mängeln,  hat  dits  ächiedsgcricht  die  Grenzen  seiner  Kompetenz  über- 
acbritten,  tet  der  Sprach  eraehllcbctt  oder  hat  mch  der  Schiedsrichter  der  Piivaiftatien  acfaaldig 
gemacht,  so  k^iT-  lii^  Nidlitrit  des  Kompromisses  behauptet  und  die  Erfullun;::  vt-r  rr  iL^ort 
werden.  —  Als  W  irkung  dea  Schiedaspruehes  ist  noch  das  Erlöschen  des  Komproniisot»  und 
de«  receptnm  arbltri  an  erwibnen.  BriQacihnngafrifaide  tSnd  ferner  die  eontnuria  voluntaa  der 
Streitteile,  die  anderweite  friedliche  Ansgleichmt^  der  Streitigkeit,  Eiutritt  der  UnfTdiigkeit 
dee  Schiedsrichter^  der  Tod  des  SdiiedsricfateFs  'i,  unter  Umständen  auch  der  Ablauf  des 
feeCiseaelztoD  Tennina  für  den  Znaammentritt  des  Schiedagerichta. 

§  156.  Abgeklinte«  Sehiedgrerfahren.  Art  86  bis  90  FA  t907  ent- 
halten Normen  über  die  schiedsrichterliche  Erledigung  kleinerer  StreitfUle, 

namentlich  solcliti  rein  technischer  Natur,  bei  denen  es  zweckmäßig  er- 
scheint, an  iStcllc  der  in  dci  Haag-er  Schiedsrichierliste  bezeichneten  Richter 
(Jumten  unrl  Diplomatenj  Fachmänner  mit  der  Entscheidung  zu  betrauen. 
Die  Bestimmungen  über  dieses  Verfahren  bezwecken  eine  raschere  und  billigere 
Erledigangr  der  Streitsache;  sie  8oll«i  Anwendung^  finden,  wenn  nicht  ab- 
weichende AlinKiciimi^r,.],  bestehe  nnd  unter  dem  Vorbehalte,  daß  die  nicht 
widersprechenden  Bestinimangen  des  3.  Kap.  des  FA  zur  Anwendung  kommen. 


II  Das  FA  aoigC  dagegen  im  Falle  dea  Todes  oder  des  ftficktritts  dnes  Mitglieds  des 
SeUedageridim  für  Bcaata  (Art  59). 
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§  157.  Obligatoiiflehe  Hehiedssprechung  bei  Hlntroibimg  von  Vertrags- 
seholden.  Die  HK  t907  hatte  ftaf  Antrag  des  nordamerikaniscben  Belferten 

den  der  sog.  Drago-Doktiin  zugrunde  liegentlrn  Gedanken  des  Ansscblnsses 
von  Opwallinitteln  bei  Eintreilinufr  vertragliclier  Sclmlden  gegenüber  einem 
Staate  in  Krwftgung  gezogen.  Üei-  Antrag  und  das  Abkommen  II  brachten 
jenen  Gedanken  in  modifizierter  Uestalt  zum  Ausdruck,  insofern  in  den  be- 
zeichneten Fällen  die  Anwendung  von  Waffengewalt  an  Bedingungen  geknapft 
wird;  systematiscb  geh<(rt  die  Frage  in  die  Lehre  von  der  Selbsthilfe,  insofern 
es  sich  primär  um  positivrechtliche  Heschränkuns:  der  Anvrendnng  von 
Waffengewalt  handelt.  Allein  die  in  Art.  I  \hs.  2  des  Abkomnu^ns  iiormierten 
Bedingungen  bring'eii  den  Gegenstand  in  eine  engere  Beziehung  /.um  öchieds- 
wesen.  Das  Verbot  der  Auwendung  von  Waffengewalt  findet  nämlich  keine 
Anwendung,  wenn  der  Sehnldnerstaat  ein  Anerbieten  schiedsrichterlicher  Er- 
ledignng  ablehnt  oder  unbeantwortet  l&ftt  oder  im  Falle  der  Annahme  den 
Abschluß  des  Schiedsvertrags  vereitelt  oder  nach  dem  Schiedsverfahren  dem 
Schiedssprüche  nicht  nachkommt.  —  Für  das  Verfahren  soll  der  Haager 
Schiedshof  kompetent  sein.  —  In  Erraangehiiif,''  liesDnderer  Abreden  entscdieidet 
der  Schiedsspruch  über  den  Grund  des  Anspruchs,  sowie  über  die  Zeit  und 
die  Art  der  Zahlung.  Das  Abkommen  dehert  sw^eUos  einen  billigen  Aus- 
gleich der  in  d^lei  Fftlien  icoUidierenden  Interessen  Schuldner-  and 
Gläubigerstaaten,  ohne  die  letzteren  gogonflber  doloaem  Verlialten  eines 
Schnldnerstaates  schutzlos  zu  lassen. 

§  158.  II.  Internjitlonale  I  ntersucliuneskommisNioiien.  I.  Es  liegt 
in  der  Natnr  mancher  reehllicheu  Knnflikte.  zwij^chen  Staaten,  daß  bei 
der  von  lieu  ^treitteilen  ernstlich  angestrebten  Erledigung  des  Sü^tfalles  auf 
diplomatischem  Wege  die  Notwendigheit  bezw.  ZweckmftiKgkeit  vorlftafiger 
Feststellung  des  Tatbestandes  und  der  ganzen  objektiven  Sachlage 
hervortritt.  Gewisse  Streitfölle,  so  z.  B.  Gren/streitigkeiten,  veranlassen  in  der 
Aegei  eine  B^eststelliin?  des  Sachverhalts  dnreli  Kommissare  ein  V()r£:an£!:, 
der  sich  in  der  völkerrt  «  Ii t lieben  Praxis  si  huii  seit  langem  eingebürgert  hat. 
Dagegen  liegt  es  hinwieder  in  der  Naiur  der  politischen  Konflikte, 
namentlich  dann,  wenn  die  Ehre  oder  wesentliche  Inti^essen  von  dem  Streitfälle 
berührt  werden,  daß  derlei  Feststellungen  weder  veranlaßt  noch  möglich  sind  '). 

U.  In  Anlehnung  an  die  bisherige  Prsxis  hat  die  Haager  Konferenz  *) 

n  Zweifelio«  steigert  in  den  dun  geeigneten  FIllM  Ae  Anfitniiing  dee  fluhreriialts 

d!e  von  xornlurfin  sdion  vorliandcno  Disposition  der  Stnftt^e  für  eine  fric^llidu'  Erledi- 
gung de«  Streitfalls;  außerdem  kann  das  auf  solchem  Wego  gewonnene  Resultat  eine  für  die 
rcfhtlicbe  Beurteilung  de».  Streitfalles  so  überzeugende  Bedeutung  besitzen,  daft  dl«  tnf  der 
einen  oder  atuU  rcti  Seite  noch  nieht  voilumdnie  Disposition  wa  rückhaltlosor  Ancrkennang 
anch  der  Rc<;ht»Iago  des  Fnücs  hervorgerufen  und  in  letrter  Reihe  eine  Wiilensentscheidmig 
der  Streitteile  aufj^ost  wird,  welche  die  friedliche  Eriediguug  des  StreitfaUla  bewirkt 
Diese  WMmng  kum  nnfehfieb  jene  kommiieBTisdie  PeststellnDK  an  eich  nicht  haben;  dieEr- 
^pbni5i?e  der  T'ntorsnchunp  bilden  mir  rvontuell  die  rJrandlagc  und  den  .\us^;iiif,'s|)iinkt  für 
die  durch  die  ätrcitteilc  nach  freiem  Kmiessen  sich  vollziehende  Erledigung  des  btrcitfalls. 

S)  Ober  die  Verfaandhmeai  ateheMenrerHFRI,  ISO  ff.;  Oppenheim  11,71?.;  Bolla, 
TbePeaceConfweneeSOBsq.;  Nippold,Dio  Fortbilditofra.s  w.  4i»2;  Fried,  Die  II.  HR  34fr. 
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die  internationalen  Untersnchnngskommissionen  als  beaonder«fl 
Rechtsinstitut  ausgebaut.  Art.  9  F  A  umschreibt  die  Angabe  solcher  Eom- 
miasionen:  Die  Streitteile  können')  solche  Kommissionen  einsetzen,  „soweit 
es  dit^  f'iiistände  ge^^tatten"  und  sie  beauftraf^eii,  die  Lösung  einer 
Sticiü^'ktit  /II  erleichtern,  indem  diese  durch  eine  unparteiische  und  ge- 
wisseuhäfte  Prüfung  der  Tatiragen  au%eklftrt  trird.  Die  Anwendung  dieses 
Mittels  beschiftnkt  sich  im  Sinne  des  oben  Gesagten  auf  Streitigkeiten,  die 
weder  die  Ehre  noch  wesentliche  Interessen  berühren  und  einer  verschiedenen 
Wflrdigung  der  Tatsachen  eiitsprinjjfen. 

Die  Einsetzung  einer  solchen  Kommission  beruht  allemal  auf 
einem  besonderen  Abkommen  der  Streitteile  (Art.  10  FA  1907)2). 

III.  Die  Bildung  der  Untersuchungskommissionen  (Art.  12—16) 
erfolgt^  sofern  nicht  die  Parteien  etwas  anderes  verabredet  haböi,  in  der  in 
den  Art  45,  57  FA  1907  bezeichneten  Weise >).  Tagt  die  KommiasuNi  im 
Haag,  80  besorgt  das  Internationale  Bureau  des  ständigen  Schiedshofes  die 
Bureaugeschäfte 

IV.  Verfahrpn.  Das  F  A  Art.  IT  empfiehlt  den  Parteien,  soweit  sie 
nicht  andereKegeln  iu  ihrem  Abkommen  angenommen  haben, zur 
Erleichterung  der  Tätigkeit  der  Kommissionen  eine  Reihe  von  Regeln  (Art.  1 8)  '•'). 

U  Art.  9  FA  craditet  die  Eiusctziing  solcher  Kommissionen  bloß  für  nQtzlich 
[Alt  9  FA  1907  für  uüLzlicli  und  wlnisclienswort).  Der  rassische  Vorschlag  wollte  eine 
Verpfliobtang  dnrcfa  die  Fomiel:  (Die  Madiu-i  „kommen  Qberein"  schaffen  u.  s.  ontcr 
BeifügBnj?  der  Ehren-  nnd  Interpssenklausel,  tsowio  der  UinstaiidsklauscI.  Kommission  und 
Koofei-cnz  konnten  sich  aber  nicht  entschließen,  diesen  jnnstisch  bedentsamen  Schritt  im  in- 
toraae  dee  Anabaaes  de»  ^titnta  sn  ton. 

2)  In  dein  Abkommen  sind  die  zn  untersuchenden  Tat=..nchen  anrupcbcn.  feraer  die 
Art  und  die  Frist,  in  denen  die  Kommission  gebildet  wird,  und  der  Umfang  der  Befugnisse 
der  Kommifliare  fBitnuteUeii.  Dar  nHaiaehe  VoneMaf  auf  der  Konferans  rvn  tSOT,  diB  die 
Kommis.sion  innerhalb  zweier  Wiulien  nacli  dem  Ereig^nissc  dt«  Zwischenfall!^  ^rebildet 
werden  soU,  wurde  (trotz  seiner  olfenbareo  Nützlichkeit)  abgelehnt.  Jenes  Abkommen  be- 
atammt  femer  den  Sitx  der  KomminBiOD  ood  die  Befugnis,  rie  zd  veitegon,  die  Spnulie  d«r 
Verhandlungen  und  die  Sprachen,  deren  (iebrasjch  vor  ihr  gestattet  sein  soll,  den  Tag,  bis 
zn  dem  jede  Partei  ilne  Darstellung  dt«  Sa('ii\ eriuiltü  einznretehen  h:it.  sowie  nberhaupt  alle 
Punkte,  worüber  die  Parteien  sich  geeinigt  haben.  Erathteu  die  i'arteien  die  Erutmjiujig  von 
BoBitzem  fQr  nötiK.  bestimmt  das  Abkommen  die  Art  ihrer  Bestellung'  und  den  Umfan|f 
ihrer  Befufrnisjc.  Hat  das  Abkommen  den  Sitz  der  Kommission  nicht  bestimmt,  so  hat  sie 
ihren  Sitz  im  Haag.  Der  einmal  bestimmte  Sitz  kanu  von  der  Kommission  nur  mit  Zustim- 
mmig  der  Parteian  verleg  werden.  Hat  das  Abkommen  ftlter  die  ni  gebraoebenden  Spracben 
aiebts  bestimmt,  so  entscheidet  die  Kommission  (Art.  Iii. 

&t  Im  übrigen  und  Kormen  für  den  Fall  des  Todes,  Uücktritts  oder  der  Verfainderaog 
eines  Kommienn  oder  Beiaitaen  gegebai.  Femar  alnd  die  FartocD  bendidgt,  Agentan 
zu  ihrer  YertretUBic  iittd  Beebtaao  wSlte  sur  Dariegug  and  Wahmabmong  ihüer  Intoroaian 
SU  bestellen. 

41  Sonst  hat  die  KommlBiion  In  der  im  Art  It  vorgezeicbneten  Weise  ffir  die  Ordnung 

dieser  Auji^elegcnhcit  su  sorgen.  Derselbe  Artikel  regelt  auch  die  Funktionen  des  Burean- 
vontandcs;  dieser  hat  insbei^ondcro  auch  das  Archiv  anfsabewahren,  das  apftter  an  das  Interaa- 
tionalc  Bureau  im  Ilaag  abzugeben  ist. 

h)  Hieraach  soll  1.  die  Kommission  berechtigt  sein,  die  Einzelheiten  zu  bestimmen 
2.  Die  Untonndiaag  erfolgt  kontradiktoriacfa.  8.  i>ie  Kommission  ist  beieotitigtt  einen  hokii- 


Digitized  by  Google 


§  158. 


loteinatioiiale  UntereucliungskomiDiHifmai. 


453 


V.  Die  Kommissionen  sind  ihrem  Wesen  entepracbend  m  keinerld  ent- 
scheidender Tätigkeit  ermftchtigt  (Art  35  FA)<);  sie  haben  lediglich  die 
Ergebnisse  anparteiischer  und  gewissenhafter  Prüfung  der  Tatsaclieii  den 
Streitteilen  in  der  Form  eines  Berichtes  voi-zulegen.  Sache  der  Parteien 
bleibt  es,  im  Hinblick  auf  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  die  detiuitive  Er- 
ledigung der  Angelegenheit  in  voller  Freiheit  zu  treffen.  Da  diese  Freiheit 
ohne  Einschränkung  anerkannt  ist,  so  kSnnen  die  Streitteile  sich  auch  noch 
für  die  kriegerisi  lie  Austragung  des  Stieites  entscheiden.  Dieser  Möglichkeit 
wollte  der  russische  Vorschlag  auf  der  HK  1907  entgegrentretfn :  Die  Streit- 
teile sollten  nuniiehr  die  Wahl  friedlicher  Beilegunp:  des  Streites 
oder  des  Appells  an  den  Haager  Schiedshof  haben.  Die  hier  geplante 
Schaffung  eines  Falles  obligatorischer  Schiedssprechang,  die  zum 
jnristisdien  Ausbau  des  Instituts  der  Unteisachangskommissionen  wesentlich 
beigetragen  hätte,  wurde  jedoch  vornehmlich  infolge  der  Erwägung  abgelehnt^ 
daß  ein  derartiges  Obligatorium  die  Anrofiing  der  Untersnchnngskommissionaat 
seltener  machen  würde. 

VL  Anlaß  zur  Vcrwtntung  der  Nonnen  di>s  FA  war  im  russisch  iapanischca  Kriege 
dnich  die  Hnltor  Affiüre  (24.  Oktober  1904i^)  ^'t geben.  England  und  liuiihnul  einigten  »ioh 
i2S.  Nov.  19M)  gwfentlber  den  widen|M«cbeDden  Bdutaptniigien  fiber  die  TatBodieii  dee  Vor» 

uugenRchein  cinzuuohmen.  4,  POr  tllo  tatsächlichen  Fosstcllungcn  ist  die  PartciL'ii'ifftntlirli- 
keit  u1jlif,'atonscli.  T>ie  RommUsion  hat  das  IJedit,  vrm  den  Paitoien  Aunkunft  oder  Aiif- 
kiärungeu  zu  vtjrlanjjeu.  Diesem  Rechte  korrcspoiidiert  diu  Tflidit  der  Parteien,  Auti'kunft 
10  erteilen  nnd  betreffende  Kenntnismittcl  zur  Vorfügung  zu  stellen.  Sie  idad  iotbesondera 
vrrjtflirhtPt,  dfn  nncli  ilirci  nationalen  (lestL/j^abung  zulässigen  Zeugniszwang  anzuwenden. 
Können  Zeugen  oder  f^achvcretöodige  nicht  vor  der  Konimi»sioo  eracbelnco,  au  erfolgt  die 
Veraebninng  dofch  da»  xnetSndige  nationale  Gerieht.  6.  Znetetlungen  and  Beweinnteahinen 
im  (ichiet  einer  dritten  Yerfragsmacfit  werden  im  Roqiit^itionswcjjo  bewirkt  7.  Die  Ladung 
von  Zeugen  und  Sadiverstäiidigen  erfolgt  auf  Antrag  der  Parteien  oder  von  Anttawegen, 
Q.  M.  durch  Yennittinng  der  Regierangr  dee  Staates,  In  dem  lie  eich  befinden.  —  Alt.  iti,  26 
nonnieren  die  Vernehmung  nnd  das  I'Va^eie»  lit.  9.  Die  Aussagen  sind  zu  protokollieren  und 
zu  anterzeidinen.  —  Die  Agenten  kötmeu  im  Laufe  des  Verfahren»  oder  am  Schlüsse  Aue- 
fOhrungen,  Anträge  oder  Sachdarstellungon  der  Kommiesion  oder  der  Gcgcnpartal 
vorlegen.  —  Kl.  IMeBeratung  der  Kommission  erfolgt  nicht  «jffontlich  und  bleibt  geheim.  — 
Jede  Entscheidung  ergeht  narli  der  Mehrzahl  der  Mit^dioder.  11.  Die  Sitzuu^ren  der  Koin- 
.mission  sind  in  der  Regel  nicht  öffontlich.  Mit  Zustimuiuiii;  der  Parteien  kann  jedoch 
■  die  Öffentlichkeit  der  Sitzung  und  dio  Veröffentlichung  der  Protokolle  und  l'rkiuulen  der 
rntersuchung  beschlossen  werden.  12.  Der  Yorsitzcndf  f<pridit  don  Selii nU  der  Unter- 
such uag  aus.  Die  Kommiaaioü  vertagt  sich  zum  Zwecke  der  Beratung  und  Abfassung 
ihre«  Berichtes.  12.  Der  Beiklit  wird  in  ftffentlieher  Sttsung  In  Gegenwart  oder  nach 
jreliörisrcr  Ladnntr  der  Agenten  und  Itechtsbeiständc  verleben.  —  Jeder  Partei  ist  eine  .\np- 
fertigung  de»  Berichts  zuxastellcn.  13.  Jede  Partei  trägt  ihre  eigenen  Kosten  selbst  und 
die  Koeten  der  Koranieeion  zu  gleichem  Anteile. 

1)  .\rt  I  i  FA  (jetzt  Art.  35)  fand  es  zweckmäßig,  ausdi-Qcklicfa  so  eagen,  dal  die 
Uutci-sucbungiikomoiiBeiooen  nicht  als  ächiedsgericbt  fungieren. 

2)  SielM  die  Aicten  dfeees  Fallet  in  MIG  XXXIII,  641  ff.  Die  madacbe  Flotte  er- 
öffnete in  der  Meinung,  japanischen  Torpedobooten  gogenfillerzuBtehen,  auf  der  Duggcr-Banic 
gegen  die  Huller  Fincherflotte  das  P'euer,  iiifol;;e  dessen  zwei  Fischer  das  Leben  verloren, 
und  erheblicher  Schadeu  \  crui-bacbt  wurde.  In  den  dipiuuiaü»i4iüu  Verhandlungen  wurde  von 
engÜacher  Seite  außer  Genugtuung  und  TOllem  Sebadenenatz  andi  die  Bestrafong  des  T«r- 
aatwortlicben  Offiziers  gefordert. 
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gangs,  der  zum  Streit  gcfrihrt  hat,  auf  Einsetzung  einer  UntoniuchungskouimiBsiun,  die  aus 
fOnf  höberen  iMarineoffizierea  (je  eiaom  eajplischeo«  raBsiachon»  amcrikaQi&cben,  franzüsiAchon 
und  fleterreicbiftclicni  bestand  nnd  in  Parte  fm  F^sbruar  t90S  zur  Lnftong  ihrer  Aufgabe  zn- 
eammeDgetreten  war.  Der  Bericht  8  ist  insofcni  von  bcäondcrom  Interesse,  als  er  dio 
Auffassung  der  Aufgabe  seitens  der  KomnuHslun  deutlich  prkonnen  läßt.  Der  Bericht  i>o- 
schränkt  sich  oSuiHrh  nicht  auf  dio  FotststcUung  üulierer  XaUsachen,  diu  iu  ihrem  Komplex 
den  Tatbestand  jenes  Vurgaof^  bilden,  aus  dem  der  Stioitfall  entatanden  ist.  Die  onpartei- 
ischc  nnd  gewissenhafte  Prüfung  der  Tatfragen  (Art.  !)  FA»  umfaOt  mich  dio  mit  jenem  Vor- 
gang verknüpfte  Sdiuldfrage.  Nacli  der  Feststellung  des  ganzen  V^urgaugä  wird  in  deoi  Be- 
ridito  besondere  betont,  datt  die  Tatsachen  nidit  geeignet  seien,  ein  nngOnetiges  üiteil  (d<i> 
(■Dnsidi'ration,  iu  der  ciii^Hi-cluMi  f"l)('i>i"tziin^^  discrediti  auf  die  inilitfirisrhen  Eligciischaftcn 
und  die  lluauuiitilt  des  russischen  Admirals  Kojdostvensky  oder  das  Personal  seiner  Flotte 
zu  w»fen.  Gerade  dieser  Ponkt  des  Berichts  bestimmt«  die  englisehe  Regierung,  nicht  weiter 
auf  der  Bestrafung  des  Adniirals  zu  bestehen.  In  dem  zwischcu  den  Streittcilen  abgo- 
BchloHeoeti  Abkommen  verpflichtete  sich  RuGland  zur  Zaldung  von  65000  zum  Zwecke 
der  Sdiadloshaltung  der  Opfer  des  Zwisdienfalls  und  der  Faniiliou  der  zwei  getöteten  Ftadier. 

§  159.  B.  IHe  SeHtotUlfe.  L  NIcbtkricgeriseh«  Htttol  4er  Selbst- 
hilfe. 1.  Die  Betorsion  1).  1.  Die  Interessen  Verkehr  pflegender  Staaten 

und  ihrer  Angehörigen  k5nn6n  in  verschiedener  Weise  durch  das  V<  rlialten 
eiiie^?  Staates  be^^w.  seiner  Organe  berührt  werden.  Ys  kftnii  eine  empfindlir-hp 
Schädi^nj?  oder  iiiimlcsttins  Geftihrduii^,'  der  Interessoii  eines  Staates  oder 
seiner  Angehörigen  aucli  durch  die  im  übrigen  voui  8Uudpunkie  des  strengen 
Hechts  durchaus  unanfechtbare  (formell  legitime)  Betütigung  des  aouTerftnen 
Willens  eines  anderen  Staates  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebongr?  Rechts- 
pflege oder  der  Verwaltung  bewirkt  werden.  Gegen  ein  Vorgehen  solcher 
Art.  das  der  davon  betrotr^iie  Staat  als  fitip  rnlMl!ir!-k<>it  -'i  empfindet,  übt  ^b-r 
verletzte  Staat  durch  Kelovsion  in  dfn  Schi-aiiken  der  WiedervertreltuniJ: 
oder  Talion  einen  Zwang  aus,  indem  er  in  aualogen  Verhältnissen  gegen  den 
Urheber  der  Unbilligkeit  usw.  ein  gldehes  oder  ähnliches  Verhalten  beobachtet. 

In  negativer  Riehtnng  Icann  das  fietorsion  veranlassende  Veriialten  dabin  ehankteri- 

»iert  werden,  dnfi  es  »ich  niemala  als  Delikt  ini  ■(ölkerreolitlichcn  Sinne  darstellt;  im  fibrigon 
lassen  »ich  pu.4itive  Merkmal«  nicht  fixieren,  daher  iu  Doktrin  und  Praxis  manche  Zweifel 
obwalten.  Znniebst  wird  der  AnlaO  snr  BedoiMon  darin  gofundeoi  daß  den  Angehörigen 
eines  Staats  Bolistigungen')  auferlegt  oder  der  Genuß  von  Vorteilen  enttogen  wird,  Ann- 


1)  Börner  in  Bluntschlis  StaatswQrterbndi  s.  v.  Repreaealien  u.  Rotorrion;  v.  Bnl> 

merincq  Hü  IV.  5«  ff.;  Hcffter-Gcffcke»  §§  101—111;  Bluutschü.  §§  499— S09; 
F.  V.Martens  II,  469  ff.;  Garei»,  §77;  v.  lJbzt§3»!;  Rivior,  Lehrb.  §5'J;  Dospagnet, 
Cüurs  51  sq.;  Travers  Twiss,  11,  IS  sq.;  Calvo,  §§  Ife07  s(|.;  BusfÜH  §  972;  Oppcn- 

heiip  11,  §§  29-;i2. 

'2*  Vgl.  (irffcken  zu  Ilefftcr  §  Ui>;  Plilliiinoi  c  III,  ir>  ^q.  bezeichnet  dio  Retorsiun 
alü  eine  Ecuiedur  gegen  Abweichui^en  von  der  coniitaa;  siehe  dagegen  v.  Bulmeriucq 
Uli  IV,  59  ff.,  der  mit  den  Meisten  das  die  Retoiaioareditfertigende  Verhalten  eines  Staates 
als  I'nbillifjkoit  ruiffritlt.  Aiidei-s  (larei;*  a.  a.  0.  —  \nelfacii  Mii-d  die  IJitnrsiou  unter  die 
lieprcäsalicu  »ubäumierL  indc&äuu  «iud  ducb  dogmaUbcho  Momcuto  vorhanden,  welche  die 
Festhahnng  der  Untoracbddnng  dieser  bdden  Zwangsmittel  rcehtfertigea,  so  vor  aUen  der 
Fmätand,  daP  die  WirausseUtung  dct  Rolut>I<)n  der  Mangel  eiue^  \  ölkLTn'i  litlicli  doliktisrhen 
Verhaltens  ist,  während  die  Koprutöalicn  gerade  au  solches  Vorhalten  anknüpfen.  Vgl  im 
übrigen  Wagnor,  Znr  I^hrc  von  den  Stroiterlediguug»mittdn  u.  &  w.  5Sfr.;  Ueilborn» 
System  'Ahl  ff  ;  auch  Oppcuhoiui  II,  32  hilt  au  dem  Untctacbiode  fest 

3)  z.  B.  Vcrschbdraug  des  ralizwaog». 
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länrtcr  nicht  zur  Erbschaft  oder  zum  Erwcrh  von  Iinmoliilicn  znp;.la??fji  wci«lt'ii,  mlfr  iltr 
Betrieb  der  KQ&teaschifrahrt  verboten  oder  die  übliche  (uicht  iu  eiacm  Jurisdiktiuoa-  oder 
Keditflhflfeveitrag  adpulierte)  Rechtohilf«  v«rweig«rt  oder  der  Eintritt  von  Sdiiffen  eioor  be> 
>tiiiuiii(>n  Flagjje  in  dio  Häfen  verboten,  fremde  Staatspapiere  von  dem  lUDtlicbeD  Börsen- 
verkehr »u«geadÜ<M6Ca  werden,  oder  die  Einfuhr  gewisser  Produkte  eines  anderen  Staates 
einer  edhöhten  Berteueraax  oder  die  Einfuhr  nieht  zullpflichtit^er  Waren  der  Besteuerung 
unterworfen  wii-d.  Auch  Verletzungfen  der  coinitas  gentium  können  die  Retoreion  recht- 
fertigen. Jedenfalls  ist  aber  dio  üi^ret  htigung  zur  Itctursinii  nieht  vorhanden,  wenn  der  Grund 
der  Beschwerde  lediglich  darin  gulunden  werden  wölke,  d:iß  die  Angehörigen  eines  Staates 
infolge  der  Vcnicbiedenlieit  der  Gesetzgebung  in  einem  udeieii  Staate  nidit  die  gleielieD 
Rec  hte  trcDlelk'M.  dio  Ilmen  die  heiuKiilii  lic  (Icsctz^cltiins  gcwührt.  Ans  der  f'rmcinischaft 
souveräner  fttaaten  ergibt  sich  für  den  einzelnen  Suiat  keineswegs  die  Verpflichtung,  seine 
Geeetigebunff  jener  der  anderen  Staaten  rahaltlieh  gleidi  so  ireetaltev.  —  Ein  anderer  Qe- 
siiliLspuukt  ist  dagegen  inaf'^cTicnil  für  dio  Fraprp  ob  die  Wrlctzung  von  Pfliehten  der  Moral 
(im  Gegeu^ize  zu  jeocu  der  Sitte)  rcturijuierendes  Verhalten  rechtfertigen  könnte.  Die  Frage 
muß  verneint  werden.  Vcrietzongm  von  Beelitanonnen  kSnnen  inf«ilge  allgemeiner  Aner* 
kennuu<^'  Ix  trcrreridtn  Ausnahiricn  von  der  absolntcn  Ci  ltung  der  Kechtsvorsehriften  auf  Seite 
de«  von  der  Vorictzung  BaUhrten  die  Pflicht  zur  Beobachtung  der  Becbtsnonnen  in  Weigfall 
bringen  (ao  z.  B.  in  don  FTUlen  der  Kriogwiüson);  allein  Verletzungen  der  Moral  reehtfertigen 
niomala  ein  gleiches  oder  nnnh!>;i>s.  >U>n  ethischen  Grundlagen  de«  sozialen  Lebens  wider- 
sprechende» Verhalten.  Hier  n  irfi  die  Selbstachtung  den  Verletzten  hindern,  ein  der  Moral 
widerstreitendes  Verhuitcu  «kucli  ein  moralwidriges  Verhalten  nun  uueli  seinerseits  zu  erwidern. 

Der  tiefere  Omnd  fOr  die  ZalSasigkeit  der  Retoraion  li^  in  ErwIgwofWt  die  mit 

dl  Ii  '/wct  ken  der  internati.n»  ilon  (  Jcinein.si'liaft  gegeben  sind;  diese  schließen  nSmlich  offenbar 
ein  Verhalten  der  Staaten  unter  einander  aus,  das  in  letzter  Reihe  nur  unter  der  Voraua- 
actznng  absoluter  laolicning  der  EinzelsouverSnetfiten  an  rechtfertigen  wäre.  Bembt  allee 
Völkerrecht  auf  einer  antononien  Selb.stbesehränkung  der  einzelnen  Staaten  im  Hinblick  auf 
die  als  gleichberechtigte  Glieder  der  intcniationalen  Gemeinschalt  anorluuinten  anderen  Staaten, 
so  erscheint  die  Forderung  gerechtfertigt,  daß  jedes  Mitglied  der  internationalen  Gemeinschaft 
in  seinem  Verhalten  auf  den  vcnchiedenen  Gebieten  staatlich i  r  l  itigkeit  solche,  wenngleich 
forriiell  le^ralo  Maßregeln  unterlasse,  welche  andere  Mitglieder  der  >tnafpnpcmein:*i,hafr  oder 
deren  .Angehörige  bei  der  innerhalb  des  legitimen  Völker\'erkehrs  stattfindenden  Berührung 
der  Inteiesaen  zu  verletzen  geeignet  sind.  Innerhalb  dieses  Gedankenganga  ecsehidni  die 
Betoi-sion  in  prinzipieller  AllgemHnhrit  nicht  blofi  nis  Hn  Mitr*l, 

a.  das  scbädigeudo  Verhalten  eines  bestimmten  Staates  gegenüber  einem  andmen  Staat 
oder  dessen  Angehörigen  zu  beseitigen;  sie  ist  sngieicb 

h.  ein  Mitte!,  um  h  eiiit;steii>  ev  eiitiu']!  'la>  a!ir;^cmeinf'  Vfrhrxitrn  dos  betreffenden 
Staaten  (wohl  auch  dritter  au  dem  konkreten  Falle  nicht  beteiligter  Staaten)  für  die  Zukunft 
mit  den  Forderungen  emes  friedlichen,  fremde  iBteireaeen  achtenden  Terkelin  fnueilialb  der 
internationalen  (lenieinschaft  in  Einklang  zu  bringen.  M.  a.  W.  die  Betortion  (ungtert  aneh 
gewiaaemiaßen  als  ein  eduk.nriiris<he?i  Mittel. 

Anderseits  können  allerdings  die  Bedenken  nicht  verkannt  werden,  dio  mit  derlei 
Akten  der  WiederTengeltnug  verknfi)ift  alad,  handelt  oa  sich  dodi  um  die  Rflekanwendonff 
einer  Maxime  des  Verhaltens  u.  a.  v.,  die  an  sidt  von  dem  reCorquieranden  Staate  ver- 
worfen wird. 


II.  Die  Retor.sionsakte  bestehen  in  der  Beobachtung  gldehen  oder  Ansr 
logen  Verhaltens  gegenaber  dem  Urheber  des  belfistigenden  Verhaltens;  nie- 
mals darf  jedoch  das  retorquierende  Verhalten  den  Charakter  vfilkerrechtUch 

deliktischen  Verlialtens  anneliinen. 

Die  AnweiKliiii2-  des  Zwangsmittels  entfitllt  bezw.  muü  eingestellt  wer- 
den, wenn  der  andere  Staat  von  sich  aus  oder  infolge  des  ausgeübten  Zwange.s 
sein  Verlialten  ändert. 
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§  Ui<t.  1.  l?oprf»ssnlieii.  n  T.  \Y]o  Anwendung  von  Repressalien  hat 
alleiiiHl  ein  völkerrechtlich  deliku.s<  lies  X'erlialten  eines  Staates  zur  Voraus- 
setzung. Auch  dieses  Zwangsmittel  iindet  erst  dann  Anwendung,  wenn  die 
BecbtSTerletzmig  mcht  im  Wege  diplomatischer  Verhandlung  beseitigt  und  in 
ihren  WirkongeD  aiifgeliob€n  werden  konnte.  Es  besteht  in  gewaHtiÜgen 
Handlungen,  die  objektiv  selbst  avch  den  Charakter  vfilkei  rechtlich  delikti- 
sclien  Handelns  an  sich  tragen,  nhf-r  im  Hinblick  auf  den  Anlaß  ihrer  T-nter- 
neliiiiuiig  viilkerrechtlich  als  legitimer  Zwaiif?  anerkannt  sind,  von  dem  der 
verleibte  Staat  Gebrauch  macht,  um  sich  Genugtuung  wegen  des  erlittenen 
Unrechts  nnd  Ersatz  des  etwa  Tenirsachten  Schadens  zn  Terschaffien. 

Trä^  dio  zu  sutchcn  Zweck  uiitcrnoinmene  Zwaii^smaUre^rel  dcnse)t>fn  Charakter,  wie 
du  Verii«it«a  des  Gegoere.  »o  Wegt  allerdings  reine  Wiedervergeltung  vor,  ohne  daß  jedoch 
vok  dMwillen  tUn  wldier  Vort^anK  auch  tedmisoh  tis  Retoralon  behandelt  werden  müßte,  da 
«r  aieh  doch  dai*ch  das  spexifischc  Moment  der  Emidemii-:  ilt  liktirtcheu  Vcrlialton  mit 
einem  gleichfall»  den  Tatlicfttand  einer  %  ölkcrrcchtswidrigen  Handlung  bildenden  Zwniifj  von 
den  Retorsionshandluugeu  unterftcheitieu  Die  Unmöglichkeit,  auf  friedlicliem  Wege  zum  Ziele 
in  gcJangefl,  nötigt  den  verletzten  8tut  zur  Anwendung  von  Seibetbilfe,  wobei  er  nfdlt  so- 
fort zu  dem  äußei-sten  Mittel  greift,  sondern  sich  auf  dio  Anwcntlnng  eine«  nichtkriegeriachen 
beschränkt.  AI»  Anwendung  von  Zwaugsgewalt  (die  in  früheren  ln^pocben  vielfsdi  zu  Miß- 
lMiae]i«n  fabite)  steheo  «He  RaprMBAÜflo  in  Friedenezeitea  xweifellos  nidit  in  Elnkluifr  mit 
dem  Grundgedniikeii  der  neuesten  Eutwicklntig  des  Völkerrecht«,  das  vini  dem  Strelien  imr- 
malcr  Erledigung  von  ätrcitfälleu  durch  wesentlich  friedliche  Mittel  bcberntcLt  ist  —  ein 
StrelMn,  d»  in  den  Iraitittiten  der  Haager  Ronvenlioneo  tou  1899  und  1907  zu  poeitivrecbt» 
liebem  Au^idi  in  k  gekommen  ist  Der  moralische  Zwang,  der  in  der  kollektiven  Ausbildung 
dieser  Institute  zweifellos  lie^t,  durfte  in  der  Zuknnft  den  Gebraucb  auch  der  Kepi-esaalien 
wobl  einigennaßen  einschrSnken.')  Eine  Beseitigung  dieses  Mittela  kanti  almr  nicht  in 
Ansaidit  genommen  werden;  insbesondere  wurden  ReiiressalieD  im  Kriege  gq^Bber 
einem  sknipello!«cn  Feind  niemals  entbehrlich  sein. 

II.  Die  Anwendbarkeit  der  Repressalien  kann  durch  irgend  ein  delik- 
tisches Verhalten  eines  Staates  veranlaßt  sein*') 

III.  Nach  hentigem  Recht  kann  die  Anordnung  von  Repressalien  nar 
von  dem  Staat  bezw.  dessen  höchsten  Organ  ausgehen.^) 

1)  Wurm  in  Kottocks  St.n.ntslexikon  s  v.  „VSlkerreehtlirlie  Selbsdiilfe."  Berner  in 
Blontsclilis  Staatsw.  s.  v.  „Repressalien" ;  v.  Bulnicrincq  in  HKL  8.  v.  «Keprcssalien"  u.  IIU 
V,  T2ff.:  Heffter-Geffelten  §  tlO;  F.  v.  Martens  11.468fr.;  Gareis  9  78;  Liest  }  SS; 
Rivier,  I>ehrb.  §  59;  Hcilhorn  HKRE,  1033;  Calvo  §§  ISÜ9  sq.;  MasLatric,  Droit  des 
marquo  ou  droit  de  reprosaillcs  au  mo3'en  age  f1S(i(>);  Lafarguc,  Ix»  rC'pr.  en  tempedepaUc 
»1899);  Dncrocq,  Itepr.  en  tcraps  de  paix  (1901);  Bonflls  \i.  975  sq.;  Travers  Twiss,  Tbe 
lawof  nations  II,  20  sq.:  Oppenheim  II  §§33sq.      2)  Gleicher  Meinung  Oppenheim  H,  {48. 

3)  So  iu8be>underc  durch  Belcidigiiii|ir  de^  Htaate-,  seines  Oberhauptes  oder  eines  an- 
deren den  btaat  bezw.  «ein  oberstes  Organ  veitreteiid«n  l^iilfsorgant«,  in  der  Nichterfüllung 
TWtngsniBIger  Veibindlicbkeiten  (z.  B.  der  Nichtbes^ahlung  eioor  Geidsehold)  oder  sonstigcw 
vertragswidrigem  Vorlinlten  isie!ie  den  lehrreichen  Fall  dieser  Art  hei  Oppenheim  II,  §311, 
ferner  durch  Justizverweigerung  und  Justizverzögeruug,  durch  Verletzung  der  tiebietshohcit 
und  andere  vOllEerreehtiicii  reehtswidfige  Handlungen.  Reebtswldtlgo  Handlnngmi  staatUoher 
(Zivil-  oder  Militär-)  Oi-frane  oder  der  Staatsangehörigen  (uder  der  Hebietshoheit  unterworfenen 
Penuneo)  rechtfertigen  die  Auwendung  vuu  Repressalien  nur  dann,  wenn  die  btaatsgewalt 
die  verietzMide  Handlang  veranlaflt  oder  gebilligt  bat  oder  sieb  weigert;  den  Urheber  der 
Veristzung  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  bez.  zum  Schadenersatz  zu  verhalten. 

4)  Vgl.  Oppenheim  11  {  35  und  den  daselbst  angeführten  Fall  des  britischen  Untertans 
Don  Padfico  (aus  d.  J.  1S47I.  NIberes  ftber  diesen  Fall  bei  Martens,  Caitses  cfilCbres  V,  39i»  sq. 
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Im  Mittcliltcr  hinp  c»  mit  dem  Mangel  einer  ihrer  Scliutzpriicht  bewußten  ßffcntHcheD 
üewalt  simmmen,  daß  KeprcMialieu  auch  aJs  Akte  piivatrr  Selbsthilfe  von  jedermann  wegen 
dw  van  einsin  aii8w3rtjgcn  Staat  oder  deeeen  Untertanen  begangenen  Verletzung  oder  Be- 
leidigung geübt  werden  konnten.  Den  Übergang  zur  auswhiießlichen  Uandbabung  dee 
Repressalienrecbts  dmch  dir  Staatscrewalt  bildet  die  f'huntr,  <lor  7-iifol<ce  Priviitpersonon  mit 
Erlaubnis  der  öffentücheii  (iowult  ihres  Landes  Kepi'e8»aiien  übt-u  durften  i Erteilung  von 
lettre«  des  r^prC^saillea  on  de  marquei.  wenn  aof  diplonatiecbeiD  Wege'nicbtB  eriangt  wer* 
den  konnte.  Trotzdem  en  «ich  ;ibt'r  hf  i-»t'  um  eine  Aktion  ''i;!'-;  Stantp«  ir<'!T''"  nnrn  nr- 
deren  Staat  wegen  einer  Verletzung  liau«lt;it.  für  welche  er  volkciiechtlieh  verautwortlich  ist, 
wefden  in  der  Pnuri«  nidit  bloB  Becbto  nnd  Interonen  des  Staates,  aondero  aacb  die  der 
Üntertanen  als  Objekte  der  licpn^ftalien  behaadelt 

IV.  Die  Mitte]  der  Eepressalien  sind  teils  neg^&tiver  teils  posi- 
tiver Art 

Die  positiven  Repressalien  bestehen  in  der  YornahDio  von  Handlungen,  die  sonst  deo 
Cbaialtter  vOJIterrechtlich  deUktiechem  Ilandi  ins  an  aidi  ti«feo;  bieber  j^rehurt  z.  B.  die  Be* 
scfalagnahtne  von  Vennögeusgegcnstilndcn  oder  Forderungen  de^  m  7,wiiitr(  ii(U  ii  Staates  oder 
seiner  Untertanen  (einer  Aktiengceellsdiiift  u.  dgl.)  Die  negativen  Keprc«saiieu  bestehen  in 
der  Verweigerung  von  LeistDDgeo,  zu  deren  ErfOllniig  eine  Beebtspflidit  beateht;  hiebet  ge> 
hört  insbcsoiidi  ic  dit-  Verweigerung  der  Erfüllung  von  vcrtragamäßig  stipulierten  Leistungen. 
Andcrweitoä  X'orgehen  des  verletiteu  Staates  kann  in  der  Aufhebung  von  Recbten  und  Pri- 
vUeniien  beetebeD,  wetebe  die  Uoteftanen  des  au  swinfenden  Staates  geoiefleD  oder  in  dem 
Verbot  an  die  Utitr-rtatien  des  zu  zwingendi'n  Staates,  das  (Jebiet  des«  verletzten  St;i.ites  zu 
betreten;  früher  kam  es  vielfach  ztir  Gefangcuuahme  von  Untertanen  uud  Behandlung  der- 
seiben  als  (MmId  (Androleptie).  aucb  wohl  aar  GefaDgennabiiie  Ton  Beamten  n.  a.  w.M 

Im  Zusammenhang  mit  der  älteren  Auffassung  der  Kepresstlien  nnd  der  Praxis  des 
Kepreeealicnrcchts  steht  die  Unterseheidung  von  allgemeinen  und  besonderen  Repres- 
salien.*» Rrstere  sind  solche  Zwangsmaßregeln,  die  gegen  den  sn  zwingenden  Staat  uud 
desisen  Untertanen  gerichtet  !>ind^i;  als  besondere  oder  q>eateNe  Repressalien  werden  teils 
jene  bezpiehnpt.  zu  deren  .\iiwpndnn;r  einzelne  Personen  vom  Staate  ermrichrigt  sind  —  im 
Gegensätze  m  den  vun  lieu  Organen  des  verletzten  Staates  zu  voHzielieuden  tjiewaluuaß- 
regeln,  teils  beschriinkt  man  die  Bezeiebnnng  anf  FHIo,  in  denen  dnrch  bestimmte  einadne 
GewaltniaßreReln  iler  Zweck  erreicht  Averden  soll.*) 

§16L  3.  Kinl>ar!?o.'')  Mit  df-m  .\usdriu'k  „Embai  so  - (vondems])iiiiischen 
embargar,  anhalten)  bezeichnet  mau  die  Beschlagnahme  von  gegnerischen  Uandels- 
Rchiffen»)  —  eine  Maßregel,  von  der  zu  verschiedenen  Zwecken  Gebrauch  ge- 
macht warde.  Findet  die  Anwendung  der  Mallregel  anlter  dem  Kriege  nnd 
ohne  Beziehung  auf  den  drohenden  Ausbruch  eines  Krieges  statt,  .so  handelt 
PS  sich  um  die  Krzielinif»-  einer  Wirkung,  die  an  dif  "Rpiirpssalien  im  al1(?enifTnen 
geknüpft  ist;  diis  Embargo  erscheint  dann  als  ein  spezieller  i^'all  der  Re- 
pressalien. 

II  Vgl.  F.  V.  Martens  II,  469.  -   Die  Unterbrechung  von  Poet-  und  Telegrapben- 
veri)iudungen  schädigt  auch  dritte,  nicht  beteiligte  Personen. 
2)  Vgl.  Calvo  §  IfslO;  F.  v.  Murteiis  II,  470. 
!))  Sie  bedeuten  der  Sache  nach  ein  kriogeriaehea  Untemebnen. 
4)  Vgl.  V.  Bulmerincq.  HH  IV,  S5  ff. 

()  T.  Holcaendorff  HRL  s.     Embargo;  PhilUmore  ITI,  H  aq.;  TrarersTviss 

II.  21  sq  Calvo  1S24  >.|  ;  V.  v.  MartOAS  II,  4nfr.;  V.  Bolwerineq  HH  IV,  »8ff.} 
PereU,  Interoattouales  Seeredit  150  ff. 

6i  Znnidtst  also  unreine  Arreatanlacfe,  die  aleb  aber  eventuell,  wenn  dieser  indirekte 
Zwang  ohne  EiTnl^'  bleibt,  oder  wenn  es  sum  Ktiege  IcMinn^  in  definitive  Wegnahme 
(KonsTwkatioD)  verwandelt.  Uarei»  §  TT. 
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Uegeo  diesen  Vor;?ang  »pridit  aber  iancrbalb  der  hcudgeu  Anactaaaaagca  über  die  Art 
und  WeiM»  der  AuBtra^utijir  inceittttfoiuiler  9ti«{tfine  die  Unanwendbtrkdt  von  HaOrefdo, 

die  als  spezifische  Kricjjfshandlunfrru  erscheinen,  (tcjjen  Alv  Anwenduug  des  Eiubarg».  in 
Friedenszcitcu  spricht  aber  auch  der  L'iustand,  daß  damit  Hchädii^cndc  Wirkangen  für  den 
neatnüen  Handel  verknüpft  sind.  Überdies  ist  nocli  zu  beachten,  daß  selbst  im  Falle  drohenden 
Ausbruchs  eines  Krieges  der  Staat,  in  dessen  Machtbereich  sich  Handelsschiffe  des  feiDdUefacn 
Staates  befinden,  eine  Frist  gewrdiit,  binnen  w^  lolior  sie  unbehindert  auslaufen  können  fs.  unten 
im  Kriegarocht).  —  Als  Embargo  wird  auch  der  sog.  Arrfit  de  Priuce  bezeichnet.  Der  Inhalt 
dieser  HaOfesel  wird  indesaeii  von  den  Scbriftstdlttii  Tenchled«!  definiert:  nndi  bonBclit 
Meinungsvei-scliii  ilciilioir  hc/.rijflich  der  Fnige,  ob  die  Maßregel  in  Frieilens-  oder  auch  iu 
Kriogazoiten  angcweudct  werde.  Mau  vcmeht  daninter  da»  Vcjrbot  da»  Auslaufens  fremder 
Sdiiffe,  am  zu  verlilndem,  daft  Nachrichten  Ol>or  politiseho  Vorginge  Im  Land«  answlrts  Ver- 
breitung fiiidrii Die  Aiiwcn^liuii;  sulrluT  M.iBi c^rcln  ist  im  IlinliliL-k  uuf  lüf  lu-uti^-i-u  Ver- 
kehrsmittel überflüssig.  Ferner  identifiziert  mau  den  vorliegenden  Vorgang  mit  der  Angarie 
in  FriedeoaEeiten<).  Nadi  Calvo  handelt  e«  aicb  ttm  dm  Maßregel,  doidi  die  fremden  in 
einem  blokierten  Hafen  vor  Anker  lic^endeu  Schiffen  (im  Uintrii^  anf  die  durch  politische 
Umstände  veranlaßte  exzeptionelle  Stellung»  das  Verlassen  ihres  Standortes  verboten  wird. 
Nach  Ortolau  ist  der  ArrOt  de  Priuce  eine  in  Friedens-  und  Kriegszeiten  anwendbare 
Sicbevbdtsronßregel. 

§  162.  4.  FriHlonsblokado.  \)  I.  Die  Blokade  ist  wesentlich  eine  im 
Krif^^e  aii'j^'ordnett-  MaPuef^el.  Erst  in  neuerer  Zeit  (seit  der  Kollektivinter- 
vention Englands.  1-  raukreiclis,  Rußlands  während  des  grieciiischen  Aufstaudes 
1B27)  fand  sie  zum  Zweck  nichtkrieg;erischer  Erledigung  von  Streitfällen  Ein* 
gani^  in  die  TOIkerrecbtliche  Praxis.  Sie  besteht  in  der  von  einem  Staate 
gegen  di  H  i  -n  oder  Küsten  des  gegnerischen  Staates')  verhängten  Absperrung 
des  Verkehrns  (blocus  paxiifi(iupl 

Neaero  Fälle  sind  die  Blokade  der  lusel  Foriuosa  seiums  Fraukrcidiü  während  des 
StrritTailea  mit  China  1884,  die  Blokade  des  Hafens  von  Henam,  gleiebfalla  seitens  Fi-anlc- 
rpi<  hs  in  einem  Streitfall  mit  Siam  1893;  beide  Fllle  haben  den  t:harakter  von  Ucpressalicn. 
Dagegen  bandelte  es  sich  ebenso  wie  in  dem  Falle  des  Jahre»  1S27  um  einen  Fall  von  Inter- 
vention, als  Knglaud.  das  Deutsche  Reich.  Österreich-Ungarn,  Italien  und  Rußland  im  Jahn? 

die  griechische  Küste  zum  Zwecke  der  Verhütung  c!iie>  krii-yerischen  Zusaminea^tußc.H 
mit  der  Tfirkci  !)]okierten.  Dasselbe  gilt  von  der  Blokade  der  Insel  Krct.i  im  .fahre  I"»OT 
seitens  der  Uroüniiichte'».  Den  letzten  Fall  einer  Friedcnsblokadc  bildete  das  Vorgehen  des 
Dentadien  Reichs,  Engrands  nnd  Italiens  negon  Vcoexiid«  1902  —  ein  Fall  von  RepresBatlen*!. 

II  So  Carnazza-Amari.  Droit  inteni.  public.  II,  til* 
2i  So  Hautefeuille  1.  e.  IH,  409. 

Ml  Heffter  Oeffekcn  §  112;  Blunti^chli  §  007;  v.  Bulmerincq  HH  IV,  n«ff.: 
F.  V.  Martens  Ii,  4lMf.,  PcrcIs,  Intern.  Öeer.  lälff.,  351  ff.;  Falcke,  Die  Hauptpcriodeu 
der  üog.  FriedenabJokade  <18!>1U  Rtvior,  Lslirb.  409,  Prindpea  II,  §  60;  v.  Lisat  f  86  III: 
(icßncr,  I.c  Drf»it  des  neutre»  sur  mer  Fauchille.  Du  blocus  maritime  (1S'»2)  3T5  sq. 
Caucby,  I.e  droit  maritime  intcroational  II,  A'lö;  Calvu  1SS2  sq.;  Despagnet,  Count 
S  17  sq.;  Baris,  Biocos  pacifiqoo  (1898);  Doeroeq,  Reprfiaallles  eo  tempe  de  paix  (1901» 
SS  sq.;  Holland.  Studics  l.M  h|  ;  Oppenh  ci  m  IT,       II  sq. 

4)  Sieht  sieb  ein  ätaat  xur  Unterdrückung  einer  revulutiunären  Bewegung  geuötigr. 
Tdle  seiner  eigenen  K&ate  oder  eigene  Hlfcn  m  Uokioren,  so  fUlt  dieser  Voqranff  niefat 
unter  das  Völkerrecht»  kann  aber  Anlaß  zu  Reklamation!  ii  wi-gen  des  duix-h  die  Ali-^perruufc 
fremden  Schiffen  venirsacht.  n  Sc  hadens  geben.  Vgl.  Oppenheim  Ii,  §43,  Anm.  1;  zugleich 
gegen  die  Meinung  von  Holland.  Studie«  V^S,  der  ancb  in  der  Bloidorun;;  eigener  RRfen 
einen  Fall  der  Fricdcusblokade  im  vOikcnüilitlichen  Sinne  annimmt. 

riif  Zw  angsmaßregel  war  in  bcidvii  1  iillcn  mir  pe<.'en  '^l  ici  lii^cbe,  nicht  auch  neutrale 
Schiffe  gcncliiet.  ü}  Vgl.  Holland,  Law  quartcrly  Review  XIX, 
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II.  Dio  Anwcndbaikdt  dieser  wcscntitcfa  kriegerischen  iMaßregel  in  Friedeiiazeitcn  zum 
Zwecke  unhlnti^Ti  r  Austraping  oincR  Streitfalles  mag  als  wirksames  Mittel  zu  (icni  «rwlaclitcii 
Zwecke  vom  Gesichtspunkt  der  Humanität  imaierhia  Beifall  finden.  Allein,  inaügebeude 
Oitod«,  wdeb«  dl«  AÄwendnng  eines  specifiadi  kri«gei1adiM  Mittete  in  Friedenazeiten  recht' 
fertigen  kf^nntcn,  kilnncn  kaum  (joltcud  gemacht  werden;  ferner  i^t  doch  hezftprlirh  der 
ZwangsmaUregcIn  zur  Austragung  eines  Stroitfalls  obuo  Krieg  wcaeutlicb  die  ^urderung  zu 
MeUeo,  daß  die  Aktion  aleh  nur  gegen  den  zu  twlngendon  Steat  and  deesea  Interaesen  wende. 
Der  auRrninltiitliclie  Za?tji!Hl,  der  durch  den  Krieg  mittelbar  auch  für  dritte  unliLtfüijrto 
ätaatea  und  deren  Angehörige  gescbaffeu  wird,  bringt  es  mit  sicli,  daü  auch  diu  einzelnen 
kriegeriflcben  HeBi«K«ln  in  Imaq^  anf  die  Niditbeteiligten  Wirkungen  anfiem,  die  ▼iotfach 
nicht  venniedcü  werden  k5nnen.  Um  deswillen  ist  vcim  rechtlichen  Standpunkte  gewiß  dio 
Forderung  gerechtfertigt,  daß  die  Anwendung  solcher  über  d«n  legitimen  Zweck  liiuaua* 
greifender  Maßregein  anf  jene  VerhSItniBsc  beschränkt  bldben,  in  welcben  die  spedfiscfae 
Yuraussetzung  ihrer  Anwendung,  d  i.  der  Kriegszustand  vorhanden  ist.  Dazu  kommt,  daft 
erfahnmgagemäß  die  Friedensblokade  viplfach  iiitlit  L'ecifrnct  bt.  den  Stiiitfai!  definitiv  zu 
beseitigen,  sondern  tatsächlich  zu  ernstuiuu  V  erwicklungen  fühit,  au  die  sich  endlich  der 
Auabradi  des  Krieges  anschließt.  Erwägungen  dieeer  Art  lanen  die  ZuHUatekett  der  bier 
in  Frage  stehendt  n  Maßregel  jeilenfalls  zweifelhaft  erscheinen.  loi  "!l>njren  ist  eine  Eeiho 
von  Streitfragen  über  deu  Umfang  der  durch  dio  Maßregeln  herbcigclUhitcu  Wirkungen  ent- 
standen. Das  Institut  fOr  intcmationaies  Recht  alaeptierte  dio  Ei|pebnisse  der  Praxis,  die 
auf  der  Überzeugun^r  ^  o"  '^«'r  Zulibssigkeit  der  MnRregel  bendien,  und  formulierte  eine  Kcihe 
von  Qnindsataeu.  Die  Blokadc  muß  effektiv  und  notifiziert  sein.  Dio  aisüerten  Schiffe  aullcn 
tediglieh  sequostrieit  weiden  und  rind  nach  Aufhebnng  der  Blokade  den  BigentQmem  mit 
der  Ladung  zurfickzugebcn  u.  z.  ohne  Entschädigung 'j.  Dagegen  dürfen  nach  der  Ansicht 
des  Instituts  ueotcale  Schiffe  den  Uafen  trotz  der  Blokade  anJaofent  ohne  sich  Gowaltliand- 
langen  seitens  der  blokicrenden  Macht  auszusäen  *|.  In  der  Praxis  kam  es  allerdings  vor, 
daß  auch  neutrale  Schiffe,  welche  die  Blokade  zu  brechen  suchten,  saisiert,  aber  zurück- 
gegeben wurden,  n.  ohne  Entschädigung;  so  in  dt>r  Zoit  vor  tsjiv  Aiulcr.s  in  den  schon 
üben  (S.  45S)  erwiUiuien  neueren  Fällen.  In  dem  Falle  de»  Vorgeliens  gegen  VeuezuL'hi(1902) 
wurde  der  Standpunkt  der  krici.i  rini  hen  Blokade  eii^{enoimnen,  daher  Oewaltbandlnngen 
gi^eu  Blokadebrueh  durch  neutrale  Schiffe  nicht  anspeschlosscn  waren. 

§  163.  5,  Intervoiitioii.-')  I.  Die  Einmischung  eiiip:<  Staates  in  einen 
zwisclieii  andern  Staaten  schwebenden  Streitfall  (ohne  individuelle  Legitiiuatioii 

1)  Siehe  Annnairo  IX,  275  s(|. 

2)  Hcffter-Gefrckon,  {  112,  Pereis,  Seerecbe  {  80.  verfangen  von  den  Neutralen 
Respektierung  der  Fricdensblokadfr  Die  fiberwie|{ende  Hefaittbl  der  Theoretiker  verneinen 
aber  eine  solche  Pflicht. 

31  Helberg,  Da»  Prinzip  der  NichtIntervention  flS42l;  Rotteck,  Das  Rocht  der  Ein- 
mischung tlS45l;  Bern  er  iu  Diiiui^i  hli's  Staatswöitcrbuch  s.v.  ^Iiiter\  oiitioii ' ;  Heffter- 
Gcffcken  §§  44—46;  Gcffckeii.  IUI  IV  S.  l:ilff.:  Strauch .  Zur  Iiitcr\  cutionslctirc  (1*>79( ; 
F.  V.  Martens  I  S.  209 it.;  Gareis  §  'iii;  v.  i^iszt  §  7 ;  Iii  vier,  Lehrb.  §  131  und  Principes 
I  p.  S89sq.;  Heilborn,  System  S.  353 ff.;  Lawrence.  Coramentaire  sur  Whoaton  II  p. 
191  sq.;  naiitrfpuilip,  I^c  principe  de  non-intervention  (1S63);  St nplc ton,  Intervention  and 
Nou- Intervention  ctv.  (Ib66);  Oppenheim  I,  154  sq.;  Calvo  IUI  sq.;  Pradier- 
Fodördt  Trait<  {§  SM sq^  J.  St  H ill.  A  few  words  on  Non-Interventtoa <1859i:  Kebedm''' 
De  l'intervciiHon  ISiiOi;  (' ani  ;i/.z;i  ■  A  inari  Ii.  V;  Engelhardt,  ebenda  Brocher, 
ebenda  XXVI;  Flocckhcr,  Lcs  coua^queuves  de  riutervoutioa  in  der  BG  III  32U  sq.; 
F6rand-6iraad,  La  roeonnaisaance  de  belligennco  dans  los  guem»  eivilos  in  der  eben 
zitierten  Revue  III  p.  285,  28S.  Vgl.  schon  hier  auch  Dcsjardins  iu  der  eben  zitierten 
BeMie  III  p.  1^7  M].  (La  docti-iue  de  Monroe),  iusbcsuuderc  die  daselbst  angeführte  Depesche 
des  Lord  Salisbury  vom  26.  November  1895  im  Venezuelagrcnzstreit  i).  152;  de  Olirart, 
Diff£rend  eutre  l'Espagne  et  lcs  Ktats-Unis  au  sujet  de  la  questiou  Cubaino  in  der  zitierten 
Rems  IV  p.  571  sq.  (mit  näheren  Utentarangaben  über  die  kabaniscbe  Angelegenheit  S.  &77 
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durch  Vertrag  oder  auf  Onuid  konkreten  Verlangens)  und  das  Eingreifen  in 
die  inneren  Anpfelpprtnilipitpn  pinofj  dritten  Staatp?^  bilden  Tatbestände,  welche 
auf  dem  Boden  der  (jemeinschaft  selbständiger  Stauten  als  eine  singulare  Be- 
tätigung des  Willens  eines  einzelnen  Völkerrechtssubjekts  gegenüber  anderen 
gleichberechtigten  Subjekten  sich  darstellt;  die  Selbständigkeit  und  gegen- 
seitige Unabhüngigkeit  der  Staaten  mfißten  jedes  nicht  auf  einer  allgundnen 
völkerrechtlichen  Norm  oder  einem  individuellen  rechtlichen  Titel  beruhende 
Eingreifen  als  einen  Angriff  auf  jene  Freiheit  und  fnlo-emüßiß-  als  Rechts- 
widrigkeit  anssrhließen.  Da^eGfen  kennt  die  Geschichte  der  Staaten  eine  ^rroUe 
Eeihe  von  Fällen,  in  denen  einzelne  Staaten  ein  solches  anomales  Vei  lialten 
dritten  Staaten  gegenüber  beobachten ;  ja,  in  dem  ersten  Vierth  des  19.  Jahr- 
hunderts vindizierte  sich  die  mchte  der  heiligen  Allianz  ein  fitrmliches  Recht 
der  Intervention.  Indessen,  so  sicher  derartiges  Eing-reifen  berechtigt  ist, 
wenn  es  auf  einem  rechtliehen  Titel  beruht  oder  angeboten  bezw.  erbeten  ist, 
ebenso  sicher  fehlt  den  hier  in  Betracht  kommendfln  mit  dem  Ausdruck 
Intervention  bezeichneten  Fällen  der  rechtliche  Titel  und  kann  von  einem 
Recht  der  Intervention  nicht  die  Rede  sein.  Diese  Fälle  charakterisieren 
sich  nämlich  durch  die  spontane  Anwendung  kompulsiven  Zwanges  seitens 
eines  Staates  in  den  wechselseitigen  Beziehungen  zweier  Staaten  oder  in  den 
inneren  AiiQfelegenheiten  eines  Staates '),  um  ein  den  lnt»'ressen  des  interv«*- 
nierenden  Staates  entsprechendes  Vei-halten  des  anderen  Staates  be/.w.  der 
anderen  Staaten  herbeizuführen.  Aus  dem  Beieiche  der  Intervention  scheiden 
jene  Fälle  ans^  in  denen  das  Einschreiten  durch  eine  verletzende  Handlang 
des  anderen  Staates  veranlaßt  ist,  der  verletzte  Staat  also  kraft  Rechtens 
gSgen  den  Urheber  der  Verletzung  YWg^t  Der  Zwang  ist  hier  das  rechtlich 
anerkannte  Mittel,  znm  Ziele  zu  gelangen.  In  den  InterventionsfHllen  stützt 
aber  der  lutervenient  sein  Eingreifen  nicht  auf  ein  Recht.  r*as  Verhalten 
des  Staates,  das  dem  intervenierenden  Staate  zum  Kingi-eifen  Anlali  gibt,  Ist 
fionnell  nnanfechtbar,  weil  es  nur  in  der  Betätigung  der  eigenen  Freiheit  nnd 
Selbständigkeit  besteht;  daher  ist  ein  Recht  der  Intervention  nicht  anzuer- 
kennen, wenn  nicht  ein  solches  Recht  förmlich  eingeräumt  ist. 

U.  Wood  nun  im  Hinblick  auf  die  Tateadie,  daß  Staaten  ulme  einen  rechtlichen  An* 
sprach  auf  da  bwtlmmtcs  Verhalten  eine«  anderen  Staates  gleichwohl  ein  hoIcIics  Veriudtcn 
fordern  und  die  Kritik  einzelne  Intorventionsfillle  nach  Anlafl  uml  Zu  eck  :ui erkennt,  so  er- 
lebt eich  dio  Kotweadigkeit,  zwei  Frajteii  in  ErwSgong  zn  uehem.  Es  eotstebt  in  ontcr 

Note  1);  dazu  John  Basset  Moore,  The  Monroe  doctrinc,  its  originc  nnd  meaning  {IS^b) 
p.  28q.:  Bourgeois,  Le  principe  de  Non-Interventiou  in  der  zitierten  JReviie  IV  p.  74.')  m|. 
(mit  Bezug  auf  dm  Werk  von  Frau^-ois  Dcscofttes,  Ln  liyoludoD  fmiivaise  vue  de 
Tetrangcr,  1789—1799,  Hallet  da  Pan  I  Benie  «t  &  Londree,  d'afwte  one, correepondanoe 
in6ditc  <l8'n  ). 

1)  Geffcken,  iiil  IV  S.  181  definiert  die  Intervention  alu  „das  gebieterische  Ein- 
(preifen  eines  Staates'.  F.  v.  Hartens  I  &  209  vei^elit  unter  iDtetreDtion  ,dne  nicht 

erbetene  Einmischung".  -  Ah  frehieterisches  Einschreiten  in  dfo  inncrrn  Anjrelcfrpnheitpn 
eines  anderen  Staates  dofioicrt  Berner  a.  a.  0.  V  341  die  Intervention;  er  lülSt  also  die 
bitervention  in  die  Angelefrenheiten  zweier  anderer  Staaten  in  seiner  Definition  nnbcrflek- 

sichri^t,  ob/war  er  der  Sarlic  nacli  aiuli  diese  FSllo  des  Einschreitens  unter  don  Begriff  der 
Intervention  subsumiert.   Vgl.  Heilborn,  System  3^3,  üH;  ebenso  Oppenheim  I.  g  134. 
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Reihe  die  Frage:  wie  läßt  sich  im  Boreich  der  iuteraationaleu  Uechuurdnun^  ein  in  der 
Praxi»  der  Stuten  eo  blnfi^  verkomnender  Voii^i;  ia  tbeei  rechtfertifeo  and  damit 

clor  Intervention  der  Chanilfer  eines  mit  dem  Wesen  des  Vulkerreolits  tnindcstenH  verein- 
baren Insütats  vindizieren?  Da  aber  nicht  jeder  Intorvcntionafall  in  dem  ioteroationalcQ 
BecbtsbewnfieBein  und  dem  Urteil  der  CSeeohidtte  seioe  Sanktion  gefaodea  hat,  m  dviiwct  aleb 

sofort  die  ZM(>ite.  .illcrdingB  nur  schwer  in  einer  prinzipiell  enchSpfeadeo  Fomd  U  ISaeode 
Frage  nach  der  exaeptionellon  Zulässigkeit  auf. 

Waa  Dun  die  ernte  Frage  bettffft,  ao  iat  derao  Beantwortung  augcnaclielnK^  mir  dttrdi 

die  Würdigung  der  Eigenart  der  internationalen  Kecht»ordniing  zu  gewinnen,  die  den  Völker» 
rechtsaubjokton  selbst  zur  Gelt«ndnachaog  too  reciitUcheo  Ansprüchen  in  letzter  Reihe  die 
Selbsthilfe  zur  Verfügung  stcIlL  Von  der  Selbsthilfe  wird  daher  der  Staat  umso  mehr  dann 
Gebrauch  machen  dürfen,  wenn  Jene  tutsiii  liliihen  Voraussetzungen  vorliegen,  weli'hc  selbst 
in  der  nationalen  Rechtsordnung  an  Eingriffe  in  eiue  fremde  Rocbtüsphüre  keine  rechtliche 
Wirkung  knüpfen,  nämlich  iu  den  lallen  dos  Notstands.  Von  liicseu  Fällen  der  Selbsthilfe 
sind  nnn  in  jeder  Beddmng  veradiieden  jene,  die  ala  Interventionafille  griten.  Mag  daher 
immerhin  in  den  Intcrvcntionsfällen  nnf  Seite  des  Intervenienten  vnn  einer  Zwanf,^lafrc  bc- 
zfiglicfa  aeiner  lateresaen  geeprochcn  werden  kOunen,  ao  fehlt  ihr  doch  das  spezifische  Kri- 
teriom  dea  Notatanda.  WIren  ^e  IntonrentionallUe  ideotladi  mit  den  Notatandaflllan,  ao 
wäre  die  piaktisetie  nnil  tlieoretisehe  Unterscheidung'  von  Notstand  und  hiter>'ention  von 
vornherein  unhaltbar. 'i  Will  man  im  Völkerroebt  den  im  Stnfrecbt  aoagebildeten  Begriff 
dea  Kotataada  featbalten,  ao  wird  man  im  Auge  behatten  mttaaen,  daß  aia  v<61keneebtliche  Not- 
atandsfällc  nur  jene  in  Betracht  kommen  kOnnen,  in  denen  der  Notstand  nicht  durch  das  be- 
aonders  qualifizierte  Verhalten  eines  anderen  Staates  verursacht  worden  ist  In  den  Inter- 
ventionsfällen  sind  es  aber  gerade  das  Verhalten  eines  Staatm,  politische  Vorgänge  in  einem 
Staate,  ein  zwiselion  zwei  Staaten  achwcbender  Streitfall,  die  dfö-  Intervenient  als  Fn-adie 
einer  Gefahr  für  seine  ei^'cnen  Interessen  (idcr  einer  Pehiidiirnng  dieser  Interesf^cn  betrachtet. 
Die  besondere  (Qualifikation  des  Verhalteiia  des  Suate^,  gegen  den  iutx;rvüuiert  wird,  charak- 
teriaiert  üch  dadurch,  daß  es  eine  praktisch  gefährdende  oder  si-iiadigende  Wirkung  aof  die 
Interessen  de?  Intervenienten  äußert.  Positive  Handlungen  und  rnterlassunjren  einer  Regie- 
rung können  formell  recbtmäüige  Vorgänge  sein^  ferner  sind  staatsrechtliche  Veränderungen, 
liervorgerafen  doreb  eine  vevointionlre  Partei,  ein  Tacbeataad,  der  ebenso  wie  ein  StrdtraU 
zwischen  zwei  fremden  Staaten  für  jeden  dritten  Staat  eine  fremde  Angelegenheit  bildet,  die 
aber  gleichwohl  die  Quelle  einer  KoUiaiün  der  Intcrosaen  der  beteiligten  und  nichtbeteiligtou 
Staaten  eein  Icann.  Da  nnn  der  8dintz  der  Intereawn  infolge  der  Eigenart  dea  YOlkerredita 
den  Trägern  betreffender  Interessen  in  der  Form  der  Sethsthilfc  rdierlasscn  lileiben  muß,  so 
evBcbmnt  auch  die  Intervention,  die  praktisch  auf  den  Scbuu  jener  Iniereaaen  gerichtet  ist, 
als  ein  Akt  der  Selbathi!f&  Er  ist  nmao  nnmtbehriichar,  irän  die  internationale  Bedits- 
ordnung  dnrcb  eme  Beschränkung  der  Selljs^thilfc  auf  die  Verfolgung  von  Rechtsansprüchen 
die  Existenz  und  die  Interessen  der  einzehien  .Mitf^liedi  r  ^e^en  den  mit  der  Betätigung  der 
freien  Persönlichkeit  der  einzelnen  Staaten  luehl  tscltcti  verknüpften  Mißbrauch  der  Unab- 
hingigkeit  schutzlos  ließe.') 

Der  Inhalt  dieser  Selbsthilfe  bestellt  in  der  Anwendung'  konipidsis  en  Zwangs,  die  dem 
Interventionsbegehren  eigentümlich  ist.    Die  Anwon<lung  physischen  Zwanges  (Verbängung 

Ii  VjjI.  Heiibnrn,  System  S.  357,  358:  ,.  Wäre  die  Intervention  nur  im  Notstände  statt- 
haft, ao  brauchten  wir  keine  Interventionalehre  .  .  .  Die  Interveotiun  wäre  nur  eine  der  im 
Notatande  nnirerbotenen  Handinngen.  Danof  hat  adion  Rotteck  falngewteaen."  V^.  Bot- 
foek  a.  a  0.  b.  20  ff.  So  sehr  nnn  lleilborn  Notstand  und  Intervention  von  einander 
sondert,  so  scheint  er  doch  den  Notatandafail  als  den  primären  Intervcntionafall  aufzufassen, 
wenn  er  a.  a.  0.  weiter  sagt:  „Iat  nnn  die  Intervention  nidit  nur  dann  culSäsig,  wenn  ein 
Notstand  vorliegt,  so  erscheint  die  Ebwieirnog  der  FlUe  geboten,  in  welchen  aonat  noch  intor^ 
veniert  werden  darf." 

i)  Heilborn,  System  363:  .Die  Intcivontion  soll  .  .  .  verhüten,  daß  das  summum  ju« 
anr  aumma  injuria  werde;  in  dem  Zwedc  lae  aie  den  Vdlkeneebt  ttnentbehrticb." 
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einer  Friedmabiokade,  Kntg)  kann  notwendig  werden,  wenn  der  Akt  der  IntcrventtoD 
wirkiingslos  bleibt')  Die  Ide«  der  Intervention  häng't  jedenfalls  mit  dem  Gedanken  tu* 
Bammcn,  daß  sie  sction  für  aich  allein  als  wirksames  Mittel  cnaninBchter  Beseitigung  von  In- 
tereaseDkoiUuonen  fuDgierc  and  daß  der  £ni&t  dos  gebieteriecben  Auftretens  des  Intcrvenienten, 
d«r  efVcolaeU  rar  Amwmiwag  pbyaiwben  Zwange»  eataehloeMu  iat,  die  Anwendung  gendo 
dieaea  Zwanges  entbehrlich  mache. 

Die  Beantwortung  der  l'ragc  nach  der  ZulüsKigkeit  der  Intervention  muß  an 
die  muglichcD  Intercssenkollisionen  anknöpfen.  Gerade  darin  aber  liegt  die  Schwieiigkeit 
der  Beantwortung  nnd  erklärt  es  aich,  daß  es  bisher  nicht  gelungen  ist,  die  Grflnde  zolSasiger 
Inter^'cntion  tn  lf)nnnlicrcn.  .Icdcnfalls  imiß  doi-  Kroi.^  der  Fälle  zulfissiger  Intervention  sehr 
enge  gezogen  werden,  da  es  sich  ja  hier  um  einen  exzeptionellen  Eingriff  in  die  Unabhängig' 
keit  einea  Staates  handelt,  dn  aoleher  Ein|$rifff  also  nur  im  Hinblick  anf  die  Geflhrdnog  der 

wichtigHtoii  fiitoros-it'n  staftfindon  kann,  für  die  Beantwortung  der  Pni^«'  iibcr,  ol»  betrcffonde 
Jntoressou  wichtig  genug  sind,  um  jenen  Eingriff  zu  recfatfertigeu,  eiu  objektiver  Maßstab 
fehlt  Jnristiecbe  nnd  hiatoriecbe  Kritik  babim  zu  meist  widerapredienden  Uiteilen  Vbw  vor- 
gekommene Interventionefille  geführt;  politiadie  Meinungen  haben  eine  gleiclimäßigc  Be* 
urtcilun;,'  bcrrfffciider  F3Ile  \iclfaL'h  von  vornherein  anfgt^ch!f>f<isen.  So  geetaltete  sich  zu 
einer  viel  uoiätritteueii  l'ragt:  zuläMigcr  lotervcntioit  h,  dio  Aktiuu  der  Alüierteu  gegcu 
das  revolationire  Franlureicb.*!  An  diese  Aktion  schloß  «ich  bekanntlieb  in  weiterer  E^t» 
■n-ifklnng  der  Ereignisse  in  den  ersten  drei  Dezennien  des  10.  Jalirliunderts  (seit  dem  Aachener 
Kongreß  ISIS)  jenes  politische  ij^'Stem  Österreichs,  I'rcußens  nnd  Rußlands,  dem  zufolge  sich 
die  fpenannten  Hldite  das  Reeht  vindislerten,  va  intervenieren^  wenn  durch  innere  ünwil- 
/iinpfii  eine  Ref^ieninfrsforni  oder  solclif  poIiti.->c}ie  (irundsätzc  nach  (^oltun^  strebten,  welche 
ihnen  al»  eine  Bedrohung  des  monarchischen  Prinzips  und  der  Legitimität  erschienen.  Der 
Orundgodaok«  dieses  Systems  ward«  von  Hatlemieii  b  der  t^nlardepesdie  vom  11  Hat 
1821  (nach  dem  I^ibacher  Kongresse)  zum  Anadnck  gebracht'».  Hiernach  wird  der  mit  der 
Selbständigkeit  jeder  nationalen  Reehtsordnnng  gegebene  (?riindsatz,  daß  staatsrechtliche  Um- 
ge«taltuugen  eines  Gemeinwesens  eben  nur  von  dem  Staatärccbt  dieses  Gemeinwesens  tie- 
stinnnt  sein  können,  ignoriert  und  ein  dem  Staatsrecht  angchSrender  Rechtssatz  willkfirlioh 
als  völkerrechtliche  Nonn  hingrstellt,  um  im  Wege  der  Intervention  anderen  Staaten  be- 
stimmte politische  Maximen  aufzunötigen.  Im  Gegensatze  zu  diesem  System  erblicken  die 
heutig«  Praxis  nnd  Doktrin  in  den  staatareditliehen  Umgestaltungen  dnes  Staates,  die  von 

anderen  politischen  Maximen  beherrscht  sind,  als  die  ^taatsreclItIiche  Ordniini;  anderer  >taaten. 
itiäolangc  keinen  Grund  zur  Intervention,  als  nicht  die  eigenen  Institutionen  durch  eine 
aggressive  Propaganda  einer  unmittelbaren  Gefahr  ansgeselzt  sind.  Lideaaen  wird  die  Be- 
antwortung  dieser  Frage,  die  eine  rein©  Tatfrage  ist,  nicht  selten  Sehwierigkeiten  begegnen. 
Vorgänge  in  einem  Staat,  welche  die  (irundlagen  der  internationalen  Gemeinschaft  und  dadurch 
mittelbar  üio  Sicherheit  der  Mitglieder  dieser  Gcmeinschait  bcrühi-cn  iz.  Ü.  die  Erklärung 
Lamaitine's  im  Jahre  184S,  daß  die  Beschlfisse  des  Wiener  Kongresses  von  ISIS  fiir  die 
französische  Kepublili  nicht  mehr  bindend  sciom,  rcchtfcrtif^cn  eine  Intervention  der  Mächte 
lals  KoUektivinterventiun).  —  In  Fällen  religiöser  Bedrückung  der  Uutertajieu  eines  ätaates 

t>  Vgl.  Geffeken,  HH  II  1S3.  Vgl.  auch  Hnilborn,  System  364. 

2)  Intitressantc  Aufschiassc  Aber  die  Meinungsverschiedenheiten  in  der  Benxteiinng  der 
Intervention  der  Mächte  bringt  die  1897  von  Descostes  beranagcgcbene  Korreapondcns  von 

Mallct  d  u  Tau. 

8)  Hit  Redit  bemerkt  Hciiborn,  System  357:  „Fonnell  bat  die  heilige  AUians  (die 

Freiheit  der  Staaten)  nicht  negiert;  ^ie  hat  sie  theoretisch  unter  der  Bedingung  anerkannt, 
daß  sie  von  der  .le^dtrmcn'  pesetz;rebpnden  Gewalt  ausgeübt  werde,  daß  die  letztere  bei  Er- 
greifung ihrer  Malinahmcu  uuabhiuigig  sei."  Tatsächlich  aber  „hat  sie  die  Freiheit  der 
Staaten  untergraben.*  —  Niberes  über  das  Vorgehen  und  die  Meinungsget^ensatze  der  Mächte 
in  Fm^on  der  intcrventinnf^pnlitik  jener  Epoche  sidie  bei  Oeffckon,  HU  ii  ä.  141  (f.  Stehe 
auch  Kivicr,  Principe»  1  p.  3!»^  sq. 
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negiert  die  heutige  Doktrin  die  ZtUäsMgkeit  der  Intervention  I>ag«tcca  wird  gegooüber 
nidilchristticbeii  Staaten  w  FNIen  bailMniMlier  Verfolgunf;  der  diristHehen  B«75lkening  die 
Intervention  der  christlichen  Hicbte  b«fQrwortet 'i.  —  Hartnäckig  geführte  BQi^gerkriege, 
anarchische  ZustJlmie  können  unter  Umständen  ein  Eingreifen  dritter  J^taaten  rcchlfertipfn. 
so  DaiuentUcb  dann,  wenn  die  Gewaltakte  über  die  Grenzen  des  lut^urgiertcn  Laad«»  hinau» 
die  Interaasen  anderer  Staaten  konstant  gefälirden.  So  z.  B.  in  dem  Falle  der  Interventiou 
der  Mächte  in  Griecheninnd,  die  mit  der  Bildung  des  Königreiche»  Griechenland  (durch  den 
Vertrag  vom  7.  Hai  1^2)  endigte.  —  £ia  mit  den  Gnutdlagen  der  intemationalcu  Ueoicin- 
«diaft  enge  aosanmenblngender  AnlaB  rar  Intervention  wird  in  den  Aspirationen  einca  eln- 
/.('Inen  Staates  auf  eine  dominierende  Stellung  in  der  Gcracinscliaft  der  ^^taateii  uiul  der  damit 
gegebenen  Bedrohuug  des  Gleichgewichts  erbhckt  Ob  eine  Gefahr  solcher  Bedrohung  des 
GldehgewieblB  vorliegt,  wird  nicht  doreb  die  politlaebe  Meinung  eines  einzehion  Staau*»  ent- 
schieden werden  können;  daher  werden  in  derlei  Fullen  nur  diejenigen  Milchte  berufen  sein, 
zu  intervenieren,  denen  in  deu  Angelegenheiten  der  intcrnatioualeu  Gemeinschaft  die  führende 
Holle  sukotnint.  Oer  Mißbrauch  ist  indessen  auch  iiu  Hereicii  dieser  intervcntioasf&lle  nicht 
aoegvaeliloMen.  —  Formell  ist  die  Kollektivintervcntion  entweder  die  Folge  einer  Kollektiv» 
garantie  oder  sie  beruht  auf  einem  eelbstindi^eu  f'!)erfinkommen.  Kollektives  Vorgehen  der 
leitenden  Mächte  wird  (abgesehen  von  den  Fällen  der  Bedrohung  des  Gleichgewichts  der 
Staateni  dann  als  anllaslff  endiefaien,  wenn  das  Verhalten  eines  Staates  die  Neglening  der 
Gnindtaf,'en  der  inteniationalen  Ordnung  nnd  de*.  VöIkciTccIita  bekundet^). 

5;  11)4.  Die  MonrocMloktrin  ').  Aus  dem  in  dnui  vonVen  Para^aphen 
tiej^agien  ci-q-ibt  sich,  daß  unter  ge\vis.seu  Voraussetzungen  auf  dem  Boden  der 
interuatiunalen  Gemeioscbaft  das  imperative  Eingreiteu  eiue^i  St^tei»  bezw. 
das  kollektiTe  Eing^rdfen  der  Hftehte  in  die  Angelegenheiten  anderer  Staaten 
—  die  Intervention  —  nicht  entbehrt  werden  kann.  IHe  auf  die  Intervention 
beisUglichen  Anschannngen  haben  sich  an  der  Hand  geschichtlicher  Vorgänge 
auf  dem  OesamtgeVtiVt^^  der  internationalen  GefüMinschaft  und  der  volkerrecht- 
liclien  Ordnung  herausi;el»ilaei:  sie  haben  diese  Ordnung  als  einen  die  ganze 
iute!  iiationale  Gemeinschaft  umfassenden  Komplex  von  Normen  zur  Voraus- 
setzung. Da  non  das  Völkerrecht  bezikglich  der  Geltung  seiner  Normen  im 
Bereich  der  sie  anerkenn»kden  Staaten  f&r  einzelne  Omppen  der  Mitglieder 
der  internationalen  Gemeinschaft  keine  Ansnahmen  zulassen  kann,  ohne  sich 
selbst  als  Gesjuntordnung  fiir  die  Beziehungen  der  Mitglieder  der  internatio- 
nalen (tpnieiu.schaft  von  vornherein  aufzugeben,  so  erscheint  der  an  die  sog, 
Monroedoktrin  geknüpfte  Versuch  der  nordamerikanischeu  Union,  die  Inter- 
vention enropftischer  Staaten  in  Angelegenheiten  der  Staaten  des  amerikanischen 
Kontinents  anszoschlieSen»  als  Negiemng  der  von  den  amerikanischen  Staaten 

1)  Vgl.  Geffeken  HR  II  &  t4Sff.   Anden  Blnntsehli,  VSikerradit  S.  47S.  — 

Eigenartig  ist  das  Vorgehen  de«  Berliner  Kongresses  18TS  gegenüber  Serbien,  Itnmäniea  und 
Montenegro,  deren  Anerkennung  als  sclbstfuidipe  Staaten  von  der  landesrechtliehen  Nonnicning 
bestUnmter  Tuleninzvorschriften  abhängig  geuiuclit  wurde  (vgl.  ArtL  27,  35,  -14  de«  Berliner 
Vertrage). 

;>  v?l.  F  V.  Martens  I  S.  301,  .m  Nlhete»  fibor  die  Interventionen  im  osmaniaeben 

Reich  bei  Geffeken,  UU  II  S.  Jü&ff. 

S»  Vgl.  Geffeken,  HR  II  S.  IST;  Rivier,  Prindpee  I  p.  409,  404. 

4)  John  BasBCtt  Moore,  Tlie  Monroe  DoLtrinc,  its  oripin  and  meaniiiir  (New-York 
Ib^ii;  Desjardins,  La  doctriue  de  Monroe  in  der  Revue  gen.  de  dr.  intern,  publ.  Iii  p. 
IST  sq.;  de  Ollvart,  Lo  diffMnd  entre  TEspagne  et  lea  l^ta^Unia  au  »njet  de  ta  qnestioo 
cubaine  In  den^ben  Revue  IV  p.  577  sq  ;  Cespodes,  dootriua  de  Monroe  (Havanna  1S94|; 
Geffeken,  HH  II  S.  159 ff.;  Rivier,  Principea  I  p.  4048q.;  ¥.  v.  Marteua  I  S.  303 ff. 
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selbst  anerkaiiuteu  Geltung  des  Völkerrechts  lür  diesen  Kontiuent.  Gleich- 
zeitig vindiziert  sieh  aber  die  Union  besfli^icli  der  fibrigeu  amerikaafeclieii 
Staaten  ein  anssehliefiliches  Interventionsrecht.  Die  formelle  Grundlage 
dieser  Doktrin  ist  die  Boti;cliaft  des  PrAaidoiten  Monroe  vom  3  Dezember 
1823.  Den  iü  dieser  Botschaft  ausge-sprocbenen  Ideen  kommt  in  der  Tat  mit- 
die  Bedeutung  einer  Doktrin  zu:  sie  hat  keine  rechtlich  bindende  Kraft  fnr 
die  anderen  Mitglieder  der  internationalen  Gemeinschall,  weil  sie  nur  eine 
Regel  für  das  politische  Verhalten  (a  rule  of  policyj  der  Union  bilden  kann, 

Ffir  den  Inhalt  ißeaer  Duktrin  sind  die  §§  7,  4S,  49  der  BotBchaffe  maBgebeod;  sie  ont' 
halt«n  zvvpi  Krklärunffcn:  (Iii-  i-iiu-  M-hließt  jede  neue  Erwerbung  von  Kolonien  seitens  eun>- 
päi»dier  Mächte  auf  dem  aiucrikaniächcn  Kontiueut  *},  die  andere  jede  lutervention  europäischer 
Mldite  in  Inneren  Anf^eijcnbeiten  amerikaoiiGher  Stuten  am*>.  Die  neueatc  Politik  der 
Verc'iiiietun  Staaten  greift  viflfach  iu  der  Anwendung  jener  polilii^ilu'n  Regel  über  tlemi 
Wortlaut  und  die  Meinung  Monroe'»  hioaos;  m,  wenn  Piüsideut  Grant  in  aeiuer  Butfichaft 
erklbte,  daS  dk  amerikaikledien  Beelttnini^  earopUscber  Mbiit»  nicht  einen  Glegengtand 
von  G^ietweanonCD  an  eine  (Mir<>pru.>)clic  Macht  bilden  dürfen,  nud  daß  diene  Besitzungen 
onr  eine  einzitje  stfiat.«rr(  htHehc  ViTÜndorunp  erfahren  könnten,  nämlich  die  Erlangung  staat- 
licher Selbständigkeit.  Di«  Zestiioii  der  Insel  St.  Baitheli'uiy  an  Fi-nnkrcich  auf  Urund  eines 
ÜbereinkoniRiens  mit  Schweden  (1877)  steht  aber  mit  dem  Wortlaut  der  Honroe^aehen  Bot- 
schaft durchnnfi  nicht  in  Widcrspnich.  Wie  jene  AHsfiihninKcu  des  Präsidenten  Grant,  m> 
Boll  auch  der  Ausschluß  scbiedsricbterlicher  B^eiliguDg  einer  europäischen  Macht  an  den 
poUdidiett  8treldgk«Ite»  aneilkanlaeher  Staaten  eine  ioffisdie  Konaeqaens  der  Monroedoktrin 
sein;  damit  wird  tlcn  amerikaniHclieii  Staaten  das  Rolbsthtstiinnuingsrecht  in  der  Wahl  eines 
ächiedaricfaten  geradezu  abgesprochen  und  die  Uouroedoktrin  in  einer  die  Grundlagen  des 
Völkerrechts  ignorierenden  Wmse  za  GnnateD  der  Union  interpretieit.  Am  weitesten  ging 
die  Union  noucsti  ns  in  ikm  Greimtielt  swiacbcfi  England  and  Veaeauela>  deaaen  Ordnung 
sie  aicii  schlechthin  vindizierte'). 

5j  165.  IL  Der  Kries.  *)  Bei^riflT  des  Krief?CN.  I.  Unter  Krieg  versieht 
man  die  Unternehmung  militärischer  Gewalthandlungen  von  zwei  oder  mehreren 

1)  Diese  ErklMinn?  wurde  mitBeBUg  «af  die  zwiacben  Rußland  nnd  England  atrettigen 

Nordweetgrenzeu  abgegeben. 

2)  Die  zweite  ErUftran«  wendet  ateb  Segen  den  Veraneh  der  europiiMben  HldMe,  su 

Gunsten  Spaniens  bczüglicli  di-r  iibfrtfallenen  amerikanisch on  Kolonien  ziinäclist  durch  Ein- 
berufung eines  europftiachen  Kongressea  oinzuachreiten  und  das  politische  Üyatem  der  heiligen 
Allianz  auf  Amerika  anezodebnen. 

S)  Näheres  dani))er  bei  Dosjardins,  1.  C.  intbeeondero  p.  15(isq. 

4i  LuedorllH  IV,  171  ff.  imitreicher  LiferaHiransrsbe);  0  ef  ftkon,  Soekricgsrccht,  ebtniia 
547  ff.  —  Vgl.  iin  übrigen  Berner,  s.  v.  Krieg,  l\riegsm-ht  in  BhintM^hlis  Staatswürterbueli ; 
Heffter-6effckenS§llsrf.;  F.v.Martcns  II,  476ff.:  Perela.IotemationiüesSeereditSnff.; 
Binntschli,  §§  510ff.;  Leutner.  Das  Recht  im  Kriege  (auf  Onind  der  Brüsseler  Peklarafion» 
1680;  Triepel,  Die  neuesten  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts  (1^94);  Heilbor«) 
System  321fr.  und  HKRE.  mhtt;  Gareis,  $79^.;  v.  LiAt,  $39rr.;  Rettieh,  Znr Theorie 
und  Geschichte  (ics  Ri'chts  zum  Kriege  (l!tS*^i:  v  Hart  mann,  Kriliache  Vfrsuclie  i Militärische 
^'otweudigkeit  und  liuniuniüit)  iu  „Deutacbe  Kundschau "  Xill,  XIV;  Uüatow,  Kriegspoütik 
In  KriegBgebranch  (l»7«»i;  Uatzenhofer,  Die  Staatawehr  (isnii:  A.  Zorn,  Daa  Kriogweeht 
zu  Lande  in  »einer  neuesten  Gestaltung  1 1906»;  Wagner,  Zur  I  ■  i  !■  ^  oa  den  Stniteriedigung«- 
mittelu  90ff.;  Calvo,  §§  !>((>»  sq.;  Guellc,  PrWs  drs  lois  <io  l.i  (uierro  ;*nr  terre  (184i»); 
Derselbe.  La  guerre  conuneotaJo  et  les  personnes  (l^Mj:  Fuock-Brutauo  et  Sorel« 
Prfais  du  droit  de«  gena  m  aq-i  Wieaae,  Ld  droie  iatenational appliqnC  aux  gnerres  dvilea 
f^s»)»,  .  piiier,  I.c  lois  actucllps  de  la  guerre  (I SOS) ;  Rivier,  PriueipesII  §61  nq.;  Ilou^ier 
lAiü  guerre»  civiles  et  le  droit  des  gens  ilil03>i  Leroy,  La  guerre  maritime  etc.  (190UJ; 
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Staaten  gegen  einander  mit  Gefahr  lUr  die  T9lkerrechtliche  Selbständigkeit 
oder  doeb  die  Integrität  (den  liandbesitz)  des  Staate  im  Falle  des  Unter- 
liegens. Der  Zweck  des  Krieges  ist  die  Geltendmachung  oder  Abwehr  der 
Geltendmachung  von  wirklichen  oder  vermeintlichen  Rechtsansprüchen:  Krippfe 
werden  aber  auch  zum  Zwecke  der  Lösung  politischer  Probleme  innerhalb  der 
internationalen  Geuieioschatt  und  zu  anderen,  eine  rechtliche  Seite  nicht  aiU- 
weisenden  Zwecken  geffthrt.  Fftr  den  Begriff  des  Krieges  ist  der 
Zweck  nicht  entscheidend. 

In  «Irr  (Jc^chichte  der  Menschheit  i«t  dpr  Krieg  urapriin^'li  !i  i\u-  im  Vordergrund 
stebeode  Form  des  Verkebn  oder  der  Berührung  der  im  übrigea  sieh  «ugenseitig  isoUerendea 
VStker  und  Staat«;  er  tritt  an  wilea  Zeiten  als  anfleruidentlicbea  und  ioftentoe  Mittel  be- 
rechtigter und  unberechtigter  Gelt<  ndniachnng  der  Volks-  und  Staatsintoresson  auf;  er  bildet 
aber  sugieicb  eine,  wie  es  scbeint,  unvenneidlicbe,  in  der  (jicschichte  der  Völker  immer  wio- 
dcrk«hrende  Erscheinung,  die  aaf  den  höheren  Stofen  der  Zivilisation,  welche  die  BczichuD^eii 
dci  Völker  und  Staaten  im  ganzen  zu  einem  Gogonatand  (Rt  Rechtaknltar  (durch  Sobaffnng 
de»  \'olkorn'olit,>:  crliobcn  hat.  in  den  Berr'irh  rrrhtlicher  Anschauungen  gestellt,  im  weiteron 
Verlaufe  der  Eatit'ickiung  zum  Gt^enstande  des  Hechts  geworden  ist.  Die  in  unseren  Tagen 
so  lebhaft  hervortretendeD  B«atiebiinf;en  aar  Erhaltnog  dee  Frieden»  werden  daher  immer 
mit  den  rirfuzen  dop  Erroirhharcn  zu  rechneu  und  die  vHIker-  und  individml-psj'chologischon 
Faktoren,  die  gerade  in  dieser  Materie  die  Geschichte  der  Völker,  ihre  Existenz-  und  Ent« 
wieklnngabedigvngen  wesendid»  beberteehen,  nicht  ana  dem  Ange  ▼erlieteo  dürfen.  Ebe 
Bestätigung  des  Gesagten  liegt  in  der  Bch.inilliins  <ler  allen  Ernstes  bei  der  Einberufung  der 
Uaager  Konferenz  im  Jahre  lt>99  in  Angriff  genommenen  Lösung  des  Kricdensproblems.  Bin 
besonnener  und  ehrlicher  Versuch,  recfatliclie  Garantien  der  Erhaltung  des  Friedens  zu  schafien, 
mußte  gldcbwobl  mit  Umstünden  und  Eventualitäten  des  Völkerlebcns  rechnen,  welche 
die  Unrormeidlichkcit  kriegerischen  Zns;unincn3tol?cs  fiberyencend  demonstrierten.  Damit  ist 
aber  das  unermüdliche  Streben  nach  Schall ung  der  mög liehen  Garantien  der  Erhaltung  des 
Friedens  nicht  nnr  nicht  anageeebloesen,  aondem  gerade  in  nnaeran  Tagen  an  einer  heiligen 
Pflicht  aller  derer  gewonlen,  die  auch  für  Völkerrecht  und  die  intcrn.itionale  Politik  ain 
dem  mit  der  Natur  der  Sache  gegebenen  Zusammenhang  des  Recht«  und  der  Anforderungen 
der  Sittlicfaiceit  festhalten.  Hlciitige  Fördemng  findet  solches  Streben  dnrch  die  oben  be- 
rührte ^'ifcliichilii  he  Wandliiiifr.  welche  die  kriegerischen  Konflikte  der  Völker  im  Laufe  der 
Neuzeit  unter  dem  Einfluß  der  Idee  und  der  Existenz  eines  VCIkorrochts  überhaupt  durch- 
gemacht hallen.  Der  an  die  Esistena  der  Staaten  und  Völker  greifende  mächtige  Vorgang 
di  .-^  Kilegcs  hat  sich  allen  Konieqnen»»  eises  geläuterten  internationalen  Hcchtabewulk.<cin> 
mu\  den  Fordt  ninaren  der  Humanität  imterzogcn,  allmählicli  angepaUt  und  damit  dem  Krieg 
zivilisierter  Völker  einen  ganz  anderen  Charakter  g^ebeu;  heute  ist  der  Krieg  Gegenstand 
intenurtionaier  Nonnen  geworden,  wobei  nfdit  TeiKeaaen  werden  darf,  dafi  schon  in  (den 
ältesten  Epochen  genissennaßen  instinktiv  sittliche  Anschannnf^en,  relif^iö^c  Gebote  und  die 
Sitte  zur  Anerkennung  gewisser  Maximen  des  Verhaltens  beim  Ausbruch  ein^  Krieges,  bei 
der  KrlegfOhmng  und  mit  Beang  avT  die  Beendigung  des  Krieges  geftthrk  hatten,  so  daß  der 
neueren  Zeil  wesentlidi  die  rationelle  Weiterentwicklung  der  hier  maBgebenden  Rechts- 
gedankeu  vorbehalten  blieb.  Diese  neueste  Entwicklung  der  juristischen  Gestaltung  des 
wichtigsten  LebensverfalUtnisacs  der  Völker  erfolgte  nach  einer  Reihe  bedeutsamer  friUicrcQ 
Versuche  in  den  Beschlüssen  der  Haager  Konferenzen  der  Jahre  1S99,  1907. 

II.  Damit  ist  für  den  Bereich  des  Völkerrechts  der  zivilisierten  Staaten 
der  juristische  Charakter  des  Krieges  als?  eines  Tveehtsverhältnisses  ge- 
gtibeu.   Die  heute  geltenden  Normen  regein  in  erster  Keihe  die  Beziehungen 

rhilliniorc,  Comm.  III,  §  irisq.;  Travers  Twiss,  The  law  of  nationsll;  Holl,  Treatise 
on  intern,  law  2,A.);  Hai  leck,  Elements  of  intern,  law  and  law  of  war  tEd.  vou 

Baker  tm)  L.  439 sq.,  II,  15«;  Oppenheim  n,  If  53sq.;  Westlake,  Cbaplen  256  sp. 
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der  Kriegfülirenden  untereinander:  der  Ausbruch  eines  Kriecres  ruft  aber  auch 
Beziehungen  der  Kriegtubrenden  und  N'eutrab'n  hervor,  die  lieute  <j:leiclilalls 
(seit  der  Ausbildung  des  Neutralitütsrechtii}  Gegeustaud  rechtlicher  Regelung 
gew)rdeii  sind,  Nonnen,  die  fllr  beide  Teile  die  Anei'kennang  von  Recbten 
und  Pflichten  mr  Folge  hatten,  durch  die  ein  wirksamer  Schutz  der  kolli- 
dierenden  Interessen  gewährleistet  werden  soll. 

Dtt«5o  Herrschaft  des  Kpcht«»  im  Kriege  bcrt  diiipt  mn  aber  nicht,  tliiHircHsfh  dfn  Krip? 
aU  Bccb  tsmittel  im  teclinisch-jumtiacheu  Sinne  zu  behandeln,  weil  der  Krie^  ja  nicht  not- 
wendig  and  fminer  seloe  VenuüaBMiiig  in  dnem  BecfatMtNnt  findet  snd  eohln  nfcbt  inmer 
alg  lieclitsinittcl  in  Anwcndiinp  kommen  könnte.  Im  übrifrcn  Uildet  dei  Kriep  als  Ffirm  der 
Selbsthilfe  den  Gegensatz  rechtlichen  Verfabreoe.  Eotscbeidcnd  ist  heute  vielmehr,  daß  jeder 
Krieg  unter  der  Hemcbaft  von  anerkannten  Reditanormeo  »teilt  Folf^cmüßi^  ist  die  oben 
«ab  1  gegebene  B^frifTsbcstimmung  für  da»  heutige  Reebt  dahin  zu  ergänzen,  daß  wir 
unter  Krieg  die  innerhalb  der  Regeln  de*  Krip«?srechts  sich  vollziebende Dnter« 
nchmun?  militärischer  Gcwaithandlungeu  zu  verstehen  haben. 

§  100.  Arten  tle.s  Krieges.  I.  Innerhalb  der  Unterscheidung  von  Arten 
des  Krieges  wird  der  Unterschied  Ton  Offensiv-  und  Defensivkrieg  mit 
der  Gegenüberstellung  von  gerechtem  und  ungerechtem  Krieg  in  Zn- 
sammenhang gebracht. 

Man  bezeichnet  nämlich  den  Krieg  als  Offensivkrieg,  wetm  ein  Teil  ohne  rcchtliclien 
Grund  die  kriegerische  Verwicklung  veranlafit  hat;  Angreifer  tat  «lao  von  diesem  Stand- 
inmkt  betrachtet  nicht  (!i'i  ji-ni>ri?  Teil,  der  den  Krieg  erklärt  oder  die  erste  kriegerische  Hand- 
lung vornimmt,  «onderu  derjenige,  der  den  Krieg  veranlaUt  bczw.  für  den  anderen  Staat  not- 
wendig oder  unvermeidlich  gemacht  hat.  Sonach  i&t  in  juribtiscber  Beziehung  der  Defensiv- 
krieg identiaeh  mit  einem  gerechten  Krieg»  der  Olfenaivkrl^  gleiefabedeatend  mit  dnem 
reclitswidriffi  n  d.  h.  iTchtlicli  nicht  motivierten  Krieg.  Prakti?rli  bffmcbtet  ist  aber  unter 
den  Kriegführeuden  r^^eimußig  zweifelhaft  und  jedenfalls  mindestens  bestritten,  auf  weaaen 
Seite  das  Recht  ist.  Femer  entdeben  eieh  die  Intereasenkii^  Ticifaeb  einer  juriitiaelien 
Qualifizierung  ihrer  Trsache  bezw.  ihres  Zweckes.  Da  nun  im  Völken-echt  kdn  aonrerinor 
Staat  ein  anderes  Urteil  über  sein  Vorgehen  als  sein  eigenes  für  maßgebend  anerkennt,  so 
erscheint  konsequent  ein  jeder  Krieg  an  sich  als  ein  völkcrreehtlichor  Zustand,  zu 
deaaen  Herbeiführung  jeder  Staat  den  anderen  für  befugt  hält  Der  Augang  de?  Krie^re*  i>t 
sodann  wie  em  Gottcsnitoil  zn  Ix'trnchten,  wodurch  festgestellt  wird,  was  fortan  als  das  prak- 
tisch geltende  Becht  unter  den  ätreitteileu  zu  gelten  bat  Das  KricgfObren  ist  sonach  eine 
^Msifiache  AnBerang  der  SonverinetSt;  daher  liegt  in  der  AncrkeBnang,  ab  kriegfOiirende 
P.irtei  aufzutretoii,  implicitc  auch  die  Anerkennung  einer  solrhen  Partei  als  soHveriiner  Staat, 
was  namentlich  bei  sog.  Bürgerkriegen,  wenn  sich  eine  l'roviuz  von  dem  Muttorlande  trennen 
will,  von  Wichtigkeit  sein  knan. 

IL  Mit  Rttcksieht  auf  die  vielgestaltigen  Ursachen  und  Zwecke  des 
Krieges  werden  verschiedene  Arten  des  Krieges  unterschieden;  sie  sind  in- 
dessen  weder  juristiscli  noch  praktisch  erheblich.    Dahin  gehört  z.  B.  die 

Uuterscheiduncr  von  Rechtskriej^en  und  politischen  Kriet!:en,  Er- 
oberungskriegen, Inierveuiions  kriegen  ,  Rassen  k l  iegen  ,  Keli- 
gionskriegen,  Rache-  oder  Revanchekriegen  naw.  —  Dagegen  besitzt 

III.  Die  Unterscheidung  von  Land-  und  Seekrieg  mit  Bezug  auf  die 
heute  noch  bedentsam  hervortretende  Differenz  der  für  den  Land-  und  den 
Seekrieg  geltenden  Normen  juristisches  und  praktisches  Interesse. 

IV.  Eine  ältere  Unterscheidung  von  öffentlichen  und  Privatkriegen 
und  gemischten  Kriegen  kommt  far  das  heutige  fiecht  infolge  der  klaren 
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Ausgestaltung  des  Erieges  als  eines  Hechtsverbältuisses  unter  Völkerrechts- 
snbjekten  nicht  mehr  in  Betracht  Derzeit  sind  alle  Kriege  Öffentliche 
Kriegre,  d.  h.  Kriege  zwischen  Staaten. 

§  167.  Kriegsrecht  im  objektiven  und  subjektlren  Sinne.')  Es  ist 
oben  bemerkt  worden,  daß  die  Behandlung  des  Krieges  als  Objekt  rechtlicher 
Kt-o^ehmsT  das  Erg-ebnis  der  h5heren  Stuffu  der  RechtsknUur  der  Yölkpr  ist 
Im  ganzen  sind  für  die  Au.sbilduna:  Roleber  Kesrelii  die  inateriellen  Voraus- 
setzungen lualigebeud  gewesen,  auf  denen  die  Entwicklung  des  Völkerrechts 
Überhaupt  benibt.  Tolkerrechtltche  Gedanken  fonden  anch  zuerst  bezQgüch 
des  Krieges  als  der  mftchttgsten  Erscheinung  des  internationalen  Lebens  prak- 
tischen Ausdruck  in  Kriegsgewohnheiten.  So  bildete  sich  allmählich  ein 
K^^mplex  von  Rpir^ln  ans.  ^  eb  lu'  die  Staate  n  (die  am  Kriege  beteiligten  und 
die  nicbtbeieiligten)  mit  He/.ui^  aut  den  Krieg  und  die  Kriegführnng  7.u  be- 
obachten haben.  Der  Komplex  dieser  Kegeln  bildet  das  Kriegsrecht  im 
objektiTen  Sinne.  Dieses  regelt  das  Verhalten  jener  Subjekte,  denen  das 
Recht  znr  Kriegführnng  (jus  belli,  facultas  bellandi,  droit  de  guerre)  — 
Kriegsrecht  im  subjektiven  Sinne  —  und  damit  der  Anspnuh  auf 
die  Behandlung  als  Kriegspartei  seitens  des  G^ers  und  der  nichtbeteiUgten 
Staaten  zusteht 

§  lüs.  I)i(>  Subjekte  des  KriearsreehtsTerhältni^ses. ^  I.  Das  Recht, 
Krieg  zu  fiihren,  steht  nur  den  als  Vüikerrechissubjekte  anerkannten 
staatlichen  Gemeinwesen  zu:  nur  der  zwischen  unabhängigen  Staaten  durch 
ihre  militärisch  organisierten  Streitkräfte  und  unter  ihrer  Verantwortung  ge- 
führte offene  Kampf  gilt  als  Krieg  im  internationalen  Sinne;  die  mit 
B(^7.n^  auf  den  Krieg  überhaupt  in  Betracht  kommenden  Ixeclite  und 
Pl lieh  teil  kfmnen  nur  eine  Beziehung:  zu  Velken  eehtssubjekten  aufweisen. 
So  wenigstens  ausnahmslos  dort,  wo  da»  Völkerrecht  und  damit  das  heutige 
Kriegsrecht  nicht  nur  anerkannt,  sondern  auch  die  Garantien  ihrer  Geltung  ge- 
geben sind.  Wenn  z.  B.  eine  Kolonialgesellschaft,  deren  koloniale  SehSpAing 
noch  nicht  zur  definitiven  Organisation  eines  Slaatewesens  vorgeschritten  ist, 
zur  Befe.stigung  ihres  Unternehmens  zur  Anwendung  von  militärischen  Madit- 
mittein  getrieben  wird,  so  bedeutet  dorli  ein  solcher  Kampf  keinen  Krieg  im 
rechtlichen  Sinne.  Steht  dagegen  ein  .solches  koloniales  Unternehmen  unter 
der  Leitung  eines  zivilisierten  Staates,  dann  wird  allerdings  betreffenden  Per- 
sonen (Gesellschaften  usw.)  die  Antorisation  zur  Kriegführung  zur 
Seite  stehen.  <)  Sonst  sind  Privatpersonen,  die  feindliche  Handlungen  gegen 
einen  fremden  Staat  unternehmen,  nach  Strairecht  bezw.  Standrecht  zu  be- 
handeln. 


1)  Loeder  HB  IV,  lT4fr.,  287  fr.,  258  fr.;  Heffter-Geffcken  1 114:  F.  r.  Kar- 
tons II,  ITS:  Calvo  §  lyiT  84|.;  L  Neumnnn,  GnmdiiB  S  ff.;  RoHn-Jacqneiiiyos  R  IV, 
5098q.;  Brocbor  ebcoda  1  sq.;  Garcis  {  Ö9. 

2»  Lneder  RH  IV,  237  ff.;  Hcffter-Gcffcken  §  Iis;  P.  v.  Martens  U  494fr.; 

L  Neumann  Grundr.  97  ff.:  Rivier  Lefarb.  —  Garoi»  §  T9 ;  v.  Liszt.  §  .19. 

.Hl  Wenn  die  o&tindisohc  KompnpTiie  t>ii«  t«')"'  ria*  Recht  der  Kriefrföhnmg  hatte,  80 
war  dies  kein  eigenes,  sondern  ein  von  dem  Haoptstaate  \\\t  dclcKiertes  Recht. 

80« 
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AchtM  Bodi.  Di«  iDtera.  Straitlgkeiten  a.  darea  Erledigung  «tc 


II.  Bevolationftra  Bewegrnngen  iDnerhalb  des  Staates  fahren  zaweileii 
aar  Anwendung  Ton  Waffengewalt  in  den  im  Kriegareeht  ausgebildeten  nnd 

anerkannten  Formen. 

£m  solcher  Kampf  —  B&rgerkrieg  im  engeren  Sinne  —  ist  «llerdiogs  blos  tat- 
sieh  lieh  ein  Kriof^.  Im  Yerinite  eUm  Mleben  Vorgangs  irt  et  absr  nicht  ansgescblossen, 
daß  das  Moment  dos  Krieges  derart  privaliert,  d&fi  das  Vcrhilltnis  der  Bewep:iuißspart^  zum 
Mnttcrstaat  praktisch  die  Wirkunpcn  eine?  Kritgsvorliriltnisses  an9l<"tit  ^ni'!  di-r  Vor- 
gang den  Charakter  des  Krieg!;  im  tcclmiachca  Siuiie  aiiuiuiiuL  Die  fQr  diese  Waudlung  ju- 
mdsob  naßgebende  Tatsaclie  ist  die  Behandlang  nod  sohin  die  Anerkennan^  der  Be- 
wegungspartei als  k  ripi,'f  tth  roiiilc  Partei.  Eine  solche  Ancrkcnnnncr  kann  ntirh  sritras 
eine«  dritten  Staates  erfolgen;  dies  wird  namentlich  dann  vorkommen,  wenn  die  Aktion  der 
Bewegongapartei  fauierhalb  dnei  Staatea  dnen  Erfolg  emrageR  hat,  der  ▼oniaBNohtlich  die 
^Imnillaf^o  clnor  politischen  N'eugestalhicg  liildoii  (irirfte,  htv.w.  zu  einer  ^iol>■hen  schon  tat- 
süobiich  gefiUut  bat  und  die  Aktionspartei  bei  ilirem  Vorgehen  die  Kriegsgesetze  und  Kiiegs- 
gevolinheiten  heoheditet  Ob  das  dne  nnd  daa  andere  der  Fall  i«t,  ist  immer  quaestio  facti, 
deren  EntscheiiUm^  dem  Ennessen  der  einzelnen  Mächte  anheimgegeben  bleibt  Eine  solche 
Anerkennung  (iurdi  oiiioii  driticn  Staat  präjudizicrt  aber  niemals  dem  froion  Errnpiäsen  der 
legitimen  Regierung  bezüglitli  ihiui  Steliunguahmo  gegenüber  der  Insurrektion.  Vorzeitige 
Anerkennung  ist  nicht  bloß  ein  unfi-oundlicher  Akt  gegen  den  Mntterstaat,  aondem  bedeutet 
eine  Unterstützung  des  rebellischen  Verhaltens.'»  Nimmt  der  Börg^orkrire  i  c.  P.  den  Cha- 
laktar  de«  iüiegs  im  völkerrechtiicheo  Sinne  an,  so  treten  auch  die  >'ormeu  des  NcutnUitSts- 
nehts  In  Wirkaemkelt.^ 

III.  Dasselbe  ist  der  Fall  beim  Blirgerkrieg  im  weiteren  Sinne, 

d.  i.  dem  Kampf  mit  militärischen  Machtmitteln  zwischen  Gliedstaaten 
fines  Bundesstaats  anter  einander  oder  einzelner  Gliedstaaten 
gegen  die  Bnndes^ewalt. 

Die  Anncrkcuuung  als  kriegführende  Partei  iät  auch  hier  das  entscheidende  Moment-'). 
Der  Charakter  des  ganxen  Vorrangs  als  RehelOon  tritt  in  den  HinteiKnind  nnd  die  rebeiÜBdien 

Gliedstaaten  werden  als  kriegführende  l'artei  behandelt;  fortan  treten  auch  die  Nonnen  de« 
NeutralitälsrechtB  in  volle  Wirksamkeit.  Einen  Beleg  für  die  letztere  Wirkung  hittct  der 
nordameiikanische  SeMMionskricg  1S61— tS65.  Die  legitime  Union&regicruiij^  hatte  in  dem 
Verhalten  der  englischen  itcgiciun^  i,'e^enül)er  dei  AuMustung  von  Kaperschiffen  in  England 
ür  die  n'l)«»llisfhcu  Südataaten  dvr  CniMn  eine  Verletzung  der  Xeutralitätspflichten  erkannt 
und  mit  Erfolg  ihre  Ansprüche  auf  Entschädigung  geltend  gemacht.  —  Ähnliches  ist  auch 
für  den  Kampf  dor  Gliedstaaten  «Auer  Realnnion  za  engen.  Nadi  anBen  stdit  daa  Krieg«« 
recht  im  'Btinde.^staat  der  Bundesfjowalt.  in  der  Renlnninn  dem  frenicinsanion  Souverän  zu. 
in  der  Feräuii aluuiuu  bleibt  das  Kriegsrocht  jedem  der  untcrtcn  .^Staaten;  gegenseitige 
Bekiiegung  ist  jedoch  ausget^cfalosflen. 

$  169.  Ibapt»  nnd  Nebenparteien.  Man  unterscheidet  im  Eri^ 
flaupt-  und  Nebenparteien.    Als  Kebenpartei  erscheint  d^  partidle 

Kiiegsliilfe  lei.stende  Staat.  Die  Kriegshilfe  ist  eine  partielle,  wenn  Art 
und  Maß  begrenzt  sind  (z.  B.  Stellung  eines  Hilfskorps.  T.eistnnsf  von  Geld- 
äubsidien,  Einräumung  eines  Watfeuplatze^s  usw.).    t  ühien  mehrere  Staatea 

II  Färaud-Oiraud  KQ  III 277 «i.;  htt ganzen  über diew Frage Annualre XTHE,  181  aq. 

2i  A.  M.  V.  Li«! 7t  ^  .■»M. 

H)  A.  M.  Oppenheim  ü  §  h9,  wo  auf  den  Umstand  üewicht  gelegt  wird,  daü  die 
Gliedstaaten  «noa  Äindeaataats  eben  Staaten  sind,  cbdier  hier  von  vornhorefn  ^e  Kriegs- 

rrdit  nnwrnilbar  ist.  Die  ^'O'srhiditlicheu  Vor^^-iniri'  im  nordamerikanischen  Peze':!jion«krtcg 
und  iasbeäUDdero  die  Stellung  der  Uuiousregicrung  zu  den  Südätaatcu  in  den  vcnH-liiedcueu 
Phaeen  dee  ganzen  Voigangs  seheioeii  die  oben  vertretene  HeiDoof;  m  wteistülzen. 
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einen  Krieg  gemeinsam  mit  Einäetzung  ihrer  ge^mten  militäri-scheii  Machte 
80  sind  sie  sftmtUdk  jBbuptparteieu  (eigentliche  Verbündete,  Alliierte). 

Die  ReebtBTttliiltiifaEe  der  Verbündeten  untereinander  bestimmen  sieh  nacli  dem  Inhalt 
des  F.uTiflnisvfrtn!<?}<,  rvcntucll  ikk'Ii  dvn  Gmndsätzcn  einer  /rlcichcn  Gesellschaft.  T>'w  Zwecke 
der  Allianz  schlieücu  einseitiges  Vorgeben  dea  einzelnen  Verbündctai  in  den  kiiegerisdiea 
Operationen  and  besOfflieh  eller  recbtlicben  Aktionen  an».  Ee  kann  daher  keiner  der  Alliierten 
für  sieh  allein  einen  Waffe  nstillstand  oder  Sopaiatfricrlon  .s(  liließen,  soweit  nidif  Qtw  a  in  dem 
Bündnisverträge  oder  zufolge  beeonderer  Verabredung  etwas  anderes  »tipulicrt  wird.  Die 
Verteilnog  der  Benfe,  der  Prieeii,  die  Beteiligung  an  den  Verlaaten,  an  den  Kosten  und  an 
der  KriegHentächädigung  wird  in  der  Kegel  eine  verhältnismäßige  sein,  soweit  nicht  tia  ander- 
Aveiter  Maßstab  der  Verteilung  gewühlt  ist.  Die  Ko«ten  der  Mitwirkung  einer  Nebenpartei 
hat  in  der  Kegel  die  Ilauptpartei  zu  tragen.  Da  die  Nebenpartei  nur  den  Kriegazweck  der 
Hauptpartei  unterstfitzt,  so  gebQlnt  ihr  an  dem  Kriegserfolge  (Ländererwerb  u.  s.  w.)  in  der 
Regpl  ki'iii  AntPil;  auderweite  Vereinbarungen  sind  niclit  aiisgi'srhln^sen.  .fe  nach  der  Art 
der  politischen  Motive,  welche  die  Nebenpartei  zur  Leistung  der  Kricgshilfo  bestimmen 
mochten,  können  für  ale  an«  einem  eifolgrekdi  Imon^gten  Krieg  allerffings  numdieriei  politiaohe 
Vorteile  entspringen.  —  Die  Beteili^nmg  »n  der  kricf^criscben  Al^tion  eines  Staates  hat  die 
Behandlung  des  Verbündeten  und  der  Nebenpartd  als  Kricgsfeinde  seitens  des  gemeinsamen 
Oegnen  anr  Folge;  das  Haft  nnd  die  Art  der  Mitwirknog  begrttndeni  an  keinen  Unter- 
schied bezüglich  der  Anwendbarkeit  der  Regel ;  die  Berufung  auf  die  Vorteile  der  Neutralität 
ist  hier  allemal  ausgeschlossen.  I^olidsche  Erwägungen  mögen  in  Fällen  bloß  mittelbarer 
Kriegshilfe  den  Gegner  veranlassen,  auf  die  gleiche  feindliche  Behandlung  zu  verzichten.  Im 
übrigen  ist  für  den  Gegner  nur  die  Tatsache  der  irgendwie  gestalteten  Mitwirkung  ent- 
scheidi'iul ;  daher  i«f  die  feindliche  Behandlung  der  Nebenpartei  auch  dann  gereelitfeitifrl, 
wümi  der  Vertrag,  in  welchem  die  Nebenpartei  ihre  Hilfeleistung  zugesagt  hat,  nicht  geradezu 
mit  Rfldcatcbt  anf  den  ▼(wOegenden  Kriegsaoatand  abfiieschloeaen  worden  ist; 

§  170.  Das  Kriegsrecht  Im  objektlTeB  Slsne.  Kriegsraimler  und 
Krlegsnison I-  Im  weiteren  Sinne  regelt  das  Eriegsrecht  in  objektivem 

Sinne  alle  anf  den  Krie^f  bezüglichen  Verhältnisse;  es  umfaßt  alj^o  auch  jene 
lüütnisse,  die  sich  aus  Anlaß  eines  Kriesres  zwischen  den  Kriegführenden 
und  dritten  Staaten  ergeben.  Im  engeren  öiuue  beschränkt  sich  dei'  Begiiff 
des  Eriegsreehts  auf  die  Yerliaitniasd  der  Kriegffthrenden  unter  einander.  — 
Die  Anerkennnng  von  Rechtsregeln  für  das  Verhalten  der  Eriegsteile  daa 
Ergebnis  Zusammenwirkens  ciiitr-i  K'eihe  ethischer,  rechtlicher  und  politischer 
Faktoren  -  im  kränzen  das  Ergebnis  der  Gesamtentwicklung  der  Zivili?;iition, 
\\^'ihr(Mid  in  iiltt  ster  Zeit  -)  und  bei  Konflikten  von  Völkern  auf  niederer  Kul- 
turstule  der  Krieg  ein  Zustand  ungemesseuer  g*igeuseitiger  Gewaltübung  ist, 
der  die  Hen^baft  des  Hechts  ausschließt  und  in  den  seltensten  Fällen  seine 
Grenze  in  der  Ekrdchnng  eines  bestimmten  Eri^iraweekes  findet,  sondern 
zumeist  in  einen  Vernichtungskrieg  ausartet,  cliarakterisieren  Ach  die  spätei-en 
Epochen  durch  den  mjtclitip:eren  Einfluß  sittlicher  und  rechtlicher  Ideen.  Es 
finden  sich  allerdiiifrs  .uicli  in  ältester  Zeit  mancherlei  humane  Oewohnheiten, 
z.  B.  in  Bezug  auf  Kriegserklärung,  Unverletzlichkeit  der  Pailamentäie,  Heilig- 

1)  Lucder,  HH  IV  S.  2.)  fr  II  ef f ter-Gcf fcken  §  119;  Lentner  a.  a.  0.  S.  SO; 
1'.  V.  Martens  II  S.  47Sff.;  Bluntsehli  §§  529  ff.;  v.  Liszt  §  S9,  IV,  3;  Oppenheim 
1  §§  67,  GS,  «9;  Bouftls  No.  106  sf|.;  Rivier,  Principes  II  23S sq.;  Holland,  Studie»  40 sq.; 
Westlake,  Chapters  232  sq.;  Fiore  III,  No.  1241  sq. 

2)  Über  die  tres^chichtliche  Eutwickluii:,'  des  Kriei;sieo!its  v;rl.  insbesondere  Lueder* 
UH  IV  ö.  2äT  ff.  und  die  daaelbst  allogicrten  iUieren  uDd  neueren  Schriften. 
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Aditei  BndL  Die  inteni.  fltnit^eiten  u.  doen  Erledigung  ein. 


§  ITO. 


baltunsr  der  zwischen  den  Kriegsparteien  gesehlossenen  Verträge,  das  Verbot 
des  Gebrauchs  vergifteter  Waffen,  der  Tötung  sieh  eingebender  oder  schwer- 
verwuadeter  feindlicher  Krieger,  der  Verletzung  von  Nirhtkombattaiiten.  der 
Zerstörung  von  Äckern  usw.  — :  allein,  darin  bekundet  sich  doch  nur  in  ein- 
zelnen Richtungen  die  auf  keiner  Stufe  der  Entwicklung  der  Völker  feiileade 
Stimme  des  sittlichen  Gewissens  und  religiöser  Anschauungen.  Der  Gegenwai  t 
und  Zukunft  bldbt  die  Lösung  des  Problems  Torbehalten,  die  mit  dem  Kri^e 
gegebenen  exzeptionellen  Verhältnisse  der  mAchÜgsten  Gewaltdbnng  bezw.  die 
mit  der  Verfolgung  des  Kriegszwecks  verknüpfte  äußerste  Eriegsnotwendig^eit 
mit  den  Fonleninr^en  des  Reclits  nnd  der  Humanität  in  Einklang'  m  bringen. 
Der  Lösung  dies«  r  Aufgabe  haben  die  voraufgehenden  Jahrhunderte  vorgear- 
beitet. Die  Praxis  der  Heerführer,  die  staatliche  Gesetzgebung  uud  Staateu» 
Verträge  hatten  zu  einer  Beschränkung  des  Gebrauchs  der  kriegerischen  l^Iacbt- 
mittel  geführt,  die  als  usus  in  hello  —  oder  sog.  Eriegsmanier  —  die 
stufenweise  Ausbildung  von  Eechtssätzeii  bezüglich  der  Kriegttilirung  bedeutet. 
Ge;^enüber  der  Aii??chauung,  daU  im  Kriege  jedes  Mittel  zur  Erreichung  des 
Kriegszwecks  erlaubt  sei  fjus  belli  est  infinitutn  i.  v  erbietet  die  in  der  Kriegs- 
manier zum  Ausdruck  kunmiende  zivilisierte  Völkersitte  die  gegenseitige  An- 
wendung von  Gevvaltmaßregelu  und  kriegerischen  Mitteln,  die  eine  unnötige 
Orausamkeit  oder  Leidenszufügung  bedeuten  bezw.  mit  dem  Wesen  des  Erieges 
als  eines  Kampfes  der  Staaten  im  Hinblick  auf  einen  bestimmten  Kriegszweck 
in  Widerspruch  stehen.  Verletzungen  dieser  Forderungen  der  Völkersitte  von 
der  »'inen  Seite  entbinden  den  andern  Kriegi^teil  von  der  Verpflichtung  zur 
Beubachluug  der  Kegeln  der  Xrie<^sniaiiipr  uml  flehen  ihm  das  iiechl  zur  An- 
wendung von  Repressalien.  Auberdem  ivauu  tiue  Abweichung  von  den  Regeln 
der  Kriegsmanier  gerechtfertigt  ersehenen  durch  die  ftulierste  Notlage,  in 
welche  der  Kri^;flihrende  in  Folge  der  Wechselfillle  des  Eiieges  geraten  kann 
und  in  der  ihm  nur  die  Wahl  bliebe  zwischen  der  gewissenhaften  Beobachtung 
der  Regeln  des  Rechts  und  dem  Verzicht  auf  die  Erreichung  des  Krie^j-s-zwecks 
bezw.  der  Preis;2:ebung  seiner  eigenen  Existenz. ')  Die  in  diesen  beiden  Fällen 
zulässige  Abweichung  von  den  Regeln  der  Kriegsmanier  wii'd  Kriegsraisou, 
ratio  belli  (Grotius:  necessitas  belli)  genannt.  Die  Znl&ssigkeit  solchen 
Vorgehens  in  Notfällen  wird  nicht  allgemein  anerkannt.^  Eine  Grenze  ist 
allerdings  schon  dadurch  gezogen,  dafi  gewisse  Kriegsrechtsregeln  unbedingt 
bindende  Kraft  besitzen  und  namentlich  in  der  Kriegführung  zivilisierter 
Völker  absolute  Geltung  beanspruchen,  so  x.  B.  das  Verbot  des  Gebrauchs  ver- 
gifteter Waffen,  veiräterischer  Tötung  feindlicher  Kombattanten  usw.*) 

Die  Entwicklung  nnd  Geltuug  von  Rechtsgrundsfitzen  im  Kriege  bängt  ia  letzter  Reihe 
mit  den  Voraussetzuugcn  eine»  Höchts  unter  den  Völkern  fltMlliaupt  zusammen.  Der  Fort- 
schritt der  Neu/eit  ^'c;^'triüber  der  Vern^ansenheit  besteht  vomclimluli  darin,  daß  nnnmelir 
das  Walten  vuu  Betiit  uud  Huui;uiität  iui  Kriege  nicht  von  der  zufälligen  Aiierkennunj^  j;e- 
wisser  sittlicher  und  humaner  Maximen  bezüglidl  der  Ausübung  der  Krieg!>gewaU,  der  Bo* 
haiulliiiig  des  Ftiades,  des  feindlidiea  Landes  tt.  s.  w.  abbiagt,  sondern  daß  sdtens  der 

1)  Analogie  des  Notstands  iui  Strafrechte. 

2)  £Qt8cbiedea  gegen  die  ZMÜniglkeit  Westlake,  Chapters  238. 
8)  So  nenestens  Oppenheim  II  %  96, 
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KnltarvAlker  ein  einheftlicher  Komplex  von  Nonnen  betreffe  der  Kriegfübninsr  allgemeine 
und  ifrnndsützliclic  AnerkonuunR  und  praktiscbc  Anwcnduiif?  gefunden  hat.  Der  Krieg  or- 
fcheint  heute  als  ilas  Mittel  zur  Au-'trnfninfr  pinc8  bestiinnitrn  Konflikts;  daher  ist  daB  Maß 
der  Gewaltanwendung  im  gnozen  von  vuraherein  auf  den  kotikivten  Kiiegs^zweck  beschiSnkt 
Der Krfegaxweek  aoll  aar  dareh  dieEntfalttiDg  der  militilTieckeii Machtmittel  angeBtrebt  werden; 
dnhor  >t(lieii  oinander  nur  iV\c  Staatrn,  nicfit  dir  Privaten  als  Feindo  geor*-*"''^'^'"'^;  dif"  Privaten 
genieüeu  auch  im  Kriege  tiehutz  und  bleiben  im  Genuß  ihrer  Rcehte,  soweit  nicht  die  KrieKS- 
notwendigkeit  BeschTfokungen  rechtfertigt  (z.  B.  durch  Answdsunfiren  der  AngehSrigen  des 
feindlichen  Staats.  Einc|uartiernnKen,  unvermeidliche  Zcretönino'  von  Privateigentum,  Reqiii- 
aicionen  und  Kontributionen).  Aber  auch  die  Kombattanten  sind  unter  den  Schutz  des  Rechts 
geatellt  Jede  LeWenszuffl^nng,  die  nicht  vom  Standpunkt  der  heutigen  Kriepffdirung  als 
Mittel  der  Enrmehmi^''  lU  s  Kriegszwecke  oisrluint,  ist  verbaten.  Unter  dem  Einfluß  humani- 
tärer Bes>trebunpron  i^-t  ilic  i'titsoro'o  für  das  Los  der  verwnndcten  and  kranken  Krieger  der- 
zeit auch  unter  den  f>chutz  des  teindes  gestellt. 

Aof  dem  Boden  des  derzeit  Erreichten  bewegen  «Ich  die  Bestrcbimgen  £ur  Weiter- 
bildung des  KriegsriHlit«  in  doppelter  Richtung;  im  Hinblick  auf  den  Wert  streng  fonnulierter 
und  als  einheitlicher  Ausspruch  der  Recht.squelle  erschöpfender  Rechtssätze  strebte  die  neueste 
Zeit  eine  Kodifikation  des  Krieg-srechts  an.  (ileichzeitig  handelte  es  sich  aber  auch  um  eine 
Hnmani^ierung  des  Kif^reefatS.  Die  Kodifikationaversuche  Maaren  gleichzeitig  Versuche  einer 
den  heutigen  Ani'fhanungen  angepa(5reii  !Ii;!ii:niisiirimu'.  Unter  jenen  Versuchen  ist  der  in 
jeder  Bezioliung  bedeutsamste  die  auf  Initiative  Hulilnnds  im  Jahre  JbT4  in  Brüssel  zusanuueu- 
getretene  KonfereiiK.  IMe  BeedilOaae*!  dieser  Konferenz  sind  in  einer  Deklaration  (sog. 
B rÜBse! e  r  r>e k  I  a  rari o  n1  7ii«ammenirefaßt,  der  alior  nur  die  Bedeutung  eines  Entwurf» 
zukommt,  da  die  Aktion  nicht  in  einem  internationalen  \'ei-trage  ihren  Abschluß  gefunden 
hat  Die  Deklaration  hat  aber  zweifeilos  zur  Fixierung  de.^  Kriegsredit»  und  zur  LSanng 
wichtiger  Fragen  de  lege  ferenda,  wie  auch  zur  Klürung  der  Kodifikationsfrage  überhaupt 
wesentlich  biHgetragen:  sie  bot  dem  Institut  für  internationales  Recht  die  Anregung  zu  einem 
Überaus  verdienstvollen  Verench  der  Reform  des  Kriegsrechts,  dessen  Resultat  unter  dem 
Titel  Lea  lois  de  la  guerre  sur  teire,  Manuel  public  par  Tlnstitut  de  droit  international  im 
,Tahre  (SSI  (in  Brits^di  veröffentlii-lit  wurde'').  (Großes  Ansehen  tTfuii-ntni  dlv  im  .Talire  1^fi3 
im  Auftrage  des  Priisidenteu  Liucoln  von  Lieber  vorfaßteu  Instructions  tor  the governement» 
of  annies  of  tbe  V.  8.  in  the  firid  (sog.  amerik.  Krivgsartikel)').  —  In  tinseron  Tagen  wurde 
die  Kodifikation  des  Krieirwehts  und  des  Nontialit-nt-ivclits  (imrh  dir  Be»chlils?p  der  H  K 
l!»ä9  und  (8.  üben  S.  bl  und  b2>  wesentlicli  gefördert.  Für  die  praktisclio  Anwendung 
des  geltenden  Krfegnechta  ist  durch  Art  1  des  Abkommens  flVf  vom  18.  Oktober  1907  auch 
dadurch  vnrgesorgt,  daß  die  Vertragsmächte  sich  Aerpflichti  t  hnh  •n,  ihren  Landhccren  Ver- 
haltungsmaßregeln zu  geben,  welche  den  in  dem  HKR^)  fonnuiierten  Gesetzen  und  (iebrüuchen 
des  Landheci'cs  entsprechen*).  Ferner  bestimmt  tlas  jetzige  Abkommen,  daß  jeder  Ver- 
stoß gegen  das  HEB  tum  Schadensersätze  verpflichtet  und  dafl  die  Vertragamicfate  in 


1)  Dieser  Anschauung  hat  adion  der  dnrdl  die  ilnerkcnnung  von  Grundsätzen  einea 
htimnnen  Krieprsrechts  b<^riihmt  gewordene  Vertra?  /.\vi-i  h(.'n  Preußen  und  den  Tereinigtcn 
ütaaten  von  Nordamerika  vom  iu.  September  llbb  Ausdmck  gegeben. 

2)  Text  ia  B.  VI  p.  87  sq.,  284  aq.  und  bei  Henrer  HPK  II,  21. 

3i  Abgednnkt  anch  in  Annnaire  V  p.  l.*T?q.  Berichterstatter  und  Verfasser  des 
Manuel  war  der  um  die  Uumauisicning  des  Kric^srecbts  hochverdiente  Moynier. 

4)  Abgedmdtt  bei  Blnntaebli,  TSlkerreeht  ~ Die  Kriegaartikd  sind  in  derBrBsaeler 
Deklaration,  im  Manuel  des  Instituts  und  in  den  Verhandlungen  der  HK  verwertet  w  onL  n. 

i)  Dem  Abkommen  vom  29.  Juli  1S99  bezw.  vom  IS.  Oktober  1907  ist  die  Ordnuug 
der  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs  (IIKR)  als  Anlage  beigegen. 

Iii  Derlei  Instruktionen  wurden  schon  auf  Grund  des  Abk.  v.  29.  Juli  ISüft  in  England 
(Verf.  Ii (.11  and),  Rußland,  Italien  publiziert;  daa  italieniachc  Dekret  enthält  sehr  strenge 
2»trafsaukiioueu. 
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flii  sci  Hinsiolit  für  die  Handlungen  der  zu  ihrer  bewaffneten  Macht  gebdienden  Penonen 

einzustehen  habcu. 

§171.  Asfuig  defi  Krii^es.  Kiiegaerk1Iriii^;ii]i4Krieg8Terkltai4ii]ig. 
tlttmatoiii  <).  f.  Die  ältere  Zeit  fordert  (Ur  die  Begiilndung  des  Kriegas- 

znstandes  eine  fonnliche  Erklärung^,  deren  Abgrabe  in  der  Regel  in  solenner 
Form  erfolgte.  Insbesondere  wird  der  Begiiff  des  bellmn  ja?tiim  mit  der  in- 
dictio  oder  denuntiatio  lielli  d.  i.  der  an  den  Gegner  gerichteten  Mitteilung, 
den  Krieg  mit  ihm  beginnen  zu  wollen,  verkniiptt.  Zur  Zeit  des  Fehderecbts 
erfolgte  eine  förmliche  Autküudiguug  der  Treue  (difädatio,  siida).  Auch  in 
neaerer  Zeit  kommen  noch  fSnnliebe  Kriegserklärungen  vor,  anAodem  aber 
zahlreiche  Fälle  des  Eriegsbeginns  ohne  Kriegserklärung:  so  zählt  Man- 
rice,  Hostiiities  without  declaration  of  war  107  Fälle  in  der  Zeit  von  1700 
bif«  1S70  auf.  -  Narh  i><-nt'rt'i- l*raxis  ist  der  Beq-iini  des  Kries'sziistandes  nicht 
von  der  luiniliehen  Kriegserklärung  abhängig.  .ledeiil'all.s  IreÜLii  jeiu;  i>ach- 
licbeu  Gründe,  welche  iu  friihereu  Zeiten  eine  lörmlicUe  Kriegserklärung  not- 
wendig erscheinen  ließen,  mit  Räcksicht  anf  die  Publizität  der  Vorgänge  in 
den  Staaten  und  die  heute  zur  Verf&gnng  stehenden  Publikationsmittel  nieht 
mehr  zu.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht  Gründe  dafür  sprechen,  daß 
der  Killtritt  eines  so  exzeptionellen  Znstandes.  Avie  es  der  Krieg  ist,  der  über- 
dies nanieullich  in  der  Gegenwart  sofort  nach  dm  vt;rschiedensten  Kiehtung>  u 
und  Eutfernungeu  bedeut'^anie  W  irkungen  auch  liir  uichtbeteiligte  Staaten 
iafiai;^  an  irgimd  eine  förmliche  Erkläiung  geknüpft  werden  sollte.  Mit  dem 
Ausbrach  des  Krieges  erwächst  den  Neutralen  eine  Reihe  von  YerpfUchtungen 
bezüglich  welcher  der  Zeitpunkt  des  Kriegsbeginnes  in  verschiedenen  Rieh- 
tungen von  größter  Wichtigkeit  sein  kann.  Zu  diesen  evidenten  Zweckmäßig- 
keitsrück>i(  litt  n  kunnnt  iinrh  eine  juristisch  nialigebende  Erwägung,  die  an  die 
Tatsache  aukiiupll.  dali  wir  heute  aiU  dem  Boden  eines  relativ  ausgebildeten 
Kriegsreclits  den  Krieg  als  ein  liechts Verhältnis  behandeln,  dessen  Be- 
grftndung  gerade  im  Hinblick  auf  wichtige  Rechtswirkungen  des  Kriegs- 
zustandes durch  einen  rechtlich  allgemein  anerkannten  Willensakt  der  Betei- 
ligten sich  vollziehen  sollte. 

Tl.  Bis  in  die  neueste  Zi'it  kfniiite  der  Kriegszustand  ledigliv'h  dinrli  die 
Tatsaclie  ^"-egenseitiirer  inilit;iii>c]u'r  dcwaltübung  (ex  vi  niiUua*  V  eintreten. 
Indes^sen  fehlte  doch  nicht  jede  \Villen^äulierung,  indem  vielfach  eine  Kriegs- 
verkfindung  (publicatio  belli,  proclamation  de  guerre)  durch  Erlassang  änes 
motivierten  Manifestes  an  das  eigene  Volk,  oder  an  dritte  Staaten,  oder  an 
alle  Staaten  üblich  geworden  ist;  ferner  kamen  Mitteilungen  durch  Zirkular» 

It  Liicdcr,  HH  IV  S.  332  ff.;  Hcf fter-Gef  fcken  §  120;  L.  .Ncuiuaiui,  Gnmdriß 
101  ff.;  Garois  §  SO;  v.  Liast  {  S9:  Pillet  1.  c.  «Iff.;  F«  ruud-Giraud,  H  XVil,  I9s<i.: 
Brvas,  r>e  la  (IitI.  tlo  j^ucrrc  |1S«9);  N afrai» k a  ,  <'lu  ndn  ("2.  ric  ^'l  4T.'p(j.:  ;i i n 1 1  - Croix. 
La  d6claratiüu  de  guorro  et  et»  vffetb  inmi^diat»  tiy.>2?;  lluliauü,  ?>tudit«,  llö^q.;  Uppeu- 
lietm  II,  §  9S»q.;  F.  v.  Harten»,  RG  XI,  ISSeq.;  Alb^ric  Rolin,  Anntuure  XX  n.  XXI. 

'!)  Siehe  Nälici-es  Ober  derlei  Fälle  Den  Beer  Portugael  in  Aimuairo  XXI;  femer  för 
di'D  chiuesit^ch-japaniachen  Krieg  Nasrao  Ari^u.  La  guerre  cliuio^japonaisc  (ISUti). 

9)  Bynkersbook,  Quac^t.  jun.s  publ.  I  p.  2:  PotMt  htiüvm  iacipere  ab  iudictione,  «€ 
etlaiu  inclpere  potcst  a  vi  mutua. 
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noten.  Publikationen  auf  amtlichem  Wege  im  eigene«  Staate  vor.  Für  den 
Kriegsbeginn  hat  uacli  neuerer  Übung  auch  die  Erlassuug  eines  sog.  Ulti- 
matiLinä  (verbunden  mit  dar  Abbenifung  der  diplomatiBehen  Hission)  die  Be- 
deutung einer  eventuellen  Eriegserklftrang.  Das  Ultimatum  ist  ein  letzter 
YorSCblag  des  verletzten  oder  sich  &)s  verletzt  behauptenden  Staates  an  den 
Gp,2:ner:  es  wird  darin  die  Forderung  gestellt,  binnen  einer  bestimmten  Frist 
sich  zu  ftnßern.  Das  Nichteintretfen  einer  Antwort  bezw.  einer  nicht  befrie- 
digenden Antwort  bedeutet  den  Eintritt  der  Bedingung,  welcher  dem  Ab- 
sender des  Ultimatums  nunmehr  die  Freiheit  der  Aktion  gegen  den  audeieu 
TeU  gibt 

m.  Ans  d^  Gesagten  ei^bt  sich,  daß  zwingende  Gründe  vorliegen, 
das,  was  in  alter  Zeit  unter  dem  Einfluß  sittlicher  Anschauungen  üblicli  war 

und  bis  in  die  Neuzeit  in  einzelnen  Fällen  geübt  wurde,  heute  durch  einen 
Kollektivakt  der  Mächte  zu  einem  Rechtsinstitut  zu  pfestalten.  Außer  den 
oben  <iuf,^elühi'ten  Krwä^-un^en  dürften  aucli  «gewisse  P'orderungen  der  Loyalität 
hier  nicht  uiiberiicksichti;,^t  bleiben.  Das  Institut  lür  internationales  liecht 
hat  die  Überzeugung  ausgesprochen,  daß  der  gegenwärtige  Bechtsmtand  an 
einer  empfindliclien  Uoncherlieit  leidet  und  daß  es  Aufgabe  der  Weiterbildiuig 
des  Völkerrechts  ist,  diesen  Zustand  zu  be^^eitigen Dies  geschah  durch  das 
TU  Attkomnien  der  HK  t907,  das  von  der  Erwägung  ausgeht,  daß  es  für  die 
fciicliei  lis'it  der  friedlichen  Beziehunfren  von  Wert  ist,  wenn  die  Feindseligkeiten 
nicht  ohne  vor  ausgehende  Benachrichtigung  beginnen,  wenn  ferner  der  luiegszu- 
stand  unverzüglich  den  neutralen  Mächten  augezeigt  wird  nnd  zu  diesem  Zwedke 
ein  universelles  Abkommen  zustande  kommt  Bemgem&S  wird  von  den  Ver- 
tragsmAchl^  der  Grundsatz  angesprochen,  daß  anter  ihnen  die  Feindselig- 
keiten ohne  eine  unzAveidenti<re  Benachriclitig^ung  in  der  Form  einer  mit 
Gründen  verseheneu  Kriegserklärung  oder  eines  Ultimatums  mit 
bedingter  Kriegserklärung  nicht  beginnen  dürfen;  der  Kriegszustand 
ist  den  NeaU'alen  anzuzeigen  nnd  fttr  diese  erst  nach  Eingang  der  (auch 
telegraphischen}  Anzeige  wirksam.  Eine  Berufiing  auf  das  Ausbleiben  der 
Anzeige  ist  ausges  lilnssen,  wenn  feststeht,  daß  die  neutrale  Macht  den  Kriegs- 
zustand tatsächlich  gekannt  hat.  Diese  Bestimmnnijpn  sind  nur  wirksam 
für  die  Bellig-erenten  und  Neutralen,  die  an  dem  ,\bschluÜ  des  Abkommens  als 
Vertragsmächte  beteiligt  sind.  Der  Beitritt  ist  vorbehalten.  Die  Kündigung 
ist  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam,  die  sie  erklärt  liat. 

§  172.  Mufircgelu  aus  Anlaß  des  Beginns  des  Kriegszustaades.  Mit 
dem  Kriegsbeginn  wird  eine  Beihe  von  Maßregeln  notwendig;  hinsichtlich  der 
eigenen  Untertanen  kommen  vor:  Dehortatorien,  d.  h.  allgemeine  Ab- 
mahnunpren  unter  Strafandrohung,  sich  mit  dem  Feinde  in  Verbindungen 
u.  dergl.  einzulassen;  Inhibitorien,  d.  h.  Verbote  bestimmter  Handlungeu 
oder  Geschälte  mit  dem  feindlichen  iStaate  oder  seinen  Untertanen,  z.  B.  des 
Verbots  der  Lieferung  von  Watieu,  der  Au.sfuhr  von  Pferden  u.  dergl.;  A vo- 
ll S.  Annualre  XXI,  269.  Vgl  aadi  meine  Abb.  in  Z  XVI.  m  und  Jahrb,  f.  öff. 
B.  I,  IIb. 
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katorien,  d.i.  die  Zurnckberufuug  von  Ontertanen,  die  sich  im  feindlichen 
Lande  aufhalteo,  bezw.  der  Militftrpfliehtigeii,  ohne  Rttcksicht  auf  den  Ort 
ihres  Aufenthalts  >).  Eine  gleichzeitige  Maßregel  gegenüber  den  eigenen  Un- 
tertiinen  ist  ferner  die  Proklamierung  des  Kriegs-  oder  Staudrechts^)^ 

—  Goo:fmiiber  den  Angebörisreii  des  feindliolien  Staats  kann  von  der  Ans- 
wt'isnn:^  Gebi-anch  gemacht  wenh-n;  die  MaOi  etrel  ist  aber  in  der  Art  /u  vcll- 
zieUen,  daß  den  vuu  der  Ausweisung  Betrolleneu  eine  angemessene  i'risi  zur 
Abwicklung  ihrer  Angelegenheiten  offen  gehalten  wird.  In  fr&herer  Zeit  kam 
es  aach  vor,  daß  namentlich  Militärpflichtige  an  der  Bttckkehr  in  ihr  Heiinat- 
land  verhindert  wurden.  Ebenso  findet  heute  die  Belegung  feindlicher  Privat- 
schiffe, di«  sich  in  den  TT.'itV'ii  btTinden.  mit  Embargo  nicht  mehr  statt.  — 
Da  der  Kriegsznstand  den  friedliclien  Verkehr  der  Strcitteih'  aulhebt,  so  ist 
eine  der  ersten  ilabregeln  die  Abberufung  resp.  Zuriicksendung  der  diplo- 
niatlfiehen  Agenten;  die  amtliche  Wirksamkeit  der  Konsuln  wird  eingestellt 

«  173.  Wirkungen  des  Kriegsausbmelui»).  L  Nach  heutiger  An- 
schannn?  bedeutet  die  Eröffnung  des  Eriegszostandes  nicht  den  Ausschluß  der  Gel- 
tung jeglicher  rechtlicher  Normen.  Den  vielfachen  Beschränkungen  und  Pflichten, 
welche  der  Krieg  den  Angehöi  icfen  der  beiden  Krieg-steile,  den  neutralen  Staaten 
und  deren  Angehörigen  auleileL^t  .  stellen  Kechte  und  An>iirüche  gegenüber. 
Abgesehen  von  den  hallen  der  Ausweisung  der  feindlichen  Ötaatsangehörigea 
gilt  heute  die  Kegel,  daß  diese  Personen  in  dem  Lande  verbleiben  können. 
Ebenso  hört  der  Verkehr,  insbesondere  der  Handelsverkebr  der  Angehörigen  der 
kriegfiilirenden  Staaten  nicht  auf,  soweit  er  nicht  in  Folge  der  Kriegsnot- 
wendigkeit besfliiilnkt  oder  geradezu  untersagt  wird.  In  derlei  Fällen  pflegt 
eine  angemessene  Frist  zur  Abwicklung  der  laufenden  Oescliäfte  gewährt  zu 
werden.  Auch  der  Rechtsverkehr  wird  durch  den  Ausbruch  des  Krieges  nicht 
unterbrochen  oder  gehemmt  Die  nach  Ljindesreeht  friUi»  flbliche  zeitweise 
Aufhebung  der  Klagbarkeit  Ton  Schuldverbindlichketten  des  Staates  oder  seiner 
Angehörigen  gegen  Angehörige  des  Feindes  ist  durch  Art.  23  lit  h  HKR.  unter- 
sagt. —  Den  Staatsangehörigen  ist  die  Beteiligung  an  Reehtsgescbitften.  die 
dem  feindlichen  Staate  Vorteile  sichern,  insbesondere  die  Beteiligung  an  öffent- 
lichen Anleihen  untei*sagt. 

n.  Die  Gültigkeit  der  Staatsverträge  erlischt  auch  nach  Ausbruch  des 
Eriegesunter  den  Kontrahenten  nicht  ipso  jure.  Gewisse,  gerade  mit  Rflcksicht 

1)  Früher  im  e»  mitunter  vorgekommen,  daii  der  Feind,  wenn  er  sieb  ia,  den  Beeitx 
de«  LiitdCB  sewttt  liat,  die  Luideekindcr  durch  Dcborta tonen,  Inhibitorien  nnd  Avokatoriw 
von  der  Untontitemg^  ikrw  LandeBhomi,  hetw.  von  der  Befoignog  der  nUitiiiidica  Anord- 

nnngcn  abzmnalinpn  unternommen  bat. 

2)  Vcigl.  Art.  üb  Deutscbo  Ueithsvertassuug,  §  4  EG  z.  DllStGB,  §  9  Deutschca 
Mil.  StOB. 

3)  Lucder,  RH  IV  S,  351  ff. ;  Heffter-tJcffcken  §§  f22  l  '"^  Gareis  §  81  ff.; 
V.  Liszt^Sd;  Kivier,  Lebrb.  372;  Masse,  Le  droit  de«  gcns  dans  oe^  lapports  avec  Ic  droit 
commercfd  et  le  droit  dvU  (1874,  3.  Aufl.)  I  $$  1»7  sq.;  Halleek,  Laws  of  war  (Intern,  law 
AiiF^g.  von  Baker  II  §  23);  Travors  Twiss  II  §§  41  sq.;  Oppenheim  II  §§  D"  sq.;  Bon- 
fils  Nr.  1014  sq.  Despagnet,  Coun  p.  521«q.}  S«inte<Croiz  L  c  167  84.;  Pill.et  1. 
e.  72  sq 
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auf  einen  eventnelleii  Krieg  abgeschlossene  Yertrftge  werden  während  des 
Kriegszustands  wirksam;  anfierdon  Moaen  im  Laufe  des  Krieges  ans  man- 
cherlei Äuläasen  zwischen  den  Kriegführenden  Verträge  (sog.  Kriegsverträge) 
abgeschlossen  werden.  Es  ist  daher  ein  Vertragswille  unter  den  Kriegführenden 
möglich  nnd  die  rortdauer  der  Gültigkeit  von  Verträiren.  die  in  Friedenszeileu 
abgeschlossen  worden  sind,  kein  Widerspruch  mit  den  aus  dem  Kiiegszustande 
entspringenden  Konsequenzen.  Dies  gilt  Ton  allen  rechtsetsenden  Verträgen 
und  den  in  der  neueren  Zeit  im  Interesse  der  allgemeinen  Wohlfohrt  abge- 
schlossenen Kollektivverträgen,  von  allen  nichtpolitischen  Einzel  vertragen  (Aus- 
lietVrnngs-,  Post-  und  Telegraphenvertrils:«-.  Hamlels-  iiml  SchiffahrtsverträGre); 
manche  derselben  werden  aüerdinijs  in  ihrer  NN'irk.-anikeii  durch  den  Krieirs- 
zustaud  suspendiert;  ihre  Ausluhrung  ist  tatsächlich  unmöglich  geworden. 
Ferner  ist  während  der  Dauer  des  Kriegszustandes  die  Ratifizierung  von  Ver- 
trägen au^feschlossen.  Politische  Verträge  dagegen,  deren  Gültigkeit  and  Wirk« 
samkeit  friedliche  Beziehungen  der  Kontrahenten  zur  Voraussetzung  haben, 
z.  B.  Allianzverträge,  erlöschen  mit  dem  Ausbruch  des  Krieges,  politische  Ver- 
irix^e  dasren  :'w{e  z  R.  (  Jieiizvei  ti  ä^e  .  durch  welche  eine  rechtliche  Heziehung 
zwihcheii  ileii  beteiligten  Staaten  eine  definitive  Ordnung  gefunden  hat,  er- 
löschen nicht,  i)ei  Ausgang  des  Kiieges  mag  danu  dem  Sieger  Anlaß  geben, 
die  Aufhebung  oder  Abänderung  eines  solchen  Vertrages  beim  Abschluß  des 
Friedens  zu  erwirken,  i) 

III.  Ffir  die  neutralen  Staaten  nnd  deren  Angehörige  treten  mit  dem  Zeit- 
punkte des  Kriegsb^^nes  die  Tdlkerreehtlich  anerkannten  Rechte  nnd  Pflichten 
in  Wirksamkeit. 

171.  Der  Krieir-^sehauplatz  (Krief^^^feld).  Bezi^glich  des  Kriegsfelds 
ergibt  sich  aus  der  Natur  >ler  Sache  ein  Unterscüied  für  den  Land-  und  den 
Seekrieg.  Im  Seekrieg  dienen  als  Ki'iegsfeld  die  Eigentumsgewässer  der 
Streitteile  und  das  oflfene  Meer  bis  an  die  Grenze  der  neutralen  Gewässer,  der 
nentralisierten  Binnengewässer,  nentralisin'ten  Meere,  Meerengen,  Strommfln- 
dnngen  und  Kanäle.  Im  Landkrieg  bildet  das  gesamte  Landgebiet  das  Kriegs- 
feld. Zum  Landgebiet  in  iliesem  Sinne  gehören  auch  die  Kolonien  und  die 
vasallitischen  Gebiete.  Koiuloininate  und  ähnliche  Verhältnisse  haben  für  den 
Umfang  des  Kriegsfelds  eine  verschiedene  Bedeutung;  so  würde  z.  B.  weder 
Qypern  noch  Bosnien  nnd  Herzegowina  im  Falle  dnes  Kri^es  zwischen  der 
Türkei  und  einem  dritten  Staat  zum  Kriegsfeld  gehören,  dagegen  wohl  in 
einem  Kriege  zwischen  England  und  Österreich-Ungarn.  Dasselbe  würde  filp 
den  Sudan  gelten,  der  unter  der  Heri*schaft  Egyptens  und  Englands  steht. 
—  Eine  Erweiterung  des  Kriegsfelds  in  das  Gebiet  eines  neutralen  Staates 
ergab  sich  in  neuester  Zeit  infolge  der  eigenartigen  üi-sachen  und  Zwecke 
des  russisch-japanischen  Krieges  (1904—1905),  insofern  Korea  und  eine  chine- 
sische Provinz  —  die  Mandschurei  —  in  das  Kriegsfeld  einbezogen  wurden. 
£ine  Einschränkung  des  normslen  Kriegsfeldes  kann  die  Wirkung  dauernder 
Neutralisierung  sein;  so  bezüglich  der  fi-anzOsischen  Bezirke  Savoyens  Chablais 

Vgl.  Oppenheim  IL  §  1)9. 
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und  Faacigny»  der  jonischen  Inselu,  der  MagbeUan-StraOei  des  Samkiiiuds  und 
des  im  Bau  begrüfoBen  Panamakanato  (auf  Grand  des  Hay-Panncefotfe'Ter- 

trags  v.J.  1901).  Die  Neutralität  des  Panamakaiials  und  der  Maghellanstraße 
beruht  nicht  auf  all^eiueinem  Abkommen  der  Mächte.  —  Teile  der  offenen 
See  sind  (seit  der  Aufliebung  der  Neutralität  des  schwarzen  Meeres  durch  die 
Beschlüsse  der  Luudoner  Konferenz  im  Februar  1871)  derzeit  nicht  neutra- 
lisiert Durch  Vertrag  der  Kriegf&hrenden  imtereinander  konnte  eine  solehe 
Nentralisienug  fÄr  die  Dauer  des  Krieges  stipoUert  werden.  Eine  solehe 
Neatntlisierung  der  japanischen  und  chinesischen  Gewässer  Avar  im  Kriege 
1870—1871  von  den  Küiiuiiandanten  des  deutschen  Kriegsscliitf:?  ^Hertha"  und 
des  französischen  ,J)iii)leix"  vorgeschlagen,  aber  von  der  französischen  fie- 
gierung  abgelelint  worden'). 

§  175.  .Subjekte  de.s  Krief^.sst^iides.-j  I.  Der  Krieg  ist  nach  lieutiger 
Anschauung  ein  Kampf  der  Staaten  mittelst  üirer  offiziellen  Streitkräfte,  nicht 
ein  Kampf  der  Staatsbürger  der  feindlichen  Staaten.  Die  Austragung  des  Streites 
entsteht  durch  die  Entfaltung  dei*  militärische  Macht  Allein  der  Krieg 
schafft  für  die  beteiligten  Völker  einen  Zustand^  dessen  Wirkungen  sich  nicht 
bloß  in  der  rechtlichen  Stellnno;^  der  mit  der  militärischen  Aktion  betrauten 
nitizielien  ( )rf,'ane  und  Streiikrattt^  äußern;  abgesehen  davon,  daß  jeder  Krieg, 
in  deu  ein  Land  verwickelt  wird,  das  staatliche  und  nationale  Empfinden  des 
Volkes  seinen  Patriotismus  und  die  Sorge  um  das  heimatliebe  OemehiweBen 
mitehtig  in  Anspruch  nimmt  berührt  der  Eriegszustand  alle  Interessen  des 
nationalen  6emeinlebens  und  des  IndiTiduallebens,  legt  jedem  einzelnen  Opfer 
uud  Be.solirruiknn2:en  anf.  So  treten  auch  die  Verhältnisse  der  an  dem  Kampfe 
nicht  uuniiileibar  beteiligten  Individuen  in  eine  Beziehinitr  /.u  dem  Ju-iegs- 
zustande,  die  gleiclifalh»  ihren  rechtlichen  Ausdiuck  im  Kriegsrecht  gefunden 
bat  Man  unterscheidet  Ideniach  den  aktiven  Kriegsstand  der  bewaff- 
neten Macht  mit  den  damit  verknüpften  Rechten  und  Pflichten  und  den  pas* 
•siven  Kriegsstand  der  übrigen  Bevölkerung.  Die  Mitglieder  der  bewafliieten 
!Mae]it  sind  Feinde  im  aktiven  Sinne  und  als  solche  zur  Vornahme  feind.'^eligeiHand- 
Inn^^en  antorisiert,  nur  sie  sind  Subjekte  der  besonderen  Rechte  und  i^fiichten  des 
aktiven  Kriegsstaudes.  Die  Feindt  im  paÄsiveu  Siiaie  sind  nicht  das  unmittel- 
bare Objekt  der  militärischen  Gewalthaudlungeu,  sie  dürfen  sich  aber  auch 
nicht  aktiv  an  derlei  Handlungen  beteiligen.  Wenn  sie  sieh  an  dem  Kampfe 
beteiligen,  so  gmiefien  sie  nicht  den  Schutz  des  Kii^rechts»  sondern  sind  straf- 
rechtlicher Ahndung  unterworfen. 

II.  Subjekte  des  aktiven  Kriegsstandes.  Die  Frage,  welche  Per- 
sonen der  bewaffneten  Macht  der  kriegtiihienden  Staaten  angehören  und  fo]ge> 

1)  Im  gatam  ygl.  Über  diese  Materie  Rettich,  Zar  Ttieorie  u.  s.  w.  174  ff. 

2i  I.ticdcr,  HU  IV  S.  371ff.;  V  v.  Marieus  II.  VM  ff.;  I..  Nenmanu,  Grundriß 
b.  lööff.;  Ucfftür-Ueffckeu  §§  124  ff.;  Eivier,  Lehrb.^  Garois  §  83;  PereU,  luter- 
nadoiuües  dffentlidiOB  Sccrecbt  8.  1T8  ff.;  GrenaDder,  Sur  les  conditions  neoeaedre«,  seton 
1l-  iliiiit  (k'^  j;vns,  pour  avuir  ea  guerre  Ic  droit  d  ötix'  considere  et  tniitt?  comme  Boldat 
a^!>2);  OppouUtfim  II  IS  7Ssq.;  fUr  das  aeuciate  Kecbt  A.  Zornj  36  ff.;  Maurer  UFK 
U,  52  ff. 
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mäßig  Ansprach  auf  Beiiaiidlang  nach  Kriegsrecht  (d.  i.  als  Kiiegspai  tei) 
habm,  ist  derzeit  durch  das  HKR  posiliTreelitUcli  beantwortet  Hiemacli 
kann  die  bewaühete  Macht  bestehen  aua  Kombattanten  und  Nichtkom- 
battanten. Rombattanten  sind  nach  den  landesrechtlichen  Normen  über 
das  Wehrsjstem  und  die  Organisation  der  staatlichen  Streitkräfte  allerdings 
verschiedene  Ginpj.en  von  Personen,  im  allgemeinen  jedoch  iiiiiuer  nur  vom 
Staate  zum  Kampi  beauftragte  bezw.  autorisierte  Personen.  Ilieher  gehören 
die  Mitglieder  des  eigentlichen  Heeres  (die  Land-  und  Beetruppen),  die  Milizen, 
die  Landwehr  nnd  der  Landsturm.  Das  HKR  stellt  die  Voraussetzungen  fest^ 
vnter  denen  für  Streitkräfte,  die  nicht  zum  Heer  im  engeren  Sinne  gehören, 
bezw.  je  nach  den  Landes^e«;etzen  an  Stelle  eines  stehenden  Heeres  die  staat- 
liche Streitmacht  bilden,  die  (iasetze,  die  Rechte  und  PÜichten  des  Krieges 
gelten.  Diese  Streitkräfte  werden  in  Art.  1  HKR  unter  der  Bezeichnung 
Milizen  nnd  Freiwillicr^n-Korps  znsammengeikfit  Die  Voranssetzungen 
ihrer  Oleichsteiinng  mit  dem  He^  sind:  1.  daD  jemand  an  ihrer  Spitze  steht, 
der  fUr  das  Verhalten  seiner  Untergebenen  verantwortlich  ist,  2.  daß  sie  ein 
bestimmtes  ans  der  Ferne  erkennbares  Abzeielien  trng:Pn,  3.  daß  sie  di(!  Waffen 
offen  fiiliren  und  4.  bei  ihrer  T\rieo;fnlirunu:  die  Krie^g-esetze  und  Gebräuche 
beobacliteu.  i)  —  Als  Kriegföhrende  sollen  ferner  nach  Art.  2  HKR  in  Fällen 
einer  Massenerhebung  der  Bevölkerung  eines  nicht  besetzten  Gebietes  die  an 
der  Erhebnnf  Teilnehmenden  behandelt  werden,  wenn  sie  bei  der  An* 
n&hemng  der  eindringend«!  Truppen  aus  eigenem  Antriebe  zn  den  Waffen 
greifen,  ohne  Zeit  irehabt  zu  haben,  sich  nach  Art.  1  HKR  zu  organisieren. 
Voranssetzuno;  ist.  auch  liiei\  daß  sie  die  Waffen  offen  führen  und  die  Gesetze 
und  Gebräuche  des  Iviief^es  beobachteu. -) 

Zur  bewaffneten  Macht  gehören  als  Nichikumbattaiiteu  die  Reaniteu 
der  Militär-Intendantur,  andere  Militärbeamte,  die  Militärgeistlichen,  Ärzte, 
Vertreter  neutraler  Mftchte')  usw.  Man  rechnet  zu  dieser  Kategorie  auch  die 
Li^eranten,  die  Marketender  und  die  mit  Erlaubnis  des  Oberkommandos  dem 
Heere  folgenden  Zeitungskorrespondenten.  Diese  Personen  dienen  dem  Kriogs* 
zweck;  sie  dürfen  alier  nielit  absichtlich  verwundet  oder  getötet  werden;  sie 
haben  im  Falle  ilei-  (lefanirennahnnä  wie  die  Kombattanten  Anspruch  auf  Be- 
liandlung  als  Kriegsgefangene  ^Art.  3  HKUj.  Dem  Sanitätspersonal  ist  im 
heutigen  Becht  im  Interesse  des  Wohles  der  verwundeten  Ericger  eine  Ans» 
nahmsstellung  gewährleistet. 

TEL  Eine  Verstärkung  der  bewaffiieten  Macht  im  Seekri^  erfolgte  in 
Mhwer  Zeit  durch  die  AntorMornng  von  PriTatporsonen  seitens  der  B^erung 


1)  Vgl.  Jßoliu,  B  iU,  aüb.  la  ciuzdueu  Staaten  hatte  man  schon  vorher  durch  mili- 
tSriMhe  OiiuiiHitioii  des  LandfttonDea  voigeeorgt  Vgl.  s.  B.  d.d.  Rdcbsg.  Ober  d«u 
Landsturm  v.  V2.  Febr.  \hTi>  und  das  an  deaeen  Stelle  getretene  Ges.  betr.  AnderuDgen  der 
Wehrpflicbt  v.  H.  Febr.  1^. 

2}  Über  die  VeibAii^.  d.  HK.  fiber  ler^  en  maaee  r^.  A.  Zorn  40 ff.;  Meurer,  HFK 
II,  56ff.;  Oppenheim,  U,  §  80. 

ri>er  dio  bteiluug  neutraler  AiilitärbeTultmiehtigter  vgl.  meine  Abhdlg.  in  I>eut«cbc 
Juiistcn-Ztg.  XI,  7!»'. 
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zur  Ansrflstnng  von  Privatschiffen  für  Kriegszwecke  und  zar  Beteiiigang  an 
üem  Kriege  unter  der  Fkgge  des  Staats.  Es  sind  dies  die  Kaper  oder 
Korsaren,  deren  Verwendung:  im  Kriege  geschichtlich  mit  der  Erteilung  von 

Repressalien-  und  ^farkebriefen  (lettres  de  marque)  zusamraenhäns't :  seit 
drin  Jahre  1S15  bei  den  europäischen  Mächten  außei-  Gelnanch,  wnrde  diese 
Einrichtung  durch  die  Pariser  Seerechtsdeklaratioa  vom  10.  April  1856 
abgeschafft.  Für  diejenigen  Staaten,  welche  der  SeerecbtsdeUaratioii  nicht 
beigetreten  sind,  gelten  die  dnrch  die  nen^  Praxis  n.  s.  w.  ansgebildeten 
Grund>;ätze.  Hiernach  kann  der  Kaper  nur  von  einem  Staate  ermächtigt 
werden;  dagegen  kann  die  Ernn'iclitiernn?:  ge^en  zwei  dder  mehrere  Staaten 
erteilt  werden.  IHe  Ki-niäclitiiriino-  he;ü:ründet  die  Verantwortliclikeit  des 
Kapers  gegenüber  dem  ermächligeiideu  Staat,  dt!.s.seü  Kriegsgesetseii  der  Kaper 
unterliegt;  der  ermächtigende  Staat  ist  für  das  Verhalten  dieser  einen  Teil 
seiner  Kriegsmarine  bildenden  Streitkräfte  verantwortlich.  Läßt  sich  ein 
Kaper  von  mehreren  Staaten,  insbesondere  von  den  b«den  Elriegsteilen  auto* 
risieren,  so  kann  er  als  Seeräuber  behandelt  werden.  —  Die  Erteilung  von 
Kaperbriefen  erfolfrt  reg-elm.lßior  nnr  an  die  eiprenen  Staatsangehörigen.  Der 
von  einer  ihm  fremden  Kegierung  autorisierte  Kaper  kann  als  Seeräuber  be- 
handelt werden.  —  Durch  das  Abkommen  (VII)  der  HK  1907  ist  derzeit  die 
Verstärkung  der  Seestreitlcrftfte  durch  Umwandlung  von  Kauifahrteischiffen 
in  KriegsschiiTe  positivrechtlich  geregelt  (siehe  nuten  unter  Kriegsmittel  im 
Seekriege). 

IV.  Milit ärkouriere.  d.  s.  Personen,  welfhe  die  Korre<jpondenz  im 
Felde  mit  den  Befelilsliaberii  und  den  Subalternen  zu  i)es(ii  g-en  liaben.  gehören 
zur  Kriegsmaclit;  hie  unterliegen  der  Kriegsgefangenschaft;  die  Depeschen 
können  ihnen  abgenommen  werden.  Dagegen  sind  sie  sowie  ihre  Depositen 
a8w.|  unverletzHcli,  wenn  sie  bei  Verhandlungen  der  Streitteile  die  Korrespondenz 
vermitteln.  —  Parlammtäre,  d.s.  Abgesandte  des  einen  Krieg^teils  an  den 
andern,  gehören  gleichfalls  zur  Kriegsmacht  (S.  Aber  deren  rechtlidie  Steiinng 
2>äheres  unten  S. 

§  ITü.  Erlaubte  und  unerlaubte  Mittel  der  Kriocrfrihrunir 'i.  T.  Die 
Unterscheidung  von  erlaubten  und  unerlaubten  Mitteln  der  Kriefiihrung  ist 
eine  der  wertvollsten  Errnngenschaften  des  nsos  in  hello.  Die  Vslkersitte 
verbietet  den  Gebrauch  gewisser  Kriegsmittel;  Verletzungen  dieser  Sitte  ziehen 

die  Anwendung  gleicher  Gewaltmaßregeln  gegen  den  Urheber  der  Verletzung 
nach  .*;ich.  Tin  p:anzen  findet  die  newalfaiiwendnnir  durch  die  heute  betonte 
AuHnssunsr  des  Krieges  als  Mittel  zur  j'jreicliuns:  eines  bestimmten  Zweckes 
eine  Kiui-t  UrHiikung;  die  Gewaltanwendung  tindet  ilire  t^renze  in  der  Kri-eieliung 

1)  J.ucder,  nniVasStf.;  Pcrels,  IntcrnatioiialosoffontlichcsSieerecht  192ff.;  Heffter- 
Geffcken  §(  ISS,  12S;  r.  Hohl,  Staatsracbt,  Völkerrecht,  Polttik I;  F.    Marten» II  4S9ff.; 

L.  Ncumann,  OnnidriPl  losff.;  Rivier,  Lelirl).;  Derselbe,  Principe«  II,  260  sq.;  Gareis. 
§  85;  V.  Liszt,  $  40  III;  Bonfils,  Nr.  lOöS  sq.;  Fiore,  III  p.,  1317  sq.;  Pillot,  aq.; 
Oppenheim,  n  §§  107 ff.,  I49ff.;  Bnzzatti,  L'offeaea  e  la  dlfeea  nells  foem  eeeondo  t 

moderni  ritrovati  (ISS^).  —  Pctereburg»  r  I'i  kl.uiition  Artt.  12 — 14;  Manuel  dos  Instituts  für 
Internat.  Recht  Artt.  4,  HKK  Art.  22  ff.   Darfiber  insbes.  A.  Zorn,  127  ff.  und  dessen 

Kriegsmittel  und  Kriegführung  nach  den  Bestiummugeu  der  Ilaagcr  Konferenz  läüd  (1902U 
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des  Kiuegszwecks.  Des  Näheren  gestaltet  sich  die  Gewaltanwendung  aU  eine 
Schädigung  der  Gemmllcnft  des  Gegn««^  daher  die  kriegerische  Aktion  gegen 
alle  Quellen  der  physischen  und  moralischen  Stftrke  des  Gegners  gerichtet  ist. 
Schranken  willkürlicher  Gewaltanwendung  zi^en  außer  den  Begeln  der  Kriegs* 
manier  Vertrüge  und  sons-tij^e  Übereinkommen,  die  Gebote  der  Sittlichkeit 
und  lveli!2:ion.  und  die  militärische  Elire.  Illoyales  und  treuloses  TTandeln. 
verrät erisclieü  Vorgehen  sind  schon  um  ilirei'  rnsittliclikeit  willen  aus- 
geschlossen. Diesen  Erwägungen  gibt  das  HKK  Art.  22  formell  Ausdruck, 
indem  erklärt  wird,  daß  die  Kriegsparteien  kein  unbeschränktes  Becht  in  der 
Wahl  der  Mittel  zur  Beschädjgang  des  Feindes  haben*  Abgesehen  von  den 
durch  Sonder  Verträge  aufgestellten  Verboten  hat  dasHKR  in  Art  23  ff.  die  An- 
wendung? einer  Reihe  von  Kriegsniitteln  ausdrücklich  verboten. 

Das  HKK  vorbietet  im  Landkrieg  ioBbesondere  a)  die  Verwcndnnf;  von  Gift  oder  \  er- 
gifteten Waffen,  bl  die  meuchleriaebe  Tötung  oder  Vorwnndnn;;  von  Angehörigen  des  feind- 
lichou  VolkflB  oder  Heeres,  c)  die  Tötung  oder  Verwundung  eines  dii>  Waffen  streckenden  oder 
wrhrlo'^cn  Feindea,  der  sich  anf  Gnade  oder  T'n^'nade  ergehen  hat.  di  die  Erkläninp;,  daß  kein 
Pardon  gegeben  wird,  ei  den  Gci)i-auch  von  Waffen,  Geschossen  oder  .Stoffen,  (tio  geeignet 
•Ind.  vaaOiÜg  Leiden  zu  verarMchen,  f)  den  UfiSbiiiaoh  der  ParlameotiifUigg«  oder  der  milt- 
t.lti^chpn  AhzoirhoTi  oder  dor  T'nifnrm  des  FHndrs.  sowie  der  he«!rmdorrn  Abzeichen  de?» 
Genfer  Abkommens,  g)  die  Zerstörung  oder  Wegnahme  feindiichcn  Eigentums  au0er  in  den 
F8Uen,  vo  diese  Zeretömng  oder  Weg^sbine  davdi  die  Kriegfinutwendigkeit  erhdseht  wird, 
h»  die  Aufhebung  oder  zeitweilige  AußerkraftBetzoDg  der  Rechte  und  Fordeningen  von  An- 
gehörigen der  Gegenpartei  oder  die  AuH»chUeßting  ilirer  Klngbarkeit  Es  ist  ferner  untersagt, 
Angehörige  der  Gegenpartei  zur  Teilnahme  an  den  Kriegauntcrnchmungen  gegen  ihr  Land 
zu  zwingen;  dies  gilt  auch  für  den  Fall,  daß  sie  vor  Auabruch  des  Krieges  angeworben  waren 
(Art.  22).  —  Es  i-t  fi  iiicr  untersagt,  ihe  Pliindcning  und  Verheerung  von  Ptfldten  oder  An- 
siedelungen, selbst  M  cnu  sie  im  Sturm  genommen  sind  (Art.  2S>.  Der  Angriff  und  die  Be- 
•ebieBanff  anvertridigter  StRdte,  Darfer,  WobnstStten  oder  GeliBade,  mit  welchen  Mitteln 
ea  aiu'h  sei  fd  i  ntith  an«  I.riftschiffen  oder  auf  sonstigen  neuen  Wegen»  (Art.  I'i]. 

Weitere  Bcschriinkangcn  enthalten  drei  Deklarationen  der  UK  die  eine  Weiter- 
bildung de«  der  Petersburger  Konvention  vom  tl.  Dezember  1868  (Text  bei  Fletaebmann, 
8S)  zugrunde  liegenden  Gedankens.  Die  K«>  um  \  erbietet  nümlich  den  Gebrancli  yon 
Spreng-  oder  explodibcln,  mit  entziindlichen  oder  bicimbaren  Stoffen  gefüllten  Geschossen  von 
weniger  als  400  Gramm  (iewicht.  In  der  2.  und  3.  Deklaration  (Text  bei  Fieischmann, 
318)  üntcr\'.  ai  feil  sich  die  Vertragsmächte  dem  Verbote,  »f)Iilie  Geschosse  zu  verwenden,  deren 
einziger  Zweck  ist,  ansteckende  oder  giftige  Gase  zu  verbleiten,  femer  Geiiehosw  m  ver- 
wenden, die  sich  leicht  im  menschlichem  Köri>er  ausdehnen  oder  platt  drücken,  derart  vnc  die 
Geachosae  mit  baitem  Mantel,  der  den  Kern  nicht  ganz  ombOlit  oder  mit  Einsdioitten  ver> 
sehen  ist  (Dum-Dum-(Jesrho--se';  In  der  1.  Deklaration  winde  das  Weifen  von  Geschossen 
und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen  oder  auf  ähnlichen  neueren  Wegen  für  die  Dauer  von 
fünf  Jahren  verboten.  Dieae  inzwiaeben  abgelaiireoe  Deklaration  wurde  anf  der  HK  1907 
erneuert  und  swar  (ttr  die  Zeit  bis  aom  Sdtlaaae  der  In  Aoasicht  gonommeoeo  9.  Friedeoa- 
konferenz.') 

II.  Zu  den  erlaubten  Mitteln  gehört  nach  dem  Gesagten  auch  in  gewissen 
Grenzen  der  Oebranch  der  List  (Art  24  HKR).  So  ist  es  erlsnH  ^^"^  Gegner 


1)  Uber  die«e  Hekiarationen  vs\.  im  ganzen  A.  Zorn,  133ff  inul  Meurer,  HFK  II, 
441  ff.  ~  Der  Erneuerung  der  l.  l>eklaratiou  hatte  Deutschland  unter  der  Bedingung  zu- 
gestimmt, daß  die  großen  HiUtinDSebte  denselben  Standpunkt  einndimen.  Da  jedoch  einige 
dieser  Mflebte  die  Emeaemng  abgeldtnt  baben,  wird  ancb  Deatacfaiand  ihr  nickt  beitreten 


können. 
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Uber  den  Zweck  milittrischer  Operationen  zn  tftnwben,  ihn  irre  zn  ffthren 

durch  falsche  Xachrichten  u.  s.  w.  Es  ist  insbesondf  t>  erlaubt,  durch  Kund- 
schafter oder  Spione  Nachrichten  nher  die  Pläne  und  Absichten  d»";  Feindes  nnd 
andei  weite  Auskünfte  einzuholen.  Das  HKK  Art.  29  bezeichnet  als  iipion  ')  nur 
den,  der  heimlich  oder  unter  falschem  Vorwand  in  dem  Operationsgebiet 
eines  Kriegffihrenden  Nacbricbten  einzieht  oder  eimntaehen  sucht  in  der  Ab* 
sieht,  sie  der  Gegenpartei  mitzuteilen  ^.  Der  Fortschritt,  den  das  HER  hier  auf- 
weist, besteht  vor  allem  darin,  daß  die  Behandlung  des  Spions  nach  materiellem 
und  formellem  Straf  recht  in  allen  Fällen  der  Erj^reifung  gesichert  ist;  der 
in  dem  erstaatlichen  Recht  aussrehildete  und  geübte  T\rieo:s»ebranch.  nach 
welchei/i  der  anf  frischer  Tat  ergriffene  Spion  ohne  rpchtliclies  Vertahren 
sofort  getötet  werden  konnte,  ist  durch  Art  30,  der  uucli  in  solchen  Fällen 
ein  Urteil  erfordert^  beseitigt  Das  Vorgehen  gegen  den  Spion  hat  daher 
aueh  nicht  tafHa  in  den  Fällen  jenes  Elriegsgebranchs  den  Charakter  eines 
unmittelbar  wirksamen  Sicherung»-  oder  Abschreckungsmittels;  Sicherung  und 
Abschreckunfr  erscheinen  vielmehr  auch  hier  als  praktische  Funktionen  der 
Bestrafunsi  des  Spions,  Ferner  verbietet  Art  31  die  Ahndung  einei  früher 
begangenen  Spionage:  wurde  der  Spion,  welcher  zu  seinem  Heere  zurück- 
gekehrt ist,  Tom  Feinde  gi^ngen  genommen,  so  kann  er  wegen  der  Mher 
begangenen  Spionage  nicht  mehr  zur  Verantwortung  gezogen  werden;  er  ist 
als  Kriegsgefangener  zu  behandeln.  —  Rekognoszierungen  sind  militlrische 
Mittel  der  Orientierung;  der  dabei  Kr<rrilfene  w*ird  als  Kriegsgefangener  be- 
handelt. Dapregen  rechtfertij^t  die  Kriegsnotwendigkeit  die  Anwendung  des 
Kriegsreeht6  gegen  Personen,  die  von  dem  von  einem  Kriegsteil  besetzten 
Gebiete  aus  ^litteilungeu  über  Positionen  und  Pl&ne  an  den  Gegner  gelangen 
lassen.  —  Die  Fahrer  eines  Luftballons,  der  zn  kriegerischen  Zwecken  von 
dem  Gegnw  benatzt  wird,  werden  gefangen  gesetzt,  die  Depeschen  u.  &  w. 
werden  ihnen  abgenommen.  —  Des  Kriegsverrats  macht  sich  schuldig,  wer 
absichtlich  feindliche  Tr-uppen  irreführt  oder,  von  diesen  zur  F&brung  ge- 
zwungen, absiclulicli  falsche  W'eire  ^vpi8t 

§  177.    j>io  Krie£rst;efaue:enen       I.  Im  (iegensatze  zu  der  rechflofsen 
Stellung  der  Kriegsgefangenen  in  älierer  Zeit  kommen  im  gelteudeu  Kecht 


1)  Über  Spionage  vgl.  Gareis,  §  84;  Eiehelmann,  a.  a.  0,;  A.  Adler,  Di« 

Spionagf  (IflOfii;  OpyuMi  heim,  U.  §§  A.  Zorn.  174ff  :  Meiirer;  IIFK  H.  ITttff. 

2)  Demgemäß  gelten  nicht  als  ?5pione  dio  in  Ab».  2,  Art.  29  bezeichneten  Militärpcraoncu, 
die  in  daa  Operationsgebiet  des  Gegnern  «agedrangen  sind,  femer  tfllit2rpenonen  and  Nicht- 
inilitär|)crs()n(-n.  die  einen  Auftrag.  MiUcihingen  an  ihr  li^'i  lu  ;'  oilor  das  felndilcbe  HeST  <Q 
Qbeittringen,  offen  ausführen,  die  iu  Luftschiffe»  befördert  werden. 

8)  Lneder,  HH  IV  S.42Sfr.;  Hcrrtcr-Geffclcen  $$  Eielieliitann,  Über 

die  Kriegvgefangenscliart  Ka.>|mrck  in  GrUnhuts  Ztsohr.  f  d.  Privat-  nnd  öffentliclie 

Kecht  der  Gegenwart  tX  S.  r.soff.;  F.  v.  Martens  II  S.  40srf.;  Blim  t^,  Vr,lki  ncrlit 
5!>3— C26j  liivier,  Lohrb.  S.  4i>4ff.;  Xrieiiol,  Die  ncuciitcu  roilschritte  auf  dem  (iehiete 
•  des  Kiiegsredita  S.41ff.$  Travers  Twlss,  The  Law  of  nations  II  SHOsq.;  Oppenheim  II 
§  125^1.;  Guclle.  1.  e,  1  p.  iSTstj.;  Homhorp:,  Des  bcHip:«'rnnt-  Pt  fies  pri&onniers  de  giicrro 
(lSy4i;  €ro»,  Conclition  et  tractemont  des  prisouniera  de  gucire  {lUüt>)j  UKH  Äit.  4 — 2rt 
dazu  A.  Zorn,  73 ff,:  Mearcr,  HFK  11,  112 ff. 
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die  Küiiseiiueuzen  der  heutigen  Anschauung  über  das  Wesen  des  Kriegs  und 
die  rechtlichen  Grenzen  der  Gewalt&bung  im  Hinblick  auf  den  Kriegszweck 
vor  allem  bezOgrlich  der  Eriog^gefangenschaft  und  der  Behandlnng  der  Krieg»> 

gefangenen  zu  vollem  Ausdruck.  Die  Gefangennahme  wehrloser  feindlicher 
Krieger  gilt  als  legitimes  Alittel  der  Schwächung  der  militärischen  Kraft  des 
Oeofiiers.  Durch  <Vii  Akt  Jer  Gefansretmahme  ist  die  Anwendung^  andt^rer 
Gewakiiiittel  ausge.^ciilosseii ;  es  wird  ein  Hechte  und  Pflichten  umi'asjjendes 
Gewaltverhältnis  zwischen  dem  Gefangenen  und  dem  kriegführenden 
Staat  begründet»  du  in  der  Verbindenmg  des  Gebrauchs  der  äußeren  Freiheit 
zum  Zwecke  der  Verhfltang  weiterer  Beteiligung  an  den  Aktionen  der  feind« 
liehen  Kriegsmacht  besteht;  die  Kriegsge&ngenen  sind  Sicher  h  ritsgefangeue. 

II.  Der  Kri*^'cr<i,'^efaTig'fn'«chaft  kßnnen  unterließen  alle  Mitglieder  des 
eigentlichen  Heeiej;  (die  Soldaten  und  Landwehrmänner),  ferner  die  Nicht- 
kombattanten >)•  Auch  verwundete  und  kranke  Krieger  unterliegen  der  Kiiegs- 
gefangensehaft 

IIL  Der  Sicherung  des  Zwecks  der  Gefangennahme  dient  in  erster  Belke 

die  Entwaffnung  der  Gefangenen  und  die  Einschränkung  ihrer  persönlichen 
P'ivilieit  durch  Internieninj>-  in  den  dem  Zwecke  entspreclieiuleii  Ortschaften 
und  Lokalitäten :  in  Städten,  Festungen,  wohl  auch  in  Ftldlairern.  ausweichen 
sie  sich  nicht  entfernen  diiifen  (Art.  5).  Die  Kriegsgeiangeueu  uutei-stehen 
der  Militärgerichtsbarkeit  und  Disziplinai-gewalt  des  Nehmestaats  (Art.  h)  %  — 
Der  Kriegsgrfangene  bilflt  seine  Bechtsffthigkeit  und  seine  personenrechtliche 
Stellung  nicht  ein;  nur  ist  er  während  säuer  Gefangenschaft  nicht  in  der 
Lage,  manche  seiner  Hechte  ausüben  zu  können;  nach  wiedererlangter  Freilieit 
eiitf^tllt  da.-«  Hindernis  der  Ausübung  seiner  Rechte  (heuticre  Bedeiuung  des 
Poslliuiiüiumsi.  Mit  der  vollen  Anerkennung:  der  Rechtipersünlichkeit  in 
privatrechtlicher  Beziehung  hängt  die  Bestimmung  des  Art.  4  Abs.  2  zu- 
sammen, wonach  den  Eriegsgefaugenen  alles,  was  ihnen  persönlich  gehOrt^  als 
ihr  Eigentum  Terbleibt  —  ansgenommen  WalBfen,  Pferde  und  SchriftstQcke 
militärischen  Inhalts.  —  Ffir  die  Aufnahme  Oder  Errichtung  von  Testamenten 
der  ICries^sfrefangenen  gelten  dieselben  Bedingungen,  wie  filr  die  Militärpeifjonen 
des  eigenen  Heeres  (Art.  19).    Das  Gleiche  gilt  für  die  iJterbeurkunden,  sowie 

1)  Gegeu  den  Vo^lila^  i\in\  Eicheltnann  a.a.O.  S.  h'Atf..  197).  trcwiniio  Kategorien 
von  Nichtkombattanten,  nümlicli  Auditcarc  und  FeldpoUzeipersoueu  von  der  Kriegagcfangeo- 
Mliaft  zu  «limiwen  aiebe  Triepel  a.  a.  0.  S.  49,  der  mit  Recht  benrorfaebt,  daß  diese  Per- 
sonen einen  zur  Anfrcchfcrhaltung  der  militHnscIirn  Ordnnnfr  wichtigen  Bestandteil  der  Armee 
bilden,  dessen  Fostlialtuni;  oiueraeita  eine  Schwächung  der  feindlichen  Streiüuüfte  bedeutet 
nnd  darehBin  im  mttitirlfleheii  Inteniaae  des  Gegners  liegt  lUid  sadereeitB  dnrcli  lEebie  humsai- 
täreu  RQckaichten  verboten  wird.  Vgl.  auch  Kasparek  S.  a.  0.  S.  711.  —  Bezüglich  der 
in  keinem  dienstlichen  VerhSltnisso  zam  Heere  stehenden  Personen  bestimmt  Art  13  HKR 
folgendes:  Personen,  die  einem  Heere  folgen,  ohne  ihm  unmittelbar  anzugehören,  wie  Kriegs- 
korrespondenten,  Zeitungsbcriditerstatter,  Ibrketender  und  Lieferanten,  haben,  wenn  sie  in 
Feindesland  geraten  and  ibre  Festiuütang  nredcmtßif  eracbeiot,  das  Becbt  auf  Behandlong 
als  Kriegsgefangene. 

S)  Vgl.  deotsehes  miitBratrafgeBecsbucb  ff  0»       Deotsche  Diaiiplinantrafoidiiong  fflr 

das  Heer  §  2:  nstcrreidiischcs  Dienstreglemtiu  I  §  Sn  Nr.  651,  §45  Nr.  .146;  BrOsselcr  DekUi- 
nitiou  Art.  2S  Abä.  1 ;  Manuel  des  iustituts  f.  internat.  Kecht  Aru  U2. 

niMBiiii,  TSIkMiMbt  81 
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Achtes  Buch.  Dio  latenk  Strattigkeiten  n.  d«mi  Briedigung  «te. 


für  die  Beerdigung  von  Krieg^gefangeneiif  wobei  deren  Dienstgrad  und  Rang 

zn  berücksichtigen  ist. 

Humano  Rücksicht  finden  dif  rcliiriösen  ]!e<liirfiiis.-ic  der  Gefangnen  dun:h  den  (»nind- 
Mts  des  Art.  Ib:  In  den  Grenzen  der  Ordnuugi^-  und  Poiizoivorechriftcn  der  MtUtärbehürüe 
wird  den  KifegsgeCugCDen  in  der  Ainfttrang  ihror  Religion  und  in  der  Teibabine  eu  Gottee- 
dienete  volle  Freiheit  §reiasHOn. 

IV.  Der  bamaoe  Staadpuuict  des  heatigeu  Kecbta  kommt  in  der  ia  Art.  14  Hlüi 
▼oigeMsMebenen  Errichtong  dner  Aoftktinftfttelle  fiber  die  Kriegsgefangenen  »tm 
Anndflick.  Diese  AuftkuafMeilen,  die  gegebenenfalls  auch  in  jenen  neutralen  Staaten,  die 
AngebOrige  der  Kriegsparteion  in  ihr  Gebiet  aufgenommen  haben,  gebildet  werden,  sammeln  alle 
auf  die  Gefangenen  bezüglichen  Nachrichten,  beantworten  alle  Aufragen;  um  ihnen  die  Erfül- 
lung ilirar  Aufgabe  in  jeder  Richtung  zu  .-^iehem,  erhalten  sie  von  den  zmtlndigcn  Dienststellen 
die  nötigen  Informationen.  Die  Auskunftstelle  sammelt  auch  alle  zum  porpönlichen  Gehr.iuc!» 
dienenden  G^eoatSode,  Wertsachen,  Briefe  usw.,  die  auf  den  ächlachtfcldem  gefunden  oder 
von  den  in  RrankenUneeni  usw.  geitoiiMnen  Kriegsgefangenen  hinteriaasen  werden  und 
ateltt  sie  den  Bereditigtcn  zu. 

Den  HilfsgesclUchaften  für  Kriegsgefangene,  die  ordnungsmäßig  nach  den 
Gesetzen  ihres  l^andes  gebildet  tSmA,  ist  eine  Reihe  von  Erieichterungen  Im  Literesae  Ihier 
charitativen  Wirksamkeit  eingeräumt,  84t  z.  B.  Portofreiheit,  Befreiung  von  EingangSsOUeo, 
GebOhren  sowie  von  Frachtkosten  auf  Staatsei'^enhalinen  (Art  tfit. 

V.  Die  Begicrung  des  Ncbmestaats  hat  für  deu  Unterhalt  der  Gcfaugenen  zu  sorgen 
(Art  74);  dies  gescliieht  in  der  Regel  auf  demselben  Fnßc  wie  für  die  AogehSrigcn  des 
eigenen  Heeren.  Ztir  Deckung  dieser  Kesten  kann  ein  Teil  des  Arbeitsverdienstes  der  Ge- 
fangenen verwendet  werden.  Die  Gefangenen  dürfen  nicht  zu  ge«undbeitBt>cliädlichen  oder 
soLdien  Arbeiten  verwendet  werden^  welche  die  mliitirlsehen  OperadooMt  gegen  ihren  Staat 

an  anteBBtützeii  bostimmt  sind  (Art.  C>):  so  insltesomlere  nicht  zur  Spioiiafje. ') 

Tl.  Kriegsgefangene  können  auf  Ehrenwort  freigelassen  werdenj  die  dabei  übernom- 
menen Vcrpflichtuugen  (Art  12)  haben  sie  bei  ihrer  penSnllehen  Ehre  sowohl  gegen&ber 
Ihrer  eigenen  Regierung,  als  auch  dem  Nehmestaatc  gegenüber  genissonhaft  an  crfBUen 
(Art.  10);  ihre  Regierung  ist  gleichfalls  verpfichtet,  keinerlei  Dienste  zu  verlangen  oder  an- 
zunehmen, die  dem  gegebenen  £iirenworte  widersprechen.  —  Eine  Pflicht  zur  Annahme  der 
EndaasoDg  anf  Ehrenwort  ist  nlebt  aoeiiamttt;  slwiMOvenig  dn«  Pfliebt  dea  KehmeataatSt 
auf  die  Bitte  eines  Gefangt'ncn  hin  dir  Knth<i<«nn<^  nvif  Ehrenwort  an  bewOllgen  (Art  11).  — 
Der  Bruch  des  Ebtenworu  wird  bestraft  (Art  12). 

VIL  Gegen  Gefangene,  die  an  entfliehen  sacben,  kann  nm  der  Waffe  Oebranch  ge- 
macht wei  den.  Wird  der  Firiehiifrc  ergriffen,  so  verfiült  er  disziplinarischer  Bestrafung.  Aber- 
malige Gefangcnnulime  nach  gelungener  Flucht  berechtigt  nicht  znr  Beetrafnng  wegen  der 
früheren  Entweichung. 

ym.  Die  Gefangenschaft  endigt  mit  dem  Friedensschluß  (Art.  20).  Während  des  Krieges 
kann  die  Gefangensehaft  endi<;en  auf  Grund  vnn  Anwechselmifrskartcllen  zwisclien  den  Krieg- 
führenden. Derlei  Verträge  können  aber  nicht  auf  Deserteure  des  folndlicfaen  Heeres  nnd 
OberiSnfer,  die  an  Gehngonen  gemacht  worden,  angewendet  weiden. 

§  178.  Die  Verwundeten  nnd  Kranken^.  I.  INe  verwundeten  nnd 
kranken  Krieger  sind  nicht  Objekt  feindltclier  Behandlong.  Diesen  Personen 

1;  Die  L^idesgesctze  regeln  vieltacli  die  Bciiaiiülung  der  Kriegsgefangenen j  so  ist  be- 
aondeis  beacfatenawert  das  franafleisohe  Gesets  21.  Häia  1899,  abgedruckt  in  BG  I  (Doeu- 
ments  S  10). 

2>  Luedcr,  ÜU  IV  »S.  99t)  ff.;  Desselben  gekrönte  Preisedirift:  Die  Genfer  Konven- 
tion*' (1876);  Moynler,  Etnde  sur  la  Convention  de  Genftve  (1870);  Derselbe,  La  croix  ronge, 

?i)n  iia>s''  et  <<.ni  avenir  (l^si'i;  Ders.,  Cf»n<5id<'ration8  sur  Ia  saD<  tion  i}enale  Ti  donner  ä  la 
Conv.  de  Genövc  O^^^Ji  Dors.,  La  revisiou  de  la  Convention  de  Gen6vo  (l')!^!>>j  Ders.,  La 
fondation  de  la  crotx  rong*  (1909);  v.  Rosskowski,  R  XXXI V  It9,  2»»,  442;  Gnrlt,  Zur 
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ges^enüber  Laben  humaiiitäre  Anschauungen  schon  in  früherer  Zeit  in  Verein- 
barungen der  Kriegführenden  sieb  geltend  gemacht;  insbesondere  wurde  die 
T7nverleta:barkeit  der  Verwundeten  und  Kranken  und  deren  Pfleger  ohne 
Rücksicht  auf  die  Nationalitttt  stipuliert  *).  In  neuester  Zeit  fand  diese 
wichtige  Materie  ihre  internationale  Regelung  durch  die  „Genfer  Konvention^ 
vom  22.  August  1864  An  deren  Stelle  ist  die  Konvention  Tom  6.  Juli  1907 
getreten. 

Die  Anwendoog  der  Kuuveution  war  auf  den  Laudkrie^  beschränkt.  Durch  die  Koo- 
vQDtloD  (II)  der  HK  18M  wurde  sie  auf  den  Seekrieg  aus^dchnt;  tn  ihrer  Anwendnog  sind 
wash  jene  Mächte  verpflichtet,  welche  ihr  bi»ber  nicht  beigetreten  waron.  die  aber  das  HKR 
an^nommcn  haben.  Die  Schlußakte  der  HK  löl>8  hatte  den  ^WunAcb"  auf  baldigen  Za- 
saninuntritt  einer  beftouderen  Konferenz  zam  Zwecke  der  ReviBion  der  Genfer  Konvention 
uusge^piocben.  Diese  Konferenz  trat  am  11.  Juni  1906  in  Genf  zusammen.  Das  Ergebnis 
der  Yeriiandlnngen  ist  die  vom  S6  Staaten  am  6.  JnU  IVOS  nnteixetchnete  Konventk»,  die 


Gesdiicbte  der  iiitenurtioMie&  «od  freiwillifen  Kiankenpflege  im  Kriege  (187S);  Seiiinldt- 

Ernsthausen,  Dasi  Prinzip  der  Ortifr  -  Konvention  llS74);  TreuonprenR,  Da.s  rote  Kreuz 
im  Vöiketreobt  tmd  VcroinswoseD;  Lueffler,  Das  preußische  Militänanitatawcsen  und  seioe 
Befonn;  Pezet  de  Corvai,  Die  Gento  Konveotioii  and  die  Hiirevereioe;  Kirebea* 
heim  in  v.  Stengol's  Wörterbuch  des  deutscheu  Verwaltungsrechts  s.  v.  ^Kriegssanitit^ 
Wesen'";  Garois  in  der  „Deutschen  Revue"  II;  Ders. ,  Die  Weiterentwicklung  des  Prinzips 
der  Genfer  Konvention  in  den  letzten  dreißig  Jahren  (Festrede  1S95);  Bircher,  Die  Revi^oa 
der  Genfer  Konvention  (1893);  Triepel,  Die  neuesten  Fortschritte  anf  dem  Gebiete  des 
Kriegsrechts  (1894);  Müller,  Entstehungsgescliichre  des  roten  Kreuzes  u.  d.  Genfer  Konv. 
tlSOT);  MüQzel»  Unteisucbungcn  über  die  Genfer  Konv.  (1901);  Giliot,  La  rcnsion  de  la 
CooTentien  de  Oeo^  (1902);  Holland,  Stndlee  Sl  sq.;  Dere.,  War  p.  4Saq.  —  Neoeatenn 
Meurcr  RFK  II.  841  ff  —  n  ef ftor-O effcken  §  126;  Bluntsrhli.  Völkerrecht  92  ff.; 
F.  V.  Martens  II  8.  500  ff.;  Kivier,  Lohri>.  402  —  Prindpes  II  26Sff.i  Pillet,  105  sq.; 
Bonfil»  p.  1106  sq.;  Oppcobeim  II  |{  118  sq. 

1)  Seit  15S1  bis  1864  wurden  800  Vertifge  der  obigfen  Art  feaddoasen.  Bivier,  Lehrt). 

S.  402  Atim.  _';  F.  v.  Martens  II  S.  501;  Gurlt  zählt  2*<1  Verträfre  dieser  Art  auf.  — 
Besonde»  bemerkenswert  ist  der  Vertrag  zwischen  Prcoüen  und  Frankreich  vom  7.  Sep- 
tember ITM.  Vgl.  Lneder,  Genfer  Konvention  3.  2t. 

2)  Abgedruckt  bei  Fleisch  manu  69.  —  Eis  ist  das  unvei;gängliche  Verdienst  des 
Schweizer  Arztes  Dunant  und  des  Prnsidenteu  der  fJenfer  premeinnGtzigen  Gesellschaft 
Moynier,  die  Kealisieruog  der  humanitären  Idee,  welche  in  der  Genfer  Konventioa  ihre  Ver- 
wirktldraiif;  Reftoden  liat,  mm  Oegenetande  des  Mfentliehen  Literanes  gemacht  so  haben 
und  für  sie  in  erfolg-reiclister  Weine  tatij?  gc^vesen  zu  sein.  Der  ^^'hweizoiiseho  Bundesrat 
ergriff  in  seinem  EinUdungsscbreibea  an  die  Mächte  vom  ti.  Juni  1S&4  die  diplomatische  Iui< 
tiative.  —  Die  Sefonnbeditaltigkeit  der  Konvention  tax,  nameDtÜch  seit  dem  Kriege  im  Jahi« 
1S66  hcrv'or.  Beachtenswerte  Reform  vorschlage  und  Vorarbeiten  sind  seither  hervorgetreten. 
Es  kommeu  in  dieser  Richtung'  in  Retraeht:  ciie  Beratungen  der  Berliner  Militärsanitätskoti- 
fercnz  im  Jahre  1667,  der  DelegirtenvcrsiuiiBiluag  der  üüuuclien  Ililfsvereine  zu  Würebura 
nnd  die  Pariser  Konferenz  vom  eelben  Jalu-c,  die  Genfer  Konferenz  vom  Jahre  istiS,  die  eine 
Reihe  von  Zusatzartikeln  nunahm,  von  tleueu  zehn  die  Auwendiuij;  der  Gi-nfer  Konvention 
auf  den  Seekrieg  aussprachen  (Vgl.  Ferguson,  The  Red  Cross  alliance  at  sea  1672).  Diese 
Beschlüsse  (Martens,  Nonvean -Beeneil  gte.  XTIII  p.  ei2)  eind  ohne  Batifikadon  gri>Iieben; 
indesfen  haben  die  Regierungen  einseitig  die  Anwendung  der  .Vdditionalartikel  verfügt  (vgl. 
Lucdor,  Genfer  Konventioa  S.  135  ff.,  194  ff.;  ÜU  IV  ä.  306  ff.,  itldif.,  »19  ff.,  S2bü.). 
Femer  hatte  ridi  die  Btflaseler  Konferenz  aS74)  Angehend  mit  dem  Gegenstände  beCillt. 
Verbe^.seriiui,'eu  enthllt  das  Manuel  des  Instituts  f.  hiteni.  Recht.  In  der  Literatnr  steht  in 
eniter  Reihe  da»  Luedersche  Werk,  femer  Triepel  a.  a.  0.  S.  9  ff. 
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an  die  Stelle  d«r  bisherigen  Konvention  tritt.*)  Bs  wurde  ein  ganz  neacr  Vertrag 

ansg-farhciror,  dvr  von  dcnisplfx'n  hochhcrzigpn  Gedanken  getragen  ist.  der  das  Werk  dos 
Jahre!»  ib^4  inspiriert  liatte,  dem  aber  gleichzeitig  die  ebenso  wichtige  wie  iioraptizicrte 
Aufgabe  gestellt  war,  die  Ergebnime  der  Etfabnuig  und  der  Dolctito  In  der  Periode  tob 
Ififil  — ütOr.  ZU  vfrucrten,  Lucken  anszurüllcn,  rnklarlicifen  zu  bcj^eiti^rcn  und  eini^'c  wenip 
praktische  Bestimmungen  des  Vertrages  von  zu  beseitigen.  Die  Kooferenz  von  lö06war 
iMibeaondere  bestrebt,  eine  Fonnaliernng  der  einzeliien  Bestiranrangea  an  findtti,  welche  die 
erwünschte  Klarheit  und  allgemeine  Veratändlichkeit  sichert.^)  Es  liegt  Ja  nahe,  daA  in  der 
Behandlung  der  vorliegenden  Materie  sicii  juristische,  miliUirischc  und  humanitSre  Aspirationen 
kreuzen  und  die  normierende  Ordnung  des  Gegeuataudc»  erschweren.  Der  Konferenz  ist  es 
gelungen,  diese  Schwierigkeiten  zu  überwindeiB.  Dies  mnfi  iosbesoodere  mit  Bezug  anf  den 
rinntand  betont  werden,  daß  die  railitäriftchen  Intcrr^fon  im  Kricpo  primnrc  Beachtniip  fordern, 
daher  oft  humanitäre  Interessen  scheinbar  in  den  Hintergrund  gedrängt  werden;  die  Konferenz 
matte  sieh  daher  eine  gewisse  Besenre  in  der  Riditong  aaferlegeD,  daB  sie  es  onterlteS, 
Ifegeln  aiifziiKtellen,  deren  Anwendbarkeit  in  der  Praxis  der  Macht  der  Tatsachen  weichen 
m&ßte.  Koa  gesagt»  die  Konvention  beeohrinkt  sksb  auf  die  FonnuUerang  von  Pflichten, 
wehfae  im  CriegsfaHe  moh  wirldicb  cfflUibar  sind;  so  ist  za  ht^Csn,  daft  dss  den  Krieg- 
fBlmndon  offen  gelassene  fxeio  Ermessen  nicht  so  leicht  mißbraucht  werden  dQrfte.^> 

II,  Im  Vorgleich  zur  Konvention  von  18B4  verfolgt  die  neue  Konvention  den  ZwecJc, 
im  Interesse  der  Klarheit  und  der  Sicherheit  in  der  Anwendung  der  Kegeln  mögiic^t  be- 
stSmate  and  enehftpfeode  Vorsdiriften  zn  foimvilereo.  Im  Hinblick  anf  mSgliehe  EinsebiSa* 
knngen  der  Anwendbarkeit  ninneher  Regel  sind  niohrfneh  die  Klan.^eln  auffrenntninen;  autant 
qn'U  aera  possiblc- »elon  (|ue  Ics  circonatance»  militaircs  le  pemicttront.  Die  Klauseln  blasen 
aber  immer  noch  Erwlgongen  Ober  die  Anwendbarkeit  offen» 

1.  Die  VerM'undeten  und  Kranken.  Art.  l  formuliert  die  Rechtspflicht  zum 
Schutz  und  znr  Pfcgc  der  Verwundeten  und  Kranken;  diese  Pflicht  bezieht  sich  auf  Militärs 
vnd  alle  anderen  den  beteiligten  Armeen  offiziell  angeschlossenen  Personen,  denn  der  daa 
Schlachtfeld  besetzende  Kriegsteil  vermag  orfahrtingsgemäU  seine  .\ufgabc  mit  deu  Mitteln 
seinee  oifjf  nrn  Sanitntsdiensto<«  nicht  zu  crfrdicn;  dieser  Aufjcabe  dienen  auch  Nicbtkoniliattantcu. 

Die  rechtliche  i^tellung  der  Verwundeten  und  Kranken  ist  deizeit  (Art.  2,  Ab«.  1) 
anadrflekUdi  geregelt:  sie  sind  als  Kriegsgefangene  au  behandeln;  es  entflUlt  somit  die 
Zurücksendung  der  Geheilten  in  ihre  Heimat.  Man  ent.«plncd  sicli  jedoch  für  ^e^^'i**« 
Milderungen  der  Strenge  des  Prinzips  (Art.  2,  Abs.  1).  Ebensowenig  scIüoO  sich  die  Konvention 
der  fitlberen  Korm  bezüglich  der  Zurilcksendung  der  geheilten  aber  dieustnnfihlgea 
Militärs  an.  Man  begnügte  sich  mit  dem  Hinweis  auf  die  Möglichkeit,  Verwundete  oder  Kranke 
die  der  Belligcrent  nicht  mehr  kriegsgefangen  halten  will,  dem  Gegner  zurückzusenden.  Da- 
gegen wurde  im  Aiiscliluß  an  die  Ilaager  Konvention  vom  29.  Juli  1890  betr.  die  Ausdehnung 
der  Genfer  Kravenlion  anf  den  Seekrieg  lArt  9  —  deneüt  Art  14  de«  .\bkommens  X  HK  iWI) 
die  BcMiinmnng  aufgenommen,  daß  die  Verwundeten  unfl  Kianken  der  gegnerisi  hcn  Armee 
nach  einem  neutralen  Staat  mit  dessen  Zustimmung  und  unter  der  Bcdmgung  der 
latendemng  entlassen  werden  kennen.  —  Eine  Pflicht  an  ahsointem  Schnta  g^n  PIQnder  nng 

1)  Über  die  neue  Konvention  s.  die  Ansführungeu  des  Sekretärs  der  Konferenz  Van- 
nutetli,  La  Revisione  della  Conv.di  Oinevra  in  Blvista  dl  Dir.  intern.  I,  p.  421  sq.  ToKt  der 
Konvention  ebenda.  Siehe  femer  Meurer  in  Köhlers  Ztsehr.1.  SSI  ff.  Meine  Anafilhrangan 

Im  Jahrb.  d.  ö  R.  I,  I22ff. 

2)  Vgl.  Renault,  Rapport  prescnte  a  la  Conference  ])ltWiirc  an  nom  du  Comitö  de 
lUdaetion  p. 

3)  In  formaler  Beziehung  ist  zu  bemerken.  daPi  man  den  Vortragsstoff  nicht  auf  eine 
Konvention  und  ein  dieser  beizufügendes  Reglement  verteilt  hat. 

4)  In  terminologischer  Beaiehnng  entschied  man  sich  an  Stalle  der  nnsntreffsnden 

Ansdriiekr  n  (Mitral  und  N  en t ra  1  i  t II t  in  der  Konvention  von  l'^r,4  für  eine  sachgemäßere 
Terminologie  (unter  Ablehnung  de»«  Ausdrucks  inviolabiiit^i  |  die  Konvention  gebraucht  die 
Ansdrßeke  respeeter  und  prot^er  (vgl.  a.  B.  Art.  0). 
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und  HiBhandlnng  konnte  nicht  fornraßert  werden;  dagegen  werden  die  Belli^renten  ver- 
pfliclitet,  cntspi'ccfaendd  Mftfocgvln  zu  ergreifen.  Art.  3.  Abs.  t  deliut  dic^eu  :;cbutz  auch  auf 
pofiilknc  Krieger  aus;  ferner  ist  für  die  Beordiffung  nti  l  res*-rillunp  des  TofU^  der  Op- 
failencü  gesorgt.  Die  Funktionen  der  Auskunftstellen  (Aru  14  dor  UKRj  regelt  Art.  2, 
Abs.  4.  —  Naeh  Art  fi,  Aba.  3,  Konv.  1864,  aollte  der  in  einem  Privatbanee  aafgenomnan« 
Verwundete  dem  Hause  zum  Scluir^e  dienen,  und  die  Einwohner  von  Truppeneiniiuartierung 
USW.  veiwliont  werden.  Eine  derartige  Bestimmung,  &o  wohlgemeint  »ie  nein  ma^,  i$t  jedoch 
bedenklich.  Man  wihlte  daher  einen  Mittelweg  (Art  5),  auf  de«  die  cbaritatlye  Titix^keit 
in  den  Dienst  der  Filtiftorge  jxcstellt  und  gleichzeitig  Mißbräuchen  vorgebeugt  werden  kann. 

2.  Die  Sanitätaanstalteu  (Are  6— 8).  Die  Konvention  uutersuheidet  die  sachlichen 
Sehutzohjekte  in  formations  sanitaires  mobiles  (c'eat-ä-dire  Celles  qtii  sont  de$>tfn^ea 
a  accuniiiagner  les  annees  en  canipague)  und  ctablissemcnts  fixe»  (du  Service  de  aanti^). 
I>iese  Objekte  dürfen  während  des  Kampfe?  iiitlii  GLwahhandiungen  ausgesetzt  worden; 
nach  dem  Kampfe  hat  der  Feind  sie  zu  »cliiiuvn.  i>ie  Einschränkung  dieses  Schutzes 
im  Art.  1,  Aba.  1,  Konv.  1864,  auf  die  Zdt,  als  sich  Kranke  in  den  Ambulanzen  usw. 
befimlon.  ist  wohl  kaum  vorcinhur  mit  dem  Zweck  des  Hrhutzp;;,  der  hier  <rf währleistpt 
werden  will.  Der  leitoodc  Gedanke  mul5  vielmehr  der  sein,  daß  die  Sanitätseiurichtuageu 
beider  Belügerenten  ihren  Zwecke  nicht  entzogen  werden  sollen.  Setbetverstlndlich  ist 
aber  die  Voraussetzung,  daß  Ambulanzen  usw.  nicht  zu  feindlichen  Zwecken  mißl)iani  lit  werden. 

'i.  Das  Personal  Die  Vencfaied^beit  der  Organisatiou  dce  nationalen  Snnitäts* 
dlenstea  sdiliefit  eine  enKhöpfende  Aofziblung  der  Peraonen  oder  Personenkatogorien.  die 
mit  der  Pflege  der  Vcrwimdeton  betraut  sind,  aus.  Die  Konferenz  cntächied  sich  daher  für 
eine  allgemeine  Formel,  unter  welche  alle  jene  Personen  suli-unncilnii  ^iud,  die  im  äune  der 
KouvcntiOQ  Anspruch  auf  Unvcrietzlichkeit  und  Schutz  erheben  künuen. 

Ebie  widitige  Aufgabe  erwnebs  der  Konferena  bcaSgllcb  der  Gesellacbaften  ffir 
freiwilliirr  K  t  nn  kenpfItvs'P  im  Kriciro.  In  dor  Kmn-.  l>>i;i  finilpt  die  freiwillige 
Krankenpflege  keine  Erwähnung,  obwohl  die  Konvention  ihre  Entstehung  gerade  der  auf 
Sdiaffong  einer  freiwilligen  Krankenpflege  im  Kriege  geriditoten  Agitation  Dnnants  und 
seiner  Freunde  venlankt.  In  der  Tat  wurden  noch  vor  der  Untcracidmuiiir  tici  Koin  cntiou 
in  vei-ächiedcncn  Staaten  tieseilscbafteu  des  roten  Kreuzes  gegründet,  welche  sieb  die 
.\ufgabe  setzten,  in  FHedenszeiten  Hilfsmittel  für  den  Kriegsfall  herbeizttsdiaffen  nnd  flr  dn 
geschultes  Personal  zur  Pflege  der  Verwundeten  uud  Kranken  Vorsorge  zu  treffen.  Indessen, 
zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Konvention  Rlilten  iiocli  Krfahrungcn  darüber,  ob  un<l  wie  iüob 
die  charitau\  c  Eimichtung  entwickeln  und  bewaiircn  werde;  mau  zögerte  daher,  den  betreffen- 
den Geeelladiafteu  ffir  den  Kriegsfall  eine  v<Ukemebdicb  pclvlleeiene  Stellimg  einsnilnmen. 
Seit  dem  Jahii  ISfU  hat  dies*'  werktätige  Beteihpmij  v.^n  Privatporsimon  in  nllon  Kultur- 
Staaten  Fortschritte  gemacht ;  die  Erfahnuigeu  sind  in  der  Hauptsache  von  der  Art,  daß  auch 
den  freiwilligen  Pflegern  unter  gewissen  Voraussetzungen  der  bisher  nur  dem  staa^ 
lichem  Sanitätspersonal  roclitlii  h  /.ukommende  Schutz  zugestanden  werden  kann,  zumal  er- 
fahrongsgcmäli  die  Hilfe  des  offiziellen  Personals  und  das  äanitätsmaterial,  über  welches  die 
Kriegsfilhcenden  verfügen,  nicht  immer  zureichend  ist  nnd  der  humane  Gedanke,  der  Imute 
die  ganze  .Materie  beherrscht,  offenbar  darauf  gerichtet  sein  muß,  im  Dienste  charitativor 
Wirksamkeit  allen  Kräften  und  Mitteln,  die  7nr  \'erfügung  stehen,  die  Möglichkeit  segens- 
reicher Bestätigung  zu  eröffnen.  Dabei  tat  es  selbstvcrstäudhch,  daß  diese  Pflege  cbaritativer 
Zwecke  praktiaeb  dttrehaoa  in  Einklang  gebracht  werden  muß  mit  den  Interessen  der  Bellige- 
iToton.  Die  Voraussetzung  der  Gewftbrung  des  Konventionssehutzos  ist  dio 
l  ntorordnuug  der  betreffenden  Vereine  und  Gesellschaften  unter  die  Staat- 
liehe  Heeresleitung,  femer  ein  fester  AneehlaB  der  freiwilligen  Kranken- 
pflege an  die  staatliche  Organisation  des  I^anitärspei  sunals.  In  diesem  Sinne 
bat  insbesoudere  die  preußische  SanitätsordDuag  vom  10.  Januar  l^Tä  die  Weiterbildung 
des  Omndgedankena  der  Ctoofer  KooTention  gefAidert. 

I'iiter  den  bezeichneten  Voraussetzungen  und  Kautelen  ist  nun  schon  bisher  tatsäch- 
lich den  betreffenden  fnselisehafteii  der  Konveationsscbutz  zugestan«leu  worden.  Die  Revi- 
sion der  Genfer  Kon\  eutiou  liui  nur  den  Anlall  gegeben,  die  bisher  tatsächlich  anerkannte 
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Stellung  der  Ililfsvoi-eine  in  eine  rechllii  h  anerkannte  umzuwandeln.  Es  ist  eine  er- 
freoUcbe  Erscbeiauog,  daß  die  cfaaritativen  Bestrebungen  und  Akte  der  ^'äcfaatenliebe  täeh 
nfdit  «nf  Jene  Peraonen  and  Vereine  iMachifinken,  die  tStb  ans  der  Mitte  der  Bev5lkemn^ 
der  krief^fülircnilcu  Länder  für  den  IniniaiuMi  nicnst  zur  Verrä^'unp  stellen.  In  den  neueren 
Kriegen  liabeu  sich  auch  die  Hilfsveroiue  der  ncutralon  Staaten  in  werktätiger  Nicksten- 
Kebe  nif  da  ScUnditfelde»  md  in  den  HoepitiUem  bleHMude  Verdienetai  erworben.  Ee  la^ 
daher  nahe»  daß  sieb  die  Konferenz  «neb  mit  der  rechtlichen  Stellung  der  nentraten 
Hilffvorcinc  beschäftigte.  Die  Voraii«!ipt7.unp  ipt  yiicr  die  Ziisfimninng  der  Staats- 
gewalt dea  neutralen  Staates  und  die  Zuütiiumnng  des  Bei ligercntcn,  dem  die 
Hilfe  geleiatec  werden  will;  erstero  schon  um  deswillen,  weil  die  neutrale  BeKiening  im  Hin» 
blick  auf  die  Stellung  de«  betreffenden  Vereines  oder  anp  anderen  Hrfmden  Bedenken  gegen 
^e  Beteiligung  haben  kann,  letztere,  weil  der  Belligerout  die  Mitwirkung  fremder  Vereine 
unmo  weniger  als  etwas  Selbstvent&tdliehee  bianebnten  kann,  da  ja  die  Mitwltfcnng  der  eb- 
heiniiselien  Vereine  auch  vdii  seiner  Anerkennung  und  AutorisatioD  abhängt.  Die  Zu- 
stimmung dea  anderen  Kricgsteiles  ist  jedoch  nicht  erforderlich,  da  e«  nicht  angeht, 
das  Interesse  des  einen  Kriegstcils  an  einer  wirksamen  Sanitätspflegc  von  dem  Ermessen  des 
•ndeinu  Kricgsteiles  abhängig  zu  machen.  Indessen  kann  es  sich  hier  immer  nur  um  För- 
derung des  Sanitritsdienste»  eines  Ivriepsteils  dureli  Eeistellung  von  einaeinen  Sanitltfi» 
mittein  handeln.')   Demgemäß  ist  die  Frage  in  Art.  11  geordnet.*) 

Nach  der  feindüdiett  Beritmabme  «etaen  ffle  in  den  Art  9,  10,  11  beaetduieten  Per- 
sonen ihre  ITlegctltigkcit  unter  der  Leitung  des  Okkupanten  fort.  Die  Gefangennahme 
anch  des  (»ITizielipn  Personals  ist  ans^e'^chlossen.  Effekten,  Instrumente,  Waffen  nnd  Pferde, 
die  sich  in  ihren  Privalquaitiercu  befinden,  werden  ihnen  belassen.  —  Das  offizielle 
Samtfltqwraonal  bat  Anspruch  anf  SM  (and  betreffende  Oebfthren)  gegenftber  dem  den  Fiats 
bebani^ienden  Krie^'^teil  lÄrt.  13). 

4.  Das  SanitätsroateriaL  Die  Bestimmungen  der  Konvention  sind  in  erster  Reihe 
beberrsdit  Ton  dem  Unteiacbiede  der  fonnations  moWlee  und  (taUiieements  fixes.  Im  ganeen 
kommt  hier  anRerdem  zur  Geltunp:  die  Zweekhestirnmun^'  des  Materials.  iVgl.  Art.  14l. 
Die  Spitäler  und  deren  Material  dürfen  ineolange  ihrem  Zwecke  nicht  entzogen  werden,  als 
Kranke  nnd  Yerwvndete  darin  Pflege  finden.  Fordert  die  Kriegenotwendigkdt  eine  ander- 
weite Verwendung  betreffender  Qeblade,  so  ist  jedvifalls  für  die  Vem-undeten  und  Kranken 
Vof-'fr'jT-  zu  treffen.  Dabei  können  aher  immer  nur  militärische  Anstalten  in  Betracht 
komiaeu.  tla  nach  Art  bü  HUR  Zivilspitäler,  auch  wenn  sie  dem  Staate  gehören,  als  Privat- 
eägeBtnm  an  behandeln  dnd* 

BezBi^ich  de»  den  llüfüvercincn  gehßrendflo  Materials  ist  der  Gnudsats  der  Frei* 
beit  des  Privateigentuma  entscheidend. 

5.  Evsknationen.  Die  Konveniintt  liaC  Hire  Bestimmungen  an  die  OmndsMtxe  Blier 
dic'  Behandlung  der  formations  sanitaires  mobiles  (Ambulanzen)  f^eknni)ft.  In  »ubjcktivcr 
nnd  objektiver  Beziehung  begegnen  wir  bei  den  Evakuationcn  nnd  der  Verbringung  der  Ver- 
wundeten hinter  die  Operationalinie  denselben  Momenten,  die  für  die  Ambulanzen  maßgebend 
■nd,  sei  es,  daii  sich  die  Evakaation  auf  htraßen,  Eisenbahnen  oder  Wasserläufen  vollstebt 
In  allen  diesen  FiUlcn  kann  ein  Evakuationszng  mit  den  operierenden  Kolonnen  de»  Gegners 
in  Beriihrung  kommen.  Hier  muß  der  Schutz  der  Verwundeten  mit  dem  Intorreeee  des  Geg- 
ners an  der  freien  Entfaltnng  seiner  OperationeB  in  EtnUmg  gebraeht  werden. 

6.  Das  Konventi<»ns7.eiehen  fArt.  IS  bis  23  —  Art.  7  Konv.  ISfM).  Es  Mich  bei 
der  biaherigen  It^orm,  welche  daa  rote  Kreuz  im  weißen  Felde  znm  Zeichen  der  An» 
erkennang  der  Initiative  der  Scbweia  in  der  Schaffung  des  hnmaaltlren  Werkes  gewOdt  hstte. 
Neben  der  Konventionsfahne  ist  die  Nationalflagge  anzubringen.  Art.  2^  sichei-t  den 
Gebrauch  de«  Konventionszeicliens  und  der  Ausdrücke  , rotes  Kreuz",  .Genfer  Kreuz"  in 
Friedens-  und  in  Kriegszeiten  für  die  den  Konveutionsschutz  genießenden  Personen  imd  Sachen. 

1)  Vgl  Kenault  1.  c.  22. 

2)  Vgl.  iiu  ganzen  über  die  Hilfsverehie  außer  Renault  1.  c.  aneb  Delpech  ROZIH 
«81  sq.  nnd  Vannntelii  L  c.  427  sq. 


§  179. 
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T.  Anwendbarkeit  und  AasfAhrnng  der  KonrentioD.    Die  Befltlmmtmgen 

der  Art  24  bis  2r.  ^'iliöicn  untor  die  allgemeinen  Bestimmungen  (Art.  2rtiii|.i;  sie  wurtlou 
jedoch  ia  unmittelbare  Besiehung  zu  den  uaterieilon  Bestimmungen  gebracht,  weil  sie  deo 
NfMmenkomplex  namhaft  machen,  welcher  den  Tnippcn  in  der  Form  eines  Auszugs  oder 
RcglenxMit^i  zur  Kenntnis  gebracht  werden  soll.  —  Die  Konvention  bindet  nur  die  Signatare, 
u.Z.  8o  lauge,  al»  sie  in  dem  Vertragsverhältnisse  bleiben.  —  Znii;  Zwecke  lier  A  ii  f  ü  b  run 
babeu  die  äiguatai'C  Instruktioacn  für  die  Heeresverwaltung  zu  cria»8on  (An.  2d). 

8.  Straf reehtlieke  Mafiregeln  znr  Verbfitnng  des  lIlBbratteha  dea  Kon- 
vontionszeichens  uud  anderr-r  «trnfhnrcr  Handlungen')  (Art  27,  2Si.  Die  kollek- 
tive Behandlung  des  vorliegenden  Ucgcnstandcs  hat  den  Mächten  Aniafi  gegeben,  internationale 
Normal  xn  abbaffeo,  welche  die  Signatare  Tei|>fliehten,  ihre  Strafreehtaordnung  in  beetimmter 
Richtung  zu  ergänzen  bezw.  neue  strafreclitliche  Bestimmungen  iu  ihre  Strafgesctzgebung  auf- 
zunehmen. Es  handelt  sich  hier  insbesondere  um  Verhütung  des  Gebrauchs  dea  roten  Kreosea 
auf  Fabrik»-  und  Handelsmarken.  Um  den  in  Aussicht  genomwenen  i^chutz  wirksam  an  ge- 
stalten, bedurfte  es  eines  absoluten  Verbots,  welches  in  den  :*taatcn  der  Signatarmächte 
eine  f,'leiehart!;je  (?rnndlape  für  deren  stnifreclitllehe  Bestimmtinijcn  bilden  muß.  Gleichartige 
strafrechtliche  Bestimmungen  sind  aber  auch  noch  in  anderer  liichtung  nötig,  in  Art.  2$ 
verpflichten  aicfa  die  Signatare  znr  Eriaaenng  von  Strafdrohnngen  gegen  Plflndernng  und 
Mißhandliuifr  von  verwundeten  und  kranken  Kriecern.  feriior  mr  Ik^rrariniir  der  miß- 
bräoeblichon  Verwendung  der  Fahne  oder  Armbinden  des  roten  Kreuzes  durch 
MilitbperMnen  oder  solebe  rävatpersonen,  die  den  Schntz  der  Konventton  nicht  genieflen. 
Die  Signatare  haben  spätestens  binnen  fünf  Jahren  die  von  ihnen  getroffenen  strafrechtlichen 
Naflregeln  durch  Vennittelung  des  schweizerischen  Bundesrats  sieh  gegenseitig  mitzuteilen. 

9  Bezüglich  der  Erledigung  von  Streitigkeiten  Uber  die  .Auslegung  der  Kon- 
vention eiitsehied  man  sich  nicht  für  die  obligatorische  Schiedsklausel,  somlern  e«  wiirde 
lediglich  der  Wunsch  im  Sehl  nßprotokoll  au-^'^es))r(i(  lK'ii,  daß  derlei  Stieitfiille  ilem  Haager 
Schiedshof  vorgelegt  werden  mögen,  wenn  der  Fall  und  die  Umstünde  dies  erlauben 
nnd  ea  «Idi  nm  dne  Kontroverse  banddt,  die  In  Friedensseiten  hervotgetieten  ist. 

§  179.  Fortsetziini?.  Die  Vcrwumletcii,  Kranken  und  Sdüffbrüchlgon 
im  Seekriocp,  I.  Iimerlialb  der  Kefornilt/strebiiii^eTi  auf  dem  vorliegenden 
Gebiete  trat  der  (iedanke  der  Anwenduii»?  der  (Teiifer  Konvention  auf  den 
Seekriejs^  schon  frühzeitig  hervor.  Die  von  der  tienier  Konferenz  1868  be- 
schlossenen Ädditionalartikel  (s.  oben  S.  483  Aain.  2)  wurden  jedodi  nicht 
ratiflziei-t,  da  ein  Teil  der  Artikel  als  praktisch  nicht  anwendbar  erkannt 
wurde.  Die  Doktrin  hatte  dagegen  die  wichtige  Angelegenheit  im  Aage  be- 
halten 3).  Durchaus  .sachgemäße  Erwägungen  beherrschten  die  Verhandlungen 
der  HK  ISOO'j.  deren  Ergebnis.se  in  dem  Abkommer»,  betr.  die  Anwenduno'  der 
<Trundsätze  der  Genfer  Konvention  vom  22.  .Auf;iij.t  IbOi  auf  den  Seekrieg, 
niedergelegt  wurden.  Iuz\vi.schen  wurde  die  Konvention  von  18ö4  duich  die 
revidierte  Eonyention  vom  6.  Jnli  1906  ersetzt;  es  ergab  sich  daher  die  Not> 
weodigkeit,  das  Abkommen  Tom  29.  Jtttt  1899  mit  der  revidierten  Genfer 
Konvention  in  Einklang  zu  bringen  und  zu  Tervollstftndigen.  Dabei  wurden 
die  zweckentsprechenden  Bestimmungen  des  Abkommens  von  1899  in  das 
neue  Abkommen  vom  18.  Oktober  1907  (Abk.  Nr.  X)  zumeist  unverändert  auf- 
genommen. Neue  Bestimmunp:en  ergeben  sich  im  .\nschluß  an  die  Konvention 

1^  Vgl.  Anuuaire,  XIV,  ITsq.i  Buzzati,  De  i'emploi  abusif  da  ügnc  et  du  nom  de 
Ia  Croix>  Bonge  (iSitO).  —  Tgl.  aoeb  Dcntaebm  ReichsgesetTi  vom  22.  Mins  W^i  (ROBI.125K 
Österreichisches  Gesetz  vom  14.  April  iy05  —  dazu  v.  Roszkowski,  R.  X.  F.  VI,  7«,  8S. 

2)  At.gedniokt  hei  M eurer,  IIFK  II  JM'.If.         3)  Vgl,  Lammascb  Z  XI  29 ff. 
4)  ö.  die  Verhandlungen  bei  Meurer,  HFK  II,  a4Sff, 
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Ton  1900  bezüglich  der  Normen  über  die  Mitwirkung  von  neutralen  Vereinen  \ 
und  Gesellschaften  vom  roten  Kreuz  und  für  die  Re^fHluntr  di-v  Stellung  der  ' 
von  neutralen  Piivatpersoueu  uud  Gestillächafteii  ausgerüsteten  Hospitalsdüiiäe  | 
im  Seekriege.  I 

U.  Die  bi'stiinniungcn  der  neuen  Konvention  sdiliefien  rieh  fanch  in  der  Anordnung 
des  Stoffesi  an  tlie  Konvention  von  1906  in  der  Hauptsache  an.    1.  I>if  Pfkf^e  wird  im  See-  ' 
kiief,'  aufSii  ilt'ii  Verwundeten  und  Kranken  auch  den  Schiffbrücliifren  ohne  Unter-  | 
»cliicd  der  Nationalität  gewählt  [Aru  4).   Die  an  Bord  bcfindlidiou  Marine-  und  Militärpersouen 
aowie  andere  den  lluinen  oder  Heeren  diemtlich  betgegebene  Fenonen  soUen,  Mfem  tS» 
verwundet  oder  krank  sind,  von  dorn,  drr  das  Sfhiff  nimmt,  ohne  T'nterechied  der 
Kationalität  geachtet  oud  vemtrgt  werden.  2.  Ais  Sauitätsau stalten  kommen  lüer  ia 
Betndit  a)  die  militSriscIien  Lazarettschiffe,  d.  b.  Schiffe,  die  vom  Stute  eindg  tmd 
allein  erbaut  oder  eingerichtet  worden  sind,  um  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrücbigeu 
Hilfe  zu  bringen;  b)  Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privat- 
personen oder  von  amtlich  anerkannten  Hilfsgcsellschafton,  c)  Lazarettschiffe, 
die  in  gleicher  Weise  von  Privaten  oder  Gesellschaft!  u  lu'uri  alcr  Staaten  au6genü>tet 
wonlcn  stiiii,    l'io  tu  i !  i  tä riscli  cn  L:izarett!'<'hiffc  drufi  ri  \\  "ilir(uul  der  r>aitpr  dor  Feindselig-  | 
keiten  nicht  weggenommen  werden j  üe  genieUeu  unbedingten  Konventionsschutz;  auch  dürfea  ! 
sie  l>ei  einem  Aufenthalt  in  neutralen  HSfen  nicht  als  Kriegsecbiffe  behandelt  vrerden. 
Der  Ki'nivi'iitiiin'ischutz  drr  von  Privaten  uud  ( ■osell-ohafton  aiisr^rrihteten  La2areft.«fhiff(>  i^^t 
adbjau  die  Yüraui»etzuQg gebunden,  daß  die  kri  cgf  ührende  Macht,  der  sie  augeböreu, 
eine  amtliche  Bescheinigung  fflr  sie  attsgestelit  und  ihre  Namra  dem  Gegner  beim  B^iiui 
oder  im  Verlaufe  der  l  eindseligkcitMi,  jedenfalls  aber  vor  irgend  welcher  Verwendung, 
kannt  gegeben  hat;  .nd  c)  winl  vo^nusgesetzt,  daß  sich  betreffende  Schiffe  neutral  er  Privaten 
oder  GeseUwhaften  der  Leitung  eine«  der  luicgfUhrcnden  mit  vorgilngigcr  Einwillignng  ihrer 
eigenen  Regierung  unterstellt  haben,  d)  Nentrale  Fahrzeuge,  die  im  .Sinne  des  Art.  % 
Ah<i.  !  v<»ri  flcn  Ki-iei^frilirfiidi  ii  n!i^^(M-rfon  wei-dcn,  damit  sie  Verwtiiiilfic  oder  Kranke  ao 
Bord  nehmen  und  vei-sorgcu,  forner  ijolche  neutrale  Fahrzeuge,  welche  unaufgefordert  Ver- 
wundete, Knuüco  oder  Schiffbrflchige  aufnehmen.  Dieser  Appell  der  ICriegfQhraiden  an  dea 
Wohltfitigkeitt-sinu  der  Führer  neutraler  Handelsschiffe,  Jachten  oder  Boote  und  die  Annaliuie 
des  Anerbieten»  neutraler  Fahrzeuge  verschaffen  die  Möglichkeit,  in  kritischen  Augeublickeu, 
in  denen  die  normalen  SanitttHanstnlten  nicht  sofort  zur  Verfügung  stehen,  den  Verwondetai 
mw.  die  ndtige  Hilfe  und  Pflege  angedeihen  zu  las-nen.  Derlei  Fabiseugc  genießen  einen 
besonderen  Schutz  und  bestimmte  Vergtinstiguiisron.   .H.  Die  suh  ai  h)  c)  bezeieh 
ucten  Schiffe  haben  den  Verwundeten  usw.  ohne  Unterschieil  der  Xatioualiiäi  Hilfe  zu  leisten.  * 
Dieee  Schiffe  dfirfen  von  den  KriegfQbrenden  zu  lECineilei  raiiitirischen  Zwecicen  ttODUtxt 
iveifleii.    1  Art  ö  uud  t>  regeln  tlie   Konventionszeichen  der  Lazarettschiffe  (Art.  1,  2.  3i. 
5.  Im  Falle  eines  Kämpfet»  an  Boixl  eine»  Kriegsschiffes  »iod  die  Lazarette  tunlichst  zu  achten 
und  zu  sdionen.  Dieee  Lazarette  und  ihre  Ansritetung  unteiliegen  den  Kriegegesetzen,  dflifea 
aber  ihrer  Bestimmung  nicht  entzogen  u  imiIih.  solange  sie  für  Verwundete  oder  Kranke  er- 
fotderUcb  sind  {».  oben  ä.         ^,  Der  Ivouveutionsscbutz  zeasierti  wenn  Lazarettschiffe  und 
Sdriffalazarette  dazu  verwendet  werden,  dem  Febide  zu  sdiadcn.  T.  Die  SteDung  des  geist- 
lichen, Srztlichcn  und  Lazarcttpersonals  ist  in  Art.  10  analog  den  einschlägigen  Be- 
stimmungen der  Konvention  von         irereireH     oben  .S.  ISh).    S.  Die  rechtliche  SteHiin^ 
der  Verwundeten  usw.  eines  Kricgfidnenden,  die  in  die  Gewalt  eines  anderen  Knc^' 
führenden  fallen,  ist  die  \'on  Kriegsgefangenen.  Dem  Xebmestaat  bleibt  es  Oberbusen, 
diese  Pci-sonen  f."'-r:^nhalteu  r)tlcr  nach  einem  Hnferi  seiiu-r  Xation,  nach  einem  noiiti  aini  Hafen 
oder  selbst  nach  einem  Hafen  des  Gegners  zu  befördern.   Im  letzteren  Falle  dürfen  sie  während 
der  Dauer  des  Krieges  nicht  mehr  dienen.  S^iffbrfichige  usw.,  die  mit  Genehmigung  ^r 
Ortsbehörde  in  einem  neutralen  Hafen  ausgeschifft  worden  sind,  sollen  (beim  Mangel  ander- 
weitigen Abkoinmensl  innerhalb  des  neutralen  Staates  interniert  wei-dcn.   Die  KustentngUDg 
obliegt  dem  Staate,  dem  die  intemieiten  Personen  angehören  (Art  15).  — -  Wenn  ein  nett> 
trales  Kriegsschiff  Verwundete  usw.  an  Bord  genommen  hat,  so  ist  so  weit  wie  mflflieli, 
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dafür  za  sorgen,  daß  sie  an  den  KricgsunterneliniunKen  nklit  wieder  teilncliiiion  Art.  13). 
9.  Art  16  rogeit  die  Vorkebruogea  nach  dem  Kanqife  zum  Zwecke  <]<  i  Aiit'-ucliuug  der 
Sdnffbrfidiigvn  imw.,  sowie  der  Gefallenen,  und  zum  Schutz  gegen  Beraubuu^  und  achlcclite 
Behandlung,  Leicheiucliau,  Beerdigung  usw.  sind  sorgfiihii;  /.u  überwachen.  10.  Art.  1'  normiert 
die  Mrißicj:r!n  zur  Festftfelhins'  fler  Identität  der  Gefallenen,  ferner  den  Xarln  u  Iiu  iidit  nst  über 
die  Verwundeten  usw.,  üher  Verwahrung  ihrer  liabaeligkeiteu  und  deren  eventuelle  Cber- 
nittfllaiig  an  die  Berechtigten  durch  die  betreffenden  LandesbebOrden.  11.  BesOgHch  der 
AusfQhruugder  Knuvonrion  y^}.  Arr  in  mir  Art.  2.=>.  2»!  der  Konvention  von  litoC;  bezüglich 
der  »ttafrecbtUcheu  Malircgcln  zur  \  crbUtung  strafbarer  Uandluogen  (Beraubung,  ecfaledite 
Behandlnng  von  Terwnndeten  uew.i  und  de«  Hißbranche  von  Abzeldien  vgl.  Art  21  ndt 
Art  27  der  Konvention  von  IVtOö. 

m.  Finden  Kriegsunternehmuugen  zwischen  Land-  und  .'^ccstreitki-üften  der  Krieg- 
ffihienden  statt,  so  w>llen  die  Bestimmungen  der  Konvention  nur  liir  die  eingeschifften 
Streit krilftf  An\s  l  uiiunir  finden  lArt.  22». 

IV.  Von  den  di|)liiiii:itisclu'ii  ist  Art.  i'.'i  liier  Ihm  \  nrziilieben,  wonach  das  neue 

Abkommen  nach  seiner  Ratifikation  liir  die  Beziehungen  zwii<chen  den  Siguatareu  au  die 
Stelle  dea  Abkoamens  vom  29.  JaU  1899  tritt  Dieses  letztere  Abkommen  bleibt  in  Kraft 
für  die  Beziehungen  zwisoben  den  .Mrirtncn.  die  es  unteneicfanet  haben,  die  aber  da»  Abkommen 
vom  IS.  Oktober  lOO"  nicht  ratifizieren  »lütm 

§  ISO.  rarlHiiicutäre.  Mllitarkouriere.*)  Parlamentär  ist  der  offizielle 
Abgesandte  des  einen  Eriegsteils  an  den  anderen  —  zum  Zwecke  der  Einleitung 
oder  Führung  von  Unterhandlungen,  der  Überbringung  von  Hitteilungen  usw. 
Der  ParlanientÄr,  ebenso  der  ihn  begleitende  Trompeter,  Hornist  oder  Trommler, 
Fahnenträger  und  Dohiietscher  sind  fs*nt  jclier)  unverletzlich:  sie  dürfen  auch 
nicht  gefansren  frenomuien  werden,  h.oudern  iniis.sen  Zeit  und  sicheres  (jeleit 
zur  Rückkelu  ei  liahen.  Da  e.s  eine  Pflicht,  einen  Parlamentär  zu  empfangen, 
nicht  gibt,  HO  gewärtigt  derjenige  Parlamentär,  der  die  Mitteilung,  daft  man 
ihn  nicht  empfangen  werde,  nicht  beachtet,  feindliche  Behandlung.  Der  Be- 
fehlshaber, zu  dem  der  Parlamentär  gesandt  wird,  kann  alle  erforderlichen 
Maßregeln  ergreifi-n.  um  den  Parlamentilr  zu  verhindern,  seine  Sendun?  zur 
Einziehung  von  >\achri(  liit'ii  /.u  benutzen;  er  ist  htMeciitigt.  Itt-i  vorkommendem 
Älißbrauch  den  Paiiamentär  zeitweilig  zurückzuhalten.  Der  Beweis  des  Miß- 
branchs  (Verrat  oder  Anstiftung  zum  Verrat)  zieht  den  Verlust  des  Anspruchs 
auf  Unverletzliehkeit  nach  sich  (Art.  34  HKR.).  —  Militftrkouriere  ver- 
mitteln den  Nachrichtendienst  zwischen  dem  Befehlshaber  und  dessen  Unter- 
geordneten: als  Angehörige  der  Kriegsmacht  können  sie  gefangen  gesetzt  und 
ihnen  die  Depeschen  aliL'vnommen  werden. 

§  181.  Belagerung  und  ilescIiicUung  ^).  Die  Beschieliung  eines  ottenen 
und  nicht  verteidigten  Platzes  (Stadt,  Dorf,  Wolinung  oder  Gebäude  Alt.  25) 
gehört  nicht  zu  den  erlaubten  Eriegsmitteln  (s.  o.  8. 323) ;  nur  in  FäUen  der 
Kriegsnotwendigkeit  ist  diese  Maßregel  gestattet.  Nach  dem  Abk.  IX  HK 
1907  betr,  die  Beschießung  durch  Seestreitkräfte  in  Kriegszeiteu  darf  auch  ein 

1)  Lueder.  HH  IV  S.  421  ff.;  Hef fter-Geffeken  §12«;  Leutn er  a. a.  0.  S.  136  ff,; 
Itivior,  Lefari>.  S.  406;  UKK  Art.  S2  bis  S4.  Daau  A.  Zorn  ld5  ff.;  Mearer  Hl-'K  II. 
1  fti)  ff 

S)  Lueder,  IUI  IV  S.  44S  ff.;  Rivier,  Lehrb.  8.  40S.  Piincipes  II,  2^4  sq.;  Kolin- 
Jacfiuem\-ns.  Tl.  II  OjO  sq.  III  ■2'M  »([..  371  «q.:  Koiifil>  p  lOT'.tsq.;  Mt'ringhac  ITl  »q ! 
Piliet,  lOlMi.;  Holland,  Warp.  uö&ii.;  Oppenheim  II,  §5  löäsq.;  Lentner  a.  a.  0* 
8.  87  fr.;  RKR  Art.  22  ff.,  dazu  A.  Zorn  127  ff.,  H eurer  HPK  II.  151«  ff. 
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Platz,  vor  ilpii^^en  Hafen  Minen  gelegt  sind  (der  a]>:o  verteidiL't  !«.ti  nicht 
schon  um  de^swilleü  beschossen  werden.  Dajrecreii  weiileu  von  die>eni  Wr- 
bote  in  Art.  2,  3  mit  Rücksicht  auf  die  Versichiedenhtit  der  V'erhältHiüj>e  im 
Landkrieg  and  Seekii^  zwei  Aosnalinien  gemacht.  W&hrend  das  LandJieer 
in  den  nnverteidigten  Platz  einrücken  nnd  die  militäriach  notwendigen  Hand- 
lungen (Zerst^irung  von  militärischen  Werken  usw.,  Requisiti4men  nsw.)  yor* 
nehmen  kann.  >!teht  den  Seestreitkräften,  die  an  der  Landung  verhindert  sind, 
zu  solclien  Zwecken  nur  diti  }5es(  hießung  zur  Verfüirnng;  dagegen  darf  von 
der  Beschießung  nicht  zum  Zwecke  der  £intreibung  von  Kontributionen 
Gebranch  gemacht  werden.  Anderseits  ist  die  Besebießanlir  von  verteidigten 
nnd  befestigten  Plfttcen  eine  Maßregel,  die  zu  den  ordentticben  ond  regel- 
mäßigen Mitteln  der  Kriegführung  gehört.  Eine  Dnterscheidnng  zwischen 
Personen  und  Sachen  als  Objekten  der  Beschießung  kann  nicht  aufgestellt 
weiden.  —  Eine  Beschiennn«:  «:ol!  vorher,  den  Fall  eines  Stornumgriffs  aus- 
genommen, (der  Ortsübrigkeit)  angezeigt  werden  (Art.  2t>),  um  den  Rewohneni 
des  Platzes  Gelegenheit  zu  geben,  sich  und  ihre  Habe  /u  .sichern,  ferner 
wissenscliaftliclie  und  Kunstschätze  Tor  dem  Untergang  oder  Beschädigung 
zu  bewahren.  Die  Völkersitte  gebietet  insbesondere,  gottesdienstliche  Geb&nde, 
Humanitätaanstalten,  der  Kunst  und  Wissenschaft  gewidmete  Gebäude  nacli 
Mög"lichkeit  zu  .schonen:  derlei  Objekte  sind  soweit  sie  nicht  schon  an  sich 
erkenntlich  sind  —  duich  hinlänglich  sichtbare  Zeichen  erkenntlich  zu  machen. 
Diesen  Schutz  genießen  die  bezeichneten  Gegenstilnde  nur  unter  der  Voraus* 
setning,  dafi  sie  nicht  zn  mHitariscben  Zwecken  (als  Observatorien  oder  Ka> 
semen  usw.)  benutzt  werden  (Art  S7).  —  Humane  Bttcksicht  wird  gegenüber 
Greisen,  Kindern  nnd  Kranken  geübt,  indem  ihnen  freier  Abzug  gestattet  wird. 
Indessen  entscheidet  das  Ermessen  des  Kommandanten  der  Belageninsrsarmee; 
ein  reehtlicher  Anspruch  auf  solche  Begünstigunsr  ist  aiuh  im  HKR  nicht 
anerkannt.  —  Da  die  Belagerung  wesentlich  Abschließung  der  Belagerten  von 
der  Kommunikation  mit  der  Außenwelt  bedeutet^  so  können  insbesondere  auch 
diplomatteche  Missionen  neutraler  Staaten,  die  in  dem  belagerten  Hatze  zurflck- 
geblieben  sind,  nicht  den  Anspruch  erheben,  unbehindert  mit  ihren  Begiernngm 
zu  verkehren.  —  Fällt  der  belagerte  Platz,  in  die  Hände  der  Belagerungs- 
armee, so  sind  weitere  Beschädigungen  und  Zerstönmgen  verboten;  nur  die 
vom  Kriegszweck  gefordei-ten,  wie  z.  H.  die  Zerstörung  der  Festunfrswerke, 
sind  gestattet.  —  Art.  5  bis  7  des  Abk.  iX  normiert  die  Beschießung  vertei- 
digter nnd  onverteidigter  Plätze  dnrch  Seestreitkräfte  konform  den  Art  26 
bis  28  HKB. 

§  lS-2.  Die  Blokade  ^j.  T.  Eine  der  Belagerung  vwwandte  Kriegsmaßregel 
ist  die  Blokade.   Sie  hängt  auf  das  engste  mit  der  namentlich  im  Seekrieg 

l7Hcffter-Geffck«n  Sl  112,  121,  154—157  ;  Bluntfichli,  Völkerrecht  §§  827 ff.; 
Pereis,  Inteniat.  öffentl.  Seetrecht  8.  261  ff.;  Oeffcken,  HH  IV  S.  738  ff.;  F.V.Martens 
n  8.  625 ff.;  Rivicv,  Lehrb.  8  AW  ff.,  lü';  Principe«  II  p.  288  sq.;  Fftocbflle,  Du  blocus 
maritime  Broc  hcr  de  l;i  Firc  liere  in  der  K.  V  p.  374  sq.;  Carnazra- Amari.  Del 

blocco  maritimo  iiJ»yT};  Fr(?mont,  De  la  satsie  de»  navire»  en  cm  de  blocus  (isaäj;  Ciuyot- 
Boi»8i«re,  Du  Uocm  maritind  (18M);  BolUnd,  Prbe-Law  H  1Wflq<;  Oppenheim  II, 
ff      sq.  —  PriMnngleDieDt  des  lut  f.  hiteni.  R.  Aanuaire  IX,  216  sq. 
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betonten  Schädigung  des  Handels  des  Gegners  mit  den  Angehörigen  der  neu« 
traten  Staaten  zusammen.  Die  Blokade  ist  die  dtifch  Seestreitkrüte  bewirkte 

Absperrung  eines  Hafens,  einer  Küstenstrecke  oder  einer  Flußmündung  zum 
Zwecke  der  Verhinderung  der  Zufulir  und  Ausfuhr  von  "Waren  irgend  welcher 
Art  sowie  der  Beförderung:  von  Personen.  Po.stsenduii2:en  usw.  Diese  Kriegs- 
handlung fungiert  aUeidingji  ihrem  Zwecke  zufolge  als  Mittel,  den  Widerstand 
des  Gegners  zu  brechen;  sie  ist  aber  in  ihrer  Anwendung  notwendig  zugleich 
g^en  das  Interesse  der  Neutralen  an  der  Fortsetzung  ihres  friedlichen  Verkehrs^ 
insbesondere  des  Handelsverkehrs  mit  beiden  Eriegsparteien,  geriditet  Die 
mit  der  Anwendung  der  Blokade  notwendig  verknüpfte  Kollision  der  Interessen 
der  KT-iMorfiilnv'i'l'^n  und  Neutralen  läßt  e?:  erklärlich  erscheinen,  daß  die  völker- 
rechliiche  iieseluiia:  dieses  (Tec-enstandes  gfleichen  Schritt  mit  der  Ausbildung 
des  Xeutralitätsrechts  hielt  und  die  Ülokade  erst  in  der  Neuzeit  als  völker- 
reehtiiehes  Institut  zur  Geltung  gekommen  fet.  Erst  auf  dem  Boden  TÖlkerw 
rechtlicher  Normen,  aus  denen  die  Neutralen  den  Anbruch  auf  Anerkennung 
ihrer  Interessen  gegenüber  den  Kriegiührenden  ableiten  durften,  war  auch  die 
Möglichkeit  reclitlicher  Schranken  der  Anwendung:  der  Blokade  pregeben.  Die 
rechtlich  unbeschränkte  Anwvniiuno:  diesei'  Maßregel  führte  dahin,  daß  die 
Kiiegfubrenden  den  Neutralen  den  Verkehr  mit  den  Häfen  des  Gegners  schlecht- 
hin verboten,  indem  sie  betreffende  Plätze  oder  Hifen  für  blokiert  erklärten, 
ohne  entsprechende  militärische  Machtmittd  zur  tatsftcUichra  Verhindmng  des 
Verkehi-s  an&owendeo.  So  entstand  die  sog.  fiktive  (oder  papieme)  Blokade 
—  blocus  sur  papier. 

Der  Crebraach,  den  die  iSiederlautler '}  in  ihrem  Uuabhängigkeiukanipfc  K^igen  Spaoieo 
von  dieser  mißbriliidilicli«n  Ifafiregel  gemacht  hatten,  fand  bd  den  8eeetaaten.  hnbeeondere 
England,  N:u  lialimnng.  In  einzelnen  Verträgen  des  17.  nnd  1^.  Jahrhandcrt»  wurde  allerdings 
bestimmt,  daß  den  Kriegfuhrenden  eine  Repre&^ivgcwalt  gegen  neutrale  Schiffe  nur  dann 
zosteben  soll,  wenn  der  fOr  blokiert  erklürte  Hafen  mit  genügenden  Alachtmitteln  wirklich 
eiagMdllOMen  ist ;  allein  diese  partiktiiarrechtliche  Sichentng  der  Interessen  der  Neutiaien  war 
darchaus  nnzurcicliend.  Gegenüber  den  Mißbrauchen,  die  in  den  großen  Scekri«}:en  de» 
Torigeo  Jahrhunderts  nameotlich  seitena  Engliiodfi  geübt  wurden,  bedurfte  «s  einer  die  lu- 
tegmaen  d«r  Ncntnle»  tu  pHnatpidlAr  AllgeoMltibdt  In  das  Aofce  fassenden  Aktion  der  neu» 
tralen  Staaten  selbst.  Die  Vicwaffncte  Neutralität  von  l'SO,  die  den  Wendepunkt  in  der  Ent- 
wicklung des  Neatraiitätarecbtft  bedeutet,  suchte  auch  besügUeb  der  Voraussetzungen  einer  von 
dem  Nenttalen  an  respektierenden  Blokade  Wände}  zn  schaffen  nnd  rechtliche  Onradsfitae  aar 
Anerkennung  zu  bringen,  die  dem  Wesen  und  Zweck  dieser  Kriegshandlung  sowie  den  In- 
teressen des  neutralen  Handels  entsprechen.  Der  Qmndsatz  IV  der  Stipulatiom  n  der  be- 
waffneten Neutralität  erklärt:  ^que  pour  d£terminer  cc  qui  caract£rise  un  port  bloqu<^,  on 
n'aeooida  cette  dftermination  qu'.\  celui  oü  il  y  a  par  In  di^wailion  de  la  puissanco  qui 
l'attaque  avec  de?  vaisecanx  arrOtfs  et  suffisammpTit  proches  nn  danger  f\iik'nt  dVntier." 
Indessen,  dieser  Grundsatz,  gegen  den  England  protestierte,  wurde  seither  von  den  Kontra- 
henten selbst  verietzL  Die  zweit»  bewaffnete  NeotmlltKt  von  1890  venoUrfte  dio  Vonma^ 
Setzungen  des  Rcprosfiivrechts  der  Kriegführenden  gegen  Blokadehnuii,  insofern  eine  Kon- 
demnierung  nur  zulässig  sein  sollte,  wenn  das  neutrale  Schiff  ungeachtet  der  Warnung  seitens 
des  Koounanitanteii  der  blokierenden  Streitkrilfte  mit  Gewalt  oder  List  in  den  Hafen  einav- 


crl-Hirten  die  Niederliindfr  die  in  den  Hfmden  Spanion"!  befindlichen  Häfen 
FlandiTUä  für  blokiert,  ohne  daß  eine  wirksame  Absperrung  stattgefunden  hätte.  Siehe 
Kibeiea  bei  Fancbille  1.  e.  p.  80  sq. 


Digitized  by  Google 


492 


Achte;»  BucL.   Die  intctu.  Streitigkeitcu  u.  dercu  Erledigung  etc.  $  1S2. 


diingen  «lebt  Allein  schun  in  dem  Vertrage  mit  Ru61aDd  von  iSOl  (dem  Sdivredeo  und 

Dänemark  !)t'itr:itenl  wußte  England  ilnr<  hziisclzen,  dalS  der  Passus  der  bewaff nerton  Neutra- 
lität: vai^>aux  arretta  et  saffisannucDt  pruelies  in  v.  a.  ou  s.  p.  abgeändert  wurde,  bo  daft 
d«r  Hafen  atteh  dann  «Is  blokiert  anzusehen  ist,  wenn  die  Schiffe  der  blokierenden  Ihcht 
sieb  nur  in  der  Nätie  de«i  Hafens  befinden,  ubne  daQ  sie  zugleich  daselbät  stationiert 
sein  müssen.  In  den  nun  folgenden  Kriftrcii  lian«  die  fiktive  Blokade  wieder  in  volle 
Übung. ')  Der  Wiener  Kongreß  besebiiftigie  ^il•b  mit  der  Frage  nicht.  Seither  kam  jedoch 
der  Orondsutz,  daß  die  Blokade  effektiv  ««in  raOflee,  in  den  Verträgen  der  Mächte  allgemein 
zur  Anerkennung  unti  wtmle  auch  tatsächlich  beobachtet.  Fninkn  ii  h  -liff  •sogar  auf  die  Be- 
»chliisse  der  zweiten  bewaffneten  NcutraJität  bezügiicli  de»  Krfui-dernisses  der  Verwarnung  d^ 
nentralen  Schiffee  seitens  dea  Kommandanten  der  blolderenden  Streitnwebt  xaritck.  In  den 
Verhandlungen  des  Paris«  r  Knu^ncssc:-  von  l!556  wurde  die  Fr  iiro  der  Anerkennung  des 
Grundsatzes  der  Effektivität  der  Blokade  in  Punkt  IV  der  äecrochtadcklaratiuu  entächiedca: 
,.Les  blocus  pour  Hn  obligatoires,  doivent  itn  eCfectifeB,  c'est  ä  dire  maintenas  par  une  foreo 
süffisante  pour  intenlire  recllpnieut  l'acces  du  littoral  de  IVunenii."  Dieser  Grundsatz  bildet 
heute  eine  der  wichtigsten  völkerrechtlichen  Nonuen  zum  Schutze  der  Neutralen  im  Seekrieg. 
Allerdings  vermodite  die  Autorität  der  SeercchtsdekUiratiou  \'erletzungeu  in  einigen  Fällen 
nieht  zu  verhindern. 

II.  Die  Blokade  ist  bezüglidi  ihres  recht  liehen  Charakters  als  eine 
Ivriegshandlung  aufzufassen,  deren  Titel  in  der  Kriegsnotwendigkeit  liegt 
Die  Versuche  einer  anderweiten  iuristischen  Erklärung  erblicken  den  rechtlichen 
Grund  der  Blokade  in  der  Eroberung  iK.s  iK-tretfendeii  ^leeresteils  >).  allein 
die  Voraussetzung  der  Eroberung  triÜL  in  derlei  i  älieii  uichl  zu,  da  die 
Batterie  des  blokierten  Hafens  die  Besitznahme  und  sobin  die  BehoTBchung 
des  Gewüssera  in  jedem  Augenblick  Terbindern  kQnnen.  Die  Berufimg  auf 
die  Besitznahme  des  Meeres  auf  KanonensrlaiBweite  im  Umkreise  des  Schiffes 
ist  im  Hinblick  auf  daiS  beute  auerkannte  Prinzip  der  Meeresfreibeit  ausge- 
schlossen. 

III.  Objekte  der  ßiokade  sind  feindliche  Häfen  (Kriegs- oder  Handels- 
häfen, befestigte  oder  nichtbefestigte  Häfen),  die  feindliche  Küste  in  ihrer  ganzen 
Ansdehnong  oder  Teile  davon,  Fluftmündungen,  wenn  der  FluO  lediglkb  feind- 
liches Gebiet  oder  in  seinem  nicht  schiffbaren  Teil  neutrales  Gebiet  durch- 
strömt, Meerengen,  welche  die  Verbindung  mit  einem  Eigmtumameer  bilden. 
Die  BlokieniTig  der  Mündung  eines  internationalen  Slionies  kann  die  Ver- 
letzung der  Handplsi?jteressen  neutraler  Adjazpnten  zur  Folge  hal)eii;  es  wiid 
daher  der  Grundsatz  aufgestellt,  daß  die  Blokade  solcher  Öli  önie  ausgeschlossen 
ist  Eine  vermittelnde  Meinung  geht  dahin,  daß  die  Blokade  der  dem  Feinde 
gehörenden  Flußmündang  zaUtssig  sm,  den  neutralen  Adjazenten  abw  die 
Ein«  und  Ausfahrt  gestattet  werden  soll.  —  Ausnahmsweise  kann  eme  Kiiegs- 

1)  Eugli^he  Ordre  vom  Iti.  Mai  Ibutt,  durch  weiche  alle  Häfen,  Küsten  und  Flüsse  von 
der  Elbe  bis  Brest  fttr  blokiert  erldSrt  wurden;  die  von  Napoleon  durch  Dekret  vom  2t.  No- 
Tember  Bo6  vethingte  Kontinentalaperre. 

2)  So  Cauchy.  Droit  marit.  intern.  II  p.  I'J"  si].;  (^essncr.  Droit  des  neutres  p. 
lösäq.j  BluntHchli,  Vülkerrcclit  §  ^27;  K  v.  Martens  II  b.  '^2b,  bi\»;  Uivier,  Principe« 
II  p.  2B9;  Despagnet,  Cours  p.  619,  620.  S.  neue«ten«  fm  ganzen  Pohl,  Z,  XVII,  l  ff.  — 
Vgl.  aueh  Fauehille  I.  e.  p.  IHsij. 

H)  So  Uautefeuillc,  De«  droits  et  de»  devoirs  de»  nations  ueutre«  I  p.  1>V  sq.;  Or- 
tolau,  Heikles  internationales  etc.  XI  p.  329  srj. 
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partei  iu  die  Lage  kommen,  iliieu  eigenen,  von  dem  Gegner  okkupierten  Hafen 
m  blolderen^). 

IV.  Neutrale  Staaten  und  ihre  Angehörigen  haben  nach  geltendem  Recht 
die  Blokade  nur  unter  folgenden  Voraussetzungen  zu  respektieren:  a)  Die 
Blokade  muß  von  dem  kompetenten,  d.  i.  dem  oljei strii  Organ  der  betreffenden 
Kriegspartei  verhängt  sein,  b)  Die  Blokade  muß  etfektiv  sein.  Es  ist  nicht 
eine  hermetische  Abschließung  des  zu  blokierenden  Hafens  usw.  gedacht^  sondern 
es  genügt,  wenn  die  KriegsachiiTe  der  blokierenden  Macht  (eventnell  in  Ver- 
bindung mit  Strandbatterien)  die  Znfahrt  und  Ausfahrt  unmöglich  oder  doch 
gefiilirlich  machen.  Nicht  genügend  ist  die  Verwendung-  von  einzelnen  Kriegs- 
schiffen, die  vof  äcm  zu  blokierenden  TTafen  oder  an  der  Küste  kreuzen  und 
eventuell  in  der  Lage  wären,  einzelnen  Sehitlen  die  Ein-  oder  Ausfahrt  zu 
verwehreu.  c)  Die  Blokade  muß  ununterbrochen  erhalten  werden.  Es  ist  all- 
gemein annkannt,  daS  eine  Unterbrechung  mit  der  Wirkung  des  Wegfalls  der 
VerpHiehtung  snr  BeBpektiemng  der  Blokade  nicht  Torliegt>  wenn  einzelne 
EnegSBchüFe  oder  das  ganze  Mokierende  Geschwader  durch  Sturm  oder  ähn- 
liche Ursaehen  g-enütigt  ist.  anf  die  hohe  See  zti  gehen.  Dagegen  erlischt  die 
Blokade,  wenn  das  blokierende  Geschwader  vom  Oes'ner  vertrieben  wird  oder 
sich  freiwillig  entfernt  ''),  d)  Die  VerLäagung  der  Blokade  muß  seitens  der 
blokierenden  Kriegsmacht  auf  diplomatischem  Wege  den  neutralen  Mächten 
notifiziert  seiui  damit  diese  ihre  Untertanen  davon  in  Kenntnis  setzen  und 
sie  Uber  die  Folgen  der  Nichtbeachtung  der  Blokade  unterrichten.  Diese 
allgemeine  Notifikation  wird  indessen  nicht  immer  genügen;  konnte  ein 
Schiff  von  der  Verhäns'nnjr  der  Blokade  keine  Kenntnis  erlangren,  so  ist  eine 
.sitezielle  Notifikation  notwendig:.  Die  Arretierung  des  Sehilt'e.s  ist  aus- 
geschlossen, wenn  keine  Gründe  dafür  vorliegen,  daß  die  Unkenntnis  lediglich 
Torgeschfltzt  wird,  e}  Die  blokierende  lüfocht  muß  allen  Sdiilfen  den  Zugang 
▼erbieten;  die  Erteilung  von  Lizenzen  an  die  eigenen  Untatanm,  einen  ge- 
wissen Handel  mit  den  Mokierten  Häfen  zu  betreiben,  widerspricht  dem  Er- 
fordernis der  Effektivität  der  Blokade.  Dagegen  erscheint  es  als  eine  an  sich 
zulässige  Konzession  im  Intere.sse  des  allgemeinen  Verkehrs,  wenn  neutralen 
Postschiffen  der  Postverkehr  gestattet  wird;  von  einer  Verpflichtung  kann 
hier  nicht  die  Bede  sein,  weil  die  Fortsetzung  des  Postverkehrs  fttr  die  Inter- 
essen der  blokierenden  Macht  von  Nachteil  sein  kann,  eine  Kontrolle  der  Un- 
Bch&dlichkeit  dieses  Verkehre  aber  kaum  durchf&hitar  ist  Ausnahmen  von 
der  vollständigen  Absperrung  des  Verkehrs  sind  anerkannt  für  die  amtliche 
Korresjiondenz  der  neutralen  Tiejrierungen  mit  ihren  diplonialisehen  und  Konsular- 
agenten in  dem  blokierten  Hafen,  ferner  in  Fällen  erwiesener  Seenot.  Femer 
dürfen  Schiffe,  die  sich  schon  vor  der  Yei'hängung  der  Blokade  im  Hafen  be- 
fanden, mit  Ballast  oder  der  schon  vorher  eingenommenen  Ladung  den  Hafen 

1)  Keiuo  Blukadie  im  tcclmischea  Siime  ist  die  Voispcrrung  der  Zufahrt  in  eiuca  üafeu 
oder  eine  F!iiibifiiidiing  durdi  Venenken  von  9(rin«D  od«r  Seiiiffeo  (Steinblokade,  blocns 

par  picrrce).  Eine  solche  MaSrcgcI  mag  durch  Gründe  der  Kricgsnotwcndigkcit  im  einzelnen 
Falle  pprwhtfertigt  erseheinen:  außer  dit>oiii  Fall  ht  »ie  völkerrechtswidrig.  Vgl.  Fauohille 

I.  c.  p.  143  sq.         2)  Vgl.  Hcrels,  Intern,  ü.  Seen  26S, 
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verlassen;  ebenso  können  Schiffe,  die  mit  spezieller  Lizenz  in  den  blokierten 
Hafen  eingelaufen  sind,  den  Hafen  wieder  frei  verlausen. 

y.  Eine  Verletzung:  derBlokade  liegt  vor,  wenn  ein  neutrales  Sdiiff 
trotz  der  Kenntnis  der  Verhänguug  der  Blokade  den  blokierten  Platz  u.  s.  w. 
zu  erreichen  vei-socht.  Die  schlie Bliche  Destination  des  Schiffes  oder  der 
Ladung  ist  nicht  entscheidend.  Die  Absiclii,  die  Bldkatle  zn  brechen,  muß  in 
entsprechenden  Aktionen  des  neutralen  Schiffes  zum  Ausdruck  kummeu; 
Gewalt  odw  List  ist  nicht  erforderlich.  In  der  bloßen  Abeicht,  eventuell  die 
Blidcade  zn  durchbrechen,  liegt  noch  nicht  d^  hi«r  vorauszusetzende  Tat- 
bestand, an  den  allein  das  Sepr^sivrecbt  der  blokierenden  Ifacht  geknttpfb 
ist  ')•  I^as  Delikt  kann  t-hen  nur  in  dem  Bereich  begangen  werden,  in  dem 
das  blokiereiHle  OeschwadHr  die  Hiokade  übt.  Eine  Verfolprunj?  de.s  Blok.ide- 
brechers  auf  das  ottene  Meer  ist  nur  zulässig,  wenn  die  Verfolgung  in  contineuti 
nach  dem  Blokadebruch  erfolgen  kann^j. 

VI.  Die  rechtliche  Folge  der  Verletzung  derBlokade  ist  dieKonfis- 
kation  des  Schiffes  und  der  Ladung,  wenn  letztere  dem  Eigentümer  des  Scbüfes 
gehört;  gehört  die  Ladung  einem  anderen  Eigentümer,  so  ist  sie  nur  dann  zu 
kontiszier^^i)  wenn  der  Eigentümer  zur  Z^^it  der  Abseudung  der  Ware  nach 
dem  blokierten  Platz  Kenntnis  von  der  Blokade  hatte.  Die  Kuntiskation  muß 
durch  Prisenurteil  lechtskräftig  ausgesprochen  sein;  Voraussetzung  ist  die 
Feststellung  des  I^Mibestandes  des  Blokadebrucha.  Der  fiefshlshaber  des  Ki  iegs- 
schiffies«  der  das  neutrale  Schiff  bei  dem  Versuch  des  Blokadebmcbs  arretiert» 
hat  das  Schiff  in  Beschlag  zu  nehmen  und  in  den  nächsten  Hafen  atäsus  Landes 
zum  Zwecke  der  Durchführung  des  prisenreclitlii-ben  Verfahrens  zu  senden. - 
Die  rechtliche  Folge  beschränkt  .sich  auf  daa  SchiÖ  und  die  Ladung:  ein  Recht 
der  Gefangennahme  der  Besatzung  des  neutralen  Schiffes  ist  nicht  anerkannt. 

%  183.  ReehtsreriUUtalwe  beittgUch  des  okkaplerten  Lutdes  und 
seiner  Bewohner      Die  Fortschritte  ist  militärischen  Operationen  eines 

1)  Die  von  den  Yereioigtm  StMtoD  in  dem  Falle  des  «Bgiiadieii  Schlffee  «Springbok* 

angewandte  Theorie  der  eoritinuous  voya;::?  ist  nnhaltbnr.  Bieae  Theorie  der  pinhe  ill  ichen 
Jieiac  geht  zunächst  mit  Bezug  auf  die  Zufuhr  von  Koutrebaode  d«vou  aus,  daß  die 
dlnea  Sdiiffea  too  der  Aoefalirt  bb  vor  Hdmkehr  als  eine  Einbdt  ta  bettaehten  ist  und  daher 
das  Schiff  andl  noch  nach  der  Löschung  der  Kontrebande  im  feindlichen  Hafen  weggenommen 
werden  kann,  außerdem  aber  die  Kontravention  auch  dauu  vorliegt,  weiiu  die  Zuftdir  zunächst 
nach  einem  neutralen  Hafen  bestimmt  ist,  um  von  da  aus  zu  Lautie  oUer  m  Schiff  dem 
Feind«  «ugefOJirt  zn  \^  (-^leIl.  Auf  die  Blokade  ungewandt  handelt  ea  aidi  mn  den  Fall,  daß 
ein  von  einem  neutralen  Ilafeu  ausgegangenes  Schiff  zunr -h-»  nach  einem  neutralen  üafen 
bostimmt  ist,  für  die  Folge  aber  die  Fahrt  nach  einem  blokierten  üafen  beabsichtigt  ist 
Vgl  fiber  diese  sehr  bestrittene  Fngo  Gefiner,  R  VII  p.  241  sq.;  Ferels,  Intsra.  Seer. 
2TSff.  F.  V.  Martens  II  S.  532 ;  Bluntschli  §  ^85;  Boufila  No.  1569;  Travers  Twiss, 
The  doctiittc  of  cundo.  vuyages  as  applied  to  cuntraband  of  war  and  blockade  contrasted; 
witb  the  DedantioD  of  Paris  (im  Law  Magazine  197T|;  Paochitle  l.c.p.  SMaq.;  Oeffclcen 
HH  IV  S.  767  ff.;  Oppenheim  II,  §§         39".*  sq. 

2l  Aiiilei-5  die  eu/.'li?rh-ameriknntsrhe  Ansicht,  nach  welcher  ein  Srhiff  das  die  Blokade 
gebrochen  hat,  geuumiiieu  werden  könne,  bis  es  in  einem  neutralen  iiaicn  eingelaufen  i»t, 
SO  dait  alsu  nicht  ein  bloBca  Repressiv-,  sondern  ein  Stinfrecibt  aar  Anwandong  ktne. 

3)  Lueder  HH  IVS.46Sff.;  Ucf  fter-0  effekon,  §§  1?.1-1.^4;  «liintsehl i .  VJ^Iker- 
i-echt     537— ööü,  044— (ii>a;  F.  v.Marteuu  II 500  ff,;  Gareis  §  95;  E.  Locniug,  lt.  IV,  V 
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Ehegsteüs  könueii  zur  iitdot/uug  vuu  Teileu  des  leiudlicheu  StaaLsgtibiets 
oder  des  ganzen  Landes  Itthren  (Invasion).  Damit  wird  smiftdisl  immer  nur 
ein  tatsSehlieher  Besitzstand  geschaiTen.  Mit  jener  Tatsache  sind  aber  recht- 
liche Teihältnisse  verknüpft,  innerlmlb  welcher  die  Interessen  des  Krieg- 
führenden nnd  der  Bevölkerung  def^  ukkupierten  Laiide^steils  ihre  Anerkennung 
und  praktische  Geltung  iinden.  In  der  Stellung  des  okkuiiieremleii  Kriegsteils 
tritt  das  mit  dem  Kriegszweck  Terknüpite  Interesse  allerdings  in  den  Vorder- 
grund, 80  daß  ihm  manche  Beehte  ankommen,  welche  nicht  blofie  Konsequenzen 
der  Innehabnng  der  Hoheit  Aber  das  Gebiet  bilden.  Anderseits  mnft  aber  der 
Okkupant  diese  Konsequenzen  anerkennen  und  priiktisch  zur  Geltung  bringen, 
da  ihm  der  i-echtliche  Titel  einer  aiissi  hließlichen  BetStigung:  seines  eigenen 
Willens  fehlt.  Um  deswillen  kommt  hier  vor  allem  <ler  (iruiidsatz  zur  Geltung, 
daß  dem  Okkupanten  nicht  das  Recht  zusteht,  die  iu  der  Verfassung  und 
Gesetzgebung  des  Landes  gegebene  Ordnung  zu  ändern  oder  gar  aufzuheben 
nnd  die  Fnnktioniemng  des  Ämterorganismns  zu  snspendi^n.  Mit  dieser 
Anfiassang  der  Stellang  des  Okkupanten  ist  der  Gegensatz  gegenüber  der 
früheren  Zeit,  welche  der  okkupierenden  Macht  das  Recht  eingeräumt  hatte, 
nach  Reliehen,  ohne  Rücksicht  auf  die  geltende  Rechtsordnung:,  in  'letn  bf^^ot/ten 
Lande  zu  schalten  und  zu  walten,  zum  Ausdruck  gebradit:  da.s  lieuiitre  iiecht 
legt  dem  Okkupauttiu  Pdichten  gegen  das  okkupierte  Land  und  dessen  Be- 
Tfilkmng  anf  Der  Okkupant  tbemimmt  die  Staatsverwaltung  und  hat  sie, 
sofern  keine  nnttbwwindlichen  Schwieligkeiten  entgegenstehen,  unter  BerUck^ 
sichtigung  des  geltenden  Rechts  auszuüben  (Art.  43). 

II.  Dem  entsprechend  'gestaltet  sich  auch  die  rechtliche  Stellung  der 
Landesbewohner  gegenüber  dem  Okkupanten;  ihr  Ptlichtenverhältnis  erweitert 
sich  im  Hinblick  auf  die  aus  der  Kriegsnut  wendigkeit  tiießenden  erhöhten 
Ansprüche  des  Okkupanten.  Sie  sind  dem  Okkupanten  gegenüber  zu  Gehorsam 
yerpfliehtet  nnd  müssen  sich  jeder  Aktion  zu  Gunsten  des  Gegners  des  Okku^ 
panten  enthalten  anderseits  können  sie  im  Falle  der  Wiedereinsetzung  der 
lefritimen  Staatsp-ewalt  weisen  der  Befolpuncf  der  Befehle  des  Okkupanten  nicht 
zur  Verantwurtun«,'  <rezo^en  werden.  Darin  liecrt  die  Lösung  der  unvermeid- 
lichen Ptlichtenkolllsion.  Diese  Pflichtenkol li.<«iüu  darf  aber  nicht  über  das 
Mafl  des  Notwendigen  gesteigert  werden;  der  Okkupant  kann  die  Erfüllung 
seiner  Befehle  durch  Zwangsmafiregelu  und  Strafen  sichern,  er  kann  aber  nicht 
das  staatsrechtliche  Snbjektionsverhültnis  der  Landbewohner  ignorierend  von 
ihnen  den  Untertaneneid  verlangen  (Art.  45),  er  kann  ihnen  kein  verbreclie- 
riäches  oder  unehrenhaftes  Verhalten  gegen  die  legitime  Staatsgewalt,  auch 

anrh  deiu.'ich:  Pio  Terwaltung  des  Generalgouvomoments  in  EIsalM^ntlirin;;«!  1ST4;  do  Waxd, 
L'annto  d'invaaiun  et  la  populattoa  (1874);  FC>raud-Qiraud,  Uccupation  miliuira.  Bccou» 
raison  d«c  dommagM  aamta  par  la  goerre  (1S81);  RoHn-J»equ«myDft  RH  CSU,  HI  SU; 
Bernier,  de  l'occupation  mil.  etc.  (1SS4);  Cor.si,  Loccupation  inilitaire  etc.  (2.  A-  1888); 
Bray,  Do  roccupation  mil.  ptc.  il'^'M):  Ilalleck  II,  4n2s(i.:  I.oriot.  I>o  In  nature  de 
r«)CClipation  etc.  (190.3);  OppenLeiui  11,  §§  106  .sq.  —  HKK  Art.  42—56;  (huu  A.  Zorn 
tlSff.;  HeuriM  HI  K  II,  206 ff. 

1)  Daher  i»t  dir  Okkupant  beret-htigt,  Maßregehi  lur  Verhinderung  des  Eintritts  der 
i^andcsbcwohner  in  die  .\nDee  des  Cregaer»  uod  der  Auswanderung  zu  ergreifen. 
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nicht  die  Mitwirkung  an  den  militärischen  Operationen  zumuten,  selbst  weuu 
sie  Tor  dem  Kriege  von  ihm  ai^worben  wnrden  (Art  23);  insbesondere  ist 

es  ausgeschlossen^  einen  Zwang  zur  Spionage  auszuüben  *)  (Art.  44).  Im  ganzen 
sollen  die  Ehre  und  die  Rechte  der  Familie,  das  Leben  der  Bürger,  das  Privat- 
eigentum. diV  •vli$rit"sen  rberzeugungen,  und  die  gottesdieiLstlidien  Handlungen 
geachtet  werden.  Datres^eii  ist  der  Okkupant  unter  der  Voiiuis.setzniig  der 
Kriegsuotwendigkeit  bereclitigt,  die  Landesbewohner  zu  Arbeiten  und  persön- 
lichen Leistungen  zu  nOtigen.  —  Hit  der  Verfolgung  des  Eriegszweckes  wer- 
den zumeist  auch  fiel&stignngen  anderer  Art  verknttpft  sein,  so  z.  B.  bezüg- 
lich der  Benutzung  und  der  regelmäßigen  Funktionierung  der  Verkehrs- 
an.stalten.  Einquartiernnsren  u.  s.  w.  Zu  den  völkerr*  i^htlicli  znlässifreii  Maß- 
regeln fjeliürt  ancli  heute  nocli  das  Gei.>^elntdinieii  zur  ►"Siehe ruiij^  der  Erfüllung 
von  Verpflichtungen,  die  dem  okkupierten  Laude  oder  Selbstverwaltungskörpern 
auferl^  wurden. 

Schutz  und  Schonung  k9nnen  die  Landesbewohner  nur  so  lange  bean- 
spruchen, als  sie  durch  ihr  Verhalten  die  Interessen  des  OkktttMinten  weder 

gefährden  noch  verletzen.  Wird  diese  Voraussetzung  nicht  erfüllt,  so  ist  der 
Okkupant  berechtigt,  nach  Krieg-sstrafrecht  (Martial^esetz.  Standrecht)  vor- 
zugehen und  durch  AbsciireckungHmaöregeln  (Androliung  erliöliter  »Strafen, 
insbesondere  dei-  Todesstrafe,  Statuieruug  der  Verantwortlichkeit  von  8Ladi«u 
und  anderen  Örtlichkeiten  f&r  die  in  ihrem  Gebiete  eventueU  begangenen 
Attentate)  GefiUirdangen  mid  Verletzungen  vorzobeogen.^)  Dagegen  darf  keine 
Strafe  in  Geld  oder  anderer  Art  über  eine  ganze  Bevölkerung  wegen  der 
Handlungen  einzelner  verhängt  werden,  für  welche  die  Gesamtheit  nicht  als 
verantwortlich  ans^^esehen  werden  kann  (Art.  50}. 

IIL  Einen  bedeutsamen  Fortschritt  seliuf  das  moderne  Kriegsrecht  auch 
durch  Anerkennung  einer  Keihe  von  Grundsätzen  bezüglich  der  in  früherei' 
Zeit  der  schrankenlosen  WUlkilr  des  Okkupanten  preisgegebenen  VermOgens- 
objekte»  die  sich  im  okkupierten  Lande  befinden.  Aus  der  heutigen  Auflassung 
des  Krieges  und  ans  dem  Grundsatze,  daß  nur  die  Verursachung  solcher  Übel 
rechtniüRig-  ist.  welche  die  Erreichung  des  Kriejrszwecks  nötig  macht,  ergeben 
sich  Forderungen  an  das  Verhalten  des  Okkupanten  im  Interesse  des  öffent- 
lichen und  des  Privatvermögens.  In  beiden  Kichtungen  ist  jede  unnötige 
Zerstörung  von  Vermögeusobjekten  heute  als  völkerrechtswidrig  anerkannt 
Dagegen  ist  in  beaden  Biditnngen  jede  von  der  Kriegsnotwendigkeit 
geforderte  Zerstörung,  Beschädigung,  dauernde  Entziehung,  Benutzung  und 
sonstige  Disposition  gestattet.  Gemeinsam  ist  auch  der  Grundsatz,  daß  eiue 
Aneigiinng'  des  unbeweglichen  lats  und  Privateigentums  ausgeschlossen  ist. 
Soweit  nicht  die  Kriegsnotwendigkeit  andei'es  gebietet^  genießt  das  fremde 

\)  Siehe  A.  .\dlci'.  Die  t^pionage  39. 

2)  Slreltip  ist  die  Frage,  ob  zum  Zwei-kc  der  Verhütung  von  Aiifrriffen  auf  Eisenbalin- 
tniusporte  uagcschoue  Pcr»oueu  zum  MitXabrea  genötigt  werden  könneu.  i'ür  die  Bejahung 
der  Fra^e  (und  zwar  aus  zutreffooden  GrOnd«a)  Lueder,  HH IV  S.  47«,  477,  ebeuo  Bivier, 
U'hrb.  b.  vgl.  auch  Loening,  V  p.  S8.  ^  Anderer  Meinung  Oeffoken  cu  H«Ifter 
i  12!^;  F.  v.  Martens  U  S.  bVA, 
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Vermögen  im  feindlichen  Lande  Scbntz  and  Schonuug  seitens  des  Okkupanten. 
Im  einzelnen  gestaltet  sich  die  Stellnng  des  Okknpanten  gegenflber  d^  beweg- 
lichen Staats-  und  Privatvermögen  in  folgender  Weise.   FBr  das  Landkri^- 

recht  gilt  heute  der  durchgreifende  Grundsatz,  daß  das  Privateigen  tum 
überhaupt  keinen  fJe^enstand  der  kriegerischen  Aneignnn^  fder  Reute)  bildet 
(Art.  46)  i)>  dagegen  ist  das  bewegliche  Staatseigentum  anoli  im  Land- 
kriege Gegenstand  der  Aneignung  bezw.  Zerstörung,  iusofern  betreöende 
Sachen  entweder  unmittelbar  oder  wenigstens  mittelbar  dem  Kriegszwecke 
dienen  können.  Im  übrigen  schuf  die  moderne  Völkerntte  den  Grundsatz  daß 
Sachen,  deren  Aneignung  bezw.  Zerstörung  mit  der  Eriegsnotwendigkeit  in 
keine  Bezielm n'j-  fehraeht  ^Yerden  kann,  weder  weggenommen  noch  zerstört 
werden  dürfen,  sondern  von  dem  Okkupanten  geschoTit  und  geselint?;t  werden 
müssen.  Es  sind  dies  die  der  Wissenschaft,  Kunst,  dem  Kultus,  der  Armen- 
nnd  Krankenpflege  dienenden  Oegenstftnde  and  Bäumliebkeiten  (Art  56). 
Unter  dieser  Voraussetsang  kann  (nach  Art  53,  Abs.  1)  das  Besetsnngs- 
heer  (bzw.  das  in  das  Land  vorgedrungene  Heer)  Bargeld  und  Wertbestände 
des  Staats  (ohne  Unterschied,  in  welcher  8taat.«^kasse  sie  vorgefunden  werden), 
ferner  die  dem  Staate  zustellenden  eintreibbaren  I*'orderungen  (z.  Ii  Zinsen, 
Pachtgelder  u.  dgl.),  die  Waffenniederlagen,  VurraUshäuser  und  Lebensmittel- 
Vorräte,  Befl^rdaiinganittel  (Eisenbahnmaterial,  Post-,  Telegraphen-  nnd  Tele- 
phondnrichtnngen),  wie  Überhaupt  alles  bewegliche  Eigentum  (mit  der  Wirkung 
der  Aneignung)  mit  Beschlag  belegen.^)  Der  bezüglich  des  PrivatvermDgens 
heute  anerkannte  GnmdsatT:  flJhrt  auch  zn  dem  Verbote  der  Aneignung  von 
Gegenstanden  des  Privateigentums,  die  hei  getiUeten  und  gefangen  genommenen 
Kombattanten  vorgefunden  werden.^)  Dagegen  gilt  die  Aneignung  von 
Pferden  und  militärischen  Ausr&stungsstücken,  auch  wenn  sie  Privateigentum 
sind,  als  erlaubt,  obzwar  auch  in  diesen  Falle  die  Konsequenzen  des  obigen 
Grundsatzes  die  Aneignung  ausschließen  müßten. 

Derselbe  Gesicht'^punkt,  der  für  die  Aneignung  der  (^ben  bezeichneten 
Gegenstände  des  bewegliclien  .Staatsverniiigens  (Teltiing  beansi)rucht,  ist  gegen- 
über aualügeu  Gegen-srnnden  des  Privateigentums  für  deien  vorläufige 
Wegnahme,  Benutzung  und  event.  Verwendung  anerkannt.  Art  53, 
Abs»  2  normiert  das  Recht  des  Okkupanten,  alle  Mittel,  die  zu  Lande,  zu 
Wasser  und  in  der  Luft  zur  Wdtei^be  von  Nachrichten  und  zur  B^rderung 
von  Personen  oder  Sachen  dienen«),  mit  Ausnahme  der  durch  das  See- 

1)  über  die  Entwicklung  des  Beuterechts  in  früherer  Zdt  s.  BInntachli,  Beateiecht. 

2)  Hiernach  ist  die  Frage  der  Aneignung  des  sog.  »rollenden  Matorials"  der  Sttlto- 
balincn,  die  in  der  Doktrin  eine  verschiedono  Bcantworfnn{^  findet,  im  Sinne  der  Anerkennug 
de«  Aneignuni^recbta  beantwurtet  Dem  Geiste  dee  heutigen  Kriegsrecbts  entspriclit  jeden- 
filli  nnr  die  mttdera  Andcbl^  die  io  den  Veriuuidluiig«n  der  HR  (vgl.  Henrer,  HPK  II, 
809  ff.)  seitens  dor  «^chweizeiiieheiii  DelegierteD  im  Anechiiifl  an  Art  6  der  BrOneler  Dekltratton 
geltend  gemacht  wurde. 

3)  Anders  bezüglich  soldier  Sachen,  die  den  Staate  gehören,  z.  B.  grOBere  Oddaannien, 
wenn  die  Umstände  dafür  sprechen,  daß  sie  flffentJiches  Verraßgen  sind.  Lue  der  HR  IV  P.  4fi1 . 

4)  Die  Bedeutung  der  Eisenbalineu,  Telephone,  Kabel  and  Luftschiffe  für  die  heutige 
Kriegfühniog  rechtfertigt  die  Beechlagnahme  und  Benutzung  dieser  Ciegenstinde,  andi  wenn 
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recht  geregelten  Fälle,  ferner  die  Waffanniederlagen  andftberhaupt  jede 

Art  von  Kriegsvorrät^m,  selbst  wenn  sie  Privatpersonen  gehören,  mit  Be- 
schlag zu  belegen.  Die  Beschlagnahme  erfolgt  hier  weg^en  der  Freiheit 
dvs  PrivaTeigentuni^  ni'Mit  7nin  Zweck  der  Aneif:!^Tinn2r,  sondern  lediglich  zam 
eigenen  LTebraiich;  e^  mn'ü  ddhtv  beim  Friedensschluß  (soweit  dies  möglich 
ist)  Bestitutiou  und  Entschädigung  erfolgen.')  Das  aus  dem  Gebiet 
eines  neutralen  Staats  herrtthrende  Eüsenhahnmaterial  (ohne  ünteisehied 
▼on  Staats-  oder  Privatbahnen)  darf  nur  aoa  dem  Titel  der  Kriegsnotwendig- 
keit  angefordert  und  benutzt  werden;  es  muß  möglichst  bald  restituiert  und 
Entschädignno:  nach  Verhältnis  des  benutzten  Material^;  und  der  Dauer  der 
Benutzung  geleistet  werden  (Art.  19  des  Abk.  V  1907  betr.  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Neutraleu  im  Landkrieg).  —  Die  unterseeischen  Kabel,  die  ein 
besetztes  Gebiet  mit  einem  neutralen  Gebiet  verbinde,  dürfen  nur  im  Falle 
unbedingter  Notwendigkeit  mit  Beschlag  belegt  oder  zerstSrt  werden.  Beim 
Fi  iedeiisschluß  muß  Restitution  und  Entschädigung  erfolgen  (Art.  34).  Indem 
das  heutige  Kriegsrecht  für  die  Inansprnchnaliine  des  ölieiitlicheii  und  Privat- 
vermög-ens  seitens  des  Okkupanten  nur  den  Titel  der  Krief^snot wendigkeit 
gelten  I8ßt.  ist  jeder  lediglich  zu  Bereicherungszweckeu  eiloigende  Eingriff, 
das  Beute  machen,  als  angeschlossen  anzusehen.  Dasselbe  gilt  von  der 
Plllndernng  als  grundloser  Schädigung  fremden  Vermögens  (Art  47).  Ver- 
letsungen  des  Vermögens,  begangen  von  Kombattanten  oder  Zivilpersonen,  sind 
daher  Gegenstand  kriegsrechtliclicr  Bestrafung. 

Ein«  eigenartige  Inanspruelniahnie  des  Pi  ivat Vermögens  sind  die  Requi- 
sitionen und  Kontribution en ^j,  vuu  denen  aus  Gründen  der  Kriegsnot- 
weadigkeit  auch  heute  Gebrauch  gemacht  werden  kann.  Die  Beschränkung 
auf  die  Eriegsnotwendigkeit  und  der  G-randsats  der  Unverlelsliclikdt  Um 
Privateigentums  bestimmen  den  reehtttchen  Cbaraktei*  dieser  Kaftregeln.  In- 
folgedessen sind  Bequisitionen  (d.  i.  die  Anordnung  und  event.  Ei-zwingnng 
der  T.ieferung  von  I.*bensmitteln,  Kleidung-sstücken  usw.,  der  Beistellung  von 
Fuhrweil  i  'ieizeit  nicht  mehr  Akte  des  Beiitemachens,  sondern  unter  den 
Gesichtspunkl  der  Zwangsenteignuug  zu  Mibsuniieren,  es  ist  dabei'  der  vuu 
der  Maßregel  Betrütiene  zu  entschädigen  bezw.  ihm  durch  Auüateiiung  einer 
Bescheinigung  (bon)  die  eventuelle  Entschädigung  zu  sichern.^  Mit  dem 
Streben,  das  Re^iairieren  als  eine  rechtlich  geregelte  HaDregel  in  Anwendung 
zu  bringen,  hängen  gewisse  Kantelen  zur  Verhütung  rechtswidriger  Eingriffe 
in  das  Privatverniilgen  zusammen  —  so  die  landesgesetzliche  Vorschrift,  daß 
die  Requisition  nur  von  höhereu  militärischen  Organen  angeoi*dnet  werden 

sie  Privateigeatum  aind;  sie  ttoUea  der  äventuellen  Verwendung  säten»  de«  Gegneis  entzogen 
werden. 

1)  Vgl.  V.  Stein,R.XVII  p.  SSSeq.  and  Annnalre  VIU  t>«  HU aq.  Dam  Moynier, 

Annuairc  VIU  p.  22:!  sq. 

2)  Vgl.  Luciier,  Hü  IV  ».  äüoff.;  F.  v,  Marten»  II  S.  515  ff.;  Keller,  RcquieitiOD 
nnd  Kontrib.  (1896);  Thom»,  Dee  rfiquis.  nil.  (1884);  Pont,  Lee  nk|ui8.  ntU.  ete.  (1905).— 
HKR  Art,  49-52;  dazu  A.  Zorn  2i:!rf.;  Meurer,  HFK  II,  270  ff. 

3)  Die  Requisitionen  inQescn  soichor  Art  sein,  daß  sie  nicht  für  die  Bevölkerung  die 
Pflidit  entbftlten,  «n  den  Kriegsuntemebmongcn  gegen  ihr Vnterlinid  teilzunebmen  (Alt  »2  Ab«.  1). 
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darf  und  dem  Vollzug  der  i^aßregel  Organe  der  einheimischen  Zivilbehörden 
beiwohnen  sollen.  Die  Rücksicht  auf  die  ökonomische  Leistungsfähigkeit  des 
Landes  bezw.  des  Oebietetdlgr  in  welchem  die  Maßregel  angewendet  wird,  ist 
eigentlich  schon  dnrch  die  Natur  der  Sache  geboten.  Den  heotlgai  An- 
schauungen ent^richt  es  aber,  diese  Rttcksicht  zum  Zwecke  der  Verhütung 
willkürlichen  Vorgehens  durch  einen  allgemein  verbindlichen  Rechtssatz  ein- 
zuschärfen (Art.  52).  —  Kontributionen  sind  Anflagcn  von  Geldsummen 
au  lokale  Verbände  des  okkupierten  Landes  durcli  die  okkupierende  Kriegs- 
macht FMIher,  als  eine  Art  des  Bentemadiens  nnd  der  Plttndemng  (anch  aJs 
Loskanf  von  der  Plflndernng^  allgemein  üblich,  ist  diese  Inanspruchnahme  der 
Geldmittel  der  Angehörigen  des  okkupierten  Gebiets  heute  nui  mehr  auf  Grund 
einzelner  im  Ki  irj'^'-echt  anerkannter  Titel  zulässig.  Nacli  der  Brüsseler 
Deklaration  sollten  Kontributionen  nur  zulässig  sein  als  Äquivalent  für  Natural- 
leistungen, oder  für  zu  entiichtende  Steuern,  oder  als  Strafen.  Das  HKB 
Art.  49  knftpft  an  Art  48  ui,  dem  zufolge  der  Okkupant  die  nach  dem  Landes- 
recht erhoben«!  Steuern  usw.  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  zu  Ter- 
wenden  hat  Die  mit  dem  Kriege  gegebene  Steigerung  des  Bedarfs  an  Bar- 
mitteln notiert  jedoch  vielfrir.h  zur  Krliebunsf  außerordentlicher  Steuern, 
sowohl  zur  Deckung  der  Ve  i  \valtung:skosten  wie  auch  der  Bedürf- 
nisse des  Heeres. ')  Für  diese  zwei  Zwecke  darf  der  Okkupant  außer  den  in 
Art.  48  bezeichneten  (ordentlichen)  Abgaben  andere  Auflagen  in  Geld  erheben. 
Außerdem  sind  8  traf  auf  lagen  zulSssig  (Art  50),  die  nicht  den  Charakter 
▼on  ägentliohen  Strafen,  sondern  den  von  Kriegsrepressalien  <re<^en  feindliches 
Verhalten  der  Bevölkerung  des  okkupierten  Gebietes  an  sich  tragen.  Diese 
Strafauf lai:jen  dürfen  al>^i-  ii1»e?'  eine  ganze  Bevölkerung  wegen  Handln nq^en 
einzelner,  für  welche  di*  ]w\  olkerung  nicht  als  mitverantwortlich  angesehen 
werden  kann,  nicht  verhängt  werden,  —  Art.  öl  hchaüt  Garantien  gegen 
willkttrliehes  Torgehen  bei  Ansschreibaiig  von  Kontributionen.») 

§  184.  Fortaetiiuig.  Die  Terwaltans  des  Landes  dnreli  den  Okku- 
panten. L  Die  Okkupation  Ändert  nichts  an  der  bestehenden  Staatsordnung 
nnd  deren  rechtlichen  Grundlagen ;  daher  bleiben  in  der  Hauptsache  die  sach- 
lichen und  persönlichen  Mittel  der  Staatsverwaltung:  unberiilirt.  Der  Okku- 
pant besorgt  die  Verwaltun£^  durch  die  Beamten  das  okkupierten  Gebietes. 
Das  eigene  Interesse  des  Okkupauten  und  seine  heute  anerkannte  Pflicht 
gegeniber  dem  okkupierten  Lande  md  dessen  Bewohnei-n  gebieten  jedoch  unter 
ümstftnden,  die  einhnmischen  (Staats^  und  Eommunal-)Beamten  durch  s^e 
eigenen  zu  ei-setzen.  Die  leitenden  Regierungsstellen  wird  der  Okkupant 
regelmäßig:  eigenen  Funktionären  übertragen;  ein  Zwang  zum  Verbleiben  im 
Amte  ist  also  hier  ausgeschlossen.  Tm  Interesse  der  Rechtsuchenden  liegt  e,s, 
daß  die  Ausübung  der  Zivil-,  Straf-  und  Verwaltungsgerichtsbarkeit  nach  wie 

1)  Der  Ictztorc  Zweck  bringt  die  Kootribadon  in  Verbindang  mit  den  Beqoisitioaien 

(EnatzkoQtribationen). 

2)  Sohrtftlfeher  Befehl  und  Verantirordtebkett  eines  eeRMttiidig:  koannandieienden 

Generals;  dio  Eilielmii^'  soll  ni5^1icl)ät  nach  MaKarahf'  di^s  nKitfrifllc-ii  uii<l  f(>riiu>lleil  Stenei^ 
rechts  erfolgen;  den  Leistungspflicbtigea  ist  eUie  Bescheinigung  zu  erteilen. 

S2* 
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vor  durch  die  eiiihdmi«:]i«i  Gerichte  stattfinde.  Im  Falle  der  Weigenmg, 
Recht  XU  sprechen,  wird  der  Okkupant  andere  Sichter  einsetzen;  der  Okku- 
pant ist  auch  berechtigt,  Kriesrsjxe richte  einzusetzen.  —  Dem  Interesse  der 
Bevölkerung-  entspri«"ht  es.  dat)  d\>^  Verwaltungsbeamtfii  im  Dienste  verbleiben; 
gleichwolil  düifle  auch  hier  ein  Zwang  zum  Verbleiben  ausgft  sclilnssen  sein, 
und  das  der  Verpflichtung  der  Bevölkerung  zum  Gehorsam  gegeu  den  Okkn- 
panten  entnommene  Argument  gegenüber  den  Beamten  bezüglich  des  Ver- 
foldbens  im  Amte  nicht  zutreffen.  *j  AUwdings  kOnnen  Privatpersonen  von 
dem  Okkupanten  xur  Teilnahme  an  der  Lokalverwaltung  eventuell  gezwungen 
werden;  die  amtliche  und  disziplinare  Stellung  der  schon  angestellten  Staats- 
und der  Komniunalbeamten  ist  doch  eine  so  «;in'jruläre,  daß  es  nicht  angeht^  bdde 
Kategorien  von  Personen  gleich  zu  behandeln. 

Der  Grundsatz,  daß  die  Okkupation  die  vorhandene  Kechtäorduung  un- 
berühi-t  läßt,  kaun  infolge  der  Kriegsuotwendigkeit  Modifikationen  erfahren; 
es  kann  die  Suspension  oder  Beschränkung  einzelner  verfassungsnUiger  Rechte 
und  Freiheiten  verfügt,  es  kOnnen  mit  Rftcksicht  anf  den  Kriegszweck  not« 
wendige  Gesetze  erlassen  werden.  Für  Kriegsverbrechen,  Kriegsvenat  und 
Kriegsrebellion  tritt  das  Kriegsstrafrecht  in  Geltanjr.  Die  Anwendung  des 
Krie^stiatVechts  und  die  Ausübung  der  Straf<,'erieht,sbarkeit  durch  Kriegs- 
gerichte müssen  deu  heute  geltenden  Fuudauientalsatzen  des  materiellen  und 
formellen  Strairechts  der  zivilisierten  Ydlker  entsprechOL 

Innerhalb  der  Finanzverwsltuug  ist  dsac  Okkupant  in  der  Regel  nur 
berechtigt,  nach  Hafigabe  der  bestehenden  Steuer-  und  Finanzgesetxe  Stenern 
und  Abgaben  einzaheben;  das  Kriegsbedürfnis  kann  auch  hier  Modifikationen 
des  Grundsatzes  7.nr  Folge  haben.  (Vgl.  Art.  49.)  Die  eingehenden  Steuern 
usw.  sind  zunächst  für  die  Zwecke  der  Verwaltung'  zu  verwenden  (Art.  4S.). 
Die  Ueberschösse  sind  Gegenstand  der  Aneignung.  Dem  Okkupanten  steht  eine 
rechtliche  Di^osition  Aber  die  Substanz  desStaatsvermOgens  (öffentüeheOeb&ude, 
LiegenschaftMi,  WAlder  und  landwirtschaftliche  Anhigen)  nicht  zu;  er  hat,  nach 
den  Regeln  des  Nießbrauchs,  für  die  rationelle  Verwaltung  zu  sorgen  (Art  55), 
soweit  nicht  die  krieizerisclien  Bedürfnisse  einen  der  regelmAftigen  Ver- 
waltung uicht  entsprechenden  Eingriff  not  ig  niaclien. 

Eine  Lei-vorragende  Rolle  in  der  Verwaltung  des  okkupierten  Gebietes 
kommt  den  Verkehrsmitteln  zu.  Der  Okkupant  regelt  und  überwacht  den 
Betrieb  und  ist  berechtigt,  sämtliche  Verkehi'sanstalten  (Staats-  und  Privatr 
anstalten)  zu  benutzen.  Der  Kriegszustand  läßt  natürlich  das  Interesse  des 
Okkupanten  gegenüber  dem  in  Friedenszeiten  allein  maßgebenden  Interesse 
des  allgemeinen  fBinnen-  und  Anslandsverkelirs)  als  das  ]Mimäre  erscheinen; 
indessen  wird  eü  die  Aufgabe  einer  humanen  KriegtÜlirung  sein,  ihr  Interesse 
immer  nur  iu  den  Grenzeu  des  Notwendigen  zur  Geltung  zu  bringen.  Der 
Betrieb  der  Bisenbahnen  erfolgt  in  erster  Reihe  durch  die  im  Dienste  stehenden 
einheimischen  Beamten  unter  Leitung  und  Ueberwachung  von  Organen  der 

1)  Art  1  der  £rUäscicr  Deklaration  schließt  dcu  Zwang  aus.  Vgl.  aucli  Lueniog 
R.  IV  p.  SSI  Bq. 
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okkupierenden  Rriegsgewalt  Analoge  Gesichtspunkte  kommen  für  den  Tele- 
grepben«  und  TelephonTerkehr,  sowie  Ittr  die  unterseeisehen  Kabel  in  Betracht, 

IL  Die  mit  der  Okkupation  verknöpften  Rechte  und  Pflichten  sinil  an  die 
VorRiissetTiung  gebunden,  daß  (Vw.  Okkupation  eint'  ctrektive  ist;  sie  ist  es 
srhon  dann,  wenn  der  Okkiiiiant  mit  den  ilim  zur  Vertü«?ung  stehenden  Macht- 
mitteln die  Herrsichall  im  Lande  zu  behaupten  in  der  Liige  ist;  es  iüt  daher 
nicht  erforderlich,  daü  jeder  Punkt  des  Okkupationsgebietes  gleichmäßig  von 
Trappen  und  Zivilorganen  besetst  int  (Tergl.  Art  42.) 

in.  Die  Wechselfälle  des  Krieges  können  den  Zustand  der  Okkupation 
beseitigen').  Damit  tritt  der  frühere  Zu.stand  ipso  jure  wieder  ein;  der  recht- 
liche 'Präger  der  Staatssrewalt  ist  wieder  m  der  Lage,  sein  Herstiiaftsrecht 
auszuüben.  Die  Vorgänge,  die  an  diesen  Wandel  in  der  rklieii^chunjj^  und 
Verwaltung  des  Landes  geknüpft  sind,  sind  durchaus  innerstaatlicher  Natur 
und  bedeuten  in  der  Hauptsache  die  Beseitigung  der  Ton  dem  Okkui»ntmi 
verfügten  Verftuderungen  und  die  Wiederkehr  der  normalen  Yerhiltnisse  des 
öffentlichen  Lebens.  Dagegen  bleiben  die  in  den  versebiedenen  Zweigen  der 
Vt  rwaltunqr  und  Rechtsijflec^e  wahrend  der  Okkn|mtion  vorgenommenen  Akte 
in  dt.'!'  Reofel  wirk.sam.  Ebenso  bleiben  Kechtsgeschaite  güllig,  die  der  Okkupant 
bezüglich  des  Si  aatsvermögens  abgeschlossen  hat,  wenn  ersieh  dabei  in  den  Urenzeu 
jener  Befugnisse  gehalten  hat,  die  zweifellos  mit  seiner  fakUsehen  Herncbaft 
ftber  das  Land  und  dessen  Rechtsordnung  verbunden  sind;  andernfalls  können 
derlei  Rechtsgeschäfte  als  nichtig  erklärt  werden. 

§  IS5.  Verhandinniren  unter  den  Krieprfniirendeii.  Kriecrsyer- 
träe:©^).  I.  Im  weitesten  ^inne  des  Wortes  kennen  mit  dem  Ausdruck  Kriegs- 
ver träge  alle  auf  den  Krieg  sich  beziehenden  Verträge  bezeichnet  werden 
Im  engeren  Sinne  sind  Kriegsverträge  jene  Vertrflge,  die  vcm  den  KriegfDhraideii 
wfthrend  des  Kri^es,  snmeist  von  Seite  der  höchsten  oder  höheren  Befehlshaber 
braw.  durch  Parlamentäre  abgeschlossen  werden.  Die  Gegenstände  der  Ver- 
träge sind  zumeist  solcher  Ait.  daß  eine  schleunige  P>ledigung  der  flache 
durch  die  Lage  der  Verhältnisse  geboten  erseheint;  sie  sind  daher  gewidinlich 
ohne  Uatifikation  perfekt  und  wirksam.  Hierher  gehören  die  sog.  Kartelle 
über  die  Behandlung  bezw.  Auswechselung  der  Gefangenen,  die  Neutralität 
gewisser  Plätsse,  die  Unterhaltung  des  Post-  und  TelegraphenTerkehrs*  des 
Verkehrs  der  Parlamentäre,  die  Unrerietzlichkeit  gewisser  Personen;  —  ferner 
kommen  hier  in  Betracht  die  Schutz briefe  (salva  guardia,  sauvegarde)  und 
die  ripleitsbriefe  fsanf  f'niiduit).  Durch  erstere  wird  Personen  (Beamten 
oder  An^,'ebörigen  neutraler  Staaten)  oder  kSacheu  (Kirchen,  Kunstsammlungen 

1)  Wie  die  (.)kkupatiun  beseitigt  worden  'm,  ist  in  reelitlicfier  Beziehung  gleichgültig. 
Erfolgte  die  Verdrängung  des  Okkupanten  durch  eine  dritte  Mucht,  so  kann  ^oae  nur  beim 
FiiedenauMiUM  mitwMc««,  «le  sdbat  edaagt  keinerlei  Oemobaftsreebt  Oberdtee  atdit  ihr 
gegen  den  Gebietgstnnt  ein  Anspruch  auf  Entpchridi^uiig  bezw.  Kostenerstattiinpr  zu. 

2)  Laeder,  Uli  IV  525  ff.;  F.  v.  Martens  II  S.  539  ff.;  Ucff  ter-Geffcken  §  Ulff.; 
BlnntBchli,  YSlkemchC  f§  6T4ff.:  Gareis  §  86;  v.  Liest  §  40,  VII;  Rivler,  PriDdpee  11, 
aeosq.:  Phillimoro  III  5§  111  sii  ;  Holland,  Prize  Law  §§  32  sq.;  derselbe,  War  p.  95: 
Oppenheim  II,  §§  224 sq.;  Pillot,  359;  Longaet  §§  140,  141.  —  HiCH  Art.  95—41;  duu 
A.  Zorn  199  ff.;  Mourer,  IIFK  U,  196  ff. 
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nsw.)  Sehats  gegen  feindliche  Behandlung  zugesichert;  durch  leUtexe  wird 

Personen  der  Zutritt  zu  Plätzen  des  Krie^feldes  gestatlei,  die  ohne  di^ 
Ermächtigung  bei  Gefahr  feindlicher  Behaiidlimj?  von  jenen  Personen  nicht 
betreten  werden  dürfen').  Perw)nen  erteilte  (jeleittibriefe  «reiten  nur  fiir  die 
im  Gelextsbrief  bezeichnete  Person  (eventaell  deren  gewöhnliche  Begleiter) 
imia'halb  bezeichneter  Groizen«  Der  Eänpfänger  des  Geleitobri^  ist  zur  Et*- 
lUlnng  der  ihm  voi^geseichneten  und  der  durch  die  Natur  der  Vergünstignngr 
gegebenen  Beditii^iin<^en  verpflichtet.  Sachen  erteiltes  Geleit  ist  an  diese 
selbst,  nicht  an  die  Pei-son  (die  geleitende  Person)  gebunden.  Die  militftnsche 
Begleitung  ist  in  beiden  Fällen  unverletzlich. 

II.  Gegenstand  der  Kapitulationsverträge  ist  die  Uebergabe  von  Festungen 
und  festen  Plätzen,  von  Armeen  oder  Truppenabteilungen  und  von  Schiffen. 
Der  gewöhnliche  Inhalt  der  Vereinbarung  betrifft  Zeitbestimmungen,  Be- 
dingungen, ferner  Bestimmungen  Uber  das  Eriegsmaterialy  den  Zustand,  in 
welchem  es  auszuliefem  ist,  über  die  Art  des  Abzugs  der  Besatzung,  die  Kriegs- 
gefangenschaft, die  Behandlung  der  Nichtkombattanten  usw.  Zum  Abschluß 
des  Vertrages  sind  in  der  Regel  die  militärischen  ]>etVhlshaber  ermächtigt; 
dereu  Kompetenz  beschrankt  sich  auf  militärische  Vereiubaiiingen  und  gilt 
nicht  für  politische  Dispositionen  (z.  B.  Gebietsabtretungeu  und  dergl.)  Art.  35 
stdit  bezüglich  der  Kapitulationen  zwei  OmnHsfttze  auf:  a)  die  Eapitalationea 
sollen  den  Forderungen  der  militärischen  Ehre  Bechnnng  tragen  und 
b)  einmal  abgeschlossen,  sollen  sie  von  beiden  Parteien  gewissenhaft  beobachtet 
werden. 

§  IhB.  Fortsetzung.  Waffenruhe  und  WatfenHtillstand^)  I.  Die 
Waffenruhe  wird  für  eine  bestimmte,  kurze  Frist  und  zu  einem  bestimmten 
Zwecke,  z.  B.  der  Auflesung  der  Verwundeten,  Beerdigung  der  Gefallenen, 
Abhaltung  einer  Leichenfeier  yereinbart.  Die  Vereinbarung  bedeutet  die 
Einstellung  der  Feindseligkeiten  (Sttq[taD8ion  d'armes).  Der  Waffenstill- 
stand dient  nicht  einem  bestimmten  und  vorübergehenden  Zwecke;  er  be- 
schränkt sich  nicht  auf  die  bloße  Ein^^tHlnno'  der  Feindseligkeiten:  er  bedeutet 
vielmehr  eine  Unterbi  cchnng  der  Krie».S(jiieialiünen  im  g'anzen  und  zwar  für 
längere  Zeit.  (Art.  3ü;.  Der  Waffenstillstaud  ist  entweder  ein  allgemeiner 
Ar  alle  Teile  des  Kriegsaehanplatases,  sftmtliche  Truppen  und  die  Verbilndeteo, 
oder  ein  besonderer,  wodurch  die  Eriegsoperationen  nur  innerhalb  eines 
bestimmten  Teiles  des  Kriegsschauplatzes  und  für  Teile  der  op^^nden  Armeen 
suspendiert  werden.  Der  Waffenstillstand  muß  in  aller  Form  und  rechtzeitig^ 
den  zuständigen  Behörden  und  den  Truppen  mitgeteilt  werden.  Sofort  nach 
Mitteilung  oder  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  siud  die  Feindseligkeiten 
einzustellen  (Art  38).  Es  ist  Sache  der  yertragschliefienden  Parteien,  in  den 

1)  Näheres  siehe  bei  Lueder,  HH  IV  S.  52S,  529;  Oppenheim  ü  §§  218 sq. 

2)  Lueder,  HH  IV  S.  531  ff.;  Bluntschli,  Völkerrecht  ^  ßSTff.j  v.  Martitz  s.  v. 
,Wafr«iMtiRBtaiidBy6rtilg«*  hi  Eotixmiimttt  Beditri«iUcoa;  Blvier,  PrineipM  H,  302  sq.; 
BonfiU  p.  124S8q.;  P  radicr-Foder^  VIT  p.  28S9  8q.;  Fiore  III  p.  1484  sq.:  Longuet 
tu  Uiaq.;  M«ringbac  230»q.:  Pille(  364m|.;  Holland,  War  p.  S7aq.;  Oppenheim  II 
H      «q«  —  FBr  das  gvitende  Recht  A.  Zorn  201fr.;  M«Dr«r  HFK  U  19». 
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BedinguQgen  des  Wattenstillstandes  festzusetzen,  welche  Beziehungen  sie  auf 
dem  Kriegszchauplal^  nnter  einander  nnd  mit  der  BerSlkerung  unterhalten 
können  (Art  39).  Der  allgemeine  Walfenstiltetand  dient  in  der  Begel  der 

Einleitung  der  Friedensverhandlungen. 

IL  Dieser  Umstand  liewirkt,  daß  dieser  Vertrag  in  der  Regel  von  den 
obersten  Organen  der  betfiiifften  Staaten  abfrejtchlos^jen  wird,  daher  im  Falle 
der  Verhandlungen  durch  Bevollmächtigte  ratitiziert  werden  muß;  ferner  bildet 
die  schriftliche  Form  der  Abschließung  die  Regel.  Fehlt  eine  genaue  Fest- 
setsnng  der  Rechte  mid  Pfliehten  der  Kontrahenten,  so  ist  die  Natur  der 
Sache  entscheidend;  hiemach  wftren  beide  Teile  snr  Erhaltung  des  statu» 
^no  verpflichtet.  Darin  liegt  nun  keineswegs  die  Forderung  absoluter 
Passivität  des  Verhaltens:  die  Fortdauer  des  Krieorszustandef?  und  <\\^  ^^ög- 
lichkeit  der  Wiederaiifnuhme  der  Krie^r^Kperationen  lasiseu  vielmehr  vmw  Heilie 
von  Handlungen  im  Interesse  der  Kriegführenden  als  erlaubt  erscheim  n,  z.  B. 
die  Einbernfiing  nnd  Einfibang  frischer  Streitkräfte^  die  Ausrüstung  von 
Schiffen,  die  Herstellung  von  Waffen  nnd  Manitlon  nsw.*)  Dem  Ermessen 
des  Belagernden  muß  es  vorbehalten  bleiben,  ob  und  in  welchem  Umfange 
die  Verproviantierun!?'  einer  belagerten  Festung  stattfinden  darf  In  der 
Praxis  wird  f^ewöhiilich  eine  sog.  Demarkationslinie  vereinbart:  sie  bezeichnet 
die  Grenze,  innerhalb  welcher  jeder  Kriegsteil  jene  Handlungen  vornehmen 
darf,  wäche  der  Gegner  im  Falle  des  Fortgangs  der  Feindseligkeiten  nicht 
hindern  konnte. 

III.  Streitig  war  die  Frage,  ob  im  Falle  des  Bruchs  des  Vertrages 
von  (l(.-r  cint'U  S^"ite  die  andere  sofort  die  Feindseligkeiten  wieder  er<iffnen 
dürfe,  oder  den  Vei  tra?  kündigen  niüsjie.  Für  ein  alisolutes  Küiidigungsgebot 
sind  keine  zureichenden  Gründe  vorhanden.  i)ic  1  iat,'e  ist  derzeit  durch 
Art.  40  entschieden;  eine  schwere  Verletzung  der  Bedingungen  des 
Waffenstillstands  gibt  der  anderen  Partei  das  Recht,  den  Waffenstillstand  zu 
händigen,  in  dringenden  Fällen  das  Recht,  die  Feindseligkeiten  wieder 
aufzunehmen.  Aufschlössen  ist  die  Wiederaufnahme  der  Operationen,  (unter 
der  Voranssetznnp:,  daß  niclit  die  den  Bruch  des  Wafferif^tillstandes  bildende 
Handlung  sofortige  Gegenwehr  nötig  maclitj  wenn  für  den  Fall  t- ines  Bruches 
des  Waffenstillstandes  eine  Strafe  vereinbart  worden  ist  —  Verletzungen 
des  Waffenstillstands  dorch  Angehörige  der  Kriegsparteien  und  Privatpersonen, 
die  ans  eigenem  Antriebe  handeln,  Terpfliditen  den  Staat,  d«i  Urheber  Aer 
Verletzung  zur  strafrechtlichen  Verantwortui^  zu  ziehen,  und  zum  Ersatz 
des  dem  Gegner  yerursacbten  Schadens  bezw.  zur  Rückgabe  des  Genommenen.^) 
Eine  Verletzung  des  Waffenstillstands  liegt  nicht  vor,  wenn  einzelne  Heeres- 
abteilungen niilitariscbe  Operationen  oder  sonstige  Kriegshand lungen  vor- 

t)  Tm  Einzelnen  lierrsclit  MeinunjjsvirsoliiedfnheU,  so  z.  B.  bezüglich  der  Frufro,  <il) 
feste  Plätze  durch  Aunban  oder  Auafüllong  gelegter  Brcflchea  ▼«cstirkt  werden  durfeu.  Für 
die  Vemedninig  der  Frage  die  Pnuds.  Vgl  im  gumn  Lueder.  RH  IV  S.  5Se,  537  und 
Anm.  32  ff.  zu  §  120. 

21  Art.  4!  <<pri(-lit  nnr  von  Priv.itpersoneii,  ist  aber  zweifellos  Aoch  auf  Aogehörige  der 
KriegBparteieu  zu  beziehen.   Miiiieres  hei  A.  Zorn  206. 
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nehmen,  weil  ilinen  der  Abschlnft  des  YertiageB  nocb  nicht  zur  Kenntnis  ge- 
kommen ist,-  dabei  wird  vorausgesetzt,  daß  die  Verzögerung  der  Mitteilung 
nicht  mala  fide  geschehen  ist.  Auch  in  derlei  Fällen  ist  der  vorige  Stand 
in  jeder  Beziehuufj:  wieder  herzustellen.  Loyalem  Verhalten  entspricht  e:^, 
wenn  eine  Heeresabteilung,  die  von  dem  Abschluß  des  Vertrages  Kenntnis 
hat,  dem  noch  nicht  informierten  Gegner  hiervon  Kenntnis  gibt 

IV.  Der  Walfonstillstand  kann  fflr  eine  bestimmte  Frist  oder  aof 
unbestimmte  Zeit  (auf  Widerrnf,  mit  oder  ohne  KQndignngsfrist)  abgeschlossen 
werden.  Kommt  es  im  ersteren  Falle  nicht  zum  Friedenssciiliiß,  so  entspricht 
es  liiimauer  Sitte,  daß  die  Kröffnun«^  der  Feindselicrkeiten  vorhei-  bekannt  ge- 
geben wird,  im  letzteren  Falle  kann  die  Eröffnung  der  Feiiidütjligkeiten  in 
jedem  Augenblicke  erfolgen,  es  ist  jedoch  der  Qegner  hiervon  in  Kenntnis  zn 
setzen*}  (Art.  36). 

§  187.  Besondere  Gmndsfttze  des  SeekriegsreelitB^).  Krfegsfeld, 

Kriegsniittol.  I.  Die  heute  von  den  zivilisierten  Staaten  anerkannten  Grand- 
sätze des  Kriegsrechts  linden  auch  aiil  den  Seekrieg  Anwendung.  Indessen 
weist  der  Seekriesr  dneh  einiere  Ei^i^eiitüniliehkeiten  auf.  die  teils  in  der  Natur 
der  Sache  liegen,  teils  als  eine  heute  noch  geltende  Abweichung  von  anerkannten 
Grundsätzen  des  Landkriegsrechts  erscheinen  und  ein  wichtiges  Objekt  einer 
endlich  durchgreifenden  Reform  desSeekriegsrechts  bilden.  In  ersterer  Bichtnng 
tritt  jene  Eigenart  hervor  bezfiglich  des  Kriegsfelds  and  der  Kriegs- 
m Ittel.  Als  Kriegsfeld  dienen  die  Eigentunisgewässer  der  Streittale  nnd 
das  offene  Meer  bis  an  die  Grenze  der  neutralen  Küsteiiirewäs'fjer.  der  neu- 
tralisierten Binnengewässer,  neutialisierteu  Meere,  Meerengen  und  Strom- 
mündungen. 

II.  Unter  den  Kriegsmitteln  des  Seekriegs  ist  das  wichtigste  die 
Kriegsflotte,  die  hente  einen  organische  Bestandteil  der  militärisch«i 

Machtmittel  des  Staats  bildet.  Durch  letzteren  Umstand  ist  im  Gegensatze 
zu  früheren  Epochen  die  ^Möo-üchkeit  gegeben,  dem  Seekries"  wenierstens  be- 
ziierlicli  der  Gestaltung  des  Kampfes  selb.st  den  Charakter  mil iiiirischer 
Operationen  der  beiderseitigen  otüziellen  Streitkräfte  im  Sinne  der  heutigen 
Aofhssung  des  Krieges  zu  sichern.  Allerdings  wird  der  Kri^iszweck  im 
Seekrieg  auch  heute  noch  nicht  bloß  durch  die  gegenseitigen  militsrischen 
Operationen  der  Kriegsflotten  der  beiden  Parteien  verfolgt:  Objekt  der  An- 
griffshandlungen ist  im  (Gegensätze  zum  Landkriege  auch  heute  noeh  das 
feindliche  Privateigentum,  die  ■\Veynalinie  und  Zerstörung  der  Objekte 
und  Mittel  des  Handels  der  Gegenpartei;  es  handelt  sich  den  beiden  Streit- 
teilen nicht  bloß  um  den  Sieg  im  Kriege,  sondern  vornehmlich  um  eine  be- 
dentsame  Schädigung  der  ökonomischen  Stellung  des  Gegners  im  Wettbewerb 

1)  Art.  4"  Brüsseler  Deklaration;  Art.  36  HKIt. 

21  (icffckcu  HH  IV  OlTff.:  Pcrcla  §  %;  Trarcis  Twiss  II  $  73;  Halleck  II 
gusq.;  BoufiU  p.  1268,  12iM8q.>  De»pa(^n«t,  Com»  p.  63Saq.;  Bivler»  Prindpw  II, 

:H2i>sq.;  Fiorc  III  p.  la'.t!^^"t  ;  Plllot  llSsq.)  Leroy,  La  guerrc  maritime  etc  f1«>i>i>); 
Hautefeuille  I  Itilüq.;  Urtolan  Albäric  Ituliu,  R.  VII,  256 sq.;  Travers 

Twi»9,  B.  XVI,  113*4.;  Oppenheim  II  i|  173 aq. 


^  j  .  -Li  by  Google 


$  1S7. 


Besondere  Graudsütze  des  Seekrieigsirecbts  etc. 


505 


der  Seemächte  auf  dem  Gebiete  des  Weltbandeis.  Dieser  speziüschen  Seite 
des  ErtogBiwee]»  im  Seekriege  dienen  hoite  dk  offizielloi  Kriegsmittel  der 
Staaten  —  die  Kriegsflotten  — ;  an  Her  (bis  sam  Znstandekommen  der  Pariser 

Seereclitsdeklaration  vom  Jahre  1856)  seit  dem  Uittelalter  nbUclien  Ver* 
Wendung  von  Privatpchiffen.  der  Kaper,  lialten  mir  wenige  Staatpn')  noch  fest. 

Diese  Staaten  hielten,  von  dem  geschichtUchcn  Zusammeubaug  der  Kaperei  mit  der 
BelumdliiDfr  des  fehidlichca  PriyateigeotamB  al«  An^ffsobjokt  im  Sedkriege  ausgebend,  den 
Venidit  auf  die  Kaperei  nur  al»  Folge  der  Anerkennung  der  Freiheit  des  feindlichen  Privat- 
eigentums für  möglieh.    Indessen,  gerade  dieser  Kardinalpunkt  der  Reform  dea  Seckriegsrecht» 
wurde  bei  der  Vereinbarung  der  Seerecbtsdeklaration  gar  nicht  berfthrt ;  man  beschränkte  sich 
auf  Reformen,  die  durch  die  Rücksicht  auf  die  Jntcresacn  der  Neutralen  geboten  waren. 
Echitlt  also  das  Seekriegsrecht  seinen  vom  r.andkru'frsn'clit  abweicbentlen  Charaktpr.  so  erklSirt 
aicb  die  ablehnende  liaituag  jener  .Staaten  bezüglicii  der  Abschaffung  der  Kaperei,  da  mau 
dieM  EinriditimK  iiiiiii«riiiii  als  das  Hittiel  ansah,  die  Qmraliii|{liehea  offhdeUen  Seestreitkiift» 
in  einen)  eventuellen  Kampfe  mit  Staaten,  die  über  starke  Kriegsflotten  serffifrcn.  zn  vcr- 
Btärken.-J  Immerhin  bedeutet  der  Vensicht  der  meisten  Staaten  auf  die  Kaperei  im  Hinblick 
auf  dte  vtelfaehen  MUtbrihiebe  und  Belistigungcn  des  neatralen  Handefs,  die  mit  dieser  Eto- 
ricbtung  verbunden  waren,  einen  bedeutaamcn  Fortschritt   Der  geschichtliche  Ursprung  der 
Einrichtung  selbst  fällt  iu  jene  Epoche,  in  welcher  der  Mangel  einer  kräftigen  Schutzgewalt 
dcä  Staates  dem  einzelnen  das  Recht  der  Selbsthilfe  in  gröUtem  Maße  offen  ließ  und  ihm 
gestattet  war,  selbständig  fQr  die  von  einem  auswärtigen  Staat  oder  fremden  Untertanen  ver- 
ur?acliten  Beschäiligungoi  mid  Beleidi^mif^en  Srhaikiiprsatz  und  Oenugtuimg  sit  Ii  zu  vorschaffen. 
So  wnnlc  es  übUch,  daß  Private  gegen  Untertanen  anderer  Staaten  selbst  im  Frietlen  furmUche 
Beotesflge  (euraiis)  unternahmen.   Der  Hangel  JegHcfaer  stsailteher  SeepoUzei  nStlgte  fHe 
Privaten,  sich  selbst  k'CS''''i  ^^fr-ranh  r.n  pcliützcu  —  rin  r''instan(1.  clor  die  F.nrwieklung  der 
Piivatütreitkräfte  zur  See  wesentlich  förderte.  Bei  Ausbruch  eines  Krieges  eröffnoteu  die 
Kaper  aacfa  olme  Auftrag  der  Kriegffibrenden  die  Aktion  gegen  das  felndHehe  Privateigentom. 
Übergriffe  aller  Art,  insbesondere  da»  feindliche  Vorgehen  auch  gegen  Neutrale  bewirkten  in 
der  Zelt,  als  die  Staaten  selbst  die  Kaper  zur  Ergänzung  der  eigenen  Streitkräfte  benutzten, 
daß  die  Kaperei  nur  i;«  r;eii  kcm  issc  Bürgschaften  und  auf  Grund  einer  Konzession  (lettre  de 
marque,  licentia  marchandii  betrieben  werden  durfte.    Vielfach  wurde  in  I-andesgesetzen  eine 
rechtliche  Regelnng  dieser  Einriclitmi^'^  ^^esdiafren,  insbesondere  trollte  ulier  jede  Prise  durch 
prisengcrichtliche»  Urteil  entschieden  werden.   Allein,  alle  Vcrauche  der  Verhütung  von  MiÜ- 
briladien  hatten  nur  geringen  praktisdien  Erfolg.  Nicht  wenig  trog  die  Bektmirfnng  des 
Handels  des  f'eirners  —  dieser  spezifische  Zweck  de»  Seekrierrs  —  dazu  hei,  daß  die  Kricg- 
fiUirendcn  Ausschreitungen  der  Kaper  stillachweigend  duldeten,  ja  selbst  positiv  förderton: 
anderBeits  stellten  sidi  dem  guten  Willen  der  Staaten,  eine  wirksame  Kontrolle  des  Verhaltens 
der  Kaper  zu  üben,  oft  praktische  Hindernisse  entgegen.   Bessere  Einsicht  in  die  rechtlichen 
Grundlagen  des  Kriegsrecbts,  Zweifel  an  der  Rechtmäßigkeit  der  Unfreiheit  des  Privateigentums 
im  Seekriege,  vornehmlich  aber  die  Scheu  vor  einer  Reaktion  der  Neutralen  gegen  die  rüclc- 
uehtalose  Anwendung  des  tMdttioncllen  Seekri^rechts  führten  in  einzelnen  Verträgen  zum 
Verzicht  auf  die  Ilitedunir  von  Kaitcrhrirfen  ^)  und  zu  Versuchen,  die  Mächte  für  eine  all- 
gemeine Abolition  der  Kaperei  und  Anerkennung  des  Grundsatzes  der  Uuvcrletzlichkeit  des 
Privateigentums  sn  gewinnen.*)  Allein,  in  den  Kriegen  am  I^de  des  IS.  Jahrlranderta  bis 

1)  Der  Deklaration  waren  nicht  beigetreten:  die  Nordamerikanisdie  Union,  Spani^, 
Mexiko,  Venesnela,  Nen-Graaada,  Bollvto,  Umguay.  -  Spanien  und  Mexiko  sind  1907 
beigetreten.         2)  Vgl.  meine  Al>h.  im  .Talirb.  d.  o.  R.  I.  IrtSff. 

3)  Schweden-Holland  lt>T5,  Rußland-Türkei  1667—1674.  Ferner  kommt  auch  hier  in 
Betracht  der  berühmte  Vertrag  zwischen  Preußen  und  der  nordamcrikaniseben  Union  VOM 
Jahic  iTs  ,  (Art  23  —  Martens,  Ree.  IV  p.4T).  Dieser  Veitmg ericcnnt audi  den GmndsstK 
der  Unverletzlichkeit  de?  l'ii\  ateifrentums  an. 

4)  Anb-age  des  Deputierten  Kersaint  i.  d.  franz.  legisl.  Versammlung  1T92. 
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ziini  J:ilirc  l"?!*)  wurde  von  der  Kaperei  ein  i-biTiso  intonsivfi-  wie  willkürlichiT  (Jebrauch 
gemacht.  Ein  Fortachritt  ist  für  das  19.  Jftbrimadert  lediglich  in  der  Kicbtung  zu  verzcicbneo, 
daB  udi  eine  Snmme  von  Reohtsregehi  ttber  die  Verwendung  und  das  TerlMlteii  der  Kaper 
ausgebildet  hat  ^)  uüd  die  Erteihm^  von  Kaperbriefen  lu-i  den  europäischen  Großmächten  adt 
1615  außer  Übung  kam.  Diese  Praxis  wurde  in  dor  oben  hespnidienoii  Sccrcchtsileklanition 
vom  Jabru  1S56  von  der  überwiegenden  iMehn^ahl  der  Mächte  durch  fünuliclie  Abuiitiuu  der 
Kapere!  so  ebem  Oiuadtats  dea  heotigeii  Seakrieganchta  «riioben. 

III.  Die  Beseitigung  der  Kaperei  leg^e  Zither  den  Gedanken  nahe,  eine 
Verstärkung  der  offiziellen  Seestreitkräfte  in  einer  den  Grundsatz 
der  Abschaffung'  der  Kapei-^-i  nmfrchenden  Weise  herbeizuführen.  Keine 

T^mgehuug  des  Verbots  der  Kaperei  liegt  in  der  Einrichtung  der  frt^i willigen 
Flotten,  wenn  dieBeteiligung  solcher  PrivatisciiiÜe  außer  der  staatlicliea 
Aatorisation  sadi  auf  militärischer  Organisation  berahty  derlei 
Schiffe  also  der  offiziellen  Flotte  eingereiht  sind  und  sie  ihre  rechlliche  Stellnng 
nicht  wUlkllrlieh  wechseln  >). 

Das  Bedürfnis  eventaeller  Verstärkung  der  Seestrdtkrftfte  kam  aber  in 
üf^iierer  Zeit  noch  darin  zum  Ausdruck,  daß  einzelne  Mächte  (Frankreii  Ii. 
England  1887,  die  nordanierikanische  Union  u.  a.)-«j  mit  betreffenden  Schiff- 
fahrtsge-sellschafteu  Abkommen  über  die  Einreibung  von  ScliiÜ'en  der  Handels- 
marine, ja  selbst  ftber  die  bauliche  Anlage  solche'  SehÜB  für  die  ev^itaellA 
Umwandlung  in  KriegsschiifiB,  getroffen  haben.  An  diese  Erscheinungen  der 
Praxis  hat  die  HK  1907  zum  Zwecke  tax  Regelung  dieser  Frage  an- 
geknüpft. Das  Recht  der  Kriegfülnenden  znr  Kinreihung  von  Schiffen  der 
Handelfiüiarine  in  die  Kriegsflotte  wuide  allseitig  anerkannt.  Bezüglich  der 
Bedingungen  der  Anwendung  dieser  Maßregel  handelte  es  sich  vornehm- 
lich um  Kautelen,  welche  die  neutrale  Schiffahrt  vor  Überraschungen  bewahren 
nnd  die  defiihr  des  Wiederanflebens  der  Kaperei  verhüten.  So  f&hrten  die  ein« 
schUgigen  Erwlgnng«!  znr  Erörterung  d»*  Frage  nadi  dem  Orte  der  Um« 
wandlang  von  Handelsschiffen  in  Kriegsschiffe,  insbesondere  der  Frage,  ob 
die  Umwandlung  nur  in  den  nationalen  oder  okkupierten  H&feu  der  Krieg- 
ffthrendeu  oder  auch  auf  hohe i»  See  sich  vollziehen  düile^i. 

1)  Siehe  die  Üb  i  i  1  •  dieser  Hc-eln  bei  (U'ffcken,  HIl  IV  P.  r,r,T,  058;  Lero.v,  1.  c 

2)  Im  rasaisch-Japanischca  Kii(^  hatten  ..zwei  jächiffe  (aPctcraburg'*  und  «ämolcnRk") 
der  im  Schwamen  Meere  atatloiderteB  madaciieQ  fMwIlKgeii  Flotte  unter  ihrer  Handelaf  lagge 
die  Dardandlen  und  den  HueaiEaiial  passiert  und  »ich  hierauf  durch  Hisaung  der  rusaisclieu 
Kriegaflagge  in  Kriegsschiffe  x'crwandclt;  alsbald  wurde  \  uii  einem  der  beiden  Schiffe  der 
englische  Dampfer  „Malacca"  wegen  Verdachts  der  Zufuhr  von  Koutrebande  angehalten 
und  nadi  Libaa  eakortiert.  Anf  Reidaoiation  ISni^auds  wurde  daa  Sdiilf  fkeigagebeii  und  die 
rust^ische  Regierung  verffl^,  daA  jene  betdm  Schiffe  nicht  weiter  ala  Knaaer  in  Aktkm 
treten  durften. 

S)  Vgl.  Dupuis,  Lo  droit  de  la  ffnerre  maritinie  d'aprto  lee  doctrinea  Anglalaea  con- 

tamporaines  {W.ww  Nr. 

4)  Ci«!g«Q  die  Umwandlung  auf  bober  See  wurde  (von  England,  Holland)  gdteod  ge- 
macht, daB  ea  rieh  nm  einen  Hoheitaakt  bandelt^  der  auf  hoher  See  unznläsaig  sei  nnd  dafi 
Überraschungen  der  Neutralen  uiclit  zu  remieidcn  wären;  anderseits  wurde  (seitens  DeatBch« 
lanils,  Österreich- L'n^m«  Frankreicbn  iiiid  I'uCIaiulsi  i^oltend  gemacht,  daß  derlei  Hoheitsakte 
den  Dationalcn  •Schiffen  gegenüber  auch  auf  iiuher  i<ec  zulüaaig  seien  und  die  Interessen  der 
Nentialen  dnrdi  aoi^gfUttge  FornoUeninf;  der  Kanteien  gesdiOtzt  werden  könnten. 
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Die  Bestimmungen  des  Abkommens  >}  über  die  Umwandlung  von  Kauf- 
fahrteischiffen ift  l^cfsaefaiffe  (VII)  verfolgen  einen  doppelten  Zweck:  Es  soll 
in  erster  Beihe  eine  Geivfthr  dafftr  g^ben  werden,  daft  die  in  die  Kriegs- 
flotte eingereihten  Handelsschiffe  die  militärische  Ordnung  und  Disziplin  be- 
obachten und  bei  ihren  Unternehmongen  die  Gesetse  und  Gewohnheiten  des 
Krieges  befolgen-). 

IV.  Die  Augrifis-  bezw.  Verteidigungsmittel  im  Seekrieg  bestehen  heute 
vornehmlich  in  der  Verwendung  der  Schiffsgeschtttze,  der  Torpedo- 
boote nnd  je  nach  Lage  der  ümstftnde  im  Rammen  des  gegnerischen 
Schiffes.  Die  Beschießung  feindlicher  Kriegsschifie  kann  auch  dnreh  die 
Küstenbatterien  bewirkt  werden.  Der  Zweck  der  Beschießung  von  Kriegs- 
schiffen ist  die  Wejsfiiahme  oder  diM  TTnbraiiclibannachung,  eventuell  Zerr^tfirun^. 
Im  Falle  der  Wegnahme  werden  die  Ofti/icre  nnd  die  Beinannnnf^  krieg:s- 
gefangen;  humane  Sitte  gebietet  die  KulLuug  der  Scliitf brüchigen  in  Fällen 
des  fflnkens  des  SehüFes.  Gegenüber  feindlichen  HandelsschilflBn  wird  im  Hin- 
blick anf  die  eventnelle  Konfiskation  von  Schiff  nnd  Ladung  regelmäßig  nnr 
von  der  Besehießnng  Qebranch  gemacht  werden,  nm  die  Beschlagnahme  zu 
bewirken. 

V.  Die  erwähnten  Angriffs-  und  Verteidio'un<;smittel  werden  ihre  Wirk- 
samkeit innerhalb  des  verhältnismäßig  engen  Kauiiie.s  der  konkreten  Anwendung 
gegen  den  Intimen  Gegner  nnd  die  legitinimi  Objekte  ftnßem,  daher  regel- 
mäßig die  Interessen  der  Neutralen  nicht  gefährden.  Dag^n  ist  dne  solche 
Gefahr  mit  dem  seit  der  Mitte  des  1 0.  Jahrhunderts  gebraachten  nnd  als  xn- 
lässig  anerkannten  neuen  Kriegsmittel  der  Legung  von  Seeminen  zweifellos 
verbunden.  Kin  Gleiches  ist  von  den  Torpedos  zu  sa^en,  wenn  sie  nicht 
unschädlich  werden,  nachdem  sie  ihr  Ziel  verfehlt  haben. 

Die  ▼Alkerreebtliehe  Znltaigfceit  der  VerwenduDK  von  Hfneb*)  In  GewÜMeni,  in 
denen  die  Hechte  und  Interessen  der  Neutralen  mit  jenen  der  Kriegfrihrenden  nicht  konkurrieren, 
kann  natürlich  nicht  bezweifelt  werden.  Es  künntc  daher  j-treiipe  genommen  die  Freiheit  der 
Mineiilcgung  nur  in  den  EigcngcwSssern  der  Kriegf&hrendtiu  zugestanden  wcrdoi,  wugegon 
Mf  bober  See  and  in  den  DnidiiahrtetraBen  dee  KfiBtenmeem  die  Verwendung  dicaee  Krien»* 

i|  Text  im  Deatschon  WeiBbuch  Qber  die  HK  1907,  Anlage  9. 

2J  Die  rechtliche  ätellung  solcher  Schiffe  als  Kriegsschiffe  ist  bedingt  durch  die  t.'nter- 
ordnun^  unter  den  (iirrkton  Befehl,  die  unmittelbare  Aufsicht  und  die  Vcrantwortliclikeit  der 
kriegf üb  1  enden  Maciii.  Der  Ücifeblshabcr  muß  im  Staatsdienste  stehen  und  vun  dci  ^u^itiiu- 
digcn  Staatsgewalt  aatoriaieft  tefn;  «ein  Käme  mvfi  tn  derfbugUate  der  Kiiegiimarine  stehen. 
Die  Mannschaft  ist  den  Eegeln  dor  niilitSlrischen  Disziplin  nntorworfcn.  —  Es  muß  femer 
die  Tatsache  der  Eiureibiing  äußerlich  erkennbar  sein  und  in  bestimmter  Form  zur  aligemeinen 
Kenntnis  i^bradbt  weiden.  Das  Schiff  mnfi  die  lufleren  Abieidien  der  Eriegmebiffe  «rines 
Heimalsstaatcs  tragen.  Dor  Kriegführende  muß  die  Umwandlung  mögliehst  bald  auf  der 
Liüte  8«iner  Krieifncfaiffe  vermerken.  Die  Bestimmungen  des  Abkommens  finden  nur  zwischen 
dtti  Vertragemlditen  Anwendung  und  nur  dann,  wenn  die  Kriegführenden  sämtlich  Vertrags- 
pettelen  sind. 

3»  Zur  rf"Tiiii>olopc  ist  zu  hcnicikpn,  daß  ursprünglich  der  Ausdruck  Torpedo  (tnrpille) 
gebraucht  wuiUü  und  auch  heute  noch  in  FranJureidi  (torpille  fixe  und  mobile)  gebrauclit  wird. 
Die  EntwieUnng  der  Technik  führte  aber  rar  Untendieidnng  v<ni  1\>rped(»  als  Angriffswaffe 
und  Seemino  ah  Verteidlfniiganiittel  nnd  der  verschiedenea  Benelchnang  (wie  inDentscbland  und 
Oesterreich-  Ungarn). 


Digitized  by  Google 


508 


Acbu»  Buch.  Die  inicni.  Streitigkeiten  n.  deren  Erledigung  etc. 


f  IST. 


mtttelB  als  nnzolÜBBii^  endirint  Indessen,  di«  Frage  nach  dem  ümfang  der  ZuliMigkeit  dieacs 

Kriegsmittcls  löst  sich  von  dieser  örtlichen  Unterscheidung  ab  und  komplixifirt  sich  in  mehr- 
facher Richtung.  Ist  die  Anwendung  von  Tori)edos  als  Augiiffswnffc  in  offener  See  zidässig. 
so  wirfl  die  Venvendiing  von  nntersecisclien  Minen  in  offener  See  nicht  schlechthin  abgelehnt 
werden  können,  denn  die  offene  See  dient  als  Operationsfeld  im  Seekrieg  und  die  fn  den 
Eigeugewilsseiii  bci^imiende  Operation  kann  in  die  offene  ?cc  nKs^Tflchnt  werden.  Die 
konkurrierenden  Interessen  der  Neutralen  gebieten  jedoch  Vorsichten  und  schaffen  rechtliche 
Verantwortlichkeit  für  venirsachten  Schaden.  Anck  die  Verwendung  Ton  Minen  in  den  ßgen- 
prwäis.-icrn  koiiip5i/,icrt  die  Pi  -t^c  und  ^wnr  vor  allem  im  Hinbhck  auf  die  Freiheit  (U'<  Veikchra 
der  Aogchurigoa  neutraler  Staaten  mit  den  beiden  Kriegsteilen.  Im  ganzen  gewinnt  aber 
sofort  ^e  tedinische  Verschiedenheit  der  Minen  Bedentnng.  Unpi-ünglich  (Verteidigung  des 
Kieler  Hafena  i.  ,1.  184S  dun-h  Walter  Siemens)  wurden  unterseeische  Minen  venrendet:, 
die  vom  üfcr  aue  (mittelst  galvanischen  Stromes)  in  T.ntigkeit  vcr^tfzt  erden  konnten:  «o^. 
abhängige  oder  ßeobachtungsminen,  deren  Verwendung'  .%o  ciiigericiitci  werilcu  kann, 
daß  die  Wirkung  der  netonatifl«  nor  an  dem  feindlidien  Objekt  eintritt  und  —  wenigetena 
regeluiußifj  eine  Gefahr  für  nentnile  hlffc  vermieden  wei^den  k:inn.  Seither  f.nirlen  aber 
auch  sog.  uuabhilugigc  oder  Koutnktmincn  Verwendung,  die  »ich  »elhi^ttatig  entzüod^, 
aobald  ein  Sdiiff  gegen  sie  atSitt.  INeae  Kontaktminen  werden  entweder  als  Treibminen 
(mincs  flottantesi ii  n  veranke  r  t  •  sellisittätige  Kontaktmineii  oder  als  verankerte  Kontakt- 
minen vcrHcudct.  Die  Gefabren  für  die  Schiffahrt  entstehen  im  hödisteu  Maße  infolge  der 
Legung  von  Treibminen  in  offener  See  nnd  Eigeogowiaaem,  da  ihre  Terbeerende  Wirksamkeit 
wciler  in  örtlicher  noch  in  zeitlicher  Beziehung  bereehiet  and  beherrscht  werden  kann;  cüc 
gleielip  Gefahr  entsteht  aber  auch  dureh  die  Lrjninic  verankerter  Minen,  die  sich  infolge  der 
(Einwirkung  von  Wind  und  Wellen  von  iiirem  Stutzpunkt  loslösen  und  in  offener  See  als 
Trribminen  Unheil  vemraadien  können.  Es  ist  daher  im  Hinblick  auf  die  Freiheit  der  offenen 
See  bezw.  das  allen  Nationen  zustehende  Becbt  der  Ben-it7.nni:  flieses  alltrcnicinen  Verkehrs- 
gebietes  unumgänglich  notwendig,  daß  das  Recht  der  Kriegführenden,  von  derld  Kriegsmittdn 
Gebraud)  m  machen,  eine  rechtllehe  Beaehrlnknng  erfahre.  Die  Meinungen  gehen  alle^- 
dinfj-'  ^tark  aur-einandi  i .  F-inige  wollen  das  Legen  von  Minen  in  offener  See  den  Kriegführenden 
ohne  Einseiiriinkung  einräumen  *) ;  sie  gehen  inabeeondore  davon  aus,  daß  die  offene  See  aom 
Kriegsschauplata  im  Seekriege  gehört  Andere  berücksichtigen  die  Gefahr  für  die  neotrale 
Schiffahrt  glauben  aber  trotzdem  ein  Verbot  des  Legens  von  Minen  in  offener  See  nicht  be- 
fürworten 7M  können.  Andere  enrflieli  s|ire(  hen  sich  für  ein  derartiges  ^'(>|•llot  riu  klialtlos  aus')- 
In  der  lut  wäre  bei  m-hrankenloser  /ailüssigkeit  der  L(^uug  von  Minen  die  Freiheit  des 
Meeres  nk^ht  bloß  wibreod  des  Krieges,  aondem  audi  nach  desaen  Beendigung  durchana 
prekär,  da  derlei  unsii-htbrire  Minen  regelnifiRicr  nfelit  nnseliilitlirh  peinarfit  werden  können, 
femer  beschränkt  sich  die  Gefahr  nicht  auf  den  Teil  der  offenen  See,  wo  die  Operationen 
atnttfmden,  da  deriei  Minen  in  den  entferntesten  Teilen  des  Meeree  «nftaneben  kennen.  Data 
kommt  eine  TJeliie  von  Argumenten,  die  aus  dem  Umstände  abzuleiten  sind,  daß  der  Krieg 
ein  Äasaabuiezuätaod  ist,  daher  der  Schutz  der  Neutralcu  in  erhöhtem  Maße  Berücksichtigung 
finden  muH.  —  Die  Frage  ist  jedoch  von  gleicher  Widibgkeit  anch  für  die  Anwradnng 
aolefaer  Mittel  in  den  Eigeogewftaaern  der  Kriegführenden  nnd  der  Nentrnlen; 

1)  Solche  wurden  im  nordam.  Seaeaalonakfieg  vorwendet 

2)  Si)  Schiicking  Z.  XVJ»  121,  y.Llsst  §40,1;  LIepmsiiD,  flealgmbe  cum  XXVUL 

D.  Juristentag  \i<i  ff. 

ii)  So  u.  a.  Holland,  Maritime  War  7,S;  Lawrence,  War  und  Neutraiity  iu  lar  East 
(1M4)  aq.;  Nys  Ol,  S5ft  aq.;  Oppenheim  I,  f  182  (s.  auch  deasen  Vorsdilige  1.  c  p.  192k 
V.  Mnrtitz  in  s.  lief.  In  der  Session  der  Intern,  l^aw  Association  (Berlind  erklärt  c*  für 
völkerrechtswidrig  „Soeminen  auszuwerfen,  welche  geeignet  sind,  auch  außerhalb  des  maritimen 
Kampffeldea  und  außer  der  Kampfzeit  die  Schiffahrt  zu  aciiidigen  und  zu  hemmen.** 
V.  Martitz  kommt  zu  dem  Schlufie,  daß  insbesondere  Treibminen  aus  den  Krie<r>;niitteln  des 
Seekriegs  auszuschließen  sind  (ä.  61  de»  Bef.<,  wobei  aber  auf  die  technische  Möglichkeit, 
solche  Minen  binnen  l)efttimmbarer  Zeit  unsdiüdlidi  an  madieni  BBdci^t  zu  nehmen  wlre. 
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letiterM  kann  dU  Vensldigiwf  ihier  Iiig«iig«wbaer  dnioh  LtffoiiK  von  HineD  nicht  venagt 
soiD  —  naoMntlioh  wenn  adi  die  fetndUdiea  Operatjonen  In  d«T  Mibe  de«  nentnlen  Gebiets 
nbwicketo. 

Der  Regelung  dteear  Materie  dnich  die  HK  IMT  waren  die  VeriumdlwigeQ  des  Ineti- 
tuts  für  intcriuUioaalea  BeiAt  iQent  1906)     und  jene  der  International  Law  Assodation 

(Berlin  190')*)  vorausgegang^on  und  hatten  r.in  Klämn;^  dur  Sacht'  wtsentluh  hcigctrafren. 
Die  Ergebois&e  der  VerfaandUingoo  der  IlK  niud  in  dem  Abkuiumeu  Vlil  iiicdi-rgciegt  I>aa 
AUcommen*)  dianktcrisiert  sicli  vur  ollem  dadurdi,  daß  die  ZoliMiglceit  der  Venrendnng 
Ton  Minon  auf  deirn  tci  Imiache  Beschaffenheit  abgestellt  ist;  t"?  dürfen  naiiilit  h  nur  solche 
Minen  (und  Torpedos)  verwendet  werden,  die  vonnOge  ilircr  Konstruktion  nach  ibxer  kon- 
kreten Verwendung  uoadiidiidi  werden.  DemgenU  dttifeo  (in  ofifener  See  nnd  K1iBten> 
gewSssem)  auch  unverankertc  scllisttritipc  Koutaktminen  (sog.  Treibminen  i  verw  endet  w  erden, 
wenn  sie  so  eiogeiichtet  und,  dafi  sie  »päteeteoe  eine  Btuade,  aacbdem  der  sie  Legeado  die 
Anflicht  aber  ne  verloien  hat,  wncMldHeh  werden;  ferner  dürfen  vemnkerte  aelbettitig«  Keo- 
taktndnen  verwendet  werden,  wenn  sie  uniohidlich  werden,  sobald  sie  eidi  von  ihrer  Ver- 
ankerung losgPitÄsen  haben;  cndiiel:  dürfen  nur  poklic  Torpedos  verwendet  werden,  die  nii- 
echüdlich  werden,  nacliduui  »ie  iiir  Ziel  verfehlt  haben  «Alt.  U.  Da^  Abkuiumeu  seUt  ^ho 
voraus,  daß  die  Vertragsmiebte  Im  Kri^falle  nar  Minen  bezw.  Torpedos  von  bestimmter 
technischer  Beschaffenheit  verwenden;  in  Art.  6  veriifliehfen  sich  die  Vertragsinrichte,  die  noch 
nicht  über  Minen  der  bezeichneten  Art  verfugen,  ihr  Mineomaterial  möglichst  bald  umzu- 
geatalteo,  damit  ee  den  Votsehriften  des  Art  !  entspricht  Hiemaeh  hängt  —  praktiadi  be- 
trachtet —  die  unberechenbare  (lefalir,  welche  Treibminen  und  losgelöste  Minen  s  enirsaehen 
können,  durchaus  von  dcroo  technischer  Beschaff enbeit  ab;  das  aiieolute  Verbot  der  Treib- 
minen in  offener  See  und  in  Eigengewisaem  ist  nidit  anerkannt  —  Von  diesem  Kiieganittel 
darf  nur  zu  militärischen  Zwecken  Gebrauch  gemacht  worden;  Art.  2  statuictt  zum  Schatze 
der  F'reiheit  des  Handels  Jas  Verbot  der  MInenle;,'un^  vor  den  KQJten  USÜ  Häfen  det  Oegnera 
zu  dem  alloiuigeu  Zweck  der  Uulerbiuduug  der  liaudelsschiffahrt. 

AnBer  diesen  Bestimmungen  dienen  der  Sicherheit  der  Schiffahrt  noch  besondwe 
Vorschriften,  die  im  ganzen  eine  gleichmäßige  Walirnn^^'  der  Interessen  der  Krie^rrdirenden 
und  der  Neutraleu  bezwecken:  a)  £e  sind  bei  der  L«guug  verankerter  selbsttätiger  Koatakt- 
ninen  alle  möglidien  VorsiditamaBregeln  ni  treffen;  b)  diese  Minen  sollen  nadi  Ablnnf  dnoa 
begrenzten  Zeitraums,  uiisdiädlich  -(emaclit  werden;  ci  falls  die  Überwachung  aufhört,  sind  die 
gefähiüchen  Gogeadon  den  Schiffabrtski-eisen,  sobald  es  die  milit&riacben  Rücksichten  ge- 
statten, duidi  ^e  Bekanntmachung  zu  beMicbneu,  die  audi  den  Begieningen  nuf  diplomaF 
tischem  Wege  mitzuteilen  ist.  Ebenso  hat  die  neutrale  Madit  in  derlei  PSUen  voisngehen 
(Art.  3.  4i;  d   nach  I!  i  ndi^cuni:  des  Krie<jfs»  sind  die  Minen  zu  beseitigen  (Art.  5:. 

Unter  die»eu  ivautuieu  besitzt  die  Pflicht  zur  iudividuelleu  und  dtpluuiatiHchen  Noti- 
fikation besondere  Wichtigkeit,  inalieeondere  fttr  ^  fVage  der  Haftnng  für  den  dnnli 


1)  Auf  tirund  eines  cingeheDdeu  Berichts  von  Kobedgy  gelangte  man  su  folgenden 
Beacblilseen  (Annomre  XXI,  p.  9»  sq.  SSO  sq.):  1.  Die  Legung  von  Minen  in  offener  See  ist 

Bt'hieehlhiu  verboten.  2.  Die  Kricf^ffdirenden  dürfen  in  ihren  EigengewäsAeru  und  in  jeueu 
des  Gegners  Minen  legen  —  mit  Ausnahme  von  Treibminen  und  soiehen  verankerten  Minen, 
die  nach  dar  ISrannung  von  ihrem  Stützpunkt  eine  Glefalir  fOr  die  Schiffahrt  anBerimlb  der 
Bgengewlsaer  eru>ugen  könnten.  3.  Dieselbe  ßnschränkung  wird  auch  für  die  Noutmten 
anerkannt,  wenn  sie  in  ihrem  Sce^'ebiet  Minen  zum  Schutze  ihrer  Neutnditat  zu  legen  ver- 
anlagt wären.  l>agegeu  sollen  die  Neutralen  Verbindungsstraßen  mit  der  offenen  See  nicht 
mit  Minen  apetren  dflifeo.  4.  Kiieftülinnde  nnd  Nentnde  dod  lur  Notiftkation  der  Minen- 
spt  rrc  verpflichtet.  5.  Die  Verietmog  dieser  Bcgeüi  begründet  reditliebe  Verantwortlichkeit 
für  den  betreffenden  Staat 

2)  S.  das  Ergebnis  des  Berichts  von  v.  Marti  ts  a.  a.  0.  T4ff. 

3)  Die  Grundlage  bildete  der  ausgezeichnete  Bericht  des  griechischen  Tieiegierten  Streit. 
•Ii  Gültig  vom  60,  Tage  nach  dem  Tage  der  ersten  lünteriegung  von  Batifikatioos- 

urkunden  für  die  Dauer  von  7  Jahren. 
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AcbtM  Bodi.  Die  intero.  Streiligkeiteii  «.  deren  ßrlediKimg  eb*. 
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Wocnle/^ung'  vcnnsarhtcn  Schaden.  Das  neutrale  Schiff,  das  die  erfolgte  Warnang  nicht  be- 
achtend, wissentlich  oder  fahriiasig  üch  in  ein  mit  onterBeoisefaen  Minen  geeperrtes  Seegebiet 
begibt,  handelt  Mf  eigene  QMa;  ebe  HafHm^  dee  Krieprnhvenden  tot  «m^oMmtm.  Wte 
die  Warnung:  tabi^esehen  von  dor  allgemeinen  diplomatischen  Xittifikationi  erfolfrte  (dnnh 
Signale,  Geleit  durch  das  Minenfeld,  Bekanntmaclinng  in  den  benachbarten  oder  d^n  uu  dem 
Verkehr  in  dem  betreffenden  Seegebiet  beeonders  interesaierten  Seeplätzen  u.i.w.i,  ht  grlclch- 
gültig;  das  eigene  Vorschnlden  dee  Nentralen  tchließt  die  Haftung  aus.  Aiidorsciu<  wird  in 
allen  Fällen  der  Vorlclziniijf  der  vorgezeichneton  Kautelen  volle  Verantwortlichkeit  des  Ktieg- 
fdbrendeu  nach  den  im  Völkerrecht  anerkannten  Grandsätzea  des  Schadenersatzes  gegeben 
«ein.  Dnbei  tot  aber  m  bendteen.  daS  Im  IHnbUck  ianf  die  «rb(ifattn  Qelüiren,  die  mit  der 
Verwendung  eines  so  außerordentlichen,  in  seiner  Wirksamkeit  nur  schwer  bercehenbaren 
KriegsnütteLs  verbanden  sind,  die  Uaftuog  nicht  auf  die  Fälle  der  Verschuldung  beaduinfct 
weiden  Icann;  rie  wird  vfelmdir  im  Sinne  des  beute  fUr  analoge  YerblltBisee  anwiciattten 
objektiven  Schadoner&atzprinzips  auch  auf  die  Fälle  ordnung^mäBiger  Verwendung 
des  Kriegsmittels  auszudehnen  sein.  Ks  wird  daher  die  Haftung  durch  Berufung  anf 
höhere  Gewalt  (z.  B.  im  Falle  der  Loslösung  einer  verankerton  Mine  infolge  von  Sturm  otw.) 
nidit  abgelehnt  wtfden  IcÖnnen. ')  Dieselbe  Haftpflicht  trifft  die  neutralen  Staaten,  die  von 
der  MiiipnsjMTre  (TpbniHch  gemacht  haben.  Eine  universelle  Anerkennung  der  Haftunirsprieht 
iu  dem  eben  angegebenen  Umfang  ist  in  ^dem  Uaagor  Abkommen  nicht  fonnuliert  worden, 
obwobl  ee  ridt  nur  um  Kodifialerang  eines  dem  geltenden  VSIkemebt^  entqweobendem  Grand- 
E.atz<-s  ^ehan<Ielt  hätte.  Der  Manirf'  einer  universellen  Resrchm^T  der  Ilriftpflieht  in  dieser 
Materie  ist  umso  empfindlicher,  als  in  den  meisten  Fällen  der  Nachweis  de«  filr  die  Venren* 
dttog  der  tobadenbringenden  Mine  verantwertlidien  Kriegsteib  tkkt  n  fibenrindenilen 
Sohwierigkeiten  begegnen  kinn.^ 

§  188.  Das  Seebeuteredlt*).  I.  Die  Aneigwing  des  Privateigentums 
feindlicher  Staatsangehörigen  nmfaßt  Schiff  iind  l/adiing.  (Jehören  Schiff 
und  Ladung  verschiedenen  Personen,  so  ist  es  selbstverständlicli,  daß  nur  jener 
Gegenstand  der  Aneignung  unterworfen  ist,  der  einem  feindlichen  Staats- 
angehörigen gehört  Die  Ocschichte  dies«'  Materie  zeigt  aber,  daß  gerade 
dieser  selbstTerständltche  Sata  seit  der  ältesten  Zeit  mißachtet  ^mirde;  man 
mißbrauchte  das  Aiieignungsrecht,  indem  man  sich  an  den  Ziisaninienbail^  Ton 
Schiff  und  Ladung-  hielt  und  neutrale  Ware  auf  feindlichen  Schiffen  we^ahm, 
Untertanen  befreundeter  Staaten  als  Feinde  behandelte.  Ei'st  das  Consolato 
del  iuure  brachte  den  richtigen  Grundsatz  zur  Geltung.  Diesei  Grundsatz 
fand  indessen  in  der  Praxis  keine  allgemeine  Anwendung;  insbesondere  ge- 
langte im  16.  Jahrhundert  in  Frankreich  die  ParOmie:  „robe  d'ennemj  con- 
fisque  oelle  d'amy"  in  Gesetzen  (1553«  1583)  auch  zu  formeller  Geltang:  Es 


1)  Vgl.  die  eingehenden  Ausfabmngen  äber  diese  Frage  bei  v.  Hnrtitz  a.  0.  64  fi^ 
besonders  67. 

2)  Ihi  Hini>lick  auf  den  von  ScbOcking  a.  a.  0.  l(t  ingeragten  Gedanken  emer 
Sol  i  d;i  ih  a  ft  u  n  IT  lieider  Belliproronten  wurde  diese  Frage  von  Kobcdpy  in  den  Verhand- 
lungen des  inar.  f.  intern.  K.  (Annuairc  XXI,  b'A)  und  von  v.  Martit?.  a.  a.  0.  T2  erörtert- 
T.  Martits  Terweist  beifiglieh  der  onivenellcn  Begehmg  der  FVsge  mf  die  Analogie  dee 
Art.  ^3  Abs.  2  HKR  betr.  die  beim  Fricdcnsrhlnfi  7.n  rcfrelndcn  Entacbädignngsfmi^cu. 

3J  Geffcken,  UU  IV,  671  ff. j  Ucf  ftcr-Gef fckcn  §§  187  ff.;  F.  v.  Martens  U, 
620 (f.;  Perele,  Intern.  Soer.  18T  ff.;  Garoie  $  85;  Boeek,  De  la  pwpiiM  prirde  ennenie 
BOUS  pavlIlon  emieini  (1SS2I;  Piliet,  1.  c.  HS  sq.;  Leroy,  1.  c.  127  sq  ;  Wcstlake,  Chap- 
tetf)  p.  245  sq.;  Travcrs  Twiss  R,  XVI,  113. sq.;  Hirst,  Commerce  and  Propert)'  in  Naval 
Warfurc  (190(1);  Oppenheim  II  §§  176,  192  sq.;  meine  Rektoratarede:  Der  dcutfiche  Sce> 
liandel  n.B.w.  1900  u.  meine  Abli.  im  Jahrb.  d.  5.  R  I,  lOSff. 


S  m. 
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anterlag  der  Wegnahme  die  nentrale  Ladong  auf  feindlichem  Schiff  and  dae 
neutrale  Schiff,  welebes  feindliche  Ladung  Ahrte;  nur  die  neutrale  Ware  auf 

neutralem  Schiff  blieb  frei  außer  in  den  Fällen  der  Zufuhr  von  Kriegskontre- 
baiide  und  des  Bruclies  der  Blokade.  Die  Praxis  und  Gesetz-gebung  der  See- 
ni;if'Vj1e  ist  in  den  folgenden  Jahrhunderten  von  keinei-  einheitlichen  Maxime 
bfclitiischt;  neben  liberalerer  BebaudluD^?  des  Gegenstandes  treten  inmier  wieder 
der  Mißbrauch  des  Aneignungsrechts  und  die  Nichtachtung  der  Rechte  der 
Nentralen  henror,  so  z.  B.  in  der  französischen  Harineordonnanz  yon  1681,  in 
dem  Verhalten  Frankreichs  im  siebenjährigen  Kriege  nsw.  Der  Mtlkflr  dw 
prioßen  Seemächte  trat  die  bewaffnete  Neutralität  von  1780  entgegen.  Seit 
dieser  Zeit  liäufen  sich  autoritative  Erklärungen  im  Sinne  der  Unverletzlichkeit 
des  Pri^ateigentums  in  Staatsverträgen,  Aussprftchen  von  Staatsmännern, 
Resolutionen  von  Korporationen.  Allein,  .sowohl  der  Wiener  Kongreß  wie 
jener  zu  Paris  (1S56)  liefien  die  Frage  der  Freiheit  des  Privatelgentnma  un- 
berührt; man  beschränkte  sich  auf  Zugeständnisse  im  Interrase  des  Handels 
der  Neutralen,  womit  allerdings  mittelbar  ein  teihveiser  Schutz  des  feindlichen 
Privateigentums  erzielt  worden  ist.  indem  die  Seerechtsdeklaration  den  Grund- 
satz „frei  Schiff,  frei  Gut"  sanktionierte.  (Namentlich  hielt  England  bis  in 
die  neuere  Zeit  an  dem  alten  Grundsatz  fest.) 

n.  Die  Anwendung  des  Seebeutereclius  kann  durch  Verträge ')>  durch 
nationale  Gesetzgebungsakte  und  zwar  entweder  aUgemein  (onter  Yorauasetzung 
der  Seziprozität')  oder  fttr  einen  bestimmten  Kriegt  ausgeecblossen  werden. 
—  Von  der  W^;nahme  und  Aneignung  sind  auf  Grund  altei-  Uehuno;  die  der 
Küstenfischerei  dienenden  Fahrzeuge  und  Geräte  befreit;  die  Krie^rführenden 
ptiegten  in  Verträgen  zui-  Heobachtnnp:  dieses  Grundsatzes  sie  h  zu  verptiichten 
(sog.  treves  pecheressesj^j;  auch  wohl  in  Instruktionen und  Reglements. 
Indessen  wurden  iu  älterer  und  neuerer  Zeit  die  hier  maßgebenden  Rflcksichteii 
der  Humanität  von  den  Mächten  verleugnet  Um  diesen  unsicheren  Zustand 
zu  beseitigen,  hat  die  HK  1907  in  dem  Abkommen  XI  die  ausschließlich  der 
Küstenfischerei  (also  nicht  dem  Großbetrieb  auf  hoher  See  durch  Aktien- 
gesellschaften) oder  der  kleinen  Lokalschiffahrt  dienenden  Fahrzeuge, 
sowie  ihr  Fis(  liereip:erat.  ihre  Takelage,  ihr  Schiffsgerät  und  ihre  Ladung  von  der 
Wegnahme  befreiL  Die  Befreiung  hürt  auf,  sobald  die  Schiffe  iu  irgend  welcher 
Art  an  den  Feindseligkeiten  teilnehmen.  Auf  die  Ausnutzung  des  harmlosen 
Charaktera  dieser  Fahrzeuge  zu  militärisolien  Zwecken  hab«i  die  Signatar- 
mächte  ausdrücklich  verzichtet.  —  Ferna  bilden  keinen  Gegenstand  der  An- 
eignung schiffbrüchige  und  verschlagene  Güter,  die  Lotsen-  und  Kartelibootey 


1)  Der  Vertrag  PreoßeoB  mit  der  nordamerikauiacbeo  Union  lltib  spricht  allgomoin 
für  alle  Fille  die  UnT«rl«tzlIclikeit  des  Privateigentain«  am  Am  d«r  maeren  Zdt  gMit 
Udler  der  Vertrag  zwi^clu  n  Ti.ilieii  iiiul  der  nordaniorikaniwhm  Union  vom  2S.  Febntar  1871. 

2)  Italieniachea  Sec^cfletzbuch  Ant  211,  212. 

S)  (yiterrriehfache  Yerordnang  vom  IS.  Ma!  ism,  preaßiBcfae  Verordnaag  vom  19.  Hai 
1666,  italienische  Verordnung  vom  20.  Juni  IbilG. 

4)  Kin  «(»leber  Vcrtrnsr  wurde  z.  6.  /.wl^^clioii  Eugland  nod  Fiankrach  geflcbloeseo. 

5)  Z.  B.  franz5äisv'he  Instruktion  vom  25.  Juii  1S7Ü. 
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Achtes  Buch.  Die  inteni.  Streitigkeiten  u.  deren  Eri«digaiig  ei& 


$  189. 


die  Boote,  welche  für  die  Redienung  der  Lenclittttnne  bestimmt  sind,  endlicb 
(auf  Grund  des  obigen  Abk.  Art  4)  solehe  Sehilfe,  welche  wissenacbalUielien 

und  Forschungsz wecken,  sowie  religiösen  Zwecken  (Missionszwecken)  dienen, 
(lieber  die  Unverletzlichkeit  der  Hospitalschifft*  s.  oben  S.  488.)  —  Rinen 
wichtigen  Fortschritt  bedeutet  die  in  obigem  AbkomnuMi  nonniprte  rnverletz- 
barkeit  der  auf  See  auf  neutralen  oder  feindlichen  hchineu  vurgefundenen 
amtlichen  oder  privaten  Briefpostsendangen  der  Neutralen  od^  dar Ib^- 
fahrenden.  Ausgenommen  sind  nnr  die  (in  Ftllen  des  Blokadebruchs)  nach 
dem  blükiei  teil  Hafen  bestimmten  oder  von  ihm  kommenden  Sendungen. 

III.  In  Verbindung  mit  den  Einschränkmipren  des  Seebeutereclits  nor- 
miert das  Ha:ip:er  Abk.  XT  auch  die  Behandlung'  der  Be.satzung  der 
von  einem  Kriegtülii'endeii  weg-c!;enomnu'nen,  feindlichen  Kautlalirtei.schiffe. 
Die  neutrale  Mannschaft  wird  nicht  zu  Kriegsgefangenen  gemacht,  ebenso- 
w&ug  Kapitän  und  Offlmere  gegen  das  Yorspredien,  auf  keinem  feindlichem 
Schüfe  wAhrend  der  Daner  des  Krieges  Dienste  an  nehmen.  Dasselbe  gilt 
unter  der  erwähnten  Voraussetzung,  YOn  dem  Kapitän,  den  Offizieren  und 
der  Mannschaft,  die  dem  feindlichen  Staat*»  ^e  Ii  inen.  Die  Verwendung 
dieser  Personen  im  Kriege  ist  der  feindlichen  Macht  ausdrücklich  verboten. 
Dagegen  finden  die  Bestimmungen  des  Abkommens  keine  Anwendung  auf 
Schüfe,  die  an  den  Feindseligkeiten  teilnehmen. 

I  189.  Fortsetanng.  Das  Prlsenreeht  F&r  die  Wegnahme  ond  An- 
eignung von  G^enständen  des  Staatsei^eutums  im  Seekriege  fz.  B,  der  feind- 
lichen Kriegsfchifte)  o:elten  dieselben  Rechtsre^eln  wie  im  Landkrie^^e.  l)a«:egrpn 
vollzieht  sich  die  Anei^niunjr  von  (te^enstiinden  des  Privateigentums  im  See- 
kriege nach  besonderen  Grundsätzen,  deren  Inbegriff  das  Prisenrecht  bildet; 
der  Gegenstaad  der  Aneignung  wird  Prise  genannt  Objekt  der  Prise  flind 
Schiff  und  Ladung.  —  Die  Fesstellung  des  feindlichen  Charakters  des 
Schiffes  erfolgt  dnreh  Festsiellnng  seiner  Nationalität,  deren  Beweis  durch 
die  Papiere  erfolgt,  welche  nach  Landesrecht  ein  Schiff  zur  Führuug  der 
Flagge  berechtigen.  Feindlich  ist  das  Schiff  auch  dann,  wenn  es  einem  An- 
gehörigen eines  neutralen  Staates  gebort,  aber  unter  feindliclier  Flagge  fährt; 
indessen  wird  die  Feststellung  des  wahren  Sachverlialis  die  Befreiung  von 
der  Wegnahme  rechtfertigen.  —  Fftr  die  Fesstellung  des  feindlichen  Charakters 
der  Ladung  ist  die  Staatsangeharigkeit  des  Eigenttmers  entscheidend;  fienier 
werden  die  Erzeugnisse  des  feindlichen  Bodens  als  feindiche^s  Gut  behandelt. 
Schwierigkeiten  können  sich  ergeben,  wenn  feindliches  Eigentum  auf  einen 
.\ngehörigen  eines  neutralen  Landes  übertragen  w^orden  ist.  l)a.s  Verhallen 
der  einzelnen  Staaten  ist  kein  gleichartiges;  nach  einzelneu  Laudesgesetz- 
gebungen wird  die  TJebertiagung  des  Eigentums  nnr  dann  anerkannt^  wenn 
sie  TOT  der  Kriegserklärung  erfolgte.  Jedenfalls  darf  die  Uebertragung  nicht 
znm  Scheine  erfolgt  sein.  —  Die  Berechtigung  zur  Wegnahme  steht  den 
Kriegsschiffen  des  Gegnei-s  bezw.  den  von  jenen  Staaten,  die  der  Paiiser 
Seerecht.><deklaratioü  nicht  beigetreten  sind,  autori.sierteu  Kapern  zu.  Die 
Wegnahme  kann  nur  innerhalb  des  Seekriegsfeldes  erfolgen.  Vorau.'^setzuug 
der  Zalassigkeit  der  Wegnalime  ist  der  Kriegszustand.    Die  seit  dem  Krim- 
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klieg  henaelieiide  Uebnng,  feindliclieii  SchiffeD,  die  Ton  der  Eröffnung  des 
Krieges  in  feindlidien  Hifen  fiberrascbt  werden,  nicht  sofort  der  Wegnahme 

ZVL  unterwerfen,  fand  neuestens  in  dem  Abk.  VI  HK  t907  insofern  Än- 

erkenmmpr,  als  dei-en  BeobachtTinjr  empfohlen  wird.  Die  T^mwandlung-  diei'er 
Hebung'  in  eine  Rechtsregel  wurde  abgelehnt.  Die  Begünstigung  ist  feindlichen 
Kauffahrteischiffen  gewährt,  die  sich  beim  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  in 
einem  feindlichen  Hafen  befinden  oder  ohne  Kenntnis  der  Feindseligkeiten 
einen  ÜBindlidien  B»Iea  anlanf^;  sie  können  nnvorsflglich  oder  binnen  einer 
ausreichenden  Frist  frei  auslaufen.  Können  sie  infolge  höherer  Gtewalt  die 
Frist  nicht  einhalten,  oder  ist  ihnen  das  Auslaufen  nicht  gestattet  worden,  so 
können  sie  nur  (unter  der  Verpflichtung  der  Restitution  ohne  Kntscliädig:ung) 
mit  Beschlag  belegt  oder  gegen  Entsehftdigung  lequiriert  werden 
(Art.  2,  Abs.  2.)  Ebenso  können  Schifte,  die  ohne  Keunliiif«  de^  Kriegsbegiims 
ihren  letzten  Abfahrtshafoi  rerlasaen  haben  vnd  anf  hoher  See  betrota 
werden  nur  nach  Art  2,  Abs.  2  behandelt  oder  gegen  Entechlldigiing  zerstört 
werden,  unter  der  Verpflichtung  der  Vorsorge  für  die  Sicherheit  der  Personen 
nnd  Schiffspapiere  (Art  3).  Beschlas-nahmc  mit  der  Pflicht  zur  Restitution  ohne 
Entschädigung  oder  Requisition  gegen  Entschädigung  ist  auch  bezüglich  der 
feindlichen  Waren  an  Bord  der  in  Art.  I,  2,  3,  bezeichneten  Schiffe  zulässig 
(Art.  4).*)  Das  Abkommen  findet  Jedoch  keine  Anwendung  auf  solche  Kaufikbr- 
teiacbiffe,  deren  San  ersehen  Iftßt^  dafi  sie  zar  Umwandlung  in  Kriegsschiffe 
be-f 'i  iiiit  sind.  —  Die  Berechtigung  zur  Wegnahme  eiüscht  mit  der  Beendigung 
des  Kriegszustandes  bezw.  schon  mit  dem  Abschloß  des  allgemeinen  Waffen- 
stillstandes. 

Die  Ausübung  des  Rechts  erfolgt  nach  bestimmten  Regeln.  Zum  Zwecke 
der  Feststellung  der  Nationalität  eines  Privatschiffes  ist  dieses  unter  Beobach- 
tung gewisser  Förmlichkelten  anzuhalten 2)  (Anhaltungsrecht^  droit  d'arröt). 
Zeigt  das  Schiff  die  fiBindliehe  Flagge,  sucht  es  zu  entweichen  odm*  widersetzt 
es  sieb,  so  kann  es  sofort  genommen  werden;  andernfalls  sendet  der  Kapitän 
des  Kriegsschiffes  einen  Offizier  und  einige  Mann  an  Bord  des  Privatschiffes, 
um  die  Schiffspapiere  zu  untersuchen  (Besichtigungs-  oder  Visitationsrecht, 
droit  de  visite)').  Ist  das  Schiff  ein  feindliches,  so  wird  es  in  Beschlag  ge- 
nommen *)f  um  in  einen  Hafen  des  Kriegfahrenden  oder  eines  Verbündeten  zum 
Zwecke  prisongerichtlicher Behandlung Terbracfat  zu  werd^  BeiSeege£shr  kann 
das  Kriegsschiff  mit  einer  Prise  in  einen  neutralen  Hafen  einlaufen.  Ausnahms- 
weise— insbesondere  bei  (s^efahr  oder  wirkliohemNotstand— kann  das  genommene 


1}  Gegenüber  Art  3  und  4  Abs.  2  bat  Doatschlaod  elaon  Vorbehalt  gemacht,  da  die 
B«aeb]agiulnne  u.  s.  w.  von  ScUffte,  die  anf  hober  See  betrofren  werden,  uiir  aotdien  Staatan 
zugate  kommen  wird,  die  Stützpunkte  in  verschiedenen  Teilen  der  Welt  haben.  Das  Recht» 
dn»  Schiff  TTii  zei-stürcn,  ii^t  ko!n  liinrHchendes  Surrogat,  da  f&r  die  Zeratdmng  £ntBchädigang 
geleistet  werden  muß.   VVeißbucli,  Denkschrift  S.  9. 

2)  Vgl.  Priaenregiement  de«  Ltttitxita  f.  interaat  R«ebt  Annnalre  TXp,  21Saq.  i(  10 
Ma  IS. 

S)  PrlBcnregiomcnt  dea  Instituts  f.  intemat.  Recht  a.  a.  0.  §§  14— 
4)  Durch  B^tzung  dea  Schiffes  durch  einen  Teil  der  Mannscbaft  dea  Kri^gaadtiRes. 
üllaaBB.  VUkMiMbt  SS 
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Schiff  zerstört  werden  in  derlei  Fällen  ist  aber  die  Schonung  der  Besatzung 
des  Schiffes  nicht  bloß  Gesetz  der  Hnmanität,  da  die  feindliche  Handlung  im 
ganzen  nur  gegen  das  Schiff  bezw.  die  LÄdnnf>-  als  die  legitimen  Objekte  der 
Wegnahme  gerichtet  ist.  Über  die  Rechtmäßigkeit  der  Prise  muß  aber  auch 
in  solchen  FaJIen  entseliiedai  irerden.  Ergeht  dn  firelspreeheiidei  Urteü,  ao 
muft  70iler  Sehadeneraats  geleistet  werden.  Geht  die  Priae  ohne  Verscholdes 
des  Nebmers  Terloren,  so  ist  auch  im  Falle  nachträglicher  Freisprechung  durch 
das  PriseTig^encht  kein  Scliadenersats  (auch  nicht  an  die  neutralen  EigentOmer 
der  Laduiip:)  zu  leisten.^) 

Die  Aufbringungr  eines  feindlichen  Schiffes  bewirkt  nach  heutigem  Völker- 
recht noch  nicht  den  Erwerb  zum  Eigentum;  der  Eintritt  dieser  rechtlichen 
Wirkung  ist  viehnehr  bedingt  durch  ein  geordnetes  Yerfifthren  vor  dem  kom- 
petenten Prisengerieht  nnd  ein  rechtokrtfUges  Urteü,  welches  dem  Nehmestaat 
das  Eigentum  an  der  Prise  zuerkennt.  Der  Eintritt  dieser  Wirkong  kann 
aber  (abgesehen  von  Fällen,  in  denen  die  Voraussetzungen  einer  verurteilenden 
Sentenz  nicht  gegeben  sind)  teils  mit  »iem  Willen  d»»^  Xehmers.  teils  ge^cn 
dessen  Willen  ausgeschloissen  sein;  ersteres  im  Falle  des  Loskaufs  des  SchiÜes 
(ransom,  ran(;onnerJ,  letztei-es  im  Falle  der  Wiedemahme  (reprise,  reijcousse, 
reooQSse).»)  Das  in  Beschlag  genommene  Schiff  kann  dch  loskaufen,  und 
awar  beyor  es  in  den  Hafen  gebracht,  oder  im  Hafen,  bevor  es  yemrteilt  ist 
Mehrere  Seestaaten  halten  tlbrigens  an  der  Regel  fest,  daß  über  di»^  Rpcht- 
niSßiq-keit  der  Prise  ein  Gericht  entsclu-iden  soll  nnd  verbieten  den  Loskauf, 
im  l^aile  des  Loskaufs  muß  das  Schill"  seinen  Kurs  einhalten,  widriprenfalls 
es  wieder  genommen  werden  kann.  —  Wird  das  Schitt'  von  dem  (jegner  wieder 
genommen  (Fall  der  Beprise),  so  irt  es  dm  Eigentümer  znrttckzngeben,  da 
dieser  sein  Eigentumsrecht  noch  nicht  verloren  hat*)  Eine  Anomalie  ist  es^ 
wenn  die  ältere  Praxis  und  Gesetzgebung  der  Staaten  ein  wiedetgenommenes 
nationales  Schilf  als  gute  Prise  behandeln. '») 

§  inn.  |>i(^  Neutralität,  1.  Die  konkrete,  objektive  und  subjektive 
Bestimmtheit  des  einzelnen  Kriegsrechtsverhältnisses  fuhrt  zu  dem  Unter- 

t)  I  ber  die  einzelnen  Fälle  v<r(  Pri<tenit> ^Irnient  de«  bntitnti  f.iDtonnt.  Bflcht{}50,M; 
Percls,  Intern.  Seerecbt,  29b;  Oppenheim  II,  §  194, 

2)  Vgl.  Oppeoheim  II,  %  194. 

3)  Vgl.  G.  F.  V.  Martens,  Vcrsiu  li  filier  Kaper,  rciiulliche  Nehmungen  und  insbesondere 
Wiederaehmimgeii  (1795):  Ueffcken  BU  IV  &  b99;  PereU,  Interaatioiulee  Scerecbt  |  8S; 
V.  M«rtiU  in  HoltModinff!i  Rechtriezikon  t.  r.  „Wiedenudune" ;  Oppeabeim  11,  $  196. 

4)  Die  Annulune  etoes  Falles  des  PoBdbniniaiD  ist  bier  uieht  begründet  BXäildg  RtTicr, 
Prindpee  II  p.  357. 

5)  Richtig  von  neueren  Ge^totzen  auch  die  CDgliscke  Prize  Act  vou  \ü64.  nach  der 
jedoch  auch  dann  Rllclqpibe  an  den  EigentQmer  erfolgt,  wenn  dae  wiedergcnommene  Schiff 
verurteilt  ht,  wor^r^rrn  die  nordanierikamVchp  Konprrßaktr  von  iS64  korrcktcrwcise  din 
Kückgabo  auf  die  Fälle  beschränkt,  in  denen  Verurteilung  noch  nicht  statt^unden  hat. 

6)  Berner  in  Blnntedilia  8««atsw8iterbudi  b.  Nentrelitftt;  Trendelenbnrg, 
Fric<lrichs  (Ifs.  f'.roßcn  Verdienst  um  «las  Ynlkcrmlit  tim  S<H'krio^  S.  36ff.;  Gcffcken,  nH 
IV  ö.  mtU;  Uefftor-Ueffcken,  ^  Hitl,  Bluntsjchli,  Völkerrecht  §§  742ff.:  Perele» 
Inteni.  Seercdit  S.  306fl.;  F.  v.  Hartens.  n  S.  549fr.;  Oareis  9$  STff.;  Rivier,  Lehibu 
a  418fr.,  Prindpee  U  i».  368 »q.;  Bergbohm,  Die  bew.  Nentr.  1780—1788(18641;  Jellinek, 
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schied  der  Eriegf&hrenden  and  der  an  dem  Kriege  nieht  beteüigten  Staaten, 

für  die  der  kriegerische  Yorgsng  eine  fremde  Angelegenheit  bildet  der  gegen- 
über sie  die  Stelinn»  eines  unparteiischen  Dritten  in  Ansprucli  nehmen.  In- 
dessen, dieser  durch  die  Natur  des  Krieges  gegebene  ünierschied  betriflFt  an 
sich  nur  den  Tatbestand,  welcher  die  Voraussetzung  des  Neutralitäts- 
begriffes  hildet;  dieser  seihst  ist  (als  Bestandteil  des  VSlkerredits)  vielmehr 
das  Erg^hnis  einer  gesdiiditlichen  Entwicklung,  die  sich  erst  auf  dem  Boden 
der  internationalen  Gemeinschaft  und  der  Ausbildung  des  VOlkenechts^  ins- 
besondere des  Kriegsrechts,  vollziehen  konnte.  Erst  auf  diesem  Boden  sind 
rechtlich  geordnete  Bezielmnq-en  der  Staaten  überhaupt  und  die  Möglichkeit 
gegeben,  auch  das  Verhältnii*  der  an  einem  Kriege  Nichtbeteüigten  zn  den 
Kriegführenden  einer  rechtlichen  Ordnung  zu  unterziehen  nnd  den  Begriff  der 
Nentralitft't  als  Rechtsbegriff  ansznbilden. 

Der  heuti{;;e  Bc^rirf  der  Neatralität  ist  das  Eigsbois  ciucs  ^^'^cschichtlidMit  RraaMMS» 
der  sich  lange  Zeit  hindurch  als  ein  Kampf  der  Interessen  der  Kiic£rführenden  einerseits  und 
der  an  dem  ätrett  nicht  beteiligten  Staaten  anderereeita  darstellt;  auf  beiden  Seiten  machte  sich 
eine  wiUkQilldie  BecBtigang  der  dgenen  Intereeaeii  geltend,  so  daS  aldi  tetaidifidi  der  Krah 
der  Kriegführenden  über  die  Streitteile  erweiterte  nnd  Her  Kampf  rine  Ausdehnung  gewann, 
die  in  dem  Anlaß  zum  Kriege  keineswegs  begründet  war.  Die  Ueranziebong  der  Nicbtr 
1>eto3igten  znm  Kriege  war  die  Folge  der  Zwangslage,  fai  wdche  eie  von  den  KriegfDlirmdcn 
versetzt  wurden,  nicht  selten  aber  auch  das  Ergebnis  der  Parteinahme  fBr  einen  der  Kriegsteile. 
Im  Altertum  wird  der  Wille  eines  Staates,  an  einem  Kriege  sich  nicht  zu  beteiligen,  von  dem 
Kriegführenden  nicht  anerkannt;  ebenso  wenig  im  Mittelalter:  es  ^galten  bei  einem  Kriege 
swtidien  zwei  Staaten  die  übrigen  als  Frennde  oder  Foiiide-'.')  Als  lUe  Anfänge  einer  An- 
erkennung de«  Neutralitätszustande?  bervortraten,  war  eine  klare  Begrenzung  der  Rechte  und 
Pflichten  der  Kriegfübrendeo  und  Neutralen  noch  ausgcschloeeen.  Die  Ausbildung  des  Kcchta- 
▼eitiiltniame  wer  einer  »plteren  ZeitTwrbehalten ;  iniwtechen  madite  riiA  deritem  Nentralititaredit 
zu  Grunde  licpüiidp  Ocrinnkc  teils  tatsächlich  finflnrch  r'dtend,  daß  die  Krieirfnhrenden  und  Nieht- 
beteiligten  dem  Gebote  der  Klugheit  folgten  und  sich  selbst  Beacbränkungcn  auferlegten,  teils 
dadoreh,  daft  man  lidi  In  VerMgen  venpraeb,  daB  keiner  der  Konoabenten  dem  Feinde  dea 
andern  irgend  welche  Kriegshilfe  leisten  wolle.  Noch  bei  Cirotins  kommt  der  Begriff  der 
Neatralität  zu  keiner  klaren  Ausprägung,  indem  er  die  Nichtbeteiligten  lediglich  gegenüber 
jenem  Kriegsteile  zu  passivem  Verhalten  fflr  verpflichtet  bUt,  der  für  eine  ungerechte  Sache 
kämpft;  dagegen  ivAt  Hynkersboeic  alcb  gegen  je<len  Znsanunenbang  der  Neutralität  mit  der 
Gerechtigkeit  des  Krieges  ntis^'osprDchen  (Qtiaest.  jur.  j)ubl.  I,  9).  Im  ganzen  brach  sich  der 
Kcutraütätsgedauke  im  Landkriege  früher  als  im  .Seekriege  Bahn;  im  17.  und  auch  noch  im 


System  S.  309;  Heilborn,  System  S.  »21ff. ;  Gessner,  Lc«  droits  des  ncutres  sur  mcr  (1866. 
1S76I;  Hautefeuillc,  Des  droits  et  des  devoira  des  nations  neutres  (3  Bde.,  Ü.  Ausg.  1868); 
Cauchy,  Le  droit  maritime  interne  (1662);  Boeck,  De  la  propri^ti  privee  eonemie  rous  pa- 
viilon  ennemi  (1S82);  Pillet,  Lea Lois  et  naages  etc.  273  sq.;  Dupuis,  Le  droit  de  b  guerre 
maritime  etc.  Nr.  302  sq.;  Descamps,  Lc  droit  de  In  iiaix  et  do  la  guerre  etc.  (l?f»8); 
Faucbille,  La  diplom.  ftau{^  et  la  liguo  des  neutres  (18^3);  Hall,  The  rigtbe  and  datjeeof 
nentrah  (1874);  Holland  B  VII  (2.  Sw>  S69aq.;  Oppenbeim  II,  fS  2$5eq.;  Sebiatmrella, 
II  diritto  della  ncutralitä  nclle  guerre  maritime  (1S77);  Kleen,  Neutraliteteus  Lagar  (1<^'^0  bis 
1691);  Derselbe,  Loie  ec  usagee  do  la  Noutralite  I  (IbStö),  II  (1900);  Sydne.v-Schopfer, 
Le  principe  juridique  de  la  neatralitß  et  aon  ^olntioo  dane  lltiatolre  do  droit  de  la  gaom 
(1894K  -  Über  Neutralität  im  allgemeinen  entliält  Bemcrfcemwerte»  andi  Sebweiaer,  Ge- 
Bcbichte  der  schweizerischen  Neutralität  (1S95). 

1)  Vgl.  über  die  gescbichtlidie  Entwicklang  der  Neutralität  Geffcken,  IIB  IV  8.605 
614  ff.«  siebe  «neb  F.  ▼.  Martena*  II  S.  550.  Neaeatena  Kleen,  Loi«  et  usages  I,  p.  1  sq. 
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l^.  Jfihrtiundert  kommt  es  jedoch  vielfacb  vor,  daß  eine  feindliche  Armee  auf  noutralee  Gebiet, 
eine  feindliche  Flotte  in  neatnUe  Qewtoef  verfolgt  wird.  Das  Verhalten  dor  Neutralen  wurde 
swar  wvaeDtlldi  ab  NichtnuntBchiiiiff  in  denlKrisg  anfgefaBt;  d!«a  hinderte  Jedodi  nidi^  daJI 
einem  der  Kriegfuhrenden  Truppen  gestellt  wurden;  derlei  Ililfelcistiinf,'eii  waren  übrigens 
zuweilen  auch  in  dieser  2^it  die  Wirkungen  des  Zwanges  seilen»  eine»  Kri^tcils.  In  der 
Literatur  de«  IS.  Jahrhunderts  ist  es  VatteJ,  dur  den  BegrifT  der  Nentnlitlt  und  denen 
Konaequeuzen  klarer  erfaUt,  wie  den  tbeiliailivt  erHt  in  dieser  Zeit  die  Ausdrücke  ^neutral" 
und  „Ncntralität"  in  Gebrauch  kommen.')  Am  empfindlichsten  wurde  das  Interesse  der  mclit- 
beteiligteu  ijtaaten  au  der  ungestörten  Fortsetzung  des  Handels  während  des  Khege«  durch 
BesduSnkiiogen  and  Oewaltmafiregeln  namentfidi  aeitena  der  grOfieran  Seemlebte  fetroffen. 
England  hielt  an  den  nrundsStzen  des  Consdiato  del  roare  fest,  nach  denen  die  Eigenschaft 
des  Uutes  entscheidend  war,  daher  das  feindliche  Eigentam  auch  auf  neutralem  Schilfe  Gegen- 
stand der  Wegnahme  war;  Fkaakreieh  (hi  einer  Bdhe  von  Edikten  dea  16.  Jahrhonderta  and 
in  der  Marineordonnanz  vom  Jahre  16811  unterwarf  der  Wegnahme  das  feindliche  Eigentum 
auf  neutralem  Schiff  und  das  neutrale  Eigentum  auf  feindlichem  Schiff.  In  einzelnen  Ver- 
trägen (Utrcclitor  Vertrag  1713  und  Erneuerung  desselben  1731^,  fener  in  dem  Vertrage  nüt 
Dinemark  I742i  hatte  Frankreich  die  Anerkennung  des  Satiea«  «Frei  Schiff,  frei  Gut"  zn* 
gestanden;  elH-nso  hielt  England  daran  fest,  daß  es  Abweichungen  von  den  Regeln  des  Con- 
solato  nur  im  Wege  spezieller  Stipulationen  konzedieren  könne.  Gegen  die  willkürliche  Aus- 
dehnung dee  Begriffe  der  Kri^tekontietMunde  euehten  M  die  Neutralen  gleiehMla  dwcfa 
spezielle  Vertrit^re  zu  pchQtzen.  Tn  dem  siebenjähri^cen  Kricfro  steigerte  Enirlaud  die  Be^chnin- 
knngeu  des  neutralen  Handels  durch  die  aog.  rule  of  the  war  of  11  a6,  nach  der  den  >eutr&lcn 
vwbDCen  war,  im  Krieg«  tSiek  aeiteni  eines  Kriegateile  einen  Handelsbetrieb  (Handd  mit  den 
Knionien  eines  Kriegführenden)  einräuiMett  lassen,  zu  dem  sie  in  FriiMlaiszciten  nicht  be- 
rechtigt sind').  Außerdem  wurde  der  Grundsatz  der  continuous  voyag:c  —  der  eiuheitUchen 
Reise  —  aufgestellt:  es  sollte  deu  Neutralen  nicht  gest^et  sein,  auf  der  Falirt  von  den 
Kolonien  eines  Kriegsteils  zunüchst  einen  neutralen  Hafen  n  berühren  und  von  da  aus  die 
Fracht  nach  einem  feindlichen  Hafen  zu  verbnnj,'cn.  —  Don  von  den  frrot5en  SeemSchtcn  be- 
folgten Maximen  stellten  die  meisten  übrigen  Mächte  die  Forderung  entgegen,  daß  die  neu- 
trale Flagg«  das  felndUche  ESgentum  dedit  Die  Anerkennimif  dieses  SaHtna,  sowie  der 
übrigen  Ansprüche  der  Neutralen  konnte  gei^enüljcr  den  immer  wiederkehrenden  Mißbnuiclieu 
der  Kriefi^übrenden  erst  durchgesetzt  werden,  wenn  das  solidarische  Interesse  der  Meutralen 
b  wirksamer  Weise  geltend  gemacht,  d.  h.  den  Macbfabenehraitnngen  der  großen  Seemichte 
eine  machtvolle  Betonung  der  Ansprüche  der  Neutnden  entgegengesetzt  werden  konnte. 
Damit  ktmnte  der  reolitliciien  Anschauung  einer  größeren  Z  di!  von  Staaten  nbereinstimmendcr 
Ausdruck  j^eyebcu  uud  die  Beseitigung  mißbrluchüchcn  Vwrliaitena  einzelner  Mäcijtc  im  Kriege 
angebahnt  worden ;  anderseits  werde  aber  aneh  der  Boden  geschaffen,  anf  dem  eine  klarere 
Gciitaltung:  des  Neutralitätsvcrhältnisses  im  ganzen  sich  vollziehen  konnte.  In  der  Tat  bildet 
das  von  iiuüland  unter  der  Kaiserin  Katbarina  U.  angeregte  gemeinsame  Vorgehen  einer 
Seihe  von  lOditen  gegen  Engtand  in  der  sog.  „bewafiiieten  NentralitSt*  vom  Jahre  tTSO>) 


1)  Grotins  gebraucht  den  Ausdruck  medü  in  hello,  Bynkershoek:  non  hostes. 

2)  England  hatte  Frankreich  den  Handel  mit  seinen  Kolonien  abgeschnitten;  dieser 
Handel  war  in  jeuer  Zeit  den  nationalen  Schiffen  des  Mutterlandes  vorbehalten.  Vgl  Haut c- 
fcuille,  Des  diteits  et  dea  devoirs  des  neoties  Iii  p.  S30j  Phillimore,  Oonunentaiies  III 

p.  370  sij. 

81  Bergbokm,  Die  bewafftaete  Neotralitit  (17S0— 178S).  Eine  EntwiiMongaphaae  dea 

Völkerrechts  im  Seekrip^^e  (!SS4);  Geffcken,  nil  IV  «!.  fV>I  ff  ;  F.  v.  Martens  II  S.  SBöff. 
ond  ßevae  de  dr.  intern.  XIII  p.  94  sq.j  XVI  p.  312  sq.;  Desselben  Itocueil  des  traites  etc. 
eondna  par  bt  Rusaie  VI  p.  107  sq.  —  Neaestens  wird  die  Autorsehaft  der  Idee  der  bewaffneten 
Neutralität  von  Fauch illc  in  seinem  preisgekrönten  Werke:  .La  diplomatic  fran^aise  et  la 
ligue  des  neutrc»  ITS  ^  rl776— nw)  —  <li>l>3)  dem  Grafen  Vcrgcnnes,  .Minister  Ludwig  s  XVI., 
vindfadert,  gleichzeitig^  aber  das  große  Verdienst  der  Kaiserin  Katliarina  anerkannt,  vrelchc 
diese  Idee  realisierte. 
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den  WcndqMiiikt  in  der  rechtlichen  Auebildoiif  der  NetttmlitSt,  zngleieh  aber  auoli  eine  be- 
(Icntflamc  Manifeatatlon  des  genieinsauieu  Kechtsbewtißt8ein!>  der  (UkhUt  doj  imernationaleil 
Oemeinscliaft.  die  nmw  fiöhcr  in  ihrem  Werte  anznsclilatri-n  i.-i,  als  >ii'  dir  \VcitrrhiIdnn«r 
jene«  Teiles  des  Vr>ikerrecht8  vorbereitete,  der  am  meisten  ziii-ücivgebliebcn  ist,  nämlich  des 
SeekrlegBreditK.  Dio  kfief^Mbea  Voit^buee  der  RevoluttonnBii  nod  du  ▼OlkemehtswidriniB 
Vorgelien  NaiKilpnn?  I.  tiiitrrhrachen  diefp  Kntwicfclnnfr;  anrrknnntp  Grundsätze  des  Neutmlitut.-*- 
rccbta  wardea  vou  jcncu  Staaten  selbst  mißachtet,  die  sicli  um  derea  Geltang  verdient  ge- 
Didit  hatten.  Die  Mifiacbtang  der  Rechte  der  Neutralen  fBhrte  zur  swetteo  hewoffneten 
Nentnü  ii:  ISOO),  durch  deren  Art  III  die  seit  der  Mitte  dos  IT.  Jahrhunderts  w;hwcbende 
Frage  iivr  Freiheit  der  Neutralen  von  der  Durchsuchung  konvoyiertcr  Schiffe  geregelt  werden 
sdlltc  ')•  Diesem  Anspruch  der  Neutralen  widersehsto  »ich  England,  verstand  sich  aber  schließlich 
lu  einem  Kompromiß,  da»  in  dem  Vertrage  mit  Hußiand  vom  17.  Juni  isu]  (und  in  VertrSgea 
mit  Schwinden  und  Dänemark  l<^02i  zum  Ausdruck  knm.  —  Außer  den  Verdiensten,  welche 
sich  die  schweizerische  Kidgen o.ssen»chalt  für  die  Anerkennung  fester  ^toutralit&tsgrundaätze 
erworben  hatte,  kommt  in  glidchem  Sinne  aodi  das  Verhalten  der  nordameiikanlsdteo  Union 
in  I?otrarlit,  insbcsdndfio  die  Ncutralitat«prf)klrtn)ation  Washingtons  vom  22.  April  170!^ 
und  der  Vcreuch  des  Präsidenten  Monroe  (1S23)  betreffend  den  Abschluß  einer  inteniationalon 
Konvention  zur  Itegelnng  der  Beehte  und  Pfliditon  der  Kentnden*). 

Der  Wiener  Kongreß  bcsclijftigte  sich  mit  dem  voHicgendcn  Gegenstande  nicht.  EinA 
namhafte  Weiterbildung  fand  da«  Neutralitätsreoht  erst  durch  die  Beschlüa^  des  Pariser 
Kongresses  in  der  Deklaration  vom  16.  April  lS.iO  durch  die  Formulierung  folgender  zwei 
GrandsStae;  I.  Le  pavillon  neutre  cou\Te  In  raarebandise  enuemie,  k  l'exception  de  la  oootra» 
bände  de  guerre  und  2.  La  marchandise  neutre,  h  rrxrrptimi  de  la  f  nntrebande  de  gucrre, 
n'cst  pas  aaisiasable  suus  pavillun  ennemi.  Seither  trat  das  Beiliirfnis  einer  erecböpfeoden 
Regelnnf  des  Nentralltiltsrechta  immer  lebhafter  hervor.  Paa  Inatitat  fOr  intern.  Bedit  nahm 
den  Gcfrcnstand  flflOti  —  Annuairc  XXI)  in  Anfrriff,  olmc  icdodi  zu  oincm  abschließenden 
Ei:;gebius  gelangt  sein.  Schon  vorher  hatte  atier  tiie  HK  1S9 1,  die  Widitigkoit  der  Frage 
erkennend,  den  Wnnach  nniveradler  Regelnng  ausgesprochen.  DIeaem  Wnnache  kam  die 
HK  lOft"  in  zwei  Abkommen  (V  und  XUI»  betr.  die  (techte  und  Pflichten  der  Neutralen  im 
Landkrifr  und  im  Seekrieg  nach,  womit  die  Weiterfoildong  dieaer  Materie  ihren  rorliofigen 
Abschluß  gefunden  hat. 

II.  Arten  der  Neutralität.  Es  hSugt  v<m  dem  Ermessen  jedes  eoaveilnen  Staates 
ab.  T"ir  einen  der  Strcitteilo  Partri  ni  orprcift-n  und  an  dem  Kriej,'!'  tt-ilzunohmen.  Insofern 
spricht  man  von  freiwilliger  Neutralität  im  Gegensatze  zu  der  vertragsmäßigen  (kon- 
veotioneUen,  obliffatoriachen)  NentnHtit  Von  der  Idzceren  nnterM^eidet  aidi  hinwieder  die 
durch  internationalen  Vertrag  bagrOttdete  dauernde  NeotnlitiU;  hier  ist  die  Kentxalitlt  im 

t1  Im  »filteren  Mittdalter  wnrden  Handelaachlffe  dordi  KrieRiadiiffe  zum  Schatze  K^gn 

Secranli  treleitet:  ^^rif  der  Anerkennung:  de»  I>inThsnchung8recht>  der  Ki iofrihrenden  Iiielt  man 
an  dieser  Übung  fest  zum  Sdiutzc  des  legitimen  Handels,  indem  durch  die  Erklärung  dos 
Befeblshabora  dea  gleitenden  Sebiffee,  daß  die  nnter  seinem  Schutee  stehenden  Handetoeiittfn 
keine  Kriegskontrebando  an  Bord  filliren.  die  Untersuchung  der  Schiffe  abgesdinitteil  werden 
•oUte.   Siehe  darüber  Näheres  bei  Geffckcn,  HH  IV  S.  (524  .  625.  62iJ. 

21  Mit  Bezug  auf  Bürgerkriege,  insbesondere  den  amerik.  Sexoesionskrieg,  wird  die 
Meinung  vertreten,  daß  das  Ncutralitätsrecht  keine  Anw-endung  finden  könne;  diese  setze  einen 
.("i;rentlichen  Krie»'',  ein  bellum  publicum  voran?.  Durch  Anerkennung  der  Ilebcllen  als 
Kriegführende  könne  nichts  an  dem  Charakter  des  Krieges  geändert  werden.  „Daher  fallen 
sowohl  die  Alabama*Fnie.  ala  aneh  der  Deeihonnd^Fali  (18T3)  nnd  der  Vi^inS'Fall  (1BT3) 
nicht  unter  die  Verletznufr  der Neutralit.nt^iprosietze."  So  Buimcrincq  in  TTolt7endnrffia  Rechte 
lexikon  s.  v.  „Ncutralitätsgesetzo'^.  Die  Beteiligten  hatten  allerdings  eine  andere  Aneicht, 
wie  dies  dentiidi  ans  dem  xmn  Zwecke  adiiedsgerichtUcber  Entsdieidnng  des  Alahama-FaNes 
zwischen  England  und  der  Union  zu  Washington  1S71  abgeschlossenen  Vertrage  und  der 
Genfer  Entscheidung  sich  ergibt.  Vgl.  übrigens  die  Akten  dieses  Falles:  The  caae  of  tlie 
United  States  etc.  Washington,  Government  Printing  office,  IS7I. 
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falle  des  Ausbruchs  irgend  eines  Krieges  zwischen  dritten  Staaten  die  Wirlcang  der  Nea- 
trallsatiott  de»  üteatiM,  wihrand  in  aomtifen  FlÜen  TertnigBiniBIger  NMtnüHit  Aese  aidi 

nur  auf  einen  hc'rttinniitcn  Krip|^fall  b<aw.  auf  die  kriefjcrisclini  Konflikte  des  andorcn  Kon- 
trahentea  mit  dritten  Staaten  besieht 'i.  —  Nicbt  als  besondere  Art  kann  die  bewaffnete 
Kemtnlitit  gelten,  da  der  neatnie  Staat  TeipfHchtet  bt,  seine  Nentnlitlt  m  wafarea.  —  Die 
Doktrin  unterscheidet  vielfach  auch  zwischen  vollkommener  und  unvollkommener  Neu- 
tralität —  eine  Unterscheidung,  die  mit  dem  Wesen  der  Neutralität  in  ihrer  beutigen  Ausbildung 
anvereinbar  ist.  Augenscheinlich  läßt  sich  eine  solche  Unterscheidung  nur  mit  den  praktischen 
Erscheinungen  der  Geschichte  der  Neutralität  in  Zusammenhang  bringen,  insofern  es  in  früherer 
Zeit  vielfach  vorkam,  daß  ein  Sümt  als  nentral  galt,  obzwar  er  einem  Krieg><teil  Flilfe  leistete 
—  sei  es  freiwillig  oder  auf  Grund  von  Vertrigen  — ,  im  Gegensatze  zu  anderen  K>t4aieD, 
waleha  di«  KonseqnenMn  ibrer  mchtbeteiligaoff  an  dem  Straitfiül  streng»  iMsehteceD.  Gegen* 
über  der  heutigen  Auffassnnp  der  Neutralität  erM  lieint  jede  i»raktisclic  (direkte  oder  indirekte) 
Hilfel^tuog  —  ohne  Hücksicbt  auf  deren  Art  oder  Umfang  —  als  Verletzung  der  Neutialitita- 
pflicbten.  —  Ebenio  ist  mit  dem  Begriff  der  NentralitSt  «ne  wog.  wohlwollende  Nentrslillt 
unvereinbar,  v  enu  die  Sj'mpathie  mit  einem  der  Kriegstdle  an  praktischer  Förderung  seiner 
Interessen  führt,  also  in  Wahrheit  als  rarteinahiiie  für  den  einen  Krie^'^-teil  pt^-'t""  den  anderen 
erscheint  Die«  hindert  natürlich  uiclit,  daU  die  ite^ieniug  eiue^  ueulraleu  btaat»  namentlich 
im  Falle  eines  onzweifelbaften  Rcvhtsbruchs  seitens  eines  der  Kriegfahrenden  dem  anderen 
seine  toIIp  Sympathie  schenkt  und  aucli  in  Fällen,  in  denen  ein  IntcrcssenrcfroTi^atz  ^iim 
Kriege  geführt  hat,  demjenigen  Kriegateile  »eine  Sympathie  zuwendet,  mit  dem  ihn  politische 
oder  nationale  LitersMengemenndiaft  Terfaindet  Die  Neatcalitit  vwliletM  wohl  eine  w«tk- 
tätlge  Äußemn^  diei^er  Sympathie,  kann  aber  dem  frelsB  ttditlidien  und  poUtkcben  Urteil 
des  neutralen  SLaat;>  keine  Schranken  ziehen. 

§  191.  Kt^chÜichc  StcHimg  der  Kriegrülirriideu  imd  Neutralen.') 
L  Das  neuere  Völkerrecht  hat  durch  die  Ausbildung  des  Begriffs  der  Neu- 
tralität das  in  friUiereii  Zeiten  TÖllig  wiUkttrliche  Verhalten  dar  Krieg- 
führenden und  der  Nichtbeteiligten  rechtlichen  Schranken  nntwwotfen  nnd 

damit  eine  rechtliche  Ordnuug  geschaffen,  die  in  gegenseitigen  Ansprüchen 
und  Pflicht«Mi  beider  Teile  zum  Ausdruck  kommt.  Die  betrerteiidi-n  Rechte 
und  Pflichten  iiiii^^irien  als  die  Mittel,  den  Zweck  des  Neutralitätsiutititut-->: 
die  Verhütuug  von  Kollisionen  der  Interessen  der  Kriegführenden  und  Neu- 
tralen zn  realisieren.  Indem  das  Völkerrecht  die  Ansfibung  der  Selbsthilfe 
durch  Krieg  an^ifc^t  nnd  das  Kriegsrecht  im  engeren  Sinne  die  Be* 
sdehongen  dw  Krie^hrenden  normiert^  ^gibt  sich  gleichzeitig  als  Objekt 
völkerrechtlicher  Normierung  die  gegenseitige  rechtliche  Stellung  der  Krieg- 
führenden und  Neutialeii;  denn  im  Kreise  der  iut^^i  nationalen  Gemeinschaft 
bildet  der  Ausbruch  eines  Krieges  einen  Tatbestand,  durch  den  die  Interessen 
auch  der  an  dem  StreitfiJl  nicht  beteillglen  Staatoi  bertthrt  sind.  In  der 
Tat  lehrt  die  Geschichte  des  Neatralit&tsiechts,  dafi  die  aUmählich  «tr  Geltung 
gelangende  klarere  Auffassung  des  Gegensatzes  der  Interessen  der  Krieg- 
führenden einerseits  und  der  Neutralen  anderseits  zur  Erkenntnis  der  Not- 
wendigkeit rechtlicher  Regeln  des  o^efi^Gnseitigen  Verhaltens  im  Ki  iege  pefiihrt 
and  die  Schaffung  eines  Zustandes  ermöglicht  hat,  der  der  ^villkürlicheu  In- 
t^reasenbetätigung  auf  beiden  Seiten  ein  Ende  macht. 


1)  Wenn  die  Nentralisiening  sieb  anf  Gebietsteile  elaes  Lendee  besehlinkt  (Saroyen),  so 
spricht  mim  von  einer  partiellen  Neutralltit   Rivier,  Lehrt».  S.  420. 

2)  Abkommen  V  u.  Xlil  1907. 
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II.  Die  an  das  Xeutralitätsverliältnis  gekiiüptleii  Ansiiniehe  und 
Pflichten  treten  im  Falle  des  Ausbruchs  eines  Krieges  für  die  au  dem  Sueit- 
üdle  nicht  beteiligten  Staaten  unmittelbar  in  Wirksamkeit.  Ist  der  nicht 
beteiligte  Staat  dttreb  Vertrag  zu  neutralem  Verhalten  Terpfliehtet,  so  hat 
dieses  obligatorische  Verhältnis  wesentlich  die  Bedeutung  einer  konkreten 
Sicherung:  des  neutralen  Verhaltens  des  betreffenden  Staats  gegenüber  dem 
Kriegführenden.  Den  Anlaß  zur  Abschließnn!?  solcher  Verträge  bieten  die 
individuellen  Beziehungen  der  Interessen  der  Kontrahenten;  es  ist  daher 
dui'chaos  eine  Frage  politischer  Erwägung  der  Beteiligten,  ob  die  Zusage 
neutralen  Verhaltens  in  einer  konkreten  Stipulation  zum  Ausdruck  gebracht 
werden  soll.  Indem  nun  die  Abschließung  solcher  Verträge  nicht  allgemein 
vorkommt  und  sich  reg-elmäßig  aus  individuellen  Gründen  erklären  läßt,  muß 
bezüglich  der  Entstehung  des  Neutralitätsverhiiltnisses  an  obiger  Regel  fest- 
gehalten werden,  und  dürfte  die  Meinung  ij,  daß  die  XeuU  alität  ein  ,.hesonderes 
obligatorisches  Kechtsverhältnis"  ist,  nicht  zutreffend  erscheinen;  im  Hinblick 
auf  die  Praxis  der  Völker  müßte  man  nach  dieser  Ansicht  in  der  fiber- 
vi^nden  Mehrzahl  der  Fälle  zu  einer  Fiktion  von  Verträgen  der  Neatraleu 
mit  den  Eriegspaiieien  Zuflucht  nehmen;  dazu  kommt,  daß  nach  dieser  An- 
sicht die  t^bernahme  der  Verpflichtung  zu  neutralem  Verhalten  sich  als  ein 
Loskauf  von  kriegerischer  Rehandlun?  seitens  der  Belligerenteu  darstellt  — 
ein  Gesichtspunkt,  der  in  der  Zeit  willkürlichen  Vorgehens  der  Kj  iegführen- 
den  gegenaber  den  an  dem  Streite  nicht  beteiligten  Völkern  f&r  betreffende 
Verträge  maßgebend  sein  mochte,  —  Der  Ausbruch  eines  Krieges  zwischen 
zwei  oder  mehreren  Staaten  läßt  das  normale  Verhältnis  der  Kriegführenden 
und  Neutralen  zu  einander  in  rechtlicher  Hezii  hunc:  und  folgemäßig  die  Gel- 
tung: dt'.r  allgemeinen  völkerrechtlichen  Normen  unberührt.  Diesen  Normen 
entspricht  auch  im  Kriege  vor  allem  der  Grundsatz  der  Unverletzbar- 
keit des  n«itralen  GeUets.  Das  korrespondiwnde  Beäit  der  Neutralen 
ist  nichts  Singnläres  gegenüber  der  mit  der  Sonveränetät  gegebenen  Unver- 
letzbarkeit des  Territoriums  eines  Staats  in  Friedenszeiten^).  Soweit  aber  die 
Tatsache  des  Krieores  in  den  Utizieliiingen  der  Kriegführenden  und  Neutralen 
Tatbestände  hervorrulen  kann,  mit  denen  eine  Kollisii*n  der  beiderseitigen 
Interessen  verknüpft  ist,  treten  singulare  Normen  in  \\  irksamkeit.  So  er- 
scheint z.  B.  die  Blokade  eines  Hafens  als  ein  Tatbestand,  der  nicht  bloß 
tatsSchlich  den  Verkehr,  insbesondere  den  Handelsverkehr  der  Neutralen  nach 
dem  bloklerten  Orte  erschwert  oder  unmöglich  macht;  nach  den  singulären 
Rechtssätzen  über  die  Blokade  und  ihre  Wirkungen  ist  vielmehr  dieser  Ver- 
kehr rechtlich  verhott-ii  und  in  den  Rechten  der  blokierenden  Kriesfsmacht 
gegen  kontravenieitiide  Schiffe  der  Neutralen  eine  entsprechende  reclitliclie 
Sanktion  geschaffen.  —  Die  Sicherung  des  Interesses  des  Neutralen,  in  seiner 
unparteiischen  Stellung  von  den  EriegAhrenden  respektiert  zu  werden,  ist 
an  Bedinguugen  geknftpfti  die  gewöhnlich  als  Pflichten  der  Neutralon  bez^h- 

1)  Heilborn,  System  849,  347.  "Vgl  dagegen  Beling,  Kiit  Yieiteljahndirfft,  III  F.» 

Bd.  II  (>17,  616. 

2)  Vgl.  Garei»  ä.  214,  216^  Heilborn  «.  a.  0.:  Beling  a.  &.  0. 


Digitized  by  Google 


620 


AcbU»  Budi.   Die  intern.  Streitigkeiten  u.  deren  Erlcdigimg  etc. 


§  191. 


uet  werden.  iNichteifüllimg  ditser  Bedingungen  berechtigt  den  verletzten 
Kiiegfahrandeiif  den  Neutralen  als  Feind  m.  behandeln,  besiefanngsweifle  Er- 
satz des  darch  die  Verletzung  der  Nentralitfttspflicht  yerarsachten  Sebadois 
zu  foi  ilern  —  ersteres  nur  in  scliweren  und  dringenden  Fällen,  letzteres  nur 
unter  Voraussctznng'  ein«'s  Versclnildens  der  neutralen  Regierung'). 

Das  Kcclitsverbältnis  der  Kriegführenden  und  der  neutralen  Staaten  gestaltet  sieb 

1.  D'M  Abk.  V  IIK  l'.tOT  betont  in  Art.  1  den  schon  oben  onvähntoii  (5nin<lsatz  der 
Unverlctzlichkeit  des  ueutialca  Gebiets  und  folgert  daraus  eiozdne  Pfiicbton  der  Kriegslührendea 
(Art  2—4),  Bo  das  Teibot  dw  DordunandieR,  der  Dordifblir  Ton  Mnaldmi  und  Proynat» 
der  Eünriebtong  funkcn-tcleKraphischer  Aulagcu  hiriw.  der  Benutjcang  Mriebcr  8cbon  vor  den 
Kriege  zu  ujUitärif-rlicn  ZN^-ckcii  litiptstillteti  x\nlagen  und  der  Bildung  von  Kombattantcn- 
koiT»*).  Analog  beuiitt  ilat*  Aljk.  Xlil  (Art.  1—5)  für  den  Seekrieg  die  Pflicht  der  Krieg- 
iBbrendeo,  aidi  inneiiialb  der  neatralen  Gewlater  jeder  Handlung  so  entbalteo,  deren  Doldnng 
seitens  der  neutralen  Macht  eine  Verletzung  ihrrr  NcntralitäTspflirhtcn  bilden  wHrde.  Es  ht 
daher  verboten  die  Vomabnie  feindseliger  Uandlungcn  in  neutralen  Gewäaeeru,  insbesondere 

Amfibnnf  des  Wegnabme-  «md  des  DordisncbiitigaredMs  und  dl«  BSidung  tob  Prfscn- 
g(  in  Ilten ;  ebenso  i»t  verboten,  neuttsle  Gew&wer  oder  Bifen  aJs  StQtqrankt«  ttr  miUtiriMibe 
Operationen  xu  benutaseo. 

2.  Diesen  Pflichten  der  KriegflUirenden  korrespondiert  der  Ansprucb  der  Neutralen 
anf  ÜBtdriaasüug  betreffender  Handlungen,  anderseits  sind  die  Neutralen  verpflichtet  s)  die 
dem  Wesen  der  Neuti-alitüt  entsprechende  Unparteilichkeit  dadurch  zu  walireii,  dnß  sie  es 
unterlassen,  einem  der  Kricgfübrcndcn  selbst  solche  Vorteile  zuzuwenden,  die  in  Friedete 
selten  vlJIkerreditlidi  indifferent  rfnd,  bn  Kii^  «ber  als  F5rdemnff  der  militirisdies  HDteF- 
essen  des  einen  Kriejrsteils  zum  Nachteil  des  andpron  ersrheinen.  Es  ist  ihnen  daher  ins- 
besondere untersagt,  einem  der  KriegfQhrcudeu  die  sub  1  beseicbneten  Handlungen  zu  ge- 
statten Imsw.  solche  Haadtongen  zn  dulden.  Eine  wididge  Bcstinmning  «ntbllt  Art  S  des 
Abk.  XIII  bezüglich  der  Abgabe  vou  Kriegsschiffen,  Munition  oder  sonstigem  Kriegsmaterial, 
insofern  auch  die  mittelbar  bewirkte  Abgabe  (z.  B.  durch  Verkauf  von  Kriegsschiffen 
an  private  Kinfer  in  einem  Kriegslande)  ausdrücklich  untersagt  ist.  b)  Die  Pflicht  der  Neu* 
tralen,  Vertetzongen  der  Neutralitftt  nicht  zu  <iul(len.  i>t  eine  positiv«  Pfliebt  zur  Ver» 
hinderung  betreffender  Uandiun^on.  deren  F.i-füllnn^'  ilire  Wirkungen  teils  gegenüber  den 
Kriegfübreudou,  teils  gegenüber  den  eigenen  Untertanen  äuUcrt.  a)  lo  eraterer  Beziehung  hat 
der  nentnle  Staat  gegen  den  Kriegflihrenden  eventtidl  voa  seinen  milltlrisdien  Mitteln  Ge- 
braueli  zu  rancheu  (Art  5  Abs.  2  Abk.  V),  um  die  Voruahme  feindlicher  TTaiidliinpeii  in 
seinem  Gebiete  oder  aeinea  Gewässern  (Art.  2—4  Abk.  V,  Art.  1,  2  Abk.  XI 11)  oder  andere 
dem  KriegfQbrendeu  verbotene  Handlungen  zu  verbinden!  und  deren  Wirkongen  aoftobebeii; 
letzteres  insbesondere  im  Falle  der  Wegnahme  eine»  feindlichen  Schiffes  im  H<)heit.sbercicfa« 
des  Neutralen  (Art  3  Abk.  XIII):  der  Neutrale  ist  verpflichtet,  die  Prise  zu  befreien  und  die 
v«m  dem  Nehnientaat  auf  die  Prise  gelegte  Besatzung  bei  sich  festzuhalten;  befindet  sicli  die 
Prise  außerhalb  des  llolieitsbereichs  der  neutraleu  Macht,  so  ist  anf  deren  Verlangen  di«  Prise 
mit  ihren  Offizieren  nod  ihrer  Mannschaft  freizugeben.  ^  Die  nentnle  Macht  ist  femer  vor- 


1}  Besdilnft  des  Instituts  f.  iatentat  Beebt  vom  Jahre  1875,  Annuaire  I     140;  «L« 

seul  fait  iiiateriel  d'un  arte  hdstilc  commis  ^ur  le  (erritoire  ncHtre,  ne  snffit  pas  rendre  ie^i>oii. 
aable  l'Etat  oeatrc.  Pour  qu'ua  puiese  admettre  ({U  il  a  viol6  aou  devoir,  11  faut  la  prcuve 
sott  d'ttoe  Intention  hostUe  (Dolus),  seit  d'toe  n^gligeoce  manifeste  (Culpa)."  Vgl.  im  gaoxea 
Geffckon  IUI  IV  S.  700 ff.,  insbesondere  8.  TOSE  beiQgfiek  des  Ahibama-Falles  Bivier, 

Principes  p.  'm,  a05. 

2)  Vgl.  Kugl.  Foreign  Enlisliueut  Act  vuui  Juli  1S19,  erneuert  IbiO.  Der  Eintritt 
elnzelnw  in  die  Kriegsdienste  der  KriegfOhrenden  ist  an  sich  nicht  verboten,  kann  aber  durch 
Landesrecht  verboten  werden  (Hußland  1S70>.  Nach  Art.  ü  AbkV  HK  1907  ist  eine  neutrale 
Uixdit  füi-  den  Eintritt  uiuzelaer  iu  den  Dienst  eines  Kiiegführenden  nicht  verantwortlich. 
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pniehtet  (Art.  S  Abk.  2Ü.1I),  die  ihr  zur  Verfugung  steUeaden  Mittel  (auch  Btrafniittol)  anzu- 
wenden, um  In  fltram  Hob«itsbenlcib  die  AnsrAftaiif  oder  Bewaffnnnf  jedes  Sdiiffes 

zu  vcrhindorn,  bei  dem  sie  triftige  Oiiinde  für  die  Annahme  hnt.  dafi  es  znm  Krtiizon  oder 
zur  Tcilnabnio  au  feijidliclion  Uotomehmungen  KCgen  eioo  befreundete  Macht  bestimait  ist 
(Anericeimanf  der  BOf .  Wasbiiigtonor  Begein) ').  Art  8  Mfttaieit  ferner  die  Pflldit  der  Nea- 
tnlen,  dieselbe  Sorgfalt  aufzuwenden,  um  zu  verhindern,  daß  au»  ihrem  Hohcitsbereicfa  irgend 
ein  zum  Kreuzen  oder  zur  Teilnehme  an  feindhchen  Handlungen  bcetimmtca  Schiff  ausläuft, 
das  innerhalb  ihres  Hoheitfibereichs  ganz  oder  teilweifie  zum  Kriep^gebrauch  hcrgcrichtot 
worden  ist.  —  Bezüglich  der  Pflicht  zur  Rostrafung  von  Handlungen,  die  der  NentralHIt 
zuwiderlaufen,  ist  (Art.  5  Abs.  2  Abk.  Vt  dir  Hi  ficlinntj  nnf  dem  cir::Liicii  f?ebiete  der  neutralen 
Macht  VorauBsetzung.  —  Dagegen  ist  eine  Vcrhiuderungspf  Hclit  nicht  anerkannt  für  den 
Fall  der  Überaebreitang  der  Orense  durch  eiuelne  nun  Heere  eine»  Eriegfübrenden  neb  be* 
gel>ende  Leute,  für  den  Koiif rcbnndchnrdol  von  Privatpor^ioiioii  und  die  Benutzung  von 
Telegraphcu-  oder  Telcphouliuicn  durch  den  KnegfüJireuden  ( Ait.  6—b  Abk.  V,  Art.  7  Abk.  XUI). 
Beadinbikiuigni  und  Verbote,  die  einer  nentraJen  Madit  beKöglich  des  Kmitrebaodeluuidds 
oder  der  Benutzung  der  bezeichneten  Verkehrsmittel  angeordnet  werden,  sind  von  ihr  (und 
den  privaten  Eigentümern  von  Telegraphen-  und  Telephoneinrichtungen,  sowie  drahtlosen 
Telegraphiecinrichtungen)  auf  die  Kriegführenden  gleichmäßig  anzuwenden  (Art.  9  Abk.  V)  — 
c)  Der  KiiL^szu^tand  hat  endlich  gewisse  tatsächliche  ond  roch tli clic  Wirknngen,  welche 
die  NeutiaKii  dulden  iiu"i*?!en,  ohne  daß  ihnen  f4r«nu»tnnng!=-  oder  Ei-satzanspruch  zur  Seite 
Steht.  In  erstcrcr  Beziehung  kumiaeu  jene  Sebadigtingen  in  Betracht,  denen  im  Seekrieg 
nentiale  Schiffe  hn  Bereidi  der  oiUf ttrfschen  OperstioneD  der  Krlef;fuhT«nden  ansgeaetzt  nnd; 
die  Freilieit  des  Verkehrs  frift  innerhalb  des  Kriegsfelds  ^'e.!;enrd»er  der  Freilielt  der  Kriegs- 
führenden, ihre  Machtmittel  zu  eutfalteu,  zurück.  lu  letzterer  Beziehung  kominea  die  im 
folgenden  co  erBrtemden  Bedito  der  Kriegflhrenden  im  Bereich  des  Priaenrecbti  and  <ie 
konespondiorenden  Pflichten  der  Neutralen  in  Betracht. 

3.  Bezüglich  der  Frage,  ob  der  Transport  von  Verwundeten  und  Kranken  durch  neu- 
trales Gebiet  gestattet  werden  könne,  treten  heute  Kücksichten  der  Humanität  in  den  Vorder- 
grund. Art  14  Abk.V  gestattet  di^n  Transport,  wenn  weder  Kricgsvorriite  nocli  Maoa- 
scbaften  zur  Ei'gänzung  der  Armee  niitpeffdirt  werden,  der  neutrale  Staat  ist  jeducli  vcr- 
pflicbtet,  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Transport  ordnuu^mäßig  erfolge.  Rücksichten  der  Huma- 
nitit  dnd  atich  maBgebend  hei  Hitfeleistnng  an  dnaelne  Notleidende;  hier  gilt  aber  gldch> 
zeitig  der  nnindsatz,  daß  dem  einen  nicht  ver?:ip:t  werden  darf,  was  dem  anderen  f^ew-Uirt 
würde.  Von  dem  gleichen  Gesichtspunkt  ist  die  Übung  beherrscht,  der  zufolge  Kricgssdiiffo 


1)  In  dorn  zu  Washington  am  8.  Mai  1S71  zwischen  England  und  der  nordamerikani- 
schen Union  abgeschlossenen  Vertrage  wurden  folgende  drei  Regeln  als  (»nmdlafje  für  die 
Entscheidung  der  sog.  Alabama-Aagelegciilicit  dum  Schiedsgerichte  vorgelegt-  Die  neutrale  Kc- 
giening  ist  verpflichtet  1.  die  gehörige  Sorgfalt  (due  diligencei  zu  verwenden,  um  innerhalb 
ihres  Juriwliktionsgebiets  die  Au^rnjituncr,  Bt^waffnuiip  oder  Equipierung  von  Schiffen,  welche 
sie  für  bestimmt  hält,  Kaperei  zu  treiben  oder  Krieg  zu  führen  gegra  eme  andere  Macht,  mit 
der  ile  In  Frieden  Ist,  an  hindern  nnd  dieselbe  Wadnamkeit  anzavsnden,  nni  das  AnalaufeD 
ir^'eud  eine*  Seliiffes  .ms  üirem  Juri?.diktionsrrcbiet  zu  Iiindern,  welches  die  b(v.eiehne(en  Zweeko 
verfolgt,  nacbdeoi  es  ganz  oder  zum  Teil  in  seinem  Jurisdiktiunsgcbiet  zum  Kricgsgebraucb 
hetgttidMat  worden;  2.  nicht  sb  geetattea  oder  an  dalden,  daJt  ein  Kriegrilhrender  Mb  ihrer 
Hlfen  oder  GewSsaer  zur  Baab  von  Seeoperationen  gegen  den  anderen  KrlegltQifeQden  be* 
diene,  entweder  zur  Erneuerung  oder  Vermehrung  von  Kriepsvorritten  oder  Waffen  oder  zur 
Anwerbung  von  Mannschaften;  3.  gehörige  Sorgfalt  iu  üben  in  ihren  eigenen  Gcwüs^m,  um 
irgend  einer  Verletzung  diaaer  Nonnen  Torbeagen  zn  können.  Vgl.  dazri  Geffcken  HU  IV 
S.  ßTfiff.;  Kolin- Jaequemyni^,  Revue  de  dr.  intern.  VII  p.  72  sq.;  Lorim er,  ebenda  VI. 
Siebe  auch  die  Beschlüsse  des  Instituts  f.  intomat  Recht  (Elaag)  Annuaire  I  p- 139,  UO  bc- 
sitglleh  der  Faseting  der  Waabfaigtoner  Begeh.  Sidie  auch  schon  hier  Alt  3  <|  5)  dea 
„A\'unt-)>r'ijet  de  re^denient  intern,  ftur  la  contrebando  de  gaene  et  lea  transporta  Interdita 
aux  ueutrcs"  im  Aunuaire  XIV  p.  S4,  192,  198. 
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der  Kriei^fübrcüdeu  iu  Fällen  der  Seenot  in  neutrale  Gewäasor  und  Häfen  einlaufen  und  ihre 
Havarien  aosbeeseni  dOrfen;  es  darf  ihnen  aucli  erinbt  wfiidtti,  den  OBum^^iuiKlicli  nötigen 
Proviant  einzunehmen.  Dagegen  kommoD  die  «itn»nf?(»n  Konsetjuen^pn  der  heiiti^ren  Auf- 
fassung der  Neutralitfit  zur  Geltung,  wenn  kleinere  oder  größere  Abteilungen  der  kriegführen- 
den Anneeo  nentrales  Gebiet  bd  betreten  soeben  und  beraits  betreten  hsben. ')  G«){enBber 
diesem  Ynr^Muge  darf  »ich  der  Neutrale  iiiulit  passiv  verhalten;  er  ist  vielmehr  verpflichtet^ 
jedffii  derartigen  Versuch  abzuwehren,  und  wenn  dies  nicht  möglich  ist,  die  feindJidien  Sol- 
daten ni  «itfwilfiien,  d«i«B  IntBiiBtonuig  sn  veranlafleen  und  das  Kvlegsmsterial  In  BeaAlsg 
m  oehmen.  Das  korrekte  Verhalten  des  Neutralen  In  derlei  FSlIen  ist  namentlicli  dann  von 
großer  praktischer  Bedeutung  —  insbesondere  anch  vielleicht  für  die  rasche  Beendigung  des 
Kriege»  wenn  der  Cbertritt  in  grolkn  Maasen  erfolgt  und  durch  die  militärischen  Erfolge 
des  Gegnern  veramcbt  ist*|  Die  kocnplliierten  Teibiitaiise  eines  soldien  Falles  bringen  es 
mit  sich,  daß  die  Betciliijtcn  ihre  Tiiteressen  durch  besondere  Verträge  (Art  12  Abk.Vj  über 
Entschädigungen,  Restitutionen  (der  Waffen,  Munition,  der  Kriegakaase  u.  a.  w.)  regeln.  Die 
Pfliebt  rar  Wahnrng  der  Integritlt  des  nentralea  Territorlams  muß  aneb  Kr  den  F>ll  be> 
hauptet  wcnkn,  wenn  iler  Übertritt  bezw.  Dureliinanich  auf  Grund  eines  vor  Ausbrucli  de« 
Kriege«  und  nicht  zum  Zwecke  der  l>cistung  von  Kriegshilfe  abgeschloMenen  Vertrages  oder 
auf  Grund  einer  Staat8<lienstbarkeit  bewirkt  werden  soll.  ~  Entwichene  Kriegsgefangene 
oder  solche,  welche  flüchtige  Truppen  mit  sich  führen,  kann  der  Neutrale  in  Freiheit  lassen 
oder  ihnen  den  Aufcnhalt  prostatten  fArt.  13  Abk.  V).  —  Die  völkerrechtlirlie  Pflicht  des 
Uferataates,  die  Durchfahrt  fremden  Kriegasohiffen  durch  das  Küstongewässer  i>ffeu  zu  lausen 
seesieit  im  Krieg«  oleht  (Art.  10  Abk.  XlHi;  dagegen  ist  der  Nentnle  dlerdings  verpflichtet, 
dafür  zu  sorgen,  daB  die  Dtm  hfahrt  nicht  mißbraucht  wcnle,  ?..  W.  r.iir  Verladung  von  Waffen, 
Proviant,  zu  militärischen  Dlapoaitionen  im  Hinblick  auf  ein  bevorstehendes  Seegefecht  usw. 
Handelt  es  sich  nm  den  Eintritt  yon  Kriefiwebiffen  oder  Prisen  der  KriegfiUirenden  bi  neu* 
trale  Häfen,  Kecden  oder  Küstcngcwässer  und  den  Aufenthalt  in  diesen  Gebieten,  so 
steigert  sich  die  Pflicht  der  neutnUen  Macht,  alles  zu  verhüten,  was  eine  Förderung  der  In- 
teressen des  einen  Kriegstcils  zum  Nachteil  des  andei-eu  bilden  k5nnte.  Die  Lage  des  Neo- 
tralen  ist  in  derlei  Fällen  gegenüber  jenem  des  ÜbortritiB  von  Truppen  auf  nentrales  Gebiet 
im  LandkriofjT  in  der  Tat  eine  schwierigere.  Sache  der  neutralen  Macht  ist  e<«  daher,  die  Be- 
dingungen, Beschränkungen  oder  Verbote  des  Eintritts  und  Aufenthalts  von  Kriegsschi  ffeu 
der  KiiegfQhrenden  genaa  festiustellen.  In  Ennaagdimg  allgemeiner  TQIkerrecfalJlelier  Nonnen 
über  diesen  Gej:eiist;uul,  wardie  Umgrenziini,'  der  Pflichten  der  Nt  utialen  bisher  sehr  vci-sehieden ; 
so  hatten  z.  B.  die  skandinavischen  Staaten  im  ruaaiach-japauischem  Kriege  den  Kh<^;sschi£fen  der 
Kriegführenden  deren  Eintritt  f n  ihre  llIiIitSr>Bifen  flbeibaupt  nnteraagt.  Zur  Zeit  sind  dnrdi 
Art  'J  Iiis  20  Abk.  Xlll  feste  Regeln  für  den  Aufenthalt  von  Kriegsschiffen  der  Kriegführen- 
den in  neutralen  Häfen  und  Gewä.s»em  voigczcichnot  In  Zusammenhang  mit  dem  Grund- 
satz unparteiischen  Verhaltens  des  Neutralen  steht  vor  allem  die  Regel  des  Ait  9,  daß  die 
▼on  der  neutralen  Macht  getroffenen  Amudmingen  auf  beide  Kriegführende  gleichmäßig  an- 
zuwenden sind.  Bezüglich  der  Durchfalirt  durch  das  Küstengewäsper  f^teht  es  der  neutralen 
Macht  frei  (Art  II),  den  Kiiegführcnden  die  Verwendung  der  von  ihnen  bestellten  Lotsen  zu 
gestatten.  —  Die  Daner  des  Aafenthalts  ist  snbsldlir  (wenn  die  neutrale  Hadit  bebe 
anderweitf  Itef'elung  vor^^esehen  hat)  auf  24  Stunden  heschränkt  (Art.  12.  VeririD.j?e- 
nuigen  dieser  Frist  sind  aus  Anlaß  von  Beschädigungen  oder  wegen  des  Zustand«  der  See 
(Art.  14),  fetner  wegen  des  ^isammentreffens  von  KriegsBebiffen  beider  Kiiegsteile  (Art  16), 
endlich  wegen  der  Einnahme  von  Lebensmitteln  und  Feucningamaterial  (Art.  19)  zugelassen. 
—  fehlt  eine  anderweite  Norm  der  neutralea  Macht,  so  dürfen  höchstens  3  Kriegascbiffe  eines 

t^i  Vfrl.  Ileilborn,  Hechte  und  Pflichten  der  neutralen  Staaten  in  Bezug  auf  die 
während  des  Krieges  auf  ihr  Gebiet  übertretenden  Angehörigen  einer  Armee  usw.  (1SS8). 

it  Z.  B.  der  Obertritt  des  Armeekorps  Bourbaki  auf  schweizerisches  Gebiet  im  deatsdi- 
fianxCsischen  Krie^'C  IbTO— 71. 

3)  Deutschland  hat  im  Hinblick  auf  den  Umstand,  daß  diese  fVist  der  bi»lierigen 
Übung  der  kontinentalen  Staaten  nicht  entspricht,  gegen  Art.  12,  13  einen  Vorbehalt  gemacht. 
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Kiiegführendcn  innerhalb  eines  Hafens  oder  einer  Heede  sich  befinden  (Art  15).  —  Schiffs» 
ecbiden  dQrfen  nldit  xor  YvnMmog  der  GefeditBetSrice  ansKebeesert  weiden  (Art  IT);  eben- 

ßowenig  darf  (iic  Gefechtsstärke  durch  Enieiieruiifi;  der  militriris<hen  Vorräte  oder  der  Ar- 
mierung, ferner  durch  Ergänzung  der  Besatzung  vergrößert  werdeu  (Art.  IS).  I>ie  Eionahme 
Lebensmitteln  md  Penerungsmaterfal  ist  in  den  Ctrenzen  dee  Art.  19  geetattetj  die  irie- 
derlioitie  Enteoerung  dieser  Gegenstände  in  einem  Hafen  derselben  Macht  ist  erst  nach  3  Mo- 
naten ppfitattet  (Art.  20).')  —  Art  21  bis  23  gestatten  die  Einbrinpiing:  von  Prisen  in  neutrale 
Häfen  nur  wegen  Sceuntdcbtigkeitf  ungünstiger  See  und  wegen  Maugels  au  Fcucruu^äuiaterial. 
Zai  Verhtttnng  der  Zerstörung  von  Prisen  kann  deren  Verwahrung  im  Hafen  bis  zum  ErlaB 
des  Pnscniirtcils  bewillifTt  werden.  Übeisehreitung  der  Aufontbaltsfrist  hat  die  Entwaffuting 
des  bchiffes  und  die  l'csthaltung  der  Besatzung  sur  Folge  (Art  24).  —  Art  25  verpflichtet 
«He  neutralen  Hicbte,  Verletzongen  der  vereinbarten  Beetbnnrangen  naob  HSgliclikdt  an  ver» 
hindern. 

§  192.  Stellung  der  Unfi'ttjjut'Ji  der  neutralen  St;taton.  1.  Die 
Pflicht  des  Neutralen,  die  oben  beztMclmetcn  Akte  der  TTnterstutzang  eines 
der  Kriegführenden  zu  unterlassen,  uu)taUl  aucii  die  Pllicht,  derlei  Aktionen, 
die  von  Einzelpersonfin  (Untertanen  oder  Fremden)  auf  seinem  Territorium 
oder  in  seinem  Se^pebiet  vorbereite  werd^  zu  verhindon  und  die  betreffenden 
Personen  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Im  übrigen  ist  bezüglich  der 
StellunfT  der  T^ntertanen  neutraler  Staaten  davon  ansziicrehen .  daß  der 
friedlicliH  Verkehr,  insbeisoiiilcre  der  Handelsverkehr  mit  den  beiden  Kriej^s- 
teilen,  Ibrtgesetzt  werden  darf.  Die  Tatsache  des  Krieges  bildet  aber  iu  dop- 
pelter Beiiehang  dne  Quelle  von  Beschr&Qknngen  des  Verkehrs,  einmal  in 
fitktisdier  Beziehung,  insofern  der  Aosbroeli  eines  Krieges  unvermeidliehe  Wir- 
kungen auf  den  Verkehr  überhaupt  und  bestimmte  .A.rten  und  Richtungen  des 
Geschäftsverkehrs  insbesondere  äußern*  wird,  überdies  jeder  Krie^ührende  den 
Handel  des  Gegnei's  zu  schädiofen  sucht,  sodann  aber  auch  in  rechtlicher  Be- 
ziehung insofern  die  schrankenlose  Fortsetzung  des  Verkehrs  der  Neutralen 
Kollisionen  der  prinzipiell  anerkannten  Yerkehrsfreibeit  mit  den  Interessen  der 
Kriegführenden  herbditthren  mttSte.  In  dieser  Bichtung  bewfthrt  sich  das 
heutige  Neutralitätsrecht  in  seiner  Funktion  als  Mittel  der  Beseitigung  dieser 
Kollisionen,  indem  es  gewisse,  diii  ch  das  Interesse  der  Kriegführenden  {gebotene 
Beschränkuniren  des  Veikehrs  der  Nentralen  rechtlichen  Normen  unterzogen 
hat.  Es  sind  dies  eiiier.^its  jene  Normen,  welche  in  Fällen  einer  Blokade 
die  Voraussetzungen  bezeichnen,  unter  welchen  der  Verkehr  nach  bestimmten 
Plätzen  überhaupt  untersagt  werden  kann,  nnd  die  Rechte  der  Eriegfthrenden 
gegenüber  Übertretungen  des  Verbots  sowie  das  Verfahren  bei  der  Geltend- 
machung dieser  Rechte  re.geln;  andei-seits  kommen  hier  die  völkerrechtlichen 
Normen  betreff'end  die  Rechte  der  K'riefrrilbrenden  zur  Verhinderung  der  T.ie- 
ferung  und  Zufnlir  von  Kriecr-^k  ntrebaude  in  Betracht.  Soweit  die  Krieg- 
führenden iu  diesen  beiden  ui  ui)i)en  von  Fällen  bei  ihrem  Voigehen  gegen 
Angehörige  eines  nentralM  Staates  sich  in  den  Grenzen  der  völkerrechtliehen 
Gmndsfttze  halten,  steht  der  nentralen  Itegiemng  kein  Becht  zum  Schutze 
ihrer  kontravenierenden  Angehörigen  zn;  die  neutrale  Begierung  kann  aber 

1  Verbelialt  DcatadilaiMla  gegen  dieeen  Aidket. 

2)  An  \c,  Ahk  V  definiert  als  Nentnle  Penooen  „die  AngehSrigen  elnee  im  Kriege 

nicht  beteiligten  Staates." 
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naeh  geltendem  Beeht  wegen  derartiger  Kontrayentionen  ihrer  Angehörigen 
▼ölkererchtlich  nicht  znr  Terantwortang  gezogen  wwden.  Eine  solche  Ver- 
antwortlichkeit für  Verletzungen  der  Neutralität  durch  Angehörige  eine?  neu- 
tralen Staates  ist  derzeit  nur  bezüglich  der  Akte  uiiiiiittelbiiier  Kriegshilfe 
anerkannt  fr^l.  Art.  8  Abk.  XIII).  Bezüglich  des  Handel^  mit  Waffen  und 
Munition  hall  man  dagegen  an  den  Konsequenzen  der  Verkehrsfreiheit  mit 
beiden  Eriegsteilen  fest  (vgl.  Art  7,  8  Abk.  V ;  7,  8  Abk.  XIII);  die  neutralen 
Begterangen  yerbieten  ihren  Untertanen  diesen  Handel  nicht;  sie  beschrftnken 
sich  höchstens  darauf,  ihre  Untertanen  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  8H» 
den  Handel  mit  Kriegskontrebande  lediglich  auf  eigene  Gefahr  treiben  können, 
indem  sie  sicli  in  Fallen  der  Zufuhr  von  verbotener  Ware  für  (\on  ein*  ')  Tvneg's- 
teil  den  völkerrechtlich  anerkannten  rTpwaltmaßregeln  des  (it  giiers  au-ssetzen, 
ohne  gegen  ihre  eigene  Kegierung  den  Anspruch  auf  Schutz  und  Intervention 
erheben  za  können.  Die  neutralen  Regierungen  lehnen  aber  auch  gegenfiher 
dem  TO'letzten  Kriegateil  jede  Verantwortung  ab. 

i;s  läßt  sich  iiiclit  lif'Sfroiten,  daß  da»  praktische  Ergebniii  dif>sp.=  Rechtszustandes  dem 
Gruuiigedaokeu  der  Nentralität  nicht  entaprioht  und  jeoe  Forderangen  verlengnett  die  mit  der 
Elstens  der  Stutengemdinehaft  mit  Beeht  terimepft  werden  kOnnen.  Yea^eiebt  nMn  die 
Ol  saiiitwii  iiniis-  des  heutigen  Neutralitätsrecht«  mit  dem  Gesamtznstand,  in  weUliPii  in  früheren 
Jahrhuudcrten  Kriege  die  Verkehr  pflegenden  Nationen  versetzt  hatten,  so  tritt  am  zweifellos 
die  Fnnkttott  des  Nentralitätsrechts  anch  als  Mittel  mögliclist  baldiger  Wiederheratellnng  des 
Friedens  vor  die  Ahitcii.  (Ji  rmk'  <li(  I  .rkenntnis  dieser  Fnnktion  der  Neutralität  lenkt  aber 
die  Aufmerkaainkeit  diinuif.  daß  das  Maß  möglicher  Wirksamkeit  der  Nentralitüt  im  Infi'jvsse 
des  Friedens  hente  bei  weitem  nocli  uiclit  erreicht  ist,  denn  tatsächlich  können  unter  dem 
Sehiti  der  Verkehrsfreiheit  die  Hacbtinittel  der  KriegfUhrettdeii  doreh  den  Handel  der  An> 
^phuiigm  nrHtratf'r  Sta.ilt-ii  iniin*'r  vi>n  iumiimii  trtriinzt  und  aufgefrischt  werden')  —  ein 
Vorgang,  der  den  ükouomischeu  Interessen  einzelner  AngehSrige»  oder  größerer  Gruppen  von 
Angehsrigen  eines  oder  einiger  nentralen  Staaten  Nntaen  bringen  mag,  aber  gleichzeitig  dnreh 
Verlängerung  des  Krieges  jene  tatsächlich  mit  dem  Ausbruch  jedes  Krieges  verknüpften 
schädlichen  Wirkungen  für  dir  nkonomische  Lage  der  nentralen  Staaten  in  empfindlicher  Weise 
steigert.  Auf  die  Dauer  küiiuen  die  egoistischen  lutcressen  einzelner  den  Sieg  Ober  ein 
eminent  internationales  Interesse  nicht  behaupten.  Wenn  dieses  internationale  Biterease  heute 
noch  nicht  eutsprcchpiidt  n  ?(  lintz  rrf  fniidcii  liaf.  ?o  licirt  der  Grund  davon  anpenfrhpinlirh 
darin,  daß  das  geltende  liecht  eine  Ptlicht  der  neutralen  Kegieruogou  zar  Verhinderung  des 
Handels  ihrer  Untertanen  mit  Krlegskontrehande  nnd  die  Verantwortliehkeit  für  die  nidit 
gelilriirc  Kiniltniig  diiM  r  rfTi^lit  noch  nicht  anerkannt  hat.  Im  Schöße  des  Instituts  fllr 
iutematiooales  Kecht  ist  die  Frage  ueuestens  Gegenstand  der  Verhandlung  geworden  -);  es  wurde 
mit  Eeebt  die  Notwendlckrit  der  Weiterbildung  des  Nentialitfttnechtt  darcb  TBlkerTeditUdieIte> 
gelnng  der  vorliegenden  Materie  im  Geijensatze  znr  Konsenriemng  der  bisherigen  Obang,  die  doch 
von  dem  neuen  VISlkerredit  in  wichtigen  Punkten  (Kaperd,  Biokade  uaw.)  bereitB  modifiaert 

1 )  Eine  bemerkenswerte  AuBening  über  dieee  S«te  der  Fragt»  entiiilt  der  Beridtt  von 

Brusa  (Session  Vfnrdiir  Annuairc  XVIp.  20T>:  .T,C8  bclligfrants,  en  appelaut  pourleur 
dioits  et  pi-ötcutions  au  tcrriblc  hasard  dos  forces  militam»,  duivent  douc  demearer  seuls  et 
i  so  t^e  ponr  ee  qni  conceme  levr  Intte  et  pendant  tont  le  tempe  qne  eette  iiitte  dore.  L  'isole» 

Dient  des  bclli^"' rants  a  poin  Icrme  corr/flatif  les  devoirs  des  ncntrcs."  .  ,  . 
«La  neatraiitS  et,  par  cous^qnent  la  defense  de  la  contrebande  tieoneut  ^vidcmmcnt  au  prin- 
cipe de  IMsoleraent  dee  belligCranta.*^ 

2)  Grundlage  der  Verhandlungen  ist  die  Denkürhrift  von  Kleen:  De  la  contrebande  de 
gnerre  et  des  trnri?pfirts  inlordit;*  aiix  iieutres  d'aprös  les  princii»«"^  »In  dr.  intern,  contcmpii 
(Paris  1S93)  mit  tlcm  Entwuri  eines  internationalen  Reglements.   Aunuaire  XIV  p.  34. 
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iat,  betont*).  Diese  Weiterbildmif  kann  mar  auf  Omni  einer  interaationaleii  Aktion  der 

zivilisierten  MSchte  dnrch  Sdiaffiincf  piner  pleichrnäßip  wirksamen  lustitution  prfolfren,  denn 
die  BestrebUDgeu  eiuzelDer  Staaten  im  Siuue  wirksamer  £rfUUang  der  Neatralitätsptlichtea 
sind  swar  anerkeniieittwerte  LeiaUmsen  nationalen  Beebts  im  Dlenate  eines  eminent  inter- 
nationalen Interessea,  erfUlleu  jedoch  nicht  die  den  zivilisierten  Staaten  geaetxte  Aufgabe 
völkerrechtlicher  Ausbildung  des  Kriegsrechta*).  Die  Weiterbildung  des  Neutralitätsrechts 
wUrde  Übrigens  in  der  vorliegenden  Frage  nar  die  völkerrechtliche  Ausgestaltung  einer  von 
den  einzelnen  Staaten  für  den  Bereich  ihrer  nationalen  Recht  sorduung  anerkannten  PAiclit 
bezw.  die  Ausdehnung  der  b^ztlpflic  h  der  Akte  unmittelbarer  Kriegshife  bereits  anerkannten 
TÜlkerrechtiichen  Pflicht  auf  die  Kontrebaude  bedeuten.  Indessen,  die  Verhandlungen  des  In- 
ititQta  fltr  intmationalflo  Beebt  fUurten  nidit  sor  Anerkennnnf  einer  eoteben  Pfliebt  der 
Neutralen:  man  beschrJlukte  sich  im  Hiublick  anf  die  Scliwicrio-keiten,  welche  der  Normierung 
des  Gegenstaiides  entgegenateheu,  auf  die  Fixierung  einer  Eeike  von  ^Frinzipieu.  Daa  Er- 
gebnis waren  die  BeaeUflaae  Uber  Eootiebande  *and  IVanaport  im  Kriege  Tom  29.  Septm^wr 
1896  (Bfiglementation  internationale  de  la  coutrebande  de  guerre)^. 

n.  Eine  aiuiloüfe  Behandlung:  findet  nach  geltendem  Recht  der  von  neu- 
tralen Staatsanj^eliüiigeu  für  einen  K'riec:f'uhrenden  besorgte  Transport  von 
Militärpersonen  und  Kriegsmaterial^).  Derlei  Unteruehmungen  sind 
anter  der  Voraottetnuig'y  dafi  es  sich  om  den  Transport  von  Poaonen  ]iandelt, 
die  sich  wirklich  im  Kriegsdienste  eines  Eriegsteils  Befinden«  die  BefSrdemng 
sich  nicht  auf  wenige  Personen  beschränkt,  dem  Eigentümer  oder  Kapitän  der 
Zweck  dei-  Einschiffung-  bekannt  war  nnd  die  Reise  des  Schiffes  zum  Zwecke, 
d^'S  'rruppentiansports  unternommen  wird^),  feindliche  Akte  <;ep-eniiber  dem 
anderen  Kriegsteil.  Solche  Akte  unternimmt  der  neutrale  ijtaatsangehörige 
auf  eigene  Gefahr;  der  verletzte  Kriegsteil  ist  berechtigt^  das  Schiff  in  Be- 
schlag zu  nehmen  nnd  zu  konfiszieren,  Die  Konfiskation  ist  jedoch  aus- 
geschlossen, w^n  der  Eigentümer  durch  Gewalt  oder  Täuschung  veranlaßt 
wurde,  den  Transport  zu  bewerkstelliofen"*).  Die  Möglichkeit,  eine  Verant- 
wortlichkeit der  neutralen  Reofierung  tur  derlei  Akte  ihrer  An^^^ehRri^en  zu 
kunj^truiereii,  ist  hier  ausgeschlossen,  da  lediglich  au  Fälle  zu  denken  ist,  in 
lieueu  ein  Kriegsteil  in  einem  fremden  Seegebiet  oder  aul  offener  See  ein 
nentrales  Schüf  «m  Trappentransport  verwMidet 

IIL  Eine  unter  Umstftnden  wichtige  F&rdentng  der  Interessen  des 
einen  Kriegsteils  ist  die  Beförderung  von  Staatsdepeschen  in  feindlichem 
Dienst  durch  ein  neutrales  Schiff;  handelt  der  Eigentümer  oder  Kapitän 
wissentlich,  so  ist  der  verletzte  Kriegsteil  berechtigt,  das  Schiff  in  Besehlag 

1)  S.  (k-u  Klecii-Bruria'sclieii  Bcrielit  in  Annnairc  XYI  p.  lO:^,  UM 

2)  In  zutreffender  Weise  bemerken  Kleon-Brusa  in  ihrem  Berichte  cAnuuaire  XVI 
p.  105):  „La  dvilieation  de  In  gnerre  eet«Ue  nntre  choae  qne  le  triomplie  dn  droit?*  ...  II 
laut  qac  cct  4tat  juridiqiic  se  petteettonne;  11  fant  que  l'aventure  de  contrebande  de  guerre, 
ee  dernior  reBt<>  d'un  dfiaordre  comproinettnnt  In  npiitralit.',  soit  dcfiuitivenient  baiinie  du  droit." 

3)  Annuaire  XVI  p.  2S0sq.:  diu  \ erhaudluugeii  siehe  Annuaire  1.  c.  p.  205 sq. 

4)  HarqnnrdaeD,  Der  IVentfall  S.  67  ff. 

5)  §  7  Ab.  2  der  BpschlFispc  de»  Instituts  f.  Internat.  Recht  (Annuaire  XVI  p.  232) 
sagt  daher  richtig:  ,L'intcrdiction  no  s'^teod  paa  au  tiraoaport  de  particuliers  qui  nc  sout  pa« 
enooie  «n  eerrioe  d'on  beUigfeant,  Ion  mdmo  qall»  nonint  Tfaitention  d'y  entrer,  oa  qui  twt 
le  tnjet  eommo  simples  voyagcars  sans  conncxiti'  nianifuetc  »mm-  Ic  si  r\  in'  inilitairc.*^ 

6)  Vgl.  Gef fckcn,  UH  IV  A,  732, 733  und  den  don  angefahrten  FaU  de»  schwedischen 
Schiffes  „Caroline"  (1!»02;. 
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ZU  nehmen  und  zu  konliszieren.  Die  Voraussetzang-en  der  Konfiskation  des 
Schiffes  fehlen  dagegen  bei  Postschiffen,  die  in  Ausübung  ihres  ordentlichen 
Dienstes  derlei  Depeschen  an  Bord  führen;  hier  hat  der  betreffende  Kriegsteil 
nur  das  Recht,  sich  der  Depeschen  zu  bemächtigen.  Im  Falle  wissentlicher 
UnterotatzoDg  des  einen  Kriegsteils  kommt  es  nnr  auf  diese  TatBache,  nicht 
auf  den  Inhalt  der  Depesche  an;  es  ist  also  insbesondere  nicht  erforderlich, 
daß  die  Depesche  sich  unmittelbar  auf  die  militärischen  Operationen  beziehe. 
Dagegen  ist  eint^  -mdprf  Rpdentiing  (Inr  B^torderung  von  De]>fschen  eines 
Krie^teils  an  dessen  iiii-luiuttiisclie  Agenten  und  Konsilien  in  neutmlen  Län- 
dern beizumessen;  derlei  Depeschen  dienen  dem  trotz  Ausbruch  des  Krieges 
fortdanemden  friedlichen  Verhältnis  äer  Kriegsparteien  nnd  der  neutralen 
Staaten.  Die  Beschlagnahme  solchw  Depeschen  mag  aber  immerhin  vom 
Standpunkte  der  Kriegsraison  als  entschuldbar  ersehnten.  ~~  Die  Festnahme 
nicht  militärischer  Funktionäre  eines  Krie^'-steils  auf  neutralem  8(liiff  ant 
See  ist  völkerrechtswidrig-'):  die  feindliche  Behandlung  des  Schiffes  ist  ans- 
geschiossen.  Ausnahmsweise  kann  die  Festnahme  solcher  Personen  durch  die 
Kriegsnotwendigkeit  gerechtfertigt  sein,  wenn  die  Mtesion  dw  betreffenden 
Person  für  den  Krieg  Yon  Wichtigkeit  ist  Die  Festnahme  wird  daher  jeden- 
falls  ausgeschlossen  sein,  wenn  die  betreffende  Person  sich  in  diplomatische 
Mission  nach  einem  neutralen  Lande  befindet. 

IV.  Wie  die  neutrale  Rej^iening-,  so  liaben  sich  auch  neutrale  Personen 
jeder  positiven  Unterstützung  des  einen  Kriegsteils  gegen  den  anderen  durch 
Beteiligung  an  feindlichen  Opmitionen  zu  enthalten ;  in  solchen  Fällen  ist  eine 
Bemfttttg  des  Neutralen  auf  seine  Neutralitftt  ausgeschlossen.  Ebenso  wenn 
er  Handlungen  zugunsten  eine^s  Kri^^hrenden  begeht,  insbesondere  wenn  er 
freiwillig  Kriegsdienste  in  der  bewaffneten  Macht  einer  der  Parteien  nimmt 
In  derlei  Fällen  darf  er  jedoch  nicht  strenger  snitpns  (]ms  wrl^tztf^n  T\n>?- 
ftthrenden  behandelt  werden,  als  ein  Angeh?^rie:er  des  andfruii  Knef^tuhrciiden 
wegen  der  gleichen  Tat  behandelt  werden  kann  (Art.  17  Abk.  V)-j.  Ins- 
besondere müssen  neutrale  Handelsschiffe  jede  Mitteilung  von  Nachrichten,  die 
für  die  kriegerischen  Aktionen  von  Wichtigkeit  sdn  kftnnen,  unterlassen. 
Spionage  hat  außer  der  W^^hme  und  Konfiskation  des  Schiffes  auch  die  Be- 
strafung der  schuMhaft  lieteiligten  Personen  an  Bord  des  Schiffes  zur  Fol^e. 

Y.  Eine  selbstverständliche  Folge  des  Verhältnisses  der  neutralen 
Staaten       den  Kriegführenden  ist  die  Fortdauer  des  Verkehrs'),  der  diplo- 

1)  Über  den  Ru^^  Trentfall  AAiv  Mar ij  u a rds  eii  a.  a.  0.  In  dem  amerikanischen  Si'- 
zeewonskrieg  hatte  ein  Kreuzer  der  Uuiouaregiemiig  die  auf  dem  engliMben  PostMhif(e  "Xreot" 
in  HaTumm  eingeschifften  Agenten  der  SMituten  Utaoa,  Slid«^,  Cnelii  imd  llbo>F!uhnd 
fe^tgcnonmien.  Die  lnionsre$int!ra]ig  beharrte  aof  der  Anseht,  daß  die  feindlidien  Agenten 
der  Küntr('i>aii(lt'  «jldrli  zu  acliton  «oicn;  die  schlipBHfh  erfolgte  Freilassung  wurde  nur  damit 
motiviert,  daü  die  Luiunsregieruug  ketu  lutt'iü6i>e  aii  der  Zurückhaltung  der  Ageutea  habe. 

2)  Aft.  tS  beseidinet  die  Handinngen,  die  nicht  als  „HaadlaBnieD  mgmuten  eines  Kricf* 
führenden"  im  Sinnp  des  Art.  17  lir.  1>  Altk.  V  anzusehen  sind. 

Iii  In  den  VcrbandiuDgea  der  liK  1!)07  ist  die  Frage  der  AafrechthaltuD^  des  Veikehra 
ztriedien  der  Bev^Uttecung  der  kriegffihrenden  nnd  der  nentialen  Staafean  erörtert  worden. 
In  der  SebluBakte  ist  der  Wnnach  aasf;eqnx>dieo,  woniidi  im  Krieigafdle  alle  Bebdiden  es  sich 
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matifichen  Verti-etung  nml  des  Si  liutzes  der  neutralen  Untertanen,  di6  deb  in 
dem  Gebiete  dei-  Kiiefrführenden  befinden;  besondere  Vorteile  gegenüber  den 
Anjfehorieeii  des  Autentha1tc<staats  können  für  die  neutralen  Staats- 
angehörigen nicht  in  Anspruch  genommen  werden;  diese  müssen  vielmehr  die 
nacbteiligea  Wirkungen  des  Kriegszustandes  ebenso  wie  die  Einh^isehen 
Aber  sieh  ergeben  lassen*);  insbesondere  sind  sie  verpflichtet,  alle  Ton  dem 
Xriegsteil  znm  Schntze  nnd  rar  Verteidigung  des  Landes  erlassenen  Gesetze 
und  Anordnungen  zu  befoljren.  —  Die  Frage,  ob  die  Krief.'^filhrpndpn  auch 
lieute  noch  bei-echtigt  giud,  neutrale  SchiflFe  in  ihren  ITiifen  znrückzuhalten 
und  zu  Transportdiensten  heranzuziehen  —  sog.  jus  angariae,  droit  d'angarie^) 
ist  streitig^).  Von  dieser  Maßregel  wurde  insbesondere  unter  Ludwig  XIV. 
Gebrancb  gemacht  Seither  verzicbteten  einzelne  Staaten  in  VertrSgen  auf 
die  Anwendung  dieser  Maßregel,  die  mit  dem  bentigen  Nentralitfttsrecbt  un- 
vereinbar ist,  daher  derzeit  als  obsolet  betrachtet  werden  kann.  Anderseits 
sind  allerding-s  noch  in  neuerer  Zeit  Verträs^e  M!>L^eschlos>;en  worden,  in  denen 
Stii^ulationeü  bezüglich  der  Entschädi<2:nne^stVa>ie  Jur  den  Fall  enthalten  sind, 
daß  der  Kapitän  eines  Handelsschiffes  zu  Angarieu  genütigt  worden  ist.^) 

7.  In  Zusammenhang  mit  den  Interessen  und  der  Stellung  der  neutralen 
StaalsangehOrigen  steht  die  Frage  nach  der  Rechtsbestftndigkdt  des  Ankanfb 
eines  feindlichen  Schiffes  seitens  eines  Neutralen  während  des  Kriegs.  Handelt 
es  sich  nicht  nm  ein  SeheintrHscbiift,  das  zu  dem  Zweck  ab2:eschln<?sen  ist,  um 
das  feindliche  öchiff  der  Wegnahme  durch  den  (^ecrner  zu  entziehen,  ist  also 
das  Geschäft  unbedingt,  nicht  in  transitu  und  nicht  mit  Rücksicht  auf  den 
Krieg  abgeschlossen,  so  kann  das  Schiff  nicht  in  Beschlag  genommen  und  als 
feindliches  Eigentum  konfisziert  werden.  —  Eine  andere  Frage  betrHIt  die 
Bechtebestindigkeit  des  Ankaufs  einer  Prise  seitens  eines  neutralen  Staats- 
angehörigen. Kin  solcher  Kauf  ist  c^ttltig  und  die  feindliclie  Ht-liandlnn^  des 
Käufers  ausofescblossen.  wenn  die  Prise  durch  prisearechtliches  Urteil  dem 
Nehniestaat  zuerkannt  ist. 

§  193.  Die  Kricgskontrebande^).  Es  liegt  in  der  Natnr  jeder  Be- 
schränkung einer  rechtlich  anerkannten  Freiheit,  daß  die  Betätigung  der 

zur  besondcrcu  i'f licht  machen  sollen,  den  Foitboetand  des  friedlichen  Verkelus  nach  JAÜg- 
lidikelt  zn  gicbern  und  su  flchfilxen. 

1)  nc'ffrkcn.  T!H  TV  S  712.  Dir-  dontsrlio  Rc-ru-ninp  wollte  in  flen  Vorliandlunpen 
der  UK  1907  eUie  vollständige  K<^elang  der  licchtsstcllung  neutraler  Pcraoncn  bcrbeif Uhren 
nnd  giaK  tmbtBOndere  davon  aus,  daB  Neatrale,  die  nch  friedUeb  rvAtittm,  von  den  WIiknng<en 
des  Krieges  möglichst  verschont  bleiben  sollen.  Die  Konforenz  hat  sich  jedoch  damit  be- 
gnügt, m  der  SclUußakte  anzurej^cn,  daß  die  Fra^^o  der  Behandlang  der  JlYemden  in  Ansehung 
der  Kriegslasten  durch  besondere  Abkommen  geregelt  werde. 

2)  Der  Anadmck  {Syyofot,  der  Bote)  wurde  zur  Bezeichnung  von  Post^tation  gebraucht 
Vgl.  V.  Bulmeriniq  IIII  IV,  99;  im  ftbtigen  Hantef enille,  D«a  droita  et  devoin  dea 
nations  neutres  etc.  Ii  |  1288. 

S)  FOr  ein  aolchea  Recht  n.  Geffeken  sn  Heffter  «  112;  Gareia  I  89;  Dea- 
pagnct  Cours  516,  .517;  Phillimoro  III,  §  29;  Perela,  Intern.  Soer.  JJlfl.  —  Dagegen 
u.  a.  Kleen,  Ii.  XXV,  282;  neueetens  auch  Oppenheim  Ii,  §  S«4. 

4)  Siehe  Perela  a.  a.  0.  2». 

5)  Klees,  Om  KrigakontnibaDd  (ISSS);  Derselbe,  R.  XXY»  Dessen  Lob  et  osagea 
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letzteren  nur  dann  gegen  Willkflfar  gesch&tzt  sein  kann,  wenn  die  entefe 

derart  rechtlich  abgegrenzt  ist,  daß  betreffende  Reehtssätze  wenigstens  in  der 
Haiipt.^ache  in  der  Praxis  keinen  Zweifel  über  den  Tnifang  der  rechtlichen 
Grenzen  der  Freiheit  offen  lassen.  Das  geltende  Viilkei  iecht  hat  es  anf  dem 
praktisch  so  wichtigen  Gebiete  deä  neutralen  Uandeb  zu  einer  solchen,  die 
Intwesaai  der  Kriegflihrenden  und  der  Neutralen  afchemden  Ordnung  noch 
nicht  gebracht;  EbUiaionen  dieser  Intereeseii,  insbesondere  aber  wülktlrliche 
BesehrAaknngen  der  Handelsfreiheit  der  Neutralen  sind  insolange  nicht  ans- 
geschlossen,  als  es  nicht  gelingt,  den  Inhalt  des  Verbots  der  7.v.Mn'  von 
Kriegskontrebande  durch  eine  allgemeine  völkerrechtliche  Normierung  des 
Begi'ifis  der  Kriegskon trebande')  zu  fixieren.  Die  Quelle  der  Schwierigkeiten 
ein^  solchen  Begriffsbestimmung^)  liegt  darin,  daß  seit  jeher  das  Streben 
der  EriegAhrenden  daranf  gwichtet  war,  den  Begriff  d«r  Eontrebande  Aber 
den  Kreis  der  Gegenstände,  die  unmittelbar  und  ansscbließlich  zum 
Kriege  dienen  (Waffen.  Munition,  Sprengstoffe,  Unifonnen,  sonstige  für  das 
Heer  bestimmte  Kleidung^-  nnd  Kqnipierung::sstticke,  Trainmaterial,  Artilierie- 
niaterial  —  sosr.  absei  uie  Kontrebaude;  auszudehnen  und  auch  die 
Zufuhr  von  solchen  Gegeustäudeu  zu  verbieten,  die  in  gleicher  Weise  zu 

Friedens-  and  Kriegszwecken  dienlich  sind  (relative  Kontiebande)*}.  Dar 


de  la  Neutralitr;  I.  "H**  sq  ;  T>  r  rsolhc .  Do  contrrbnndo  de  gueire  etc.  (1S93);  Derselbe, 
HG.  IV  297  84).,  XI  353  sq.;  Dtjssen  gemeiaacbaftllcb  oiit  Brösa  erstatteter  Bericht  in  den 
Verliandlaiigeii  dm  VölkerrachtBiiMtitats  Annaaire  XUI  p.  75  sq.,  XtV  p.  96  aq.,  ieSsq. 
(Bericht  von  Bru»a);  die  AuBführungen  vun  Den  Beer  Portugacl  cbetula  XIII  p.  50  sq., 
XIV  p.  43  sq.;  die  Vorschläge  von  Perel»,  ebenda  p.  öSsq.:  Lardy  XJII  p.  67  sq.  — 
Heffter-Oeffcken  §  15sff.;  Geffcken,  HH  IV  S.  7l3ff.;  Gcßncr,  Ias  droit  des  neutrea 
anr  mar  p.  82  sq.  und  in  Holtzcnilorff«  RechtsU  .1  <  i  s.  v.  .,Kontrcbandc'';  F.V.Marten» 
II  S.  514ff.;  Rivior,  Princ  ipts  II  p.  416  sq.;  Perela,  Intern.  Seerecht  234.  Harois  §  89; 
V.  Liszt  $42:  Lehmann,  Die  Zufuhr  von  K.  (1877);  Vossen,  Die  K.  des  Krieges  (1^96); 
Hirsch,  K.  und  verboteoe  Tiaosporte  U90I);  Wiegner,  Dia  Kriegak.  (1904);  Hold, 
Die  Kriegsk.  (1907);  Bonfils  Xo.  1587  sq.,  Despapnct,  Cour-s  No.n^Tsq.;  Pillct.  les  lois 
at^eUea  etc.  SlSsq.:  Dapuis,  Le  Droit  de  la  guerre  mar.  etc.  üo.  199 sq.;  Holland, 
Xamal  of  Maval  Prise  Law  §§  57  sq.;  K night  dea  nentrea  etc.  (190S)$  Weatlake, 
R.  X  014  sq.;  Oppenheim,  II,  §§  391  sq.;  Brucher  de  la  Flöch^re,  R.  (1999)  SSTsq.; 
Brochot,  de  In  eontrebande  de  guerre  (1900).  ~  ü.  S.  Naval  War  Code  Art.  34—36. 

1)  Der  Ausdruck  bezeichnet  die  Waren,  dor«n  Zufuhr  verboten  ist  (contra  bannom, 
baudom,  daher  OMitvebande,  c.  de  guen-o  —  mercinionia  probiUta).  Römische  Gesetze  vor- 
boten,  den  Barbaren  Waffen  und  dergl.  zu  verkaufen  und  zuTinführen  [1.  2  C.  (4,41)]:  die 
Kirche  richtete  an  die  Gläubigen  das  Verbot,  den  Sarazenen  und  Ketzern  Waffen,  Eüou,  Bau- 
holz »unifahren.  Vgl.  Nlhen»  in  geachicbttteber  Besiehuiqir  bei  Geffeken,  HH  IT  8.  TlSff.; 
Nya,  Origincs  da  droit  internatüiTinl  p.  '2'2i  sq. 

2)  In  der  Doktrin  geben  die  Ansichten  weit  auseinander  u.  z.  schon  bezüglich  des 
Ausgangspunkte  der  Kooetmktioo  dea  Begriffs:  ob  von  der  NentnüitSt  oder  dem  Rriegareebt 
aoasngehen  sei;  enteree  die  herrschende  Meinung;  die  Abhängigkeit  des  Begriffs  vom  Kriege- 
recht  vertritt  neiipfiten?  v.  Hold  a.  a.  O.  IDff. ;  das  Bestreben  der  Kriegführenden  ist  vor 
allem  durauf  gerichtet,  dem  (legner  den  llaudel  mit  den  Neutraleu  zu  untei:binden  (Stand- 
punkt der  Englindei)  8.  16 ;  im  ganzen  habe  sieb  aber  der  BeliigweDt  ledigtteh  gefen  Be- 
nachtciligimg  durch  die  Neutralen  zn  schützon  tS.  IS). 

H)  Diese  weite  Fassung  des  Begriffs  findet  sich  bei  Urotius  III  1  §  5.  Demgegenüber 
inAerte  aebon  Byskerahoek  widitig»  Bedenken,  denn  wenn  die  res  ancipida  nana  nach  der 
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neben  ist  auch  noch  der  Begriff  der  zufälligen  Kontrebande  (c.  accidentelle) 
fftr  Gegenstände  aufgestellt  worden,  die  tmter  singulären  VerhältuisBen  für 
die  militärischeii  Interessen  eines  KriegsteOs  in  concreto  TOn  Vorteil  Bind*). 

In  Verträgen,  Nentralitätsprokiamationen,  Manifesten,  nationalen  Gesetzen 
und  Verordnuno"Pn  suchten  die  ^rächte  bis  in  die  neueste  Zeit  jene  res 
ancipitis  usus,  die  sie  ;>.ls  verbotene  "\^'aren  behandelt  wissen  wollen,  in  Ver- 
zeiclmiijseu  zusammenzustellen.  In  diesen  Quellen  kommt  jedoch  keine  tiber- 
einstimmende Ansicht  über  den  Begriff  der  Kontrebande  zum  Ausdruck'^),  ja 
sellKt  in  Verlailgen  und  Gesetzen  desselben  Staats  wird  derselbe  G^enstand 
bald  als  Kontrebande  bezeichnet,  bald  in  das  Verzeichnis  der  verboteiieii 
Waren  nicht  aufgenommen^).  Die  Seerecht«;deklaration  von  1856  ermächtigt 
zur  Wegnahme  der  KontrebäiKlt^.  noniiiert  al  er  nicht  diesen  Begriff.  Die 
Konffoakte  von  ISSf)  beruft  .sirh  .selLsamerweist-  be/.iif^lich  der  Frage,  was  als 
Kontrebande  zu  behandeln  sei,  anf  das  Völkerrecht,  obgleich  hier  ein  allgemeiner 
Reditssatz  sich  noch  nidit  ansgebiidet  hat  In  den  partikolSren  Quellen  tritt 
nur  der  Gedanke  herror,  die  unmittelbar  znm  Kriege  dienlichen  Gegenstände 
als  Kontrebande  zu  behandeln.  Das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  allgemein 
verbindliclien  Definition  der  Kriegskontrebande  hat  in  den  Verband Innff^n  de.«; 
Institut.s  fiir  internationales  Recht  zu  eingehenden  Untersuchungen  aber  diesen 
Gegenstand  geiührt^j;  das  Institut  gelangte  in  den  Verhandlungen  zu  Venedig 

Mcimiug  des  Grotiuj^  il.  c;   Nain      tucri  mc  non  pnssuni  nisi  (iinic  niittuntiir  inter- 

cipiam,  oecessitas  jus  dabit  .  .  .'j  im  Talle  der  Kriegwotwcndigkeit  der  Wetgnabme  unter- 
fiegen,  ao  ist  der  WHIkSr  der  KricgfObrenden  keine  Sebranke  gezogen.  Wenig  Bedeutung 
hat  die  von  Grotiu»  postulierte  Fllieht  der  Entacfaldignog  des  EigentOmers  (1.  c:  .  .sed 
enb  onere  rostitudonis  nisi  caussa  al!a  acccdat^). 

1)  V.  Hold,  a.  a.  0.  28  bezeichnet  jode  Eiuteilung  der  Waren  bezw.  die  Betonimg  der 
Natur  der  OegenstSndo  als  eaditkih  mnichtig^.  Der  Begriff  der  K.  »ei  ein  konvenlioneUer, 
nicht  anf  die  Beschaffenheit  des  Gegenstandes  komme  es  nn,  sondern  (laniuF,  ob  orp'eoi^net 
•ei,  dem  D<»titiatar  Vorteile  zu  verschaffen;  insofern  komme  o»  aUerdings  auf  die  ^'atur  des 
Oegemtandee  an.  Der  B^ff  der  K.  ist  kein  QoaKtiCn*  sondern  «In  ReUtionsb «griff 
(Beäiehung  zu  einem  kriegfnhiciuloii  Stunt.  zum  Kriffjje,  zu  einer  boi^tuntnt:en  Kriegslage). 

2)  Die  französisch ea  ürdoonaozen  von  1543  und  1684  behandehi  ledigUeh  Waffen  and 
Himition  als  Kontrebande;  die  Hartneordonnanz  von  ISdl  spriobt  nur  von  Kriegamonitioii. 
Pyrcniiimvertrag  von  1»!59:  „toutes  »ortt«  d'armes*  h  feu  et  autres  assortinients  d'icclle";  Lebcns- 
mittol  sind  ausdrflckhcli  auzgeschloasen.  Bewaffnete  Neutrnh'tiJt  von  17S():  Waffen,  Munition, 
Equipieruugsgegenst&idc.  In  dem  Vertrage  Englands  unil  der  nurdainerikaniachcn  Union 
von  1794  sind  anch  Sdiifbbauholz,  Thcer,  Harz,  Kupferplatten,  Segel,  Hanf,  Tauwcrk  usw. 
al-  KnnTrchande  bezeichnet  (vgl.  Geffeken,  tlH  IV  S.  T17).  Eine  Begrenzung  tics  Bogriffs 
enthält  der  russische  Senats-Ukas  vom  12.  Mai  IBTT  (Art..VI):  Waffen  aller  Art,  BostandtcUe 
von  fleiraiirafr«D,  Hinrftlon,  SpreogmUtd,  Trarnftortminel  für  das  Heer,  dl«  Artillerie,  Ittr 
eebinen,  Gegenstände  der  AusnlHtimg  und  Bekliiilmig  dei-  Soldaten. 

3)  So  zeigen  sich  z.  B.  Differenzen  zwischen  dorn  preoßiscfaen  Landrocht,  dem  preutti- 
■eben  Frisenreglement  nnd  den  von  PrenOen  in  Nim«a  des  noiddeiMMlMn  Bundea  nnd  des 
Zollveremi'  abgesclilos'^onen  Verträgen  (mit  Kexiko  1S69,  Salvador  ISTO»  Ceeta  Bies  1876) 
beafiglich  der  Pfi  nto.  des  Schwefel?*  nsw. 

4)  Schon  Art  11  der  Kommissionshcschlfisae  (äession  Zürich)  1887  über  die  Bohandlnng 
de«  felndüdien  Prlvacelgentams  lautet  im  Sinne  dea  oben  beseidineten  Grundgedankens:  sont 
toutefois  sujets  h  «aide:  les  objet»  deeÜnCs  k  la  gnem  Ott  eaeeeptibles  d'jr  fetre  employöe 
iomi^diatcment. 
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1896  ZU  dem  Entworf  eines  inteniatioiialeii  Beglements«);  Memach  hätten  als 

Kontrebaude  zn  gelten  (§  1):  Wafien  aller  Art,  Kriegamanition^)  undSpreng^- 

stoiFe,  Kiiegsmaterial,  (Ausröstiings-  und  Eekleidiingsgegenstände,  Laffetten  usw.), 
für  Kriegszwecke  ausgerüstet'^  Schifte,  endlich  Instrumente,  welche  y.wr  unmittel- 
baren Fabrikatinn  von  Knegsmunition  heigestellt  sind.  Die  Wegiiahuie  dieser 
Gegenstände  dai  f  erfolgen,  wenn  deren  Trau^port  zur  See  auf  Rechnung  oder 
mit  uuDittelbarer  Bestimmang  t&r  einen  Kriegstell  erfolgt  Die  fdndliche 
Bestimmang  iat  ansnnehnen,  wenn  das  direicte  oder  indirekte  Ziel  der  Fahrt 
ein  feindlicher  Hafen  ist.  Dagegen  soll  sich  das  Konfiskationsrecht  nicht  mehr 
auf  die  Geg-enstände  der  sog.  relativen  und  zufälligen  Kontrebaude  erstrecken : 
diese  beiden  Kategorien  sollen  vielmehr  fallen  gelassen  werden  f§  I  i.  Gegen- 
stande, welche  zu  Friedens-  und  Kriegszwecken  dienlich  sind,  kann  der  Krieg- 
fikhrokde  gegen  Mllige  Entschädigung  sequestrieren  odw  durch  Vorkiuif  an 
eich  biing«i;  Tonuugesetzt  wird,  daß  sich  das  Schiff  anf  der  Fahrt  nach  einem 
feindlichen  Hafen  befindet  (§  5).  Durch  Statuierun:  lieser  Beflignis  der  Krieg- 
führenden  soll  in  wirksamer  Weise  ein  Ausgleich  dei-  kollidierenden  Interessen 
der  Kriegführenden  und  der  neutralen  Handeltreibenden  herbeigeführt  werden. 

Im  GesreusaUe  zu  dieser  Lösuni?  der  Frage  de  lege  ferenda  sind  res  an- 
cipitis  mm  nach  geltender  Übung  unter  gewissen  Voraussetzungen 
Koutrebande  und  dem  gemäß  Gegenstand  der  Konfiskation,  während  die  Gegen- 
stände der  absolaten  Kontrebande  schlechthin  der  Konfiskation  nnterliegen. 
Jene  Voraussetzungen  beziehen  sich  auf  die  Natur  des  betreffenden  Gegen- 
standes und  dessen  Destination ^i.  In  ersterer  Beziehung  treten  in  der 
Praxis  die  meisten  Zweifel  hervor,  die  nur  durch  eine  i2:enaue  Priifting:  der 
Umstände  des  einzelnen  Falles  zu  beseitigten  sind.  Es  wird  in  letzter  Reihe 
darauf  ankommen,  ob  der  Gegenstand  in  Kriegszeileu  zu  kriegerischen 
Zwecken  geeignet  ist,  daher  die  Annahme  begrflndet  «rschelntk  daß  die  Zal\ihr 
zn  dem  Zwecke  erfolgt^  die  Machtmittel  des  Kriegfithrenden  zn  vermäiren«V 
Diese  eventuelle  Bedentnng  betreffender  Waren  für  die  kriegerischen  Macht- 
mittel und  den  Kriegszweck  fehlt  nun  vielfach  bei  Gegenständen,  die  in  früherer 
Zeit  als  Kontrebande  bebandelt  wurden  i  die  Zufuhr  solcher  Gegenstände  kann 


1)  Anntiftlre  XV1 1».  tSOqe. 

2)  §  2  des  EntiniifB  sa^  bezüglich  der  Munition:  ..Suus  la  d^ondnadon  de  mnoiti  on3 
de  ^uerrc  doh'cnt  <Hre  cnrnpri?  iesobjet»  qui,  ponr  aenir  immödietemeotaiftgium,  n'exilgeac 
qu'uDC  simple  reunion  uu  juxui  potutioQ.** 

8)  Dieser  StandiMinkt  kam  in  der  ErUSning  des  deatsdieD  StuteeekraiSn  des  Aas* 
wältigen  in  der  Sitzung  dea  deutecheu  Reicbstagea  vom  19.  Januar  1900  zum  Ausdruck. 
Die  Frage,  ob  ein  Gegensiand  Kontrebande  »ei,  könne  nur  unter  Berückaichtigang  aUer 
Umstände  beantwortet  werden,  es  sei  denn,  daß  der  Kriogfülircndo  ausdrücklich  die  Gegea- 
BtiDde,  die  er  als  Koutrebundo  behandelii  \rtü,  den  Neacnlen  bekinnt  gegeben  nnd  tob  dieeen 
keinen  Widerspruch  erfahren  hat. 

4)  Vgl.  G«f  füllen,  1111 IV  ä.  T2I,  wo  darauf  aufmerksam  gemacht  i»t,  daü  für  zweifel- 
hafte Ajükel  zaweiien  der  BeetiBraongsbafen  dn  »sflgebMideB  Indizium  abgeben  kann,  ao 
z.  B.  "wenn  die  betreffcndn  Ware  für  einen  K  rioErshnff  n  bpstimmt  ist.  —  T'ber  die  wich- 
tigsten Ucgeostände  und  die  Beurteilung  ihres  Charakters  als  Kontrebande  siehe  inabesondere 
PereU,  Intern.  Seerecht  S.  244ff.;  Oppenheim  II,  §  994. 
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im  Wege  der  Blokade  dtf  feindlichen  Hifen  abgesehiiitten  werden.  So  werden 
nadi  heutiger  Übung  Lebennnittel  verwiegend  nnr  dann  als  Kontrebande  be- 
handelt, wenn  die  Zaftahr  unmittelbar  einem  militärischen  Zwecke  dient'), 
z.  B.  wenn  die  Lebensmittel  unmittelbar  t  inr  r  f  Mndli«  lien  Flotte  zugeführt 
werden  2).  Ebenso  gilt  Kohle  nui-  dann  als  Kontrebande,  wenn  der  Beweis 
erbracht  ist,  daß  die  Zufulir  für  die  Kriegszwecke  des  Gegnei'S  erfolgte.  Geld 
wird  als  Eentrehande  helianddt,  wenn  es  einer  Eriegspartel  zugeführt  wird ; 
der  Fall  dttifte  aber  aus  Grttndrä,  die  in  der  Gestaltung  des  modernen  Geld' 
verkelirs  liegen,  in  der  Praxis  selten  vorkommen.  —  Die  zweite  Voraussetzung 
der  Beliandlnn*»-  eines  Gegenstandes  als  Kontrebande  ist  die  feindliche 
D  e  s  t  i  n  a  t  io n.  Ohne  diese  kann  selbst  bei  Gegenständen  der  absoluten  Kontre- 
baude  von  einem  Kepressionsrecht  der  Kriegsteile  nicht  die  Rede  sein.  Sie 
kann  nur  wihrend  des  Kurses  des  SchüTes  und  zwar  jederzeit  (nicht  erst  etwa 
in  dem  Augenblieke  des  Versuchs,  einen  feindliehen  Hafen  zu  erreiehen)  aus 
den  Schiflbpapieren  konstatiert  werden.  Daher  ist  nach  eifolgter  LOsefanng 
der  verbotenen  Waren  jede  Bepression  gegen  da«  Schiff  auf  der  Weiter-  oder 
ßÄckreise  ausgeschlossen. 

Die  normalen  lILUe  der  verboteoen  Zofolir  von Koutrebande  cbaraktorisiereQ  sich  sIh 
direkte  Zofahr;  de  Hegt  ror,  wenn  SehifP  und  Terbotene  Ladang  oadt  den  Sdiilfspapieren 
ffir  einen  feindlichen  Hafen  bestimmt  sind,  ferner,  wenn  das  Schiff  «ich  auf  der  Falirt  nach 
einem  »ulchen  Hafen  befindet,  wilhrend  die  Schiffspapioro  einen  noutralen  Hafen  als  Be- 
stimmungsort bezeichnen,  endlich  wenn  Schiff  und  Ladung  für  einen  ncutraku  Hafen  bestimmt 
sind,  das  Schiff  jedoch  einen  feindlichen  Hafen  anzulaufen  oder  wülirend  der  Fahrt  fcindliehe 
Streitkräfte  nnf  offener  ^vp  tn  nTeklien  \ crsin-lit.  Die  Wn^^uche  verbotener  Zufuhr  beschränken 
sich  jedoch  in  der  Praxis  nicht  auf  die  bezeichneten  Fälle.  Ks  kommt  vor,  daß  nach  den 
Schjfbpapieran  ffir  einen  nentnden  Hafen,  in  WirkUehkeit  aber  ffir  den  FeSnd  bestininite 
Ware  nach  dem  inutralen  Hafen  verbracht  wird,  um  aber  In  der  Folge  nach  einem  feindlichen 
Hafen  verbracht  zu  werden.  Die  Frage,  ob  (unter  der  Voraussetzung  des  Bew^ae«  der  feind- . 
Heb«!  Deetination)  ein  eolcbes  SehUf  steh  acboo  auf  der  Fahrt  nadi  dem  nentnden  Hafen  einer 
Kontravention  schuldig  mache,  wurde  im  amerikanischen  Sezestsionskriog  an  der  Band  dw 
'I'Iienrie  der  ununterbrochenen  Reis«  (continuous  voyage)  und  des  Grundsatzes  dolus  non 
])iirgatur  circnitu  bejaht  Den  gleichen  ätandpnnkt  nimmt  gegenüber  solchen  Fällen  der 
Zufuhr  auf  Umwegen  auch  England  ein.')  In  der  Praxis  kommen  ferner  Ffille  vor,  in 
denen  Waren,  die  bei  feindlicher  Destinulion  Kontrebande  wären,  nach  einem  neutralen  Hafen 
gebracht  wenien,  um  dann  zu  Wasser  oder  zu  Land  dem  Feinde  zugeführt  zu  werden.  Auch 
hier  hatte  die  anerikantache  PriMOpraxts  die  Tbeeria  Ober  cool  voyage  On  den  FlUen  der 
Schiffe  „Springbok"  und  „Peterlioff"!  angewendet  (Portrinc  of  cont.  tran ^po  rts).  Denselben 
Standpunkt  nahm  England  (lUUU)  *)  in  deu.Fällen  der  deutschen  Schiffe  „Bundesrat",  „Henog'' 
und  ,G«oeral*  *)  fon  —  im  Gegenaatie  aar  frOhenn  Pnxla  (1799  FUl  «Imina")  and  dem 


1)  Pen  alten  Standpunkt  nahm  Frankreich  im  Kncgc  mit  China  1S84,  1$8S,  BttBland 
(anfänglich)  im  Kriege  mit  Japan  1904  bezüglich  der  Zufuhr  von  Reis  ein. 

2)  England  verbot  18T0  nnr  die  Znfnhr  von  Kohlen  an  die  franzSsiacfae  Flotte,  nicht 
die  Koblenausfuhr  nach  Frankreich. 

Yf!;\.  IT  oll  and.  Manual  ef  \avnl  Pri/.e  Law  (publ.  mit  Genebnigung  der  britischen 
Aduiiralitüo  §  71.  —  Im  ganzen  Oppenheim  11,  §§  399 sq. 
*   4)  Vgl.  Oppenheim,  II,  §9  401,  402. 

5)  Diese  Schiffe  -mirdeTi  von  englischen  Krcnzcm  auf  der  Falirt  nach  dem  neutralen 
Hafen  in  Loreugo  Marqucz  in  der  Dclagoa-Bat  unter  dem  Verdacht  der  Zufuhr  von  Kontre- 
bande anfgegriffen.  England  berief  eicb  anf  die  definitive  feindliche  ]>eatination  der  Ware. 

«4* 
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Au»!^pnidie  des  berfihmten  Pmenricfaters  Sir  William  Seott:  Tb»  nie  Tetpectteg  oontn* 

band,  r»^  I  hnvc  Tindcntood  it^  is  tliat  tho  ftrtjcIot>  mu^'t  hc  mkon  in  (iolirtr),  in  thc  actual 
prosecutioa  of  thc  voyago  to  ao  enemy  port')  Die  Theorie  der  conüQuous  voyagc  hatte  in 
nenerar  Zeit  «neb  tn  dtaa  Fklle  «Doelwyk**)  dareb  Urteil  de«  italieniecheo  Prieenf^ariditB 
vorn  "^.  Di'zcniKiT  I^^'ir,  Anwonduns:  gefunden.  Die  entgegengesetzte,  mit  der  Betonung  der 
Freiheit  des  neutralen  Handels  zuaammenliiiigende  MeinooK  der  Unanwcndbarlceit  jener  Theorie 
▼ertnt  die  deatsche  Regierung  in  den  erwihnten  llllen  der  Schiffe  „Bundesrat"  usw.  Wie 
m  der  Praxis  gehen  auch  in  der  Duictrin  die  MeinODgen  Mieioander. 

Bei  dem  Mangel  einer  allgemein  verbindlichen  Normicnmj?  des  Bcfriiffes  der  Kontrc- 
b;iBiie  wird  das  Priaengorieht  d(»  NehmestaatA  sich  bei  seiner  Entkleidung  zunächst  auf  die 
oben  «rwlbttten  fMurtilcnUiren  Qoellen  stfitzen,  und  wenn  «och  dleee  kcÄiea  Anbaltapankt 
bieten,  die  Frnfro  im  ninblick  auf  obi.ee  zwei  Vnranxsetzungen  der  Behandlung  eines  Gegen- 
«tandes  als  Kontrebando  in  Verbiodong  mit  den  KonaequeozeD  des  Prinzips  der  Freiheit  des 
Handel»  der  Neatralen  xii  15Mn  babea. 

§  194.  Rechstfnlgen  der  Zafilhr  Ton  Kontrebande  Hält  man  an 
dem  materiellen  Grunde  der  Anerkennung  des  Verbots  der  Kontrebande  fest,  so 
ergibt  sich,  daß  diV  r»'e1itlic}ien  Wirkungen  der  Übertretnng^  des  Verbots  sich 
nur  an  der  verboieiiHii  Ware,  nicht  auch  an  der  unverfänglichen  Ladung:  des 
Sciiiires  und  an  dem  Sehlde  selbst  äußern  können;  es  soll  dem  verletzten  Ki  iegs- 
teü  die  Möglichkeit  geboten  sein,  die  in  der  Znfahr  von  Kontrebande  tiegende 
Veratirkung  der  liaehtmittel  des  Gegners  zu  verhindern.  Vereinzelt  treten 
in  älterer  Zeit  die  Konsequenzen  dieses  Gedankens  hervor,  wenn  in  nationalen 
Gesetzen  (französische  Ordonnanz  von  1584)  und  Vortr'iofpn  fz.  B.  PretiRen  und 
nordamerikanische  Union  1799)  nur  Weg-n ahme  sft^sfen  KntsrliHdi^:un{^  normiert 
wird-  Abgesehen  von  diesen  fällen  wurde  neii  jelier  in  Doktrin  und  Praxis 
die  Sanktion  jenes  Veitots  strenger  gefaßt;  die  meisten  Verträge  nnd  die 
lYaxis  anerkennen  ein  Eonfiskations recht,  besehrftnken  es  aber  anf  die 
Terfootbne  Ware;  Unter  dem  Einflüsse  strafrechtlicher  Anfiassang  der  Zoflihr 
verbotener  Waren  wurde  diese«;  Konfiskationsrecht  nnter  jre wissen  snh- 
jektiven  nnd  objektivt'ii  Voraussetzungen  auch  aul  die  uuverlang- 
liclie  Ladung  und  das  Schiff  ausgedeiint  —  Bezüglich  der  Konfiskation  der 
verbotenen  Ware  kann  ein  milderes  Vorgehen  in  Vertrügen  stipoliert  sein, 
nftmlich  Konfiskation  gegen  Ersats;  ebenso  wird  nach  partiknlirer  Praxis  Tor- 
gcgangen,  wenn  der  EigentQmer  der  verbotenen  Ware  keine  Kenntnis  von 
deren  feindlicher  Bestimmung;  hatte.  Wegnahme  gegen  Ersatz  erfolgt  in  der 
Praxis  vielfaeh  auch  dann,  wenn  betrett'ende  (iegenstände  zu  Kriegszwecken 
verwendet  werden  können^;.  —  Bezüglich  der  Voraussetzungen  der  Konfis- 

1)  Ebenso  Holland,  Manual  of  Naval  Prize  Law  §  T2:  If  tbe  destfaMtlon  of  tbe tcmo 

bc  neutral,  then  tho  destination  of  the  goods  on  bouril  sliouM  bo  eonsidered  rrntral,  not- 
withstaoding  it  may  appear  from  tbe  piqiers  or  otherwi»e  that  tbe  good  tbemselvca  liave  an 
nlterior  deetination  hy  tranHebipmeot  overiaad  eooTeyanee,  or  otfaendie.  8.  anoh  dessen  Lee 
devoiis  des  neutres  ets...  R. 

2)  In  dem  Krieg  zwischen  Italien  und  Abeeeiuieu  wurde  das  holtändisGbe  Schiff  Doelwyk, 
an  dcHj^en  Bord  Waffen  und  Munition  für  Abeii!]mien  Ywisdon,  aber  ztmiebst  nach  dem  fran- 
aOsiflctien  Hafen  Djibuti  Iconsignien  waren,  von  efaiem  itnlleiniscben  Kmner  mit  Bescblsg  beleigC 

5l  Vw  m  §        fitißfofrilirt«'  Uteratnr. 

4)  So  lipridit  7..  B.  l'hiliimore,  (  ommcnt,  Iii  p.  4fi3  von  penalty  of  contraband. 

5)  So  die  engiiache  Praxis,  nach  'weleh«r  ein  Vorfcanfstcdit  amgettbt  nnd  I0*/o  über 
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kation  des  unverfänglicheD Teiles  derLadnnsr  schwanken  Doktm und 

Praxis.  Maßgebend  ist  bald  das  Verhältnis  des  Werts  der  Kontrebande  zu 
jenem  der  £?e^aniten  Ladung,  bald  der  Umstand,  dali  die  Kontrebande  und  die 
unverboteiien  W'anm  dcnis«^lhen  Eigentümer  gehrnvn.  auf  Ii  woli]  -liV  fakche 
Warendeklaraiion  u.sw. Einzelne  Verträge  und  Kegleuieju^  be^^ciirauken 
übrigens  ausdi  iicklich  die  Konfiskation  auf  die  verbotenen  Waren.  —  In  ein- 
zelnen Vertrftgen  ist  auch  beatOglich  der  Schiffe  die  Konfiskation  ans» 
drucklich  ausgeschlossen  und  dieser  Yoi^iaog  von  einzelnen  als  der  dar 
Natur  der  Sache  entsprechende  anerkannt.  In  neueren  Verordnungen  wird 
das  Scliitt'  für  verfallen  erklärt,  wenn  die  Kontrebande  die  frcsamte  Ladung 
(Dänemark,  PreuOeu  1^04)  oder  lJreivit;rlel  der  Ladung  (Frankreich  is'Uj  oder 
den  überwiegenden  Teil  der  Ladung  (Österreich  IStiG)  uu.suihc1ii.  Über- 
wiegend ist  die  Meinnng,  dafi  das  Schiff  vei^len  ist,  wenn  dem  Eigentümer 
der  Kontrebande  anch  das  Schiff  gehört  (englische  Praxis)  oder  im  Falle  der 
Kenntnis  der  Beförderung  verbotener  Ware  auf  Seite  d»  s  Schiflseigentümei-s; 
da£:ep:en  ist  das  Schiff  nicht  vertallen.  wenn  lediglich  der  Kaiiitän.  der  nicht 
Eigent inner  des  Schiffes  ist.  von  der  Kontrebande  Kenntnis  hatte.  .leileiilalls 
ist  die  bewuüte  Beförderung  vuu  Kriegskotitrebaade  eine  feindselige  Handlung, 
gegen  die  der  rerletzte  Kriegsteil  schon  vom  Standpunkte  der  PrftTontion  min- 
destens mit  Beschlf^ahme  des  Schiffes  vorgehen  darf  —  Die  Legalität  der 
Aut'bringung  bezw.  der  Konfiskation  des  Schiffes  wegen  Verletzung  der  Xeu- 
tialiiatsptlichten  ist  bedingt  durch  die  Ergreifung  des  konti  avenierenden  .Schiffes 
in  delictd.  Es  entspricht  dies  der  Natur  des  hier  in  Frage  stehenden  Re- 
pressionsrechtis, dem  der  strafrechtliche  Charakter  durchaus  mangelt^). 

§  195.  Besichtigiings-  imd  Ihirehaachiugsrecht «}.  Als  Mittel  der 
Ausübung  der  völkerrechtlich  anakannten  Befognisse  der  Kriegführenden 
gegenüber  neutralen  Handelsschiffen  dient  das  Besieh tig^ungs-  und  Durch- 
suchungsrfcht.  Der  näcliste  Zweck  der  Ausiibnng  dieses  IJechts  ist  L  die 
Feststellung  des  neutralen  Charakters  des  Handeisscliilies;  2.  sodann  ist  fest- 
zustellen, ob  das  Schilt  verbotene  Waren  an  Bcjrd  fiihrt;  3.  erfolgte  eine  spe- 
zielle Notiikation  der  Blokade,  so  kann  ein  neitrales  Handelsschiff  daranfhin 
untersucht  werden,  ob  die  Notiiikation  in  die  Schiftpapiere  eingetragen  ist; 

dea  vollen  Wert  gosnbh  wird.  —  Du  Ri^lement  des  IsBtltDtB  f.  btemat  Recht  (§  5  vgl.  mit 
§4  —  Annuairc  XVI  ]i.  231)  will  dem  KriegfQbrenden,  wie  achon  oben  bemerkt  worden 
IBt,  geH^onübor  Ge/fcn^täiKicn  anfipitis  usus  SpiitiPstnitiDii  oder  Yorkatif  einf?*>rfiiimt  "v^'iRsen. 

Ii  Vgl.  Perel»  a.  a.  O.  S.  IbüU.  luit  Bezug  auf  diu  vüu  Ortolan,  üeglcs  iuteni.  et 
diplom.  de  Ui  ner  II  p.  197  sq.  Im  übrigen  «pridit  «idi  Porels  «ntBCfaiedcn  g«ig«n  die  Kon- 
demicrunj?  ftes  uiivrrfäii<?lichen  Teils  ilor  I.aflung  au»  |S.  254>. 

2}  Die  Beschlüäft«  der  KommiKUuo  den  IniitituiB  f.  iutenmt.  Bebkt  (Cambridge),  Aa- 
uuaire  XIV  p.  193  {  9  Nr.  1,  2,  laaeen  die  Konfisintion  des  Sdiiffra  auch  in»  wenn  dtor 
Kapitän  vun  der  Konirebaude  Kenntnis  li.it  uiid  cn  ca.s  ilf  n'sistaiuie  ä  ran4^  i  la  viritC^  a 
la  recbercbe  ou  &  la  aaisie  de»  objets  de  cootrebaode  de  gacrrc 

3)  Über  den  Fall  des  Schiffe«  ,Laxor*  y^.  Pradier-Pod<r#,  Affaire  du  Luxor  (ISTU); 

Arntz,  R.  XI  p.  1355. 

4)  PiM  t  ls.  Intern.  .Secrecht  S.  279  ff.,  Geffcken,  HH  IV  S.  TT.t  ff.;  V.  v.  Martens  II 
!5.  579  ff.:  Kivier,  Principe»  II  S.  423.  —  Prisen leglemcnt  des  Instituts  f.  intemat.  Becbt 
49S  19—22)  Annnaire  IX  p.  222. 
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4»  Zweck  d«r  BMichtigang  und  Darchmchang  kann  auch  die  Wegnahme  des 
an  Bord  des  nentralen  Schiffte  etwa  b^fderten  feindlichen  Staats- 
eigentums ')  sein.  Die  Visitation  ist  ausgeschlossen  ge<?ermbei  neutralen  Kriegs- 
schiffen. Neutrale  Postdampfer  sollen  (nach  Art.  2  Abk  XI  HK  1007)  nur  im 
Notfall  unter  möglichster  -Schonung  und  mit  mögliciiter  Beschleunigung  durch- 
sucht werden.  Bisherige  Übung  befreit  auch  StaatsposUlampfer  unter  i^'ührung 
eines  Seeoffiziers  vom  Diensstande  von  der  Durchsuchung.  Die  kontinentalen 
Staaten,  die  nordamerikaoische  Union  (Naval  War  Code)  nnd  Japan  pflegen 
auch  <regenttber  neutralen  Kanffahrteischiffett  nnter  Führung  eines  Kriegs- 
schiffes auf  die  Durchsuchung  zu  verzichten;  allgemeine  Anerkennung  hat 
jedoch  dieses  Verhalten  bisher  nicht  L'^efiinden,  In  diesem  Falle  freniifrr 
wenn  der  Befehishaber  des  (4eielt.s^^chiües  versiciiei  i dafi  die  unter  t^eiuen 
Schutz  und  seine  Bedeckung  gestellten  iSchiÜe  dem  Lande  augehöi'en,  deSi»en 
Flagge  sie  Ähren  nnd  daß  sie  keine  Kontrebande  an  Bord  ffthren.  —  Das 
Visitationsredit  wird  nur  während  des  Krieges  von  den  Kriegsschiffen*)  auf 
hoher  See  oder  in  dem  nationalen  Seegebiete  der  Kriegführenden  ausgeflbt. 
In  Seegebieten,  die  dem  Krit'gsschauplatz  fern  liegen,  dürfte  das  Durchsuch ongs- 
recht  nur  iu  Fällen  dringenden  Verdachts  einer  Neutralitätsverietzung  aus- 
zuüben sein^). 

Das  VorgclNni  d«8  Kiiogwobiffes  fpifenftber  Handelaadriffen  warde  mshon  oben  (S.  6tS) 

in  Zuiijiiiimcnhünf;  mit  dt-ii  Rechton  der  Krieiffrihren«!^^  ;ui  feindlichem  Privateigentum  bertthrt. 
Nach  der  Praxi«  der  mcUten  Staaten  und  aeuorca  Verträgen  erfolgt  die  Prüfung  der  äebiff»» 
papiere  an  Bord  des  nentralen  SoliUres'li  Ei^bt  ddi  dabei  der  Terdacht  daB  die  Pkpiere 
gefälscht  sind  oder  unrichtige  Angaben  enthalten,  oder  daß  das  Schiff  verbotene  Waren, 
Depeschen  oder  feindliche  Truppen  an  Bonl  hat,  so  wird  zur  Durchsuchung  des  Schiffes 
(recherchc,  »carch)  geschritten;  dabei  sind  gewisse  Vorsichten  zu  beachten.  Ergibt  der  Be- 
wmh  des  Schiffes,  die  Prüfung  der  Papiei-e  bonir.  die  Dnrcbauchung  de«  Schiffes  den  Tat- 
bestand oder  Veidaclit  einer  Neiitnilitäts Verletzung,  ho  erfolf^t  <iie  Aufbringung  des  Sehiffe?; 
das  gleiche  geschieht,  wenn  das  tischiff  durch  sein  Verhalten  die  Ausübung  des  Besuchungs- 
«ad  Durdiftachongaredils  des  Kii«gaMlilffes  zn  votbindem  nioht^  i.  B.  wenn  «•  anf  das  ge- 
gebene Signal  nicht  beilegt  oder  sich  der  Anhaltun;^:  widei-setzt  u.  s.  w.  —  Aufgebrachte 
Schiffe  und  Ladungen  sind  von  den  die  Wegnahme  beHrirlteodea  Kriegwcbiffe  in  den  nächsten 
BaSm  seloes  Staats  oder  eines  YeibBndeten  ram  Zwedce  der  Erw)ifcao|c  efaies  prison  gericht- 
lichen Urteils  zu  führen.  Kann  eine  neutrale  Prise  aus  irgend  einem  Grunde  der  prisen- 
gorichtlichen  Behandlung  nicht  zugeführt  werdeu,  so  ist  fwie  pegenüber  fcindliciien  Privat- 
■cfaiffen)  von  der  Regel  auszugehen,  daß  die  Zerstörung  iiictu  erfolgen  darf.   Streitig*)  ist 


l)  V^I.  Oeffckon.  HU  IV  S.  7S0  (Anm.  Ii  w-.  mit  Rücksicht  auf  die  Seeredits- 
dekiaration  die  Richtigkeit  obigen  Satzes  besUglicli  den  Staatseigeatuois  bezweifelt  wird. 

1)  Die  Vertrlge  (s.  B.  der  Yettiag  PnoBens  inic  Salvador  vom  IS.  Just  1870  Art.  XXf > 
fordern  gewöhnlich  Vensicherunp:  anf  Elirenwort 

31  Von  Kapern  auf  Grund  speziciier  Konvention  oder  Roglomenta.  Der  amerikaoiadie 
Knval  war  Code  Art  80  halte  im  knbanliwhen  Krieg  die  Befugnis  den  RriegsecbiffeD  tov- 
bebalten;  anders  Spanien,  das  auch  Hilfakn  i  :  <  i  nnd  Kaper  ennSchtigt  hatte. 

4|  Im  südafrikanischen  Kriege  entspnu'li  i^lugland  dem  Ersuchen  Deutachlands,  es  möchten 
deutsche  Handelsschiffe  aufierhulb  der  Nähe  des  Kriegsseliauplatzes  (jedenfalls  von  Aden  ab 
nach  dem  Norden)  nicht  dordisncht  werden. 

5)  Anders  die  Kej^lcmrnts  oini^jer  Mächte  i Preußen,  Pilnemarlc,  ( iHterretdi),  nach  denen 
der  lüipitän  des  neutralen  Schiffes  an  Bord  des  Kriegsschiffes  kommen  soll. 

S)  Vgl.  Holland.  Prise«  Law  f  SO»j  Derselbe,  R  vn  {%8.)  nnd  Scp.-Abdr.  16,  17' 
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aber,  ob  ein  solcher  Vwii^ang  vor  Erlaß  fU*s  prL*enrcchtlichen  Urteils  ausnahniäweisc  er» 
laubt  ist.  Die  englische  Praxis  liült  an  der  Kcf^cl  ffst,  daß  (Vu-  ntutralo  Prise  fn-iziifrclion  ist; 
der  neutrale  Eigoatümer  bat  im  Falle  der  Zerstörung  Ansprucii  auf  vulbn  Ersatü  lies  ädiatiena, 
Mlbat  wenn  SeUlf  und  Lidaiig  in  FUie  der  DnrebfOlirbftifcfltt  de»  PrtaeoproiMHes  ▼enirtuUt 
worden  wäre.  An(!ers  die  Praxis  Frankreichs  (JSTOi,  Rußlands  (Prisenregl.  lS6f>,  lS't5  nnd 
Instr.  1901),  der  Vereinigten  Staaten  (2(ava]  War  Code  Art.  äOj  imd  Japans  (1904,  im  Ucgen- 
rats  ta  dem  PrisenregileiBent  y.  J.         die  In  gewiasen  FlUleti  (Qefthr  der  Wledevnabm» 

der  Prise,  .V(jtlajje  u.  s.  w.i  die  Zer>'triniiifr  /idassen.  In  derlei  Fällen  sind  aber  jedenfalls 
die  Bemannung  und  wenn  luOglicb  die  Ladung,  sowie  die  ScbiffspApiere  in  Sicherheit  zu 
bringen ').  An  die  Wei^uihme  ht  nadi  lientigem  Recht  eine  definftivie  reditfidie  Wirkong 
bezflgiieh  des  Schiffes  und  der  Ladung  noch  nicht  gelaift|ifti  dieee  Wirkung  littin  nnr 
doicb  priaengerichtJiches  Urteil  hcrbcifrefniirt  w  erden. 

§  196.  Die  PrisPDserichtsbarkeit.  2)  I.  Mißbräuche  in  der  Zeit  un- 
beschränkter Verwendung  von  Kaperschiffen  fahrten  zur  Schaffuug  einer  ESn- 
richtang,  die  im  Gegensatz  zom  lÄndkriegnrecht  einen  Yonsog  des  Seekriegs- 
rechts  aufweist.  Die  Aneignung  feindlichen  Privateigentums  und  neutialer 
Prisen  (in  Fällen  des  Bruchs  der  Blokade,  der  Zufuhr  von  Kontrebande,  des 
verbotenen  Transports  von  Mannschaft  usw.)  vollzieht  sich  nicht  nnmittelbar 
durch  den  Akt  dei-  W'ecrnahme,  sondern  auf  (Tnind  eines  rechtlich  geordueteu 
Verfahrens  durch  richterliches  Ui  teil.  So  bedeutsam  diei^er  Fortschritt  ist,  so 
leidet  doch  diese  Einrichtang  bie  in  die  neneste  Zeit  an  dem  Grundfehler,  daS 
diese  Bechtsprechnng  ansscbließlich  nationalen  Behörden  des  Nehme- 
staats^  (nationalen  PriseDgerichten)  anvertraut  und  deren  Urteil  in  Wahr- 
heit ein  Urteil  in  caussa  propria  ist.  Urteile  dieser  Gerichte  graben  vielfach 
Anlali  zu  Beschwerden  der  passiv  beteiligten  Subjekte  und  führten  zn  diplo- 
matischen Reklamationen  der  beteiligten  neutralen  Regierungen,  die  viellach 
selbst  wieder  einen  Konflikt  zwischen  dem  neutralen  Staat  und  dem  Nehme- 
staat hervorriefen,  dessen  An$gang  nicht  selten  von  der  Machtstellnng  des 
reklamierenden  Staates  abhing,  wogegen  kleinere  Staaten  sich  bei  Verletz- 
ungen der  Interessen  ihrer  Angehörigen  lediglich  passiv  verhalten  konnten. 
Allein,  die  Natnr  der  hier  in  Betracht  kommenden  Streitfälle  und  deren  Be- 
ziehung zu  völkerrechtlichen  Normen  foidert  grundsätzlich  einerseits  eine  von 
dem  interesteten  Eiiegstdl  nabhängige  Justiz  nnd  aaderaeitB  Garantioi  nn- 
parteüscher  Anwendung  anerkannter  Nonnen  des  Völkerrechts  auf  den  Streit&n. 
Erwägungen  dieser  Art  f&hrten  schon  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  in 
der  Doktrin  zu  Reformvorschl^gen      in  neuerer  Zeit  hatte  das  Institut  für 

1)  Gegen  die  Znlässipkeit  der  Zerstömnfr  insbesondere  Kleen,  Luis  et  usages  IT.  531  sq. 
dafür:  Ocffckcn.  Hil  iV',  777;  F.  v.  Martens  II,  §  126;  Pereis,  Intcru.  Öccrctht  298ir.; 
Dapofn,  Le  droit  de  la  gnerre  mar.  Nr.  261  sq. 

2)  Bluntschli  §§  S41ff.;  Hef  fter-Geffckon  §§  IT!»  ff.;  Oerfc  ken  HH  IV.  TSlff.; 
F.  V.  Martens  U,  §§  123 ff.;  PercU,  Intern.  Seerecht  297  ff.;  Bonlila  Xr.  l67Gff.;  Des- 
p  agnet,  Goare  Nr. «64  eq.;  Rivier,  Prindpee  II,  S5S  sq.;  Kleen,  Lois  et  nsegeeO,  (|  219 «q.; 
Diipui^,  1.  c.  Nr.2S2sp.;  Boeek,  I.  c.  Nr,  TlOsq.;  v.  Piilmerincq,  R,,  X— Xllli  Pbilli* 
more  III,  §§  4d3«q.;  Ualleck  II  p.  SttSsp.;  Oppenheim  II,  SS  4M  sq. 

8)  Diese  aniscidießlidie  Kompetenz  der  Prieengeridice  wild  als  Eeoseqoenz  des  Kriege- 
rechts anerkannt,  daher  die  Judikatur  nur  den  KriegfBhrenden,  Hiebt  den  Neutralen  »utiehen 
kSnnc.    Vgl.  V.  Martifz  TTI'I,,  s.  v  „Prisengerichtp". 

4)  Ilübner,  Dt*  la  sai»ie  des  bätiments  neutre»  ü'5d)  II,  21;  Tetens,  Condd^ratious 
tat  les  droits  i<dproqiiee  de  poiseaneea  beUig.  et  de  p»  nentree  etc.  (1S05)  62. 
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intern.  R.  den  Gegenstand  in  Verhandlung  genomnea  und  gelangte  dazu^  die 
herrschende  Kinrichtung  der  nationalen  Pt  isen^erichte  mit  den  Forderungen 
des  internationalen  Charakttis  der  Materie  zu  kombinieren.')  Trotz  dieser 
fast  ängstlichen  Behandlung  des  Gegeu^^tandes  hielt  mau  den  Vorschlag  des 
Institatft  l&r  imaiiBflllirbar;  umflo  QbwrasdittMter  war  das  Ergebnis  der  Ytr- 
bandlangeii  der  HE.  1907;  hier  hatten  das  deutsehe  Beidb  und  England  die 
Initiative  der  Reform  ergriffen,  deren  Ergebnis  in  dem  Abkommen «XII  nieder- 
gelegt ist.  Es  wurde  zwar  gleichfalls  von  der  Kombinierung  der  nationalen 
Prisengericlite  mit  den  Forderiui^'eu  der  internationalen  Momente  dieser  'Ma- 
terie ausgegangen,  im  Gegensatzt;  zu  dem  Standpunkt  des  Inütituts  liii-  iuteru. 
Recht  aber  ein  bedeutsamer  Fortschritt  dadurch  geschalfeu,  daß  die  Prisen- 
geriehtsbarkeit  in  letzter  Instanz  ein^  ständigen  intMuationalen  Gericht 
(dem  Frisenhof)^  anvertraut  worden  ist.  Der  Wert  dieser  bedentsamen 
Reform  liegt  aber  zwafellos  in  materieller  Beziehung  darin,  daß  Art.  1  des 
Abk.  den  allgemeinen  vfilkerreclitlichen  Grundsatz  formuliert,  dem  zufolge  die 
Rechtmäßigkeit  der  Wegnahme  eines  Kauffarteiscliiffe.s  oder  seiner 
Ladung  ohne  Unterschied  ob  es  sich  um  neutrales  oder  feindliches  Kigeutum 
handelt,  vor  einer  Prisengeriditsbarkeit  dar  zu  tun  ist  Damit  ist  der  Ge- 
staltung des  Verfahrens  eine  von  dem  bisher  fftr  die  nationalen  Prisen- 
gerichte (auf  Grund  nationaler  Voi'schriften  des  Nehmestaates)  geltttiden  Rechte 
abweichende  prinzipielle  Grundlage  t?ej<uben.  Das  nationale  Prisenverfohren 
charakterisiert  sich  nämlich  dadurch,  daM  es  ein  Reklameverf aln  en  ist 
dessen  Eigenart  liegt  darin,  daii  von  der  Piäsumtion  der  Legalität  der  Prise 
ausgegangen  wird,  daher  für  die  Verui  teilung  auch  ueutralei*  Schiffe  der  bloße 
Verdacht  genttgt,  wenn  es  dem  PrisraeigentOmer  nicht  gelingt^  den  Verdacht 
za  beseitigen.  Haben  die  Eigentiimer  der  Piise  oder  sonstige  Interessenten 
innerhalb  vorgeschriebener  Fristen  durch  Reklamation  die  Legalität  der 
Prise  a  n  e f o  c  h  t  e  n .  so  obliegt  i  Ii  n  e n  der  Beweis  der  Tllep'alität  der  Prise.') 
Die  prekäre  Lage  dei-  Interessienten.  die  schon  mit  der  eigenaitigen  Organi- 
sation der  nationalen  Prisengericlite  und  der  prinzipiellen  Anlage  des  Priseu- 
verfahrens  gegeben  ist»  kommt  aneh  bei  der  Entsebaiduiig  in  tatsächlicher 
und  rechtlicher  Beziehung  zum  Ausdruck;  in  tatsidilieher  insofwn,  als  die 
Beweismittel  nach  dem  für  den  Beweis  maßgebenden  Landesrecht  des  Nehme- 
staats vielfach  beschränkt  sind.  z.  B.  auf  die  bei  der  Wegnahme  an  Bord  ge- 
fundenen Schififspapiere.  In  rechtlicher  Beziehung  ist  das  Landesrecht  m&ß- 

1)  In  den  V'erhandluugon  vertrat  v.  Buluicrincq  den  von  II  iiitner  geltend  geuiachten, 
Beitber  von  Trendulenburg  i)"d  Orßnor  botouten  Cteisiditspunkt  nus.-^chlicßl ich  iuter- 
nfttfonalvr  Crericht»)>arkeit:  dugegcn  hatte  Wostlakt-  eine  internationale  Gerichts- 
barkeit nur  für  die  zweite  Instanz  nnd  nur  für  neutrale  Seliiffe  vorge^-hfalgHl. 
Dieser  Voi^rlihi-  wurde  den  Bcm  Iiltisscn  zu  Gnmde  fjelegl.  Vpl.  Annuaire  IX.  t^'^nq.  tmd 
die  p.  Is'J  alleg.  Stellen  der  frülieren  Jalirgg.  de»  Ann.  und  der  Revue  de  dr.  intern. 

2)  Nadi  den  Bescblüsneo  des  Instituts  f.  intem.  R.  «dite  Beginn  eine»  jeden  Krieg<es 
j(Nto  der  Kriegsparleien  (  in  internationales  Berufungf^ffericht  für  Se<^pri?eii  l)ild»  n. 

Iii  i>cr  Einspruch  richtet  sich  z.  B.  gegen  die  Auuabuie,  duß  die  beiui!«taiidett'  Ladung 
Kontrebmd«  «ei.  oder  duß  du»  Sebiff  «ich  dnet  BlolMdebnieb»  schuldig  gemacht  oder  sich 
der  Anhaituni;  widersetzt  habe. 
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gebend  und  swar  möglicherweise  in  der  Ai-t^  daß  es  gar  nielit  darauf  an- 
kommty  ob  es  mit  anerkannten  Grandsfttsen  des  VSlkerrechts  im  Einklang 

steht  oder  nicht.  Allerdings  macht  eine  völkerrechtswidrige  Entscheidung  den 
Xehmestaat  inimpr  verantwortlich:  die  neutrale  Regierung  wird  pfliclitmäßig 
tiir  die  Interessen  ihrer  verletzten  l  iitei  tanen  auf  diplomatischem  Wege  durch 
Keklauiation,  eventuell  durch  Keyre!^^)alieu  > j  eintreten,  und  Genugtuung  und 
Schadenersatz  fordern;  im  ttbrig«i  setzt  steh  der  betreffende  Staat  jedenMls 
der  Retorsion  ans.  Im  ganzen  ist  jedenfirils  davon  anssngehen,  daß  der  Zweck 
der  prisengerichtlichen  Justiz  auch  den  nationalen  (Terichten  die  ge* 
^\^S!ienhafte  Berücksichtignnpf  anerkannter  Völkerreclitssätze  auferlegt  —  Dem 
gegenüber  sichert  die  iieiu!  Hinrichtung  den  Prisensachen  außer  einer  un- 
parteiischen liechtsprechung  auf  ürund  eines  geordneten  internationalen  Ver- 
ffthrens  auch  eine  Bechtsanw«idnng  auf  den  Tatbestand  des  einzelnen  Streit- 
fitUs,  die  den  Widerstreit  des  Urtdis  mit  anerkannten  Grundsätzen  des  Volker- 
i'echts  ausschließen  soll.  Art.  7  regelt  die  letztere  Präge  in  folgender  Weise : 
in  erster  Reihe  entscheidet  der  internationale  Vertrag  des  Nehmestaats  und 
derjenigen  Macht,  die  selbst  oder  von  der  ein  Anp:elir»rifrer  Partei  ist,  wenn 
die  zu  entscheidende  Kechuslrage  in  diesem  Vertrage  (z.  B.  in  einem  Vertrage 
über  die  als  Kontrebande  zu  behandelnden  Gegenstände  usw.)  voi^iesehen  ist; 
in  Ermangelung  solcher  Bestimmungen  wendet  der  Prisenhof  die  R^fai  des 
internationalen  Rechts  an.  Da  bei  der  Unvollständigkeit  der  völkerrechtlichen 
Ordnung  des  Seeki  iegsrechts  Lücken  des  anzuwendenden  internationalen  Rechts 
hervortreten  können,  ist  der  Prisenhof  auf  die  allgemeinen  Grundsätze 
der  (t  e  r  i  r  Ii  t  igkeil  und  Billigkeit  (An.  7,  Abs.  3)  verwiesen.-)  Diese 
liesiimiiiuugen  des  Art.  7  finden  auch  Anwendung  auf  diü  Beweislast  und  auf 
die  Bechtsbehelfe,  die  TOrgebracht  werden  können.  Dagegen  hat  der  Prisen» 
hof  Beehtsvorachriften  des  Nefamestaats  anzuwenden,  wenn  die  Anfechtung  des 
nationalen  Prisenurteils  wegen  Verletzung  einer  solchen  Rechtsvorschrift  des 
Nehmestaats  erfoltr'  Im  iibri<ren  kann  der  Prisen  hof  prozessuale  Rechtsnaeh- 
teile,  die  in  der  Gesetzgebung  des  Nehmestaats  vorgesehen  sind,  unbejü  htet 
la.vjen,  falls  nach  seiner  Ansicht  ihre  Folgen  der  Gerechtigkeit  und  üiiiigkeit 
widersprechen. 

II.  Niich  deiii  Abkuuuueii  int  jede  Prij^eusacho  iu  erster  lustauz  ihiich  eiu  uationftlw 
Pi ifieugericht  zu  euT.-i  ht^ideu;  die  unmittt-lburL'  Aiirufuut,'  Prisenhofs  kauu  mir  dann  eiu- 
treteu,  weun  die  uationakii  Gerichte  biuuen  2  Jalucu  untlt  der  Wegnahme  keine  endgültigu 
EntBclMldnng  gefällt  haben  (Art.  ti,  Abu.  2).  Das  nationale  Prisenveifulir>-u  daii  in  den  der 
Cnnipptenz  des  Prisoiihofs  zii<>-ewit'soiifu  Sachen  nur  2  lustAUzen  haben,  \'<>ii  dem  Landesrecht 
hängt  es  ab,  ob  der  fiekars  an  den  Prisenhof  nach  der  Entächeidung  iu  der  Beruf augs-  oder 
BevirfoiMinitain  «tllmig  ist.') 

1)  So  griff  Preußen  11S8  gtgm  England  wegUi  nnbegriindcter  Verartdlong  von 

Sciiiffcn  seiner  AngohMgen  ZQ  RepteeBalien ;  England  beipflichtete  sich  im  Vertrage  von 
\Vi  .^trnin sti  1-  17  >*;  zur  Zahhing  einer  £ntachidignnff«Mi]nme  (2O00O  j^).  ü.  weitere  iMe 
bei  lieficktu  1111  l\ ,  :>>5ff. 

2i  Die«e  weittragende  Belagais  des  Prisenhof»  vindiziert  ihm  die  «iclitige  Aufgabe  der 
Weiterbildung  des  Scokricgsrcch  ts  im  Sinne  dur  Fuitlerung  von  Recht  und  HuniauitTit. 

Der  deutsche  Antrag,  das  nationale  PriACUverfahruu  auf  eine  luatuuz  zu  be»chräukea, 
wurde  abgelehnt. 
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1.  Die  ZnstftnAigkeit  des  Prisenhofs  ist  in  der  Artgferegelt  (Art,  3),  daß  die  Entscliei- 
dungen  der  nntionalen  Berichte  über  neutrale  Prisen  stets,  Uber  feindliche  nur  iu  ilou 
F&Ueo  des  Art.  3,  Ziff.  2  )  mittels  Rekurses  angefochten  werden  kOonen.  —  Der  Kekurs 
kann  ia  tataieUidiw  oder  neküicber  Hiancht  «ingelegt  weiden. 

2.  Der  Rekurs  kann  nur  von  einer  Vertrag>raaclif  oder  Hein  An^'eliorit'en  einer  solchen 
eingelegt  werden  i^Art,  51,  Ab«.  2).  Im  übrigen  .gestaltet  sich  die  Partei-  und  Prozeß- 
fähigkeit der  Beteiligten  nach  Art.  4  and  5  und  swmr  in  der  Art,  d«A  außer  den  mimittelo 
bar  beteiligten  (Staaten  und  FtiTatpenonen)  »ndi  (aeatnle  und  feudlidie)  Nebenlietefligte 
im  Sinne  des  Art.  5  den  Rekurs  einlegten  können. 

3.  Die  Wirknogen  der  Urteile  des  Prüenhofs  sind  verscbiedea;  der  Priaenhof  kaoa  die 
Wegnalinie  für  legal  oder  fllr  niditig  erldIrBii.  Im  enteren  falle  ist  nit  Sdtiff  und  htAvotf 

nach  den  Geaetcen  des  Nehmestaats  zn  Terfahren;  im  letzteren  Falle  verfügt  der  Prisenhot 
die  Restitution  von  Schiff  oder  Ladung  und  entscheidet  Hber  den  Schadenersatzanspruch; 
Iber  diesen  auch  dann,  wenn  die  Prise  verkauft  oder  zerstört  worden  ist  Hatte  das  nationale 
Gericht  die  Wegnebue  Ar  siditig  erklirt,  eo  eateeheidet  der  Prieenhof  nur  Uber  den  Sehaden* 
emtz  fArt.  s). 

4.  Die  Organisation  des  Frisenhofes  (Art.  10  bis  27).  Der  Prisenhof  besteht  aus 
Biditero  nnd  BlelitentellYertretem;  entedieideiid  wer  fOr  die  AneweU  der  Penonen  die 

spezifisch  juristische  Aufgabe,  in  der  iJirc  Funktion  besteht.  Das  Gerirht  ist  daher  auch  hl  ht 
teilweise  mit  holten  Seeoffizieren  besetzt;  nach  Art  1&  b«ben  jedoch  die  streitenden  Mächte 
du  Recht,  sn  den  ToliaiidliiBgeii  einen  Mheren  Seeofbier  mit  beratender  Stimme  an  ent^ 
Beuden,  deren  Erfahrung  für  die  aaiAgieB&ße  Entscheidung  von  Nntaen  sein  kann.  Die  Richter 
werden  flir  die  Dauer  von  R  .Tahren  von  den  Yertragsinflclitra  ernannt.  Die  Zahl  der  fnnk- 
tiouiercudeu  Richter  ist  auf  16  beschrankt.  Die  von  Deut&cblaud,  den  Vereinig teu  Staat<^u. 
Frankrdelif  GrofibiitaitnieB,  öeteirreicb''UBgam,  Italien,  Ruüland  nnd  Japan  (als  den  grüßten 
Handels-  und  fp^'mSchten)  ernannten  Richter  sind  stHndig  (für  6  Jahre)  bestellt,  die  df-r 
abrigen  Vertragsmilchte  sind  in  bestimmter,  wechselnder  Reihenfolge  berufen.  Hiemach 
fangfieren  die  Richter  einselaer  Staaten  S  beaw.  2  Jahre.  Im  Falle  eines  Kriegea  rind  die 
Kriegführenden  stet*  im  Prisenliof  vertreten.  -  Der  Iluf  hat  seinen  ständigen  Sitz  im  Ila.ic:. 
Die  Kauzleiarbeiteu  besorgt  das  Internationale  Bureau;  dem  Internationalen  Ver- 
waltungsrat  kommen  gegenflber  dem  Prisenhof  diewlben  Fnnktionim  an  wie  gegenllber 
dem  stftudigcn  Schiedshof. 

5.  Das  Verfahren  (Art.  2S  bis  50).  al  Die  Einlegung  des  RechtÄmitt'T«  "rfolel  ent- 
weder bei  dem  nationalen  Prisengericht  oder  bei  dem  Internationalen  Bureau  im  üaag.  Das 
Verfahren  kt  im  gaaiea  ibnlieh  jenem  In  BcMedwaehea  gestaltet;  ee  serfUlt  ia  ein  lehrift- 
liches  Vorverfahren  und  eine  mtlndlirhe  Verhandlung,  c)  BetrpfTeude  Bestimmungen  (Art.  35, 42) 
Htchern  eine  erschöpfende  Sammlung  des  Beweiamaterials  und  die  freie  Beweiswiirdigung:. 

d)  die  Beratnng  des  PriesenhofR  erfolgt  nicht  «Henttich.  Das  mit  OrtttKlen  Tenebene  Urteil 
wird  dairegcn  in  öflfentlif  ht'r  Sitzung  verkündet  und  den  Parteien  von  .\nitB  wogen  zugestellt 

e)  Fttr  die  Kosten  des  Prisenboä  haben  die  X'ertragsmächte  aufzukommen;  zu  diesen  Kosten 
werden  aber  ancb  die  Parteien  heratig<;z n^'eu.  f)  Die  Vl>^ahrnehmang  einzelner  proseSleitender 
Yerfiignngen  (während  der  Abwesenheit  der  Hitglieder  des  Pltamlurfb)  ist  einer Ddcfatioa 
Ton  Richtern,  welche  der  Prisenhof  w&hlt,  zu  übertragen  *) 

6.  Die  Vertragsm&chte  übemclimen  iu  Art.  9  die  Pflicht,  sich  den  Crteilen  des  Prisen- 
hefs  nach  Tnm  nnd  Ohnlien  sn  naterwerten  aad  ihnen  ia  atB^hst  kaner  Frist  naehza- 
kemmen. 


1)  a.  Wenn  ee  sieb  um  feindliches  Uut  auf  neutralem  S<^fe,  b.  um  Wegnahme  eines 
fefndllehen  Schiffes  in  nentralem  Oewiseer  nnd  c.  an  einen  Anapmdi  anf  Oiat^  der  Be> 
hauptung  einer  vertragsmäßigen  Stipulation  unter  den  beiden  KiiegateileB  oder  einer  Bedila« 
▼orscfarifr  des  Nehmestaates  handelt 

2)  Der  Priet  nbof  bat  seine  Geschäftsordnung  zn  normieren  and  VorscblSgc  wegen  Ab- 
iadenittg  der  Bestimnangen  Ober  daa  Verfabrea  au  madie». 
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in.  Das  UrteO  in  PrisensBChen  kann  lautea:  auf  Freigabe  ohne  Scbadlos- 
baltnng,  wenn  dem  Ihterenenten  zwar  keine  Nentraüt&tsyo'Ietning  zur 
Last  liegt,  dagegen  die  Kaptur  auf  Qnind  hinreichenden  Verdachts  erfolgt 
war;  auf  Freigabe  mit  SchadlosliaUtin?:.  wenn  der  Kaptor  niclit  ]  fli-  litmäBig 
vorge«ran^en  ist;  auch  teilweise  ^  erurteilung  feines  Teils  der  Ladung,  der 
Ladung  ohne  das  Schiff  usw.);  endlich  auf  Verurteilung  von  Schiff  und  Ladung. 

IV.  Das  Urteil  in  Prisensachen  wird  rechtskriltig  mit  der  Erschöpfung 
des  Instanzenzngs  oder  Yerzicht  auf  das  Rechtsmittel  ( Ablanf  der  Rechtsmittel- 
IHsfc).  IDt  der  Rechtskraft  des  Urteils  ist  die  rechtliche  Wirkung  des  Eigentums- 
übergangs an  den  Nehmestaat  eingetreten;  dieser  kann  nunmehr  durch  Verkauf 
über  die  Prise  verfügen.  Die  Rechtsgültigkeit  dieser  Disposition  schließt  den 
Anspruch  des  Neutralen  auf  Reütitution  seitens  des  von  einem  Kriegsteil  kon- 
demnierten Gutes  im  Falle  derWiedernahme  seitens  des  anderen  Kriegsteils  aus.') 

§  197.  Die  Beendigimg  des  Krieges^).  Beendigung  des  Krieges 
ohne  FriedensseMidl.  Hit  Röcksicht  anf  den  Umstand,  daß  jeder  Krieg  — 
wie  immer  seine  Ursache  beschaffen  sein  mag  —  auf  einem  Streitfall  beruht, 
dessen  Beseitigung  durch  die  Waffen  bezweckt  wird,  erscheint  ein  formeller 
Willensakt  der  Streitteile  aus  inneren  nnd  praktischen  Gründen  als  die  sach- 
gemäße Korui  der  Beendigung  des  Krieges.  Dieser  Willensakt  ist  der  l'riedens- 
schiuli;  er  bildet  die  Kegel.  Daneben  kommen  zwei  Arten  der  Beendigung 
des  Krieges  ohne  Friedenssehlnfi  vor,  von  denen  die  eine  —  die  Einstellnng 
der  Feindseligkeiten  —  eine  konkludente  Betätigung  des  Willen^  das 
exzeptionelle  Kriegsverhältnis  durch  Wiederaufnahme  friedlicher  Beziehungen 
zu  beendic't'ii.  bedeutet,  während  die  andere  -  die  Debellatio,  Eroberung 
im  fugeren  Sinnt-,  sich  dadurch  charakterisiert,  daß  der  kriegerische 
Erfolg  des  Siegers  eine  Wiliensbetätigung  des  Besi^ten  durch  Aufhebung  der 
TOlkerreehtlichen  Sabjektivitftt  des  letzteren  ansschließt  Hier  ist  daher  ein 
Friedensvertrag  ttberhanpt  nicht  möglich.  —  Der  Bürgerkrieg  wird  durch 
Einstellung  der  Feindseligkeiten  oder  durch  ein  Abkommen,  das  wesentlich 
innerstaatlit  hen  Charakter  trägt^  oder  darch  Niederschlagang  der  staats- 
feindlichen Bewegung  beendigt. 

1.  Die  Geschichte  der  neneren  Zeit  kennt  nnr  wenige  Fälle  der  Beendigung  des  Krieges 
dnrch  tAtsächlicli«'  Kinstellnng  der  Feindseligkeiten').  Eine  formelle  Erkdigimg  dct  Streit- 
faUt  fehlt  in  Miichen  Fällen*),  es  kann  daher  als  die  Orandlage  des  FriedenBzn8tai]r1e<?  nur 

1)  %'  Mnrtitz  HRS  v.  .Prisengerichte'*  und  „Wiederaakme''.  V|0.  anob  Brock- 
hans, ebenda  s.  v.  „Fosüiminiam"  (S. 

Sl  V.  Kireb«Dheiin,  HH  IV  S.  791  ff.  (mit  nkktm  Utcntimogaben);  Hefft«r> 

Ot'ffcken  §§  ITfiff.:  Bluntschli,  Völkerrecht  §§  TOOff.;  F.  v.  Martens  II  S  r.lSff,; 
Garei»  §  90^  Rivier,  Lebrb.,  Pnucipea  II  435  sq.;  Pbillimorc  III  §  511;  Oppcobcim 
n,  H  260  (iq.;  Fiore  m,  No.  1«99;  M^ringhac  828;  Pill«t  870. 

8)  So  endete  der  spaniscb-franzüsischo  Krieg  1702,  der  schwedisch-polnische  1716,  der 
russisch-persische  ISOl;  ein  Kuriosum  der  neuesten  Crescbicbte  ist  das  Untcrblcibeo  eines 
Friodensschluss««  zwischen  Preußen  und  Licbtraatein  ISeit.  Die  Beziehungen  zwiaobm 
Fniiikn  irli  tiiid  Mexiko  wurden  erst  1S81  wieder  aufgenomuien.  Der  fSneg  zwischen  Spanien 
und  Chile  wurde  bloß  durch  Eiiistrllnnp  ilpr  Feindseligkeiten  beendigt. 

4)  Hier  kann  ein  späteres  Abkommen  der  Streitteiie  eine  Erledigung  derSaciie  b«-rb(-i- 
fQlireiL 
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der  «tatna  quo  poi^t  ttelllUD  ntaßgebend  &eiu  *>.  Die  1-Vaf;:e  uach  dem  Iiihalt  des  uti  poi»8idt;tiä 
kann  zweifelliaft  seiu,  wenn  der  Zeitpoukt  der  EinsteUuig  dar  Feindaeligkeiiea  nicht  durch 
eiuen  Waffenstillstaud  fe^tgeätellt  Ut 

2.  Im  OegeoMtae  mm  Altertini  und  Mittelalter  kommen  Eroberungen*)  in  obigem 

Sinne  in  <\<-r  NVuzeit  --f-lTener  Tor"")  T>ip  Kapitnlatioiien  pflcpen  .^bmurhiincpn  iihf^  die 
Angelfigeulieiten  des  depossedierteu  fi'oareräns  und  seiner  Familie,  sowie  Uber  das  Prirat- 
vermjigeB,  ferner  über  dee  Heer  nnd  die  Benmtmi  m  entitalten*).  Das  pnUiaüitisdie  Ver- 
hältnis des  Erubererü  (Usuri>ator»)  zu  dem  eroberten  Lande  und  zum  Volk  kann  durch  die  im 
Laoie  der  Zeit  etwa  erfolgende  V'trzicbtleiütuug  de«  Depoiiiiedierteu  oder  »einer  Nachkommen 
jene  sichere  juristische  Grundlage  erlangen,  welche  tonst  die  in  einem  Friedensschluß  sich 
Tollziehende  Gebietszessiou  dem  Erwerber  bietet.  So  lange  es  zu  i^'uu-t  soltheu  Ver/ichlleistuag 
nicht  kiuiiiiiLii  ist,  jitleffen  die  Depossedierten,  ohne  deren  ausdrilckliche  \\'illL'us€rklänmg 
der  neue  Zualaud  geächatten  worden  ist,  ihre  luteres^eu  durch  Protest  geltend  zu  machen. 
Dedei  Proteste  gegen  Eroberangen  nnd  Ebverleibnngen  biaher  aelbstttadiger  StaatamMen 
kennen  auch  von  drittfn  St.iiit-'n  aiisf;phpii''i. 

Im  Gegensätze  zur  bluUeu  Ukkupatiuu  oder  feiudlicheu  Invaaiou  bedeutet  die  Debeiktion 
die  rechtliche  Anfhehnng  der  bisherigen  staatUeben  Ordnung  nnd  die  Nachfolge  des  Siegen 
in  das  Uerrschaftärecht  Uber  den  Staat.  Der  neue  UerrscLer  ist  sowohl  den  rntertaueu  wie 
dem  Ausland*'  gegenüber  der  Souverän*).  Folgemäßig  ist  er  berechtigt,  die  Verfassung  und 
die  Gesetz^'etiiiiiL,'  des  Landes  zu  ändern,  sowie  privatrechtliche  Dispositionen  über  das  Staats» 
vermögen  vorzunehmen,  überhaupt  alle  mit  der  Herr»«  haft  v«'rlvijiij>ften  Rechte  aoamQben. 
Daher  müssen  im  Fall--  tler  Restatiratiiui  >]i*'  walirt  iid  (it  i  ZwiM-liciihiTi>i:!iaft  rDTfr^tinnmieiien 
Ilerrschaftsakte  und  begründeten  Kechtsverhältnisse,  mit  .lusnahme  der  rechtlichen  Grundlage 
der  Herrschaft  des  Usurpators  selbst,  von  dem  restaurierten  Herrsoher  anerkannt  werden*), 
wlhrend  im  Fnlle  lU-r  T!.-M:itiinnijr  <  iin.r  feiiiilliilnii  Okkuiiation  der  an  der  Ansübunir  'fiues 
Hemcbaft^rechtü  lediglich  verhinderte  Herrscher  nur  gewisse  mit  der  Kriegführoog  ver- 
knüpfte Hafiregcln  de«  Okkupanten  anetkennen  tnoB. 

§198.  Beendigang  des  Kriege»  «Inreli  FriedensdchluiD.  Dienonuftle 
Art  der  Beeudigung  eines  Krieges  ist  der  Abschluß  des  Fi  if  deiisvertrags. 
Durch  Übereinstimmeilde  W'illM^isjHikläruug  der  beiden  Kiie<^steilc  soll  der 
Streittall  seine  deliiiitive  Erlcdi<,nins-  und  das  aus  Anlaü  dieses  Streilfalk  eut- 
staüdciie  Kriegsverhältuis  seiue  Kiidigung  linden.   Die  luitiative  zum  Friedens- 


1>  Anderer  Meinung  insbesondere  l'iiiilimore,  der  den  »tatus  qui)  anu-  ijelium  für 
uafigebend  emchtet  —  Die  fVnge,  ob  der  statns  quo  post  oder  ante  bellum  entscheidet,  ist 
von  ^n'nßttT  Wirhtigkoit  iti  FFÜlcn.  in  (Irncti  ein  Kriotrstoil  zur  Zeit  der  EinSteUong  der 
Feindseligkeiten  einen  Teil  de."»  feindlichen  Gebiet«»  besetzt  hält 

2)  Heimbnrger,  Der  Emreril»  der  Gebietshoheit  S.  121  if.;  Kirefaenbeim  a.a.O. 
&.  792;  Bluntscbli,  VrdkcrrxK-ht  §§  701,  702;  Kivier,  Prineipes  11  p.  436 sq. 

3)  Ib5i),  1660:  Parma,  Modcna,  Luccu,  Toskana,  das  Königreich  beider  äizüien;  Ibtiö: 
Hannover,  KurfaeeseD,  Xa^snu,  Fninkfurt  a.  M.;  1870:  der  Kirchenstaat 

4)  Z.  B.  die  Kapitulation  von  Lan^UHalza  vom  29.  Juni  1^6<3. 

5)  Z.  B  der  Protest  GroUbritanniena  und  Franlcreichs  gegen  die  Annexion  Krakau» 
»eileus  Österreichs  1^4(>. 

«)  Broekbaus  in  Holtiendoiffs  BodttBlexlkon  s.  v.  ^Pofttliminiom":  «Das  Recht  de» 
depossedierten  Souvenln«  verlirit  damit-  »dnR  der  foindliohc  MaolitliaI)rr  in  den  voll^^tandigeii 
Besitz  der  Uomscbaft  gelaugt  iät)  „jede  Staats-  und  vülkcrruclittiche  Bedeutung^.  VgL  auch 
Desselben  Legitimitltsprinzip  S.  S22ff. 

7)  Unbeschadet  »les  Recht«*,  die  von  <leni  Zwischenherrscher  hcm  Ijaffrm  ii  Äiuli^niiif^en 
auf  verfassungsmäßigem  Wege  zu  beseitigen,  ^'ur  diejenigeo  Normen,  auf  denen  die 
Zwischeobcrrsdiaft  »elbüt  beruht,  sind  ipso  jure  mit  der  Bestattration  de»  fiOheren  Hetnchcra 
noll  nnd  nichtig. 
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sehlufi  kann  Ton  dem  einen  oder  anderen  Stareitteil,  sie  kann  anch  von  nentralen 
Hftektea  aufgehen*  Das  Motiv  des  Friedensschlnsses  kann  Tw^sehieden  sein; 

ist  der  Streitgegenstand  genau  begrenzt,  so  ist  auch  der  Zweck  des  Krieges 
von  vornherein  klar  vorgezeichnet;  es  wird  daher  die  Errcichnnq:  d^s  Zv;  M«  ke< 
beziehungsweise  die  Unmöglichkeit,  durch  Fortsetzung:  der  Feiiid.sfjliukt^iteu 
den  Zweck  zu  erreichen,  in  der  Regel  das  Motiv  der  detiuitiven  Beendigung 
des  Krieges  sein.  Hatte  der  Krieg  seine  Uisaolie  in  einer  KoHisiim  poUtisdier 
Interessen,  die  an  einen  bestimmten  Streitgegenstand  oder  einen  bestimmten 
Anspmdi  nidit  gekufipft  ^iml,  so  ist  das  Stadinm,  in  welchem  der  Kriegszweck 
als  erreicht  anzusehen  ist.  selnver  bestimmbar:  es  wird  —  soweit  nicht  der 
Einfluß  dritter  Mächte  im  Interesse  des  Friedens  sich  geltend  macht  —  das 
Ermessen  des  Siegers  in  politischer  und  militärischer  Beziehung  für  die  Be- 
endigang  d^  Feindseligkeiten  entseheidend  sein. 

Der  FriedeuMihliifi  bedeutet  die  definitiTe  Einitdlnng  der  Feindseligkriten;  der 

neuerliche  Kampf  zwi^^clipn  don  Kontrafaenten  ist  eiu  neuer  Krieg,  währem!  'liV  Wiederattfnahme 
der  Feindeeligkeiteu  nach  Ablaaf  eines  WaffeuetUbitands  die  Fortsetsong  de»  Krieges  bedeutet 
WShraid  der  WaftnetOIttMiid  befrietet  wbi  kaiiii,  ist  die  Beadtrlnknng  des  Triedeu  «nf 
eine  Frist  begrifflich  an^gescblossen.') 

Die  Abschliefiung  pint>  Frit  (k'ii-iverfra{rj=  ift  uacli  dem  oben  Wher  die  Debellatio  Be- 
tuerkteu  nur  mdgUch,  wenu  der  Ikaiegte  trotz  der  Niederlage  seine  völkerrechtliche  Subjek- 
tivitltiiocb  behauptet  bat.  —  Die  Frage,  wer  mr  Abedüietuiif  dea IWedsiUTertrags  leg^itimiert 
spi.  i?t  nach  dem  Verfassnngr^recht  der  beteiligten  Staaten  zn  hfatitwortcr  ;  ps  pilit  insht sondere 
keinen  allgemeinen  Rechtssatz,  dem  zofolge  dasjenige  staatliche  Organ,  das  Krieg  erklärt  hat, 
•Heauri  aoeh  snr  AbeddieSimgr  des  medens  lefitimlert  wlre.^.  —  Die  allfemeiimi  Begdn 

Qbtf  Abschließung  von  Ptaaf-sverträgeu  finden  an.-li  auf  FricdcDSvertrlige  volle  Anwpndtmg. 

Dem  eigentlichen  Friedensvertrag  (definitiven  Jb'rieden)  pflegen  Friedenapräli« 
minarien  oder  ein  Präliminarfrieden  voratiäzngehen. ^  WÜde  kein  Waffinutidstand 
geschlossen,  so  ist  der  nächste  Zweck  der  Präliminarien  die  Einstellung  der  Feindseligkeiten. 
In  den  Prälirofnarien  einijjt  man  sich  znmeist  fibf-r  eine  Tteilie  von  Yorfra£ren  (ttber  den  Ort 
ond  die  Art  der  Verhaudluageu  usw.).  in  sachlicher  Bezichnug  sind  jene  Präliminarien  von 
tesoademr  Bedeutung,  in  denen  die  Haaptpnnkte  des  Friedensvertrags  formuliert  werden ;  die 
Regelung  der  Details  bleibt  dem  FriedeuTartnce  vorbabalten.*)      PrtUiBiiiarie&  Terpdicbteii 

1)  Derlei  befristete  Priedeosvertilge.       in  der  GeseUehte  vofgtkimmen  sind,  sind 

doch  nur  Wnffi'nstilistanilsvcrtiriu:e.  Auf  diese  lieMliränkfe  sicli  ilie  Pforte  gegenüber  di-ii 
christlichen  Staaten  bia  zum  .lahrc  1774  (Vertrag  von  Kutacbuk-Kainardachi),  da  der  Koran 
ewigen  Krieg  gegen  die  Ungläubigen  voncihrelbt. 

2)  Im  Deutschen  Reich  (Art  11  BV)  hat  der  Kaiser  den  Krieg  zu  beendigen  und  ist 
nicht  wie  hei  anderon  Verträgen  an  die  ZTiAtimmung  des  Bundesrats  gebunden.  —  »Bezüg- 
lich anderer  Staaten  siebo  die  bei  v.  Kirchenheim  a.  a.  0.  (S.  796  Anm.  3)  allegierten  Vot- 
Cnsnngvgwefzes. 

3)  Beispiele:  Die  Friedenspräliminarien  von  Villafranca  vom  11.  Juli  1H59,  definitiver 
Frieden  in  Zürich  vom  10.  November  1859;  Präliminarien  von  Nikolsbnrg  vom  26.  Juli  1S66, 
Flriedett  in  Prai^  von  29.  Antrost  1866;  die  PriHlmiNiien  von  Teraaülee  vom  26.  Ilebniar  1871 
definitiver  Frieden  In  Frankfurt  a.  M.  vom  10.  Mai  1871.  Im  Krinikriog  Avurden  die  Onind- 
Jagen  des  Definitivfriedens  in  einem  einfachen  Protokoll  vom  1.  Februar  lb56  fixiert;  defini- 
tiver FHeden  in  Paris  vom  30.  Mint  18S6. 

Ii  Mit  Bezug  auf  die  FriedenspriUiminarien  von  Saii  Stefano  vom  3.  M5rz  1S78  stellt 
F  V.  .Martens  II  S.  543  die  Meiniinp  auf,  dal5  Präliminarfrieden  heute  „die  Bedentnng  von 
Probe  versuchen  (habeu),  um  zu  erfahren,  inwieweit  die  stipalicrten  Bedingungen  etwn  Wider- 
spmdi  oder  Zvstiinnntng  ant  Seilen  drittsr  neutnder  JüeitM  fbden  d&rAen." 


üigiiizea  by  VoüOgle 


542 


Achtes  Bnek.  Die  tocen.  ütraht^dteu  o.  dem  Eriedigunf  eto. 


I  199. 


i\\e  Kontrahenten.  —  Gibt  der  Inhalt  eines  Präliininarfriedeus  dritten  Machten  Anlaß  znm 
Eingreifen  insbesondere  dorch  Stellung  des  Antrags  anf  £inbenifang  eines  Kongresses,  so  tindet 
der  definitiTe  AtMcMafi  des  Friedet»  unter  Mitwirlraiig  dieser  Hlcbte  statt.  So  bat  der  Zn- 
sammenhani;  der  Ergebnisse  de«  musisch -tiirkisolien  Kriegs  (187T— ISTS)  mit  der  dnrrh  den 
Puriser  Vertrag  von  1S56  erfolgten  Ordnung  der  orientalischen  Frage  England  zu  eioem 
Protest  gegen  den  Präliminarfrieden  tob  San  Stefano  Tom  S.  Min  1876  feranlait  und  aar 
Einberufung  eines  Kongresses  (in  Berlin)  geführt.  Der  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1ST8M 
stellte  die  definitiTen  Bedingungen  des  Friedens  und  des  künftigen  VerbUtniaaes  der  Streit- 
teile fest. 

Für  d«a  Veriulten  von  Verbttndeteii  bei  der  AtoeblieBnng  des  FMedens  iet  der  BBndaia* 

vertrag'  entscheidend.  Jedenfalls  hat  der  einselne  Verhfludete  mir  im  Einvernehni'  i  d«  n 
anderen  sich  auf  FriedensTerbaudlungen  einzulassen.  —  Hat  eine  dritte  an  dem  Kriege  ursprüng- 
Keb  ddit  betolfgte  Maebt  das  Ton  dem  einen  Kti^teil  besetate  <3«biet  des  anderen  beMt* 
HO  hat  sie  Anspruch  auf  Mitwirkung  bei  der  definitiven  Erledigung  des  Streites.  Die  regd- 
miSige  Qrandlage  des  Friedensehl usses  ist  der  Status  quo  poMt  bellum  (das  sog.  nti  posaidetis) 
—  nicht  die  notwendige,  da  das  politische  Ermessen  des  Siegera,  aaweilen  auch  der  IBininS 
•iritter  Mächte  (namentlich  in  Fällen  der  Absddieftnng  des  Fliedens  dnrch  einen  Kongrefi) 
Modifikationen  herbeiführen  künnen 

§  199.  Form  niul  Inhalt  der  Friedciisvcrträtre-).  Aus  naheliegenden 
Giüudeii  bildet  die  ischi  iltliche  Form  der  Absclilieüung  der  Friedensverträge 
die  Kegel.  Im  übrigen  gelten  auch  bezüglich  der  Form  die  ftir  die  Staats- 
▼erträge  im  allgemeineii  anerkannteii  Grnndsfttse.  Im  Hinblick  auf  die  Wichtige 
keit  der  FriedensYertrSge  wurden  seit  ftltester  Zeit  solrane  Förmlichkeiten 
bei  Abschließung  dieser  Verträge  beobachtet,  die  in  neuester  Zeit  teilweise 
außer  Uebung  gekommen  sind.  Ebenso  beschränkt  man  sich  he.iüe  bei  der 
Publikation  der  Friedensverträge  aui  die  ft'ir  Vertrage  überiiaupt  laude«*- 
rechtlicU  vorgeschriebene  Form.  —  Der  Inhalt  des  Vertrags  ist  in  Artikel 
gegliedert;  man  nennt  allgemeine  Artikd  diejenigen,  wdche  in  denFriedena- 
TertrSg«!  regelmSfiig  wiederkehren,  besondere  Artikel  jene»  in  welchen  die 
Bedingungen  enthalten  sind,  unter  denen  der  konkrete  Friedensschluß  zustande 
gekommen  ist.  Atißeideni  unterscheidet  man  Separatartikel,  die  sich  auf 
die  Ausführung  des  F  liedens  beziehen,  auch  wohl  zuweilen  Reservationen 
enthalten.  In  Additionalübereinkommen  pflegen  durch  besondere  Be- 
ToUmichtigte  einzelne  Punkte  des  Hauptvertrags  geregelt  zu  werden').  Zusatz- 
bestimmungea  (wie  auch  Separatartikel)  können  Offientlicbe  oder  geheime^  sein. 

Mit  Rücksicht  anf  den  Inhalt  nntwscheidet  man  Friedensvertrlge»  in 
denen  die  Kontrahenten  sich  uuf  die  wesentliche  Bestimmung  eines  jeden  der- 
artigen Vertrages,  nAmiich  die  Wiederherstellung  des  Friedensstandes,  be- 


1)  Siebe  diesen  Vertrag  bt:i  Fleischmanu  Hü. 

2)  V.  Kirchenhelm  a.  a.  O.  8.  802  IT.;  Blantsehli,  VSIkerredit  {f  TOS  ff.;  Rivier, 

Principos  II  p.  451  sq. 

3)  Derlei  Übereinkouinieu  sind  in  mehrfacher  Richtung  not\veu(li^,  wenn  der  Aus- 
gang des  Krieges  territoriale  Veränderungen  hfrUcigcführt  hat  So  waren  zahlreiche  Kon- 
ventiunen  in  .Ausführung  der  Sttpttlationen  dos  FVankfurter  Friedens  \  <>ni  .lahre  1871  nofe- 
wendig.  Rocucil  des  traitt'^,  ponvontioiis,  Ini*,  d^'t-rot:*  ft  nufn««  acte«  relatifft  ü  la  paix  avee 
rAllciuagnc  1872— IbTü  (2  Bde.):  Valfrey,  Trait6  <le  Franciort  15>T2  (2  Bde.). 

4)  fidapiel:  Die  am  22.  Auguat  ISM  nriachen  PwoOen  und  den  eOddentadien  Staaten 
abgoBciiloaaenen  BQndnisvertriige  n-niden  im  April  18S7  Terfilfentlidit 
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scturtnkeQij  (einfache  oder  reine  FriedensTerträge  —  paix  pures  et  simples) 
und  soklie,  welche  aneh  anderweite  Bestimmiingen  enthalten,  die  sieh  anf  die 

rechtlichen  Wirkungen  der  durch  den  Ausgang  des  Krieges  geschaffenen  Tat- 
bestände beziehen;  daneben  pflegen  in  Friedensverträgen  auch  solclie  Angelegen- 
heiten eine  Regelung'  zu  finden,  fiie  weder  mit  dem  Streitfall  noch  mit  den  durch 
den  Krieg  geschatfeneu  Tatsaciien  zusammenhängen,  deren  Regelung  aber  dem 
Sieger  gerade  anter  den  gegebenen  Verhältnissen  zweckmäßig  erscheint.  Auf 
diesem  Wege  erlangt  der  Friedenssehlnft  eine  Aber  seinen  nächsten  Zweck 
mitunter  wdt  hinausgreifende  Bedeutung  als  Grundlage  für  eine  dnrehgreifende 
Neugestaltung  der  Beziehungen  der  beiden  Kontrahenten  —  so  unter  anderem 
auch  in  politischer  Beziehung,  wenn  der  Friedensschiuli  zur  Begründung  eines 
Buudesverhältnisses  oder  einer  andeien  politisch  bedeutsaiiien  Vei-bindung  der 
beiden  Staateu  lulirt.  Diu  eiiiiacheu  Friedeusverliäge  bilden  beule  die  Aus- 
nahme; Friedensschlflase  enthalten  vielmehr  gewohnlidi  aufier  der  anf  die  Ein- 
stellungr  der  Feindseligkeiten  besOglicben  Bestnnnnng  eine  Reihe  anderer  Be- 
stimmungen, von  denen  einige  regelmäßig  bei  jedem  Friedensschluß  ^vieder* 
kehren,  nndei  e  dagegen  ZU  dem  eigentämlichen  Inhalt  bestimmter  Friedens- 
verträge geiiören. 

Den  allgemeinen,  regelmäßigen  Bestimmnngon  der  Friedensverträge  entspreclieti  di« 
mit  dem  Wesen  des  Friedeiisschlnsseii  gegebenen  allgemeinen,  regelmäßigen  Wirknugen.'-')  AVie 
bereits  oben  bemerkt  worden  ist,  hört  mit  dem  FriedeusschluB  jpfle  kriegerische  Aktion  der 
Streitteile  gegen  einander  auf.  Sind  iu  Folge  der  Unkenntnis  des  Friedensschlusses  von  ein- 
sebim  IVdppeBabteüiuig«!!  Aktioneo  nntenonmieD  und  Vorteile  eneiobt  werden,  m  ist  der 
8f:itiTs  qiU'  zur  Zi'it  des  Friedf-risi'liln.«>i'.-i  uioflc-r  lierzu-^tt-llcu.  Mit  dem  Friedfnssclilnß  erlischt 
die  (ieltuug  des  Krieg^rechtSi  es  entfällt  daher  anch  der  rcchtliobe  Titel  zu  Keqtiisitiouen 
und  Kontfibntioiien^  Entactaeidend  fttr  deo  Eintritt  dieser  Wirkangen  ist  die  Untnseleluiaiig 
des  Vertrage-,  iiiilit  Mf  Batifikation.  Unterbleibt  die  Ratifikation,  so  bat  der  Vertrag  ledig- 
lich die  Bedeutung  eines  Waffenstillstands.  Dagegen  bleiben  rite  eingegangene  Schuld- 
Terbittdiicbkeiten  —  wenn  nicht  besondere  Verftbredungen  getroffen  werden  —  z.  B.  Loekaof- 
▼erschreibuugeu,  Schuldverschreibnugen  für  Reqnigiliouen  xmw,  rechtlich  gültig  tmd  wirkMin.*) 

Eine  n-^'i iuiälliire  Bestimmung  belntTt  die  Entlassung  der  Kriegsgefangenen, 
die  mit  Bedingungen  verknüpft  sein  kann;')  insbesondere  pflegt  die  Entlassung  erst  nach 
Beriehtlfimg  der  Ton  den  Geftugenen  kontrahierten  Sehnlden  augeflllvt  lu  werden.  Der 
Vtdlziii,'  der  dundi  qeiin  iue  Delikte  verwirkten  Striifeii  wird  dmeli  deu  Friedons^chlntS  nicht 
berührt;  dagegen  iat  es  bestritten,  ub  solche  Kriegsgefangene,  welche  wegen  Disziplinar- 
vergehen Ton  den  Kriegsgerichten  Temrteilt  worden,  nach  dem  FriedenaacUnfi  in  entlasaeii 
■eien.*)  

1)  enthält  der  Vertrag,'  zwisdien  Serbien  und  Bulgarion  vom  1 9.  Febmar/S.  Mira  ISM 
nur  einen  einzigen,  den  Friedenszustand  wieder  berstelleaden  Artikel. 

21  Vgl  y.  Kirebenbelm  a.  a.  0.  S.  §041?.;  BiTier,  Principes  II  p.  45l8q.;  F.  t. 
Martens  II  S.  54aff. 

Ü)  Auch  die  Forderung  der  Itückstäude  solcher  i>eii«tungen  entHilit.  Ausdrücklidi 
stiiHiliert  a.B.  in  Art)  den  Hubertibnrger  Friedens  im.  Vgl.  üeffter  §  ISO;  v.  Kirchen- 
heim  a.  a.  0.  8.  S05. 

4)  Vgl.  Rivicr,  Lchrb.  S.  44:»,  Principes  II  p.  45S. 

5)  Vgl.  ^Vrt.  10  des  Frankfurter  Friedens  1S71.  So  ist  z.  B.,in  Abs.  4  dieses  Artikels 
bemnimt,  daft  20000  Gefangene  ohne  Vertag  nach  Lyon  dirigiert  werden  sollen  unter  der 
Bcdiugtm?.  rinß  ?\o  nach  ilirer  Or^nnisierung  a<^oit  nach  Algerien  geschickt  werden,  nm 
iu  dieser  Kolonie  zur  Verwendung  zu  kommen. 

6J  Vgl.  darSber  v.  Eirehenbeim  a.  a.  0.  S.  80«,  807.  Preoflen  hatte  im  Kriege  ISTO 
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Achtes  Buch.   Die  intern.  iStreidj^keiteo  a.  ihre  Erledigung;  etc. 


§  in. 


Als  ein  wesentlicher  Bestandteil  der  FriedensTerträge  hat  sich  die  sog.  Amnestie- 
klausel ausgebildet,  so  daß  der  Inlialt  <lerFcIbcn  auch  ohne  ausdrückliche  Formuliernng  mit 
dem  Frirdeussi  lilnli  als  gegeben  anzTtscheii  ist.  T>if'  Aninesti<»k!aiisel  liSnet  mit  dem  Grund- 
gedanken des  Friedensscblojwes  als  definitiver  Be»eitigung  des  Streitfalls  zusamuteu')}  sohin 
m1I«b  aneli  die  wüireiid  dee  Kriegei  snipengteB  Verletnniiteik  imd  Beediadignn^  tuuk  dem 
Friedensschlüsse  keinen  wirk'saTnpn  Titfl  von  ReklaT  i  ,  n  Kli»enn«w.  abgeben  kennen*); 
dabei  könaeo  aber  nur  solche  Tatbestände  in  concreto  unter  die  iüaosel  anbsumiert  werden, 
die  mit  dem  Kri^  und  den  dmch  den  Kriegscastaiid  angefubten  Leideneeluften  in  Zv» 
sammoiluuig  stehen').  Die  in  den  Veitrilgen  in  der  Hauptüache  regelmäßig  angewendete 
Formel  der  Amnestieklansel  spricht  von  dem  „politischen  Verhalten",  den  „politischen  und 
militärischen  Handlungen"*)  während  des  Krieges.  —  Gegen  die  Ansschließang  von  Ver- 
letzungen des  Kriegsrechts  und  der  Kriegsgcbr:iuc)ie  von  der  Amnestie  epncliea  evidente 
Grttnde  ilcr  Zweckniiißig'keit  und  der  Zweck  de!*  Friedens<rliln->s<?«  «elJvt 

Eine  Bestimmung  aligemeiner  Art  pflegt  i)ezüglich  des  Wiederauflebens  der  vor  dem 
Kriege  abgeeelüowenMi  Vertrlge  «ofgenomnen  ni  werden.*)  Sie  ist  indessen  nach  dem  oben 
(8.  474,  475)  über  den  Einfluß  des  Kriecrsan.sbnudis  auf  das  bestehende  Vertragsrecht  nesa^tcii 
ftbeiflttwi^,  da  jene  Verträge,  die  hier  überhaupt  in  iVagc  kommen,  wibrend  der  Daner  des 
Krieges  in  ihrer  Wiriaamkeit  lediglich  snspendiert  waren,  daher  mit  der  Wiederkehr  fHed- 
licher  Beziehungen  von  selbst  wirksam  werden,  soweit  nicht  die  spezitl!  i;  Verabredungen  in 
dem  Friedens vertrag^e  (die  gerade  bezüglich  des  Vertragsrechts  sehr  zahlreich  zu  sein  jiflegen), 
eine  Änderung  der  früheren  Vertragsverhältnigse  herbeiführen.') 

Die  Gegenstände  der  besonderen  Be><timiniingen  der  Friedensverträge  sind  sehr 
zahlreich;  nur  die  aiu  ijSnt5ij?ten  in  der  Praxis  vorkommenden  inöcr^n  hier  berftlirt  "werden. 
Eine  der  praktisch  wichtigsten  Bestimmungen,  die  in  mehrfacher  Beziehung  Anlaß  zu 
Additi<»alTertrilgen  giebt,  ist  die  Zesriom  von  Getnetateilen;  damit  sind  Tar  allem  Stijm- 
lafionei)  nber  die  neuen  Grenzen,  über  das  Auswandeninps-  und  Oi)tioii?'refbt  der  Einwohner 
des  zedierten  Gebiete  verknüpft  Auderweite  Wirkougeu  der  Gebietszessioa  äa£em  sich  anf 
den  rmdiiedenen  Gebieten  i.vr  Staats-  und  der  Selbetverwaltong,  auf  den  Gebiete  der 

bis  1S71  diese  Fulikte  den  ^PT?ieinpn  PHikten  glcicli gestellt.  Den  entgegengesetzten  Stand- 
punkt uahu)  Fraiikreicii  ein.    Ebenso  neucstons  Denpagnet,  Cours  p.  60^. 

)>  So  bat  schon  Oudelinna,  De  Jore  paeis  (UI20)  die  sabataotia  paeis  in  der  am- 
nestia  erkannt. 

2)  Vgl.  D.  Cocceji,  De  postl.  in  pace  cx  amueatia  ilcffter  $  l&ü;  Philli- 
more,  Comm.lIIp.TQi2jM|.;'7.  Klrebenheim  a.a.O.  8.S07;  Rivier,  Prindpesll  p.465s(). 

3)  Die  Aninestiekliuisel  kann  daher  keine  Anwendnnfr  finden  auf  Ansprilebf  des  einen 
Kriegsteils  gegen  den  andern,  die  vor  dem  Ausbruch  des  Krieges  entstanden  waren  and  aoßer 
Znsanmenhang  mit  dem  nmunebr  erledigten  selbsaodigen  Strcitgcgenstaiide  stebeo;  fereer  auf 
die  TOT  dem  Ansbrueli  des  Krieges  entstandown  Ansprüche  von  An^BhOHgOi  der  einen 
Partei  gegen  solciie  der  anden  n  Partei,  atif  die  ;?war  während  dos  Kriege?»  an««  rwhtmnßifren 
Gründen  gegen  Angehörige  der  üudcrcii  Partei  entstnndcuca  Ansprüche,  auf  .Scluildtu  der 
Kriegsgefangenen,  Ranzoniemngogelder,  8chaldrers>chreihungen  für  erlaubte  Requisitionen  (s. 
oben  S.  40$),  endlich  auf  privatrcchtlicho  An.spHlelie  dritter  M!\ebte.  V-rl.  TTcffter  §  ISO. 
Bezügiicb  der  von  der  Amueetie  auegesctdo^nen  ^trafansprüche  eiche  die  bei  v.  Kircheu- 
heim  a.  a.  0.  S.  SOS,  809  anfgcdUilten  Fllie. 

Ii  l'>ankfurter  Frieden  von  I^TI  Art. 2.  Abs.!? :  „Kein  Bewohner  der  a!»^etre'tencn 
Gebiete  darf  in  seiner  i'creon  oder  seinem  Vermögen  wogen  seiner  politischen  oder 
mIHtirisehen  Handlnngen  wSirend  dee  Krieges  verfolgt,  gestSrt  oder  sar  Unter- 
suchung gezogen  werden.^  —  Ander»  Vertii^  »it  AmnestiektauMtn  8.bei  Fl  ei  seh  mann, 

8,  6,  T,  .Hl,  Ä4.  3»,  .11.  ^2.  77. 

5)  Beispiele:  Art.  l.'i  «ie»  I'iager  Friedens  von  1866;  Art.  11  des  Frankfurter  Friedens 
von  1871. 

6i  Hiemif  steht  zumeist  die  Bildung  vm  Knmmi?;«inncn  7nr  Revision  der  Verträge  in 
Zusammenhang.   Vgl.  z.  B.  Artt.  11,  15  des  Frankfurter  Additionalvcrtrags  vom  11. Dez.  1671 
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PriTatrechtSTerhftltnlMe,  des  Prozeßrechts  qsw.  *)  —  Besondere  Belütumnngen  werden  ge> 
troffen  über  die  Kriepsentschädignug,  die  Art  ihrer  Leistuna:  nnd  deren  Siclieniuij,  ferner 
zxu  Sicherung  anderer  in  dem  Vertrage  Ubernomueueu  Verbindlichkeiten.  In  ietzterer  ße- 
siebnng  k(HBmt  es  nnaeiat  nt  einer  Medlidien  Okkupation;  da«  OkkopatioBakorii«  iat 
exterritorial.  Rcijnisitkmen  ^iiid  aTTsgesclilospen ;  deren  Znlässigkeit  ist  aber  f5\r  rJni  Fall, 
daA  der  andere  Vertragsteil  seiner  Yerpälchtung  zur  Verpflegung  dea  Okknpationskorj^s 
nicht  naehkonimt,  in  Ännicht  genenuen^  Für  den  FeU  Ten  MeinrofiTerwdiiedenhMteii  in 
der  Auslegung  oder  AnenUmiiig  des  Tntrege  wird  Tielfbeh  eine  kompramienrieehe  Kluud 
aufgenommen. 

Im  ganzen  bedeutet  der  Abschluß  des  FriedensTerttags  die  Wiederherstellung  des 
früheren  friedlichen  Kechtszustands,  desseu  Inhalt  tflihreiee  in  neuen  BeclitsverhäUniflaMl 
z^viH(:hf'It  den  Parteien  bestellt,  t(-ilwi-ifio  eine  Kurtsr-tznng  der  vor  <lem  Kri(  c:f>  ontstandenen 
Verhältnisse  ist.  In  juristischer  Beziehung  ist  der  Friedensschluß  die  definitive  Erledigung 
des  Streitfalh;  sie  itdlte  es  allenal  avdi  in  politieeiier  Beiiehnng  sein  und  damit  jeder  Yw 
wand  zu  einem  nencrliclien  Waffr-ngane:  ohne  einen  zureichen ileii  Grund  beseitigt  bleiben. 
Eine  selbstverständliche  Wirkimg  des  Friedens  ist  der  Wiedereintritt  beider  Parteien  in  ihre 
Beehte  und  ihren  TenitoriillMriti,  aoiweit  nieht  in  dieeen  Blebtnngen  durch  den  Vertrag 
Äodemngen  herbeigeftbrt  eind. 


1)  Vgl.  in  dieser  Richtung  v.  Kirchenbcim,  a.  a.  0.  S.  SU. 

2)  Beiepiel:  Axt  S  Ahe.  1  dee  Fcankfiuter  Friedens  v<m  1871. 


Ullmana.  VfllfcwiNht 
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Sachregister.   A— B. 


Sachregister. 


Aachen,  Frieden  von  174S  12. 

Aachener  Protokoll  51L 

Ahb6  GrC'^foire  lü 

Abbemfunjf  (rappel),  des  Ge- 
sandten Ii)  5. 

Abbenifun(?8»chreiben  IDä. 

Aberkennung,  der  Staatsan- 
gehöri^fkeit  359. 

Abgabenfreilieit  der  Gesand- 
ten ISfL 

Abkommen,  Zivilprozessuales 
1S%.  HL 

Abschoßgelder  i2i 

Absolute  Rechte,  der  Staaten 
Ufiff. 

Absolutes  Völkerrecht  HL 
Additional  (Zusatz) -Vertrage 

272,  512. 
Ämter,  Internationale  2aSff. 
Affirmative  Staatsservituten 

ä2JL 

Afrika,  Kolonisation  SO. 

Agenton  234, 235 ;  A.  der  Par- 
teien im  schiedsgericht- 
lichen Verfahren,  449:  im 
Verfahren  der  intemation. 
Untersucliungskommissio  - 
nen  4  02  ff. 

Akademie,  orientaliacho  in 
Wien  m 

Akquisitiv- Verjährung  ailJL 

Aktennrodukdou,  im  Schieds- 
verfahren 44<l. 

Akzession,  als  Erwerb  der 
Gebietshoheit  aUh. 

Alabama-Fall  4'.t,517,520.521. 

Alexander  II.,  von  Kulilcnd 

Alexander  VI.  «5,  232. 
Alliauzeu  27fi. 
Alternat  l-H". 

Altertuui,  das  Völkeri-echt  im 

A.  ülL 
Ambulanzen  4'»5. 
^Vninestioklausel  .'i44. 
Atnpliyktionenbund  ü2. 
Anhartungsrcclit  äU  ff. 
Annbindc,  des  roten  Kreuzes 

4ST. 


Autarkie  L 

Antonomisches  Recht  19j  SS. 
Autorität,  Zentrale  A.  iL 
Amtsemennun^,  Erwerb  der 

Staatsangehörigkeit  durch 

A.  3iL 
Anarchie  tL 

Anbieten,  der  Vermittlung  488. 

Anerkennung,  als  Quelle  des 
Völkerrechts  AHL 

Anerkennung,  eines  Anspru- 
ches 435. 

Anerkennung,  neuer  Staaten 
124ff.,  bedingte  A.  12!L 

Anfechtbarkeit,  staatsr.  A.  der 
Neubildung  eines  Staates 
121L 

Angarie  (Droit  d'angarie)  458. 


Annam  110. 

Annexion  132  ff. 

Annifen,  A.  der  Vermittlung 

Anschluß,  an  einen  Staats- 
vertrag 273. 

Antisklavereiakte,  Brüsseler 
ISftO  50.        4Ü3i  4115. 

Antisklavereiljewegting  408, 
443. 

Anzielicn,  der  Flagge  liJL 
Apocrisiarii  IM. 
Appellatlonsgericht,  in  Alex- 
andrien 2äh. 

Arbeiter,  Interessen  der  in- 
dustriellen A.  Iii  ff. 
Arbeiterfrage  5,  411  ff. 

ArbeiterschutziTnternatlonaler 
A.  Ali 

Archiv,  der  Gesandtschaft  Ufi. 
Archivcs  diplomatiqucs  iL 
Aristoteles  (IL 
Annenfiireorge  lüü. 
Armenrecht  MTS,  4i)'». 
Arras,  KongreBzu  A.  1435  fiL 
ArrOt  de  Priuce  4riK, 
Arzte  ILL 

Association  de  droit  interna- 
tional 

Asyl,  völkerrechtliches  2£IL 
Asyl  recht 


Attentate,  auf  souveräne  Per- 
sonen aas.  asa. 

Attentiitsklausel  399. 

Audienz,  offizielle  des  Ge- 
sandten 174,  175. 

Aufenthalt,  von  Schiffen  der 
Kriegführenden  in  neu- 
ti-alen  Uäfen  222. 

Ausbürgerung 

Ausknnftsstellen,  über  Kriegs- 
gefangene 4S2j  Ober  ver- 
wundete und  gefallene 
Krieger  4S5. 

Auslicfenmg  36L  392ff. 

Ausliefcrungsgcsetze  .S93. 

Auslief  erungspflicht  369,  S93ff. 

Auslieferungsverfahren  399  ff. 

Auslieferungsverträge  17. 
SM  ff. 

Auswanderung  3il. 

Auswandeningsfreiheit  Sil  ff. 

Ausweisung,   von  Fremdeo 

aiiiff. 

Avokatorien  473,  474. 
B. 

Baien  204  ff. 
ßancnift-Vertriige  254  ff. 
Barbeyrac  JiL  sü. 
Basel,' Konzil  zu  B.  fiL 
Bayern ,  Auslieferungsverträge 

1869,  1885  399- 
Beendigung  des  Krieges  ohne 

Friedensschluß  öijyff. 

Befolgungsbefehl  41. 
Beglaubigungsschreiben,  des 

Gesandten  175. 
Beitritt  zu  einem  StaatsvertrafP 

2ia, 

Belgien  113^  116^  belg.  Atten- 
UtsklauseT~399,  Zollunion 
mit  Frankreich  423. 

Beuthanl  IL 

Berichte,  der  Gesandten  IT.H. 
Berliner  Generalakte  1SS5  5«, 

80,  242,  amiff.,  -529,  335, 

402,  408. 
Berliner  Kongreß  IS7S  78. 402. 
Benifskonsulen  lülff.,  202  ff., 

21iL 
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Besatzung,  BeliundlunK  der  B. 

foindlichcr  Schiffe  il  " 


Beschicüuag  unverteidijyfter 
Städte  u.  8.  w.  479,  B.  im 
allzcmeineD  l&aff. 

Bescblagnahmo,  vun  Schiffen 

Besiditi^ngsrcclit  hlh  ff- , 
i53ff. 

Besitzstand,  unvordenklicher 

Bo>itzstan(l  .'inC. 
Bebtäü^j  uug  1  c  on  fi  rmatio )  ei  nes 

Staatsvertragea  2S2,  2äh± 
Bestellung,  des  Gesandten  1"4. 
Beteiligung,   dritter  Staaten 

an  Staat» vertrügen  213  ff. 
Beute  iiih. 

Bewaffnete  Neutralität  1780 

BeWSisaofuaLme,  in  Zivil- 
sachen 8S1,  in  Strafsachen 
SM. 

Beweiserhebungen  in  Zivil- 
sachen 3S0ff .,  in  Strafsachen 

aaiff. 

Bildungswesen  112. 
Biuncnmocr  222. 
Blanbuch,  englisches  ist 
Blokado  490 ff.,  ÄÜL 
Blokadehruch  4M^  iliL 
Bliint.H-lili  a2. 
Bodensee  US. 
Bolivar  Simon  Ii. 
Bonifaz  Vlll.  Iii. 
Bosnien  -  Herzegowina 

2aiff. 

Bosporus  204. 
Botschafter  l'nff. 
Branntweinachenken,  falirendo 
B.  a2ü. 

Braunschweig.   KongrcD  zu 

1697  11. 
Briefpostsendungen  ^12j 
Bruch  des  Vertrages  2ÄL 
Brüsseler  Deklaration  471. 
Brüsseler  Konferenz  1S74  2A1, 
Buchten  2älff. 
Bulfrarien  7^  \}}^  1Ü2. 
Bullt,"  l'iiam  SaticUiiii  ft5. 
Bundesrat,  Deutsches  Schiff 

Bundesstaat  99,  Gesandschaf  ts- 
recht im  B.  167,  Recht 
zur  Bestellung  von  Staats- 
servituten a2L 

Bündnisse  2IiL 

Burcaux,  Intemritionalo  2ÜSff. 

Bureau  de  la  rtpic^sion  de  la 
traite  400. 

Bureau  international  dcsi  ad- 
miniätrations  tel^graphi- 
ques  in  Kern  23>>,  425. 

Bureau  iuternational  des  poids 
et  mesure»  in  Paris  238. 

Bureau  de  l'lJniou  postale 
universelle  in  Bern  23S. 

Bureau  de  l'Union  intern,  pour 


7«>, 


la  protection  de  la  pro- 
priM  industrielle  in  Bern 
238.  411,  Iii 

Bureau  dePUnion  intern,  pour 
la  protection  des  oeuvres 
littmires  etc.  23S,  AHL 

Bureau  de  l'Union  intern,  pour 
la  publicatiou  des  tarifs 
douaniers  in  Bern  22fi. 

Bnrcau  intern,  maritime  in 
Zanziltar  2xlS. 

Bureuu  der  »täudigcn  Zuckcr- 
komraissiim  in  Brüssel  231L 

Ban\'ju  central  in  Potsdam  2311. 

BrirfTt-rkriois:  t'IS,  517. 

Bynkershoek   .Hl,   292^  »20, 

515,  516,  älHT 
Bj-zanz,  Vortroter  des  Papstes 

in  B.  Ifii 

C 

Cabarets  flottauts  40S. 
Cäsar  tlL 

Carlo  witz,  Frieden  von  C.  IL. 
Caroline,  schwed.  Schiff  517. 
Cantio,  die  Garantie  als  völker- 

rccbtUcho  Cautio 
Ceremonjal^esandtc  170. 
Cbabl.iis  nti,  HL  ilfi- 
Char^rs  d'affaires  Hl  ff. 
Chcruäkerbund  Öl. 
Cheta-Vcrtrag  fii 
Chiffreschlüssel  IIIL 
Chinescn,  Einwanderung  vun 

Ch.  üiiä. 
Chirurgen  HL 
Chitty  22. 

Cholera,  deren  Bekämpfung 

412.  413. 
Christentum  3^  fiäff. 
Cicero  11,  tLL 

Clayton'^ulwer-Vcrtrag  341, 

343. 
Colbert  211L 
Coniitas  gentium  2iä. 
Conseil  international  de  Sant6 

zu  Bukarest  237^  112  ff. 
Conseil  sanitairo  international 

zu  Tanger  237,  412  ff. 
Conseil  sanitaire  et  quarante- 

nairc  zu  Alexandrien  237, 

412  ff. 

Conseil  sLipeiicur  de  ^mt6  zu 
Küiislautinupel  23",  112  ff. 

Consolato  dcl  mare66.  a  10,3  LIL 

Consules  electi  LSlTf.,  2Ü2  ff. 

Consules  missi  Hilff.,  2112  ff. 

Continuous  voyage  494,  516, 
53L 

Convoyierung ,  C.  von  neu- 
tralen Schiffen  517,  534 
Creta  IS. 
CromwcU 
Cuba  la. 
Cypem  200, 


D. 

Dardanellen  2M. 
Debellario  30L  30|i  i^äff. 
D^claration  du  droit  des  geus 
142. 

De  facto-Untertanen  341  ff. 
Dehortatorion  47a 
Deklarationen  49,  .H77. 
Deklarationen,  HaagerD.  1899, 

1907  iia, 
Delikt,  Völkerrechtliches  D. 

147ff.,154.455,45r.,4.i7,460. 
Dfilit  ctnuplexe 
D61it  cDiincxc 
Deiuande  d'agieation  174. 
Demokrit  tLL 

Derivativer  Erwerb,  der  Ge- 
hiet.slioheit  MOü,  307,  315ff. 

Destination,  feindliche  D.  von 
Kontrebande  530,  53L 

DifcDste,  gute  D.  432,  ISßff. 

Dinglitlii'  Belastung,  I).  B.  des 
Staatsgebiets  durch  Servi- 
tuten 22L 

Diplomatische  Agenten  Ifilff., 
Klassen  der  d.  A.  lüäff, 
Geschäfte  176.  Verhalten 
gegenüber  dem  Absende- 
und  Empfiuig.^^.Htiiat  176. 
Rechte  der  d.  A.  mW, 
Verhfilnia  d.  A.  zu  dritten 
Staaten  Lü2ff..  HeendigUDg 
der  diplomatischen  Mission 
li!4ff. 

Dismembration,  eines  Staates 
133. 

Doctrine  of  continuous  trans- 

ports  riHL 
Doelwyk,  holläiul.  Seliiff  üSi» 
Dominium  cnüneuH  2^ 
Donaukommission,  curop.  D. 

236.  ^M,  3.S7. 
Drago-Duktrin  82^  363,  4iL 
Drahtlose    TelegrapHIe  2S9j 

42fiff.,  521L 
Drcinicilengrenzo  2112. 
Droit  (l  arr."t  Ü3  ff. 
Dum  Duiii-Geschosse  479. 
Dunant  4>3,  4iä. 
Durihfatirtstrassen  2liL  ilüff. 
Durchlaucht,  Titel  LÜL 
Durchsuchungsr.  326, 513,  äa2. 

E. 

Ebheünie  2iüL 

Ef  f  ek  ü  vi  tüt,  E.  der  Okkupation 
3Mff. 

Egypten  104,  gemischte  Ge- 
ridito  in  E.  232  ff.,  egyp- 
tiäche  Staatsschuld  23L  Be- 
kämpfung der  Epidemien 
4Liff. 

Ehen,  diplomatische  177,  373 
Ehescheidung  16,  SISTT 
Eheschließung  1«,  313  ff- 
Ehetrennung  1«,  313  ff. 
Ehren,  königliche  E. 
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Ehre,  Fordenin^cn  der  mili-  - 

täri&elion  E.  479,  Mv^ 
Ehrenrechte,  E.  der  Konftulen 

in  iiichtchri<>tl.  Staateu  22Il 
Ehrenwort,   EDtla&sung^  auf 

E.  ii2. 

Eid,  als  SiehcniDgsmittcl  bei 
Staatsvcrtrügen  "i". 

Eigonbcsitz  '-jj^ 

Eiffcntuiu,  feindliches  E.  47ft. 

Einheitsstaat 

Einbiirgerune  3Iiä. 

Einlassnn^spflicht  434. 

EinKiäsungszwang  4^4.  | 

Einlegen  t*?!- 

Eiiu|iiartieningen  496. 

Einreden,  E.  im  schiedsgericht- 
lichen Verfahren  449. 

Einreiten  2IL  j 

Einvernehmung  der  Parteien  ! 
im  Zivilprozeß  3S0.  | 

Einwanderung  353.  ; 

Einzclrichter,  der  Konsul  als  ' 
E.  223  ff. 

Eisenbahnen  4211  ff. 

Eisenbahafrachtrecht  375,  42S.  | 

Eisenbahnmaterial  4a7.  j 

Embargo  433.  457  ff. 

Enklaven  2aiL  i 

Entlassung  aus  dem  Staats- 
verband 35!). 

Entficheidungcu,  gerichtliche 
E.  als  Quelle  des  Völker- 
rechts iL 

Entstehung  der  Völkerrechts-  ' 
Subjekte  122, 

Erbschaft&streitigkeitcn  37it- 

Erfiillung  von  .Staatsvcrti-ägcn 

Erinneruugspflicht  der  Neu-  j 

tralen  44t;.  i 
Erkeuntniümittcl,  Völkerrecht-  | 

lieber  Grundsätze  ä2.  i 
Erledigung  intemation.  Streit-  ' 

Hille  m  ff. 
Erlöschungsgründe  der  i^taats- 

vertrage  ISA  ff. 
Erneuerung  (rcnovatio)  eines  ' 

Staatsvertrags  2<<3. 

Emorbcnc  Hechte  eines  Staats  : 
mff.  1 
Etappenweg  323.  | 
Europäisches  Völkerrecht  iL  j 
Eurt/pjlische  Zollunion  423.  ] 
Evakuationcn  4S(i  . 
Exekutiunstitel,  Vollstreckung 

von  E.  aüff. 
Exemtion  des  Monarchen  von  : 
d.  Strafgerichtsbarkeit  15S, 
von  der  Zivilgerichtsbar-  ' 
keit  15S.  von  der  Polizei-  | 

fcewalt  lös,  von  d.  Finanz- 
i<»heit  l.'is 
Exequatur  tPlacctj  für  Kon-  ' 

Buleu  214. 
Exterritorialität  d.  Monarchen 
15S ff., des  (Gesandten  lS2ff. 


P. 

Fabrikmarkenschutz  41(1. 
Fahnen  lüfL 

Faucignv  1  Ifi.  117,  47«.  i 
Feindscfigkeiten ,  Einstellung  ; 

der  5ii2i  aaiL 
Fetiales  ü2. 

Feudalismus,  dessen  Uberwin- 
dung tu. 

Fiktive  Okkupation  2Mi  HL 

Finanzkommissionen ,  Inter- 
nationale 237^  2fi3. 

Flaggen  l2iL 

Fehderecht  61,  fifi. 

Fiktive  BloEädc  iÜL  I 

Fischereibetrieb,  Schutz  des 
41«.  j 

Flotte,   russische  freiwillige 

Fl.  2üfL  I 
Flußmündungen,  Blokierung 

von  ii£L 
Flösse,  Internationale  2S7ff., 

335  ff. 
—  nationale  2ao. 
Flußgebiet  2fia  ff. 
Foedera.  der  Römer  BiL  \ 
Fonlerungcn,    von  .\ngehö-  ; 

rigcn  der  Gegenpartei  im  j 

Kriege  479. 
Fonnclics  Völkerrecht  liL 
Forniosa,  Blokade  der  Insel  [ 

4:is. 

Forstnuliungsrechto  a2IL 
Fraucnhaudel  (Mädchenhandel) 
404. 

Freihandelftsystem  42lL 

Fi-eiheit,  politiscbe  13* 

Krci\villigen-KoiT)8  477. 

Fremde,  Stellung  der  F.  zur 
Territorialholieit  des  Auf- 
enthaltsstaats .Uiaff.  j 

FVcmdenrecht  aiiaff.  ' 

Friedensabkommen  IS'J'J  bzw.  i 
1907        433  ff. 

FriedensSlokado  433.  läbff- 

Friedenspräliminarien  541. 

Friedensschluß  £21iff. 

Friedensvt'itriigc  &42ff. 

Friedrich  11.,  von  Preußen  la  , 

1". 

Gabclla  henMÜtaria  i'i'i-  < 
Garantie,  Sicherung  der  Staats- 

vertr4ge  2Iiff.  \ 
Garanticbcscbifisse  279.  i 
Garantiegesetz.  Italienisches 

G. 

Gebietshoheit  2S7ff..  Erwerb  I 
der  G.  3üüff..  Beschrän-  ' 
kung  der  G.  3 19  ff.,  Erhal-  j 
tung,  Beendigung  und  Ver-  i 
lust  der  G.  Ü2i.  j 

Geburt,  Erwerb  der  Staatsan-  I 
gehörigkeitbeiderG.üilff.  i 

Gedächtnistitcl  üÜL 

(ü'folge,  de*  (^e^^;lndten  173. 

Geheilte  Krieger  4S4. 


Geheimschrift,  mit  Chiffem 
179. 

Geiseln  217.  IM. 

Geistige  (ktrfmke,  Bekämp- 
fung des  MiUbrauchs  g.  G. 
408. 

Gelbhuch,  französisches  15. 
Gelbfieber,  dessen  Bckämp- 

fUDf?  ILiff. 

Geleitsbricfc  501. 

—  de»  Gesandten  I7r.. 
Gemeininteressen  46,  240,  291. 
Gemeinleben,  mensciilichc«  L 
Gemeinschaft,  Gedanke  fried- 
licher G.  L 

—  Idee  der  G.  zivilisierter 
Staaten  als  Prinzip  des 
Völkcni'oht»  fiiL. 

—  IntoiTJutiunale  4^  8^42^  59i 

Gcmeinverhältnisse,  Interna- 
tionale L 

Gemeiuwillen 

Gemeinzweck  SilL 

Gemischte  Zuclitpolizeige- 
richte   in  Kuustontinopel 
usw.  2äL 

General,  deutsches  Schiff  ähL. 

Generalakte  247. 

General  konsulen  211. 

Genfer  Konvention  50,  i^ff. 

Genfer  See  1 1** 

Gentiiis  29,  a2fi- 

Genugtuungspflicht  HI  ff. 

Georg  von  Podiebrad  Öi. 

Geriditü,  deren  Verantwort- 
lichkeit 150, 151.  gemischte 
G.  in  Egjpten  22t2ff. 

Gennanische  Konföderationen 
Iii. 

Gennanische  Staaten  fil, 
Gesandte  171. 

— ,  L'uverletzliehkeit  der  G,  im 

Altertum  ü2- 
Gesandtschaftsrecht      Iü2  ff , 

aktives  und  passives  G. 

Üüff. 

Geschäfte  des  Gesandten  176. 

Geschäftsgesandtc  170. 

Geschäftstnlger  III  ff. 

Gesetz  47. 

(icsetzgeber  LS. 

Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete 
des  Privatrechts  372  ff.,  des 
Straf i-ccliT'*  375  ff. 

Gesund hcitspflege  412  ff. 

GoAvaltverliältnis,  Die  Kriegs- 
gefangenschaft ein  G.  4M). 

Gewerbe,  Schutz  der  Iläff. 
Gewerbliches  Eigentum  411. 
Gewichte  AHL 

Glüubigerrechte,  deren  Siche- 
rung 363. 

Gowt)hnheitsrecbt  ü* 

Gleichgewicht,  Europäisches 
09.  Ii  ff.,  168^  iSSx 

GIcienheit,  derMcnsclien  ^,  f>4. 
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Greuzverti iipe  tGrenzregiilie- 
runßfsvcrtrafrci  300 

Griwlien,  Die  G.  ii.  <l.  Völ- 
kerrecht fiüff- 

Großmächte  Lilüff. 

(irotius  Iii  2!t.  32,  61» ff..  317, 
320.  394,TTÖ.  51<i.  hlL 

Grover  Clevelaiul  341 

(trfiiibuch,  italienisches  Ah. 

Grundrechte  der  Staaten  III  ff. 

H. 

Hiiatfer  Konferenz  190"  T.S. 

Haatcer  Konferenzen  IS'J'J, 
WM',  deren  Bedeutung  für 
die  Weiterhiidunif  des  Völ- 
kerreclits  nit,  ^  243^  III  ff.. 
'i  1 T  ■ 

Ilaagcr  Konventionen  1S99, 

1907  50^  ü 
Haa^er  Konventionen,  Qber 

intern.  Frivatre<'ht  5n,  Sl. 

■•17?! 

Häfen  2M. 

Maftnn^  cies  Staates  für  Ver- 
luste und  Schaden  läB. 

Halhsouveräne  Sfiatcn  90^ 
deren  Gesandt?chaftsrecFit 
16t).  deren  Reiht,  f^taats- 
servituten  zu  bestellen  32 1. 

Hallcck  Iii. 

Handel  4 19  ff. 

Handelsrecht  •I7.'>. 

Handels!»a(hen,  Kompetenz  d. 
Konsulargerichte  '-'30- 

Handelsveiträffe  Iii)  ff. 

Hansa  QiL 

Hauiitorgane  »ier  Völkerrcehts- 

subjeKte  Inöff. 
Hausvsklavci-ei  4or. 
Hav-  Pauucef«ite- Vertrag  'M 1 . 

'•Ain 

Hebammen  414. 

Hebriden  297. 

Heilige  Allianz  Uff. 

Heiliger  Stuhl,  völkerrecht- 
liche Stellung  des  h.  St. 
mff. 

Heinrich  IV.,  von  Frankreich 

Iii- 
Herzog,  Iteut.sches  Schiff  ilL 
Hilfggcscllschaften  für  Kriegs- 
gefangene 4S2. 

Hilfsorgaue  der  Völkerrecht.s- 

ftubjektc  Iii  ff. 
Hochseefischerei  329. 
Hoheit,  Titel  lülL 
Ho»pitalsehiffc  4S^,  •'>!?- 
Hu6,  Vertrag  von  1SS4.  Iii 
Hubertsburger  Frieden  1763. 

72. 

Hidl,  Huller  Affäre  453,  AIlL 
Humane  Sitte 

Huron-.  Krie-  und  Ontario- 

See  ÜIIL 
Hvpothetisches  Völkenecht 
■  LLL 


L 

Idee  des  Völkerrecht.s  1  ff.,  im 
Westfälischen  Frieden  To, 
in  der  Zeit  noch  1S4S— 76. 

Imina,  englisches  Schiff  -'»3 1 .  j 

Immobiliarklagen  37 '.i. 

Imperative  der  Moral,  Sitte, 
des  Recht»  2iL 

Indigenat ,  Völkerrechtliche» 
L  Ii. 

Individuen,  rechtliche  Stellung  i 
der  1. 344  ff.,  Voraussetzung  I 
der  rechtlichen  Geltung  o. 
L  ML  ' 

Industrie,  Schuhs  der  L  413ff.  1 

f tilialurpapiere  .37 .'i. 

liiliibiturien  473. 

Innerstaatliches  Recht  iL 

Institut  de  droit  international 
31»  iL 

Instruktion  der  Gesandten  Iii. 
—  über  die  Ausfidirung  der 

Genfer  Konvention  4>7. 
Intercursus  magnus  1496  ßL 
Interessen,  Solidarische  L  5^ 

65,  434. 
InteressenkonfliktedcrStjiatcu 

iMtf.  I 
Intci-essensphili-en,  deren  Ab-  ■ 

grenznng  L  Afrika  302. 303. 
Internationales    Bureau  im 

Haag  239,  iiL  ; 
Internationale  Gerichte  239,  | 

447,  44S. 
Internationales  Recht  to. 
Internuntius  171. 
luterpHrlameutarischc  Konfe-  ' 

rcnxen  öS,  441.  ! 
Interregnum  129,  135,  VUk  ülL  ' 
Intervention  75^  274,433,4.'»9ff. 
Islam  üfi. 

Ismail  Pascha  liLL  ; 

J.  I 
Japan  55,  78,  199,  ÜIL  I 
Jonische  Inseln  i  u^ 
Juden,  Die  J.  n.  d.  Völker-  i 

recht  üiL  ; 
Juristische  Person,  Der  Staat 

als  j.  P.  hL 
Jus  albinagii  422.  j 
Jus  gentium  UL 
Jus  naturale  IL  j 
Jus  sanguinis  .H40.  i 
Jus  soll  341» 


Kabel,  submariue  Kabel  322, 

330,  375.  i2h  ff..  49S,  illL  \ 
Kabelschutzvcrtrag  1SS4,  375, 
Kanaken  lÜlL  [4257^ 
K.uialf^crvituten  a2iL 
Kuuälr  2*>Uf. 

Kanonen,  Abfeuern  v.  K.  140 
Kanoneuschußweite  2il2  ff. 
Kapellcni-ccht  lillff. 
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I  Rechtshilfe,  Intcniationaleäll,  I 
I      in  Zivilsachen  ähUtL,  in  [ 


nicht  streitigen  Sachen  3b8, 
in  Strafsaclien  3312  ff. 
Recbtshilfegesctze  .t""- 
Rochtshilfeverträgo  877  ff. 
Rechtsiuteressen,  Gemeinsame 
Wirksamkeit  der  Staaten 
im  Bereich  der  370  ff. 

Rechtspflege  5»  all  ff- 

Rechtssätze,  Bildung  von  Ii 

Rcchtsctzendcr  Vertrag  45.43. 

Rechtsquelleu,  Internationale 
15i  2i. 

RccEtsstaat  41. 

Rechtsstreitigkeiten,  Interna- 
tionale 21L 

Rechtssubjektivität,  des  Men- 
schen 3. 
Reeden  234  ff. 

Rocueil  des  traitös  von  Mar- 
tens 311 

Recueil  international  des  trai- 
t^s  du  XX'  c  Sii!clc  3L 

Rciiitepatioii,  Erwerb  der 
S iut.sa uji L-i in rigk L- i t  du rch 
3äL 

Roklamcvcrfahren  ä31L 
Rekognoszierungen  4S0. 
Religionsübung,  Freiheit  der 
402. 

Religionsübung,frcie,derKon- 
sulcn  in  uiehtchristlichen 
Staaten  220. 

Religiöse  Interessen  431} ff. 

Renaissance  Iii. 

Rcparationspf  licht  141  ff. 

Repräscntation8reclit,der  ober- 
sten Organe  lälff. 

Repressalien  433. 

Repression,  strafrechtliche  des 
Sklavenhandels  usw.  ■I04f  f., 
des  Fraueuhandels  4itlff. 

Republik  IM  ff. 

Requisition  321  f.,  R.  im 
Kriege  Mi  ff. 

Resideiitcui  ITÜ. 

Resolutivbediuguuc:,  Eintritt 
der  R.  als  Eriristhuags- 
grund  der  Staatsv  ertrage 
284. 

Itosponsales  163. 

Retentionsrecht,  Geltend- 
machung des  R.  im  Kon- 
kursverfaliron  -Hs". 

Revision,  im  Schiedsverfahren 
443  ff. 

Retoreion  8L  4M,  4ä4ff. 
Revolution  des  Jahres  1$4S 
HL 

Revolution,  französische  12. 

Re/ipio/ität,  bei  Auslieferung 
wegeu  strafbarer  Handlun- 
gen 33fL 

Rheinschiffahrtsgerichtc  233. 

Robben,  Robbenfang  333. 

Robbenschutz  AHL 

Rolin-Jaequciuyuä  34. 
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IJnmcr.die  H.  u  tl.  Völkcrrwbi 
CÜff. 

Hooskild,  Friodcn  von  IL 
Hotbucli,  östcrr.  un».  4^ 
U«itps  Kreuz,  (Jescllschartcn 

des  r.  K.  1S5. 
i^uniliiiien  TSj  lo5.  20".  TM. 

Kußlaiid.  Eintritt  in  die  europ. 
StaatenKcniein!4fhaft  IL 
A  Ufiliofcrungsvortnlffo  .'tlH). 


Salinen,     Licfenniuoi     ans  i 
j^taat&salinen  ')12.  ' 
Saouidungen   von   \'erlriigcn  ■ 

8ann>u-In»eln  US,  207. 

SauttutsänittT    in  Konstant) 
nopcl  und  Alcxandi  ion  IL! 

Sanitiit^anslalten,  Schut/  dei' 
im  KrioKc  ^-"i- 

8aiiität!»koninii.s»ionon ,  IiitiT- 
nntionalo  S.  in  Kon- 
stuiitiiiopcl  aif  froiiditliclrcs 

Saiiitätsmatcrial  l«»r>. 

Sanitiit!*jj»'i-sonal 

Sanktion 

Santucfi  rii>. 

Satzunff  '>''. 

Sanf  c'unduit  ITfi 

S<'lia<Ieii»cr»at7.|)fliclit  Iii  ff. 

S^chiedsveifaliiTn  1  l'>ff.,  abgo- 

kiirzlcs  S. 
S('liieds};oricht ,  VoIIstreckunp  | 

von  Kntsrlicidujij^en  finos  ; 

8.  Bildung  des  S.  4-17. 
Siliiwl.sliof,  ständiKer  im  Ilaaff 

23U.  4-1«) ff..  4.M> ff 
^'fliiodsrichtoraml  dt-s  l'ap^^tt-s 

im  -Mittt'laltor  (j^  ülL 
Sdiiodssprcchunfr.  Obliffato- 

ri.Hclio  22^  ilL  114^  ! 

44Ö,  bei  ICintreibnnff  von  ■ 

Vertrapisdinlden  4-'i1,  4 .')■'!■ 

Siliii'dssprijeh  22^   iILL   4_M,  i 

Wirkung  des  S.  4.'ii). 
S«hiedsvertrag  441.  44vff 
.Siliii'dswesen  ÜOff.,  (Ireiizcn 
tier  Anwendbarkeit  iles  .S. 
dA2ff. 

Sdiiffbarkcit.  Internationalo 
'ML  I 

ScidffaJirt,  deren  Sehutz  417. 

Sdiiffalirtsgcwcrbe,  Schutz  d. 
S.  HiL 

Sdiiffspapiere  512.  51.t,  .'):t.-t. 
Selileiehliandel  ■•t!>7. 
Sddcbwig-Holstein  2!)7. 
Sduitzgenossen,  deren  Vertre- 
tung durch  Konsulen  2Ü  : 
Sdduüaktc  247. 

Schluliprotokoll ,   beim    Ab-  ' 
i*chhiU  von  Staats  vertrügen 


Sachregister.    I{— S. 


.•^diutzanspruch,  der  Staatsan- 
gehörigen :uw,  ohne  Kück- 
sidit  auf  den  Aufenthalt 
im  .-\u.-«lande  :k>1.  i 

Sduitzbrief  5(>1.  • 

Sdmtxgebiete  2!»Sff. 

Scliutzgenosseu  211  ff.  I 

Sdiutzvcrtrago  Mllff.  { 

Schwarzes  Meer  2'.t4. 

Schweiz  1  l'j.  I 

SeehMueiiengrenzc  2',>:h. 

Seebeutcreclil  51*>. 

Seefra<rhtrecht  '^~-> 

Sceliandelsgeridit,  gemischtes 
in  Kjiiistantinopel  2H 1 .  i 

Seekrieg.  Krieg^feid  im  S.  47  j. 
Vei'stärkung  der  bewaff- 
neten Macht  im  S.  477,  Aus- 
dehnung der  (ienfer  Kon-  , 
venti(m  auf  den  S.  4>'4. 
ihlft 

Scekriegiirecht  73^  Besondero 

Grnndsätzo  ties  S.  öMff. 
Seen  2ilff. 

Seenot,    Hinlaufen  neutraler 
Seliiffc  in  einen  blokiertcn 
Halen  bei  S.  40M,  Einlaufen 
feindlicher  Schiffe  in  neu-  , 
trule  iiäfeu  bei  S.  522^  j 

Sceraub,  de^ssen  Bekämpfung 
im  Mittelalter  fiTj  Bekämp- 
fung des.  S.  üMff.,  yT7. 
Behandlung  der  Kaper  als 
Seer.üuber  47»'. 

Seerecht.sdek!arati<ju,  Tariser  ; 
50^7«^  47'>,  hU. 

Seezercmoniell  }4o,  'f-Mt 

Segelstreichen  1 4o. 

Si'lbstbertdiränkung,  Bedeu- 
tung d.  S.  für  die  Kechts- 
bilduug  iL  ! 

Selbstgenüggamkcit  Ij  2»  ' 

Sdbsthilfe  143^  jao.  2^2^  Ein- 
»(rhränkung  der  Anwen- 
dung der  S.  4H3.  \' erbot 
der  S.  IMi  Ülff,  S.  zum 
l'iiter.sehied  von  Interven- 
tion 4lil. 

Seiden,  John  .'i2ri.  ' 

Seneca  UL 

Si'iiarataitikel    in  Staat.sver- 

triigcn  27  2. 
Serbien  7S^  lOo^  200^  Ht2. 
.*^ervitutc8  jur,  geiit.  naturales 

aiL 

Sidierlieitsgefaiigeno  Im) 
Sitte.  .Ma.vimeii  der  S.  L 
Sittliche  Intereswii  looff.  ' 
Sittlichkeit  ilti,  4iKt. 
SkandinaviscFe  liinder,  deren 

Neutralir*ieru))g  Iis. 
Sklaven,  Auslieferung  v.  SÜl. 
Sklavenhandel  ^VIU,  m;  f f..  4i)£, 

4M». 

Sklavenrjinb  Hü  ff.,  iah. 
Sklaverei  62^  312,  ÜÜL  \ 
SokratCi»  liL 


553 


Solidarität  «h^r  Interessen  5,  Ii, 
B5.  300,  HTT,  3Sit. 

Souvei-anüjit  ti,  S.  9,  staatsr. 
und  völkeri-.  Seite  der  S. 
Sit,  iiilff. 

Spanien,  Erlöschen  der  Sume- 
matie  S.  71^  im  Entuek- 
knngszeitälUT  2!>9,  Aus- 
lieferungsvertrag mit  KuU- 
land  aiilL 

Spezialität.  Grundsatz  der  S. 
der  Auslieferung  400. 

Spionage,  4  So 

Spirituosen,  Handel  mit 

sjjradie,  Diplomatische  139. 

Springbok,  englische»  Schiff 
.S31. 

Staat  3Ö,  hü  ff. 

Staaten,  Einfache.  Staatenvei- 
bindungen  HL 

Staatenbund  ilL  (.U'sandschaf  ts- 
recht l<t7. 

Staaten >\ stein,  freies  Staaten- 
svstem  im  UL  Jahrhunderl 

Staatenverbindungen  äL 

Staatsaugehörige  Ülff ,  deren 
Stellung  zum  Hoimatsstaat 
liaff. ,  .Niditauslicferung 
von  St.  äülL 

Staatsangehörigkeit  3 17  ff..  Er- 
werl)  der  St.  ilüiff.,  Ver- 
lust der  St.  '.'>:>>  ff. 

Staat.>*archiv  M. 

Staatsbilduiig.  natiimaie  L 

Staatseigentum,  leindlichcj«.  be- 
wegliches 4!i7j  St.  an  Bord 
neutraler  Sihiffe  yM 

Staatsgebiet  2>7  ff .  Erwerb 
des  St.  301,  ff. 

Staatsgenossen  347. 

Staatsgrenzen  diilff. 

Staalsmoral  liL 

Staats<d)ereigentuin  2hh. 

Staatsrecht  3ö,  äuUeres  St.  iL 

Staats.xervituten  4tL  3rjff. 

Staatstitel  LllL 

Staat-sveilräge,  als  (Quelle  de» 
Völkenedits  ü  st.  im  all- 
gemeinen 2J7fr.,  Möglich- 
keit von  St.  24'.lff..  Ver- 
bindlichkeit der  St.  2iliff., 
Abschluß  der  St.  2.">r>(f  . 
Die  Verhandlungen  2111  ff., 
freie  Willensbestinimung  d. 
Kontrahenten  ütiff..  Mnü- 
fikation  der  St.  2(i4ff..  (Je- 

är»'nstand  «ler  St.  2üllff., 
^rni  der  St.  21Lff.,  Bc- 
teiliifung  d)itter  Staaten  an 
St  2Iüff.,  Arten  der  St. 
274  ff.,  \Virku))g  und  Siche- 
rung der  St.  211  ff..  Aus- 
legung von  St.  2Soff.. Dauer, 
Üestätigung,  Erneuerung, 
Wieilerliei-stellung  und  Er- 
lösdien vwn  St.  2h2ff. 
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StaatHvtdk  3iL 
Süindcsamtliclio  Funktionen  t\. 

Gesandten  17".  der  Koubu- 

len  21iL 
Standreeht,  Proklamicrang  d. 

St.  4IL  'AM. 
Statusklaijen  .iTit. 
.Steuern  »'i'j 

Stcuerkontraventionon  3i)T. 

Stoiker  ILL 

Strafaufla^en  AM. 

.Straf kompetcnz  des  um  Aus- 
liefertüi;r  ersuchenden  .Staa- 
tes 

Strafreclit.  Internationales,  HL 
StrafverfolfTimjr  aSliff. 
Straudbattericn  2Iü 
^>lri'icliun  der  Fiaffge  140. 
Streitigkeiten,  inteniationale 

4suff ,  AiJff. 
.*^id>jekte,  <l.  Völkerrechts  Süff. 
8udau  'l'A'. 

.Siiezkanal  TM,  342.  Nentrali- 

»ieruHf?  342, 
.Suezkanalkoniniission  2clT,r>4.'i 
.Sukzession  der  .Staaten  1211  ff. 
hjully  Iii. 

Suspension  der  diplomatischen 

Slission  1  Oft. 
Suzerän  Ui2ff.,  lülL 

T. 

Taihn  r.'ujd  LLL 
Toi  WC},',  als  (Jrenze  'to-'^ 
Tausch,  von  Gebietsteilen  .Slii 
Telegraphen  i22.if. 
Telefriaphen-  unil  'J'elephon- 

einrichtunfren  4')7 
Telegrapheuuuion  4j'>. 
Telephon  iiUff. 
Tesuinicnte,    der  Kriefrs^c- 

fangcnea  4SI. 
Thiers  LLL 

Territoriiun  clausuni  'jsi». 
lextor  iL 
Thomasius  aiL 

Tien-Tsin,  Vertrag  v.  T.  l^x.i 

II  Q.  tüü 
Tonkin  l  Itt 

Totale  Annexion  Ulli  ff. 
Tradition,  als  Erfordernis  ^fül- 
tiger  Zession  :tl7.  mis 

Traite  l)Ianche  U'raueuhandel 
iMff. 

Transport,  von  Verwundeten 
und  Kranken  durch  neu- 
trale» (k'biet  ö2ii  522i  T. 
von  Militäipersonen  und 
Krieff**inatcrial  dui"di  neu- 
trale Schiffe  rt>.T 

Trennun;;.  von  dem  bisheri^'on 
Staatsvi-rband  l-^J 

Trentfall  bliL 

^r^■^•es  ijcclieresses  .tI  1 

Troppau,  Koiipt-ß  zu  T.  ü 

■Jimi.s  im,  2tNij  4 •->■>■ 

Türkei  öT,  TS,  iü  ff , 


ir. 

Ucbertretunpen,  Kompetenz  d. 

Konsulen  237 
I'ebcrtritt,  leindlich.  Truppen 

auf  neutral,  (»ebiet  521.522. 
Uferstaaten,  der  interuation. 

Flüsse      liSiL  aa^ 

l'ferstaaten,  Iloheitsrechtc  der 

L".  31111  ff. 
l'feretaateukommiasionon  ;nt, 

ritiniatutn  472.  j'.t 

Umstandsklauscl  l.-tS. 

ljnw.andluiifr.  von  Kauf- 
fahrteischiffen in  Kriejfs- 
schitTe  47s. 

Cuiwege,  Zufuhr  von  Kontre- 
bandc  auf  F.  ;i.Hi 

Fnabliän;;ifrkeitserkl."ir.  12iL 

rnfalivci-sicherunj^  4IH. 

Uniform,  .Miübrauch  der  F.  d. 
des  Feindes  47'i. 

Unionen,  Intern.  U.  7i>,  :i70  ff., 
illllff.,  Hj. 

Universalität.  I'.  der  Konkure- 
cröffnunjf  ös(i.  .hvt. 

Universahnonarchie,  d.  christ- 
liche U.  iii. 

L'ntcrganj;  des  Vertrags','ejiren- 
standcs  2^^- 

Unterjt,'ang,  der  .Staaten  l'2S  ff. 

Unterlassungspflicht.,  d.  Neu- 
tralen 520i  52L 

Unter.suchungskommissionen. 
luteniation.  U.  iM.  4.t1  ff. 

Untertanen  :i4()  ff..  1".  d.  neu- 
tralen St.iaten  '>-2')  ff. 

ünverantwortlichkeit,  «i.  Mo- 
narchen l.'iti. 

Unverlctzliclikkeit,  fremd.  jMo- 
narchen  1.'»^,  <ler  (Gesandten 
l**».  ist,  der  Konsulen  in 
nichtcliristl  Staaten  224, 
d.  Verwundeten  u.  Krank. 
ihH  ff.,  des  ncntralen  dc- 
biets  ÜIL 

Urheberrcclii  Schutz  des 
U.  ilHiff.,  Iii  ff. 

Urkunden,  ausländ.  U. 

Ursprungsländer,  der  Kpide- 
niien  414. 

F'suqiation,  Ausübung  d.  Ge- 
(»andt.schaftsrcchts  in  Fällen 
der  U.  liü^ 

Utrecht,  Frieden  von  U.  Iii  j 

I 

Vasalienstaaten  lO'^ 
\-attel  ai 

Venezuela.  Jilokadc  gegen  4 ■»'■>- 
Verriuderung   der  Unistände 
bei    X'ertrags  Verhältnissen 

Verantwoitliclikeit,  rechtliche 
V.  d.  Staaten  LH  ff.,  mittel- 
bare V.  Uli  ff. 

Verbrechen .  Kompetenz  der 


Konmiien  227,  Auslieferung 
wegen  V.  SSiL 

Verbrechertum,  Bek.ämpfung 
des  V.  üSSff.,  407- 

Verfahren,  in  völkcnecht- 
lichcn  Streitigkeiten  SK 
480  ff.,  sehieddgerichtlichcs 
V.  lifsff.,  abgekürztes 
Schiedsverfahren  450.  der 
intern.  Untersuehungskom- 
missioncn  UlLU. 

Verfassungsänderung  iH-i. 

Verfassungsrocht  äi. 

Vergehen,  Kompctenzder  Kon- 
snlen  227.  Anslicferung 
wegen  V.  ällü 

Vergiftete  W.affen  4111 

A'ergleich  22^  als  Mittel  der 
Kricdiguug  eines  Streitfal- 
les 43.V 

Vergleiche,  Vollstreckung  ge- 
richtlieher  V.  aiiL. 

Verhandlung  im  schiedsge- 
richtlichen Verfahren  Milff. 

Verhandlungen,  Diplomatische 
V.  d.  Völkerrechtssubiekte 
2illff. 

Verhandlungen,  Diplomatische 
V.  der  Stii'itteile  üüff. 

Verheerung  479. 

Verheiratung  Erwerb  d.  Staats- 
angehörigkeit durch  V.  :ihO. 

Verhindeningspflichten  d.Neu- 
tralen  520^  älL 

Verkehr,  Mittel  <les  rechtlichen 
V.  2Aüff. 

Verkehisfreiheit  der  Neutralco 
im  Kriege  ■'»'^4,  .V2r>. 

Verkehrsmittel  42a  ff. 

Vermittlung  2^  Tt!^  4.S2  ff., 
besondere  V.  44» 

Vermögen,  öffentliches  und 
Privatvermögen  im  Kriege 
laiiff. 

Veniunftnotweniligkeit  I. 
Verona,  Kruigreü  zu  V.  Ii. 
Verordnung  II. 
Verordnungen,  internationaler 

Ik'hördcn  5Ü. 
Verj>achtung  von  Gebietuteilcn 

2111  ff. 

N'erpfäudung  von  beweglichen 
Sachen  27s,  V.  von  Torri- 
türien  2113  ff. 

Vei-saillcs,  Frieden  von  V. 
ns'{  12. 

Vci>uch,  .\nslieferung  wegen 
V.  eines  Verbi-echens  H97. 

Verwaltung  des  okkupierten 
feindliehen  («cbiets  illüff. 

Verwaltungsbeamte.dcren  Ver- 
antwortlichkeit 151  - 

Verwultungsgemein.schaften. 
Internationale    V.  22ihff., 
am  ff. 

Vcrwaltungsrat  stündiger  V. 
im  Haag  lü. 
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Vorwaltunfrsiooht,  Internatio- 
nales V.  13, 7s.  an  ff. 

Vonvundetc  ütiTTT 

\'ci-ziclit  bei  StJiatsvoitriipen 
•2S4.  V.  als  Mittel  der  T:r- 
ledi^rung  eiiu's  Streitfalles 

jaiff. 

Vimlikatioiisansprüche  im 
Konkursverfahren  rtST. 

Visitationsreclit  iiaff.,  ;ia2ff. 

Vizekonsulon  i\  I 

Vofjelschutz  iUh 

Volk  !j  Iii 

Volkennonil  36. 

\'ölkerrecLt,  ße^iff  <L  V.  (L 
Heneunnnff  d.  V.  10.  na- 
tnrliclies  oder  ])hiloMop|ii- 
sclies  V.  Verhältnis  zu 
verwandten  Materien  ^(5, 
Geltungstfehiet  53.  Ent- 
wickluu^fs^anir  dön'.ä2ff.. 
absuluteä  u.  hvpothetisches 
V.  Lü. 

\'ölkorreeht.  Prinzip  des  V.  ^ 
Völkerrechtliches  Eigentum 
•jss. 

Völkerrei'htssnhjekte  SC» ff. 

Völkerreehtswissenseliaft 

Vülkerwandenui'r,  Die  V.  und 
da»  Vwlkeneeht  ILL 

Vollmacht  des  tJesandten  t^■^ 

VollstreckuiifC,  ausländischer 
Ziviluiteile  äüff..  ausl. 
Strafurteile  werden  nicht 
vollstreckt  3!)uff.  .d. Schieds- 
spruchs 4:i<> 

\'o[lstreckunpsverfahren  in  Zi- 
vilsachen iihjfl. 

Voruiund.schaft  Ij^  374. 

Vorverfahren  im  schie<ls;f*'. 
lichtlichen  Verfahren  j4'.i  . 


W. 

Waffenmhe  äiüff. 
Waffenstillstand  üü2ff. 
VVahikonsulen  lülff.,  2!l2ff., 

Wappen  13S. 

Waren/.eiehcnschutz  115  ff. 
Washington,  Neutralitätspro- 
klamation  W.'s  -MT. 

Washin;;ton  Vertrag  von  W. 

V.  »1.  Mai  1S71  ÜL 
Washinptoner  Kepelu  .^21. 
Wasseryebiet  Ihn  ff. 
Wechselreeht  i!5j  37.^- 
Wei-Ilai-Wei  21>iL 
Weißbuch,  deuLsches  ü 
Weltfrieden,  Ideen  tles  W.  im 

Ul  Jahrh.  üi. 
Weltpostverein  42.'). 
Welti)ostverein.  Huroau  d.  W. 

als  Schied>;,'cncht  221iL 
WestfrUischcr  Frieden  tili  ff. 
White  Slave  tniffit  (Fraucn- 

handel  >  AM  ff. 
Wiederaufnahme,  Antrag  des 

ötaatsanxehöriijen  auf  W. 

im  Heimatsstaat  3ii0. 

Wiederherstellung^  eines 
Staatsvertrafrs  2hh. 

Wiener  Konjrrell  Iii.  lll.mff., 

403.  122, 
Willi.ini  Scott  -''M- 
Wirlseliaftlidie  Staatsservitut. 

Wisby,  Seereeht  von  W.  43,  tüL 
Wismar 

Wohlfahrtspfie^re,  5.  4»>j  27i>, 

attti,  37:».  IM  ff. 
WoTTfrChristian  äi 


I  ,  ^ 

'  Zcitablauf,  als  Erlöschung:»- 

I       grund  d.  Staat»  vertriijfe  ->s.t. 
;  Zcrcmoniairccht,  d.  Gesandten 
i  m 
Zon-moniell  Uli  ff. 
Zcremonicllgegcnstände  140. 
Zerstr)run{f.  femdlieher  Schiffe 

513,  .'>23. 
Zesaum,  de»  Sta;itsgebiets  30fi. 

iliff.,  freiwillige  Z.  HIH. 
ZessionavertrSgc  306,  115  ff., 

als  Unterwcrfungsverträge 

d.  Häuptlinge  L  Afrika  313. 
Zeugen,   Verhör  von  Z  in 

Zivilsachen  3S0ff..  in  btmf- 

sachcn  älil  f f. 
Zeugnispflicht,  Befreiung  der 

( Jesandteu  von  der  Z.  1 87f f., 

Z.  im  Zivilprozeß  IIM  ff. 

und  Strafprozeß  3!Mff. 
.  Zivilgerichtsbarkeit,  streitige 

Z.  üii  ff. 
Zollanschluß  123. 
Zollkontraventioneu  3'.>7. 
Zolltarife  12i 
Zollunionen  123. 
Zollverein,  Deutscher  Zollver- 
Zollwesen  122.         [ein  123. 
I  Zouche  n,  aii» 
Zuckerexportpriimicu  417. 
Zul.issigkeit.  ethische  L 
Zustellungen,   in  Zi\ilsachen 

380,  in  ^traf8a(•hen  JÜLL 
i  Zwang,  als  Kriterium  d.  Rechts 

22. 

Zwang,  Kompulsiver  24^  IHL 

Zwangsreaktion  2i. 
;  /wisehonstreit,   im  .Schieds- 
verfahren 44!>. 
I  Zwölfmeilcndistanz  22j» 
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